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Vorwort 


Eine  Gesammtüarstellung  des  österreichischen  Staatsrechts  ist 
ein  längst  gefühltes  Bedürfniss.  In  dieser  Richtung  bedarf  daher 
der  Verfasser  wohl  keiner  Rechtfertigung  seines  Unternehmens.  Es 
dürften  wenige  Worte  über  den  Plan  und  die  Tendenz  dieses 
Werkes  genügen.  Eine  wissenschaftliche  Darstellung  des  Staats- 
rechtes darf  nicht  ein  trübes  Gemenge  philosophischer,  historischer 
und  statistischer  Notizen  sein ;  sie  muss  vielmehr  in  streng  \r 
Systematik  ihren  Stoff  juristisch  behandeln.  Diesem  Ziele  hat 
der  Verfasser  nach  Kräften  nachgestrebt.  Sein  Werk  verfolgt 
einen  doppelten  Zweck. 

Zunächst  soll  das  Werk  den  Bedürfnissen  des  aka- 
demischen Studiums  dienen,  für  welches  bisher  ein  Leitfaden 
dieser  Disciplin  nicht  existirte,  und  bezeichnet  sich  deshalb  als 
Lehrbuch.  —  Es  soll  aber  nicht  minder  für  die  Praxis  ein 
willkommener  Rathgeber  und  ein  bequemes  Nach- 
schlagebuch werden. 

Seinem  Inhalte  nach  umfasst  dasselbe  nicht  nur  das  soge- 
nannte Verfassungs-  oder  Staatsrecht  im  engern  Sinne  des 
Wortes,  sondern  auch  die  Grundzüge  des  Verwaltungs rechtes, 
letzteres  mit  Berücksichtigung  der  administrativen  Judikatur  und 
der  Entscheidungen  der  Gerichtshöfe  des  öffentlichen  Rechtes. 
Die  Aufnahme  des  Verwaltungsrechts  in  das  System  des  Staats- 
rechts rechtfertigt  sich  durch  die  Erwägung,  dass  das  Verwal- 
tungsrecht die  Zwecke  und  Aufgaben  des  Staates  in  konkreter 
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Weise  feststellt,  die  öffentlichen  Rechte  und  Pflichten  bestimmt 
und  die  Grenzen  zwischen  öffentlichem  und  individuellem  Leben 
determinirt.  Ohne  das  Verwaltungsrecht  ist  das  Staatsrecht  zu- 
meist ein  dürftiges  Gerippe  abstrakter  Sätze,  die  in  dieser  Allge- 
meinheit im  praktischen  Leben  keine  Anwendung  finden. 

Bei  der  Massenhaftigkeit  des  Stoffes  konnte  selbstverständlich 
nicht  auf  alle  Einzelnheiten  eingegangen  werden,  sondern  es  war 
kluge  Auswahl  des  Wichtigen  und  möglichst  konzise  Formulirung 
der  Rechtsgrundsätze,  aus  denen  das  Detail  sich  leicht  ableiten 
lfisst,  geboten. 

Möge  das  Werk  eine  wohlwollende  Aufnahme  finden,  und 
mögen  Fehler  und  Mängel  der  Anlage  und  Ausführung  darin  ihre 
Entschuldigung  finden,  dass  dasselbe  der  erste  Versuch  auf  einem 
bisher  unbebauten  wissenschaftlichen  Felde  ist 

Prag,  im  Oktober  1882. 

Der  Yerfasser. 
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Einleitung. 

I.  Vom  Staatsrechte  überhaupt 

§•  i. 

Begriff  des  Staatsrechtes.1) 

Das  Staatsrecht  ist  ein  Theil  des  Öffentlichen  Rechtes. 

Das  Privatrecht  ordnet  die  Rechtsbeziehungen  der  Individnen 
als  solcher;  es  dient  den  Interessen  und  Bedürfnissen  des  Einzelnen, 
indem  es  seine  Willensmacht  in  der  Sphäre  des  Vermögens  nnd  der 
Familie  bestimmt  nnd  begrenzt 

Das  öffentliche  Recht  entsteht  ans  der  Verbindang  der 
Menschen  zu  Gemeinwesen,  welche  eine  Organisation  und  in  Folge 
dessen  einen  Willen  besitzen,  dem  die  einzelnen  Glieder  unterworfen 
sind.») 

Das  höchste  aller  Gemeinwesen  ist  der  Staat  Derselbe  ist  die 
Organisation  eines  Volkes  innerhalb  eines  bestimmten  Gebietes  zu  einer 
juristischen  Persönlichkeit. 

Die  Factoren  des  Staates  sind:  das  Staatsgebiet  als  sachliche, 
und  das  in  kleinere  Gemeinwesen  gegliederte  Volk  als  persönliche 
Grundlage;  dann  der  die  Glieder  des  Staates  beherrschende,  mit  der 
nöthigen  äussern  Macht  ausgerüstete  Staatswille  (die  Staats- 
gewalt). 

Diese  bedarf  zu  ihrer  konkreten  Darstellung  bestimmter  Organe, 
in  deren  Thätigkeit  der  Staatewille  zu  Tage  tritt. 

Das  Staatsrecht  ist  somit  die  Rechtsordnung  des  Staates  als 
herrschenden  Gemeinwesens.   Als  juristische  Disciplin  behandelt  das 

l)  Vgl.  die  Lehrbücher  des  deutschen  Staatsrechtes  von  G.  Meyer, 
S.  24;  H.  Schulze,  §  1;  Zachariae,  §  1;  Zöpfl,  §  18  und  19. 

*)  G.  Meyer,  Lehrbuch  S.  26,  und  Bähr,  der  Rechtsstaat,  nennen 
das  öffentliche  Recht  auch  Genossenschaftsrecht. 

Ulbiioh,  Oesterreich.  Staatsrecht  1 
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Einleitung.   I.  Vom  Staatsrechte  überhaupt. 


Staatsrecht  die  Organisation  und  die  Lebensfunctionen  des  Staates  so- 
wie die  Grenzen  seiner  Gewalt  gegenüber  den  beherrschten  Snbjecten.1) 

§  2. 

Gliederung  und  Begrenzung  des  Stoffes. 

L  Zunächst  behandelt  das  Staatsrecht  die  Organisation  des 
Staates,  d.  i.  die  Elemente,  Glieder  and  Organe  desselben  in  ihrem 
wechselseitigen  Verhältnisse  und  die  darauf  beruhende  Gestaltung  des 
Gemeinwesens. 

Im  Staate  erscheinen  die  Individuen  als  Trager,  Glieder  und  Organe 
desselben.  Sie  bilden  in  ihrer  Gesammtheit  das  Volk  als  persönliche 
Grundlage  des  Staates;  sie  werden  als  Glieder  des  Gemeinwesens  inner- 
halb gesetzlicher  Schranken  von  diesem  beherrscht;  sie  üben  aber  auch 
wieder  im  Namen  des  Ganzen  politische  Befugnisse  aus.  Es  kommt 
daher  die  grundsätzliche  Abgrenzung  der  Staatsgewalt  gegenüber  den 
beherrschten  Subjecten  und  das  Mass  der  denselben  zukommenden  po- 
litischen Rechte  in  Frage. 

Die  Lehre  von  der  Bildung,  dem  gegenseitigen  Verhältnisse  und 
dem  Wirkungskreise  der  Organe  des  Staates,  sowie  von  den  politischen 
und  Freiheitsrechten  der  Staatsbürger  bildet  das  Verfassungsrecht 
Dasselbe  ist  gegenüber  den  andern  Gebieten  des  öffentlichen  Rechtes 
eine  Ordnung  höherer  Art. 

II.  Sodann  befasst  sich  das  Staatsrecht  mit  dem  Leben  des  orga- 
nisirten  Staates,  indem  es  die  Willensäusserungen  der  Staatsgewalt  nach 
Formen  und  Objecten  darstellt.  Man  nennt  die  gesammte  Willens- 
thätigkeit  des  Staates  zur  Erreichung  der  Staatszwecke  die  Regierung 
(Verwaltung  im  weitern  Sinne)2).  Die  Regierungsgeschäfte  bestehen 
theils  in  der  Erlassung  abstrakter  Befehle  an  die  Unterthanen  (Gesetz- 


1)  Das  Staatsrecht  bestimmt  die  Rechtsverhältnisse  des  Staates  und  der 
Menschen  als  Glieder  desselben.  Es  handelt  daher  auch  von  den  Rechts- 
verhältnissen der  dem  Staate  unterworfenen  kleinern  Gemeinwesen,  als  der 
Gemeinden  und  Provinzen  (G.  Meyer,  S.  24). 

2)  Man  nennt  daher  die  Lehre  von  den  Funktionen  der  Staatsgewalt 
auch  das  Regierungsrecht  (H.  Schulze,  Lehrb.  d.  deutschen  St.-R., 
S.  182)  oder  das  Vcrwaltungsrccht  im  weitern  Sinne  (Züpfl,  §  21), 
d.  h.  die  Lehre  von  der  Ausübung  der  Staatsgewalt  nach  Willensformen 
und  Objecten. 

Man  darf  sich  durch  die  bald  weitere,  bald  engere  Bedeutung  des 
Wortes  Verwaltung  nicht  irre  führen  lassen. 

Bald  setzt  man  der  Verfassung  als  ruhender  Staatsordnung  die  Ver- 
waltung als  Thätigkeit  gegenüber  (weitester  Begriff). 
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gebang),  theils  in  einem  thatigen  Handeln  in  einzelnen  konkreten 
Fallen  (Vollziehung).1)  Die  Vollziehung  umfasst  das  Gebiet  der 
Rechtspflege  und  das  der  Verwaltung  (im  engern  Sinne).  Jene 
umfasst  die  auf  Erhaltung  der  Rechtsordnung  gerichteten  Geschäfte  der 
Vollziehung,  diese  die  sonstige  Geschäftsführung  für  die  kollektiven 
Interessen.  Der  Unterschied  von  Rechtspflege  und  Verwaltung  besteht 
darin,  dass  jene  eine  blosse  Rechtsanwendung  ist,  während  die  Ver- 
waltung nur  zum  Theil  Vollziehung  von  Gesetzen,  zumeist  aber  freies 
Handeln  innerhalb  der  vom  Gesetze  gezogenen  Schranken  ist 

I1L  An  und  für  sich  wäre  es  möglich,  die  Gesammtheit  der  staat- 
lichen Functionen  in  Ein  System  zu  bringen.  Allein  aus  praktischen 
Gründen  hat  man  das  materielle  Strafrecht,  den  Strafprocess  und  den 
Civilprocess  schon  längst  zu  selbständigen  akademischen  Disciplinen 
gestaltet. 

Man  stellt  daher  in  der  Lehre  von  der  Regierung  des  Staates  in 
der  Disciplin  des  Staatsrechtes  nur  dar: 

1.  die  Lehre  von  der  Gesetzgebung; 

2.  die  Lehre  von  den  Aufgaben,  Grenzen  und  Befugnissen  der  Ver- 
waltung2) und 


Bald  wieder  stellt  man  der  Gesetzgebung  als  der  Festsetzung  abstracter 
Nonnen  die  Geschäfte  der  vollziehenden  Staatsgewalt  als  Verwaltung  gegen- 
über (engerer  Begriff). 

Endlich  stellt  man  innerhalb  der  Vollziehung  der  Handhabung  der 
Rechtsordnung  durch  die  Gerichte,  der  Rechtspflege  die  übrige  Vollzugs- 
thatigkeit  gegenüber  (engster  Begriff).  In  diesem  letztern  Sinne  unter- 
scheidet man  Justiz  und  Verwaltung;  man  spricht  von  Justiz-  und  Ver- 
waltungssachen. (Pözl,  Bayr.  Verwaltungsrccht,  §  1,  Anm.  2;  Hoffmann 
in  der  Tübinger  Ztschft.  f.  d.  ges.  St.-W.  1844,  S.  190.) 

.  !)  Ebenso  werden  aber  die  Ausdrücke  Regierung  und  Vollziehung  in 
verschiedenem  Sinne  angewendet.  Man  nennt  Regierung  die  gesammte  Thätig- 
keit  zur  Erreichung  des  Staatszweckes  (weitester  Begriff);  oder  man  stellt 
Regierung  als  leitende  Staatsarbeit  der  durchführenden  Arbeit  entgegen 
(Regierung  im  engern  Sinne) ;  oder  endlich  man  nennt  innerhalb  des  Gebietes 
der  Verwaltung  das  Gebiet  des  freien  Ermessens  gegenüber  der  blossen 
Gesetzesausführung  Regierung  (im  engsten  Sinne).  Vgl.  Stahl,  Rechts- 
philosophie. §  57;  Martitz,  Betrachtungen  über  die  Verfassung  des  nord- 
deutschen Bundes,  S.  2:  G.  Meyer.  Lehrb.  §  8,  Anm.  5.  Vgl.  auch 
Ties.  v.  21.  Dez.  18f»7,  R.  145. 

Auch  den  Ausdruck  Vollziehung  setzt  man  entgegen  der  Gesetzgebung 
(weiterer  Begriff),  oder  begrenzt  seinen  Begriff  auf  die  als  blosse  Gesetz- 
ansfuhrung  erscheinende  Seite  der  Verwaltungsthätigkeit  (engerer  Begriff), 
oder  endlich  auf  blosse  Ausführung  der  Befehle  höherer  Organe  (engster  Begriff). 

•)  Dagegen  wird  sich  trotz  der  Bedenken  Gerbers,  Grundzüge  des 
deutschen  Staatsrechtes,  §  2  und  Beil.  III.,  S.  232  ff. ,  H.  Schulzens, 
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Einleitung.   L  Vom  Staatsrechte  überhaupt. 


3.  die  staatsrechtlichen  Fundamental s ätze  der  Civil-  nnd  Straf- 
justiz, sowie  die  mit  dem  Staatsrechte  und  der  Verwaltung  enge 
zusammenhängenden  Institute  zur  Gewährung  des  Rechts- 
schutzes im  Gebiete  des  öffentlichen  Rechtes. 
IV.  Die  einfachste  Form  des  Staates  ist  die  des  Einheitsstaates, 
der  als  souveränes  Gemeinwesen  eine  vollständig  abgeschlossene  recht- 
liche Existenz  hat   Es  können  aber  auch  mehrere  Einzelnstaaten  zu 
Einem  Gemeinwesen  höherer  Ordnung  zusammengefasst  werden.  Dann 
müssen  in  dem  positiven  Staatsrechte  des  konkreten  Staates  auch  die 
Beziehungen  des  Einzelnstaates  zu  dem  übergeordneten,  zusammenge- 
setzten Gesammtstaate,  sowie  die  Organisation  und  Regierung  des 
letztem  dargestellt  werden,  um  das  System  vollständig  zu  machen. 
Diese  Nothwendigkeit  ergiebt  sich  bei  Darstellung  des  österreichischen 
Staatsrechtes,  weil  der  österreichische  Staatskörper  mit  den  Ländern  der 
ungarischen  Krone  zu  einem,  beiden  Theilstaaten  übergeordneten  Ge- 
sammtstaate verbunden  ist. 

§  3. 

Verhältniss  zu  andern  Discipllnen. 

L  Neben  dem  Staate  besteht  auf  historischen  Grundlagen  die  Kirche 
mit  eigener,  über  das  Staatsgebiet  hinausreichender  Organisation  und 
besondern  vom  Staatszwecke  verschiedenen  Aufgaben.  Das  Kirchen- 
recht  (jus  ecclesiacticum)  bestimmt  die  Rechtsverhältnisse  der  Kirche 
als  Ganzen  und  der  Menschen  als  Glieder  derselben.  Auch  das  Recht 
der  Kirche  ist  in  ihr  selbst  und  für  ihre  Glieder  öffentliches  Recht, 
jedoch  seinem  Ursprünge  und  Zwecke  nach  ein  vom  Staatsrecht  ver- 
schiedenes Rechtsgebiet.  Da  jedoch  der  Staat  zur  Kirche  in  Rechts- 
beziehungen tritt,  findet  er  Veranlassung,  diese  Beziehungen  zu  ordnen. 
Dieses  Staatskirchenrecht  ist  somit  staatlichen  Ursprungs,  und 
seine  Darstellung  gehört  gleichfalls  zum  Systeme  des  Staatsrechtes  und 
insbesondere  des  Verwaltungsrechtes;  nur  wird  aus  äussern  Gründen 

Lehrb.  d.  deutschen  Staatsrechts  1880,  §  2,  G.  Meyer's,  S.  27,  Anm.  8, 
die  Aufnahme  der  Grundzüge  des  Verwaltungsrechtes  in  das  System  des 
Staatsrechtes  nach  dem  Vorgange  Lab  and 's,  Staatsrecht  des  deutschen 
Reiches,  empfehlen,  weil  das  Verwaltungsrecht  eine  nähere  positive  Deter- 
mination der  Aufgaben ,  Grenzen  und  Befugnisse  des  Staates  und  der 
öffentlichen  Rechte  und  Pflichten  enthält,  ohne  deren  Darstellung  das  System 
des  öffentlichen  Rechtes  dürftig  und  inhaltsleer  wäre.  Vgl.  übrigens  die  Be- 
merkung G.  Meyer's  selbst  (S.  567),  dass  z.  B.  eine  erschöpfende  Darstellung 
der  individuellen  Freiheitsrechte  sich  nur  in  einem  System  des  Verwaltungs- 
rechts geben  lässt. 
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häufig  die  Darstellung  des  Staatskirchenrechtes  mit  jener  des  reinen 
Kirchenrechtes  verbunden.  *) 

IL  Das  Völkerrecht  stellt  die  Rechtsverhältnisse  der  Staaten  als 
selbständiger  Snbjecte  zu  einander  dar  und  ist  zu  unterscheiden  von 
dem  sog.  auswärtigen  Staatsrecht  (jus  publicum  externum), 
welches  die  Normen  behandelt,  die  der  einzelne  Staat  für  sein  Verhalten 
gegenüber  fremden  Staaten  einseitig  aufstellt  Mit  diesem  Gebiete  des 
öffentlichen  Rechtes  hat  jedoch  das  Völkerrecht  mannigfache  Berüh- 
mngspuncte;  denn  der  Staat  muss  in  seiner  Gesetzgebung  und  Ver- 
waltung die  allgemein  anerkannten  Normen  des  Völkerrechtes  recipiren, 
wenn  er  als  ein  Glied  der  internationalen  Staatengemeinschaft  behandelt 
werden  will.2) 

IIL  Nicht  minder  reich  sind  die  Beziehungen  des  Staatsrechts  zu 
den  aus  praktischen  Gründen  ausgeschiedenen  Theildisciplinen  des 
Öffentlichen  Rechtes:  zu  dem  materiellen  Strafrechte  und  der  Process- 
lehre. 

Das  materielle  Straf  recht  bestimmt  den  Kreis  jener  Pflichten 
des  Individuums,  deren  Verletzung  der  Staat  als  Bruch  der  Rechts- 
ordnung mit  Strafe  sühnt  Die  Strafrechtsbestimmungen  enthalten  so- 
mit zugleich  eine  staatsrechtliche  Seite;  sie  determiniren  öffentliche 
Pflichten  und  begrenzen  die  staatliche  Strafgewalt3) 

Der  Civil-  und  Strafprocess  behandelt  das  technische  Detail 


1)  Vgl.  Lehrbuch  des  katholischen  und  evangelischen  Kirchenrechtes 
Ton  Emil  Ludwig  Richter:  §  7.  Das  Kirchenrecht  als  Wissenschaft; 
Hermann  Schulze,  Preuss.  Staatsrecht  II,  S.  665:  Das  Rechtsverhältniss 
des  Staates  zur  Kirche. 

2)  Die  Staaten  stehen  völlig  selbständig,  ohne  jede  rechtliche  Unter- 
ordnung, nebeneinander ;  sie  bilden  ein  Staatensystem,  nicht  ein  den  Einzel- 
staaten fibergeordnetes  Gemeinwesen  (H.  Schulze,  Einleitung  in  das  deutsche 
Staatsrecht,  §  3).  Vgl.  über  die  Reception  völkerrechtlicher  Sätze  z.  B.  §  38, 
&.  b.  G.  B.  Ober  die  Exterritorialität  der  Gesandten  und  öffentlichen  Geschäfts- 
träger; über  den  strafrechtlichen  Schutz  fremder  Souveraine  und  der  Ge- 
sandten §  494  St.-G.-B. 

3)  So  enthält  z.  B.  die  Definition  des  Hochverrates  (§  58  St-G.-B.) 
zugleich  die  Bestimmung  der  Treupflicht  der  Staatsburger  gegen  den  Staat. 
Die  Rechte  der  Beamten  auf  staatlichen  Schutz  sind  in  einer  Reihe  von 
Artikeln  des  St.-G.-B.  enthalten,  z.  B.  §  312.  Ebenso  determiniren  die 
Artikel  des  Strafgesetzbuches  über  Hochverrath,  Majestätsbeleidigung,  Be- 
leidigung der  Mitglieder  des  kais.  Hauses  die  privilegirte  Rechtsstellung  des 
Monarchen  und  der  Dynastie  im  Rechtsleben.  Es  hat  somit  ein  erheblicher 
Theil  des  Staatsrechtes  nicht  in  der  Verfassung,  sondern  im  Strafrecht  seinen 
Ausdruck  gefunden.  (Laband,  St.-R.  L  Bd.  S.  VII.)  Der  Satz  „Nulla 
poena  sine  lege"  ist  eine  Begrenzung  der  Staategewalt. 
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der  Atisübung  der  Justizgewalt  des  Staates;  allein  die  Bestimmungen 
des  Processrechtes  finden  vielfach  analoge  Anwendung  im  administra- 
tiven Verfahren  und  der  Administrativjustiz,  wichtigen  Zweigen  des 
Staatsrechtes. 

IV.  Auch  zum  Privatrechte  endlich  steht  das  Staatsrecht  in 
Beziehungen.  Wir  verwerthen  auf  dem  Gebiete  des  Staatsrechtes  zahl- 
reiche Begriffe,  die  ihrem  Wesen  nach  zwar  allgemeine  Rechtsbegriffe 
sind,  ihre  wissenschaftliche  Feststellung  und  Durchbildung  aber  auf 
dem  Gebiete  des  Privatrechts  gefunden  haben.  Das  Staatsrecht  bedient 
sich  zur  Begründung  staatsrechtlicher  Verhältnisse  privatrechtlicher 
Formen.  Ein  Theil  der  staatlichen  Geschäfte  besteht  in  dem  Abschlüsse 
von  Rechtsgeschäften  des  Privatrechts,  z.  B.  die  Geschäfte  der  Staats- 
post und  der  Telegraphenanstalt.  Der  Staat  wird  als  Fiscus  Subject 
von  Privatrechten.  Privatrechte  können  durch  Verfugungen  der  Staats- 
gewalt begründet  und  aufgehoben  werden.  Das  öffentliche  Recht  zieht 
im  Interesse  des  öffentlichen  Wohles  der  Ausübung  des  Eigenthums 
und  der  Vertragsfreiheit  Schranken.  Privatrechtliche  Verhältnisse  sind 
oft  präjudiciell  für  das  Öffentliche  Recht  und  umgekehrt. 

IL  Geschichtliche  Propädeutik. 

§  4. 

Aufgabe  dieses  Abschnittes.1) 

Zum  Verständnisse  des  geltenden  öffentlichen  Rechtes  eines  kon- 
kreten Staates  ist  die  Kenntniss  der  Entstehung  seiner  Individualität, 
seiner  äussern  Bildung  und  innern  staatsrechtlichen  Entwicklang  nöthig. 
Die  staatsrechtliche  Genesis  befasst  sich  somit  mit  der  Darstellung  der 
rechtlichen  Wirksamkeit  jener  Thatsachen,  die  den  Staat  begründet  und 
erweitert,  sowie  seine  Organisation  beeinflusst  haben. 

Die  Entwicklung  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  beruht 
zunächst  darauf,  dass  sich  an  die  deutschen  Reichsterritorien  des  Hauses 
Habsburg  durch  Personal -Union  die  Länder  der  böhmischen  und  der 
ungarischen  Krone  angliedern.  Aus  dieser  Verbindung  entsteht  eine 
Real-Union,  welche  den  Gesammtstaat  begründet.  In  Verfassung  und 
Verwaltung  entwickelt  sich  aber  ein  Gegensatz  zwischen  den  Ländern 

*)  Vgl.  Bidermann,  Die  rechtliche  Natur  der  österr.-ungar.  Monarchie, 
und  meine  Schrift  Qber  denselben  Gegenstand;  dann  Krones,  Handbuch 
der  Geschichte  Oesterreichs,  insbesondere  XIII.  und  XIX.  Buch. 
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der  ungarischen  Krone  und  den  übrigen  Erbländern,  welche  letztern  zu 
einem  engern  Bande  verwachsen. 

Die  neuesten  Verfassungsänderungen  zeigen  die  dualistische  Ge- 
staltung der  Gesammtmonarchie  als  reale  Verbindung  von  zwei  Staats- 
körpern: des  österreichischen  Staatskörpers  (der  sog.  Reichsrathsländer) 
und  der  Lander  der  heiligen  Stephanskrone. 

Hierauf  beruht  die  Gliederung  dieses  Abschnittes. 

§  5. 

Die  Ostmark  und  ihr  Zuwachs. 

I.  Der  Länderraum  zwischen  der  Donau,  dem  Bodensee  und  dem 
Adriatischen  Meere  erfüllten  nach  Abschluss  der  Völkerwanderung  die 
germanischen  Stamme  der  Longobarden,  Bayern  und  Alemannen  und 
zwei  nicht  germanische  Völkerschaften:  die  jenseits  der  Enns  im  Ost- 
lande herrschenden  Avaren  und  die  unter  avarische  Oberherrschaft  ge- 
zwungenen Alpenslaven  (Slovenen). 

Das  Longobardenreich  wurde  im  Jahre  774,  das  bayrische  Stamm- 
herzogthum  im  Jahre  788  mit  dem  Frankenreiche  verbunden  und  durch 
Zertrümmerung  des  Avarenreiches  die  Ostgrenze  des  Frankenreiches  bis 
an  die  Raab  vorgeschoben.  Aus  diesem  nunmehr  mit  dem  Franken- 
reiche verbundenen  Ländergebiete  wurde  zum  Schutze  der  Ostgrenze  ein 
SyBtem  von  Marken  gebildet  Die  Friauler  Mark  (Austria  Italiae) 
umfasste  das  jenseits  der  Drau  gelegene  Gebiet  des  heutigen  Unter- 
steier, Erain  (Carniola),  Istrien  und  das  kroatische  Küstenland  (Libur- 
uien).  Die  Ostmark  umfasste  das  im  Osten  der  Enns  liegende,  östlich 
von  der  Baab  begrenzte  Ostland,  dann  das  heutige  Kärnthen  und  Ober- 
steiermark. 

Die  Friauler  Mark  wurde  im  Jahre  823  in  vier  gesonderte  Gebiete : 
Krain,  Istrien,  Verona  und  Friaul,  aufgetheilt,  —  die  Ostmark  ging  durch 
die  Einfalle  der  Magyaren  verloren.  Erst  durch  die  Schlacht  auf  dem 
Lechfelde  (955)  wurde  die  magyarische  Herrschaft  im  Donauthale  zu- 
rückgedrängt und  die  Ostmark  erneuert,  deren  Amtsgewalt  dem  Baben- 
berger Luitpold  übertragen  wird.  Dim  folgt  Heinrich  I.  (994 — 1018), 
der  Zeitgenosse  der  deutschen  Kaiser  Otto  III.  und  Heinrich  IL,  unter 
dem  der  Name  Oesterreich  (Osterrichi)  urkundlich  zuerst  vorkommt. 
Unter  seinem  ihm  nachfolgenden  Bruder  Adalbert  (1018—1053)  wird 
nach  einem  glücklichen  Heerzuge  gegen  die  Magyaren  die  Ostgrenze 
bis  an  die  Leitha  vorgeschoben. 
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Aus  der  Reihe  der  spätem  Markgrafen  *)  ist  staatsrechtlich  bedeut- 
sam die  Regierung  Leopolds  IV.  und  Heinrichs  II.  (Jasomirgott).  Im 
Jahre  1139  erfolgt  nach  der  Achterklärung  Heinrichs  des  Stolzen  von 
Bayern  die  Belehnung  des  österreichischen  Markgrafen  Leopold  mit 
Bayern.  Dessen  Nachfolger  Heinrich  Jasamirgott  wird  von  dem  Kaiser 
Friedrich  I.  zur  Verzichtleistung  auf  Bayern  bewogen,  welches  an  die 
Weifen  zurückfällt,  während  die  durch  einige  Distrikte  Bayerns  ver- 
grösserte  Ostmark  zu  einem  erblichen  Herzogthum  der  Babenberger  er- 
hoben wird  (1156). 

Der  Herzog  Leopold  V.  (1177-1194)  wird  am  24.  Mai  1192  mit 
der,  durch  Vereinigung  der  untern  und  obern  Kärnthner  Mark  unter 
dem  Geschlechte  der  Grafen  von  Traungau  gebildeten,  seit  1180  zum 
Herzogthum  erhobenen  Steiermark  belehnt  und  zwar  nach  dem  Tode 
Ottokars  VI.,  des  letzten  Traungauers  und  auf  Grund  .des  mit  demselben 
abgeschlossenen  Vertrages. 

Dem  am  31.  Dezember  1194  verstorbenen  Leopold  V.  folgten  seine 
beiden  Söhne:  Friedrich  L,  der  Katholische,  und  Leopold  VI.;  der  Erstere 
als  Herzog  von  Oesterreich,  der  Letztere  als  Herzog  von  Steiermark. 
Doch  dauerte  die  Getrenntheit  beider  Länder  nur  kurze  Zeit,  da  nach 
dem  Tode  Friedrichs  L  (1198)  dessen  Bruder  Leopold  VI.  (f  1230) 
Herzog  beider  Länder  wird.  Unter  ihm  wird  der  Länderbestand  des 
Babenberg'schen  Hauses  durch  Erwerbung  von  Gütern  in  Tirol  zwischen 
Meran  und  Bötzen,  sowie  durch  Ankauf  der  Besitzungen  des  Bisthums 


')  Vgl.  die  Regententafel  des  Hauses  der  Babenberger  (Krones,  U.  Bd., 
Beilage  1): 

1)  Luitpold  f  994 

2)  Heinrich  I.       3)  Adalbert 
994  —  1018.  1018  —  1055. 

I 

4)  Ernst  1055  —  1075. 
I 

•  5)  Leopold  II.  1075-1096 
I 

6)  Leopold  HI.  1096-1136 

7)  Leopold  IV.      8)  Heinrich  II. 
1136—1141.        1141-1  177. 

I 

9)  Leopold  V.  1177  —  1194 

10)  Friedrich  I.    11)  Leopold  VI. 
1194  —  1198.  1198  —  1230. 

12)  Friedrich  U. 
1230—1246. 
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Freysing  in  Krain  erweitert,  so  dass  Leopolds  VI.  Nachfolger,  Friedrich 
der  Streitbare,  sich  den  Titel  eines  Herrn  von  Krain  beilegen  konnte. 

Mit  demselben  (1246)  erlischt  der  Babenberg'sche  Mannesstamm; 
Oesterreich  and  Steiermark  werden  als  heimgefallene  Reichslehen  er- 
klärt Der  Böhmenkönig  Ottokar  II.  sichert  sich  den  Besitz  von  Oester- 
reich durch  Vermählung  mit  Margarethe,  der  überlebenden  Schwester 
Friedrichs  des  Streitbaren,  vertreibt  den  Ungarkönig  Bela,  IV.  aus  der 
in  Besitz  genommenen  Steiermark,  lässt  sich  durch  den  Richard'schen 
Lehnsbrief  vom  25.  April  1262  mit  Oesterreich  und  Steiermark  belehnen 
und  erwirbt  überdies  nach  dem  Tode  Ullrichs  IJJn  Herzogs  von  Kärnthen- 
Krain  und  der  windischen  Mark,  auf  Grund  des  mit  demselben  ein  Jahr 
zuvor  abgeschlossenen  Erbvertrages,  dessen  Besitzungen. 

II.  Mit  der  Wahl  Rudolphs  von  Habsburg  zum  deutschen  Könige 
(1273)  tritt  das  in  der  Nordschweiz  und  im  Schwabenland  begüterte 
Geschlecht  der  Habsburger  in  den  Vordergrund  der  deutschen  Geschichte. 

Der  neue  König  trifft  zunächst  seine  Vorkehrungen  gegen  den  die 
Anerkennung  verweigernden  Böhmenkönig  Ottokar  II.  Als  dieser  auf 
dem  Reichshoftage  in  Nürnberg  nicht  erschien,  wurden  daselbst  alle  im 
Interregnum  ergangenen  Verfügungen  des  Reiches  für  ungiltig  erklärt 
und  der  Reichskrieg  gegen  Ottokar  II.  begonnen,  der  mit  der  Verzicht- 
leistung desselben  auf  Oesterreich,  Steiermark,  Kärnthen,  Krain,  und  nach 
Erneuerung  des  Krieges  mit  dem  Tode  des  Böhmenkönigs  in  der 
Schlacht  auf  dem  Marchfelde  (26.  August  1278)  endet. 

Am  27.  Dezember  1282  erfolgt  die  Gesa mmtbelehnung  der 
beiden  Söhne  Rudolphs,  Albrecht  und  Rudolph,  mit  Oesterreich,  Steier- 
mark, Krain  und  der  windischen  Mark,  unbeschadet  des  Pfandbesitzes 
des  Görzer  Grafen  Meinhard  II.  an  den  beiden  letztgenannten  Ländern. 
Durch  die  Rheinfelder  Handfeste  gelangt  Albrecht  in  den  Alleinbesitz 
dieser  Lehen,  und  am  1.  Februar  1286  wird  Meinhard  II.  mit  Kärnthen 
belehnt,  sowie  sein  Pfandbesitz  an  Krain  und  der  windischen  Mark  mit 
der  ausdrücklichen  Erklärung  anerkannt,  dass  dieser  Pfandbesitz  die 
Rechte  Albrechts  und  seiner  Nachfolger  im  Sinne  der  frühern  Beleh- 
nung nicht  beirren  solle. 

Der  Begründer  der  Machtstellung  des  Habsburg'schen  Hauses, 
König  Rudolph,  starb  am  15.  Juli  1291. 

Seinen  im  Jahre  1308  ermordeten  Sohn  Albrecht  überlebten  fünf 
Söhne:  Friedrich  der  Schöne,  Leopold  der  Starke,  Heinrich  der  Freund- 
liche, Albrecht  der  Lahme  und  Otto. 

Als  nominelles  Haupt  des  Hauses  gilt  bis  zu  seinem  am  13.  Januar 
1330  erfolgten  Tode  Friedrich  der  Schöne;  thatsächlich  liefen  die  ent- 
scheidenden Angelegenheiten  durch  die  Hände  seines  jüngern  Bruders 
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Leopold  und  nach  dessen  sowie  des  dritten  Bruders  Heinrich  Tode 
wurde  Albrecht  der  Lahme  Chef  des  Hauses  (f  1358).  Ihm  folgt  sein 
erstgeborener  Sohn  Rudolph  (f  27.  Juli  1365). 

Zwei  bedeutsame  Ländererwerbungen  fallen  in  die  Zeit  der  beiden 
letztgenannten  Herzöge.  Am  2.  April  1335  starb  der  Herzog  Heinrich 
von  Kärnthen  als  letzter  männlicher  Sprosse  der  filtern  kärntnisch-tiro- 
lischen Linie,  des  Görzer  Hauses.  Am  2.  Mai  1335  bereits  empfingen 
die  Habsburger  die  Belehnung  mit  Kärnthen,  Erain  und  den  Marken, 
mit  dem  Südtheile  Tirols  und  der  Vogtei  über  Brixen  und  Trient 

In  Tirol  herrschte  Margaretha  die  Maultasche,  die  am  2.  September 
1359  mit  Rudolph  einen  Vertrag  abschliesst,  durch  welchen  dieselbe 
Tirol  den  Habsburgem  für  den  Fall  überlässt,  dass  sie  selbst,  ihr  Gatte 
Markgraf  Ludwig  oder  ihr  Sohn  Meinhard  ohne  Erben  versterben  sollten. 
Nach  dem  Tode  der  beiden  letztern  wird  von  Margaretha  der  frühere 
Vertrag  erneuert,  und  sie  dankt  am  29.  September  1363  zu  Gunsten  des 
Herzogs  Rudolph  und  seiner  Nachkommen  ab.  Damit  war  Tirol  in  den 
Kreis  der  Habsburg'schen  Ländermacht  einverleibt 

IIL  Unter  Rudolphs  IV.  Brüdern  Albrecht  III.  und  Leopold  IIL 
erhielt  die  Hausmacht  einen  weitem  Zuwachs:  a)  durch  die  Antheile 
des  Görzer  Grafen  Albrecht  IV.  an  Krain  (1374);  b)  durch  die  Er- 
werbung von  Triest  (1282); l)  c)  Vorderösterreichs  oder  der  Öster- 
reichischen Vorlande;  d)  durch  das  Montfort-Feldkirchner  Ge- 
biet und  das  des  Bregenzer  Waldes  (1375— 1380). J) 

Mit  dem  Tode  Leopolds  III.  (1386)  beginnt  aber  ein  Stillstand  der 
weitern  Machtentwickelung  des  Hauses. 

Die  im  Jahre  1379  vorgenommene  Ländertheilung  zwischen  Alb- 
recht III.  und  Leopold  III.  scheidet  die  Habsburger  in  die  Albrechtinische 
und  in  die  Leopoldinische  Linie;  jener  fielen  das  Herzogthum  Oester- 
reich, dieser  Steiermark,  Kärnthen,  Krain,  die  Südmarken,  Triest,  Tirol 
und  die  Vorlande  zu.  In  der  Leopoldiner  Linie  erfolgt  eine  weitere 
Scheidung  in  die  von  „Ernst"  dem  Eisernen  begründete  ältere  steier- 
märkische  und  die  von  Friedrich  IV.  begründete  tirolische 
Linie.   Erst  Friedrich  V.  (f  19.  August  1493)  vereinigt  1457,  1463  und 


*)  Vertragsurkunde  vom  30.  September  1832.  Krones,  Gesch.  Oesterr. 
H.  S.  153  und  die  daselbst  angezogene  historische  Literatur  über  die  Ge- 
schichte von  Triest:  Löwenthal,  Gesch.  v.  Triest  1859. 

2)  Am  12.  April  1500  starb  Leonhard  der  letzte  Görzer,  und  Göre 
fiel  auf  Grund  des  erneuerten  Erbvertrages  des  J.  1364  an  Oesterreich. 
Krones  II,  S.  540  ff. 

üeber  den  Erwerb  der  vier  Vorarlbergschen  Herrschaften  vgl.  Schrötter, 
Oest  St.-R.  III.  §  11. 
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1490  die  Haiismacht  wieder  in  Einer  Hand. l)  Ihm  folgt  Maximilian  I. 
(1493 — 1510);  dessen  Enkel  Karl  und  Ferdinand  werden  durch  die 
1422 — 1525  vorgenommenen  Theilungsvertrage  Stifter  der  spanisch- 
habsburgisch  en  Linie  einerseits  und  der  deutsch -habsbu  rgischen 
Linie  andererseits.1) 

Als  weitere  Erwerbungen  dieser  Periode  kommen  in  Betracht: 

1.  die  Erwerbung  der  halben  Herrschaft  Bregenz  und  der  Herrschaft 
Hoheneck  (1451—1465)  durch  Sigmund  von  Tirol; 

2.  die  Erwerbung  der  Grafschaft  Görz  nach  dem  Tode  des  letzten 
Görzer  Pfalzgrafen  Leonhard  und  der  Görzer  Besitzungen  in 
Kämthen,  Krain  und  Friaul; 

3.  der  Rückfall  der  im  Schärdinger  Frieden  1369  an  Bayern  ab- 
getretenen Gebiete  Nordost- Tirols:  Kufstein,  Kitzbühel,  Ratten- 
berg (1504); 

4.  die  der  weischen  Confinien  im  Süden  Tirols  (1509 — 1516). 

§  6. 

Oesterreich  als  deutscher  Territorial- Staat.  *) 

L  Die  Bildung  eines  geschlossenen  Territorial-Staats  aus  der  Ostmark 
and  den  derselben  zugewachsenen  deutschen  Reichsterritorien  wurde 
durch  mehrfache  Momente  begünstigt 

l)  Albrechtiner  und  Leopoldiner  Linie: 

Albrecht  II.  t  1358 


Rudolph  IV.  Albrecht  III.  Leopold  III. 

f  1365        Stifter  der  Albrechtiner       Stifter  der  Leopoldiner 

Linie  f  1395  Linie  f  1386 

I 

Albrecht  IV.  (1395—1404) 


Ernst      Friedrich  IV. 
j"  der  Eiserne,  mit  der  leeren, 

Albrecht  V.  (1404-1439)      Stifter  der       o  T«chj, 
j  steiermär-      Stifter  der 

Ladislaus  Posthumus       ki sehen  Linie  Tiroler  Linie 
f  1457   t  1424  f  1439 

Friedrich  V.    Albrecht  VI. 
(1424  —  1493)      f  1463 

5)  Krones  II,  S.  619  ff.  In  dem  Theilungsvertrage  von  Worms 
(28.  April  1521)  erhält  Ferdinand:  Ober-  und  ünterösterreich,  Steier,  Krain. 
In  dem  zweiten  Theilungsvertrage  von  Brüssel  (30.  Januar  1522)  erhielt 
derselbe :  die  Grafschaften  Görz,  das  Pusterthal ,  Ortembnrg  in  Kärnthcn, 
Cilli,  Isterreich,  Karst,  Metling,  Mitterburg  (Pisino),  Triest,  Fiume,  Gradiska, 
Meran  und  Friaul.  Per  dritte  Theilungsvertrag  v.  7.  Februar  1522  fügtv 
Tirol  und  Vorarlberg  nebst  kleinern  Gebieten  hinzu.  Vgl.  die  fünfte  Ab- 
handig. aus  dem  österr.  Staatsrechte  von  F.  Schrott  er. 

5)  Vgl.  Krones,  Gesch.  Oest.  III,  S.  15  ff.,  überhaupt  das  XII.  Buch: 
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Schon  im  Wesen  der  markgräflichen  Gewalt  lag  Selbständigkeit 
in  richterlicher,  administrativer  nnd  militärischer  Richtung.  Der  Mark- 
graf war  kraft  seines  Amtes  Gerichtsherr  in  seinem  Bezirke;  er  empfängt 
die  Gerichtsbarkeit  vom  Könige  und  Reiche,  die  er  an  seine  Stellver- 
treter weiter  verleihen  konnte.  Da  in  den  Marken  eine  kräftige  Re- 
gierung geboten  war,  so  machten  die  Könige  von  dem  Exemtionsrechte 
nur  schonend  und  ausnahmsweise  Gebrauch ;  es  gab  daher  in  der  Mark 
in  der  Regel  keine  Exemtionen  und  keine  Reichsunmittelbarkeit;  Alles 
war  dem  Markgrafen  unterthan.  Die  Lostrennung  der  Ostmark  von 
Bayern  und  deren  Erhebung  zu  einem  selbständigen  Herzogthum  be- 
gründet durch  den  echten  Freiheitsbrief  vom  11.  September  11561)  eine 
privilegirte  Stellung  Oesterreichs,  indem  die  weibliche  Erbfolge  ver- 
brieft, volle  gerichtliche  Autonomie  zugesichert  und  die  Pflicht,  könig- 
liche Hof-  und  Gerichtstage  zu  besuchen,  auf  die  Grenzen  des  benach- 
barten Bayerns  beschränkt  wurde.  Insbesondere  enthält  dieser  Freiheits- 
brief die  Zusicherung,  dass  Niemand  es  wagen  dürfe,  innerhalb  der 
Grenzen  des  Herzogthums  irgend  welche  Gerichtsbarkeit  oder  daraus 
entspringende  Rechte  ohne  Erlaubniss  und  Zustimmung  des  Herzogs 
auszuüben.  In  dieser  Bestimmung  lag  die  Erneuerung  und  Bestätigung 
der  markgraflichen  Gerichtsgewalt  sowie  Schutz  gegen  Exemtionen  von 
derselben.  Es  trat  somit  Oesterreich  aus  der  Reihe  der  alten  Amts- 
sprengel in  den  Kreis  der  Reichsterritorien  und  bildete  einen  sich  ab- 
schliessenden Territorial-Staat,  in  welchem  es  keine  Reichsbisthümer, 
Reichsabteien  und  Reichsstädte  gab. 

II.  Die  Entwickelung  der  Landeshoheit  in  den  nächsten  zwei  Jahr- 
hunderten war  jener  der  übrigen  Territorien  analog,  und  beim  Erscheinen 
der  goldenen  Bulle  (1348J  besassen  die  Habsburger  eine  Summe  landes- 
fürstlicher Gewalt,  welche  jener  der  kurfürstlichen  mindestens  gleich- 
Inneres  Staatsleben  bis  1526;  ferner:  Umrisse  des  Geschichtslebens  der 
deutsch-österr.  Ländergruppe  v.  10.  — 16.  Jahrh.,  von  demselben  Verfasser 
(1863).  Bcrchtold,  Die  Landeshoheit  Oesterreichs  nach  den  echten  und 
unechten  Freiheitsbriefen  (1862).  Luschin  v.  Ebengreuth,  Geschichte 
des  altern  Gerichtswesens  in  Oesterreich  ob  und  unter  der  Enns.  Weimar 
1879. 

!)  Die  wichtigsten  Stellen  lauten:  Marchiam  Austrie  in  ducatum  com- 
mutavimus;  et  eundem  ducatum  cum  omni  jure  p/aefao  patruo  Heinrico  et 
prenabilissime  uxori  sue  Theodore  in  beneficium  concessimus,  perpetuali  jure 
santientes,  ut  ipsi  et  liheri  eornm  post  eos  indifferenter  filii  sive  filie  eundem 
Austrie  ducatum  hereditario  jure  a  regno  teneant  et  possideant.    Sin  autem 

praedictus  dux  Austrie  et  uxor  eins  absque  liberis  decesserint, 

libertatem  habeant  eundem  ducatum  affectandi  cuicumque  voluerint.  Statuimus 
quoque  ut  nulla  magna  vel  parva  persona  in  ciusdem  ducatus  regime  sine 
ducis  consensu  vel  pennissione  aliquam  iusticiam  presumat  exercere. 
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kam.  Gleichwohl  handelte  es  sich  um  eine  historisch  formelle  Begrün- 
dung dieser  Gewalt.  Dies  war  das  Motiv  der  Unterschiebung  des  so- 
genannten grossen  Freiheitsbriefes,  welcher  das  gleiche  Datum  trägt  wie 
der  echte  kleine  Freiheitsbrief. 

Nach  dem  ersteren  soll  sich  die  Landeshoheit  des  Herzogs  auf  alle 
Einwohner  nnd  Besitzungen  seines  Gebietes  erstrecken.  Was  der  Herzog 
in  seinem  Gebiete  verfugt,  kann  weder  der  Kaiser  noch  eine  andere 
Gewalt  ändern.  Der  Herzog  ist  frei  von  aller  Gerichtsgewalt,  ist  im 
Besitze  der  Regalien  und  hat  nur  beschränkte  Pflichten  gegen  das 
Reich,  das  sein  Territorium  zu  schätzen  hat  Die  Oesterreich  verliehe- 
nen Privilegien  nnd  Freiheiten  dehnen  sich  von  selbst  auf  alle  künf- 
tigen Erwerbungen  aus.1) 

Dieses  Privilegium  des  österreichischen  Hauses  erfuhr  schon  zu 
Reichszeiten  Bedenken,  deren  Widerlegung  in  mehreren  älteren  staats- 
rechtlichen Schriften  versucht  wurde.2) 

Die  neuere  wissenschaftliche  Forschung  hat  die  Echtheit  des  kleinen 
Freiheitsbriefes,  dagegen  die  Unechtheit  des  grossen  Freiheitsbriefes  und 
aller  übrigen  Privilegien  dargethan.  Diese  rechtshistorische  Untersuchung 
hat  jedoch  für  das  Staatsrecht  keine  Bedeutung,  weil  der  Inhalt  des 
grossen  Freiheitsbriefes  in  Folge  der  wiederholt  vom  Kaiser  mit  Zu- 
stimmung der  Kurfürsten  erfolgten  Bestätigung  zu  einer  Quelle  des 
Staatsrechts  geworden  ist.3) 

HL  Die  Landeshoheit  des  Herzogs  erstreckte  sich  nach  dem  öster- 


*)  Vgl.  P.  W.  V.  H.  (Horn eck).  Historische  Anzeige  von  denen  Pri- 
nlegiis  des  Hochlöbl.  Erzhauses  Oesterreich.  Regensburg  1708.  v.  Hor- 
mayer,  Das  grosse  österr.  Hausprivileg,  v.  1156.  München  1832.  Wat* 
tenbach,  Archiv  für  österr.  Gesch.  VHI.  Bd.  Chmel,  in  den  Sitzungs- 
berichten der  kais.  Akademie  der  Wissenschaften.  Bd.  VHI.  435;  IX.  616. 
Ficker,  Ueber  die  Echtheit  des  kleinen  österr.  Freiheitsbriefes.  Sitzungsb. 
XXIIL  489.  Alf.  Huber,  Ueber  die  Entstehungszeit  der  österr.  Freiheits- 
briefe.   1860.    Jos.  Berchtold,  Landeshoheit  in  Oesterreich. 

*)  Schrötter,  Grundriss  des  österr.  Staatsrechts  (I.  §  4)  sagt:  „Die 
Einwendungen,  welche  gegen  die  Richtigkeit  dieser  Urkunde  in  einigen 
Schriften  vorkommen,  sind  von  keiner  Erheblichkeit.44  Vgl.  Pütter, 
Literatur  des  deutschen  Staatsrechtes  III,  S.  153,  und  die  daselbst  ange- 
führten Schriften. 

5)  Ebenso  unecht,  wie  der  Freiheitsbrief  selbst,  sind  dessen  angebliche 
Bestätigungen,  die  Schrötter  im  Grundrisse  des  Staatsrechts  S.  8  und  9  er- 
wähnt, im  Jahre  1245  und  1283.  Dagegen  liegt  die  Bestätigung  dieser 
Privilegien  durch  Friedrich  HI.  aus  dem  Jahre  1453  vor.  „Damals  war 
allerdings  schon  die  landeshoheitliche  Gewalt  der  Reichsfürsten  so  sehr  ent- 
wickelt, dass  dieses  Privilegium  im  Wesentlichen  kein  sonderliches  Aufsehen 
erregen  konnte.*4    Krön  es,  Gesch.  Oest.  HI.  17. 
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reichischen  Staatsrechte  auf  alle  Einwohner  und  Besitzungen  der  Oster- 
reichischen Reichslande.   Es  lag  in  ihr: 

1.  die  gesetzgebende  Gewalt  nicht  blos  zur  Ergänzung,  sondern 
selbst  zur  Abänderung  von  Reichsgesetzen,  welche  in  Oesterreich 
den  Landesgesetzen  gegenüber  keine  derogatorischen  Wirkungen 
haben  konnten.1) 

2.  Die  Justiz-  und  Polizeigewalt,  welche  sich  auf  alle  Insassen 
und  Besitzungen  erstreckten.2) 

3.  Ebenso  waren  die  Herzoge  im  Besitze  der  wichtigsten  Regalien, 
und  zwar  hatten  sie 

a)  das  Recht,  dem  Adel  Standeserhöhungen  und  Wappen  zu 
ertheilen ; 

b)  das  Recht,  den  unehelich  Geborenen  die  Geburtsmakel  abzu- 
nehmen und  sie  zu  legitimiren; 

c)  das  Recht,  Jahr-  und  Wochenmärkte  zu  erlauben  und  zu 
bestimmen,  sowie  Niederlagsgerechtigkeiten  und  Stapelrechte 
zu  ertheilen; 

d)  das  Bergwerksregal; 

e)  das  Jagd-,  Fischerei-  und  Forstregal; 

f)  das  Münzregal; 

g)  das  Regal  der  offenen  Land-  und  Heerstrassen  und  die  damit 
verbundene  Geleitsgerechtigkeit; 

h)  das  Mauth-  und  Zollregal  und 


x)  Quidquid  dux  Austriae  in  terris  suis  seu  districtibus  suis  fecerit  vel 
statucrit,  hoc  imperator  neque  alia  potentia  modis  sio  viis  quibuscunque 
non  debet  in  aliud  quoque  modo  in  posterum  commutare  (priv.  maius.  Abs.  6). 
Vgl.  Schnitter,  Oesterr.  Staatsrecht,  S.  82  (§  3)  und  IV.  Abhdlg.  p.  91  ff. 

2)  Schrotter,  Oester.  Staatsrecht  XII,  $  2  sagt:  „Die  Landes- 
hoheit des  Erzherzogs  erstreckt  sich  auf  alle  Einwohner  und  Besitzungen 
der  österreichischen  Rcichslande.  Es  sind  auch  in  jenen  Fallen,  wo  einige 
österreichische  Landsassen  in  die  Reichsstandschaft  erhohen  wurden,  die  aus- 
drücklichsten Verwahrungen  des  Erzhauses  vorhanden/'  Vgl.  dessen  III. 
Ahh.  aus  dem  österr.  St.-R.  p.  28.  —  Si  vero  prinreps  aliquis  vel  alterius 
Status  persona,  nobilis  vel  ignobilis,  cuiuscunque  conditionis  existat,  haberet 
in  dicto  ducatu  possessiones  ab  ipso  jure  feodali  dependentes,  has  uulli  locet 
seil  conferat  nisi  eas  prius  conduxerit  a  duce  Austriae  memorato,  cuius  eon- 
trarium  fecerit,  eadem  feoda  ad  ducem  Austriae  devoluta  libere  sibi  ex  tunc 
jure  proprietatis  et  directi  dominii  pertinobunt .  prineipihus  ecclesiastieis  et 
monasteriis  exeeptis  duntaxat  in  hoc  casu  (priv.  maius.  Abs.  H).  —  Si  quis 
in  ducatu  residens,  vel  in  eo  possessiones  haben?  fecerit  contra  ducem 
Austriae  occulte  vel  publice,  est  dicto  duci  in  rebus  et  corpore  sine  gratia 
condemnatus  (priv.  maius.  Abs.  8).  —  Dicti  ducis  institutionibus  et  desti- 
tutionibus  in  ducatu  suo  Austriae  est  parendum  (priv.  maius.  Abs.  10). 
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i)  das  Recht,  hohe  Schalen  zu  errichten  und  diesen  die  Macht 
zu  ertheilen,  die  akademischen  Würden  zu  verleihen.1) 

4.  Die  Finanz-  und  Militargewalt  Die  Einkünfte  des  Landes- 
herrn entsprangen  aus  dem  Kammervermögen  und  den  Regalien; 
subsidiär  trat  die  Hilfe  durch  die  von  den  Landständen  bewilligten 
Steuern  ein.  In  der  Militärgewalt  lag  das  Recht,  das  gemeine 
Aulgebot  zu  fordern,  Soldaten  zu  werben,  Burgen  und  Festungen 
anzulegen. 

5.  Die  Herzoge  übten  das  Vogteirecht  über  die  Bisthümer,  Abteien, 
Kloster  and  Kirchen  ihres  Territoriums.  In  diesem  Rechte  lag 
insbesondere  die  Genehmigung  von  Veräusserungen  des  Kirchen- 
vermögens sowie  das  Recht,  in  kirchlichen  Sachen  Gesetze  oder 
Rechtsbestimmungen  zu  erlassen.2) 

IV.  Die  Privilegien  Oesterreichs  dem  Reiche  gegenüber  bestanden: 

a)  in  der  Befreiung  von  Reichssteuern  und  Anlagen  sowie  von 
Reichsdiensten; 

b)  der  Herzog  ist  von  aller  Reichsjustiz  befreit;  Klagen  gegen 
ihn  waren  daher  nicht  bei  dem  Reichsgericht,  sondern  bei  den 
erbländischen  Gerichten  anzubringen; 

c)  der  Herzog  ist  den  Kurfürsten  gleich  gehalten,  aber  nicht 
schuldig,  auf  den  Reichstagen  zu  erscheinen; 

d)  der  Herzog  empfängt  die  Belehnung  auf  seinem  Pferde  sitzend 
und  innerhalb  seines  Landes  unentgeltlich;  und  wenn  er  seine 
Belohnung  dreimal  schriftlich  ansucht,  solche  aber  nicht  er- 
folgt, so  soll  derselbe  im  Besitze  seiner  Beichslehen  ebenso 


!)  Cuncta  enün  secularia  judicia,  hannum  silvestrium  et  ferinanim, 
ptsäne  et  nemora  in  ducatu  Austriae  debent  jure  feudali  a  ducc  Austriae 
dependere.  (§  4  priv.  maius).  Das  Münzrecht  war  an  und  für  sich  keine 
Wirkung  der  Landeshoheit  (vgl.  Gönner,  Deutsches  St.-R.  S.  65  S),  sondern 
erforderte  besondere  kaiserliche  Verleihung,  war  aber  von  Oesterreich  schon 
zur  Zeit  der  Babenberger  erworben  worden.  (Krones,  Oesterr.  Gesch.  HI. 
S.  41;  Eichhorn,  Deutsche  R.-Gesch.  §§  297.  299.)  Der  Landesherr 
übte  das  Münzrecht  durch  die  der  Kammer  untergeordneten  Münznieister 
vus,  die  in  Wien  als  eigene  Zunft  den  Namen  der  Hausgenossen  führten.  — 
In  Ländern,  die  wie  die  österreichischen,  an  uralten  Handelsstrassen  und 
schiffbaren  Strömen  lagen,  gehörte  das  Mauth-  und  Zollregal  zu  den  wich- 
tigsten Rechten.  (Krones  in  41). 

*)  Vgl.  über  die  Punkte  4  und  5:  Schrötter,  Oesterr.  St.-R.,  XIV. 
Abschnitt:  „Von  den  Rechten  der  Erzherzöge  in  Kriegs-,  Friedens-  und 
Bandnisssachen;  und  XV.  Abschnitt:  Von  den  Rechten  der  Erzherzoge  in 
geistlichen  Sachen." 
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rechtmässig  angesehen  werden,  als  wenn  er  die  Belehnung 
persönlich  empfangen  hätte.1) 
V.  Landstände  bildeten  in  den  österreichischen  Territorien  gleich- 
falls ein  Element  der  Verfassung.    Sie  gliederten  sich  regelmässig  in 
drei,  beziehungsweise  vier  Körper  oder  Bänke,  und  zwar: 

a)  in  den  Prälatenstand,  welcher  die  Bischöfe,  Aebte,  Probst« 
und  Capitel  umfasste; 

b)  den  Herrenstand  und  den  niederen  Dienstadel  (Ritter- 
stand); 

c)  den  Stand  der  Städte  und  Märkte,  soweit  ihnen  Land- 
tagsfahigkeit  zustand; 

d)  in  Tirol  hatte  sich  noch  die  Vertretung  der  nach  Thälern 
und  Gerichten  gegliederten  Bauernschaft  als  vierter  Stand 
zugesellt. 

Den  Vorsitz  der  Landstände  führte  der  Landraarschall,  sie  wurden  vom 
Landesherrn  zusammenberufen.  Die  zu  Stande  gekommenen  Beschlüsse 
wurden  am  Schlüsse  des  Landtages  in  eine  Urkunde  zusammengefasst^ 
welche  Landtagsabschied  hiess.  Zum  Behufe  der  Verhandlung  mit  der 
Regierung  wählten  die  Landstande  einen  Ausschuss  und  zur  Wahrung 
der  ständischen  Rechte  vom  Zusammentritte  eines  Landtages  beziehungs- 
weise Landtagsausschusses  bis  zum  Zusammentreten  eines  anderen  einen 
engeren  Ausschuss,  die  sogenannte  Verordnete  nsteüe.*)  Die  Rechte 
der  Landstände  betrafen  Landesumlagen,  Kriegsnothwendigkeiten  und 
andere  allgemeine  Bedürfnisse,  keineswegs  aber  Regierungsrechte  und 
Successionsfälle  des  Erbhauses.  Nach  der  herrschenden  patrimonialen 
Staatstheorie  betrachtet  der  Monarch  das  Land  und  seine  Gewalt  als 
sein  und  seiner  Dynastie  Eigenthum;  er  ist  Herr  im  Bereiche  seiner 
fürstlichen  Macht;  allerdings  findet  aber  der  Bereich  der  fürstlichen 


')  Vgl.  Absatz  XVI  und  XVII  des  österr.  Staatsrechtes  von  Schrötter. 
§11  priv.  maius:  Si  quibusvis  curiis  publicis  imperii  dux  Anstriae  praesens 
fuerit,  unus  de  palatinis  archidueibus  est  censendus,  et  nihilominus  in  consessu 
et  incessu  ad  latus  dextrum  imperii  post  electores  prineipes  obtincat  locum. 
Den  erz herzoglichen  Titel  ertheilte  1453  Friedrich  in.  seiner  Linie, 
der  dann  beständig  im  Hause  Habsburg  blieb.    (Krones  III.  12.) 

2)  Vgl.  über  die  Entwicklung  des  Ständewesens  Krones  III,  47.  sowie 
überhaupt  über  die  innere  staatsrechtliche  Entwicklung  das  XII.  Buch : 
Inneres  Staatsleben  bis  1526.  Dazu  weiter:  Krones,  Gesch.  des  steier- 
märkischen  Landtagswesens  (Beitrüge  zur  steiermärkischen  Gesch.  II.  IH. 
VI.  Jg.);  Egg  er,  Die  Entwicklung  der  Alttiroler  Landschaft  (Innsbrucker 
Gymnasial programm  1876).  A.  Jäger,  Die  ständische  Verfassung  Tirols 
(1848).  Vgl.  auch  die  Werke  über  Provinzialgeschichte :  C  z  ö  r  n  i  g  (Görz- 
Gradiska),  Dimitz  (Krain),  Egger  (Tirol). 
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Macht  seine  Grenze  an  den  wohlerworbenen  Rechten  dritter  Per- 
sonen, insbesondere  der  ständischen  Corporationen.  Als  Corporation 
hatten  die  Stände  das  Recht  der  Petition  und  Beschwerde;  namentlich 
wurde  gewöhnlich  am  Schlosse  des  Landtages  ein  Libell  gemeiner 
Beschwerungen  überreicht,  um  deren  Abhilfe  gebeten  wurde.  Die 
Geld-  und  Truppenbedürfhisse  der  Regierung  Angesichte  äusserer  Ge- 
fahren sowie  sonstige  gemeinsame  Interessen  boten  zu  Ende  des  15. 
Jahrhunderts  und  später  wiederholt  zu  sog.  Generallandtagen  der 
österreichischen  Länder  Veranlassung,  auf  denen  Ausschüsse  als  Mandatare 
der  Landstände  der  einzelnen  Territorien  zusammentraten.  Namentlich  unter 
Maximilian  I.  wurden  die  Beschlüsse  dieser  Ausschuss-  oder  General- 
landtage der  Ausdruck  der  gemeinsamen  Bedürfnisse,  Wünsche  und 
Beschwerden  der  Erbländer.1) 

VL  Die  Behörden  für  Verwaltung  der  landesherrlichen  Rechte  er- 
hielten nach  und  nach  eine  festere  Gestalt.  Im  Mittelalter  hatte  der 
Landesherr  keine  besonderen  Beamten  für  die  Regierungsgeschäfte;  er 
erledigte  den  grössten  Theil  derselben  selbst  und  wurde  darin  von 
«einen  Hofbeamten  und  Ministerialen  unterstützt  Der  Hofkaplan  und 
einige  Schreiber  besorgten  die  Kanzleigeschäfte.  Hieraus  entwickelte 
sich  in  dem  deutschen  Territorium  das  Amt  des  Kanzlers,  der  An- 
fangs ein  Geistlicher,  später  ein  römisch-rechtlich  gebildeter  Laie  war. 
Mit  der  fortschreitenden  Reception  des  römischen  Rechtes  traten  ihm 
immer  mehr  gelehrte  Räthe  zur  Seite.  Aue  diesen  Räthen  am  Hofe  des 
Landesherrn  wurde  ein  Collegium,  welches  bald  den  Namen  Hofrath, 
bald  den  Namen  Kanzlei  oder  Regierung  führte.  Für  die  Vorwal- 
tung der  landesherrlichen  Kammereinkünfte  bildete  sich  die  Hof- 
kammer, die  Rechnungskontrolle  führte  die  Rait-  oder  Rechnungs- 
kamm m er.    In  den  österreichischen  Ländern  hatte  sich  früher  als  in 


*)  Vgl.  die  Bemerkungen  von  Krone s  III,  S.  23:   „So  bilden  die 
Mürzz usch läger ,  Salzburger,  Brncker,  Neustädter,  Welser  und  Innsbrucker 
Ausschussberathungen  der  Jahre  1508 — 1518  eine  geschlossene  Kette  wich- 
tiger Vereinbarungen  zwischen  dem  Landesfttrsten  und  sämmtlichen  nieder- 
österreichischen,  beziehungsweise  auch  den  obcröstcrreichischen  Ländern.  Die 
wichtigsten  Beschlüsse  der  Vorperiode  1508 — 1510  enthält  das  Augs- 
burger Libell  (1510)  für  die  beiden  Oesterreich,  Steiermark,  Kärnthcn, 
Krain.    Das  umfassendste  Denkmal  dieser  Art  ist  das  Innsbrucker  Libell 
(1518).    Dasselbe  hatte  Geltung  für  die  fünf  niederösterreichischen  Lande, 
für  Tirol  und  Vorarlberg.    Es  findet  sich  darin  vornehmlich  die  Gestaltung 
des  Regiments  und  Hofrathes  als  politischer  Centraibehörden,  die  Regelung 
der  iandesfürstlichen  Cameralien  und  ihrer  Behörden  (Hof-  und  Raitkainmer), 
Münzwesen,  Bergbau-  und  Salinenbetrieb,  Mauth  und  Zoll,  Wild-  und  Forst- 
bann erörtert."     (Vgl.  auch  Lustkandl  Abhdlgen.  S.  326,  332). 

VI brich.  Oesterreich.  Staatsrecht  2 
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den  anderen  deutschen  Territorien  ein  fester  Behördenorgan ismus  aus- 
gebildet, welcher  anderen  Ländern  als  Muster  diente. 

In  dem  österreichischen  Länderkomplexe  hatte  Maximilian  I.  für 
jede  der  drei  Ländergruppen  Niederösterreich  (Oesterreich  ob  und 
unter  Enns,  Steiermark,  Kärnthen,  Krain,  Görz),  Ober  Österreich 
(Tirol,  Vorarlberg)  und  Vorder  Österreich  (die  schwäbisch-elsässischen 
Vorfände)  je  ein  Regiment  (oder  eine  Regierung)  eingesetzt,  welche 
ständige  Collegien  zur  Besorgung  der  allgemeinen  Landesverwaltung 
waren  und  an  Stelle  des  alten  Hofgerichtes  als  Gerichtshöfe  und  später 
als  Appellationsinstanzen  traten.1) 

Unter  den  Hofkammem  stehen  die  Vicedomini,  welche  innerhalb 
eines  grösseren  Districtes  die  landesherrlichen  Rechte  verwalten  (Eich- 
horn §  430),  die  Münznieister,  Mauth-  und  Zollbeamten,  Rent-  und 
Forstmeister,  Amtleute,  Pfleger  u.  s.  w.  (Krön es  III.  46). 

Als  Centraibehörde  erschien  der  Hofrath,  dem  auch  die  Reichs- 
geschäfte zur  Erledigung  übertragen  wurden,  und  der  daher  Reichs- 
hofrath  hiess.2) 

§  7. 

Die  Angliedernng  toii  Böhmen  und  Ungarn. 

I.  Nach  dem  Tode  des  Jagellonenkönigs  Ludwig  II.  (1526),  wel- 
cher Böhmen  und  Ungarn  durch  Personalunion  vereinigt  hatte,  war  der 
böhmische  und  ungarische  Thron  erledigt. 

Anna,  die  Schwester  des  verstorbenen  Königs,  und  ihr  Gatte 
Ferdinand  I.  gedachten  ihr  Erbrecht  auf  die  Krone  Böhmens  geltend 
zu  machen.  Allein  die  böhmischen  Stände  behaupteten  das  Recht  der 
freien  Königswahl,  indem  sie  die  Karolinische  Erbfolgeordnung  des 
Jahres  1348  dahin  interpretirten ,  dass  Prinzessin  Anna,  Ferdinands 
Gemahlin,  noch  bei  Lebzeiten  ihres  Vaters  ausgestattet  und  vermählt 
worden  sei,  daher  keine  Delation  des  Erbrechts  an  dieselbe  stattge- 

lJ  Krones,  Geschichte  Oesterreichs  III.  S.  4*>.  Es  ist  zu  bemerken, 
dass  der  Kanzleistil  jener  Zeit  unter  Oherösterreich  Tirol  und.  wenn  da- 
neben die  Vorlande  nicht  besonders  erwähnt  sind,  auch  diese;  unter  Vor- 
derösterreich aber  stets  eben  diese  Vorbinde;  unter  Niederösterreich 
aber  stets  das  Land  oh  und  unter  der  Enns  und.  wo  nicht  daneben  Inner- 
ü^terreich  ausdrücklich  erwähnt  wird,  auch  dieses,  unter  I  nnerösterreich 
aber  Steiermark.  Kärnthen,  Krain  sammt  dem  Küstenlande  versteht.  Vgl. 
liidcrmann.  Gesamintstaatsidee.  Vorwort  S.  V. 

2)  Eichhorn,  Deutsche  R.  G.  III.  Ud.  S.  284.  Herchenhahn. 
Gesch.  des  kai*.  Reichshofrathes.  Durch  Ferd.  I.  erhielt  der  Reichshofrath 
1  "».j9  eine  Geschäftsordnung,  welche  die  Reichssachen  von  den  erhländischen 
sonderte.    (Eichhorn  IV.  S.  2i»G.) 
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fanden  habe  und  somit  König  Ludwig  erblos  gestorben  sei.  Es  er- 
folgte daher  am  23.  October  1526  die  Wahl  Ferdinands  I.  zum 
Könige  von  Böhmen.  Am  2.  September  1545  stellte  Ferdinand  L*  den 
böhmischen  Ständen  einen  Revers  aus,  worin  unter  Hervorhebung  des 
Erbrechtes  seiner  Gemahlin  Anna  zwar  anerkannt  wird,  dass  die  Stände 
ihn,  als  den  Gemahl  der  rechten  Erbin  zu  ihrem  König  und  Herrn  aus 
ihrem  freien  und  guten  Willen  erwählt  haben,  jedoch  die  Erbfolgeord- 
nung Karls  IV.  unter  Einem  dahin  interpretirt  wird,  dass  den  Ständen 
in  Hinkunft  die  freie  Königswahl  erst  dann  zustehen  solle,  wenn  aus 
den  ehelichen  Linien  männlichen  und  weiblichen  Geschlechtes  des  kö- 
niglichen Stammes  Niemand  mehr  vorhanden  wäre.1)  Der  Grundgedanke 
dieses  Reverses  lag  somit  in  der  Anerkennung  der  eventuellen  Succession 
der  Töchter  Ferdinands  (vgl.  das  Codicill  vom  4.  Januar  1547  im  §  17 
d.  Werkes)  und  in  der  Zurückdrängung  des  Wahlrechtes  der  böhmischen 
Stande.  Eine  definitive  Erledigung  dieser  Controversen  erfolgte  erst  durch 
die  vernenerte  Landesverordnung  vom  10.  Mai  1627. 

II.  Während  die  landesfurstliche  Gewalt  in  den  österreichischen 
Reichsterritorien  Reichslehen  und  aus  einem  Aggregate  verschiedener 
Rechte  hervorgewachsen  war,  beruhte  die  königliche  Gewalt  in  Böhmen 
auf  der  selbständigen  staatsrechtlichen  und  nationalen  Entwickelung 
dieses  Staates,  dem  sich  seit  der  Periode  der  Luxemburger  durch  lehens- 
mässige  Realunion  die  Markgrafschaft  Mähren,  die  schlesischen 
Fürstenthümer  and  die  beiden  Lausitz  angegliedert  hatten.  Doch  zeigen 
sich  auch  hier  analoge  Elemente  und  Organe  der  Land  eshoheit,  sowie 
die  allgemeine  mittelalterliche  Gesellschaftsentwicklung.  Die  grosse  Masse 
des  Volkes  war  in  Unfreiheit  und  Hörigkeit  zurückgedrängt  und  an 
Stelle  der  gleichmässigen  Unterordnung  unter  die  Staatsgewalt  ein  stän- 

*)  Der  Originaltext  dieses  Reverses  ist  enthalten  im  Karlsteiner  Ko- 
piarium  der  Privilegien.  Der  deutsche  Text  lautet:  Hierdurch  das  König- 
reich Böheim  und  andere  dazu  gehörige  Länder  an  die  durchlauchtigste 
Fürstin  und  Frau  Anna,  unser  allerliebstes  Gemahl,  als  an  eine  leibliche 
Schwester  Königs  Ludovici  und  rechte  geborene  Erbin,  Inhalts  der  gegebenen 
Freiheiten,  Privilegien  und  Ausmessungen  Kaiser  Karls  des  Vierten  recht- 
mässig gefallen,  in  Maassen  solcher  Majestät»  Brief  dieses  nach  weiterem 
Inhalt  besagt,  dass  wenn  aus  königlichem  Stamm  und  Linien  männliches  dder 
weibliches  Geschlechtes,  die  ehelich  geboren  sind,  Niemands  vorhanden  wäre, 
die  freie  Wahl  eines  böhmischen  Königs  den  Ständen  dieses  Königreichs 
gebühren  thäte,  —  als  haben  Derowegen  die  Stände  des  obgedachten 
Königreiches  Böhmen  oberwähntes  unser  allerliebstes  Gemahl  als  vor  eine 
rechte  Erbin  und  Königin  dieses  Königreichs  nach  Inhalt  der  obgeschrie- 
benen  Krön  zu  Böheim  Rechte,  Aussatzungen  und  Freiheiten  unterthänig 
erkannt  und  angenommen,  wie  auch  Unser  Person  zu  ihrem  König  und 
Herrn  aus  ihrem  freiem  und  gutem  Willen  erwählt  und  angenommen. 

2* 


Digitized  by  Google 


20 


Einleitung.   II.  Geschichtliche  Propädeutik. 


disch  gegliedertes  Volk  getreten.  Das  Lehenswesen  und  die  Ministe- 
rialität  erfasste  anch  in  Böhmen  die  altnationalen  Ständeunterschied*'. 
Es  gewannen  die  durch  grossen  Grundbesitz  hervorragenden  Nachkom- 
men der  Lechen  und  Vladyken  als  Herrn  oder  Barone  (p&ni,  slechtici) 
die  politische  Führung  als  oberster  weltlicher  Stand,  während  die  ge- 
meinfreien  und  edelfreien  Grundbesitzer  (zemane)  verschwinden,  indem 
sie  entweder  in  Unfreiheit  und  Hörigkeit  versinken  oder  als  Ministe- 
rialen (clientes)  in  den  Dienst  der  Herren  treten  oder  Genossen  des 
sich  zu  einem  Geburtsstande  abschliessenden  Bitterstandes  (rytiri,  mi- 
lites)  werden. 

Auch  in  Böhmen  war  seit  dem  15.  Jahrhundert  der  ständische  Ein- 
fluss  gewachsen  und  hatte  sich  zu  einer  Theilnahme  der  Stände  an  der 
Staatsgewalt  gesteigert.  Unter  dem  schwachen  Begimente  Wladislavs  II. 
(1471 — 1516)  erfolgte  unter  dem  Namen  Landesordnung  im  Jahn» 
1500  eine  Zusammenstellung  der  auf  das  öffentliche  und  Privatrecht 
sich  beziehenden  Gesetze,  Verordnungen,  Privilegien  und  Präjudicien,  die 
als  Vorbild  und  Grundlage  der  späteren  Becensionen  der  Landesordnung 
unter  Ferdinand  I.  (1530),  Maximilian  IL  (1564)  und  Budolph  II. 
(1594)  diente.  Die  Adelsmacht  war  durch  die  Leibeigenschaft  des 
Bauernstandes,  zu  der  der  Landtagsschluss  des  Jahres  1453  den  ersten 
Schritt  machte,  gesteigert  worden;  sie  zeigte  sich  in  der  staatsrecht- 
lichen Stellung  der  obersten  Beamten,  die  nicht  als  Beamte  des  Königs, 
sondern  des  Landes  galten,  ferner  in  der  Wirksamkeit  des  „Land- 
rechtes"  als  Gerichtshofes  für  die  adeligen  freien  Grundbesitzer,  dessen 
inappellable  Präjudicien  zu  einer  Bechtsquelle  geworden  waren.  So 
beschränkt  übrigens  die  Macht  des  Königs  durch  die  Mitregierung  der 
Stände  einerseits  war,  so  unbeschränkt  war  andererseits  dieselbe  im 
Kreise  der  sogenannten  Begalien.  Mit  den  Einkünften  aus  den- 
selben konnte  der  König  frei  verfügen,  er  konnte  namentlich  mittelst 
derselben  eine  bewaffnete  Macht  unterhalten;  ebenso  übte  er  in  Ansehung 
der  Objecto  der  Regalien  das  Gesetzgebungsrecht  ohne  Concurrenz  der 
Landstände.1) 

*)  Ueber  die  ältere  Verfassungsgeschichte  Böhmens  ist  zu  vergleichen 
das  "Werk  von  Stransky  res  publica  Bojema  (in  verschiedenen  Ausgaben 
Leyden  1634,  Amsterdam  1713,  Frankfurt  1719;  vergl.  hierüber  Kronesl, 
S.  18),  einen  Commentar  dazu  lieferte  Cornova  in  sieben  Bänden,  Prag 
1792;  ferner  Geschichte  Böhmens  von  Palacky;  für  Mähren  vergl.  die 
Geschichte  Mährens  von  Beda  Dudik;  für  Oesterreich-Schlesien  sind  zu 
erwähnen  die  Monographien  von  J.  Biermann  über  Teschen  und  Troppan  ; 
ferner  als  Hülfsmittel  Brandl  Glossarium,  Brünn  1876.  Neuere  monogra- 
phische Arbeiten  mehr  vom  politischen  als  juristischen  Standpunkte  sind  Ka- 
lo usek,  Einige  Grundlagen  des  böhmischen  Staatsrechtes  und  HugoToman, 


Digitized  by  Go 


S  7.   Die  Angliederung  von  Böhmen  und  Ungarn. 


21 


III.  Gleichzeitig  mit  Böhmen  würde  auch  das  Königreich  Ungarn 
mit  seinen  Nebenländern  dem  Kreise  der  Habsburgischen  Herrscher- 
rechte  eingefugt  Das  Arpadenreich  bestand  aus  folgenden  Gebieten: 
a)  aus  dem  Königreich  Ungarn,  b)  Siebenbürgen,  welches  seit  der 
Occupation  durch  Ladislaus  I.  Provinz  des  Reiches  geworden  war,  in 
welchem  jedoch  die  drei  Nationen:  Magyaren,  Szekler  und  Sachsen 
eine  privilegirte  Stellung  einnahmen  und  in  gemeinsamen  Congregationen 
gemeinsame  Angelegenheiten  behandelten,  c)  Slavonien,  Croatien  und 
Dalmatien,  die  theils  durch  Eroberung,  theils  durch  Unterwerfungsver- 
träge, zumal  unter  Koloman  seit  1102  an  Ungarn  kamen,  jedoch  eine 
selbständige  staatsrechtliche  Stellung  erlangten.  Im  letzten  Jahr- 
hundert des  Mittelalters  fiel  jedoch  das  dalmatinische  Küstenland  an 
Venedig,  während  das  Gebiet  im  Osten  der  Unna  der  türkischen  Er- 
oberung preisgegeben  werden  musste  (1526).  Am  29.  Juni  1527  wurde 
Ferdinand  I.  zum  wahren  und  rechtmässigen  Könige  von  Ungarn  ange- 
nommen, gewählt  und  verkündet,  musste  jedoch  in  dem  Grosswardeiner 
Frieden  (1538)  auf  Siebenbürgen  zu  Gunsten  Johann  Zäpolyas  ver- 
zichten. 

Die  Verfassungsverhältnisse  des  Arpadenreiches  boten  Analogien 
zu  jenen  Böhmens.  Die  territoriale  Gliederung  des  Staates  beruhte 
in  den  Comitaten,  welche  den  Aviticalbesitz  der  weltlichen  Herren  und 
den  Besitz  der  Kirche  sowie  den  Königsboden  (fundus  regius)  umfassten 
Durch  Schenkungen  des  Königsbodens  an  dem  Könige  lehensmässig 
verpflichtete  Ministerialen  entstand  der  donatorische  Dienstadel  (nobiles) , 
dem  sich  der  Hochadel  der  Reichswürdenträger  (barones)  und  Gespann- 
schaftsgrafen (comites)  entgegenstellte;  während  andererseits  durch  An- 
siedelung auf  dem  königlichen  Pfalzboden  die  königlichen  Städte  ent- 
standen. 

So  entwickelten  sich  in  Ungarn  die  Stände  der  Prälaten,  Magnaten 
Ritter  und  königlichen  Städte,  welche  die  Nation  im  politischen  Sinne 
ausmachten  nnd  auf  den  Reichsversammlungen  eine  immer  entschiede- 
nere legislatorische  Wirksamkeit  entfalteten.  Die  Rechte  des  Adels  er- 
langten in  dem  Freiheitsbriefe  oder  der  goldenen  Bulle  Andreas  II. 
vom  Jahre  1222  ihre  Verbriefung.  Das  Mitregierungsrecht  der  Stände 
äusserte  sich  insbesondere  in  dem  Rechte  der  Wahl  des  Palatins  (coraeB 
palatii  oder  palatinus),  der  unter  den  Magnaten  und  Reichswürden- 
trägern (barones)  den  ersten  Rang  einnimmt,  das  Haupt  des  adeligen 


Das  böhmische  Staatsrecht  1527—1848,  Prag  1872.  Für  Mahren  vergl. 
noch  Luksche,  Notizen  von  der  politischen  und  Justizverfassung  Mahrens 
bis  1628,  Brünn  1808. 
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Aufgebotes  (der  adeligen  Insurrection)  ist,  den  abwesenden  König  als 
gesetzlicher  Statthalter,  den  minderjährigen  als  gesetzlicher  Vormund 
und  Regent  vertritt  und  bei  Erlöschen  des  Königshauses  den  Wahl- 
reichstag zu  berufen  hat. 

§  8. 

Die  Entwickelung  der  österreichischen  Gesammtstaatsidee.1) 

I.  Die  Angliederung  von  Böhmen  und  Ungarn  an  die  deutschen 
Beichsterritorien  begründete  zunächst  eine  Personalunion  von  drei 
durch  frühere  geschichtliche  Entwicklung,  äussere  Rechtsstellung,  durch 
Verfassung,  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Nationalitat  verschiedenen 
Staatskörpern.  Die  unter  diesen  drei  Länderkomplexen  bestehende 
Interessengemeinschaft  musste  aber  die  Gemeinsamkeit  administrativer 
Einrichtungen  sowie  das  Bestreben  begünstigen,  die  Anfangs  bloss  zu- 
fällige Verbindung  zu  einer  dauernden  und  verfassungsmässigen  zu  ge- 
stalten. 

II.  Der  vereinigende  Mittelpunkt  dieser  Länder  war  der  gemein- 
same Monarch;  er  allein  konnte  der  Krystallisationspunkt  eines  aus 
diesen  Theilen  sich  bildenden  Gesammtstaates  werden.  Gemeinsame 
Einrichtungen  mit  Ueberwindung  des  provinciellen  Particularismus  der 
Landstande  der  einzelnen  Königreiche  und  Länder  konnten  sich  zunächst 
nur  auf  jenen  Gebieten  entwickeln,  auf  denen  der  persönliche  Wille 
der  Monarchen  allein  entscheidend  war.  Die  beginnende  Centraüsation 
äussert  sich  zunächst  in  der  Behördenorganisation  und  zwar: 

a)  in  der  Errichtung  eines  steten  Hofkriegsrathes  durch  Ferdi- 
nand I.,  um  in  die  Kriegführung  Einheit  zu  bringen.  Diesem 
Reichskriegsministerium  wurde  durch  die  Instruction  vom  17. 
November  1556  ein  weiter,  auch  auf  die  ungarischen  Festun- 
gen, Provianterfordernisse  und  Truppenmusterungen  sich  er- 
streckender Wirkungskreis  vorgezeichnet  In  den  Jahren  1564 
und  1615  erhielt  diese  Centraibehörde  ihre  weitere  Organi- 
sation. 

b)  Ein  fester  Mittelpunkt  für  die  Behandlung  der  Staatsgeschäfte 
erwuchs  in  dem  Geheimrathscollegium  seit  Ferdinaud  L 
Es  war  die  Ministerconferenz  des  Kaisers,  Königs  und  Erz- 
herzogs.  In  diesem  Collegium  wurden  die  wichtigsten  Staats- 

*)  Einen  Versuch,  aus  dem  Gesichtspunkte  der  Entwicklung  der  Ge- 
sammtstaatsidee  die  Verfassungsgeschichte  Oesterreichs  zu  bearbeiten,  machte 
Bidermann  in  seinem  Werke:  „Geschichte  der  österreichischen  Gesammt- 
staatsidee", welches  bis  1705  reicht. 
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geschalte  unter  persönlicher  Intervention  des  Monarchen  be- 
rathen.  Da  für  die  Berufung  in  dieses  Colleginm  das  per- 
sönliche Vertrauen  des  Monarchen  allein  entscheidend  war, 
so  traten  dadurch  die  mittelalterlichen  ständischen  Elemente 
dem  sich  entwickelnden  modernen  Beamtenthum  gegenüber  in 
den  Hintergrund, 
c)  Die  innere  und  die  Finanzverwaltung  der  drei  Ländergruppen 
lag  in  der  Hofkanzlei  und  den  Hofkammern.  Die  öster- 
reichische Kanzlei  war  eine  gemeinsame  Centraibehörde  der 
deutschen  Reichsterritorien;  die  böhmische  Hofkanzlei  (seit 
1624  in  Wien)  war  ebenso  wie  die  ungarische  Hofkanzlei  das 
Organ,  durch  welches  der  Monarch  die  politischen  Geschäfte 
dieser  Staatskörper  besorgen  Hess.  Neben  diesen  Behörden 
bestand  überdies  der  Reichshofrath  (die  Reichshofrathskanzlei) 
für  die  deutschen  Reichsangelegenheiten,  insbesondere  die 
Reichsjustizgeschäfte.  Der  Wirkungskreis  dieser  verschiedenen 
Behörden  war  jedoch  nicht  streng  abgegrenzt  Der  Reichs- 
hofrath besorgte  auch  eine  Menge  erbländischer  Geschäfte, 
namentlich  bei  Adelsverleihungen,  Standeserhöhungen,  Erthei- 
lung  von  Würden  und  Privilegien,  während  die  österreichische 
Hofkanzlei  zur  Bearbeitung  der  auf  die  äusseren  Verhältnisse 
des  gesammten  Länderkomplexes  sich  beziehenden  Geschäfte, 
sowie  dazu  benutzt  wurde,  gemeinsame  Einrichtungen  der  ein- 
zelnen Ländergruppen  anzubahnen  und  durchzuführen.  Die 
grösste  Centralisation  zeigte  sich  im  Finanzwesen.  Die  Wiener 
Hofkammer,  ursprünglich  eine  Finanzbehörde  der  deutschen 
Erbländer,  wurde  eine  finanzielle  Oberbehörde  auch  für  Böhmen 
und  Ungarn.  Die  Prager  Hofkammer  für  Böhmen  und  die 
Pressburger  Hof  kammer  für  Ungarn  geriethen  in  Unterordnung 
unter  dieselbe. 

UL  Weitere  Momente,  wodurch  die  Entwickelung  der  Idee  eines 
österreichischen  Gesammtetaates  begünstigt  werden  mussten,  waren: 

a)  die  Umgestaltung  des  Heerwesens  und  die  Entstehung  eines 
gemeinsamen  stehenden  Heeres,  welches  nicht  österreichisch, 
nicht  böhmisch,  nicht  ungarisch,  sondern  kaiserlich  war.1) 

*)  Vgl.  Bidermann,  Entwicklung  der  öster.  Gesammtstaatsidee, 
Krön  es,  Gesch.  Oester.  IV.  S.  434.  Firnhaber,  Zur  Geschichte  des 
österr.  Militärwesens.  (Archiv  f.  österr.  Gesch.  XXX  Bd.)  H.  Meynert, 
Geschichte  des  Kriegswesens  und  der  Heeresverfassung  in  den  verschiedenen 
Ländern  der  österr.  Monarchie.  1854.  Oberleitner,  Finanzen  und  Kriegs- 
wesen unter  Ferdinand  1.  1522  —  1564.  (Archiv  f.  öster.  Gesch.  XXII.  Bd.) 
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In  der  Waffengewalt  des  Königs  von  Ungarn  (jus  armorum) 
lag  das  Recht,  die  adelige  Insurrection  zu  fordern,  sowie  ein 
stabiles  reguläres  Heer  entweder  durch  Werbung  oder  Aus- 
hebung der  dienstpflichtigen  Bevölkerung  zu  bilden,  auszu- 
rüsten, Offiziere  zu  ernennen,  Festungen  anzulegen,  Heeresan- 
stalten und  Militärbehörden  zu  organisiren.  Ebenso  erstreckte 
sich  das  Waffenrecht  des  ungarischen  Königs  auch  auf  die 
sogenannte  Grenzmiliz.  Das  Recht  der  Errichtung  und  Ver- 
waltung der  Militärgrenze  wird  dem  Könige  allein,  ohne  Con- 
currenz  der  Reichsstände,  zugeschrieben.  Insbesondere  verfugt 
der  VIII.  G.  A.  1715  die  Unterhaltung  eines  regulären,  sowohl 
aus  Einheimischen,  wie  aus  Ausländem  bestehenden  stehenden 
Heeres,  weil  das  Reich  durch  die  adelige  Insurrection  nicht 
mehr  genügend  geschützt  werden  könne.  Durch  diese  Bestim- 
mung wurden  alle  früheren  Gesetzen,  welche  die  Entfernung 
nicht  ungarischer  Soldtruppen  angeordnet  und  zur  Einführung 
nicht  ungarischer  Truppen  die  Genehmigung  der  Stände  ver- 
langt hatten,  derogirt. 

b)  Die  gemeinsame  Leitung  der  auswärtigen  Angelegenheiten. 
Auf  diesem  Gebiete  war  von  jeher  die  Macht  des  Monarchen 
am  wenigsten  beschränkt;  denn  es  ist  sein  Majestätsrecht, 
Bündnisse  und  Verträge  jeder  Art  mit  anderen  Staaten  einzu- 
gehen, Gesandte  zu  schicken  und  zu  empfangen,  die  auswär- 
tige Politik  zu  leiten  und  den  Staat  in  allen  Verhältnissen  zu 
anderen  Staaten  zu  repräsentiren. 

c)  Das  Finanzwesen  dieser  Länder  beruht  auf  gleichen  Grund- 
lagen. Die  Einkünfte  des  Landesherrn  aus  Domänen  und 
Regalien  und  die  Verwendung  der  subsidiären  Contribution 
unterlag  der  Controle  der  Stände  nicht.  Daraus  ergab  sich 
die  Möglichkeit,  den  Ueberschuss  der  Verwaltungseinnahmen 
der  einzelnen  Länder  für  gemeinsame  Zwecke  frei  zu  verwenden. 

d)  Endlich  konnte  eine  materiell  übereinstimmende  Gesetzgebung 
im  Gebiete  der  Regalien,  insoweit  hier  der  Monarch  frei  ver- 
fugte, angebahnt  werden. 

IV.  Einen  bedeutsamen  Zuwachs  erfuhr  die  lan  desto  retlichc  Gewalt 
durch  die  Schlacht  am  weissen  Berge  (1620).  In  der  verneuerten  Lan- 
desordnung für  Böhmen  vom  10.  Mai  1627  behält  sich  der  Monarch 
das  Recht  der  Gesetzgebung  (jus  legis  ferendae),  insbesondere  die  Aen- 
derung,  Mehrung  und  Besserung  der  Landesordnung,  die  oberste  rich- 
terliche und  die  Militärgewalt  sowie  die  Regalien  ausschliessend  vor. 
Die  Gleichberechtigung  der  deutschen  Sprache  in  der  Landesverwaltung 
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wird  anerkannt;  den  landesrechtlichen  Urtheilen  wird  die  Inappellabilität 
und  die  Eigenschaft  rechtsbildender  Präjudicien  benommen.  Die  Erb- 
lichkeit des  Thrones  in  weiblicher  Linie  wird  ausgesprochen.1)  Die- 
selbe Bedeutung  hat  für  Mähren  die  Landesordnung  vom  10.  Mai  1628 
Durch  diese  Verstärkung  der  königlichen  Gewalt  in  Böhmen  war  die 
Möglichkeit  der  Herstellung  gleicher  Einrichtungen  in  den  deutschen 
und  böhmischen  Ländern  eröffnet.  Es  bewegen  sich  somit  die  centra- 
lisirenden  Bestrebungen  nicht  nur  in  der  Richtung  eines  auch  die 
Länder  der  ungarischen  Krone  umfassenden  Gesammtstaates,  sondern 
sie  verfolgen  auch  im  engeren  Kreise  die  Herstellung  gleicher  Ein- 
richtungen in  den  böhmischen  und  deutschen  Erbländern.  Es  begann 
ßich  aber  auch  ein  Dualismus  zwischen  diesen  beiden  in  engere  Ver- 
bindung tretenden  Ländergebieten  einerseits,  in  denen  der  Monarch 
absolut  herrschte,  und  Ungarn  andererseits  zu  entwickeln,  wo  sich  die 
Reichsstände  die  Mitwirkung  bei  der  Gesetzgebung,  die  Steuer-  und 
Rekrutenbewilligung  gesichert  hatten,  und  die  Selbstverwaltung  der 
Comitate,  sowie  durch  den  Wiener  Frieden  (1606)  und  den  Linzer 

*)  Die  verneuerte  Landesonlnung  interprertrt : 

1.  Die  goldene  Bulle  Karls  des  Vierten  vom  7.  April  1348,  den  Majestäts- 
brief des  König  Wladislav  vom  Jahre  1510  und  den  Revers  Ferdinands 
des  Ersten  vom  Jahre  1545  dahin,  dass  nach  diesen  Fundamentalgesetzen 
in  ihrem  wahren  und  unverfälschten  Verstände  ganz  klar  erscheine,  dass 
den  Stünden  und  Inwohnern  des  Königreichs  die  Wahl  eines  Königs 
nicht  zuvor  gebühre,  als  wenn  aus  dem  königlichen  Geschlechte,  Geburt, 
Samen  und  Geblüt  Manns-  oder  Weibsperson  wet'.er  vorhanden  noch  zu 
gewärtigen  wäre,  oder  aber  das  Königreich  durch  des  letzten  Erben, 
oder  Erbin  freiwilligen  Verzicht  oder  deshalb  ledig  befunden  wurde, 
daüfl  derselbe  oder  dieselbe  aus  dergleichen  Mängel  und  Abgang  der 
Vernunft,  wodurch  in  andern  Kurfürstenthümern  nach  der  goldenen  Bulle 
Karls  des  Vierten  einer  von  der  Succession  ausgeschlossen  würde,  zur 
königlichen  Regierung  nicht  tauglich  und  dazu  von  Ihm  oder  Ihr  kein 
anderer  Erbe  oder  Erbin  im  Leben  oder  zu  hoffen  wäre.  (A.  I.) 

2.  In  Gemässheit  dessen  fordert  die  L.-O.  von  jedem  in  das  Königreich 
aufzunehmenden  Inwohner  die  Erbhuldigung.  (A.  II.) 

3.  Die  Ausschreibung  der  gemeinen  Landtage  und  der  Zusammenkünfte  in 
den  Kreisen  steht  dem  König  allein  zu.  (A.  IV.) 

4.  Betreffend  die  Kontributionen  hat  sich  der  König  aus  (ina'  n  re- 
Bolvirt,  dieselben  auf  den  Landtagen  und  anders  nicht,  gegen  gewöhn- 
liche Reverse  von  den  Ständen  begehren  zu  lassen,  in  der  Erwartung, 
dass  die  Stände  die  begehrten  Kontributionen  nicht  durch  unbillige  Be- 
dingungen oder  Suchung  neuer  Privilegien  aufhalten  werden.  (A.  V.) 

5.  Wir  behalten  Uns  und  Unsern  Erben  nachkommenden  Königen  aus- 
drücklich bevor,  in  Unserem  Erbkönigreiche  Gesetz  und  Recht  zu  machen 
und  Alles  Dasjenige  was  das  Jus  legis  ferendae,  so  Uns  als  dem  König 
allein  zusteht,  mit  sich  bringt.  (A.  VIII.) 
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Frieden  (1645)  die  freie  Religionsübung  der  evangelischen  Kirche  der 
Augsburger  und  Helvetischen  Confession  anerkannt  war. 

V.  Den  Ausgangspunkt  einer  sich  anbahnenden  Realunion  sämmt- 
licher  Länder  bilden  die  Pressburger  Gesetzartikel  des  Jahres  1687. 
Es  wird 

a)  die  Erblichkeit  des  ungarischen  Thrones  als  Fundamentalge- 
setz des  ungarischen  Staatsrechtes  ausgesprochen  (G.  A.  L); 

b)  die  Primogeniturordnuug  der  mannlichen  Habsburger  festge- 
setzt (G.  A.  II.)  mit  blosser  Wahrung  des  Inauguraldiplomes, 
des  Kronungseides  und  der  Krönung  innerhalb  des  König- 
reiches; es  wird 

c)  auch  das  Erbfolgerecht  der  spanischen  Habsburger  im  Falle 
des  Aussterbens  des  Mannsstammes  der  deutschen  Habs- 
burger anerkannt  (G.  A.  III.),  und  endlich 

d)  das  Recht  des  bewaffneten  Widerstandes  der  Stände  (facultas 
resistendi)  der  goldenen  Bulle  Andreas  II.  aufgehoben 
(G.  A.  IV.). 

VI.  Die  Veränderungen  des  Staatsgebietes  in  der  Periode  1526  bis 
1740  betreffen: 

a)  die  Erwerbung  des  schlesischen  Fürstenthums  Jägerndorf 
(1623)  und  der  schlesischen  Fürstenthümer:  Liegnitz,  Brieg 
und  Wohlau  (1675); 

b)  die  Abtretung  der  beiden  Lausitz  an  Sachsen  durch  den 
Prager  Frieden  (1635); 

c)  die  Revindication  Siebenbürgens  (1690—1696),  nach  der  Thron- 
entsagung des  jüngeren  Apaffy  (Krones  III.  678  ff.),  dessen 
Verfassungsverhältnisse  durch  das  diploma  Leopoldinum  vom 
4.  Dezember  1691,  durch  die  Accorde  zwischen  den  politischen 
Nationen  Siebenbürgens  vom  7.  und  2^.  April  1693,  das  di- 
ploma Leopoldinum  suppletorium  de  negotio  religionis  vom 
9.  April  1693  und  endlich  die  wichtige  sog.  Alvinczische  Reso- 
lution vom  14.  Mai  1693  (Krones  IV.  S.  389)  geregelt  wurden ; 

b)  die  gegenwärtigen  Grenzen  Ungarns  gegenüber  dem  osmani- 
schen  Reiche,  beziehungsweise  gegenwärtig  Serbien  und  Ru- 
mänien beruhen  auf  folgenden  Friedenschlüssen  mit  der  Pforte: 
«)  Frieden  zu  Karlowitz  vom  26.  Januar  1699,  ß)  zu 
Passarovitz  21.  Juli  1718  und  y)  zu  Belgrad  18.  Sep- 
tember 1739. ') 


!)  In  dem  Frieden  von  Passarovitz  behauptet  Oesterreich  das  ganze 
Banat,  den  Nordtheil  Serbiens  mit  Belgrad,  dann  fünf  Districte  der  kleinen 
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8  9- 

Die  pragmatische  Sanction.1) 

I.  Einen  bedeutsamen  Punkt  in  der  Entwickelungsgeschichte  der 
österreichisch -ungarischen  Monarchie  bilden  jene  Staatsakte,  die  man 
unter  der  Bezeichnung  „pragmatische  Sanction"  zusammenzufassen 
pflegt.  Die  dunkle  Unklarheit,  welche  über  diesen  Staatsakten  bis  in 
die  jüngste  Zeit  gelagert  war,  lässt  es  erklärlich  finden,  dass  die  ge- 
meine Anschauung  dahin  ging,  die  pragmatische  Sanction  sei  ein  ein- 
heitlicher und  einseitiger  Souveränitätsakt  der  Krone  gewesen,  während 
in  Wahrheit  die  pragmatische  Sanction  ein  Complex  von  mehreren 
Staatsakten  vertragsmässigen  Charakters  ist,  die  unter  den  Mitgliedern 
des  kaiserlichen  Hauses  und  zwischen  dem  Kaiser  und  den  Ständen 
der  einzelnen  Länder  abgeschlossen  wurden.  Es  kann  daher  das  We- 
sen der  pragmatischen  Sanction  auch  nur  durch  Berücksichtigung  ihrer 
Genesis  klar  werden.2) 

II.  Zunächst  gehört  hierher  das  pactum  mutuae  successionis  vom 
12.  September  1703.  Bei  Erledigung  des  spanischen  Thrones  durch 
Erlöschen  des  spanisch- habsburgschen  Mannsstammes  mit  Karl  II. 
(1.  Nov.  1700)  erhebt  Leopold  I.  Ansprüche  auf  Spanien  und  verzichtet 
sodann  aus  Gründen  der  äussern  Politik  gemeinschaftlich  mit  seinem 
altern  Sohne,  dem  römischen  König  Joseph  auf  dieses  Anrecht  zu  Gun- 
sten seines  jüngern  Sohnes  Karl. 

Mit  der  förmlichen  Abtretung  Spaniens  und  der  Begründung  einer 
neuen  Linie  daselbst  war  aber,  da  der  ältere  Sohn  Leopolds,  der  rö- 
mische König  Josef  nur  zwei  Töchter  (Maria  Josefa  und  Maria  Amalie) 
aber  keine  männlichen  Leibeserben  hatte,  und  sein  jüngerer  Bruder 

Wallachei  bis  an  die  Aluta  (vgl.  Krones  IV.  S.  120  und  Vesque  Püttlingen 
in  der  Zeitschrift  für  Rechts-  und  Staatswissenschaft,  Jahrg.  1849,  I.  Band, 
sowie  dessen  Uebersicht  der  österreichischen  Staatsverträge  seit  Maria  Theresia). 

Der  Belgrader  Friede  überlässt  Belgrad  wieder  an  die  Türkei  und  stellt 
die  beiderseitigen  Grenzen  Oesterreichs  und  der  Pforte  auf  serbisch-bosnischem 
Boden  im  Sinne  des  Karlowitzcr  Friedens  wieder  her,  er  trennt  auch  die 
kleine  Wallachei  wieder  von  Oesterreich,  dagegen  bleibt  das  Banat  im  Be- 
sitze Oesterreichs. 

*)  Dr.  Häberlin,  Abriss  einer  umständlichen  Historie  der  pragma- 
tischen Sanction  von  deren  Errichtung  bis  auf  den  Tod  Karl  VI.  (1746). 
Adam  Wolf,  Gesch.  der  pragmatischen  Sanction  1850.  Aug.  Fournier 
in  Sybels  hist.  Zeitschrift,  38.  Bd.,  S.  16  ff.  H.  Bidermann  in  der 
Zeitschrift  für  das  Privat-  und  öffentliche  Recht  von  Grünhut,  II.  Bd.,  S. 
123  ff.  und  217  ff.  Krones,  Gesch.  Oesterr.  IV.  S.  123  ff,  173  —  174, 
378  ff. 

2)  Vgl.  meine  Schrift  über  die  rechtl.  Natur  der  Monarchie,  S.  27. 
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•  noch  unverheiratet  war,  zweifelhaft  geworden,  was  im  Falle  des  Ab- 
sterbens  des  Einen  oder  des  Anderen  ohne  männliche  Erben  geschehen 
solle.  Desshalb  wurde  gleichzeitig  mit  -der  Cession  des  Anrechts  auf 
den  spanischen  Thron  das  pactum  mutuae  successionis  unter  Inter- 
vention des  Kaisers  mittelst  eidlicher  Zustimmungserklärung  seiner 
beiden  Söhne  Josef  und  Karl  abgeschlossen.  In  diesem  Familienstatut 
wird  als  ein  allzeit  giltiges  Gesetz  festgesetzt,  dass  sowohl  in  den 
Königreichen  und  Provinzen  spanischer  Herrschaft  als  in  den  Erb- 
königreichen und  Ländern  die  Nachfolge  im  Mannesstamme  der  weib- 
lichen Descendenz  stets  vorauszugehen  und  unter  den  Descendenzen 
das  Recht  der  Erstgeburt  zu  gelten  habe.  Für  den  Fall,  als  Karl  III. 
ohne  Sohne  stürbe,  oder  sein  Mannesstamm  erlöschen  sollte,  soll  ohne 
Rücksicht  auf  weibliche  Descendenz  die  ganze  spanische  Monarchie 
mit  allen  ihr  verbundenen  oder  unterworfenen  Königreichen  oder  Pro- 
vinzen an  den  Kaiser,  seinen  Erstgeborenen  oder  dessen  Kinder  und 
legitime  Nachkommen  zurückfallen.  Sollten  Töchter  Karls  oder  seiner 
legitimen  Descendenten  vorhanden  sein,  so  werde  für  dieselben  gesorgt 
werden,  wie  es  bisher  des  Hauses  Sitte  war.  Doch  auch  ihnen  bleibt 
ihr  Recht  der  Nachfolge  gewahrt,  welche  nach  dem  Ausgange  des 
Mannesstammes  und  der  weiblichen  Nachkommenschaft  Josefs  I.  noch 
immer  Geltung  gewinnen  kann.  Damit  war  ausdrücklich  festgesetzt,  dass 
die  Töchter  Josefs  mit  all  ihrer  Nachkommenschaft  den  Töchtern  Karls 
voranzugehen  haben.  Sollte  hinwieder  Josef,  ohne  Söhne  zu  hinter- 
lassen, von  hinnen  gehen  oder  seine  männliche  Nachkommenschaft  aus- 
sterben, so  gelangt  Karl,  beziehungsweise  seine  männliche  Descendenz 
auch  in  allen  Erbkönigreichen  und  Ländern  zur  Herrschaft. 

III.  In  diesem  pactum  mutuae  successionis  war  aber  des  Falles 
nicht  gedacht,  dass  möglicher  Weise  Karl  in  dem  entbrannten 
Successionskriege  sich  gar  nicht  als  Herr  der  spanischen  Monarchie 
zu  behaupten  vermochte.  Es  lässt  daher  Kaiser  Leopold  I.  am 
26.  April  1705  mit  Einwilligung  des  älteren  Sohnes  Josef  ein 
Testament  abfassen,  worin  er  für  diese  Eventualität  seinem  jüngeren 
Sohne  Karl  und  seinem  ehelichen  geborenen  männlichen  Leibes- 
erben zu  ihrem  Antheil  und  Abfertigung  die  Grafschaft  Tirol 
sammt  den  einverleibten  oder  zugewandten  schwäbischen  und 
vorderösterreichischen  Ländern  unter  Aufrechthaltung  der  sonstigen 
Bestimmungen  des  pactum  mutuae  successionis  mit  der  weiteren 
Bestimmung  zuweist*  dass  nach  dem  Tode  Karls  und  seiner  männlichen 
Descendenz  diese  Länder  wieder  an  den  römischen  König  und  seine 
ehelich  geborenen  Erben  zurückfallen  sollen. 

IV.  Ans  diesen  beiden  Urkunden  ergaben  sich  folgende  Principien: 
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„Vorantritt]  der  männlichen  vor  der  weiblichen  Descendenz,  das  vorwal- 
tende Recht  der  Erstgeburt  und  damit  in  Sachen  der  Frauenerbfolge 
der  Vorrang  der  Töchter  des  Erstgeborenen  vor  denen  des  jüngeren 
Kaisersohnes." 

Kaiser  Leopold  I.  starb  wenige  Tage  nach  diesem  Testamente  (am 
5.  Mai  1705);  ihm  folgte  sein  älterer  Sohn  Josef  I.,  der  lediglich  zwei 
Töchter  bei  seinem  am  17.  April  1711  erfolgten  Tode  hinterliess:  Marie 
Josefa  und  Marie  Amalie.  Ihm  folgte  sein  jüngerer  Bruder  Karl,  der 
einzige  Repräsentant  des  Habsburgischen  Mannsstammes.  Damit  waren 
die  Voraussetzungen  des  Testamentes  Leopolds  I.  gegenstandslos  gewor- 
den, wohl  aber  waren  die  Bestimmungen  des  pactum  mutuae  succes- 
sionis  in  voller  Kraft. 

Als  Karl  VI.  zur  Regierung  gelangte,  war  in  Ungarn  das  Erbrecht 
der  Frauen  noch  nicht  anerkannt,  und  es  ging  von  Seite  der  Kroaten 
die  Anregung  aus,  die  weibliche  Erbfolge  in  den  Ländern  der  ungari- 
schen Krone  zu  regeln.  Am  19.  April  1713  versammelt  Karl  VI.  die 
Minister  und  geheimen  Räthe,  lässt  das  pactum  mutuae  successionis  ver- 
lesen, erörtert  seinen  Inhalt  und  bestimmt  als  immerwährende  Satzung 
und  Ordnung: 

a)  dass  sämmtliche  Erbkönigreicho  und  Länder  bei  seinen 
männlichen  Leibeserben  nach  dem  Rechte  der  Erstgeburt,  so 
lange  diese  bestehen,  ungetheilt  verbleiben  sollen, 

b)  dass  bei  Abgang  des  männlichen  Stammes  aber  diese  Länder 
gleichmässig  unzertheilt,  nach  Ordnung  und  Recht  der  Erst- 
geburt auf  die  ehelich  hinterlassenen  Töchter  kommen  sollen, 
und  dass 

c)  erst  bei  Mangel  einer  Erbtochter  die  Succession  der  Regre- 
dienterbinnen  und  ihrer  Descendenz  stattzufinden  habe. 

Gegenüber  dem  pactum  mutuae  successionis  weichen  somit  die  Be- 
stimmungen dieses  Protokolls  durch  den  Vorzug  der  Erbtöchter  gegen- 
über den  Regredienterbinnen  wesentlich  ab. 

V.  Aus  dem  Hausgesetze,  das  in  diesem  Protokolle  enthalten  war, 
wurde  durch  Mittheilung  an  die  Landstände  der  einzelnen  Königreiche 
und  Länder  und  die  von  denselben  erfolgte  Annahme  ein  gleichmässig 
verbindliches  Verfassungsgesetz  für  die  Gesammtmonarchie  1).  Bedeutsam 
sind  insbesondere  die  ungarischen  Gesetzartikel  I  und  II  des  Jahres  1723. 


l)  Die  pragmatische  Sanction  wurde  in  den  deutschen  und  böhmischen 
Erbländern  von  den  Ständen  angenommen,  ohne  dass  eine  förmliche  Erklärung 
der  Krone  zu  Gunsten  ihrer  Rechte  und  Freiheiten  als  besondere  vertrags- 
mäßige Gegenleistung  vorliegt  (Krones  IV.  394).    Die  pragmatische  Sanc- 
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Der  Gesetzartikel  I  1723  dehnt  die  in  den  Gesetzartikeln  II  und 
III  1687  anerkannte  männliche  Erbfolge  auf  alle  Nachkommen  und 
Erben  des  Erzhauses  beiderlei  Geschlechtes  nach  der  Ordnung  der  Erst- 
geburt und  der  Linealsuccession  aus,  während  der  Gesetzartikel  II  ins- 
besondere verfügt,  dass  für  den  Fall  des  Abganges  männlicher  Leibes- 
erben des  Königs  Karl  die  Succession  auf  das  weibliche  Geschlecht 
und  zwar  die  Töchter  Karls,  und  bei  deren  Abgange  auf  jene  Josefs 
und  Leopolds  nach  der  in  den  übrigen  Ländern  eingeführten  Erbfolge 
unter  Aufrechthaltung  der  untheilbaren  und  unzertrennlichen  Gemein- 
schaft mit  den  übrigen  Ländern  gelangen  solle. 

Als  Motiv  der  Annahme  dieser  Gesetzartikel  bezeichnen  die  unga- 
rischen Stände  in  der  Einleitung  (praefatio)  derselben  die  Erstarkung 
des  wechselseitigen  Einverständnisses  und  Verbandes  der  Länder  der 
ungarischen  Krone  mit  den  übrigen  Königreichen  und  Ländern.  In 
gleicher  Weise  bezeichnet  für  Siebenbürgen  das  vom  Kaiser  am 
30.  December  1723  confirmirte  Document  über  die  pragmatische  Sanc- 
tion  den  Zweck  dieses  ewigen  Gesetzes  dahin,  „die  Reiche  und  Provinzen 
und  sowohl  die,  welche  heut  zu  Tage  von  allerhöchst  Seiner  kaiserlichen 
königlichen  Majestät  besessen  sind,  als  auch,  welche  künftig  mit  Gottes 
Hilfe  seinem  Machtgebiete  zuwachsen  könnten,  in  den  Stand  zu  setzen, 
zu  gegen-  und  wechselseitiger  Vertheidigung,  zu  grösserer  Sicherheit 
und  daraus  erfolgender  Würde  und  Schrecken  der  Feinde  in  alle  Ewigkeit 
zu  einem  unauflöslichen  Verbände  zusammenzuwachsen  und  in  einan- 
der zusammenzuhängen". 

VI.  Die  staatsrechtliche  Bedeutung  der  pragmatischen  Sanction 
lässt  sich  somit  auf  zwei  Punkte  zurückfuhren : 

a)  Sie  begründet  eine  Kealnnion  unter  sämmtlichen  Ländern 
der  Monarchie.  Im  Gegensatze  zu  der  Personalunion  bedeutet 
die  R  e  a  1  u  n  i  o  n  die  grundgesetzliche  und  fortdauernde  Verei- 
nigung der  Staaten  selbst,  so  dass  die  Aufhebung  dieser  Ver- 
bindung die  in  verfassungsmässiger  Form  ausgesprochene 
Zustimmung  beider  Staaten  in  den  sie  hiebei  rechtlich  reprä- 
sentirenden  Organen  erfordert  Während  die  Personalunion 
eine  zufällige,  sich  jederzeit  von  selbst  lösende  Verbindung 

tion  wurde  angenommen :  In  Oberösterreich  am  1!).  April  1720,  und  in  Oester- 
reich unter  der  Enns  am  22.  April  1720;  hierauf  folgten  die  K&rnthner, 
Sjeiermärker  und  Krainer  (5.  — 19.  Juni  1720);  dann  die  Stände  von  Görz 
(5.  August  1720):  hierauf  die  Triester  Patrizier  (9.  September  1720)  ;  dann 
die  von  Fiume  (9.  October),  die  Stände  von  Böhmen  und  Mähreu  (16.  und 
17.  October  1720)  und  die  Schlesier  (21.  October),  endlich  die  Tiroler  (13. 
Dezember  1720)  ;  am  23.  Juni  1721  folgte  das  Egerland  und  dann  am  30. 
März  1722  Siebenbürgen. 
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zweier  monarchischer  Staaten  unter  demselben  Oberhaupte  istr 
besteht  die  Realunion  in  der  rechtlichen  Notwendigkeit  der 
in  der  Regel  als  unlösbar  erklärten  Verbindung. 

Dagegen  liegt  der  Differenzpunkt  zwischen  Personal-  und 
Realunion  keineswegs  in  der  grössern  oder  geringem  Gemein- 
samkeit der  staatlichen  Einrichtungen.  Es  können  auch  bei 
blosser  Personalunion,  besonders  unter  einem  absoluten  Herr- 
scher, viele  gemeinsame  Einrichtungen  administrativer  Natur 
getroffen  werden,  während  ungeachtet  der  Realunion  eine  voll- 
ständige Verschiedenheit  in  Verfassung,  Gesetzgebung  und 
Verwaltung  bestehen  kann. 

Regelmässig  wird  jedoch  die  Realunion  der  Ausgangspunkt 
neuer,  eine  erhöhte  Lebensgemeinschaft  der  unirten  Staaten 
begründender  Rechtegestaltungen.  Dieselben  können  sich  ent- 
weder nach  dem  Prinzipe  der  Coordination  der  unirten  Staaten 
(unio  realis  aequalis),  oder  der  Unterordnung  des  einen  Staates 
unter  die  Herrschaft  des  andern  (unio  realis  inaequalis)  ent- 
wickeln. Letzteres  wird  namentlich  dann  der  Fall  sein,  wenn  - 
die  beiden  Staaten  in  Grösse  und  Bedeutung  so  verschieden 
sind,  dass  der  kleinere  nur  als  ein  Accessorium  des  grösseren 
erscheint. 

Die  Coordination  kann  fuhren :  «)  zur  Entwicklung  eines  Socictäts- 
Terhältnisses,  nach  Art  eines  Staatenbundes,  zur  gemeinsamen  Vortheidi- 
jjrnng  und  Geschäftsführung  für  diesen  Zweck,  oder  /*)  zur  Bildung  eines 
Bundesstaates  mit  Central isation  der  Gesetzgebung  und  Vollziehung  für 
gemeinsame  Jnteressen,  während  andererseits  den  beiden  unirten  Staaten 
innerhalb  gewisser  Schranken  particulare  Gesetzgebung  sowie  Selbstver- 
waltung mit  eigenen  Organen  verbleiben,  oder  endlich  /)  es  können 
sich  die  unirten  Staaten  mit  totaler  Aufhebung  ihrer  staatlichen  Son- 
derexistenz in  einen  Einheitsstaat  zusammenschliessen. 

Die  Realunion  nach  dem  Principe  der  Subordination  dagegen  kann 
die  vollständige  Incorporation  des  staatlichen  Annexes  in  den  Haupt- 
staat oder  eine  unvollständige  Incorporation,  welche  dem  kleinern  Staate 
beschränkte  Autonomie  und  Selbstverwaltung  gestattet,  herbeiführen, 
b)  Die  Gesetzartikel,  wodurch  in  den  Ländern  der  ungarischen 
Krone  die  pragmatische  Sanction  angenommen  wurde,  sanetio- 
nirten  nach  der  im  12.  ung.  G.-Artikel  1867  enthaltenen  authen- 
tischen Interpretation  die  Verteidigung  und  Aufrechthaltung 
der  gemeinsamen  Sicherheit  mit  gemeinsamen  Kräften  als  eine 
gemeinsame  und  wechselseitige  Verpflichtung  sämmtlicher  zu  einem 
untheilbaren  und  unzertrennbaren  Besitz  verbundenen  Länder. 
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§  10. 

J 

Staatsgeschichte  1740 — 1815. 

I.  Mit  Maria  Theresia  (1740 — 1780)  beginnt  eine  auf  Einigung  und 
Zusammenfassung  der  getrennten  Bestandtheile  der  Monarchie  gerichtete 
Keformarbeit.  *)  Schon  im  Jahre  1742  wurden  die  auswärtigen  Ge- 
schäfte von  der  innem  Verwaltung  getrennt  und  der  Haus-,  Hof- 
und  Staatskanzlei  anvertraut;2)  allein  die  innere  Verwaltung  zeigte 
eine  grosse  Zersplitterung  und  Zerfahrenheit.  Die  Eingriffe  in  die 
überlieferten  Zustände  fanden  ihren  ersten  Ausdruck  in  der  Reform  der 
Behörden.  Mit  dem  Cabinetsschreiben  vom  2.  März  1749  wurde  wenig- 
stens in  der  obersten  Instanz  die  Trennung  der  Justizgeschäfte  von 
den  Verwaltungsgeschäften  vollzogen;  es  wurde  eine  obersteJustiz- 
stelle3)  errichtet,  welche  als  der  oberste  Gerichtshof  für  die  deutsch- 
böhmischen Länder  und  .als  Justizministerium  für  dieselben  fungirte. 
Gleichzeitig  wurde  unter  dein  Namen  Directorium  in  internis,  in 
publicis  et  cameralibus  ein  Verwaltungsministerium  für 
diese  Länder  errichtet,  dem  die  politische  Verwaltung,  die  öffentlichen 
Arbeiten,  die  Cultus-,  Unterrichts-  und  Finanzsachen  zugewiesen  wurden. 
—  Für  einzelne  Zweige  der  Finanzverwaltung  bestanden  neben  dieser 
Centralstelle  besondere  Finanzbehörden,  z.B.  die  1714—1715  geschaffene 
Bancalität  für  gewisse  Zweige  der  staatlichen  Wirtschaftsverwaltung, 
für  Verrechnung  der  öffentlichen  Gelder  und  der  Staatsschuld.  Daneben 
behauptet  das  unter  Leopold  I.  geschaffene  Commerzcollegium,  das 
Münz-  und  Bergwesensdirectorium  eine  gewisse  Selbständigkeit. 

Um  in  diese  Verworrenheit  der  Administration  Einheit  zu  bringen, 
die  Reformarbeit  des  Staatslebens  zu  unterstützen,  die  Territorial- 
ansprüche zu  ermitteln  und  zu  vertheidigen,  wurde  am  30.  December  1760 
der  Staats rath  als  begutachtendes  Collegium  eingesetzt,  der  an  der 
Reformarbeit  der  Kaiserin  (1760 — 1780)  Theil  nahm.4) 

Die  Hauptmängel  der  Staats-  und  Behördenorganisation  lagen  in 
der  losen  Verbindung  der  einzelnen  Theile  des  Reiches,  in  der  Trennung 

*)  Ar n eth,  IV.  Bd.  rler  Geschichte  Maria  Theresias  (Maria  Theresia 
nach  dem  Erbfolgekricge) ;  Beidtel  in  den  Sitzungsberichten  der  Wiener 
Akademie.    7.,  8.  und  1).  Bd.    Krones,  Gesch.  Oest.  IV.  Bd.  S.  432  ff. 

2)  Krones  IV.  S.  286.  Hock-Bi  dermann,  Der  österr.  Staats- 
rath, S.  8. 

3)  Dr.  M.  Friedrich  von  Maasburg,  Geschichte  der  obersten  Justiz- 
steile  in  Wien  1749  —  1848.    Prag  1878. 

4)  Ueber  die  Errichtung  des  österr.  Staatsrates  vgl.  das  Werk  von 
Hock-Bidermann,  S.  7. 
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des  Zusammengehörigen  und  Verbindung  des  Verschiedenartigen  bei 
Vertheilung  der  Geschäfte  unter  die  unnöthiger  Weise  vervielfältigten, 
durch  ihre  collegiale  Verfassung  schwerfälligen  Behörden.  Ueber  Gut- 
achten des  Staatsrathes  wurde  mit  Cabinetsschreiben  vom  13.  Decem- 
ber  1762  das  Directorium  in  politicis  et  cameralibus  wieder  aufgehoben, 
an  seiner  Stelle  die  vereinte  böhmisch -österreichische  Hof- 
kanzlei für  die  innere  Verwaltung  errichtet  und  das  ausgeschiedene 
Finanzwesen  der  neu  organisirten  Hofkammer  überwiesen.1)  Für 
die  Verwaltung  der  Staatskassen  und  der  Staatsschulden  trat  diese  unter 
dem  Namen  der  Bank-  und  Creditsdeputation,  für  das  Rech- 
nungswesen eine  Hofrechenkammer  in  Wirksamkeit.  Die  Staats- 
kanzlei, der  Hofkriegsrath  und  die  oberste  Justizstelle  blieben  in  ihren 
Stellungen. 

Im  Zusammenhange  damit  erfolgte  mit  dem  Dekrete  vom  12.  Juli 
1763  eine  Neuorganisation  der  Länderstellen.  Es  sollte  künftighin  in 
jedem  Lande  bloss  Ein  Chef  bestehen  und  die  Trennung  der  politischen, 
Justiz-  und  Finanzgeschäfte  stattfinden.1) 

Während  sich  der  Staat  in  seinen  obern  Regionen  als  moderner 
Beamtenstaat  entwickelt  hatte,  erhielten  sich  in  den  untern  Regionen 
feudale  Zustände.  Aber  auch  hierher  reichte  die  Reformarbeit.  Die 
Urbarialrefonn  bezweckte  die  Hebung  des  Bauernstandes  durch  Locke- 
rung der  Leibeigenschaft,  Sicherung  des  Besitzes,  gerechtere  Vertheilung 
der  Steuerlast  und  staatlichen  Schutz  gegen  die  Grundherrschaften. 

In  den  Kreisämtern  wurde  ein  unterstes  staatliches  Verwaltungs- 
organ, namentlich  zur  üeberwachung  und  Controlle  der  patrimonialen 
Justiz  und  Polizei,  sowie  zur  Untersuchung  der  Unterthansbeschwerden 
geschaffen- 3) 

*)  Vgl.  Ober  die  Errichtung  der  böhmisch-österreichischen  Hofkanzlei 
die  Hofentschliessung  vom  2.  Januar  1762  in  der  G.  S.  Maria  Theresias 
IV.  8.  98.  Derselben  wurden  auch  die  Geschäfte  der  aufgehobenen  Sani- 
tätshofdeputation übertragen.  Hofd.  v.  4.  Jänner  1776.  G.  S.  Maria  Theresias 
VII.  Bd.  S.  489.  Bei  Erwerbung  Galiziens  wird  1774  eine  galizisch-lodo- 
merische  Hofkanzlei  errichtet,  die  1776  mit  der  böhmisch-österreichischen 
vereinigt  wird. 

?)  Vgl.  Hock-Bidermann  S.  17;  über  das  Landesgubernium  in 
Böhmen  das  Hofd.  v.  3.  Juli  1763  (Dominik  Kostetzky  IX.  Bd.  §  28). 

3j  L*eber  die  Kreishauptleute  in  Böhmen  vgl.  Vera.  L.  0.  1627 
A.  XLVHI :  „Es  sollen  aber  die  Kreishauptleute  taugliche  und  in  den  Kreisen 
angesessene  Personen  aus  dem  Herren-  oder  Ritterstand  sein  und  Alle 
Jahr  von  uns  verordnet  werden."  Kaiser  Leopold  I.  verlängerte  mit  dem 
Dekrete  vom  3.  Februar  1685  (Codex  Weingarten  p.  490  b)  die  Amtsdauer 
aof  fünf  Jahre.  Die  Kreishauptleute  sollten  naturgemäss  den  adeligen 
Grundbesitzern  gegenüber  eine  verlässliche  Controllgewalt  im  Dienste  der 

U 1  b  r  1  c  h  ,  Oesterreich.  Staatsrecht.  3 
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Nicht  minder  reich  war  die  Reformthätigkeit  anf  anderen  Gebieten 
des  staatlichen  Lebens.  Die  Anbahnung  einer  einheitlichen  Justiz- 
gesetzgebung, der  Neubau  der  Volksschule  durch  die  als  Grundgesetz 
anzusehende  allgemeine  Schulordnung  für  die  deutschen  Normal-,  Haupt- 
und  Trivialschulen  vom  6.  Dezember  1776  (Th.  G.  S.  VII,  S.  116),  die 
kirchliche  Gesetzgebung  bezeichnen  wichtige  Marksteine  in  der  staat- 
lichen Entwickelung.  *) 

II.  Während  sich  die  reformatorische  Thätigkeit  Maria  Theresias 
im  Wesentlichen  auf  die  deutsch  -bömischen  Erbländer  beschränkte, 
machte  ihr  Nachfolger  Josef  II.  den  Versuch,  die  Gesammtmasse  des 
Länderbestandes  in  einen  centralisirten  Beamten-  und  Einheitsstaat 
mit  deutscher  Geschäftssprache  zu  verwandeln,  in  welchem  die  gestärkte 
Staatsgewalt  die  Staatszwecke  durch  Gleichstellung  der  Unterthanen 
vor  dem  Gesetze  und  polizeiliche  Bevormundung  derselben  zu  ver- 
wirklichen gedachte.2) 

Das  Staatsgebiet  wird  in  13  Regierungs  -  Bezirke  mit  Landes- 
regierungen (Länderstellen)  oder  Gubernien,  Statthaltereien  an  der  Spitze, 
eingetheilt. 3)  Neben  den  bereits  bestehenden  Centralstellen:  Hof-  und 
Staatskanzlei-  und  Hofkriegsrath ,  werden  als  Behörden  mit  einem  auf 
das  ganze  Reich  sich  erstreckenden  Wirkungskreise  die  oberste  Justiz- 
stelle und  die  oberste  Hofrechnungskammer  bestellt  und  nur  für  die 
mit  der  Finanzverwaltung  verbundene  innere  Verwaltung  das  Provinzial- 

Krone  abgeben.  Nach  dem  Bauernaufstände  im  J.  1688  wurde  ihnen  die 
Vertretung  der  Grundunterthanen  überwiesen  (Krones  IV.  418).  Maria 
Theresia  hatte  unter  dem  7.  Januar  1769  erklärt,  dass  auch  „Unpossessio- 
nirte"  als  Kreishauptleute  angestellt  werden  können  (Codex  Austriacus  VI. 
1169;  Hock-Bid  ermann  S.:  166).  Das  Amt  der  Kreishauptleute  ver- 
wandelte sich  aus  einem  Ehrenamt  in  ein  berufsmässiges,  besoldetes  Staats- 
amt (vgl.  Hofrcscript  9.  Jänner  1751,  Ther.  G.  S.  I.  S.  246;  Hofentschliessung 
29.  Juni  1765,  Th.  G.  S.  IV.  403;  7.  Januar  1769,  V.  398). 

^Uebcr  die  Justizreformen  vgl.  Domin-Petrushevez,  Oester.  Rechts- 
gesch.  ;  Krones,  Gesch.  Oester.  IV.  448  und  die  daselbst  angeführte  Lite- 
ratur; über  die  Schulreform  Alex.  Freiherr  v.  Helfe rt,  Gesch.  der  öster. 
Volksschule  1860.  Über  die  kirchliche  Gesetzgebung:  Krones  IV.  438; 
Beidtel,  Untersuchungen  über  die  kirchlichen  Zustände  in  den  kaiserl. 
österreichischen  Staaten  1849;  E.  Friedberg,  Die  Grenzen  zwischen  Staat 
und  Kirche  1872. 

?)  Ueber  die  Staatsreform  unter  Kaiser  Josef  II.  ist  zu  vergleichen : 
Krones  IV.  478  ff.  und  die  daselbst  angeführte  Literatur. 

3)  1.  Galizien,  2.  Böhmen,  3.  Mähren  und  Oesterr.-Schlesien,  4.  Unter- 
österreich ,  5.  Innerösterreich  (Steiermark ,  Kärnthen,  Krain) ,  6.  Tirol, 
7.  Vorderösterreich,  8.  Siebenbürgen,  9.  Ungarn  und  das  Banat,  10.  Kroatien, 
11.  Lombardei,  12.  Niederlande,  13.  Görz,  Gradiska,  Istrien  mit  Triest 
(Krones  IV.  485). 
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System  in  der  deutsch-bömischen  Hofkanzlei  einerseits  und  der  ungarisch- 
siebenbürgischen  andererseits  vorläufig  aufrecht  erhalten. J)  Die  Land- 
tage wurden  entweder  gar  nicht  mehr  zusammenberufen,  oder  soweit 
dies  noch  geschah  (Böhmen,  Tirol)  zu  rein  formellen  Repräsentationen 
herabgedrückt,  deren  Thätigkeit  sich  in  der  Bewilligung  der  landes- 
fürstlichen  Postulate  erschöpfte.  Das  Selbstverwaltungsrecht  der  Stände 
wurde  beseitigt,  indem  die  Geschäfte  der  aufgehobenen  ständischen 
Ausschüsse  den  Länderstellen  übertragen  wurden.2)  Ebenso  wurde 
die  städtische  Selbstverwaltung,  namentlich  durch  landesfurstliche  Be- 
setzung der  Communalämter,  beschränkt.  Eine  einheitliche  Privat-, 
Process-,  Strafrechtsgesetzgebung  wurde  angebahnt;  die  Fortsetzung  der 
Urbarialreform,  die  Aufhebung  der  Leibeigenschaft,  die  Regulirung  der 
Grundsteuer  veranlasst  und  eine  tiefgreifende  Gesetzgebung  im  Gebiete 
der  Kirche  und  Schule  erlassen. 

III.  Der  Widerstand  gegen  diese  Reformgesetzgebung  veranlasste 
unter  Leopold  II.  eine  Restauration  früherer  Einrichtungen,3)  bei  der 
sich  jedoch  in  den  westlichen  Ländern  die  Massnahmen  auf  Wieder- 
herstellung der  landständischen  Verfassungen  und  einzelne  administrative 
Zugeständnisse  beschränken,  ohne  die  Einheit  und  die  Verbindung  der 
Länder  zu  einem  Ganzen,  die  Gleichförmigkeit  in  Gesetzgebung  und 
Verwaltung  aufzuheben.  Ungarn  dagegen  erlangte  die  Verbriefung 
seiner  staatsrechtlichen  und  administrativen  Selbstständigkeit,  des  Mit- 
wirkungsrechtes  der  Reichsstände  bei  der  Gesetzgebung  und  der  Steuer- 
rad Rekrutenauflage.4) 

l)  Dr.  Luca,  Politischer  Codex.  III.  119.  Hock-Bidermann, 
Oesterr.  Staatsrath.  S.  117. 

*)  Vgl.  Hock-Bidermann,  Oesterr.  Staatsrath.  S.  167  ff. 

3)  Ueber  die  Restauration  unter  Leopold  II.  vgl.  Krones  IV.  S.  541. 

«)  Der  X.  ungar.  Ges.-Art.  1791  erklärt:  Erga  demissam  Statuum  et 
Ordinam  regni  propositionem  Sua  quoque  Majestas  sacratissima  benigne  ag- 
noscere  dignata  es ,  quod  licet  successio  Sexus  foeminei  Augustae  Domus 
Austriacae  per  articulos  I  et  II  1723  in  regno  Hungariae  Partibusque  ei 
annexis  stabilita,  eundem,  quem  in  reliquis  regnis  et  ditionibus  hereditariis, 
in  et  extra  Gennaniam  sitis,  juxta  stabilitum  successionis  ordinem  insepara- 
biltter  et  indivisibiliter  possidendis  Principem  concernat,  Hungaria  nihilominus 
com  Partibus  annexis  sit  regnum  liberum  et  relate  ad  totam  legalem  regimis 
formam  (huc  intellectis  quibusvis  dicasteriis  suis)  independens,  id  est  nulli 
alten  Regno  aut  populo  obnoxium,  sed  propriam  habens  Consistentiam  et 
Constitutionen!,  proinde  a  legitime  coronato  hercditario  Regi  suo  adeoque 
etiam  a  sua  Maiestate  sacratissima,  Successoribusque  eius  Hungariae  Regibus 
propriis  Legibus  et  Consuetudinibus,  non  vero  ad  normam  aliarum 
Provinciarum,  dictantibus  id  articulis  III  1715  item  VIII  et  XI  1741,  regendum 
et  göbernandum. 

Ebenso  bestimmt  Ges.-Art.  XII,  1790  —  1791  über  Ausübung  der  ge- 

3* 
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IV.  Die  durch  das  kaiserliche  Patent  vom  11.  August  1804  (pol. 
Ges.  S.  XXII,  Bd.  Nr.  28)  erfolgte  Annahme  des  österreichischen 
Kaisertitels  war  ein  Souveränitätsakt  der  Krone.  Gegründet  wurde  die 
Kaiserswürde  auf  dem  untrennbaren  Gesammtbesitze  der  unter  dem 
österreichischen  Erzhause  verbundenen  Königreiche  und  Länder,  ohne 
dass  durch  die  Annahme  der  Kaiserwürde  der  staatsrechtliche  Zustand 
der  einzelnen  Länder  eine  Veränderung  erleiden  sollte.  Das*  Patent 
hebt  aber  insbesondere  das  Königreich  Ungarn  und  die  mit  demselben 
vereinigten  Länder  einerseits  und  diejenigen  Erbstaaten,  welche  bisher 
mit  dem  deutschen  Reiche  im  unmittelbaren  Verbände  standen,  anderer- 
seits hervor  und  bemerkt  rücksichtlich  der  letzteren,  dass  dieselben  in 
Zukunft  die  nämlichen  Verhältnisse  mit  dem  deutschen  Reiche  in  Ge- 
mässheit  der  dem  österreichischen  Erzhause  reichsrechtlich  ertheilten 
Privilegien  beibehalten  sollen.   Daraus  folgt: 

1.  Der  Titel  eines  erblichen  Kaisers  ist  zunächst  eine  persönliche 
Würde  des  gemeinsamen  Monarchen  der  in  unzertrennbarer  Ver- 
bindung stehenden  Königreiche  und  Länder. 

2.  Hergenommen  ist  der  Titel  von  dem  Namen  des  Erzhauses;  der- 
selbe knüpft  somit  an  das  alte  Reichsland  Oesterreich  an, 
dem  reichsrechtlich  jede  Art  der  Vergrösserung  —  und  die  An- 
wendung der  demselben  verliehenen  Privilegien  auf  allen  Zuwachs 
garantirt  war. 

3.  Die  Kaiserwürde  ist  ein  Symbol  der  realen  Vereinigung  aller 
einzelnen  Länder;  doch  kommt  der  Dualismus  zwischen  dem  König- 
reiche Ungarn  und  den  damit  vereinigten  Ländern  einerseits  und 
zwischen  denjenigen  Erbstaaten,  welche  bisher  mit  dem  römisch- 


setzgebenden  und  vollziehenden  Gewalt,  dass  die  Macht,  Gesetze  zu  erlassen, 
abzuändern  und  auszulegen  im  Königreiche  Ungarn  und  den  damit  verbun- 
denen Theilen  dem  gesetzlich  gekrönten  Fürsten  und  den  auf  den  Land- 
tagen gesetzlich  versammelten  Ständen  des  Königreiches  gemeinsam  sei,  daher 
die  Verwaltung  des  Landes  durch  Edikte  oder  sogenannte  Patente,  welche 
ohnehin  durch  keine  Gerichte  des  Landes  je  angenommen  werden  dürfen, 
unzulässig  und  der  Erlass  von  Patenten  nur  für  jene  Fälle  vorbehalten  sei, 
wo  in  den  sonst  dem  Gesetze  entsprechenden  Angelegenheiten  die  Veröffent- 
lichung nur  auf  diese  einzige  Art  mit  Erfolg  zu  erreichen  wäre.  Nicht 
minder  wurde  laut  Ges. -Art.  XIX,  1790  —  17IH,  den  Ständen  Ungarns  die 
Versicherung  gegeben,  dass  Suhsidien  was  immer  eines  Namens,  mögen  sie 
in  barem  Gelde  oder  in  Naturalien  oder  Kekrutenstel hingen  bestehen,  weder 
den  Ständen  noch  den  Unadeligen  durch  einen  königlichen  Machtspnich  auf- 
erlegt werden  dürfen,  und  dass  die  Steuersumme  ((inantitas  contribntionis), 
welche  zur  Unterhaltung  des  Militärs  bestimmt  ist,  stets  auf  dem  Landtage 
und  zwar  für  den  Zeitraum  von  einem  zum  andern  festgesetzt  werde.  (Vgl. 
Lustkandl,  Ocsterr.  Staatsrecht,  S.  278  ff.) 
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deutschen  Beiche  im  unmittelbaren  Verbände  gestanden  sind,  in 
dem  Wortlaute  des  Patentes  zum  Ausdruck. 
4.  Der  Ausdruck  „Kaiserthum  Oesterreich"  (im  objectiven  Sinne) 
bedeutet  nach  dem  Wortlaute  des  Patentes  die  Gesammtheit  der 
durch  Realunion  verbundenen  Königreiche  und  Länder  als  Ge- 
sammtmacht  im  Systeme  der  coexistenten  fremden  Staaten. 

V.  Die  Auflösung  des  deutschen  Reicbskörpers  durch  die  Ereig- 
nisse des  Jahres  1805  und  die  Lossagung  der  den  Rheinbund  bildenden 
Reichsstande  fand  ihren  formellen  Ausdruck  in  dem  Abdicationspatente 
Kaisers  Franz  II.  vom  6.  August  1806.  In  demselben  wird  das  Band, 
das  den  Kaiser  bisher  an  den  Staatskörper  des  deutschen  Reiches  ge- 
bunden hatte,  für  gelöst  angesehen,  sowie  Amt  und  Würde  des  Reichs- 
oberhauptes für  erloschen  erklärt.  Der  Kaiser  betrachtet  sich  von  allen 
übernommenen  Pflichten  gegen  das  deutsche  Reich  losgezählt  und  legt 
die  bis  jetzt  getragene  Kaiserkrone  und  geführte  kaiserliche  Regierung 
nieder.  Ebenso  zählt  er  wechselseitig  seine  sämmtlichen  deutschen 
Provinzen  und  Länder  von  allen  Verpflichtungen,  die  sie  unter  was 
immer  für  einem  Titel  bisher  gegen  das  deutsche  Reich  getragen  haben, 
los.  Die  Bedeutung  dieses  Staatsaktes  liegt  in  der  Gewinnung  der 
vollen  Souveränität  für  alle  Gebietstheile  der  Monarchie.1) 

VI.  Das  Staatsgebiet  erfuhr  in  dieser  Epoche  (1740—1815)  theils 
dauernde,  theils  vorübergehende  Veränderungen  durch  Abtretungen  und 
Erwerb.  Im  18.  Jahrhunderte  ging  a)  ganz  Schlesien  (Troppau-Jägern- 
dorf  und  Teschen  abgerechnet)  sammt  der  Grafschaft  Glatz  an  Preussen 
verloren;2)  dagegen  wurde  erworben:  b)  der  Besitzstand  des  Hochstiftes 
Bamberg  in  Kärnthen  und  die  Grafschaft  Hohenems  für  Vorarlberg 
(1759);  c)  1769—1772  erfolgte  die  Revindication  der  XIII.  Zipser  Städte, 
dann  die  Erwerbung  Ostgaliziens  mit  Zator  und  Auschwitz,  sowie  des 
halben  Gebietes  von  Krakau;3)   d)  die  Erwerbung  der  Bukowina 


*)  Vgl.  Hormayer,  Ueber  Minderjährigkeit,  Vormundschaft  und  Gross- 
jihrigkcit  im  österr.  Kaiserstaat,  S.  116. 

*)  Vgl.  den  Präliminarfrieden  von  Breslau  v.  11.  Juni  1742  (Fried. 
Aug.  Wenck,  Codex  juris  gentium  recentissimi  I.  734)  und  den  Definitiv- 
frieden von  Berlin  v.  28.  Juli  1742  (ebendaselbst  I.  739);  dann  den  Frieden 
zu  Hubertsburg  v.  15.  Februar  1763  (Wenck  III.  368,  Neumann,  Re- 
coeii  des  traites  I.  30). 

*)  Eine  Rechtsdeduction  der  Ansprüche  Oesterreichs  auf  Galizien  ent- 
hält die   Schrift:   „Jurium  Hungariae  in  Russiam  minorem  et  Podoliam, 
Bobemiaeque  in  Osvisensem  et  Zatorienscm  ducatum  praevia  explicatio  cum 
d<»canientis  numero  XVII.  Vindobonae  1772.   Krones  IV.  350.    Vgl.  die 
Deklaration  über  die  Ansprüche  auf  Polen  v.  11.  September  1772  (Neu- 
mann I.  139)   und  den  Cessionstractat  von  Warschau  v.  17.  September 
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(1775); *)  e)  des  Innviertels  (1779),  sowie  einiger  Parceilen  im  Innkreise 
(1782);  f)die  Erwerbung  von  Alt-Orsova  und  des  Unna-Districtes(1791);2) 
g)  die  Erwerbung  von  Westgalizien  und  der  andern  Hälfte  des  Kra- 
kauer Gebietes  mit  Krakau  (1795);  h)  die  Erwerbung  von  Venetien, 
venetianisch-Istrien,  Dalmatien  und  venetianisch  Albanien  (Süddalmatien) 
an  Stelle  der  abgetretenen  Niederlande,  der  Lombardei  und  des  Breis- 
gaues (1797). 3) 

Zu  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  erfolgte  a)  die  vorübergehende 
Erwerbung  von  Trient-Brixen  (1803)  und  von  Salzburg  (1805);  dagegen 
gingen  b)  durch  den  Pressburger  Frieden  (1805):  Venetien,  venetianisch- 
Istrien,  Dalmatien,  Albanien  an  Frankreich -Italien;  Tirol  mit  Trient 
und  Brixen  an  Bayern;  die  Vorlande  an  Württemberg  und  Baden;  — 

c)  durch  den  Wiener  Frieden  (1809):  Salzburg,  Berchtesgaden,  Windisch- 
Matrai,  Ziller-  und  Brixenthal,  Inn-  und  halber  Hausrückkreis  an 
Bayern;  der  Villacher  Kreis  Kämthens,  Krain,  Görz-Gradiska,  Oesterr. 
Istrien,  Triest,  Fiume,  Kroatien  am  rechten  Saveufer  an  Frankreich ;  West- 
galizien und  der  Zamosker  Kreis  an  das  Herzogthum  Warschau  verloren; 

d)  im  Jahre  1810  wurde  Tarnopol  und  Czortkov  in  Ostgalizien  an 
Bussland  abgetreten.4) 

§  11. 

Yerfassungsgeschichte  1815—1848. 

Durch  den  mit  Bayern  am  3.  Juni  1814  abgeschlossenen  Vertrag- 
über  die  Rückabtretung  von  Tirol  und  Vorarlberg5),  die  Wiener  Con- 
gressakte  vom  9.  Juni  1815e)  und  den  Vertrag  mit  Bayern  vom  14. 
April  1816  über  die  Rückgabe  der  im  Jahre  1809  abgetretenen  Theile 


1773  (Neumann  I.  149),  dann  den  Grenzregulirungstractat  v.  9.  Februar 
1776  (Neumann  I.  193). 

l)  Convention  zwischen  Oesterreich  und  der  Pforte  über  die  Abtretung 
der  Bukowina  und  über  die  Grenze  zwischen  Siebenbürgen  und  dem  tür- 
kischen Gebiete.    Constantinopel,  7.  Mai  1775.    (Neumann  I.  173.) 

Friedenstractat  zu  Szistov  v.  4.  August  1791.    (Neumann  I.  454.) 

3)  Ueber  den  Frieden  zu  Campo-Formio  v.  17.  October  1797  vgl. 
Neumann  I.  576. 

*)  Pressburger  Friede  v.  26.  Dezember  1805  (P.  G.  S.  25.  Bd.  165. 
Neumann  n.  185);  Wiener  Friedenstractat  v.  14.  October  1809  (P.  G.  S. 
32.  Bd.  S.  117.  Neumann  IL  309).  Ueber  die  Grenzbestimmung  zwischen 
Oesterreich  und  Russland  Vertrag  zu  Lemberg  v.  7./19.  März  1810. 
Neumann  II.  331. 

5)  Krones,  Gesch.  Oester.  IV.  S.  610;  A.  Jäger,  Tirols  Rückkehr 
unter  Oesterreich  1871. 

•)  Klüber,  Acten  des  Wiener  Congresses  1814  —  1815. 


Digitized  by  Google 


§11.   Verfassungsgeschichte  1815—1848. 


39 


des  Hausrückviertels  und  des  Innviertels,  des  tirolischen  Amtes  Vils 
und  des  Herzogthums  Salzburg1)  erfolgte  die  Wiederherstellung  des 
früheren  Territorialbestandes  der  Monarchie.  Dieselbe  erhielt  die  in 
den  Jahren  1797 — 1810  gemachten  Abtretungen  mit  Ausnahme  der 
Vorlande  und  des  zu  einem  Freistaate  gemachten  Gebietes  von  Krakau2) 
zurück.  Das  Gebiet  von  Krakau  fiel  im  Einvernehmen  mit  Preussen 
und  Kussland  am  6.  November  1846  Oesterreich  zu2*). 

II.  Durch  die  deutsche  Bundesakte  vom  8.  Juni  1815  trat  Oester- 
reich dem  unter  dem  Namen  „Deutscher  Bund"  zur  Erhaltung  der 
äusseren  und  inneren  Sicherheit  Deutschlands  und  der  Unabhängigkeit 
und  Unverletzlichkeit  der  einzelnen  deutschen  Staaten  gegründeten 
Staatenbunde8)  mit  den  zum  ehemaligen  deutschen  Reiche  gehörigen 
Ländern  bei4).  Auf  das  innere  Staatsrecht  nahmen  drei  Bestimmungen 
der  Bundesakte  Bezug: 

a)  In  allen  Bundesstaaten  soll  eine  landständische  Verfassung 
stattfinden  (Art.  XIII); 

b)  den  im  Jahre  1806  und  seitdem  mittelbar  gewordenen  ehe- 
maligen Reichsständen  und  Reichsangehörigen  wird  eine  pri- 
vilegirte  Stellung  in  den  Bundesstaaten  garantirt,  als:  Eben- 
bürtigkeit; unbeschränkte  Freiheit,  in  jedem  zu  dem  Bunde 
gehörigen  und  mit  demselben  in  Frieden  lebenden  Staate  den 
Aufenthalt  zu  nehmen;  Autonomie  im  Gebiete  des  Familien- 
rechtes; privilegirter  Gerichtsstand  und  Befreiung  von  aller 
Militärpflichtigkeit  für  sich  und  ihre  Familien;  patrimoniale 
Justiz  und  Polizei  (Art.  XIV.). 

c)  Den  Unterthanen  wird  zugesichert:  a)  Grundeigenthum  ausser- 
halb des  Staates,  den  sie  bewohnen,  zu  erwerben  und  zu  be- 
sitzen, ohne  deshalb  in  dem  fremden  Staate  mehrern  Abgaben 
und  Lasten  unterworfen  zu  sein,  als  dessen  Unterthanen; 

Freizügigkeit  innerhalb  der  Bundesstaaten  und  y)  Be- 
freiung von  dem  Abfahrtsgelde  und  der  Nachsteuer  (jus  de- 


»)  Vgl.  Besitzergreifungspatent  v.  22.  April  1816,  pol.  G.  S.  44.  Bd. 
S.  165. 

*)  Vgl.  die  Convention  v.  9.  Mai  1815  zwischen  Oesterreich,  Russland 
und  Preussen  in  Roths  Gesetzsammlung  XVI.  f.  Böhmen,  S.  114. 

*•)  Pat.  11.  November  1846.  P.  G.  8.  74.  Bd.  S.  228.  Ueber  Ver- 
änderungen des  Staatsgebietes  1859  —  1866  vgl.  Frieden  zu  Zürich  v.  10. 
November  1859  R.  214  (Abtretung  der  Lombardei)  und  zu  Wien  v.  3. 
October  1866  R.  103  (Venedig). 

5)  Vgl.  den  Wortlaut  der  deutschen  Bundesakte  in  Zöpfl,  Deutsches 
Staatsrecht  II.  906  ff. 

<)  Vgl.  Hofd.  2.  März  1820,  pol.  G.  S.  48.  Bd.  S.  59. 
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tractuß,  gabella  eraigrationis),  insofern  das  Vermögen  aus 
einem  Bundestaat  in  den  andern  übergeht  (Art.  XVIIL). 

Da  die  Bundesakte  auf  einem  völkerrechtlichen  Vertrage  beruhte, 
hatten  ihre  Bestimmungen  für  den  einzelnen  Staat  nur  insoweit  die 
Kraft  eines  Gesetzes,  als  sie  als  solches  gehörig  kundgemacht  worden 
sind.  Als  Gesetz  ist  die  Bundesakte  vom  8.  Juni  1815  in  Oesterreich 
in  ihrer  Totalität  niemals  kundgemacht  worden,1)  sondern  nur  einzelne 
Bestimmungen  derselben,  z.  B.  bezüglich  der  Befreiung  vom  Abfahrts- 
gelde,2)  über  die  Fähigkeit  der  Unterthanen  der  deutschen  Bundes- 
staaten zum  Besitze  von  Rustikalgütern  (böhm.  P.  G.  S.  VII.  S.  132), 
über  die  Ehrenvorzüge  der  mediatisirten  reichsfürstlichen  und  reichs- 
gräflichen  Familien  (böhm.  P.  G.  S.  XX  S.  500). 

Diese  Bestimmungen  haben  durch  die  Auflösung  des  deutschen 
Bundes3)  ihre  Gesetzeskraft  nicht  verloren,  da  dieselben  mit  der  Bun- 
desverfassung nicht  zusammenhängen;  dagegen  ist  aber  das  durch 
Art.  63  der  Wiener  Schlussakte4)  vom  15.  Mai  1820  eingeräumt«  Be- 
schwerde- und  Rekursrecht  wegen  Verletzung  dieser  Rechte  und  damit 
die  völkerrechtliche  Garantie  derselben  hinweggefallen.5) 

III.  Die  Provinzialstände  wurden  erhalten  und  in  einzelnen  Ländern 
reorganisirt;  so  in  Tirol  durch  das  Statut  vom  24.  März  1816, 8) 
in  Galizien  durch  das  Patent  vom  13.  April  1817. 7)  Das  Land 
Krain  erhielt  am  29.  August  1818  und  Salzburg  im  Jahre  1826 
seine  Verfassung.8)  Die  den  Provinzialständen  eingeräumten  Befug- 
nisse betrafen  theils  solche  Gegenstände,  die  auf  den  Landtagen,  d.  i. 
auf  den  vom  Monarchen  einberufenen  Versammlungen  erledigt  wurden, 
theils  Verwaltungsgeschäfte,  deren  Besorgung  permanenten  Aus- 
schüssen zukam.  In  der  ersten  Richtung  gehörte  den  Ständen  die 
Repartirung  des  vom  Landesfürsten  durch  seine  Postulate  bestimmten,  auf 
Grund  und  Boden  gelegten  Steuerquantums,  und  der  mit  der  Grundsteuer 


*)  Vgl.  Entsch.  des  Reichsgerichtes  v.  1.  Mai  1874  Z.  64  (Hye  N.  55). 

2)  Vgl.  böhm.  P.  G.  S.  1819  I.  S.  271  und  323;  1820  II.  S.  210; 
1827  IX.  S.  488;  1830  XII.  S.  488;  1835  XVII.  S.  731  und  781;  1837 
XIX.  S.  428  und  526  und  Hofd.  2.  März  1820,  pol.  G.  S.  48.  Bd.  S.  59. 

3)  lieber  die  Auflösung  des  deutschen  Bundes  durch  die  Ereignisse  des 
Jahres  1866  und  den  Prager  Frieden  v.  23.  August  1866  R.  103  vgl. 
H.  Schulze,  Einleitung  in  das  deutsche  St.-R.,  S.  385  ff. 

*)  Zöpfl,  Staatsrecht  II,  S.  911. 

*)  Vgl.  H.  Schulze,  Preuss.  St.-R.  I.  449. 

•)  Pol.  G.  S.  44.  Bd.  S.  127. 

*)  Pol.  G.  S.  45.  Bd.  S.  113.  Pill.  S.  XVIIL  S.  28.  Drdacki, 
Lexicon  der  pol.  Gesetze  II.  556. 

8)  Krones,  Gesch.  Oesterr.  IV.  S.  620. 
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im  Zusammenhange  stehenden  öffentlichen  Leistungen,  welche  nach  den 
Steuergulden  d.  i.  dem  Quantum  der  vom  Grunde  zu  zahlenden  Steuern 
bemessen  werden,  z.  B.  Lieferungen  an  Naturalien,  sowie  die  Verwal- 
tung des  ständischen  Kreditwesens. 

Die  durch  ständische  Ausschüsse  besorgten  Verwaltungsgeschäfte 
betrafen : 

1.  Die  Evidenthaltung  und  Bepartirung  der  auf  dem  Landtage  Allen 
bekannt  gemachten  Grundsteuer  und  der  mit  ihr  in  Verbindung 
stehenden  Leistungen. 

2.  Die  Besorgung  gewisser,  den  Landständen  überlassenen  Anstalten, 
als  Lehranstalten,  Theater  etc.,  und  der  den  Ständen  zur  Erhal- 
tung derselben  überlassenen  Gefälle,  z.  B.  des  Dominikalfonds. 

3.  Die  Besorgung  des  Kreditwesens  des  Landes,  indem  in  den  meisten 
dieser  Länder  der  Monarch  durch  die  Stände  Anleihen  machte, 
welche  sie  garantirten;  sie  hatten  daher  die  Interessen  auszuzahlen 
und  Gewähr  zu  leisten. 

4.  Die  Führung  der  ständischen  Matrikel,  d.  i.  des  Verzeichnisses  aller 
in  die  Landstandschaft  aufgenommenen  Personen. 

5.  Vorschlag  zu  gewissen  Stiftungsplätzen,  deren  Verleihung  den 
Ständen  vorbehalten  ist 

6.  Führung  des  Landeskatasters  oder  Verzeichnisses  aller  landstän- 
dischen Besitzungen. 

Die  Standschaft  im  Herren-  und  Ritterstand  ist  *  überall  von  ade- 
liger Abstammung,  zum  wenigsten  vom  Bitterstande,  und  von  einem 
landtäflichen  Besitze  abhängig.  Aber  im  Grade  und  Alter  des  Adels 
und  in  der  Grösse  des  Besitzstandes  finden  Unterschiede  statt.  So  waren 
in  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien  die  Bedingungen  des  Landstand- 
rechtes: erbländischer  Adel,  und  zwar  zum  wenigsten  vom  Ritterstande; 
das  Jnkolat,  dessen  Verleihung  dem  Könige  vorbehalten  ist;  und  zu  dem 
der  Besitz  eines  landtäflichen  Gutes  sowie  die  Einführung  in  den 
Landtag. 

In  Oesterreich  unter  der  Enns  wurde  zur  Erlangung  des  Land- 
standrechtes gefordert,  dass  der  Anwerber  darum  wenigstens  vom  Ritter- 
stande sei,  ein  freies  Landgut  besitze,  oder  wenigstens  die  Jnkolatr 
kaution  pr.  1500  fl.  zur  Sicherstellung  der  Steuer  eines  unbegüterten 
Landstandes  beim  ständischen  Collegium  erlegen  könne,  und  bei  seinem 
Eintritte  unter  die  Landstände  eine  beträchtliche  Taxe  zahle.  In  Salz- 
burg wurde  die  Abstammung  von  einer  Familie,  die  wenigstens  50  Jahre 
lang  im  Besitze  des  Adels  ist,  dann  der  Besitz  von  150  Pf.  Herrengülden,1) 

»)  Pfund  ist  ein  Ackermass  in  Steiermark,  Kärnthen,  Krain,  Salzburg. 
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(d.  i.  landtäflichen  Besitzungen),  und  bei  der  wirklichen  Aufnahme  in 
die  Matrikel  die  Entrichtung  einer  Taxe  von  5  Prozent  vom  ganzen 
Vermögen  gefordert 

In  Steiermark  musste  jeder,  der  das  Landstandsrecht  erlangen 
wollte,  wenigstens  Ritter  sein,  und  entweder  50  Pfund  Herrengülden  be- 
sitzen, oder  10,000  fl.  bei  der  Landstandschaft  erliegen  haben. 

In  Galizien  wurde  zur  Erlangung  des  Sitz-  und  Stimmrechtes 
auf  dem  Landtage  ausser  der  Abstammung  von  einer  galizischen  ade- 
ligen Familie,  und  ausser  der  Aufnahme  in  die  ständische  Matrikel 
noch  der  eigenthümliche  Besitz  eines  grossen  unbeweglichen  Gutes  ge- 
fordert, von  dessen  jährlichen  Einkünften  wenigstens  300  polnischen 
Gulden  oder  75  fl.  C.  M.  der  Dominikaisteuer  an  die  Dominikalkasse 
jährlich  entrichtet  werden  können.  Für  die  den  Ständen  vorbehaltene 
Verleihung  des  Indigenates  (Inkolates)  musste  eine  Taxe  von  1000  fl. 
an  die  Staatskasse  entrichtet  werden. 

IV.  Der  Behördenorganismus  verblieb  in  dem  überkommenen  Zu- 
stande. Es  bestanden  als  allgemeine  Hofstellen,  die  ihren  Wirkungs- 
kreis über  den  Gesammtstaat  ausbreiteten: 

a)  die  geheime  Haus-,  Hof-  und  Staatskanzlei  für  die  auswär- 
tigen Angelegenheiten; 

b)  der  Hofkriegsrath; 

c)  die  allgemeine  Hofkammer  und  Finanzhofstelle,  welche  nebst 
der  ihr  zur  Seite  stehenden  Commerzhofkommission  die  staats- 
wirthschaftlichen  und  Finanzangelegenheitcn  leitete;1) 

l)  Die  Hofkammer  erlitt  mannigfache  Veränderungen.  Im  Jahre  1791 
war  die  mit  der  Hofkanzlei  vereinigte  Hofkammer  wiederhergestellt  worden 
(Hofd.  21.  Januar  1791  N.  105  J.  G.  S.).  Mit  Rescript  vom  17.  November 
1792,  P.  G.  S.  I.  S.  251  wurde  diese  Hofkammer  wieder  aufgehoben  und 
ein  „Allgemeines  directorium  in  Cameralibus"  der  Ungarisch-Siebenbürgschen 
und  deutschen  Erblande,  wie  auch  in  politicis  dieser  letztern  errichtet. 
Diese  Hofstelle  hatte  somit  das  Finanzwesen  des  Gesammtstaates  und  Über- 
dies die  politischen  Angelegenheiten  der  deutschen  Erbländer  in  ihrem 
Wirkungskreis.  Mit  dem  Rcscripte  vom  7.  September  1797  (So.  371  J. 
G.  S.,  pol.  G.  S.  XI.  Bd.  S.  108)  wurden  die  Finanzgegenstände  von  den 
politischen  Angelegenheiten  getrennt,  und  für  alle  Cameral-  und  Finanz- 
gegenstände  des  Gesammtstaates  eine  eigene  Finanzhofstellc  errichtet,  der 
auch  die  Handelssachen  zugewiesen  wurden  (Hofd.  26.  August  1802,  No.  573 
J.  G.  S.).  Mit  dem  Hofdekrete  vom  10.  Mai  1816  (P.  G.  S.  44.  Bd.  S.  167) 
wurden  die  verschiedenen  selbständigen  Abtheilungen  der  Hofkammer 
(Crcdithof kommission ,  Ministerialbankohofdeputation,  die  Commerzholstelle, 
die  Hofkammer  in  Münz-  und  Bergsachen)  in  eine  allgemeine  Hofkammer 
vereinigt;  jedoch  eine  besondere  im  Jahre  1824  wieder  aufgehobene  Com- 
merzhofkommission als   begutachtendes  Organ  errichtet  (Hofkanzleidekret 
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d)  das  Generalrechnungsdirectorium  als  allgemeine  Controlls- 
behörde. 

Die  Polizei-  und  Censurhofstello  erstreckte  in,  ersterer  Function 
ihre  Wirksamkeit  nur  auf  die  deutsch-böhmischen  Erbländer,  in  der 
letzteren  Funktion  dagegen  auf  den  Gesammtstaat.  Die  übrigen  Hof- 
stellen hatten  einen  territorial  beschränkten  Wirkungskreis  als: 

a)  die  vereinigte  böhmisch- österreichisch -galizische  Hofkanzlei 
für  alle  Verwaltungsgeschäfte,  die  nicht  der  geheimen  Hof- 
kanzlei, der  allgemeinen  Hofkammer  und  der  Polizeihofstelle 
zugewiesen  waren; 

b)  die  königlich  ungarische  Hofkanzlei; 

c)  die  Siebenbürgische  Hofkanzlei; 

d)  die  oberste  Justizstelle  für  die  deutschen  Erbländer. 

§  12. 

VerfassungSYerhältnisse  1848—1860. l) 

I.  Die  zu  Beginn  des  Jahres  1848  auf  dem  europäischen  Continente 
auftretende  Bewegung  erfasste  auch  die  österreichische  Monarchie.  Ihre 
Genesis  lässt  sich  hier  auf  drei  Ursachen  zurückführen : 

a)  auf  die  allgemeine  europäische  Reaction  gegen  die  Zwangs- 
fonnen  des  absoluten  Staates, 

b)  auf  das  Erwachen  der  Nationalitätsidee  und  das  Ringen  der 
einzelnen  Nationalitäten  des  Staatswesens  nach  Geltung,  — 
und  endlich 

c)  auf  das  Streben  des  Königreiches  Ungarn  nach  vollständig 
selbstständiger  staatsrechtlicher  Stellung. 

Die  revolutionäre  Bewegung  in  den  Märztagen  (11—13)  in  Wien 
hatte  die  Proklamation  des  Kaisers  vom  15.  März  1848  zur  Folge,  worin 
die  zur  Erfüllung  der  Wünsche  der  getreuen  Völker  erforderlichen  Ver- 
fügungen getroffen  wurden.  Es  wurde  die  Aufhebung  der  Censur  und 
die  Gewährung  der  Pressfreiheit  ausgesprochen;  die  Errichtung  einer 
Nationalgarde  auf  den  Grundlagen  des  Besitzes  und  der  Intelligenz  zuge- 
sagt, und  die  Einberufung  einer  Versammlung  der  Abgeordneten  aller 
Provinzialstände  in  möglichst  kurzer  Zeit  mit  verstärkter  Vertretung  des 
Bürgerstandes  und  unter  Berücksichtigung  der  bestehenden  Provinzial- 


20.  August  1816,  pol.  G.  S.  44.  Bd.  269).  Im  Jahre  1834  wurde  durch  Ca- 
binetsschreiben  vom  8.  November  1834  eine  besondere  Hofkammer  für  das 
Münz-  und  Bergwesen  errichtet. 

')  Krön  es  IV.  633;  Freiherr  v.  Helfe  rt,  Gesch.  Oesterreichs  vom 
Aasgange  des  Wiener  Octoberaufstandes.   4  Bde.  (1870  —  1876.) 
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stände  in  Aussicht  gestellt.1)  Durch  das  Patent  vom  25.  April  1848 
wurde  für  die  dermal  igen  Reichsrathsländer  eine  Verfassung  nach  belgi- 
schem Muster  kundgemacht,  worin  zur  Mitwirkung  bei  der  Gesetzgebung 
der  aus  zwei  Kammern  (dem  Senate  und  Abgeordnetenhause)  bestehende, 
alljährlich  einzuberufende  Reichstag  mit  einer  fünfjährigen  Wahlperiode 
eingesetzt  wurde. 

Der  Senat  sollte  aus  den  Prinzen  des  kaiserlichen  Hauses  mit 
vollendetem  24.  Lebensjahre,  aus  den  vom  Kaiser  ohne  Rücksicht  auf 
Stand  und  Geburt  für  ihre  Lebensdauer  ernannten  Mitgliedern,  und  aus 
150  von  den  bedeutendsten  Grundbesitzern  für  die  ganze  Wahlperiode 
aus  ihrer  Mitte  zu  wählenden  Mitgliedern,  die  Kammer  der  Abge- 
ordneten dagegen  aus  383  nach  Volkszahl  und  unter  Berücksichtigung 
aller  staatsbürgerlichen  Interessen  zu  wählenden  Abgeordneten  bestehen. 

In  den  einzelnen  Kronländern  sollten  Provinzialstände  zur  Wahr- 
nehmung der  Provinzialinteressen  und  Besorgung  der  für  diese  Interessen 
sich  ergebenden  Erfordernisse,  soweit  diese  nicht  unter  den  allgemeinen 
Staatsinteressen  begriffen  sind,  fortdauern.  — 

Diese  Verfassung  trat  jedoch  nicht  in  Wirksamkeit;  denn  mit  dem 
Patente  vom  15.  Mai  1848  wurde  bestimmt,  dass  die  Verfassungsur- 
kunde vorerst  der  Berathung  durch  eine  constituirende  Reichsversamm- 
lung unterzogen  werde,  und  zu  diesem  Zwecke  die  Wahl  Einer  Kammer 
(aus  383  Mitgliedern)  ohne  Rücksicht  auf  einen  Census,  mit  Berück- 
sichtigung der  besonderen  Interessen  der  comerciellen  und  gewerblichen 
Bevölkerung  der  Städte,  angeordnet 

II.  Auf  Grund  dieses  Patentes  trat  der  Reichstag  am  22.  Juli  1848 
in  Wien  zusammen  und  wurde  am  15.  November  1848  nach  Kremsier 
in  Mähren  verlegt 

Der  von  demselben  ausgearbeitete  Verfassungsentwurf  versuchte  eine 
bundesstaatliche  Organisation  des  westlichen  Ländercomplexes  durch 
Unterscheidung  der  sich  auf  die  Gesammtheit  desselben  erstreckenden 
Central-  oder  Reichsregierunggewalten  und  der  Ländergewalten.  Die 
gesetzgebende  Reichsgewalt  wird  vom  Kaiser  gemeinschaftlich  mit  dem 
Reichstage,  die  jedem  Lande  überlassene  gesetzgebende  Gewalt  vom 
Kaiser  als  Landesoberhaupt  gemeinschaftlich  mit  dem  Land-  oder  Kreis- 
tage ausgeübt  Die  vollziehende  Reichsgewalt  wird  vom  Kaiser  allem 
durch  verantwortliche  Minister  ausgeübt  Die  Statthalter  (Gouverneure) 
in  den  einzelnen  Reichsländern  sollen  eine  Doppelstellung  einnehmen; 
sie  sind  einerseits  für  den  Vollzug  der  Reichsgesetze  verantwortlich  und 
daher  Organe  der  Reichsgewalt;  andererseits  sind  sie  Organe  der  Landes- 


!)  Hu  gelmann  in  der  Ztschr.  f.  Verwaltung.  Jg.  1875,  S.  57. 
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regierungsgewalt  und  daher  für  Vollziehung  der  Landesgesetze  verant- 
wortlich Die  richterliche  Gewalt  wird  durch  die  Reichsgewalt  im 
Kamen  des  Kaisers  ausgeübt. 

III.  Durch  das  Patent  vom  4.  März  1849  R.  149  wurde  der  Krem- 
Bierer  Reichstag  aufgelöst,  „weil  seine  mit  den  thatsächlichen  Verhält- 
nissen der  Monarchie  und  der  Begründung  eines  geordneten  Rechtszu- 
-standes  in  Widerspruch  stehenden  Berathungen  zu  keinem  gedeihlichen 
„Ergebnisse  gefuhrt  hatten",  und  beschlossen,  für  die  Gesammtheit  der 
Monarchie  eine  die  politischen  Freiheiten  und  Institutionen  feststellende 
Verfassungsurkunde  aus  freier  Bewegung  und  eigner  kaiserlicher  Macht 
m  ?erleihen.  Diese  Verfassung  wurde  gleichzeitig  mit  dem  Patente 
vom  4.  März  1849  R.  150  kundgemacht.  Dieselbe  versuchte  unter 
Incorporation  der  Länder  der  ungarischen  Krone  die  Gesanimtmo- 
narchie  als  Einheitestaat  zu  konstituiren,  jedoch  mit  Bestellung  von 
Landtagen  zur  Mitwirkung  bei  der  Gesetzgebung  in  Landesangelegen- 
heiten und  mit  dem  Rechte,  die  Ausführung  der  Landesgesetze  zu  über- 
wachen, (§  37.  80  der  V.  ü.). 

Als  Reichsangelegenheiten  wurden  erklärt: 

a)  alle  das  regierende  Kaiserhaus  und  die  Rechte  der  Krone 
betreffenden  Angelegenheiten ; 

b)  die  völkerrechtliche  Vertretung  des  Reiches  und  aller  seiner 
Interessen,  insbesondere  der  Abschluss  von  Verträgen  mit 
fremden  Staaten; 

c)  Die  Beziehungen  des  Staates  zur  Kirche; 

d)  Das  höhere  Unterrichtswesen; 

e)  das  gesammte  Heerwesen  zu  Land  und  die  Seemacht; 

f)  der  Reichshaushalt  einschliesslich  der  Krongüter  und  Reichs- 
domainen,  unter  welchen  das  bisher  durch  die  Benennungen : 
Staate-Kamerai-  oder  Fiscal  guter  bezeichnete  Vermögen  ver- 
standen wird;  die  Reichsbergwerke,  dann  die  Reichsmonopole,  der 
Reichscredit,  und  alle  Stenern  und  Abgaben  zu  Reichszweckon ; 

g)  alle  Gewerbs-  und  Handelsangelegenheiten,  einschliesslich  der 
Schifffahrt,  der  Zölle  und  Banken,  des  Münz-  und  Bergwesens 
und  der  Regelung  von  Mass  und  Gewicht; 

h)  die  Reichsverbindungen  durch  Wasser-  und  Landstrassen,  Ei- 
senbahnen, Post  und  Telegraphen,  überhaupt  alle  ReichBbauten ; 

i)  alle  die  Wahrung  der  inneren  Sicherheit  des  Reiches  betreffen- 
den Einrichtungen  und  Massregeln;  endlich 

k)  alle  Angelegenheiten,  welche  nicht  durch  die  Reichsverfassung 
oder  Reichsgesetze  als  Landesangelegenheiten  erklärt  werden 
(§  36  der  V.  U.). 
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Die  gesetzgebende  Gewalt  sollte  in  Bezug  auf  die  Reichsangelegen- 
heiten von  dem  Kaiser  im  Vereine  mit  dem  aus  zwei  Häusern  (Ober- 
haus und  Unterhaus)  bestehenden,  jährlich  im  Frühjahre  einzuberufenden 
Reichstage  ausgeübt  werden.  Das  Unterhaus  sollte  aus  direkter  Volks- 
wahl hervorgehen,  das  Oberhaus  von  den  Landtagen  gewählt  werden. 

Die  Verfassung  des  Königreiches  Ungarn  wird  unter  Aufhebung- 
der  mit  dieser  Reichsverfassung  im  Widerspruch  stehenden  Be- 
stimmungen aufrecht  erhalten  (§  71)  und  Kroatien-Slavonien  von  dem 
staatsrechtlichen  Verbände  mit  Ungarn  losgelösst  (§  73). 

Gleichzeitig  erschien  das  Patent  vom  4.  März  1849  R.  151  über 
die  durch  die  constitutionelle  Staatsforra  gewährleisteten  politischen 
Rechte. 

Auf  Grund  dieser  Reichsverfassung  erschienen  1849 — 1850  die 
Statuten  über  die  Landesverfassungen  u.  z.: 

a)  vom  30.  Dezember  1849  für  Niederösterreich  (R.  1).  Oberö- 
sterreich (R.  2).  Salzburg  (R.  3).  Kärnten  (R.  8.).  Krain 
(R.  9).  Schlesien  (R.  11).  Steiermark  (R.  12).  Mähren  (R.  18) 
Böhmen  (R.  21).  Tirol-Vorarlberg  (R.  22).  Görz-Gradiska- 
Jstrien  (R.  26); 

b)  über  die  Verfassung  von  Triest  (Pat.  12.  April  1850  R.  139); 

c)  das  Grundgesetz  für  die  Militärgränze  (Pat.  7.  Mai  1850  R.  139). 

d)  die  Festsetzung  der  Stellung  Kroatiens,  Slavoniens,  des  kroa- 
tischen Küstenlandes  und  der  Stadt  Fiume  Pat.  7.  April 
1850  R.  244; 

e)  die  Landesverfassung  von  Galizien  und  Krakau  (Pat  29. 
September  1850  R.  387). 

IV.  Mit  dem  kaiserl.  Pat  vom  13.  April  1851  R.  92  wurde  in 
Ausführung  der  §§  96—98  der  Verfassungsurkunde  vom  4.  März  1849 
das  Statut  für  den  Reichsrath  kundgemacht  Derselbe  war  eine  in 
Nebenordnung  zum  Ministerium  stehende  berathende  Körperschaft,  deren 
Aufgabe  in  der  Unterstützung  des  Kaisers  und  seines  Ministeriums 
durch  die  Einsichten,  Kenntnisse  und  Erfahrungen  ihrer  Mitglieder  be- 
stehen sollte,  damit  in  der  Gesetzgebung  gediegene  Reife  und  Einheit 
der  leitenden  Grundsätze  erzielt  werde. 

Der  Reichsrath  besteht  aus  seinem  Präsidenten,  aus  den  Reichs- 
räthen  und  aus  zeitlichen  Theilnehmem.  Ein  Stellvertreter  des  Präsi- 
denten wird  von  dem  Kaiser  ernannt. 

Die  Zahl  der  Reichsräthe  wird,  nach  dem  Bedürfnisse  des  Geschäfts- 
umfangcs  über  den  Vorschlag  des  Reichsraths-Präsidenten,  jeweilig  vom 
Kaiser  bestimmt.  Bei  der  Wahl  der  Reichsräthe  wird  auf  die  verschie- 
denen Theilo  des  Reiches  entsprechende  Rücksicht  genommen.  Als 
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zeitliche  Theilnebmer  des  Beichsrathes  können,  zur  gründlichen  Erör- 
terung and  Aulklärung  einzelner  Gesetzvorschläge  nnd  Fragen,  Männer 
ans  allen  Ständen  und  Theilen  der  Monarchie  zeitweilig  beigezogen 
werden,  welche  durch  ihre  Erfahrung  ihr  Wissen  und  ihre  gesellschaft- 
liche Stellung,  zum  Gesammtüberblicke  der  Verhältnisse  befähigt  oder 
durch  besondere  Kenntnisse  in  den  verschiedenen  Fächern  ausgezeich- 
net sind. 

Der  Reichsrath  wird  in  allen  Fragen  der  Gesetzgebung  gehört. 
Ausserdem  kann  der  Kaiser  die  Ansichten  und  das  Gutachten  des  Beichs- 
rathes auch  in  anderen  Angelegenheiten  vernehmen.  Der  Beichsrath 
hat  keinerlei  Initiative  in  Vorlegung  von  Gesetzes-  oder  Verordnungs- 
Vorschlägen.  Sollten  ihm  jedoch  bei  einem  seiner  Berathung  zugewie- 
senen Gegenstande  Lacken,  Mängel  oder  Bedürfnisse  in  der  bestehenden 
Gesetzgebung  auffallen,  so  ist  er  berufen  sie  gleichzeitig  mit  der 
Abgabe  seines  Gutachtens  bei  dem  Monarchen  zur  Sprache  zu  bringen. 

V.  Bedeutungsvoll  wurden  drei  Cabinetsschreiben  des  Kaisers  vom 
20.  August  1851  (B.  194,  196,  197).  Das  erste  Cabinetsschreiben  erklärt 
das  Ministerium  als  Bath  der  Krone  und  oberstes  Vollzugsorgan  allein 
and  ausschliessend  gegenüber  dem  Monarchen  und  dem  Throne  verant- 
wortlich und  enthebt  es  desshalb  der  Verantwortlichkeit  gegenüber  jeder 
anderen  politischen  Autorität.  Die  ministerielle  Gegenzeichnung  sollte 
sich  nunmehr  auf  die  Kundmachung  der  Gesetze  und  kaiserlichen  Ver- 
ordnungen beschränken  und  bloss  die  Bedeutung  der  Gewährleistung, 
dass  die  bestimmten  Formen  beobachtet  und  die  kaiserlichen  Be- 
schlüsse genau  und  richtig  aufgenommen  sind,  haben. 

In  dem  zweiten  Cabinetsschreiben  wurden  mehrere  Abänderungen  in 
dem  Statute  des  Beichsraths  festgesetzt  Der  Beichsrath  wurde  aus- 
schliessend als  Bath  der  Krone  erklärt;  daher  dem  Kaiser  allein,  aber 
nicht  mehr  dem  Ministerium  das  Becht  zukommt,  von  demselben  sein 
Gutachten  abzufordern. 

In  dem  letzten  Cabinetsschreiben  endlich  wurde  dem  Ministerpräsi- 
denten aufgetragen,  einverständlich  mit  dem  Beichsrathspräsidenten  ein 
Gutachten  darüber  abzugeben,  in  welcher  Art  und  Weise,  sowie  in 
welchen  Formen  die  Frage  über  den  Bestand  und  die  Möglichkeit  der 
Vollziehung  der  Verfassung  vom  4.  März  1849  in  reife  und  eindring- 
liche Erwägung  zu  ziehen  sei. 

Durch  das  kaiserl.  Patent  vom  31.  Dezember  1851  B.  2  ao.  1852 
wurde  die  Verfassung  vom  4.  März  1849  „als  den  Verhältnissen  des 
österreichischen  Kaiserstaates  unangemessen  und  in  dem  Znsammen- 
hange ihrer  Bestimmungen  unausführbar  aufgehoben".  — 
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Dasselbe  Schicksal  traf  die  mit  Pat.  vom  4.  März  verkündeten 
Grundrechte  (Tat.  31.  Dezember  1851  R.  3  ao.  1852),  doch  wurde  die 
Gleichheit  aller  Staatsangehörigen  vor  dem  Gesetze,  die  Aufhebung  der 
Untertänigkeit,  sowie  die  gemeinsame  öffentliche  Religionsübung  der 
anerkannten  Kirchen  aufrecht  erhalten. 

V.  Gleichzeitig  wurden  durch  das  Cabineteschreiben  vom  31.  De- 
zember 1851  (R.  3.)  Grundzüge  für  die  organische  Gesetzgebung  des 
Reiches  erlassen.   Dasselbe  bestimmt: 

a)  die  unter  den  alten  historischen  oder  neuen  Titeln  mit  dem 
österreichischen  Kaiserstaate  vereinigten  Länder  bilden  die  un- 
trennbaren Bestandteile  der  österreichischen  kaiserlichen  Erbmo- 
narchie. Der  Name  „Kronländer"  soll  in  der  amtlichen  Sprache 
nur  als  allgemeine  Bezeichnung  gebraucht,  bei  besonderer  Be- 
nennung eines  Landes  aber  stets  die  demselben  zukommende 
eigene  Titelbezeichnung  ausgedrückt  werden.  Der  Umfang  der 
Kronländer  soll  mit  Vorbehalt  der  aus  Verwaltungsrücksichten 
begründeten  Veränderungen  beobachtet  werden; 

b)  bei  der  Organisirung  der  Ortsgemeinden  ist  der  Unterschied 
zw  chen  Land-  und  Stadtgemeinden,  besonders  in  Ansehung 
der  letzteren,  die  frühere  Eigenschaft  und  besondere  Stellung 
der  königlichen  und  landesfürstlichen  Städte  zu  berücksichtigen. 
In  den  Landgemeinden  kann  der  vormals  herrschaftliche  grosse 
Grundbesitz  unter  bestimmten,  in  jedem  Lande  näher  zu  bezeich- 
nenden Bedingungen  von  dem  Verbände  der  Ortsgemeinden 
ausgeschieden  und  unmittelbar  den  Bezirksämtern  untergeordnet 
werden.  Mehrere  vormals  herrschaftliche  unmittelbar  anstos- 
sende  Gebiete  können  sich  für  diesen  Zweck  vereinigen.  Die 
Gemeindevorstände  der  Land-  und  Stadtgemeinden  sollen  der 
Bestätigung  und  nach  Umständen  der  Ernennung  der  Regie- 
rung vorbehalten  werden; 

c)  die  Trennung  der  Justizpflege  von  den  Verwaltungsbehörden 
soll  bei  den  Justizkollegialgerichten,  dann  bei  den  zweiten  und 
dritten  Instanzen  allgemein,  stattfinden.  Sonst  ist  bei  den 
Einzelgerichten  als  ersten  Instanzen  die  Vereinigung  mit  der 
Verwaltung  im  Bezirksamte  anzunehmen; 

d)  in  den  Kronländern  werden  eigene  Statute  über  den  ständi- 
schen oder  den  mit  einem  zu  bestimmenden  Grundbesitze  ver- 
sehenen Erbadel,  seine  Vorzüge  und  Pflichten  errichtet,  insbe- 
sondere demselben  alle  thunliche  Erleichterung  zur  Errichtung 
von  Majoraten  und  Fideikommissen  zugestanden  werden.  Bei 
der  Bauernschaft  sind  dort,  wo  besondere  Vorschriften  zur  Er- 
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haltung  ihrer  Güterkomplexe  bestehen,  solche  aufrecht  zu 
erhalten.  Den  Kreisbehörden  und  Statthaltereien  werden  bera- 
thende  Ausschüsse  aus  dem  besitzenden  Erbadel,  dem  grossen 
und  kleinen  Grundbesitze  und  der  Industrie  mit  gehöriger 
Bezeichnung  der  Objekte  und  des  ümfanges  ihrer  Wirksamkeit 
an  die  Seite  gestellt  Insoferne  noch  andere  Paktoren  zur 
Beziehung  in  die  Ausschüsse  sich  alswünschenswerth  darstellen, 
ist  nach  Umständen  darauf  Rücksicht  zu  nehmen.  Die  näheren 
Bestimmungen  darüber  werden  besonderen  Anordnungen  vor- 
behalten. Bei  den  landesförstlichen  Bezirksämtern  sollen  Vor- 
stände der  einbezirkten  Gemeinden  und  Eigenthümer  des  ausser 
dem  Gemeindeverbande  stehenden  grossen  Grundbesitzes  oder 
deren  Bevollmächtigte  für  Zusammentretungen  in  ihren  Ange- 
legenheiten von  Zeit  zu  Zeit  einberufen  werden. 
Auf  diesen  Grundlagen  beruhte  die  Verfassung  des  absoluten  cen- 
tralisirten  Einheitstaates  in  der  Periode  vom  Jahre  1852—1860. 

§  13. 

Das  Octoberdiplom  und  die  Februarverfassung. 

L  Mit  dem  kaiserlichen  Patente  vom  5.  März  1860  B.  56  wurde 
eine  Verstärkung  des  Beichsrathes  durch  ausserordentliche  periodisch 
einzuberufende  Beichsräthe  angeordnet.  Zu  ausserordentlichen  Beichs- 
räthen  sollten  die  Erzherzoge  des  kaiserlichen  Hauses,  höhere  kirchliche 
Würdenträger  und  um  den  Staat  verdiente  Männer  auf  Lebenszeit,  dann 
38  von  den  Landesvertretungen  mittelst  Ternavorschlages  präsentirte 
Mitglieder  auf  die  Daner  von  je  sechs  Jahren  ernannt  werden.  Der 
Berathung  des  verstärkten  Reichsraths  sollten  die  Prüfung  des  Staats- 
voranschlages, die  Prüfung  der  Staatsrechnungsabschlüsse  und  Vorlagen 
der  Staateschuldenkommission,  dann  alle  wichtigeren  Entwürfe  in  Sachen 
der  allgemeinen  Gesetzgebung  und  Vorlagen  der  Landesvertretungen 
unterzogen  werden.  Eine  Initiative  sollte  dem  verstärkten  Beichsräthe 
nicht  zukommen,  sondern  nur  das  Recht,  bei  Berathung  der  zugewie- 
senen Vorlagen  auf  Lücken,  Mängel  und  Bedürfnisse  der  Gesetzgebung 
aufmerksam  zu  machen.  Gleichzeitig  wurde  durch  die  kaiserliche  Ver- 
ordnung vom  5.  März  1860  B.  57  bis  zur  Einberufung  der  aus  den 
Landesvertretungen  zu  ernennenden  ausserordentlichen  Beichsräthe  die 
Beiziehung  anderer  befähigter  Männer  aus  den  einzelnen  Kronländern 
zu  den  Berathungen  des  verstärkten  Beichsrathes  verfugt,  dem  der 
Staats vorans chl ag  für  das  Jahr  1861  zur  Prüfung  überwiesen  wurde. 

Das  kaiserliche  Handschreiben  vom  17.  Juni  1860  B.  181  theilte 
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die  allerhöchste  Entschliessung  mit,  künftig  die  Einfuhrung  neuer 
Stenern  und  Auflagen,  dann  die  Erhöhung  der  bestehenden  Steuer-  und 
Gebührensätze  bei  den  direkten  Steuern,  bei  der  Verzehrangssteuer  und 
bei  den  Gebühren  von  Rechtsgeschäften,  Urkunden,  Schriften  und  Amts- 
handlungen, endlich  die  Aufnahme  neuer  Anlehen  nur  mit  Zustimmung 
des  verstärkten  Beichsrathes  anzuordnen. 

II.  Auf  Grund  der  vom  verstärkten  Reichsrathe  gemachten  Vor- 
lagen1) erschien  das  Diplom  vom  20.  October  1860  R.  226,  betreffend 
die  inneren  staatsrechtlichen  Verhältnisse  der  Monarchie,  als  beständi- 
ges und  unwiderrufliches  Staatsgrundgesetz. 

Dasselbe  bestimmt: 

a)  E8  soll  das  Recht,  Gesetze  zu  geben,  abzuändern  und  aufzuheben 
in  Zukunft  nur  unter  Mitwirkung  der  Landtage,  beziehungsweise 
des  Reichsrathes  ausgeübt  werden. 

b)  Die  Mitwirkung  des  Reichsrathes  soll  eintreten  rücksichtlich  der- 
jenigen Gegenstände  der  Gesetzgebung,  welche  sich  auf  Rechte, 
Pflichten  und  Interessen  beziehen,  die  allen  Königreichen  und 
Ländern  gemeinsam  sind,  namentlich  bei  der  Gesetzgebung  über 
das  Münz-,  Geld-  und  Creditwesen,  über  die  Zölle  und  Handels- 
sachen, ferner  über  die  Grundsätze  des  Zettelbankwesens,  des  Post-, 
Telegraphen-  und  Eisenbahnwesens  und  bei  der  Gesetzgebung  über 
die  Militärpflicht 

c)  Ebenso  wurde  dem  Reichsrathe  die  Mitwirkung  bei  Prüfung  und 
Feststellung  der  Voranschläge  der  Staatsauslagen  für  das  künftige 
Jahr  sowie  bei  Prüfung  der  Staatsrechnungsabschlüsse  und  der 
Resultate  der  jährlichen  Finanzgebahrung  eingeräumt. 

Die  Zustimmung  des  Gesammtreichsrathes  wurde  vorbehalten 
zur  Einfuhrung  neuer  Steuern  und  Auflagen,  dann  zur  Erhöhung 
der  bestehenden  Steuer-  und  Gebührensätze,  insbesondere  zur  Er- 
höhung der  Salzpreise;  —  ferner  zur  Aufnahme  neuer  Anlehen, 
zur  Convertirung  bestehender  Staatsschulden  und  zur  Veräusserung, 
Umwandlung  und  Belastung  des  unbeweglichen  Staatseigenthums. 

d)  Alle  übrigen  Gegenstände  der  Gesetzgebung  sollten  in  und  mit 
den  betreffenden  Landtagen,  und  zwar  in  den  zur  ungarischen 
Krone  gehörigen  Königreichen  und  Ländern  im  Sinne  und  in  Ge- 
mässheit  ihrer  früheren  Verfassungen  erledigt  werden.  Jedoch  be- 
hielt sich  der  Kaiser  vor,  rücksichtlich  der  nicht  zur  ungarischen 
Krone  gehörigen  Königreiche  und  Länder  Gegenstände  der  Gesetz- 
gebung, die  zwar  nicht  zur  ausschliesslichen  Competenz  des  Reichs- 

')  Vgl.  Verhandlungen  des  verstärkten  Reichsrathes,  Wien  1860. 
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rathes  gehören,  in  Betreff  welcher  aber  seit  einer  langen  Reihe  von 
Jahren  eine  gemeinsame  Behandlung  und  Entscheidung  stattge- 
funden hat  (somit  in  Anerkennung  des  bestehenden  Gewohnheits- 
rechtes), unter  Mitwirkung  eines  engeren  Beichsrathes,  dem  nur 
die  Beichsräthe  dieser  Länder  zugezogen  werden  sollten,  behandeln 
zu  lassen. 

Gleichzeitig  wurde  in  dem  kaiserlichen  Handschreiben  an  den 
Ministerpräsidenten  Grafen  Bechberg  vom  20.  October  1860  die 
Zahl  der  von  den  Landtagen  in  den  Reichsrath  zu  entsendenden 
Mitglieder  auf  Hundert  erhöht,  deren  Vertheilung  auf  die  einzelnen 
Länder  im  Verhältnisse  der  Ausdehnung,  Bevölkerung  und  Be- 
steuerung derselben  zu  erfolgen  hatte.  Die  hierauf  bezüglichen 
Bestimmungen,  ebenso  wie  alle  Veränderungen,  welche  in  den 
früheren,  den  Beichsrath  betreffenden  Patenten  und  Erlässen  durch 
spätere  allerhöchste  EntSchliessungen  erfolgt  waren,  sollten  in  einem 
der  kaiserlichen  Genehmigung  vorzulegenden  organischen  Beichs- 
rathsstatnte  zusammengefasst  werden. 

Ebenso  stellten  vier  Patente  vom  20.  October  1860  (B.  227,  232, 
238,  254)  die  Landesstatuten  für  Steiermark,  Kärnthen,  Salzburg  und 
Tirol  fest.  Nach  denselben  wurde  bei  Zusammensetzung  der  Landes- 
Tertretungen  das  ständische  Princip  beibehalten,  indem  die  Landtage 
ans  Vertretern  der  Geistlichkeit,  des  begüterten  Adels  und  der  sonstigen 
grossen  Grundbesitzer,  der  Städte,  sowie  der  Handels-  und  Gewerbe- 
kammern, und  der  übrigen  Gemeinden  bestehen  sollten.  Den  Landtagen 
wurde  ein  allgemeines  Petitions-  und  Beschwerderecht  und  die  Mit- 
wirkung bei  den  in  Absicht  auf  die  besonderen  Landesverhältnisse  zu 
erlassenden  Gesetzen  zugestanden. 

Die  in  diesen  Statuten  enthaltenen  Bestimmungen  erlitten  bereits 
durch  die  Verordnung  des  Staatsministers  vom  5.  Jänner  1861  B.-G.-B1. 
Nr.  2  eine  Abänderung.  Es  war  die  Wahlberechtigung  und  die 
Wählbarkeit  der  Vertreter  der  Städte  sowohl,  als  jene  der  Landgemeinden 
nicht  nur  in  den  noch  zu  erlassenden  Statuten  über  die  Landes- 
vertretung, sondern  auch  in  den  bereits  für  die  Kronländer  Salzburg, 
Steiermark,  Kärnthen  und  Tirol  erlassenen  Statuten  nach  folgenden 
Grundsätzen  zu  normiren:  1.  Die  Abgeordneten  Jener  Städte  (Märkte, 
Industrialorte),  welchen  die  Landesstatuten  das  Becht  zur  Abordnung 
eigener  Vertreter  einräumten,  waren  zu  wählen  durch  direkte  Wahl  aller 
jener,  nach  dem  besonderen  Gemeindestatute  oder  dem  Gemeindegesetze 
vom  17.  März  1849  Nr.  170  R.  G.  Bl.  zur  Wahl  der  Gemeindereprä- 
sentanz dieser  Städte  (Märkte,  Industrialorte)  berechtigten  Gemeinde- 
glieder: a)  welche  in  Gemeinden  mit  drei  Wahlkörpern  den  ersten  und 
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zweiten  Wahlkörper  bilden,  und  b)  in*  Gemeinden  mit  weniger  als  drei 
Wahlkörpern  durch  die  ersten  zwei  Dritttheile  aller  nach  der  Höhe 
ihrer  Jahresschuldigkeit  an  direkten  Steuern  gereihten  Gemeindewähler. 
2.  Die  Wahl  der  Abgeordneten  der  Landgemeinden  hatte  durch  ge- 
wählte Wahlmänner  zu  geschehen.  Jede  Gemeinde  des  Wahlbezirkes 
hatte  auf  je  500  Einwohner  Einen  Wahlmann  zu  wählen.  Restbeträge, 
welche  sich  bei  der  Theilung  der  Einwohnerzahl  durch  500  ergaben, 
hatten,  wenn  sie  250  oder  darüber  betrugen,  als  500  zu  gelten;  wenn 
sie  weniger  als  250  betrugen,  unberücksichtigt  zu  entfallen.  Kleine 
Gemeinden,  deren  Einwohnerzahl  weniger  als  500  beträgt,  wählten 
einen  Wahlmann.  3.  Die  Wahlmänner  jener  Gemeinden  sollten  durch 
jene  nach  dem  Gemeindegesetze  vom  17.  März  1849  Nr.  170  R.  G.  Bl. 
zur  Wahl  der  Gemeinderepräsentanz  berechtigten  Gemeindeglieder: 
a)  welche  in  Gemeinden  mit  drei  Wahlkörpern  den  ersten  und  zweiten 
Wahlkörper  bilden,  b)  in  Gemeinden  mit  weniger  als  drei  Wahlkörpern 
durch  die  ersten  zwei  Dritttheile  aller  nach  der  Höhe  ihrer  Jahresschuldig- 
keit an  direkten  Steuern  gereihten  Gemeindewähler  zu  wählen  sein. 
4.  Als  Abgeordneter  sollte  jeder  wählbar  sein,  welcher:  a)  österrei- 
chischer Staatsbürger;  b)  dreissig  Jahre  alt  ist;  c)  im  Vollgenusse  der 
bürgerlichen  Rechte  sich  befindet  und  d)  in  einer  Wählerklasse  des 
Landes  (grosser  Grundbesitz,  Städte,  Landgemeinden)  wahlberechtigt  ist. 

111.  Mit  dem  Patente  vom  26.  Februar  1861  R.  20  wurde,  um  die 
Form  und  Ordnung  der  Ausübung  des  durch  das  Octoberdiplom  den 
Landtagen,  beziehungsweise  dem  Reichsrathe  eingeräumten  Rechtes  der 
Mitwirkung  bei  der  Gesetzgebung  zu  bestimmen: 

a)  ein  Grundgesetz  über  die  Reichsvertretung  (Art.  I) 
kundgemacht;  ferner: 

b)  für  Böhmen,  Dalmatien,  Galizien  und  Lodomerien  mit  Krakau, 
Oesterreich  unter  der  Enns,  Oesterreich  ob  der  Enns,  Krain, 
Bukowina,  Mähren,  Ober-  und  Niederschlesien,  Istrien  sammt 
Görz  und  Gradiska  und  der  Stadt  Triest  mit  ihrem  Gebiete, 
und  für  das  Land  Vorarlberg,  um  die  Rechte  und  Freiheiten 
der  getreuen  Stände  dieser  Königreiche  und  Länder  nach  den 
Verhältnissen  und  Bedürfnissen  der  Gegenwart  zu  entwickeln, 
umzubilden  und  mit  den  Interessen  der  Gesammtmonarchie  in 
Einklang  zu  bringen,  Landesordnungen  und  Wahlord- 
nungen genehmigt,  und  jeder  einzelnen  für  das  be- 
treffende Land  die  Kraft  eines  Staatsgrundgesetzes 
verliehen. 

c)  Um  die  mit  den  Patenten  vom  20.  October  1860  für  Steier- 
mark, Kärnthen  und  Salzburg,  dann  für  Tirol  erlassenen  Sta- 
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tuten  mit  jenen  Bestimmungen  in  Einklang  zn  bringen,  welche 
in  den  Landesordnungen  der  andern  Kronländer  grundsätzlich 
aufgenommen  sind;  um  den  Landesvertretungen  der  Eingangs 
erwähnten  Länder  jene  ausgedehnten  Befugnisse  zu  gewähren,  die 
den  Vertretern  der  übrigen  Kronländer  bewilligt  wurden;  um 
endlich  die  unterm  5.  Jänner  1861  über  das  Wahlrecht  erlassenen 
Verfügungen  auch  in  Steiermark,  Kärnthen,  Salzburg  und  Tirol 
gleichmässig  zur  Ausführung  zu  bringen:  wurden  gleichzeitig 
in  Erweiterung  und  Umänderung  der  bereits  erlassenen  Lan- 
desstatuten neue  Landesordnungen  für  Steiermark, 
Kärnthen,  Salzburg  nnd  Tirol  genehmigt 

§  14. 

Der  ungarische  Verfassnngsstreit.1) 

Die  auf  dem  zum  7.  November  1847  einberufenen  ungarischen 
Reichstage  festgestellten,  am  11.  April  1848  sanctionirten  Gesetzartikel 
I  YTTT  hatten  einen  doppelten  Zweck:  Feststellung  der  Selbständig- 
keit der  Länder  der  ungarischen  Krone,  und  Umwandlung  des  ständischen 
in  ein  repräsentativ  -  konstitutionelles  System.  Vor  Allem  bedeutsam 
sind  der  6.  A.  III.  über  die  Bildung  eines  verantwortlichen  ungarischen 
Ministeriums;  6.  A.  IV.  über  die  jährlichen  Landtagssitzungen  und  die 
dreijährige  Wahlperiode;  G.  A.  V  über  das  active  und  passive  Wahl- 
recht, und  G.  A.  Vlil  über  die  allgemeine  Steuerpflicht.2) 

Da  die  Verfassung  vom  4.  März  1849  den  ganzen  Ländercomplex 
der  Monarchie  in  einen  Einheitsstaat  verwandelte,  so  wurden  jene  Be- 
stimmungen der  ungarischen  Verfassung,  welche  damit  im  Widerspruche 
standen  und  insbesondere  die  rücksichtlieh  ihrer  formellen  Gültigkeit 
angefochtenen  Gesetzartikel  des  Jahres  1848  ausser  Wirksamkeit  gesetzt. 

Auf  Grund  des  kaiserlichen  Diplomes  vom  20.  October  1860  wurde 
mit  Handschreiben  desselben  Tages  an  den  gleichzeitig  ernannten  unga- 
rischen Hofkanzler  (Freiherrn  von  Vay)3)  zwar  das  Becht  der  Mitwirkung 
des  ungarischen  Reichstages  bei  der  Gesetzgebung  anerkannt,  jedoch 
die  Ausscheidung  der  dem  Gesammtreichsrathe  nach  dem  Octoberdiplome 
zugewiesenen  Gegenstände  der  Gesetzgebung  ans  der  Competenz  des 


l)  Der  ungarische  Verfassungsstreit  urkundlich  dargestellt  im  Staats- 
archiv von  Aegidi  1861  (Beilageheft).  Vgl.  Lustkandl,  Oesterr.-ungar. 
Staatsrecht,  S.  332,  und  Ulbrich,  Rechtl.  Natur,  S.  45. 

*)  Ueber  die  vorgebrachten  Gründe  der  Ungültigkeit  dieser  Gesetze 
vgl.  Lustkandl,  St  R.,  S.  5  ff. 

*)  Vgl.  Aegidi,  S.  24. 
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ungarischen  Reichstages  verfugt  und  die  Revision  beziehungsweise  Auf- 
hebung der  mit  dem  Octoberdiplome  und  der  Einheit  der  Monarchie  in 
Widerspruch  stehenden  Gesetzartikel  gefordert.  Dagegen  beharrte  der 
zum  2.  April  1861  einberufene  ungarische  Reichstag  bei  derBehauptung  der 
Gültigkeit  der  sanctionirten  Gesetzartikel  des  Jahres  1848  sowie  der 
staatsrechtlichen  und  administrativen  Selbständigkeit  der  Länder  der 
nn garischen  Krone.  Die  Anerkennung  des  Gesammtreichsrathes  wurde 
verweigert.1)  Deshalb  erfolgte  mit  Rescript  vom  21.  August  1861  die 
Auflösung  des  ungarischen  Reichstages. 

Erst  das  kaiserliche  Manifest  vom  20.  September  1865  R.  88  ver- 
kündete den  Entschluss  des  Monarchen,  zunächst  den  Weg  der  Ver- 
ständigung mit  den  legalen  Vertretern  der  Völker  der  östlichen  Reichs- 
hälfte zu  betreten,  und  dem  ungarischen  sowie  dem  kroatischen  Landtage 
das  Diplom  vom  20.  October  1860  und  das  mit  dem  Patente  vom  26. 
Februar  1861  kundgemachte  Grundgesetz  über  die  Reichsvertretung  zur 
Annahme  vorzulegen.  Unter  Einem  wurde  durch  das  Patent  vom  20. 
September  1865  R.  89  die  Wirksamkeit  dieses  Grundgesetzes  sistirt,  da 
es  unmöglich  schien,  ein  und  dasselbe  Grundgesetz  in  einem  Theile 
des  Reiches  zum  Gegenstand  der  Verhandlung  zu  machen  und  gleich- 
zeitig in  andern  Theilen  desselben  als  bindendes  Reichsgesetz  anzuer- 
kennen. Es  wurde  jedoch  der  Vorbehalt  gemacht,  die  Verhandlungs- 
resultate des  ungarischen  und  kroatischen  Landtages,  falls  sie  eine  mit 
dem  einheitlichen  Bestände  und  der  Machtstellung  de«  Reiches  verein- 
bare Grundlage  in  sich  schliessen  würden,  vor  der  Beschlussfassung  den 
legalen  Vertretern  der  andern  Königreiche  und  Länder  vorzulegen,  um 
ihren  gleichgewichtigen  Ausspruch  zu  vernehmen  und  zu  würdigen.1) 

Der  sohin  zum  10.  Dezember  1865  einberufene  neue  ungarische 
Reichstag  stellte*  sich  theilweise  auf  einen  andern  Standpunkt  als  der 
im  Jahre  1861  aufgelöste.  Er  folgerte  aus  der  pragmatischen  Sanction 
als  einem  wechselseitig  wirkenden  Defensivbündnisse  die  Pflicht  des 
wechselseitigen  Beistandes  beider  Reichshälften  und  daraus  den  Bestand 
gemeinsamer  Angelegenheiten.3) 


*)  Adresse  des  ungar.  Reichstages  v.  12.  August  1861  bei  Aegidi, 
S.  129. 

^Lustkandl,  Abhandlungen  aus  dem  österr.  Staatsrecht  1866.  S.  XTV, 
charakterisirt  das  Septemberpatent  als  eine  kaiserliche  Willenserklärung  dar- 
über, auf  welchem  Wege  die  staatsrechtlichen  Fragen  gelöst  werden  sollen. 
Damit  verbindet  sich  als  Nothverordnung  die  Sistirung  des  Grundgesetzes 
über  die  Reichsvertretung. 

3)  Adresse  des  ungar.  Abgeordnetenhauses  v.  24.  Februar  1866  und 
der  Magnatentafel  v.  26.  Februar  1866.    Schuler-Liblo y,  Parlamenta- 
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Die  Beendigung  des  ungarischen  Verfassungsstreites  erfolgte  durch 
die  mit  allerhöchster  Entschliessung  vom  17.  Februar  1867  kundgemachte 
Ernennung  eines  selbständigen  ungarischen  Ministeriums  (im  Sinne 
des  Ges.-Art.  m.  1848),  woran  sich  die  am  8.  Juni  1867  vorgenommene 
Königskrönung  and  eine  zeitgemiisse  Revision  der  Gesetzartikel  dos 
Jahres  1848  anschloBS.  Den  Schlussstein  der  Verfassungsrevision 
bildete  der  XII.  Ges.-Ari  1867  über  die  zwischen  den  Landern  der 
ungarischen  Krone  und  den  andern  Königreichen  und  Ländern  ob- 
schwebenden  gemeinsamen  Angelegenheiten  und  den  Modus  ihrer  Be- 
handlung. 

§  15. 

Verfassung*  gesetze  der  Gegenwart.1) 

I.  In  den  nicht  zur  ungarischen  Krone  gehörigen  Königreichen 
und  Ländern  wurden  nach  der  mit  dem  Patente  vom  20.  September  1865 
eingetretenen  Verfassungssistirung  mittelst  des  kaiserl.  Patentes  vom 
1.  Januar  1867,  R.  2,  die  Vertreter  dieser  Königreiche  und  Länder 
zu  einer  ausserordentlichen,  auf  die  Berathung  der  Verfassungsfrage 
beschränkten  Beichsversammlung  einberufen,  in  welche  die  Landtage 
die  in  dem  Februarpatente  festgesetzte  Zahl  von  Abgeordneten  zu 
entsenden  hatten. 

Mit  der  den  Landtagen  bekannt  gegebenen  a.  h.  Entschliessung 
vom  4.  Februar  1867  wurde  von  der  Einberufung  dieser  ausserordent- 
lichen Beichsversammlung  abgesehen  und  hierauf  mit  Patent  vom 
20.  April  1867  R.  67  der  verfassungsmässige  Reichsrath  zum  20.  Mai  1867 
einberufen.  Diesem  Reichsrathe  wurden  im  Abgeordnetenhause  von 
der  Regierung  vier  Gesetzentwürfe  vorgelegt: 

a)  ein  Abänderungsgesetz  des  Grundgesetzes  über  die  Reichs- 
vertretung vom  26.  Februar  1861; 

b)  dann  insbesondere  ein  Entwurf  über  die  Abänderung  des 
§  13  dieses  Grundgesetzes,  betreffend  die  Nothgesetzgebung; 

c)  ein  Gesetzentwurf  über  die  Ministerverantwortlichkeit,  und 

d)  über  die  gemeinsamen  Angelegenheiten  des  Gesammtstaates. 
Diese  Gesetzentwürfe  wurden  vom  Abgeordnetenhause  einem  Ver- 

fassungBau8Schusso  von  36  Mitgliedern  zugewiesen,  welcher  sich  jedoch 


risches  Taschenbuch  für  den  ungar.  Reichstag.  2.  Bd.  S.  10—74.  Bider- 
mann  in  Grünhuts  Zeitschft.  U.  Bd.  S.  220. 

f)  Vgl. :  Die  neue  Gesetzgebung  Oesterreichs,  erläutert  aus  den  Reichs- 
rathsverhandlungen, Wien  1868. 
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nicht  auf  die  Berathang  dieser  vier  Gesetzentwürfe  beschränkte,  sondern 
ans  eigener  Initiative  vier  andere  Gesetzentwürfe  aasarbeitete: 

a)  über  die  allgemeinen  Rechte  der  Staatsbürger; 

b)  über  die  Einsetznng  eines  Reichsgerichtes; 

c)  über  die  richterliche  Gewalt  und 

d)  über  die  Regierangs-  and  Vollzagsgewalt 

Mit  a.  h.  Entschliessung  vom  16.  Juli  1867  (R.  98)  wurde  das  Ge- 
setz über  die  Abänderung  des  §  13  des  Grundgesetzes  vom  26.  Fe- 
bruar 1861,  und  am  25.  Juli  1867  (R.  101)  das  Gesetz  über  die  Minister- 
verantwortlichkeit vom  Kaiser  sanctionirt. 

Am  21.  December  1867  erfolgte  die  Sanction  der  übrigen  Ver- 
fassungsgesetze: 

a)  über  die  Reichsvertretung  (R.  141); 

b)  über  die  allgemeinen  Rechte  der  Staatsbürger  (R.  142  ); 

c)  über  die  Einsetzung  des  Reichsgerichtes  (R.  143); 

d)  über  die  richterliche  Gewalt  (R.  144); 

e)  über  die  Ausübung  der  Regierungs-  und  Vollzugsgewalt 
(R.  145)  und 

f)  über  die  Behandlung  der  allen  Ländern  der  Monarchie  ge- 
meinsamen Angelegenheiten  (R.  146). 

Das  Gesetz  vom  21.  December  1867  (R.  147)  bestimmte,  dass  die 
erwähnten  sechs  Gesetze  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  im  Reichs- 
gesetzblatt (22.  December  1867)  gleichzeitig  in  Wirksamkeit  zu  treten  hatten. 

II.  Drei  weitere  Gesetze  regelten  die  finanziellen  und  wirthschaft- 
lichen  Beziehungen  der  Reichsrathsländer  zu  den  Ländern  der  unga- 
rischen Krone. 

Durch  das  Gesetz  vom  16.  Juli  1867  (R.  97)  war  von  dem  Reichs- 
rathe  eine  Deputation  zu  dem  Zwecke  entsendet  worden,  um  mit  einer 
Deputation  des  ungarischen  Reichstages  über  die  in  dem  XII.  ungarischen 
Gesetzartikel  (§§  19  und  55  desselben)  erwähnten  Angelegenheiten  in 
Verbindung  zu  treten. 

Auf  Grund  dieser  Deputationsverhandlung  wurden: 

a)  durch  das  Gesetz  vom  24.  December  1867  Kr.  2,  R.  G.  Bl.  1868, 
gleichlautend  mit  dem  XIV.  ungarischen  Gesetzartikel  1867, 
die  Proportion,  nach  welcher  die  Kosten  der  gemeinsamen 
Angelegenheiten  auf  beide  Staatskörper  zu  repartiren  sind, 
für  den  Zeitraum  bis  31.  December  1877  festgestellt,  und 

b)  durch  das  Gesetz  vom  24.  December  1867,  Nr.  3,  R.  G.  BL  1868, 
gleichlautend  mit  dem  XV.  ungarischen  Gesetzartikel  1867,  der 
von  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  zu  übernehmende  Bei- 
trag zur  allgemeinen  Staatsschuld  bestimmt 


Digitized  by  Google 


§15.    Verfasaungsgesetze  der  Gegenwart 


57 


Endlich  wurde 

c)  das  zwischen  den  Ministerien  der  beiden  Theilstaaten  für  den 
Zeitraum   1867—1877  abgeschlossene  Zoll-  und  Handels- 
bündnisses  beiderseits  als  Gesetz  kundgemacht  (Gesetz 
24.  Dezember  1867,  Nr.  4,  B.  G.  Bl.  1868,  und  XVI.  G.  A.  1867.) 
In  Folge  Ueberganges  der  Militärgrenze  in  die  Civilverwaltung 
wurde  mit  dem  Gesetze  vom  8.  Juni  1871  (B.  49)  die  beiderseitige 
Beitragsquote  zu  den  Kosten  der  gemeinsamen  Angelegenheiten  ab- 
geändert, und  nach  Ablauf  der  zehnjährigen  Giltigkeitsdauer  der  oben- 
erwähnten Gesetze  (a  und  c)  über  die  Beitragsquote  und  das  Zoll- 
bftndniss  wurden  durch  die  Gesetze  vom  27.  Juni  1878  (R.  61  und  63), 
G.  A.  XIX  und  XX  1878,  diese  Verhältnisse  bis  1887  nengeordnet. 

HL  Die  Verfassungsgesetze  Oesterreichs  erfuhren  in  der  Periode 
1868  bis  1873  folgende  Ergänzungen: 

a)  das  Gesetz  Tom  12.  Juni  1868  (B.  60)  hebt  den  im  Art.  II 
des  kaiserlichen  Patentes  vom  26.  Februar  1861  eingesetzten 
Staatsrath  auf; 

b)  das  Gesetz  vom  29.  Juni  1868  (R.  82)  trifft  Bestimmungen 
für  den  Fall,  wenn  der  Vollzug  der  Wahlen  der  Mitglieder 
des  Abgeordnetenhauses  anstatt  durch  die  Landtage  unmittel- 
bar durch  die  Gebiete,  Städte  und  Körperschaften  angeord- 
net wird; 

c)  das  Gesetz  vom  13.  März  1872  (R.  24)  gestattet  die  Vornahme 
solcher  unmittelbaren  Wahlen  in  allen  Fällen,  in  denen  die  Er- 
löschung eines  Beichsrathsmandates  aus  was  immer  für  einem 
gesetzlichen  Grunde  während  der  Dauer  einer  Beichsraths- 
session  eintritt; 

d)  durch  das  Gesetz  vom  2.  April  1873  (B.  40)  wurden  die 
§§  6,  7,  15  und  18  des  Grundgesetzes  über  die  Beichs- 
vertretung  abgeändert,  indem  die  Zahl  der  Mitglieder  des 
Abgeordnetenhauses  auf  353  erhöht  wurde,  die  nunmehr  stets 
unmittelbar  von  den  betreffenden  Wählerklassen,  nicht  mehr 
durch  die  Landtage  zu  wählen  sind; 

e)  das  Gesetz  vom  2.  April  1873  (B.  41)  normirt  die  Beichs- 
rathswahlordnung,  und 

0  das  Gesetz  vom  12.  Mai  1873  (B.  94)  enthält  die  Geschäfts- 
ordnung des  Reichsrathes. 
Die  Landesordnungen  und  Landtagswahlordnungen  erfuhren  seit 
ihrer  Kundmachung  in  den  einzelnen  Ländern  wiederholte  Abänderungen 
ihrer  einzelnen  Bestimmungen,  namentlich  in  Betreff  des  Wahlverfahrens 
und  der  Abgrenzung  der  Wahlbezirke. 
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§  16. 

Fundamentalsätze  des  österreichischen  Staatsrechtes. 

Aus  der  geschichtlichen  Entwickelung  der  Monarchie  und  aus  den 
Verfassung8gesetzen  der  Gegenwart  ergeben  sich  folgende  Fundamental- 
s&tze des  österreichischen  Staatsrechtes: 

1.  Die  den  österreichischen  Staatskörper  bildenden  Reichsrathsländer 
sind  gegenüber  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  ein  selbstän- 
diger Staat  mit  einem  selbständigen  Staatsgebiete  und  einer  be- 
sondern Staatsbürgerschaft. 

2.  Trager  der  Staatsgewalt  ist  der  Kaiser,  welcher  dieselbe  jedoch 
nur  nach  Massgabe  der  Verfassung  ausüben  kann.  Oesterreich 
ist  somit  ein  monarchischer  Verfassungs-  und  Rechtsstaat. 

3.  Seine  Organisation  beruht  auf  dem  Prinzipe  derDecentralisation 
in  Gesetzgebung  und  Verwaltung.   Dieselbe  äussert  sich: 

a)  in  der  Organisation  der  Volksvertretung,  indem  neben  der 
Reichsvertretung  in  den  einzelnen  Kronländern  Landtage  zur 
Mitwirkung  bei  der  Landesgesetzgebung  bestehen,  und 

b)  in  der  Anerkennung  der  Kronländer  und  Kommunalverbände 
als  politischer  Selbstverwaltungskörper.  — 

4.  Der  österreichische  Staatskörper  steht  mit  dem  ungarischen  Staate 
in  verfassungsmässiger  Realunion  und  schliesst  sich  mit  demselben 
zudem  österreichisch -ungarischen  Gesammtstaate  als 
einem  Gemeinwesen  höherer  Ordnung  zusammen,  welches  von  den 
beiden  Thcilstaaten  verschieden  ist 


Quellen  und  Behandlung  des  öster- 
reichischen Staatsrechtes. 


Quellen  des  österreichischen  Staatsrechtes. 

Als  Quellen  des  österreichischen  Staatsrechtes  kommen  in  Betracht: 
I.  Gesetze,  die  wir  nach  dem  Gegenstande  in  Verfassungs-,  Ver- 
waltungs-  und  Justizgesetze  unterscheiden  können.1)    Für  das  Ver« 

*)  In  der  österreichischen  Geschäftssprache  unterscheidet  man  die  Ge- 
setze in  politische,  Finanz-,  Militär-  und  Justizgesetze.  Die  politischen 
Gesetze  begreifen  sowohl  die  Verfassungs-  als  die  Verwaltungsgesetze,  soweit 
diese  die  sog.  innere  Verwaltung  betreffen.  Finanz-  und  Militärgesetze  sind 
besondere  Gattungen  der  Verwaltungsgesetze.  Zu  den  Justizgesetzen  gehört 
das  Privat-,  Straf-  und  Processrecht. 
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fassun  gerecht  sind  vornehmlich  die  erstgenannten  Gesetze  in  Betracht 
zo  ziehen,  weil  dieselben  die  Rechtssphäre  der  Organe  der  Staatsgewalt 
bestimmen  und  die  politischen  nnd  Freiheitsrechte  der  Personen  im 
Staate  festsetzen.  Nicht  vollständig  mit  den  Verfassungsgesetzen  iden- 
tisch sind  die  Staatsgrundgesetze.  Darunter  versteht  man  jene  Gesetze, 
welche  das  Fundament  des  staatlichen  Gebäudes  bestimmen,  mit  einer 
besondern  Weihe  und  Heiligkeit  bekleidet  sowie  in  ihrer  Abänderung 
an  erschwerte  Formen  gebunden  sind  und  daher  gegenüber  andern 
Rechtsnonnen  ein  Becht  höherer  Ordnung  darstellen.  Ihrem  Inhalte 
nach  sind  die  Staatsgrundgesetze  zumeist  Verfassungsgesetze;  doch 
enthalten  sie  auch  prinzipielle  Normen  für  die  Functionen  der  Staats- 
gewalt. Andererseits  giebt  es  Verfassungsgesetze  im  materiellen  Sinne, 
die  keine  Staatsgrundgesetze  sind,  z.  B.  das  Gesetz  über  die  Minister- 
Verantwortlichkeit,  die  Gemeindeordnungen.  Die  Verfassung  Oesterreichs 
beruht  nicht  auf  einer  einheitlichen  Verfassungsurkunde,  sondern  auf 
einer  Reihe  einzelner,  in  drei  Kategorien  zu  scheidender  Verfassungs- 
gesetze : 

a)  Derjenigen  Verfassungsgesetze,  welche  den  realen  Znsammenhang 
der  einzelnen  Bestandteile  des  Österreichischen  Staatskörpers 
und  das  Rechtsverhältniss  dieses  Staatskörpers  zu  den  Län- 
dern der  ungarischen  Krone  bestimmen.  Zu  diesen  Verfassungs- 
gesetzen gehört  die  pragmatische  Sanction  und  das  Gesetz  vom21. 
December  1867  (R.  146)  über  die  allen  Ländern  der  Monarchie 
gemeinsamen  Angelegenheiten  und  die  Art  ihrer  Behandlung; 

b)  Verfassungsgesetze  für  die  Gesammtheit  der  Reichsrathsländer. 
Hierher  gehören  das  kaiserliche  Diplom  vom  20.  October  1860 
und  die  Staatsgrundgesetze  vom  21.  December  1867  mit  ihren 
Novellen  (vgl.  §  15  d.  W.).  Die  fünf  Staatsgrundgesetze  vom 
21.  December  1867  sind  an  demselben  Tage  kundgemacht 
und  mit  dem  Tage  ihrer  Kundmachung  in  Wirksamkeit  ge- 
treten. (Ges.  21.  December  1867,  R.  147).  Es  sind  daher 
ihre  Bestimmungen  womöglich  so  zu  interpretiren,  dass  sie 
in  einander  greifen,  ohne  sich  aufzubeben.  Collisionen  sind 
nur  da  anzunehmen,  wo  ein  Nebeneinanderbestehen  mehrerer 
Gesetzesstellen  juristisch  unmöglich  ist.1)    Die  Gesetze  vom 


*)  Vgl.  z.  B.  St.  G.  Ober  die  Reichsvertretung  §  11  litt.  a.  „Zum 
Wirkungskreise  des  Reichsrathes  gehört  die  Prüfung  und  Genehmigung  der 
Handelsverträge  und  jener  Staatsverträge,  die  das  Reich  oder  Theile  des- 
selben belasten,  oder  einzelne  Bürger  verpflichten,  oder  eine  Gebietsverän- 
derung der  im  Reichsrath  vertretenen  Königreiche  und  Länder  zur  Folge 
haben",  und  Art.  VI.  St.  G.  über  die  Regierungs-  und  Vollzugsgewalt:  „Der 
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27.  October  1862  (R.  87  und  88)  zum  Schutze  der  persön- 
lichen Freiheit  und  zum  Schutze  des  Hausrechtes  sind  nach- 
träglich als  Staatsgrundgesetze  erklärt  worden;1) 
c)  für  die  einzelnen  Kronländer  haben  die  mit  dem  Patente 
vom  26.  Februar  1861  kundgemachten  Landesordnungen  und 
Landtagswahlordnungen,  sowie  deren  Novellen  den  Charakter 
von  Staatsgrundgesetzen. 
Aber  auch  die  übrigen  Gesetze,  soweit  sie  nicht  Verfassungs-  und 
Staatsgrundgesetze  sind,  erscheinen  als  Quelle  des  Staatsrechtes,  in- 
sofern sie  Öffentliche  Einrichtungen,  das  Verhalten  der  staatlichen 
Organe,  die  öffentlichen  Rechte  und  Pflichten  der  physischen  und 
juristischen  Personen  im  Staate  bestimmen.   Einen  besondern  Charakter 
haben  jene  Gesetze,  die  auf  einer  vorausgehenden  Einigung  mit  den 
Ländern  der  ungarischen  Krone  beruhend,  ein  in  beiden  Staatskörpern 
durch  materiell  übereinstimmende  Gesetze  zu  regelndes  Rechtegebiet 
ordnen.   Sie  sind  einer  einseitigen  Abänderung  entrückt.2) 

II.  Quellen  des  österreichischen  Staatsrechtes  sind  ferner  die  Haus- 
gesetze der  kaiserlichen  Dynastie,  welche  das  Familien-  und  Erbrecht 
derselben  ordnen.   Die  Hausgesetze  sind  eine  Art  autonomischer  Rechts- 
bildung.   Sie  enthalten  zugleich  wichtige  Bestimmungen  staatsrecht- 
licher Natur,  z.  B.  über  Succession,  Regentschaft,  Ebenbürtigkeit  So- 
weit hausgesetzliche  Bestimmungen  durch  die  gesetzlichen  Stände  der 
verschiedenen  Königreiche  und  Länder  angenommen  worden  sind,  sind 
aus  den  Hansgesetzen  zugleich  Staatsgrundgesetze  geworden  (vergl. 
§  9  d.  W.).   Durch  Aenderung  der  Verfassung  haben  die  Bestimmungen 
der  Hausgesetze,  soweit  sie  nicht  mit  den  Verfassungsgesetzen  in 
Widerspruch  stehen,  ihre  Giltigkeit  nicht  verloren. 
Die  hauptsächlichsten  älteren  Hausgesetze  sind: 
a)  Theilungsverträge  Karls  V.  und  Ferdinands  I.  (1522  —  1525) 
insofern,  als  sie  das  gegenseitige  Beerbungsrecht  der  deut- 
schen und  der  spanischen  Habsburger-Dynastie,  andererseits 
das  Erbrecht  des  Ferdinandischen  Mannsstammes  in  den  deutsch- 
österreichischen Ländern  feststellten; 


Kaiser  schliefst  die  Staatsverträge  ab.  Zur  Giltigkeit  der  Handelsverträge 
und  jener  Staatsverträge,  die  das  Reich  oder  Theile  desselben  belasten  oder 
einzelne  Bürger  verpflichten,  ist  die  Zustimmung  des  Reichsrathes  erforderlich." 

!)  Vgl.  St.  G.  über  die  allg.  Rechte  d.  Staatsburger  v.  21.  Dezember 
1867,  Art.  Vm  und  IX. 

*)  Hierher  gehörte  z.  B.  die  Gesetzgebung  über  Zölle,  über  die  mit 
der  industriellen  Production  in  enger  Verbindung  stehenden  Abgaben,  Uber 
Münzwesen,  Wehrsystem.    (§  2  d.  Ges.  v.  21.  Dezember  1867,  R.  146.) 
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b)  die  Bolle  Karls  V.  von  1530,  welche  für  das  Herzogthum 
Oesterreich  das  Erbfolgerecht  der  ältesten  Tochter  bei  Abgang 
des  Mannsstammes  auf  Grundlage  des  (unechten)  Privilegiums 
vom  Jahre  1156  bestätigt 

c)  Ferdinands  I.  Testament  vom  1.  Juni  1543,  worin  die  un- 
bedingte Erbfolge  des  Erstgeborenen  und,  bei  Abgang  legitimer 
männlicher  Nachkommen  desselben,  die  Succession  der  nächst- 
älteren Brüder  ausgesprochen,  das  eventuelle  Erbfolgerecht 
der  spanischen  Habsburger  anerkannt,  und  bezüglich  der 
Länder  der  böhmischen  Krone  zu  Gunsten  seiner  Töchter 
eine  Sonderbestimmung  getroffen  wird; 

d)  im  Codicill  vom  4.  Januar  1547  wird  das  Erbfolgerecht  der 
Töchter  in  den  Königreichen  Böhmen  und  Ungarn  ausdrück- 
lich der  ältesten  Tochter,  aber  nur  ihrer  Person,  gewahrt; 

e)  die  Hausordnung  Ferdinands  I.  vom  25.  Februar  1554  regelt 
die  Dreitheilung  der  österreichischen  Erblande; 

f)  die  Testamentserklärung  Ferdinande  II.  (1621),  sammt  Codicill 
vom  Jahre  1635,  handelt  von  der  Cntheilbarkeit  der  österreichi- 
schen Länder,  von  dem  Erstgeburts-  und  Altersrechte  und  der 
linearen  Erbfolge  des  Mannsstammes; 

g)  das  Pactum  mutuae  successionis  vom  Jahre  1703. !) 

III.  Verträge,  die  durch  Vereinbarung  zwischen  mehreren  selbst- 
ständigen Rechtssubjecten  zu  Stande  kommen,  können  Bechtsquelle  sein : 
a)  als  völkerrechtliche  Verträge,  insofern  dieselben  durch  Be- 
gründung von  Rechtsverhältnissen  zu  fremden  Staaten  das 
äussere  Handeln  der  Staatsgewalt  begrenzen  und  bestimmen. 
An  und  für  sich  erzeugen  völkerrechtliche  Verträge  zunächst 
nur  Rechte  und  Pflichten  des  Staates  gegenüber  anderen 
Staaten;  zu  einer  Quelle  des  Staatsrechtes  werden  Staats- 
verträge erst  durch  die  an  die  Unterthanen  oder  Behörden 
erlassenen  Gesetzes-  und  Verwaltungsbefehle,  wodurch  der 
Inhalt  der  Staats  vortrage  als  Norm  ihres  Handelns  hingestellt 
wird.  (Laband  St.  B.  II,  S.  133).  Namentlich  beruht  der 
Territorialbestand  der  Monarchie  auf  Staatsverträgen.  Für  das 
ältere  Staatsrecht  kommen  namentlich  in  Betracht: 
«)  der  Westphälische  Frieden  1648; 2) 

*)  Kroncs  IV.  377.  In  den  von  der  Verfassungsgesetzgebung  unbe- 
rührt gelassenen  Materien  ist  die  Hausgesetzgebung  noch  immer  möglich. 
E-  Meier  in  Holtzendorff  Rechtslexicon,  Art.  „Hausgesetze' 4  II.  S.  297. 

*)  Westphälischer  Frieden:  OsnabrOcksches  Instrument,  Art.  IV. 
§  4,24,  26,27,  51—57;  Art  V.  §41;  Art  XVI.  §  11.  Münsterisches 
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ß)  der  Nymweger  Frieden  1679,  Art  5—12; 
y)  der  Byswyker  Frieden  1697,  Art.  IV,  XIX,  XXIX; 
i)  der  Rastadt-Badner  Frieden  1714,  Art.  IV,  V,  VII,  XV, 
XVIII,  XIX,  XXX1) 
b)  Verträge  zwischen  mehreren  selbständig  sich  gegenüberstehen- 
den Körperschaften  oder  Gliedern  desselben  Staates.  Dieselben 
gehören  einer  frühem  Periode  des  Staatslebens  an.  Hierher 
gehören  die  Landesvergleiche  zwischen  Landesherrn  und  Stän- 
den, —  oder  zwischen  ständischen  Corporationen  untereinander. 
Beispiele  dieser  Art  sind:  die  Bergwerksvergleichung,  die  Maxi- 
milian II.  im  Jahre  1573  mit  den  böhmischen  Ständen  aufgerichtet 
hat;  —  der  St.  Wenzelsvertrag  vom  Jahre  1517  zwischen  dem 
Herren-  und  Bitterstand  des  Königreichs  Böhmen  einerseits  und 
dem  Bürgerstand  andererseits  (vgl.  L.  0.  1627,  Z.  VHI  fl.). 
IV.  Dem  in  Gesetzen,  autonomischen  Anordnungen  und  Verträgen 
erscheinenden  geschriebenen  Rechte,  steht  das  ungeschriebene  Recht 
gegenüber.    Auf  dem  Gebiete  des  materiellen  Privatrechtes  ist  die 
Geltung  des  Gewohnheitsrechtes  ausgeschlossen.   (§§  10 — 12,  a.  b.  G.  B.); 
allein,  da  die  in  der  Einleitung  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetz- 
buches (§§  1 — 14)  enthaltenen  Rechtsnormen  der  richtigen  Ansicht 
nach  ausserhalb  der  Grenzen  des  Privatrechtes  keine  Anwendung  finden, 
so  bildet  im  Staats-  und  im  Verwaltungsrechte  das  Gewohnheitsrecht 
innerhalb  gewisser  Schranken  noch  immer  eine  Rechtsquelle,  insofern 
in  constanter  gleichmässiger  Praxis  der  staatlichen  Organe  die  von  der 
Theorie  geforderten  Requisite  eines  Gewohnheitsrechtes  erkennbar  sind.2) 


Instrument,  §§  3,  12,  34,  40,  44,  73,  74,  75,  78,  79,  85,  86,  87,  88, 
106.  (Friedrich  Oer tel,  Staatsgrundgesetze  des  deutschen  Reichs.  Urkunde 
XII.  S.  239.) 

')  Diese  Verträge  in  Joh.  Schraauss,  Corpus  juris  publici  academi- 
cum.  2.  Aufl.  1735.  Schrötter,  Grundrisg  I.  §  15.  Vesque  v.  Pütt- 
lingen, Uebersicht  der  österreichischen  Staatsverträge  seit  1740  (in  Re- 
gestenform). Wien  1869.  Neu  mann,  Recueil  des  traitta  et  Conventions 
conclus  par  Autriche.  15  vol.  Wien  1878.  F.  W.  Ghillany,  Diploma- 
tisches Handbuch,  2  Theile,  1855;  Europäische  Chronik  1492—1867, 
3  Bände,  1865  —  1867. 

2)  Menger,  Oesterr.  Civilprocess ,  S.  83  ff.  Die  Bestimmungen  des 
Josefinischen  bürgerlichen  Gesetzbuches  (1786),  Hauptstück  I.:  „Von  den 
Gesetzen beziehen  sich  auf  alle  Gattungen  von  Gesetzen  (auf  Privat- 
rechts-, Process-,  politische,  Finanzgesetze).  Allein  dieses  Gesetzbuch  ist 
durch  K.  P.  zum  allg.  St.  G.  B.  IV.  in  seiner  Totalität  aufgehoben  worden ;  es 
besteht  daher  im  Gebiete  des  Staatsrechtes  keine  Rechtsnorm,  welche  über 
die  Gattung  des  Gewohnheitsrechtes  und  sein  Vorhältniss  zum  Gesetz  Be- 
stimmungen treffen  würde. 


Digitized  by  Google 


§  18.   Gesetzsammlungen  und  ihr  Gebrauch.  (J3 

Es  kann  jedoch  dem  Gewohnheitsrechte  dem  Gesetze  gegenüber 
keine  derogatorische  Kraft  zukommen;  denn  so  lange  der  Staat  seinen 
Befehl,  dass  ein  gewisser  Rechtssatz  gelten  soll,  aufrecht  erhält,  können 
Unterthanen  und  Behörden  diesen  Befehl  nicht  unbeachtet  lassen  und 
noch  weniger  ihn  durch  Nichtbefolgung  aufheben. l)  Ebenso  wenig 
kann  auf  dem  Gebiete  des  Strafrechtes  überhaupt,  und  des  Verwaltungs- 
strafrechtes  insbesondere,  auf  Grund  einer  sich  bildenden  Behörden- 
praxis eine  nicht  ausdrücklich  durch  ein  Gesetz  als  strafbar  erklärte 
Handlung  als  Delict  erklärt  werden. 2)  Es  wird  daher  auch  im  Staats- 
rechte das  Anwendungsgebiet  des  Gewohnheitsrechtes  ein  beschränktes 
sein  und  sich  auf  die  Usualinterpretation  bestehender  Gesetze,  Aus- 
füllung von  Lücken  in  der  Gesetzgebung  und  auf  die  im  Schosse  der 
Selbstverwaltungs  -  und  Vertretungskörper  entstehenden  Observanzen 
beschränken. 

§  18. 

Gesetzsammlungen  nnd  ihr  Gebranch. 

I.  Eine  authentische  Sammlung  der  auf  das  öffentliche  Recht  sich 
beziehenden  Gesetze  und  Verordnungen  wurde  erst  unter  Kaiser  Leo- 
pold II.  begonnen.  Es  erschien  die  sog.  politische  Gesetzsammlung 
(P.  G.  S.)  unter  dem  Titel:  „Sr.  k.  k.  Majestät  Leopold  des  Zweiten 
politische  Gesetze  und  Verordnungen  für  die  deutschen,  böh- 
mischen und  galizischen  Erbländer.  Auf  allerhöchsten  Befehl  und  unter 
unmittelbarer  Aufeicht  der  politischen  Hofstelle  herausgegeben."  4  Bände  8° 
(Wien  1791  f.)  mit  je  einem  chronologischen  Verzeichniss  am  Anfange 
und  einem  alphabetischen  am  Ende. 

Gleich  eingerichtet  ist  die  Fortsetzung  dieser  Sammlung,  die  in 
76  fortlaufend  numerirten  Bänden  (die  ganze  Sammlung  umfasste  also 
80  Bände)  die  Gesetze  und  Verordnungen  von  1792  — 1848  enthält 
und  1793—1851  erschien.   Die  Titel  lauten: 

„Sr.  k.  k.  Majestät,  Franz  des  Zweiten  (vom  VIII.  Bande 

')  Laband,  D.  St.-R.  II.  95.  Verschieden  von  derogatorischer  Wirkung 
eines  Gewohnheitsrechtes  ist  die  desuetudo  einer  Rechtsnorm.  Hier  wird 
eine  nicht  ausdrücklich  aufgehobene  Rechtsnorm  nicht  mehr  angewendet, 
weil  man  den  Willen  des  Gesetzgebers  dahin  interpretirt ,  dass  er  selbst 
•krauf  verzichtet  habe,  die  neuern  veränderten  Lebensverhältnisse  durch  eine 
veraltete  Rechtsnorm  regeln  zu  wollen  (Mo hl,  Württemb.  St.  R.  I.  S.  83. 
Anm.  4). 

l)  H.  Schulze,  Preuss.  St.  R.  I.  S.  387.  Leuthold,  Sächsisches 
Verwaltungsrecht,  S.  68.  Laders,  Das  Gewohnheitsrecht  auf  dem  Gebiete 
der  Verwaltung  1863.    Vgl.  Art.  IV  des  K.  P.  zum  allg.  St  G.  B. 
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(1807)  ab  Franz  des  Ersten)  politische  Gesetze  und  Verordnungen  für 
die  österreichischen,  böhmischen  und  galizischen  Erbländer.  Auf  aller- 
höchsten Befehl  und  unter  Aufsicht  des  Direktorii"  (der  höchsten  Hof- 
stellen). Vom  53.  Bande  angefangen,  heisst  es:  für  sämmtliche  Pro- 
vinzen des  österreichischen  Kaiserstaates  mit  Ausnahme  von  Ungarn 
und  Siebenbürgen.   Der  63.  Band  (erschienen  1837)  ist  betitelt: 

„Sr.  k.  k.  Majestät  Weil.  Franz  des  Ersten,  dann  Sr.  k.  k. 
Majestät  Ferdinand  des  Ersten  politische  Gesetze  u.  a.  w.M 
Vom  64.  Band  ab  heisst  es: 

„Sr.  k.  k.  Majestät  Ferdinand  des  Ersten  politische  .  .  .** 
u.  s.  w.  Der  letzte  (76.)  Band  erschien  1851  und  enthält  die  Ver- 
ordnungen vom  1.  Jänner  bis  2.  December  1848. l) 

In  diese  Gesetzsammlung  sind  seit  dem  Jahre  1819  nur  jene  Ge- 
setze und  Verordnungen  aufgenommen  worden,  welche  der  Hofkanzlei 
von  Sr.  Majestät  zukamen,  oder  von  ihr  selbst  erlassen  worden  sind. 

Ausser  dieser  Hauptgesetzsammlung  erschienen  noch  für  die  ver- 
schiedenen Provinzen  Pro vinzial  -  Gesetzsammlungen.  Diese 
Provinzial-Gesetzsammlungen  enthalten  alle  Verordnungen,  die  von  den 
Länderstellen,  als  in  ihrem  eigenen  Wirkungskreise  gelegen,  erlassen 
worden  sind,  oder  deren  Einschaltung  ihnen  zugewiesen  wurde.  Ihnen 
waren  insbesondere  jene  Vorschriften  vorbehalten,  welche  nur  für  die  Pro- 
vinz Geltung  hatten.  Die  Anlegung  dieser  Provinzialgesetzsammlungen 
wurde  im  Jahre  1818  anbefohlen.  Solche  Provinzialgesetzsammlungen 
erschienen  für  Oesterreich  unter  der  Enns,  für  Oesterreich  ob  der  Enns 
und  Salzburg,  für  Steiermark,  für  Eärnthen  und  Krain,  für  das  Küsten- 
land, für  Tirol  und  Vorarlberg,  für  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien, 
für  Galizien  und  Lodomerien,  für  Dalmatien. 

Ausserdem  ist  die  seit  December  1780  bis  2.  März  1835,  und  in 
neuer  Folge  vom  Jahre  1835  bis  1848  erschienene  Justizges etz- 
samralung  zu  erwähnen,  die  gleichfalls  Rechtsnormen  enthält,  welche 
für  das  öffentliche  Recht  von  Bedeutung  sind.2) 

II.  Die  altern  Gesetze  sind  in  keiner  authentischen  Gesetzsamm- 
lung, sondern  bloss  in  Privatgesetzsammlungen  zusammengefasst. 
Hierher  gehören: 

Codicis  austriaci  ordine  alphabetico  compilati  Pars  I.  et  II.  Von 
Fr.  Edlen  v.  Guarient.   Wien,  bei  Leopold  Voigt    1704.  Fol. 

Die  Fortsetzungen  dieser  Sammlung  erschienen  unter  dem  Titel: 


l)  Man  citirtP.  G.  S.  XX.  Bd.  S.  18,  oder  auch  die  fortlaufende  Num- 
mer des  betreffenden  Gesetzes  in  den  einzelnen  Bänden. 
*)  Man  citirt  Hofii.  29.  Dez.  1785,  J.  G.  S.  Nr.  509 
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Supplementum  Codicis  anstriaci,  Pars  I.  et  IL,  oder  Sammlung- 
Österreichischer  Gesetze  und  Verordnungen,  wie  solche  von  Zeit  zu  Zeit 
ergangen  und  publicirt  worden.  So  viele  deren  über  die  in  Parte  L  et 
II.  Codicis  anstriaci  eingedruckten  bis  auf  das  Jahr  1720  und  vom  Jahre 
1721  bis  auf  den  höchst  traurigen  Todfall,  der  röm.  kais.  Majestät 
Caroli  VI.  weiter  aufzubringen  waren.  Gesammelt  und  in  diese  Ord- 
nung gebracht  von  Sebastian  Gottlieb  Herrenleben.  Leipzig,  bei  J.  H. 
Eisfeld,  1748,  und  Wien,  bei  Th.  Trattner,  1752.  Fol. 

Supplementum  Codicis  anstriaci,  oder  chronologische  Sammlung 
aller  vom  20.  October  1740  bis  letzten  December  1770  in  publicis  et 
commercialibus,  und  zum  Theile  auch  Justitialibus,  dann  Cameral-  und 
Militärwesen  erlassenen  Generalien,  Patenten,  Satz-Ordnungen,  Rescripten, 
Resolutionen,  dann  landesobrigkeitlichen  Edicten,  Mandaten  und  De- 
creten;  unter  beständiger  Leitung  von  Th.  Ign.  Freiherrn  v.  Pöck.  V.  und 
VL  Thl.    Wien,  bei  J.  Th.  Edlen  v.  Trattnern.    1777.  Fol. 

Luca  (Ign.  de),  Politischer  Codex  oder  wesentliche  Darstellung 
sammtlicher  die  k.  k.  Staaten  betreffenden  Gesetze  und  Anordnungen 
im  politischen  Fache.   Wien,  1789—1795.    14  Bde.  8. 

Weckebrod  (Fr.  Xav.),  Sammlung  der  seit  dem  Jahre  1600  bis 
1740  ergangenen  a.h.  Gesetze  in  chronologischer  Ordnung.  Brünn,  bei 
F.  G.  Gastl.  8. 

Kro patsch ek  (Josef),  Sammlung  aller  k.  k.  Verordnungen  und 
Gesetze  vom  Jahre  1740—1780,  die  unter  der  Regierung  des  Kaisers 
Josef  des  II.  theils  noch  bestehen,  theils  zum  Theile  abgeändert  sind. 
Wien,  verl.  bei  J.  G.  Mösle.  1787.  8  Bde.  8.  Zweite  Aufl.  Wien, 
ebend.  1789.   8  Bde.  8. 

KTopatschek  (Josef),  Handbuch  aller  unter  der  Regierung  des 
Kaisers  Josef  II.  für  die  k.  k.  Erbländer  ergangenen  Verordnungen 
und  Gesetze  in  einer  systematischen  Verbindung.  Wien,  verl.  bei 
J.  G.  Mösle.  1785—1790.  18  Bde.  8.  Die  Bände  I— XI  erschienen 
in  einer  zweiten  Auflage). 

III.  Mit  dem  Patente  vom  4.  März  1849,  Nr.  153  wurde  die  Ein- 
führung eines  Reichsgesetzblattes,  sowie  der  Landes-  und 
Begierungsblätter,  angeordnet  Der  officielle  Titel  des  Reichs- 
gesetzblattes hiess  ursprünglich :  „Allgemeines  Reichs-  und  Regierungs- 
blatt für  das  Kaiserthum  Oesterreich";  seit  1853  schlechtweg  „Reichs- 
gesetzblatt". Seit  dem  1.  Januar  1870  fuhrt  dasselbe,  entsprechend 
der  dualistischen  Gestaltung  der  Monarchie,  den  Titel:  „Reichsgesetz- 
blatt für  die  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder."  Die 
in  das  Reichsgesetzblatt  aufnehmenden  Gesetze  und  Verordnungen 
werden  unter  fortlaufende,  mit  Ende  eines  jeden  Jahres  abzuschliessende 

ü  1  b  r  I  e  h ,  Oesterreich.  8tutorechL  5 
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Zahlen  gereiht1)  Eine  ähnliche  Einrichtung  haben  die  Landes- 
gesetz- und  Regierungsblätter ,  in  welche  die  Landesgesetze,  dann  die 
von  den  Landesbehörden  erlassenen  Verordnungen  aufgenommen  werden. 
Ihre  Einrichtung  ist  dem  Reichsgesetzblatt  analog.2) 

IIL  Endlich  sind  die  Verordnungsblätter  zu  erwähnen,  welche  zur  Mit- 
theilung administrativer  Verordnungen  an  untergeordnete  Behörden  dienen. 

Hierher  gehören:  das  Verordnungsblatt  des  Finanzministeriums 
(seit  1854),  des  Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht  (seit  1869),  des 
Ackerbauministeriums,  das  Verordnungsblatt  für  die  Postanstalt,  für  die 
Telegraphenanstalten,  das  Armeeverordnungsblatt  (1850—1869),  dann 
das  Verordnungsblatt  für  das  k.  k.  Heer  (seit  1870)  und  das  Ver- 
ordnungsblatt für  die  Landwehr  (seit  1870). 

IV.  Als  Hilfsmittel  bei  Benutzung  dieser  Gesetzsammlungen  dienen 
die  Repertorien. 

Ein  umfassendes  Repertorium  über  die  Sammlungen  der  polit  Ge- 
setze bietet  Hempel-Kürsinger,  Alphabetisch-chronologische  Ueber- 
sicht  der  k.  k.  Gesetze  und  Verordnungen  vom  Jahre  1740  bis  zum 
Jahre  1821.  Wien,  1825—27,  10  Bde.  Forteetzungsbände  1  :  1829 
2  :  1833,  3  (bearbeitet  von  Kantringer):  1847.    (Reicht  bis  1843.) 

General-Register  zu  den  ersten  21  Bänden  der  böhm.  Provinzial- 
Gesetzsammlnng  von  C.  Nadherny,  Prag,  1840. 

Repertorium  der  sämmtlichen  in  der  böhmischen  Provinzial-Gesetz- 
sammlung  vorkommenden  Gesetze  von  1816—  1845  von  Maximilian 
Obentraut,  Prag,  1848. 

Nachtrag  zum  General-Register  der  Provinzial-Gesetzsammlung  des 
Königreichs  Böhmen,  1839—1848,  von  Jos.  Wolf,  Prag  1873. 

Franz  Starr:  Vollständiges  Sach-  und  Nachschlage-Register  zu 
sämmtlichen  Landesgesetzblättern,  1849—1873,  Wien,  1873.  5  Bände, 
dazu  ein  Nachtragsband;  endlich  von  demselben:  Vollständiges  Sach- 
und  Nachschlage-Register  zum  Reichsgesetzblatt  (1879—1880),  Wien, 
1881.   3.  Aufl. 

S  19- 

Hilfsmittel  und  Literatur. 

I.  Zu  den  Hilfsmitteln,  welche  das  Verständniss  des  geltenden  Rechtes 
nnd  seine  Anwendung  befordern,  gehören: 

a)  die  Verhandlungen  der  Vertretungskörper  über  die  Verfassungs- ' 
und  sonstigen  Gesetze.  Es  sind  daher  die  Protokolle  über  die 
Verhandlungen  des  Herren-  und  Abgeordnetenhauses  des  Reichs- 

•)  Man  citirt  daher  Ges.  20.  Mai  1874  Nr.  50  R.  G.  B.  oder  (R.  50). 
*)  Man  citirt  daher  z.  B.  Ges.  28.  August  1870  Nr.  71  L.  G.  Bl. 
für  Böhmen  (oder  L.  71  Böhmen). 
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rathes  und  deren  Beilagen,  welche  die  Motive  der  Gesetzent- 
würfe und  die  Commissionsberichte  enthalten,  dann  die  Proto- 
kolle der  Landtagsverhandlungen  ein  wichtiges  Material, 
das  die  Entstehungsgeschichte  und  Bedaction  der  Gesetze  nach- 
weist und  als  Hilfsmittel  ihrer  Interpretation  benätzt  werden  kann. 

b)  Kenntniss  der  administrativen  und  richterlichen  Judicatur  in 
Streitsachen  des  öffentlichen  Rechtes.   Hierher  gehören: 

«)  Administrative  Entscheidungen  in  Parteisachen,  welche 
über  eingelegten  Becurs  in  Fällen  streitiger  Gesetzanwen- 
dung erfliessen.  Sie  werden  mitgetheilt  in  der  Zeitschrift 
flu;  Verwaltung  von  Dr.  Jäger. 

ß)  Die  Entscheidungen  des  Reichsgerichtes.  Hierher  gehört 
die  Sammlung  derselben  von  Dr.  Anton  Hye,  Freiherrn 
von  Gluneck.   5  Bde.  (seit  1874). 

r)  Die  Entscheidungen  des  Verwaltungsgerichtehofes.  Hierüber 
bestehen  zwei  Sammlungen  von  Dr.  Adam  Freiherrn 
von  Budwinski;  nämlich  die  Sammlung  der  nach  durch- 
gerührten mündlichen  Verhandlungen  geschöpften  Erkennt- 
nisse, bisher  4  Bände;  und  die  Sammlung  der  nach  §  6 
des  Ges.  v.  22.  Od  1875  (über  die  Errichtung  eines  Verwal- 
tungsgerichtshofes) wegen  Mangelhaftigkeit  des  Admini- 
strativerfahrens geschöpften  cassatorischen  Entscheidungen. 

8)  Auch  die  Entscheidungen  des  obersten  Gerichts-  und  Cassa- 
tionshofes  in  Civil-  und  Strafeachen  enthalten  Bechts- 
grundsätze  über  Öffentliches  Becht  Hierher  gehört  die 
Sammlung  von  civilrechtüchen  Entscheidungen  des  obersten 
Gerichtshofes  von  ünger  und  Walther  (16  Bde.),  und  die 
Sammlung  strafrechtlicher  Entscheidungen  (3  Bde.). 

c)  Kenntniss  der  österreichischen  Staats-  und  Beichsgeschichte. 
Das  Hauptwerk  bildet  jetzt:  Handbuch  der  Geschichte  Oester- 
reichs von  der  ältesten  bis  zur  neuesten  Zeit  von  Dr.  Franz 
Krön  es,  Berlin  1876—1879.   5  Bde. 

d)  Kenntniss  der  Bechtsquellen  und  der  Literatur  des  ungarischen 
Staatsrechtes,  wegen  der  engen  Verbindung,  in  der  die  Länder 
der  ungarischen  Krone  zu  den  Beichsrathsländern  stehen.  Als 
Hauptquellen  des  ungarischen  Staatsrechtes  kommen  in  Betracht: 
«)  Die  Decrete  der  ungarischen  Könige  oder  die  Diätalartikel, 

welche  zumeist  in  dem  Corpus  juris  hungarici  zu  finden 
sind.1)    Als  eigentliche  Staatsgrundgesetze  in  Ungarn  gel- 


')  Vgl.  über  die  neueren  lateinischen  Ausgaben  des  corpus  juris  hungarici: 
Schuler-Libloj,  Siebenbürgsche  Rechtsgeschichte  1867.  U.  Aufl.  S.^67— 105. 
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ten:  Die  goldene  Bulle  Andreas  IL  vom  Jahre  1222,  die 
verschiedenen  Krönungsdiplome,  der  Wiener  Friedensschluss 
(1606)  und  die  Linzer  Pacification  (1645),  die  von  dem 
Erbrechte  und  der  Erbfolgeordnung  handelnden  Gesetz- 
artikel (Art  V.  1547;  IL  1687;  IL  HI.  1723),  die  Gesete- 
artikel  der  Jahre  1791,  1847-1848  und  1865—1867.  Seit 
1867  besteht  eine  Sammlung  der  Landesgesetze  Ungarns 
in  deutscher  Sprache. 
ß)  Das  Tripartitum  opus  juris  consuetudinarii  ßegni  Hunga- 
riae  von  Stophan  Werböcz  (1517),  welches  das  auf 
öffentliches  und  Privatrecht  sich  beziehende  Gewohnheits- 
recht in  drei  Abtheilungen  geordnet  darstellt. 
y)  Die  auf  die  Reichsstellung  Croatiens  und  Slavoniens  sich 
beziehenden  Gesetze,  Privilegien  und  Beschlüsse  sind  ge- 
sammelt in  dem  Werke:  J.  Kukuljevics,  Jura  regni 
Croatiae,  Dalmatiae  et  Slavoniae.  Wien  1861 — 1862.  3  Bde. 
Aus  der  wissenschaftlichen  Literatur  über  das  ungarische 
Staatsrecht  sind  hervorzuheben: 

Chr.  Aug.  Beck.   Jus  publicum  Hungariae  cum  notis 
autoris  et  observationibus  Josephi  Benczur.  Viennae  1790. 

Stephan  Kosenmann.    Staatsverfassung  des  König- 
reichs Ungarn.   Wien  1792. 

A.  Wilhelm  Gustermann.    Ungarisches  Staatsrecht 
1.  Band  1816. 

Anton  Graf  Cziraky.   Conspectus  juris  publici  Regni 
Hungariae  1851. 

Anton  Virozsil.    Das  Staatsrecht  des  Königreiches 
Ungarn.   Pest  1865—1866.   3  Bde. 

Friedrich  Schuler-Libloy.    Das  ungarische  Staats- 
recht Wien  1870. 0 
e)  Kenntniss  des  älteren  deutschen  Reichsstaatsrechtes 2),  des 
neuen  deutschen  Staatsrechtes,3)  sowie  des  Partikularrechtes 

!)  Nähere  Daten  in  Virozsil,  Ung.  St.  R.  I.  S.  62  ff. 

?)  Literatur  des  deutschen  Staatsrechts  vom  Geheimen  Justizrath 
Pütter.  3  Theile.  Göttingen  1776—1783,  mit  einem  vierten  Theile  von 
Johann  Ludwig  Klüber.    Erlangen  1791. 

8)  Vgl.  die  Werke  von  Gerber,  Grundzüge  eines  Systems  des  deutschen 
Staatsrechtes.  3.  Aufl.  1880.  G.  Meyer,  Lehrb.  des  deutschen  Staats- 
rechtes 1878.  H.  Schulze,  Einleitung  in  das  deutsche  Staatsrecht  1867 
(neue  Ausgabe)  und  Lehrbuch  des  deutschen  Staatsrechts.  1.  Bd.  1880. 
K.  E.  Weiss,  System  des  deutschen  Staatsrechts  1843.  H.  A.  Zachariae, 
Deutsches  Staats-  und  Bundesrecht.  3.  Aufl.  Göttingen  1865 — 1867. 
H.  Zöpfl,  Grundsätze  des  gemeinen  deutschen  Staatsrechts.  5.  Aufl.  1863. 
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jener  Staaten,  deren  Verhältnisse  denen  Oesterreichs  ähnlich 
sind.1) 

f)  Das  allgemeine  Staatsrecht,  die  Verwaltungslehre,  Finanz- 
wissenschaft und  Statistik  2). 
IL  Die  Literatur')  des  österreichischen  Staatsrechtes  umfasst 
zwei  Perioden: 

a)  die  ältere  Literatur,  die  sich  auf  dem  Boden  des  gemeinen 
Reichsrechtes  entwickelt  (bis  1806).  Hierher  gehören  die  Ge- 
legenheitsschriften über  die  österreichische  Regredienterb- 
schaftsstreitigkeit  (Heinrich  Christian  Senkenberg,  Füt- 
ter I.  447),  und  systematische  sowie  historische  Werke,  als: 

Franz  Ferdinand  Schrotter.  Fünf  Abhandlungen  aus 
dem  österreichischen  Staatsrecht,  Wien  1762 — 1766;  Versuch 
einer  österreichischen  Staatsgeschichte  1771,  und  Qrundriss  des 
Osterreichischen  Staatsrechtes.  Wien  1775.4) 

Heyrenbach  (1741 — 1779).  Grundsätze  der  älteren  Staats- 
geschichte Oesterreichs.  1776  u.  1777. 

Chr.  Aug.  v.  Beck.  Jus  publicum  Austriacum  1750.6) 

Johann  Stephan  Pütter.  Historisch-politisches  Hand- 
buch von  den  besonderen  Teutschen  Staaten.  Erster  Theil. 
1758  (über  Oesterreich,  Bayern  und  Pfalz). 

Clemens  (Pütter  IV.  S.  178)  Grundriss  der  Staatsrechte 
der  österreichischen  Erbmonarchie.   Wien  1783. 

Ignatz  de  Luca.  Oesterreichische  Staatenkunde  im  Grund- 
riss.  Wien  1736  (Pütter  IV.  S.  179). 

*)  Hervorzuheben  sind:  R.  v.  Mo  hl,  Das  Staatsrecht  des  Königreiches 
Württemberg.  2.  Aufl.  1846.  J.  Pözl,  Lehrbuch  des  bayrischen  Ver- 
fassungsrechtes  (5.  Aufl.  1877)  und  Lehrbuch  des  bayrischen  Verwaltungs- 
rechtes (3.  Aufl.  1871,  1873).  L.  Könne,  Das  Staatsrecht  der  Preussi- 
schen  Monarchie.  3.  Aufl.  Gegenwärtig  erscheint  eine  neue  (4.)  Auflage 
lieferungsweise  in  fünf  Bänden.  H.  Schulze,  Das  preussische  Staatsrecht 
auf  Grundlage  des  deutschen  dargestellt.   2  Bde.  1877. 

*)  Bluntschli,  Die  Lehre  vom  modernen  Staat.  3  Bände.  5.  Aufl. 
1875,  1876.  Kaltenborn,  Einleitung  in  das  constitutionelle  Verfassungs- 
recht 1863.  L.  Stein,  Verwaltungslehre,  7  Theile,  und  das  kleinere 
Handbuch  der  Verwaltungslehre.  2.  Aufl.  1876.  Lehrbuch  der  Finanz- 
wissenschaft 1878.   2  Bde. 

*)  Krones  IV.  376  und  R.  v.  Mohl,  Gesch.  und  Literatur  der 
Staatswissenschaften.  2.  Band.  S.  335  ff.  Vgl.  Pütter,  Literatur  des 
deutschen  Staatsrechts  ü.  S.  385.  IV.  178. 

*)  Pütter  §§  422,  679.  Krones,  Gesch.  Oesterr.  I.  41.  (Franz 
Ferd.  Schrötter,  geboren  1736  in  Wien,  1761  Doctor  der  Rechte,  zuletzt 
Hofrath  der  Staatskanzlei.) 

*)  Pütter  IL  §  454. 
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Joseph  Freiherr  von  Hormayer  zu  Hortenburg.1) 
üeber  Minderjährigkeit,  Verwandtschaft  und  Grossjährigkeit 
im  österreichischen  Kaiserstaate.  Wien  1808. 
Speziell  über  das  böhmische  Staatsrecht  handelt: 
Feigl  von  Feigelsfeld.  Oeffentliche  Vorlesungen  über 
die  königlichen  Stadtrechte,  neue  Landesordnung  u.  s.  w. 
Prag  1776. 

b)  Durch  die  im  Jahre  1810  erfolgte  Aenderung  des  Rechts- 
unterrichts  verschwand  die  Bechtsgeschichte  und  das  Staats- 
recht aus  den  Universitätsvorlesungen. 2)  Damit  und  in  Folge 
der  geänderten  staatsrechtlichen  Verhältnisse  schwand  die 
wissenschaftliche  Pflege  des  Staatsrechtes.  Es  wurden  nur 
einzelne  Theile  des  öffentlichen  Rechtes,  zumeist  in  Form  blosser 
Compilationen  als  sogen,  politische  Gesetzkunde  bearbeitet 
Hierher  gehören: 

Josef  Kropatschek.  Oesterreichs  Staatsverfassung  1794 
bis  1810.    10  Bde.  nebst  zwei  Supplementen. 

W.  G.  Kopetz.    Oesterreichische  politische  Gesetzkunde. 
2  Theüe  1807  und  1819. 

L.  J.  Graf  Barth-Barthenheim.   Das  Ganze  der  öster- 
reichischen politischen  Administration.   3  Bde.  1838 — 1846. 

Dom.  Kostetzky.    System  der  politischen  Gesetze  Böh- 
mens 1816—1823.    12  Bde. 

M.  v.  Stubenrauch.   Handbuch  der  österreichischen  Ver- 
waltungsgesetzkunde.  3.  Aufl.   Wien  1862.   2  Bde. 
•  Ernst  v.  Mayerhofen  Handbuch  für  den  politischen  Ver- 
waltungsdienst  4.  Aufl.   3  Bde.  1880. 
Die  Stelle  des  Staatsrechtes  musste  vielfach  die  Statistik  als 
sogen.  Staatenkunde  vertreten.    Hauptwerk:  Springer,  Statistik  des 
österreichischen  Kaiserstaates  1840.    Monographische  Arbeiten  über 
besondere  Gegenstände  werden  an  den  betreffenden  Stellen  dieses  Werkes 
citirt    Einen  allgemeinen  Charakter  haben,  indem  sie  das  Staatsrecht 
in  engerem  Sinne  betreffen,  die  Arbeiten  von  Lustkandl,  das  unga- 
risch-österreichische Staatsrecht  1863;  Abhandlungen  aus  dem  öster- 
reichischen Staatsrecht  1866;  Pernice,  Verfassungsrechte  der  im  Beichs- 
rathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder  1872;  Bidermann,  die 
rechtliche   Natur   der   Österreichisch  -  ungarischen   Monarchie  1876; 

*)  Geb.  1782  in  Tirol,  Director  des  Haus-,  Hof-  und  Staatsarchivs  seit 
1803,  seit  1828  in  bayrischen  Diensten,  gestorben  1848.    Krones  I.  55. 

*)  Vgl.  Pf  äff  und  Hof  mann,  Commentar  zum  allg.  bürgert.  Gesetz- 
buch I.  S.  36. 
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Juraschek,  Personal-  und  Realunion  1878 ;  U 1  b  r  i  c  h ,  die  rechtliche  Natur 
der  österreichisch -ungarischen  Monarchie  1879.  Auch  die  Werke  von 
Bidermann:  Entwickelung  der  österreichischen  Gesammtstaatsidee 
and  die  geschichtliche  Stndie  über  den  österreichischen  Staatsrath 
(1760—1848)  von  Hock-Bidennann  (1878)  gehören  hierher. 

UX  Die  theilweise  oder  ganz  der  Pflege  des  Staats-  und  Verwal- 
tungsrechtes gewidmeten  Zeitschriften  sind: 

D.  C.  J.  Protobevera.  Materialien  für  Gesetzkunde  und  Rechts- 
pflege in  den  österreichischen  Erbstaaten  1808 — 1824.   8  Bde. 

Zeitschrift  für  österreichische  Be chtsgelehrsamkeit  und  politische 
Gesetzkunde;  herausgegeben  von  Dr.  Vinzenz  August  Wagner, 
1825  ff.  Nach  des  Gründers  Tode  fortgesetzt  (1834  ff.)  von  Dr.  Tho- 
mas Dolliner  und  Dr.  Joseph  Kudler.  Die  Jahrgänge  1838,  1839 
von  diesen  beiden  und  Dr.  Mor.  Fränzl.  Seit  1840  von  Dr.  Kudler 
und  Dr.  Mor.  v.  Stubenrauch;  seit  1846  von  diesen  beiden  und  Dr. 
Eduard  Tomaschek  unter  dem  Titel  „Oesterreichische  Zeitschrift  für 
Rechts-  und  Staatswissenschaft";  letzter  Jahrgang  1849. 

F.  J.  Schopf,  Archiv  für  Civil-Justizpflege,  politische,  camera- 
listische  Amtsverwaltung.   Wien  1837—39  und  1846. 

„Der  Jurist",  eine  Zeitschrift  vorzüglich  für  die  Praxis  des  ge- 
sammten  österreichischen  Rechtes,  unter  Mitwirkung  von  Kitka,  M.  v. 
Stubenrauch,  M.  v.  Mühlfeld.  Herausgegeben  von  Ign.  Wildner 
(v.  Maithstein).    Wien  1839—48.    19  Bde.  8°. 

Magazin  für  Rechts-  und  Staatswissenschaft  mit  besonderer  Rück- 
sicht auf  das  österreichische  Kaiserreich.  Herausgegeben  von  Dr.  Fr. 
Haimerl  (der  letzte  Band  von  Haimerl  und  Joh.  Passy).  (Prag 
1850—1857)  16  Bde. 

Oesterreichische  Vierteljahrsschrift  für  Rechts-  und  Staatswissen- 
schaft von  Dr.  Franz  Haimerl.   Wien  1858—1866.   18  Bde. 

Zeitschrift  für  das  Privat-  und  öffentliche  Recht  der  Gegenwart 
von  Grünhut    Wien,  seit  1874  ;  8  Bde.    Dann  die  Fachzeitungen: 

Allgemeine  österreichische  Gerichtszeitung,  seit  1850. 

Gerichtshalle  1857  ff. 

Juristische  Blätter  seit  1872.  Endlich  die  speziell  dem  Verwaltungs- 
recht gewidmeten  Zeitschriften: 

Oesterreichische  Zeitschrift  für  innere  Verwaltung  v.  M.  v.  Stuben- 
rauch.  1—5.  Jahrg.  1856—1860. 

Oesterreichische  Zeitschrift  für  Verwaltung  von  C.  Jäger,  seit  1868. 

Oesterreichiche  Zeitschrift  für  Gesetzgebung  und  Rechtsprechung 
auf  dem  Gebiete  der  Verwaltungsrechtspflege  von  F.  Samitsch. 
1876-^1879. 
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§  20. 

Methode  und  System. 

I.  Da  alles  wirkliche  Recht  positiv  ist,  so  giebt  es  ffir  den  prak- 


und  didaktischen  Granden  stellt  man  in  der  Disciplin  des  allgemeinen 
Staatsrechtes  eine  allgemeine,  geschichtliche  und  philosophische,  Lehre 
von  dem  Wesen  und  den  Zwecken  des  Staates  und  die  übereinstimmende 
Rechtsüberzeugung  der  modernen  Kulturvölker  von  den  Grenzen,  der 
Organisation  und  den  Funktionen  desselben  dar.  Diesen  durch  Abstraktion 
gewonnenen  Sätzen  kommt  jedoch  eine  praktische  Geltung  nicht  zu. 

Das  positive  Recht  des  einzelnen  Staates  dagegen  unterwirft  die 
Organisation  und  das  Leben  des  konkreten,  geschichtlich  gewordenen 
Staates  der  rechtlichen  Erörterung  durch  Anwendung  der  philosophischen, 
geschichtlichen,  juristischen  und  rechtevergleichenden  Methode* 

Philosophisch  muss  die  Methode  sein,  da  man  die  höheren 
Principien,  auf  denen  der  Staat  und  seine  Institute  beruhen,  im  Be- 
wusstsein  festhalten  muss.  Die  Geschichte  des  Staates  und  seiner 
Rechtsinstitute  muss  insofern  berücksichtigt  werden,  als  sie  den  Erklä- 
rungsgrund der  Gegenwart  bildet. 

Juristisch  muss  die  Methode  sein,  um  das  wirklich  geltende 
Recht  aqf  den  gegebenen  Rechtsquellen  durch  ihre  Interpretation  und 
durch  Entwickelung  der  Rechtsbegriffe  darzustellen.  Die  Rechtsver- 
gleichung endlich  dient  bei  wichtigen  Partien  dazu,  die  Eigenthüm- 
lichkeit  der  einheimischen  Rechtsinstitute  schärfer  hervorzuheben. 

II.  Das  System  des  österreichischen  öffentlichen  Rechtes  ergiebt 
sich  theils  aus  allgemeinen  Gesichtspunkten,  theils  aus  der  konkreten 
Individualität  des  Österreichischen  Staates  als  eines  mit  den  Ländern 
def  ungarischen  Krone  durch  Realunion  verbundenen,  decentralisirten 
Staatskörpers.  Die  Darstellung  gliedert  6teh  daher  in  drei  Hauptge- 
biete.  Sie  umfasst: 

1.  Die  Organisation  des  österreichischen  Staatskörpers 
in  der  Lehre  vom  Staatsgebiete,  den  Staatsbürgern,  dem  Staatsober- 
haupte, den  Staatsämtern  und  Staatsdienern,  den  Communalverbänden  und 
Kronländern  und  der  Reichsvertretung. 

2.  Die  Regierung  des  österreichischen  Staatskörpers  in 
der  Lehre  von  den  Funktionen  und  objektiven  Richtungen  der  Staats- 
gewalt: Gesetzgebung,  Verwaltung,  Rechtspflege. 

3.  Die  Organisation  des  österreichisch-ungarischen  Ge- 
sammtstaates  und  die  von  demselben  geführte  gemeinsame  Ver- 
waltung. 
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Verfassungsrecht 

des  österreichischen  Staatskörpers 

(der  Reichsrathsländer), 

A.  Die  Elemente  des  Staates. 

Erstes  Hauptstück. 

Das  Staatsgebiet. 

§  21. 

Bestandteile  desselben. 

Die  Bestandteile  des  Österreichischen  Staatsgebietes  sind: 
Die  Königreiche  Böhmen,  Dalmatien,  Galizien  and  Lodomerien 
mit  dem  Grossherzogthum  Krakau;  das  Erzherzogthum  Oesterreich 
unter  und  ob  der  Enns;  die  Herzogthümer  Salzburg,  Steiermark, 
Kärnthen,  Krain,  Bukowina;  dio  Markgrafschaft  Mähren;  das  Her- 
zogthum Ober-  und  Niederschlesien;  die  gefurstete  Grafschaft 
Tirol  und  das  Land  Vorarlberg;  die  Markgrafschaft  Istrien;  die 
gefurstete  Grafschaft  Görz  und  Gradiska;  die  Stadt  Triest  mit 
ihrem  Gebiete. 

Diese  einzelnen  Theile  auf  Grund  verschiedener  Erwerbstitel  zu- 
sammengebracht, sind  zu  Einem  staatsrechtlichen  Ganzen  verwachsen 
und  einer  gemeinsamen  Verfassung  unterstellt;  sie  bilden  daher  das 
Staatsgebiet  des  Österreichischen  Staatskörpers. 
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§  22. 

Rechtliche  Natur  des  Staatsgebietes. ') 

I.  Jedes  politische  Gemeinwesen  bedarf  eines  Gebietes,  welches  den 
räumlichen  Umfang  seiner  Herrschaft  bedeutet. 

Das  Staatsgebiet  ist  das  Territorium,  auf  welchem  das  Volk  seine 
politischen  Institutionen  aufbaut;  es  ist  das  Geltungsgebiet  der  Staats- 
gewali 

Alle  Personen  und  Sachen,  die  sich  im  Staatsgebiete  befinden,  sind 
der  Staatsgewalt  unterworfen,  insoweit  denselben  nicht  Exterritoria- 
lität2) zugestanden  ist. 

Innerhalb  des  Staatsgebietes  ist  jede  Wirksamkeit  einer  fremden 
Staatsgewalt  ausgeschlossen,  insofern  nicht  ausnahmsweise  fremden 
Staaten  derartige  Herrschaftsrechte  in  der  Form  von  Staatsservituten 
eingeräumt  sind. 3) 

IL  Das  Staatsgebiet  verwächst  natürlich,  geschichtlich  und  recht- 
lich, mit  der  Individualität  des  konkreten  Staates,  so  dass  also  Aen- 
derungen  des  Staatsgebietes  die  Individualität  des  Staates  beeinflussen. 
Daraus  ergiebt  sich  zunächst  die  U  ntheilbarkeit  und  Unveräusser- 
lichkeit  des  Staatsgebietes.  Aber  auch  die  Erwerbung  neuer  Bestand- 
teile, die  dem  Staate  incorporirt  und  seiner  Verfassung  unterstellt  werden 
sollen,  kann  unter  gegebenen  Verhältnissen  einen  Einflussj  auf  das 
ganze  äussere  und  innere  Staatsleben  äussern.    Es  bedürfen  daher 

*)  v.  Gerber,  Grundzüge  eines  Systems  des  deutschen  Staatsrechts. 
§22.    Fricker,  „Vom  Staatsgebiet."  1867. 

2)  Exterritorialität  ist  im  Allgemeinen  die  völkerrechtliche  Exemtion 
gewisser  Personen  und  damit  in  Verbindung  stehender  Sachen  von  der 
Staatsgewalt  in  denjenigen  Territorien,  worin  sie  sich  befinden.  (Heffter, 
Völkerrecht  §  42.)  Die  wesentliche  Bedeutung  der  Exterritorialität  besteht 
darin,  dass  kein  Recht  der  innern  Hoheitsgewalt,  insbesondere  kein  Akt  der 
polizeilichen  und  richterlichen  Gewalt,  gegen  die  exterritoriale  Person  oder 
Sache  ausgeübt  werden  darf. 

Die  Gesandten,  die  öffentlichen  Geschäftsträger  und  die  in  ihren 
Diensten  stehenden  Personen  gemessen  die  in  dem  Völkerrechte  und  in  den 
öffentlichen  Vertragen  gegründeten  Befreiungen.  (§  33  a.  b.  G.  B.)  Mit  der 
Exterritorialität  der  Person  ist  zugleich  eine  Exterritorialität  derjenigen  andern 
Personen  und  Sachen  verbunden,  welche  mit  jener  in  einem  Staats-  oder 
familienrechtlichen  Zusammenhange  stehen,  oder  zu  ihrem  öffentlichen  oder 
rein  persönlichen  Dienst  und  Gebrauch  bestimmt  sind. 

3)  Während  die  Politik  die  dynamische  Bedeutung  der  gegebenen  natür- 
lichen Beschaffenheit,  Lage,  Grösse  und  Begrenzung  des  Staatsgebietes  und 
die  Rückwirkung  dieser  thatsächlichen  Verhältnisse  auf  die  Organisation  und 
das  Leben  des  Staates  zu  würdigen  hat,  genügt  für  das  Staatsrecht  die  Charak- 
terisirung  des  Staatsgebietes  als  Raumbereich  der  staatlichen  Herrschaft. 


Digitized  by  Google 


$  22.   Rechtliche  Natur  des  Staatsgebiete*.  75 

Staatsvertrage,  die  eine  Gebietsveränderung  der  im  Reichsrathe  vertretenen 
Königreiche  und  Lander  bezwecken,  zu  ihrer  Giltigkeit  der  Genehmigung 
de«  Reichsrathes  (§  11  litt.  a.  St.  G.  v.  21.  Dez.  1867  R.  141.)  Diese 
Genehmignng  ist  sowohl  für  Gebietserweiterungen  als  für  Gebietsab- 
tretungen erforderlich.  Soll  durch  eine,  neue  Gebietserwerbung  eine 
Aenderung  der  Zahl  der  Mitglieder  des  Abgeordnetenhauses  herbeige- 
führt, oder  das  neu  erworbene  Gebiet  als  ein  neues  selbständiges 
Kronland  in  die  Beihe  der  im  Beichsrathe  vertretenen  Königreiche  und 
Lander  eingefügt  werden,  so  bedarf  es  hiezu  eines  Verfassungsgesetzes, 
dessen  Zustandekommen  an  besondere  Formen  gebunden  ist. 

III.  Das  österreichische  Staatsgebiet  ist  ein  aus  einzelnen  Ländern 
zusammengesetztes  Ganzes.  Damit  ist  die  Einheit  des  Staatsgebietes 
aber  nicht  aufgehoben,  die  sich  darin  äussert,  dass  im  ganzen  Staats- 
gebiete Eine  Staatsgewalt  herrscht.  Es  erstreckt  sich  daher  das 
Geltungsgebiet  der  Beichsgesetze,  sofern  nicht  eine  besondere  Ausnahme 
ausdrücklich  festgestellt  ist,  regelmässig  auf  den  ganzen  Gebietsumfang1); 
ebenso  stehen  den  Centraibehörden  obrigkeitliche  Befugnisse  in  dem  gan- 
zen Gebietsumfange  zu.5)  Andererseits  kommen  aber  die  Kronländer  als 
relativ  selbständige  Bestandteile  des  Staates  in  doppelter  Weise  in 
Betracht:  a)  als  Geltungsgebiete  der  vom  Monarchen  mit  Zustimmung 
der  Landesvertretung  erlassenen  Landesgesetze,  und  b)  als  territoriale, 
mit  obrigkeitlichen  Befugnissen  ausgerüstete  Selbstverwaltungskörper. 
Eine  Abänderung  der  Kronlandsgrenzen  gegeneinander  könnte  daher 
nur  im  Wege  der  Landesgesetzgebung  erfolgen,  und  insofern  dadurch 
eine  Veränderung  in  der  Zusammensetzung  des  Reichsrathes  herbeige- 
führt würde,  wäre  überdiess  ein  verfassungsänderndes  Beichsgesetz  er- 
forderlich. 

IV.  Gegenüber  fremden  Staaten  ist  das  Staatsgebiet  Objekt  des 
Schutzes  durch  die  eigene  Staatsgewalt.  Der  Staat  hat  das  Becht  und 
die  Pflicht,  die  Ausübung  jeder  fremden  Gewalt  in  seinem  Gebiete  zu 
verhindern.  Daraus  fliesst  a)  das  Becht  und  die  Pflicht  zur  Aufrecht- 
erhaltung der  das  österreichische  Staatsgebiet  von  fremden  Staaten 
scheidenden  Grenzen.3)   Die  Sorge  für  Erhaltung  und  Bezeichnung  der 

!)  Ges.  19.  Mai  1868  R.  45  über  das  Geltungsgebiet  der  im  Reichs- 
gesetzblatt kundgemachten  Gesetze. 

*)  Vgl.  §  23  d.  W.  über  die  administrative  Eintheilung  des  Staats- 
gebietes. 

s)  Vgl.  die  Staatsverträge  über  Gebietsgrenzen:  a)  über  die  Bode nse e- 
grenxe  20.  Febr.  1854  R.  154;  b)  über  die  Grenze  gegen  Bayern 
24.  Mai  1852  R.  116;  2.  Dezember  1851  R.  130  (1852);  H.Mai  1852 
E.  131;  24.  Juni  1862  R.  51;  9.  Februar  1873  R.  106  (Vesque  v.  Pütt- 
lingen Staatsverträge  S.  13);  c)  gegen  Sachsen  Haupt-Grenz-  und  Terri- 
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Reichs-  und  Landesgrenzen  bildet  eine  Aufgabe  der  politischen  Behör- 
den. Die  Staatsgrenzen  sind  zu  beschreiben,  durch  Karten  und  Wappen 
in  Evidenz  zu  halten  und  es  ist  für  Erhaltung  der  Grenzzeichen,  ins- 
besondere an  Grenzflüssen  und  Bachen,  zu  sorgen. l)  b)  Der  Staat  kann 
fremden  Personen  und  Waaren  nach  Massgabe  der  dafür  bestehenden 
Normen  den  Eintritt  verwehren.  Das  Nähere  bestimmen  die  Pass-  und  Zoll- 
gesetze, c)  Die  .Bestellung  von  Staatsservituten,  die  Gestattung  von 
Truppendurchmärschen,  der  Abschluss  von  Kartellverträgen,  sowie  jede 
andere  Einschränkung  der  Gebietshoheit  zu  Gunsten  fremder  Staaten 
bedarf  einer  ausdrücklichen  Gewährung  und,  für  den  Fall  dauernder 
Belastung  des  Staates,  der  Zustimmung  des  Reichsrathes. 2) 

V.  Die  Herrschaftsrechte  des  Staates  rücksichtlich  des  Staatsge- 
bietes nennt  man  die  Gebiets-  oder  Territorialhoheit  Dieselbe 
hat  mit  privatrechtlichen  Sachenrechten  keine  Verwandtschaft;  sie  ist 
weder  Eigenthum  noch  Obereigenthum.  Ebensowenig  sind  Massregeln 
der  Staatsgewalt,  welche  eine  Beziehung  zu  Grund  und  Boden  haben, 
wie  die  Anlegung  von  Strassen,  das  Expropriationsrecht,  die  Verfügung 
über  Öffentliche  Gewässer  ein  specifischer  Ausfluss  der  Gebietshoheit; 
denn  in  allen  diesen  Fällen  übt  der  Staat  entweder  Privatrechte  an 
Sachen  oder  obrigkeitliche  Herrschaftsrechte  über  Personen  aus. 

Nur  in  zwei  Fällen  ist  das  Staatsgebiet  das  Objekt  einer  besonderen 
Verwaltungsthätigkeit:  a)  in  Ansehung  der  administrativen  Eintheilung, 
und  b)  in  Ansehung  der  Abwehr  von  Herrschaftehandlungen  fremder 
Staaten  (vgl.  ÜI  u.  IV). 

§  23. 

Die  Eintheilung  des  Staatsgebietes. 

I.  Das  Staatsgebiet  gliedert  sich  in  die  Gebiete  und  Bezirke  der 
staatlichen  Verwaltungsthätigkeit  und  in  die  Gebiete  der  Selbstverwal- 
tungskörper. Die  Eintheilung  des  Staatsgebietes  ist  verschieden  nach 
den  einzelnen  Zweigen  der  Begierungsthätigkeit: 

torial-Recess  zwischen  Oestreich  und  Sachsen  5.  Mai  1848. P.  G.  S.  76.  Bd. 
S.  57;  d)  gegen  Preussen  9.  Febr.  1869  R.  97. 

!)  Ueber  die  Grenzaufsichtsorgane  Mayerhofer  I  403. 

*)  Vgl.  Vesque  v.  Püttlingen  diebetreffenden  Staatsverträge  mit  den 
Grenzstaaten,  namentlich  über  den  Sicherheitsdienst  an  der  Grenze ;  z.  B.  den 
Staatsvertrag  mit  Preussen  16.  Januar  1864  R.  27,  wonach  in  dringenden 
Fällen  die  Gensdarmen  und  übrigen  gesetzlichen  Sicherheitsorgane  ermäch- 
tigt sind,  flüchtige  Verbrecher  nnd  andere  der  öffentlichen  Sicherheit  gefähr- 
liche Personen  über  die  Landesgrenze  zu  verfolgen  und  innerhalb  des 
Grenzgebietes  festzunehmen. 


Digitized  by  Google 


S  23.   Die  Einteilung  des  Staatsgebietes.  77 


1.  Für  die  innere  Verwaltung  bilden  die  einzelnen  Kronländer 
in  der  Begel  besondere  Verwaltungsgebiete  (der  politischen  Landesstelle 
als  Mittelinstanz).  Von  diesem  Princip  bestehen  nur  zwei  Ausnahmen : 
a)  die  Länder  Istrien,  Görz-Gradiska  sowie  die  Stadt  Triest  mit  ihrem 
Gebiete  sind  zu  dem  Verwaltnngsgebiete  des  Küstenlandes  verbunden; 
ebenso  b)  vereinigt  sich  Vorarlberg  mit  Tirol  zu  Einem  Verwaltungs- 
gebiete.1) Dagegen  besteht  für  Sudtirol  eine  Statthaltereiabtheilung.1) 
Die  Länder  zerfallen  in  politische  Amtsbezirke,  deren  Umfang  im 
Verordnungswege  bestimmt  wird.8)  Es  sollen  jedoch  durch  die  Grenzen 
der  politischen  Amtsbezirke  die  Gerichts-  und  Steuerbezirke  sowie  die 
Gebiete  der  zu  gemeinschaftlicher  Geschäftsführung  vereinigten  Ortsge- 
meinden nicht  durchschnitten  werden.  Die  politischen  Amtsbezirke  sind 
in  der  Begel  auch  Schulbezirke. 

2.  Für  die  Justizpflege  zerfällt  das  Staatsgebiet  in  die  Sprengel 
der  Oberlandesgerichte  in  Wien  (für  Niederösterreich,  Oberösterreich 
und  Salzburg),  in  Graz  (für  Steiermark,  Kärnthen  und  Krain),  in  Triest 
(für  das  Küstenland),  in  Innsbruck  (für  Tirol  und  Vorarlberg),  in  Prag 
(für  Böhmen),  in  Brünn  (für  Mähren  und  Schlesien),  in  Lemberg  (für 
Ostgalizien  und  Bukowina),  in  Krakau  (für  Westgalizien),  in  Zara  (für 
Dalmatien). 

Die  Oberlandesgerichtsbezirke  zerfallen  in  die  Sprengel  der  Ge- 
richtshöfe der  ersten  Instanz  und  in  die  die  letztern  bildenden  Bezirke 
der  Einzelngerichte.  Gerichtsbezirke  der  Einzelngerichte  können  durch 
Verordnung  des  Justizministers  durch  Ausscheidung  und  Zuweisung  von 
Gemeinden  und  Gutsbezirken,  durch  Abtheilung  und  Vereinigong  geändert 
werden.4)  Aenderungen  in  dem  Territorium  der  Gerichtshöfe  erster 
Instanz  durch  Ausscheidung  oder  Zuweisung  einzelner  Bezirksgerichte, 
durch  Vereinigung  bestehender  oder  Errichtung  neuer  Gerichtshöfe  können* 
auf  dem  Verordnungswege  nur  nach  Einholung  oder  Entgegennahme 
des  Gutachtens  der  Landtage  erfolgen.5) 

3.  Für  die  Finanzverwaltung  bilden  die  Gebiete  der  politischen 
Landesstellen  zugleich  die  Verwaltungsgebiete  der  (14)  Finanz-Landes- 
behörden.6) In  Niederösterreich,  Steiermark,  Böhmen,  Mähren,  Tirol  und 
Vorarlberg,  Galizien  zerfallen  diese  Verwaltungsgebiote  in  Finanzbezirke, 

')  §  6.  Ges.  19.  Mai  1868  R.  44. 

*)  Vdg.  31.  Juli  1868  R.  115.    Mayerhof  er  I.  47. 

3)  §  16.  Ges.  19.  Mai  1868  R.  44. 

*)  §  2.  Ges.  11.  Juni  1868  R.  59. 

*)  Ges.  26.  April  1873  R.  62. 

«)  Vdg.  10.  September  1868  R.  128.  Blönski,  Finanzgesetz- 
ktmde  L  S.  28. 
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in  Oberösterreich,  Salzburg,  Schlesien,  Bukowina  und  Küstenland  in 
Bezirke  der  Finanzinspectoren. 

Als  unterstes  Glied  im  Finanzorganismus  erscheinen  die  Steuer- 
bezirke, die  regelmässig  mit  den  Bezirken  der  Einzelngerichte  zu- 
sammenfallen. 

4  4.  Für  besondere  Zweige  der  innern  Verwaltung  bestehen  beson- 
dere Einteilungen,  als: 

a)  für  die  Postverwaltung :  die  Bezirke  der  Postdirectionen 
(in  Prag,  Czernowitz,  Zara,  Lemberg,  Triest,  Graz,  Brünn,  Linz, 
Innsbruck,  Wien),  und  die  Bestellungsbezirke  der  Postamter. 

b)  für  die  Bergverwaltung  die  Bezirke  der  Berghauptmann- 
schaften und  dio  Reviere  der  Bergämter.1) 

II.  Die  Verwaltungsgebiete  der  Selbstverwaltungskörper  sind: 

a)  Die  Gemeindebezirke.  Zu  Aenderungen  in  den  Grenzen 
einer  Ortsgemeinde,  wodurch  diese  als  solche  zu  bestehen  nicht  aufhört, 
ist  die  Genehmigung  der  politischen  Landesstelle  und  der  Landesver- 
tretung (in  Böhmen  Bezirksvertretung)  nöthig.2) 

b)  In  Böhmen,  Steiermark,  Tirol  und  Galizien  bilden  ein  oder 
mehrere  Gerichts-  und  Steuerbezirke  zusammen  das  Territorium  eines 
Communalverbandes  höherer  Ordnung,  dessen  Aenderung  ein 
Landesgesetz  voraussetzt.3) 

c)  Die  K  r  o  n  1  ä  n  d  e  r 4)  als  politische  Selbstverwaltungskörper  höchster 
Ordnung. 

d)  Die  Handels-  und  Gewerbekammerbezirke,  deren  Um- 
fang nur  durch  ein  Gesetz  geändert  werden  kann.5) 

Zweites  Hauptstück. 

Die  Unterthanen. 

I.  Von  der  Staatsbürgerschaft  überhaupt. 

§  24. 
Begriff, 

Alle  der  Staatsgewalt  des  einzelnen  Staates  unterworfenen  Personen 
heissen  dessen  Unterthanen  (subjecti).     Dieselben  können  sein:  a) 

!)  Vgl.  das  Nähere  in  der  Darstellung  des  Organismus  des  Ackerbau- 
ministeriums. 

J)  Mayerhofer  IL  S.  136. 

Mayerhofer  L  199. 
*)  §  1.  Ges.  11.  Dez.  1867  R.  141. 
*)  Ges.  29.  Juni  1868  R.  85. 
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Staatsbürger,  die  mit  ihrer  Persönlichkeit  dem  Österreichischen 
Staatskörper  dauernd  angehören  und  ohne  Rücksicht  anf  ihren  zeit- 
weiligen Aufenthalt  im  In-  oder  Auslände  allen  verfassungsmässigen 
Willensansserangen  ihres  Staates  Gehorsam  schulden,  und  b)  Fremde, 
die  sich  im  Österreichischen  Staatsgebiete  aufhalten  und  nur  für  die 
Dauer  dieses  Aufenthaltes  in  ein  Subjectionsverhältniss  zum  Staate  treten. 

Die  Staatsbürger  sind  rechtlich  Glieder,  die  Fremden  nur  Gäste 
oder  geduldete  Einwohner  des  Staates.  Der  Staat  verlangt  von  letztem 
nicht  die  Hingabe  ihrer  ganzen  Persönlichkeit,  verleiht  ihnen  aber  auch 
keine  aktive  Theilnahme  am  Staatsleben.  Die  Gesammtheit  der  Staats- 
bärger bildet  das  Volk  im  staatsrechtlichen  Sinne. 

Für  alle  Angehörigen  der  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreiche 
nnd  Länder  besteht  ein  allgemeines  österreichisches  Staatsbürger- 
recht  (Art  I.  St  G.  v.  21.  Dezember  1867.   R.  142). 

Dies  bedeutet: 

a)  Es  giebt  keine  besondere  Staatsbürgerschaft  in  den  einzelnen 
Kronländern,  sondern  als  Folge  der  Einheit  des  Staates  nur  Eine  Staats- 
bürgerschaft innerhalb  des  ganzen  Staatskörpers. 

b)  Diese  äussert  ohne  Rücksicht  auf  die  besondere  Heimaths- 
zuständigkeit  des  Einzelnen  ihre  Wirksamseit  in  jedem  Kronlande  auf 
gleiche  Weise. 

c)  Angehörigkeit  an  das  einzelne  Kronland  ist  das  Heimathsrecht 
in  einer  innerhalb  dieser  Länder  gelegenen  Gemeinde. 

d)  Diese  Angehörigkeit  vermittelt  aber  nicht  nach  Art  eines  bundes- 
staatlichen Indigenates  die  Staatsbürgerschaft,  sondern  umgekehrt,  — 
die  österreichische  Staatsbürgerschaft  ist  die  Voraussetzung  für  den  Er- 
werb des  Heimathsrechtes  in  einer  österreichischen  Gemeinde  und  damit 
der  Angehörigkeit  an  den  Verwaltungsverband  des  Kronlandes. 

e)  Der  Angehörige  eines  Kronlandes  ist  in  jedem  andern  Kron- 
lande als  Inländer  zu  behandeln  und  darf  daselbst  nicht  ungünstigem 
Bechtsnormen  unterworfen  werden  als  jene  Staatsbürger,  die  dem  Kron- 
lande vermöge  des  Heimathsrechtes  angehören.  Hierdurch  sind  der 
Landesgesetzgebung  verfassungsmässige  Schranken  gezogen. 

§  25. 

Erwerb  der  Staatsbürgerschaft.1) 

Die  Staatsbürgerschaft  wird  erworben: 

L  Anf  Grund  familienrechtlicher  Thatsachen: 


')  Vesque  v.  Püttlingen,  Die  Behandlung  der  Ausländer  1842. 
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a)  Die  österreichische  Staatsbürgerschaft  ist  den  Kindern  eines 
österreichischen  Staatsbürgers  durch  die  Geburt  eigen  ($  28  a.  b.  G.  B.) 

Es  erwerben  daher  die  ehelichen  Kinder  eines  österreichischen 
Staatsbürgers  die  Staatsbürgerschaft  des  Vaters.  Uneheliche  Kinder  einer 
Mutter,  die  das  österreichische  Staatsbürgerrecht  hat,  folgen  gleichfalls 
der  Staatsbürgerschaft  der  Mutter.1) 

Die  Adoption  oder  die  Annahme  an  Kindesstatt  ersetzt  die  natür- 
liche Thatsache  der  Geburt  nicht 

b)  Dagegen  ist  es  eine  nothwendige  Folge  des  Grundsatzes  der  Gleich- 
stellung legitimirter  Kinder  mit  ehelich  geborenen,  dass  die  durch  Ver- 
ehelichung des  unehelichen  inländischen  Vaters  mit  der  ausländischen 
Mutter  legitimirten  Kinder  die  Staatsbürgerschaft  des  Vaters  erlangen.2) 

c)  Ausländerinnen  erwerben  die  österreichische  Staatsbürgerschaft 
durch  Verehelichung  mit  einem  österreichischen  Staatsbürger  (Holdek.  v. 
23.  Febr.  1833.  Nr.  2595  J.  G.  S.) 

d)  Der  Ausländer,  der  auf  irgend  eine  Weise  für  sich  die  öster- 
reichische Staatsbürgerschaft  erwirbt,  fuhrt  durch  diesen  Erwerb  seine 
Gattin  und  seine  minderjährigen  in  väterlicher  Gewalt  stehenden 
Kinder  —  und  analog  die  Ausländerin  ihre  minderjährigen  unehe- 
lichen Kinder  —  in  den  österreichischen  Staatsverband.8) 

IL  Durch  ausdrückliche  Aufnahme  eines  Ausländers  in  den 
österreichischen  Staatsverband.   (§  30  a.  b.  G.  B.) 

Die  Verleihung  der  Österreichischen  Staatsbürgerschaft  findet  nur  über 
ein  ausdrückliches,  gehörig  instruirtes  Gesuch  des  Ausländers  statt  Die 
Bedingungen  der  Aufnahme  sind :  a)  Die  von  einer  österreichischen  Ge- 

Fr.  Buschmann,  Ueber  die  östr.  Staatsbürgerschaft  1833 — 1841.  Milner, 
Die  östr.  Staatsbürgerschaft.    Tübingen  1880.    Vgl.  §§  28—32  a.  b.  G.  B. 

J)  Vgl.  §§  165  und  166  a.  b.  G.  B.  §  6  Heimathsgesetz  3.  Dez.  1863. 
R.  105.  Schreiben  des  Ministeriums  des  Innern  6.  Dez.  1850  Z.  25418 
an  den  niederösterreichischen  Statthalter  mit  der  an  die  bayr.  Regierung 
gegebenen  Erklärung:  „dass  nach  der  bestehenden  Gesetzgebung  uneheliche 
Kinder  einer  Ausländerin  Fremde  sind,  ohne  Rücksicht  auf  die  Staatsbürger- 
schaft des  unehelichen  Vaters  und  auf  den  Ort  der  Geburt."  Diese  Er- 
klärung wiederholt  die  Note  des  Staatsministeriums  21.  April  1864  Z.  5750 
an  das  Ministerium  des  Aeussern.  Vgl.  Vesque  v.  Püttlingen,  Handbuch 
des  in  Oesterreich-Ungarn  geltenden  internationalen  Privatrechtes.  1878 
S.  83,  84.  (Milner  S.  6.)  Findelkinder,  welche  auf  österreichischem  Boden 
gefunden  werden  und  deren  Eltern  unbekannt  sind,  werden  solange  als 
österreichische  Staatsbürger  behandelt,  bis  mit  Rücksicht  auf  die  persönlichen 
Verhältnisse  der  aufgefundenen  Eltern  das  Gegentheil  constatirt  ist 

2)  M.-Entsch.  6.  Dez.  1850  Z.  25418.  L.  G.  B.  N.  42  für  Nieder- 
österreich (1852).    Mayerhofer  II.  S.  224.  Anm.  2. 

3)  Hofkzld.  30.  August  1832  N.  2573  J.  G.  S. 
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meinde  für  den  Fall  der  Erlangung  der  Staatsbürgerschaft  ertheilte  Zusiche- 
rung der  Aufnahme  in  den  HeimathBverband.1)  b)  Der  Nachweis  der 
Unbescholtenheit  nnd  der  hinreichenden  Erwerbsfahigkeit  oder  eines  ent- 
sprechenden Vermögens.  Das  Gesnch  um  Verleihung  der  Staatsbürger- 
schaft ist  zwar  bei  den  unteren  politischen  Behörden  zu  überreichen,  aber 
die  wirkliche  Aufnahme  in  den  österreichischen  Staatsverband  erfolgt 
durch  eine  Verfügung  der  politischen  Landesstelle  (Min.  Vdg.  vom 
27.  Oktober  1859.  B.  196),  in  deren  Verwaltungsgebiet  die  Gemeinde 
liegt,  welche  die  Aufhahmszusicherung  ertheilt  hat 

Ausser  diesen  zwei  genannten  Fällen  der  Erwerbung  der  öster- 
reichischen Staatsbürgerschaft  von  Rechtswegen  oder  durch  ausdrückliche 
Verleihung  kennt  das  allg.  bürg.  G.  B.  noch  drei  andere  Ffille:  a)  durch 
den  Eintritt  in  einen  öffentlichen  Dienst,  b)  durch  Antretung  eines  Ge- 
werbes, dessen  Betreibung  die  ordentliche  Ansässigkeit  im  Lande  not- 
wendig macht,  und  c)  durch  vollendeten  ununterbrochenen  zehnjährigen 
Wohnsitz.  Diese  drei  Fälle  sind  jedoch  durch  die  spätere  Gesetzgebung 
unpraktisch  geworden;  denn  rücksichtlich  der  Öffentlichen  Aemter  ist  durch 
Art.  3  des  Staatsgrundgesetzes  vom  21.  Dezember  1867  B.  142  für  Auslän- 
der der  Eintritt  in  den  österreichischen  Staatsdienst  von  der  Erwerbung 
der  österreichischen  Staatsangehörigkeit  abhängig  gemacht  worden,  sodass 
dieselbe  der  Ernennung  entweder  voranzugehen,  oder  gleichzeitig  mit 
der  Ernennung  durch  einen  ausdrücklichen  Akt  der  Staatsgewalt  zu 
erfolgen  hat  Der  zweite  Fall  ist  durch  die  geänderte  Gewerbeverfassung 
unpraktisch  und  durch  die  kaiserliche  Verordnung  vom  27.  April 
1860,  Nr.  108  ausdrücklich  aufgehoben  worden.  Ebenso  bestimmt 
endlich  das  Hofdekret  vom  1.  Mär/,  1833,  J.  G.  S.  2597,  rücksichtlich 
des  dritten  Falles,  dass  nicht  die  Thatsache  des  zehnjährigen  ununter- 
brochenen Aufenthaltes  allein,  sondern  nur  die  ausdrückliche  Verleihung 
die  Staatsbürgerschaft  begründet 

§  26. 

Verlust  der  Staatsbürgerschaft. 

Die  österreichische  Staatsbürgerschaft  geht  verloren: 
1.  Durch  die  Verehelichung  einer  österreichischen  Staatsangehörigen 
mit  einem  Ausländer,  ohne  dass  gegen  diese  gesetzliche  Bestimmung  ein 
Vorbehalt  stattfindet  (§  32  a.  b.  G.  B.  und  Hofdkt  vom  10.  Juni  1835. 
J.  G.  S.  31).  Wenn  solche  Frauenspersonen  Wittwen  werden,  so  können 
sie  die  österreichische  Staatsbürgerschaft  nur  wie  andere  Ausländerinnen 
wieder  erwerben. 

!j  M.-E.  19.  Dez.  1851  Z.  26508  Mayerhofer  II.  219. 

Ulbrich,  Oesterreich.  Staatsrecht.  6 
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2.  Durch  Auswanderung,  d.  h.  durch  Verlassen  des  österreichi- 
schen Staatsgebietes  mit  dem  ausdrucklich  oder  konkludenter  Weise  er- 
klärten Vorsatze ,  nicht  mehr  zurückzukehren.  Als  solche  konkludente 
Handlungen  fuhrt  das  Auswanderungspatent  vom  24.  März  1832  an: 

a)  Die  Annahme  einer  ausländischen  Staatsbürgerschaft  oder  den  Ein- 
tritt in  fremde  Civil-  oder  Militärdienste  ohne  besondere  Bewilligung; 

b)  den  Eintritt  in  ein  ausländisches  religiöses  Institut  durch  Ablegung 
des  Professes  in  demselben,  wenn  dasselbe  persönliche  Anwesenheit 
fordert;  c)  einen  durch  fünf  Jahre  ununterbrochenen  Aufenthalt  im  Aus- 
lande, vom  Tage  des  Austrittes  aus  der  österreichischen  Monarchie 
oder  der  Verfallzeit  des  Passes  an  gerechnet,  wenn  der  Vorsatz,  nicht 
mehr  zurückzukehren,  aus  der  Veräusserung  und  der  Mitnahme  des 
inländischen  Vermögens  und  der  Mitfuhrung  der  Familienglieder  er- 
kennbar wird;  d)  eine  Abwesenheit  von  zehn  Jahren  überhaupt,  und  e)  die 
Nichtbefolgung  der  Aufforderung  zur  Rückkehr. 

§  27. 

Inhalt  der  Staatsbürgerschaft. 

Die  Staatsbürgerschaft  ist  in  erster  Reihe  ein  Subjectionsverhält- 
niss.  Der  Staat  hat  ein  Recht  an  der  Person  des  Staatsbürgers. 
Hieraus  ergeben  sich  dessen  Pflichten. 

Allein  dieses  Subjectionsverhältniss  ist  für  den  Einzelnen  zugleich 
die  Quelle  der  ihm  als  Mitgliede  des  Gemeinwesens  gewährten  öffent- 
lichen Rechte. 

Zunächst  begründet  die  Staatsangehörigkeit  dem  Staate  gegenüber 
den  Anspruch  auf  Erfüllung  derjenigen  Aufgaben,  die  der  Staat  seinen 
Angehörigen  gegenüber  übernommen  hat  (bürgerliche  Rechte),  sowie 
bei  Eintritt  gewisser  Voraussetzungen  Anspruch  auf  Theilnahme  am  Ver- 
fassungsleben und  der  Willensthätigkeit  des  Gemeinwesens  (politische 
Rechte  im  technischen  Sinne).  Ferner  ist  dieses  Subjectionsverhältniss 
kein  unbegrenztes;  es  reicht  nur  soweit,  als  die  Zwecke  des  Staates 
reichen.  Der  moderne  Staat  begrenzt  grundgesetzlich  seine  Machtbe- 
fugnisse gegenüber  den  Individuen  und  gesellschaftlichen  Gruppen  durch 
allgemeine  Sätze,  die  somit  den  Einzelnen  Freiheit  von  der  Einwirkung 
staatlicher  Organe  als  ein  Recht  zusichern  (Freiheits-  oder  Grund- 
rechte). 

In  Oesterreich  bestimmt  das  Staatsgrundgesetz  über  die  allgemeinen 
Rechte  der  Staatsbürger  seinem  wesentlichen  Inhalte  nach  die  Grenzen 
zwischen  Staat  und  Individuum.  Die  in  diesem  Gesetze  enthaltenen 
Bestimmungen  bilden  zunächst  Schranken  der  Verwaltung,  namentlich 
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der  Polizeiverwaltung,  welche  keine  mit  diesen  Freiheitsrechten  in 
Widersprach  stehenden  Befehle  erlassen  darf.  Diese  Bestimmungen 
bilden  aber  anch  Schranken  der  Gesetzgebung  insofern,  als  eine  Ein- 
schränkung dieser  durch  die  Verfassung  gewährleisteten  Rechte  im 
Wege  der  Gesetzgebung  nur  unter  Beachtung  der  für  Verfassungsän- 
derungen vorgeschriebenen  Formen  erfolgen  darf. 

Die  politischen  Rechte  der  Staatsbürger  sind  in  den  verschiedenen 
Verfassungsgesetzen ,  namentlich  den  Wahlordnungen  (Reichsraths-, 
Landtags-  und  Gemeindewahlordnungen)  bestimmt.  Das  Staatsgrund- 
gesetz über  die  allgemeinen  Rechte  der  Staatsbürger  enthält  (Art.  IV) 
nur  in  Betreff  des  Gemeindewahlrechtes  die  allerdings  auch  das  Wahl- 
recht für  die  Landes-  und  Reichsvertretung  beeinflussende  Bestimmung, 
dass  allen  Staatsbürgern,  welche  in  einer  Gemeinde  wohnen  und  da- 
selbst von  ihrem  Realbesitz,  Erwerb  oder  Einkommen  Steuern  ent- 
richten, das  active  und  passive  Wahlrecht  zur  Gemeindevertretung  unter 
denselben  Bedingungen  wie  den  Gemeindeangehörigen  gebührt 

Die  bürgerlichen  Rechte  und  die  öffentlichen  Pflichten  finden  ihre 
Bestimmung  in  den  verschiedenen  Verwaltungsgesetzen.  Der  Genuss 
aller  Arten  von  Rechten  und  die  Leistung  öffentlicher  Pflichten  wird 
beherrscht  von  dem  Princip  der  Gleichheit  der  Staatsbürger  gegenüber 
der  anzuwendenden  objectiven  Rechtsnorm  (Art  II).  In  Anwendung 
dieses  Principes  bestimmt  das  erwähnte  Staatsgrundgesetz,  dass  gewis8e 
persönliche  und  sociale  Verhältnisse,  z.  B.  das  Religionsbekenntniss 
(Art.  XIV),  die  Nationalität  (Art  XIX)  auf  öffentliche  Rechte  und  Pflich- 
ten ohne  Einfluss  sind. 

Die  Anwendung  der  in  diesem  Staatsgrundgesetze  über  die  allge- 
meinen Rechte  der  Staatsbürger  aufgestellten  Normen  soll  durch  die 
Rechtscontrolle  des  Reichsgerichtes  gesichert  werden,  dessen  Thätigkeit 
bei  Verletzung  der  durch  die  Verfassung  gewährleisteten  politischen, 
d.i.  öffentlichen  Rechte  eintritt. 

II.  Pflichten  der  Staatsbürger. 

§  28. 

Uebersicht  derselben. 

Der  dem  Staatsbürger  obliegende  Pflichtenkreis  lässt  sich  nicht 
nach  Art  eines  privatrechtlichen  Contractsverhältnisses  in  eine  Summe 
einzelner  Pflichten  auflösen,  bei  deren  Bestimmung  beide  Theile  mitzu- 
wirken haben.  Die  Pflichten  der  Staatsbürger  entspringen  vielmehr 
dem  Gewaltverhältnisse,  in  welchem  diese  zum  Staate  stehen.  Der 

6* 
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Pflichtenkreis  der  Staatsbürger  wird  einseitig  durch  den  verfassungs- 
mässig gebildeten  Staatswillen  bestimmt,  und  alle  einzelnen  Pflichten 
derselben  sind  Anwendungsfalle  der  dem  Herrschaftsrechte  des  Staates 
correlaten  Gehorsamspflicht  der  Staatsbürger. 

Als  hauptsächliche  Anwendungsfalle   der  Gehorsamspflicht  er- 
scheinen: 

1.  Die  Treup flicht,  d.  i.  die  Bechtspflicht,  gewisse  Handlungen 
zu  unterlassen,  welche  auf  Beschädigung  des  Staates  abzielen,  oder  solche 
Handlungen  Dritter  zu  verhindern. 

2.  Die  Gehorsamspflicht  gegenüber  den  Gesetzesbefehlen 
überhaupt,  welche  auch  während  des  Aufenthaltes  der  Staatsbürger  im 
Auslande  fortdauert  Von  dieser  Gehorsamspflicht  kann  weder  die  Be- 
rufung auf  subjective,  wissenschaftliche  oder  religiöse,  Ueberzeugungen, 
noch  die  Gehorsamspflicht  gegenüber  einer  ausserstaaüichen  Autorität 
befreien. 

3.  Die  Gehorsamspflicht  gegenüber  der  Justiz  gewalt  des  Staates, 
d.  h.  gegenüber  den  Bescheiden  und  Urtheilen  der  Gerichte.  Das  Nähere 
gehört  in  den  Civil-  und  Strafprocess. 

4.  Die  Gehorsamspflicht  gegenüber  den  Verfügungen  der  Ver- 
waltungsbehörden. Blosser  Ungehorsam  gegen  Verwaltungsbe- 
fehle macht  noch  nicht  strafbar,  setzt  aber  den  Ungehorsamen  der 
administrativen  Exekution  aus.  Activer  Widerstand  dagegen  zieht 
strafrechtliche  Verantwortlichkeit  nach  sich. 

§  29. 

Insbesondere  die  öffentlichen  Leistungen. 

I.  Der  Staat  fordert  als  Inhalt  öffentlicher  Pflichten  von  den 
Staatsbürgern  Unterlassungen1)  und  positive  Leistungen.2)  Jene  werden 
in  Verbotsgesetzen  gefordert,  deren  Nichtbeachtung  Polizei-  oder  Crimi- 
nalstrafen  und  die  Beseitigung  des  gesetzwidrig  herbeigeführten  Zu- 
standes  durch  die  Verwaltungsexekution  nach  sich  ziehen  kann. 

Die  positiven  Leistungen  dagegen  können  erscheinen  als  Abgaben 
im  weitern  Sinne,  d.  h.  als  Verpflichtung  zur  Hingabe  (dare)  von  Ver- 
mögensobjecten  für  den  Gemeinbedarf  behufs  Befriedigung  eines  ökono- 
mischen Interesses  oder  als  Dienste  für  das  Gemeinwesen  (facere). 

II.  Als  Anwendungsfälle  der  Abgabenpflicht  können  gelten: 

a)  Die  Steuer- und  Gebührenpflicht.   Die  Steuern  sind  streng 


')  z.  b.  nicht  ohne  behördlichen  Consens  zu  bauen. 
2)  z.  B.  die  Steuer-  und  Wehrpflicht. 
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einseitige  Geldleistungen,  die  vom  Staate  ohne  besonderes  Aequivalent 
gefordert  werden,  während  die  Gebühren  als  Auflagen  aus  Anlass  einer 
im  Interesse  des  Einzelnen  erfolgenden  Staatsleistung  erscheinen. 

b)  Prästation  gewisser  Naturalleistungen  für  die  bewaffnete 
Macht  im  Kriege  und  im  Frieden,  theils  unentgeltlich,  theils  gegen  eine 
vom  Staate  einseitig  festgestellte  Entschädigung. 

c)  Die  Hingabe  spezieller  Vermögensobjecte  für  den  Gemeinbedarf 
gegen  Entschädigung. 

ETI.  Die  Dienste  dagegen  können  entweder  in  Geld  schätzbare,  zu- 
meist der  Befriedigung  ökonomischer  Interessen  dienende  gemeine 
Sacharbeiten,  oder  persönliche  Dienste  sein. 

- 

Die  erstem  (körperliche  Arbeiten,  Hand-  und  Zugdienste)  werden 
für  Gemeindeerfordernisse,  z.  B.  zur  Erhaltung  der  Gemeindestrassen,  zur 
Schneeschaufelung  etc.,  nach  ihrem  Geldwerthe  gleich  Steuern  umgelegt; 
sie  können  auch  durch  taugliche  Stellvertreter  geleistet  oder  nach  ihrem 
Werthe  durch  Geldleistungen  reluirt  werden. 

Dagegen  findet  bei  persönlichen  Diensten  regelmässig  eine  Stell- 
vertretung nicht  statt,  weil  der  Staat  ein  Interesse  an  der  Thätigkeit 
einer  bestimmten  Person  hat 

Anwendungsfälle  der  persönlichen  Dienstpflicht  sind: 

a)  Die  Zeugenpflicht  und  die  Anzeigepflicht  im  Straf-,  Civil-  und 
Admin  istrati  werfahren ; 

b)  die  Verpflichtung  zur  Uebernahme  gewisser  Aemter  in  der  Com- 
munalverwaltung.  Der  Staat  erzwingt  diese  Pflicht  indirect  theils 
durch  Androhung  von  Bechtsnachtheilen,  theils  durch  Ordnungsbussen, 
die  bei  grundloser  Verweigerung  verhängt  werden. 

c)  Im  Gebiete  der  Justiz  erscheint  die  Dienstpflicht:  «)  als  Ver- 
pflichtung zur  Uebernahme  von  Vormundschaften  ($  195  a.  b.  G.  B.); 
ff)  als  Verpflichtung  zur  Uebernahme  des  Geschwornendienstes  (Ges. 
v.  23.  Mai  1873  B.  121);  y)  als  Verpflichtung,  sich  im  Strafprocesse 
als  Gerichtszeuge  zur  Controlle  der  genauen  Protokollirung  der  vor- 
genommenen Untersuchungshandlungen  verwenden  zu  lassen  (§  143  St. 
P.  0.),  und  $)  als  Verpflichtung  der  Advocaten  zur  Uebernahme  un- 
entgeltlicher Parteivertretungen  (§  16  Adv.  Odg.  6.  Juli  1868  B.  96). 

d)  Der  wichtigste  Anwendungsfall  der  persönlichen  Dienstpflicht  ist 
die  Wehrpflicht. 

IV.  Oeffentiichen  Pflichten  kann  sich  der  Einzelne  nur  vermöge 
eines  gesetzlich  bestimmten  Befreiungsgrundes  entziehen.  Wird  Jemand 
ohne  Eintritt  der  gesetzlichen  Voraussetzungen  und  trotz  Vorhandensein 
eines  Befreiungsgrundes  zur  Leistung  dieser  Pflichten  herangezogen, 
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so  liegt  hierin  ein  Eingriff  in  seine  Rechtssphäre,  gegen  die  ihm  die 
Beschwerde  zusteht. 

HE.  Politische  und  bürgerliche  Hechte. 

§  30. 

a)  Politische  Rechte. 

I.  Die  politischen  Rechte  umfassen: 

a)  Die  Zustandsrechte,  als  Organ  des  Staates  zu  fungiren; 

b)  dieRechte,an  der  Bi  1  dun  g  staatlicher  Organe  T  heil  zunehmen. 
Das  höchste,  wohlerworbene  politische  Individualrecht  ist  das  Mon- 
archenrecht selbst. 

Den  Unterthanen  kommen  politische  Rechte  insofern  zu,  als  neben 
dem  Monarchen  auch  andere  Organe  bestehen,  durch  deren  Zusammen- 
wirken untereinander  und  mit  dem  Monarchen  sich  der  Staatswille  äussert. 

Politische  Rechte  können  Individuen  oder  juristischen  Personen  zu- 
kommen. Bei  letzteren  beruhen  die  politischen  Rechte  regelmassig 
unmittelbar  auf  einem  Rechtssatze,  während  bei  Individuen  Erwerb  und 
Verlust  politischer  Rechte  durch  das  Eintreten  der  im  objectiven  Recht 
vorgesehenen  juristischen  Thatsachen  stattfindet. 

II.  Kraft  Rechtssatzes  stehen  Corporationen  politische  Rechte  zu, 
insofern  sie  im  Auftrage  dos  Staates  obrigkeitliche  Rechte  ausüben, 
oder  bei  der  Bildung  staatlicher  Organe  mitwirken. 

Hierher  gehören  also: 

a)  Die  politischen  Befugnisse  der  Selbstverwaltungskörper  (Gemeinde, 
Bezirk,  Land). 

b)  Das  Recht  der  Universitäten,  durch  den  jeweiligen  Rector  im  Land- 
tage vertreten  zu  sein;  die  Rechte  der  Kirche  auf  Vertretung  durch 
die  Ordinarien  in  den  Landtagen  und  durch  die  Erzbischöfe  und  Fürst- 
bischöfe im  Herrenhause. 

c)  Die  Wahlrechte  der  Handelskammern  für  Landtag  und  Reichsrath. 
Andere  juristische  Personen,  z.  B.  Actiengesellschaften,  Stiftungen,  können 
nach  Massgabe  der  Gemeinde-  und  Landtagswahlordnungen  politische 
Rechte  gleich  Individuen  bei  Eintritt  der  für  letztere  massgebenden 
Voraussetzungen  ausüben. 

III.  Politische  Rechte  der  Individuen  sind: 

1.  Die  activen  Wahlrechte  der  Staatsbürger  zur  Bildung  der  Ver- 
tretungskörper  (Gemeindevertretung,  Landtage,  Reichsrath). 

2.  Der  Anspruch,  als  Mitglied  eines  Vertretungskörpers  zu  gelten,  z.  B. 
einer  Gemeindevertretung,  eines  Landtages,  des  Herren-  oder  Abgeord- 
netenhauses des  Reichsrathes. 
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3.  Die  Besorgung  von  Communalämtern  und  des  Geschworenendienstes. 
Politische  Rechte  kommen  den  einzelnen  Staatsbürgern  nur  bei 
Eintritt  der  gesetzlichen  Voraussetzungen  zu. 

Namentlich  ist  die  Ausübung  der  activen  Wahlrechte  von  natür- 
lichen, staatlichen  und  socialen  Zuständen  der  Einzelnen,  sowie  von 
wirthschaftlichem  Besitz  oder  von  Einkommen  abhängig.  Es  wird  im 
Allgemeinen  zur  Ausübung  politischer  Wahlrechte  Staatsbürgerschaft, 
männliches  Geschlecht,  Unbescholtenheit,  der  Nachweis  eines  besteuerten 
Einkommens,  oder  der  Besitz  besteuerter  Liegenschaften,  oder  der  Be- 
trieb besteuerter  Gewerbe  gefordert. 

Die  Theilnahrae  an  collegialen  Organen  des  Staates  und  der  Selbst- 
▼erwaltungskörper  und  die  Besorgung  staatlicher  Funktionen  dagegen 
setzt  voraus: 

1.  persönliche  Fähigkeit,  die  durch  das  Vorhandensein  subjectiver 
Zustände  begründet  wird,  und 

2.  eine  besondere  Erwerbungsart,  als:  a)  eine  staatliche  Verfü- 
gung; b)  Wahl  oder  Bestimmung  durch  das  Loos. 

§  31. 

b)  Bürgerliche  Rechte. 

Die  bürgerlichen  Rechte  sollen  dem  Einzelnen  die  Theilnahrae  an 
den  seine  persönlichen,  wirthschaftlichen  und  Culturinteressen  befriedi- 
genden Wohlthaten  des  Gemeinwesens  sichern. 

Die  bürgerlichen  Rechte  können  sein: 

1.  Sog.  Zustandsrechte,  d.  h.  jene  Rechte,  die  auf  Anerkennung 
der  Mitgliedschaft  am  Staats-  oder  an  einem  Verwaltungsverbande 
gerichtet  sind.  Hierher  gehören  die  Staatsbürgerschaft  selbst  und  das 
Heimathsrecht  Beide  Rechte  gewähren  den  unentziehbaren  Anspruch 
auf  Aufenthalt  im  Staats-  beziehungsweise  Gemeindegebiete  und  bilden 
die  Voraussetzung  anderweitiger  Rechte. 

2.  Ansprüche  auf  öffentliche  Leistungen,  seien  es  persönliche 
Dienste,  seien  es  Sachleistungen,  wodurch  dem  Einzelnen  Schutz  und 
Fürsorge  zu  Theil  wird. 

Die  Staatsbürger  haben: 

a)  Anspruch  auf  völkerrechtlichen  Schutz  fremden  Staaten 
gegenüber.  Dieser  Schutz  wird  durch  die  äussere  Verwaltung  gewährt 
und  fällt  nach  dem  positiven  Rechte  Oesterreichs  in  den  Competenzkreis  des 
österreichisch-ungarischen  Gesammtstaates  und  seines  Behördenorganismus. 
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b)  Ansprach  auf  Schutz  der  individuellen  Rechtssphäre  durch  die 
Rechtepflege. 

c)  Anspruch  auf  fürsorgende  Thätigkeit  durch  die  Polizei-,  Wirt- 
schafte-, Unterrichts-  und  Cultusverwaltung  (sog.  innere  Verwaltung). 

Das  Detail  hierüber  gehört  in  das  Verwaltungsrecht 
Der  Inhalt  dieser  Ansprüche  kann  gerichtet  sein:  a)  auf  ein 
persönliches  Handeln  der  öffentlichen  Organe  im  Interesse  des  Ein- 
zelnen; ß)  auf  Darbietung  des  Gemeingebrauches  Öffentlicher  Sachen, 
die  zwar  Staats-  oder  Corporationseigenthum  sind,  bei  denen  jedoch 
diese  privatrechtliche  Seite  durch  ihre  Zweckbestimmung  für  den  öffent- 
lichen Gebrauch  zurücktritt;  y)  auf  Benutzung  des  Gebrauchsvermögens 
und  der  Dienstleistungen  organisirter  öffentlicher  Anstalten,  z.  B.  der 
Kranken-,  Bildungs-,  Verkehrsanstalten,  und  9)  auf  Gewährung  von 
Unterhalt  im  Falle  der  Verarmung. 

IV.  Schranken  gegenüber  der  Persönlichkeit. 

§  32. 

Das  Recht  der  Persönlichkeit. 

Anerkennung  des  Rechtes  der  Persönlichkeit  bedeutet  Befreiung 
von  den  das  Recht  der  Persönlichkeit  mindernden  Subjections Verhält- 
nissen. Historisch  hatte  sich  die  Leibeigenschaft  des  Bauernstandes 
entwickelt.  Diese  wurde  1781 — 1782  aufgehoben  und  in  ein  gemässig- 
tes Unterthansverhältniss  (nexus  subditelae)  verwandelt  Es  sollte  fortan 
jedem  Unterthan  gegen  vorherige  Anzeige  und  unentgeltlichen  Meld- 
zettel die  Verehelichung  gestattet  sein. 

Ingleichen  sollte  jedem  Unterthan  unverwehrt  sein,  mit  Beachtung 
der  Conscriptionsvorschriften  von  seiner  Herrschaft  wegzuziehen  und 
gegen  Vorweisung  des  bei  der  früheren  Gutsobrigkeit  behobenen  Ent- 
lassscheins sich  wo  immer  im  Lande  niederzulassen,  Dienste  zu  suchen 
und  nach  Willkür  Handwerke  und  Künste  zu  lernen. 

Die  Hofdienste  wurden  auf  die  Waisendienste  beschränkt,  welche 
die  rücksichtlich  beider  Eltern  verwaisten  Unterthanen  als  Aequivalent 
der  von  der  Herrschaft  unentgeltlich  geführten  Vormundschaft  in  der 
Maximaldauer  von  drei  Jahren  zu  leisten  hatten. 

Die  Unterthänigkeit  war  eine  zweifache:  eine  persönliche  (nexus 
subditelae  personalis)  und  eine  dingliche  (nexus  subditelae  realis). 

Die  persönliche  Unterthänigkeit  wurde  begründet: 

a)  durch  Geburt,  indem  Kinder  unterthäniger  Eltern  derjenigen  Herr- 
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schaft  unterthänig  wurden,  welcher  die  Eltern  zur  Zeit  der  Geburt  unter- 
thänig  waren. 

b)  Personen  weiblichen  Geschlechtes,  welche  einen  unterthänigen 
Mann  heiratheten,  traten  in  jene  Untertänigkeit,  zu  welcher  dieser  ver- 
pflichtet war. 

c)  durch  Vertrag. 

Die  Personalunterthänigkeit  horte  auf  durch  Entlassung. 

Die  Hauptverbindlichkeit  der  Unterthanen  bestand  in  der  Leistung 
von  Diensten,  die  wesentlich  zur  Bewirthschaftung  und  Benutzung  der 
herrschaftlichen  Grundstücke  bestimmt  waren.  Hierzu  waren  vermöge 
des  persönlichen  Verbandes  alle  Unterthanen  verpflichtet,  auch  dann, 
wenn  sie  nicht  Grundbesitzer  waren ;  daher  auch  die  sog.  Inwohner. 

Ueberdies  zeigte  sich  das  Gewaltverhältniss,  in  welchem  die  Unter- 
thanen zur  Gutsherrschaft  standen,  in  folgendem: 

a)  sie  unterstanden  der  patrimonialen  Personalgerichtsbarkeit  der 
Grundobrigkeit;  !) 

b)  sie  mussten  bei  Verehelichung  und  Uebersiedelung  den  obrigkeit- 
lichen Consens  durch  Behebung  des  Meldzettels  und  Entlassscheines 
einholen. 

c)  Sie  schuldeten  den  Anordnungen  und  Verfugungen  der  Grundobrig- 
keit Gehorsam,  der  durch  Zwangs-  und  Strafmittel  von  dieser  selbst  er- 
zwungen werden  konnte. 

Eigentliche  Unterthansbeschwerden  gegen  die  Grundobrigkeit, 
welche  aus  dem  Unterthänigkeitsverhältnisse  entstanden,  z.  B.  über 
Bobotprägravation,  Verweigerung  des  Entlassscheines,  waren  nach  er- 
folgloser Vorstellung  bei  der  Grundobrigkeit  selbst  an  die  Kreisämter  zu 
richten,  und  von  diesen  und  im  administrativen  Instanzenzuge  von  den 
Landes-  und  Hofstellen  zu  entscheiden. 

Von  dem  persönlichen  Unterthansverbande  wesentlich  verschieden 
war  der  nexns  subditelae  realis,  der  durch  die  Ueberlassung  eines 
landtäflichen  Grundstückes  als  Lehns-,  Erbpacht-,  Erbzins-  oder  Zehent- 
gut entstand.  Hier  entsprangen  die  Dienste  und  sonstigen  Prästationen 
aus  dem  der  Grundobrigkeit  vorbehaltenen  Obereigenthum,  oder  hatten 
den  Charakter  von  Beallasten. 

Als  Gegenwirkung  des  persönlichen  Unterthansverhältnisses  bestand 
die  Verpflichtung  zum  Schutze,  der  Vertretung  und  Unterstützung  der 
Unterthanen.  Durch  das  kaiserliche  Patent  v.  7.  Sept.  1848  wurde  die 
Untertänigkeit  und  das  schutzobrigkeitliche  Verhältnis  aufgehoben 
und  damit  die  persönliche  Freiheit  des  Bauernstandes  begründet.  Ver- 

')  Böhm.  L.  0.  H.  7.  Jurisdictions-Norm  v.  11.  Febr.  1784.   §  28. 
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hältnisse,  in  denen  ein  Mensch  der  Gewalt  anderer  fremder  Privat- 
personen unfreiwillig  und  erblich  unterworfen  ist,  sind  dermalen  durch 
zwei  Rechtssätze  ausgeschlossen: 

a)  durch  das  Verbot  der  Sclaverei  und  Leibeigenschaft  und  der 
Ausübung  einer  sich  darauf  beziehenden  Macht; *) 

b)  durch  die  staatsgrundgesetzliche  Bestimmung,  dass  jeder  Unter- 
thänigkeits-  und  Hörigkeitsverband  für  immer  aufgehoben  ist.2) 

§  33. 

Schutz  der  persönlichen  Freiheit.3) 

Der  Schutz  der  persönlichen  Freiheit  umfasst: 

I.  Den  Schutz  gegen  willkürliche  Verfügung  von  Strafen,  insbe- 
sondere von  Freiheitsstrafen.  Eine  Handlung  oder  Unterlassung  kann 
nur  dann  mit  einer  Strafe  belegt  werden, 

a)  wenn  diese  Strafe  gesetzlich  bestimmt  war,  bevor  die  Handlung, 
beziehungsweise  Unterlassung  begangen  wurde;  und 

b)  ein  Strafverfahren  innerhalb  der  gesetzlichen  Form  von  der  zu- 
ständigen Behörde  eingeleitet  und  durchgeführt  worden  ist.4)  Niemand 
darf  seinem  gesetzlichen  Richter  entzogen  werden.5) 

II.  Eine  Beschränkung  der  persönlichen  Freiheit  durch  Festneh- 
mung ist  nur  unter  den  gesetzlichen  Formen  zulässig.  Dieselbe 
kann  entweder  ein  strafprocessualischerAct  sein,  der  sich  gegen 
eine  eines  Delictes  verdächtige  Person  richtet,  oder  eine  polizeiliche, 
zum  eigenen  Schutze  des  Festgenommenen  oder  aus  Rücksichten  der 
öffentlichen  Sicherheit  und  Ordnung  verfügte  Massregel. 

Die  Festnehmung  des  Angeschuldigten  durch  die  Organe  der  ge- 


!)  §  16  a.  b.  G.  B.  Jeder  Sclave  wird  in  dem  Augenblicke  frei,  in 
dem  er  das  österreichische  Staatsgebiet  oder  ein  österreichisches  Schiff  be- 
tritt. Ebenso  erlangt  jeder  Sclave  auch  im  Auslande  seine  Freiheit  in  dem 
Augenblicke,  als  er  im  Auslande,  aus  was  immer  für  einem  Titel,  an  einen 
österreichischen  Staatsbürger  überlassen  wird. 

*)  Art.  VH.  St.-G.  21.  Dec.  1867  R.  142. 

3)  Vgl.  die  Artikel  Haftbefehl  (n.  225)  und  Untersuchungshaft 
(Ol.  946)  in  dem  Rechtslexicon  von  Holtzendorff.  Sunde  1  in,  Die  Habeas- 
Corpus-Acte  zum  Schutze  der  persönlichen  Freiheit  1862.  A.  Zucker,  Die 
Untersuchungshaft  vom  Standpunkt  der  österr.  St.  P.  Gesetzgebung  1873 
bis  1879.  Vgl.  Art.  VÜI.  St.-G.  R.  und  Ges.  27.  Oct.  1862  R.  87,  dann 
St  P.  0.  23.  Mai  1873,  XIV.  Hptst. 

«)  §  1  St.  P.  0.,  Art.  IV.  K.  P.  zum  Strafgesetze. 

5)  §  1  Ges.  27.  Oct.  1862  R.  87.  Vgl.  über  den  Sinn  dieses  Satzes : 
Hye,  Sammlung  der  Erkenntnisse  des  Reichsgerichtes.  V.  Bd.  Einleitung 
Nr.  83.  S.  XXVm. 
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richtlichen  Polizei  und  dadurch  vom  Untersuchungsrichter  verschiedene 
richterliche  Beamte  nennt  man  die  vorläufige  Verwahrun  g.  Diese 
muss  hinnen  48  Stunden  mit  der  Freilassung  oder  der  Vorführung  vor  den 
Untersuchungsrichter  enden,  welcher  entweder  die  Untersuchungshaft  ver- 
hängt oder  die  Entlassung  verfugt.  (§§  177  und  179  der  St.  P.  0.).  Ver- 
schieden davon  ist  die  vom  Untersuchungsrichter  mittelst  Desondern,  über 
Verlangen  schriftlich  auszufertigenden  Beschlusses  verfugte  Haft.  Sie 
unterscheidet  sich  von  der  vorläufigen  Verwahrung  dadurch,  dass  die- 
selbe nicht  auf  eine  kurze  Zeit,  sondern  zumeist  auf  die  Dauer  der 
ganzen  Voruntersuchung  oder  des  ganzen  Strafverfahrens  stattfindet. 
Sie  ist  zu  verhängen  bei  Fluchtverdacht,  bei  Collusionsgefahr,  bei  Ge- 
fahr der  wirklichen  Ausführung  des  versuchten  oder  begonnenen  De- 
lictes  oder  Gefahr  der  Wiederholung,  endlich,  wenn  es  sich  um  ein 
Verbrechen  handelt,  welches  mit  Todes-  oder  einer  mindestens  zehn- 
jährigen Kerkerstrafe  bedroht  ist.  Sofern  es  sich  nicht  um  ein  Ver- 
brechen handelt,  bei  welchem  nach  dem  Gesetze  auf  die  Todesstrafe  oder 
auf  eine  mindestens  fünfjährige  Kerkerstrafe  zu  erkennen  ist,  muss  die 
wegen  Verdachtes  der  Flucht  verhängte  Haft  gegen  Caution  oder  Bürg- 
schaft aufgehoben  werden  ($  192  St.  P.  0.).  Die  Untersuchungshaft 
und  die  vorläufige  Verwahrung  sind  mit  Wegfall  ihres  Grundes  sofort 
aufzuheben  ($  196  St.  P.  0.);  die  Collusionshaft  darf  nicht  über  zwei 
Monate  ausgedehnt  werden. 

HI.  Niemand  kann  zum  Aufenthalte  in  einem  bestimmten  Orte 
oder  Gebiete  ohne  rechtlich  begründete  Verpflichtung  verhalten  (inter- 
nirt,  confinirt)  werden.1) 

IV.  Der  Schutz  dieser  Grundrechte  liegt  a)  in  der  strafgerichtlichen 
Verantwortlichkeit  der  eine  Festnehmung  widerrechtlich  verfugenden  oder 
verlängernden  Beamten  ($  6  Ges.  27.  Oct  1862),  und  b)  darin  dass  jede 
gesetzwidrig  verfugte  oder  verlängerte  Verhaftung  den  Staat  zum  Scha- 
denersatze an  den  Verletzten  verpflichtet.2) 

§  34. 

Schatz  des  Hansrechtes.3) 

Das  Eindringen  in  die  Wohnung  und  sonstige  zum  Hauswesen 
gehörige  Bäumlichkeiten  wider  den  Willen  des  Inhabers  kann  geschehen : 


!)  §  5  Ges.  v.  27.  Oct.  1862.    Das  Nähere  gehört  in  das  Polizeirecht. 

*)  Art.  Vm.  St.  G.  über  die  allg.  R.  d.  St.  B.  Ueber  die  Geltend- 
machung solcher  Ersatzansprüche  gegen  richterliche  Beamte  vgl.  §  27  Ges. 
12.  Juli  1872  R.  112. 

3)  Vgl.  Art.  Durchsuchung  in  Holtzendorff,  Rechtslexicon  I.  574. 
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I.  im  Strafprocesse,  entweder  um  den  Verbrecher  zu  ergreifen  oder 
um  Beweismittel  aufzufinden. 

Die  Haussuchung  kann  erfolgen: 

a)  auf  Grund  eines  richterlichen  begründeten  Befehles; 

b)  auch  ohne  richterlichen  Befehl  durch  die  Beamten  der  gerichtl- 
ichen Polizei  bei  Gefahr  im  Verzuge  auf  Grund  einer  den  Abge- 
ordneten der  Behörde  ertheilten  schriftlichen  Ermächtigung;1) 

c)  bei  Eintritt  besonderer  Voraussetzungen,  als:  Bestehen  eines 
Vorfohrungs-  oder  Verhaftbefehles;  des  Betretens  auf  frischer  That; 
öffentlicher  Nachtheile ;  des  durch  Öffentlichen  Ruf  oder  durch  den 
Besitz  bedenklicher  Gegenstände  begründeten  Verdachtes  einer  straf- 
baren Handlung  können  auch  einzelne  Sicherheitsorgane,  z.  B.  die 
Gensdarmen,  in  das  Haus  eindringen,  um  flüchtige  Verbrecher  zu  Stande 
zu  bringen.2) 

II.  Zum  Zwecke  der  polizeilichen  und  finanziellen  Aufsicht  können 
von  den  Organen  derselben  Hausdurchsuchungen  nur  in  den  durch  das 
Gesetz  bestimmten  Fällen  stattfinden. 

So  darf  bei  den  unter  polizeiliche  Aufsicht  gestellten  Personen  (Ges. 
10.  Mai  1873)  jederzeit  eine  Haussuchung  vorgenommen  werden. 

Ebenso  gestatten  die  Zoll-  und  Monopols-,  dann  die  Gefallsgesetze 
Revisionen  bei  den  Gewerbtreibenden  in  den  Betriebs-  und  Verschleiss- 
stätten  derselben,  und  wenn  dieselben  unter  besondere  Aufsicht  gestellt 
worden  sind,  auch  in  den  Wohnungsbestandtheilen.8) 

§  35. 

Schatz  des  Briefgeheimnisses.4) 

I.  Garantien  gegen  das  Erbrechen  von  Briefen  und  andern  ver- 
siegelten Schriften  gewährt  das  Recht  in  doppelter  Richtung;  zunächst 
gegenüber  den  Behörden  und  sodann  gegenüber  Privatpersonen. 

Art.  IX.  St.-G.  allg.  R.  der  St.  B. ;  Ges.  zum  Schutze  des  Hausrechtes  27. 
Oct.  1862  R.  88.  —  St.  P.  0.  23.  Mai  1873,  §  139  ff. 

*)  Diese  zum  Zwecke  der  Strafgerichtspflege  vorgenommenen  Unter- 
suchungen sind  bloss  an  das  Erforderniss  der  Gefahr  im  Verzuge  gebunden, 
während  die  von  einzelnen  Sicherheitsorganen  vorgenommenen  Hausdurch- 
suchungen (c)  an  strengere  Bedingungen  geknüpft  sind.  E.  R.  G.  17.  Juli 
1878  Z.  140.    (Hye  152.) 

*)  §  2  al.  2  Ges.  27.  Oct  1862  R.  88. 

»)  Blonski,  Finanzgesetzkunde  I.  413.  §§  270-274  der  Zoll-  und 
Monopols-Ordnung. 

4)  Art.  X.  St.  G.  über  die  allg.  Rechte  der  Staatsbürger  u.  Ges.  v. 
6.  April  1870  zum  Schutze  des  Briefgeheimnisses.  Holtzendorff,  Hand- 
buch des  deutschen  Strafrechts  Bd.  III.  S.  844  und  1002.  Art.  Brief- 
verletzung in  dessen  Rechtslexikon  Bd.  I.  S.  421. 
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In  der  ersten  Richtung  ist  das  Brief-  und  Schriftengeheimniss 
staatsgrundgesetzlich  gewährleistet  „Das  Briefgeheimnis  darf  nicht 
verletzt  and  die  Beschlagnahme  von  Briefen,  ausser  dem  Fall  einer 
gesetzlichen  Verhaftung  oder  Haussuchung  nur  in  Kriegsfällen  oder 
auf  Grund  eines  richterlichen  Befehles  in  Gemässheit  bestehender  Ge- 
setze vorgenommen  werden"  (Art.  X  St  G.).  Die  nähere  Ausfuhrung 
dieses  Grundsatzes  enthält  theils  das  Gesetz  vom  6.  April  1870  B.  42, 
theils  die  Strarprocessordnung. 

IL  Die  letztere  knüpft  die  Durchsuchung  von  Papieren,  um  darunter 
die  für  eine  strafgerichtliche  Untersuchung  bedeutsamen  Schriften  zu 
finden,  wegen  ihres  drückenden,  in  das  Innerste  des  individuellen  Lebens 
eindringenden  Charakters  an  strengere  Bedingungen  als  eine  gewöhn- 
liche Hausdurchsuchung.  Eine  Durchsuchung  von  Papieren  anlässlich 
einer  Haussuchung  ist  nur  dann  gestattet,  wenn  der  Inhaber  dieser 
Papiere  dazu  einwilligt.  Ist  dies  nicht  der  Fall,  so  können  zwar  die 
Papiere  mit  Beschlag  belegt  werden;  sie  müssen  jedoch  sofort  versiegelt 
bei  Gericht  hinterlegt,  und  es  muss  die  Entscheidung  der  Rathskammer 
darüber  eingeholt  werden,  ob  sie  durchsucht  oder  zurückgegeben  werden 
sollen.  Entscheidet  die  Rathskammer  für  das  Erstere,  so  sind  die  Pa- 
piere vom  Untersuchungsrichter  in  Gegenwart  eines  Protokollführers, 
und  da  diese  Durchsuchung  nur  eine  Fortsetzung  der  Haussuchung  ist, 
anch  in  Gegenwart  zweier  Gerichtszeugen  zu  durchsuchen. 

III.  Eine  weitere  Beschränkung  des  Brief-  und  Schriftengeheim- 
nisses im  Interesse  der  Strafrechtspflege  besteht  darin,  dass  Telegramme, 
Briefe  und  Sendungen,  die  eine  bereits  wegen  eines  Verbrechens  oder 
Vergehens  verhaftete  Person,  oder  Jemand,  gegen  den  bereits  ein  Vor- 
rährungs-  oder  Verhaftsbefehl  erlassen  wurde,  absendet,  oder  als 
Adressat  erhalten  soll,  über  Verfugung  des  Untersuchungsrichters  von 
den  Post-  und  Telegraphenämtern  und  den  sonstigen  Versendungsanstal- 
ten auszuliefern  sind.  Jedoch  trägt  das  Gesetz  auch  hier  Sorge,  dass 
die  Interessen  der  von  der  Beschlagnahme  betroffenen  Personen  ge- 
wahrt werden  und  die  Gefahr  eines  Missbrauches  dieser  Massregel  be- 
seitigt werde.  Die  Eröffnung  der  mit  Beschlag  belegten  Briefe  wider 
den  Willen  des  Beschuldigten,  kann  nur  über  Beschluss  der  Rathskammer 
erfolgen.  Die  für  die  Untersuchung  belanglosen  Briefe  und  Telegramme 
sind  dem  Beschuldigten,  oder  für  den  Fall  seiner  Abwesenheit  seinen 
Angehörigen  ganz  oder  auszugsweise  mitzutheilen  oder  dem  Aufgeber 
zurückzustellen,  dem  die  erfolgte  Beschlagnahme  Jederzeit  bekannt  zu 
geben  ist») 

')  Vgl.  über  die  Punkte  II  und  in  die  Strarprocessordnung  v.  23.  Mai 
1873  (§§  145—149).    Dazu  den  Commentar  von  Rulf.  2.  Aufl.  1874. 
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IV.  Von  der  Concurseröffnung  sind  von  dem  Concursgerichte  die 
Post-  und  Telegraphenämter  zu  verständigen,  welche  alle  für  den  Ge- 
meinschuldner eingehenden  Sendungen,  Briefe,  Telegramme  dem  Masse- 
verwalter insolange  auszufolgen  haben,  als  die  Fortdauer  dieser  Mass- 
regel zur  Wahrung  der  Bechte  der  Gläubiger  nothwendig  erscheint.1) 

V.  Endlich  gestatten  die  Postgesetze  die  Eröffnung  unbestellbarer 
Postsendungen;  die  bezüglichen  Nonnen  der  Briefpostordnung  sind 
durch  die  Gesetze  zum  Schutze  des  Briefgeheimnisses  unberührt  geblie- 
ben. Ebenso  ist  die  Eröffnung  von  Briefen  zum  ausschliesslichen 
Zwecke  ihrer  Desinficirung  behufs  Abwehr  ansteckender  Krankheiten 
gestattet.1) 

VI.  Wird  der  Art.  X.  des  Staatsgrundgesetzes  über  die  allgemeinen 
Rechte  der  Staatsbürger  wegen  Ausbruchs  eines  Krieges,  oder  wegen 
drohender  Kriegsgefahr  oder  innerer  Unruhen  suspendirt,  so  kann  die 
Beschlagnahme  und  Eröffnung  von  Briefen  auch  ausser  den  Fällen 
der  Haussuchung  oder  der  Verhaftung  und  ohne  richterlichen  Befehl 
vorgenommen  werden.3) 

VII.  Der  strafrechtliche  Schutz  des  Briefgeheimnisses  erstreckt  sich 
nach  zwei  Richtungen: 

a)  die  absichtliche  Eröffnung  oder  Unterdrückung  von  Briefen  und 
versiegelten  Schriften  ist,  wenn  sie  von  einem  Beamten  oder  Diener 
oder  einer  andern  in  öffentlichen  Diensten  bestellten  Person  in  Aus- 
übung des  Amtes  oder  Dienstes  verübt  wurde,  möglicherweise  das  Ver- 
brechen des  Missbrauchs  der  Amtsgewalt,  jedenfalls  aber  eine  mit  Arrest 
bis  zu  sechs  Monaten  kriminell  zu  bestrafende  Uebertretung. 

b)  Wird  die  Eröffnung  oder  Unterdrückung  von  einer  Privatperson 
vorgenommen,  so  bildet  dieselbe  ein  besonderes  mit  Geldstrafe  bis  zu 
500  Gulden  oder  Arrest  bis  zu  drei  Monaten  zu  bestrafendes  Antrags- 
delikt  (Uebertretung),  insofern  nicht  etwa  der  Thatbestand  eines  strenger 
zu  ahndenden  Delictes  vorliegt4) 

V.  Verhältniss  der  Staatsgewalt  zu  den  Lebens- 
äusserungen der  Persönlichkeit. 

§  36.  Freizügigkeit l) 

Die  Freizügigkeit  umfasst  als  Freiheit  der  persönlichen  und  wirth- 
schaftlichen  Bewegung  ein  doppeltes  Recht: 

l)  §  89  C.  0.  v.  25.  Dez.  1868  R.  1  (1869.) 
*)  §  5  Ges.  6.  April  1870  R.  42  und  Ges.  26.  Mai  1879  R.  79. 
*)  §  4  Ges.  6.  April  1870  und  §  5  Ges.  5.  Mai  1869  R.  66. 
4)  §  1  Ges.  6.  April  1870. 

&)  Art.  Freizügigkeit  in  Holtzendorffs  Rechtslexicon  I.  919.  Art. 
Niederlassung  in  Bluntschli's  St.  W.  B.    VII.  Bd.  S.  298. 
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I.  Die  Aus  Wanderungsfreiheit.  Dieselbe  hat  wieder  eine 
doppelte  Bedeutung.  Sie  begreift  in  sich  a)  das  Recht,  die  Staatsan- 
gehörigkeit aufzugeben  (Auswanderung  im  technischen  Sinne)  und 
b)  das  Recht,  unter  Beibehaltung  der  Staatsangehörigkeit,  den  Aufent- 
halt im  Auslande  zu  nehmen. 

Voraussetzung  der  Ausübung  dieser  Befugnisse  ist  bei  unselb- 
ständigen Personen  die  Zustimmung  ihrer  gesetzlichen  Vertreter.  Ob 
im  Sinne  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches  zur  rechtswirk- 
samen Erklärung  der  Auswanderung  eines  unter  väterlicher  Gewalt 
stehenden  Minderjährigen  nebst  der  Zustimmung  seines  ehelichen  Vaters 
auch  die  Zustimmung  der  Pflegschaftsbehörde  erforderlich  ist,  haben 
die  ordentlichen  Gerichte  zu  entscheiden.1)  Nach  dem  Auswanderungs- 
patente  vom  24.  März  1832  war  die  Auswanderung  an  eine  voraus- 
gehende Bewilligung  der  politischen  Landesstelle  geknüpft.  Jede  ohne 
diese  Bewilligung  erfolgte  Auswanderung  war  eine  unbefugte.  Gegen- 
wärtig ist  die  Auswanderung  nur  durch  die  Wehrpflicht  «beschränkt 
(Art  IV.  St.  G.).  Es  bedürfen  demnach  gegenwärtig  nur  jene  Öster- 
reichischen Staatsbürger  einer  besonderen  Auswanderungsbewilligung  r 
welche  entweder  im  Verbände  des  stehenden  Heeres,  der  Ersatzreserve 
oder  Landwehr  stehen,  oder  zur  Leistung  der  Wehrpflicht  wegen  Erreichung 
d*s  wehrpflichtigen  Alters  herangezogen  werden  können.  Die  Bewilligung 
zur  Auswanderung  ertheilt  bezüglich  der  Personen  des  stehenden  Heeres 
und  der  Ersatzreserve  das  Reichskriegsministerium,  bezüglich  aller 
anderen  Personen  dagegen  das  Landesvertheidigungs-Ministerium. 

Eine  unbefugte  Auswanderung  im  Sinne  des  Auswanderungspatentes 
giebt  es  daher  nicht  mehr;  es  treffen  daher  diejenigen  Personen,  welche 
sich  durch  Auswanderung  der  Wehrpflicht  entziehen,  nicht  mehr  die  Fol- 
gen dieses  Patentes,  sondern  die  Rechtsfolgen  der  Desertion  oder  der 
verweigerten  Wehrpflicht. 

Dagegen  ist  es  nicht  ausgeschlossen,  dass  die  Verwaltungsbehörden 
auch  solchen  Personen,  deren  Auswanderung  durch  die  Wehrpflicht 
nicht  beschränkt  ist,  über  ihr  Ansuchen  Entlassungsurkunden  aus- 
fertigen, wenn  diese  nach  den  Gesetzen  desjenigen  Staates,  in  welchen 
sich  der  Auswanderer  begiebt,  zur  Erwerbung  der  neuen  Staatsbürger- 
schaft gefordert  werden.  Diese  Entlassungsurkunden  sind  jedoch  in 
diesem  Falle  ein  blosses  Zeugniss,  dass  dem  Austritte  des  Gesuchstellers 
aus  dem  österreichischen  Staatsverbande  kein  Hinderniss  entgegenstehe. 

II.  Das  Recht  der  freien  Niederlassung  im  Staatsgebiete. 
„Die  Freizügigkeit  der  Person  und  des  Vermögens  im  Staatsgebiete 

l)  Entschd.  d.  R.  G.  21.  Oct.  1880  Z.  190  (Hye  Nr.  228). 
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unterliegt  keiner  Beschränkung"  (Art.  IV.  St  G.  über  die  allgemeinen 
Ii  echte  der  St.  B.).  Es  kann  daher  jeder  Staatsbürger  an  jedem  Orte 
des  Staatsgebietes  seinen  Aufenthalt  and  Wohnsitz  nehmen,  Liegen- 
schaften jeder  Art  erwerben  und  unter  den  gesetzlichen  Bedingungen 
jeden  Erwerbszweig  ausüben  (Art.  VI.  St  G.  über  d.  allg.  B.  der  St.  B.). 
Diese  staatsgrundgesetzlich  gewährleisteten  Rechte  finden  ihre  recht- 
lichen Schranken  theils  in  der  Gemeindegesetzgebung,  theils  in  den 
Normen  der  Sicherheitspolizei. 

Die  Gemeinden  können  Auswärtigen  den  Aufenthalt  in  ihrem  Ge- 
biet verweigern,  wenn  dieselben  a)  sich  über  ihre  Heimathsberechtigung 
nicht  ausweisen  können,  ß)  wenn  sie  der  öffentlichen  Mildthätigkeit 
zur  Last  fallen,  oder  y)  einen  bescholtenen  Lebenswandel  fuhren.1) 

Von  einer  Belästigung  der  öffentlichen  Mildthätigkeit  kann  aber 
nur  dann  die  Bede  sein,  wenn  entweder  Bettelei  getrieben  wird,  oder 
die  Notwendigkeit  provisorischer  Armenverpflegung  durch  die  Ge- 
meinde des  Aufenthaltes  eintritt.  2)  Bescholtenheit  des  Lebenswandels 
wird  nur  dann  anzunehmen  sein,  wenn  der  Ortsfremde  durch  sein  Ver- 
halten öffentliches  Aergerniss  giebt,  die  öffentliche  Sittlichkeit  ge- 
fährdet und  sich  daher  öffentlichem,  seine  Ehre  mindernden  Tadel 
aussetzt.8) 

Aus  sicherheitspolizeilichen  Gründen  erleidet  die  Freizügigkeit  Be- 
schränkungen: 

a)  Durch  die  Bechtsinstitute  der  Abschiebung  und  Abschaffung. 
Diese  Polizeimassregeln  können  aus  den  im  Gesetz  vom  27.  Juli  1871 
B.  88  taxativ  aufgezählten  Gründen  verfugt  werden.  Dagegen  kann, 
wenn  diese  Gründe  nicht  eintreten,  bei  einem  Inländer  bloss  aus  dem 
Grunde,  dass  seine  Anwesenheit  in  einer  Gemeinde  öffentliche  Interessen 
gefährdet,  die  Abschiebung  oder  Abschaffung  nicht  verfugt  werden.4) 

b)  Durch  die  Stellung  unter  Polizeiaufsicht  gegenüber  bestraften 
Verbrechern.  Das  Nähere  hierüber  gehört  in  die  Lehre  von  der 
Sicherheitspolizei. 

III.  Wer  als  Ortsfremder  in  eine  Gemeinde  unter  Beachtung  der 
gesetzlichen  Bedingungen  einzieht,  soll  daselbst  nicht  ungünstiger 


*)  §.  11  der  böhm.  G.  0.  Vgl.  das  Detail  in  Mayerhofer  11. 
S.  140. 

2)  Es  kann  z.  B.  der  Umstand  allein,  dass  der  Ortsfremde  das  Schul- 
geld für  seine  Kinder  nicht  bezahlen  kann,  einen  Grund,  den  Aufenthalt 
nicht  zu  gestatten,  nicht  bilden.  (E.  M.  J.  18.  März  1876  Z.  1664, 
Ztschft.  f.  V.  S.  159.    Mayerhofer  II.  S.  142.) 

3)  E.  V.  G.  17.  Oct.  1879  Z.  2003. 

*)  E.  B.  G.  22.  Oct.  1879  Z.  192  (Hye  Nr.  192.) 
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behandelt  werden,  als  die  bereits  vorhandenen  Gemeindemitglieder.  Er 
wird  daher  dadurch,  dass  er  entweder  in  der  Gemeinde  einen  Grund- 
besitz erwirbt,  oder  ein  besteuertes  Gewerbe  betreibt,  oder  sonst  während 
seines  Wohnsitzes  in  der  Gemeinde  ein  Einkommen  besteuert,  Ge- 
rn e  i  n  d  e  g  e  n  o  s  s  e  *) ;  er  ist  als  solcher  rücksichtlich  der  politischen 
Rechte  den  Gemeindeangehörigen  gleichgestellt  (Art.  IV.  St.-G.  über 
die  allgemeinen  Bechte  der  St.-B.). 

§  37. 

Erwerbs-  und  Dispositionsfreiheit. 

Dieselbe  umfasst: 

1.  Die  Anerkennung  der  allgemeinen  Privatrechtsfähigkeit. 
Jeder  Mensch  ist  als  Person  zu  betrachten  (§  16  a.  b.  G.  B.),  und  Jeder- 
mann ist  befugt,  Vermögen  zu  erwerben  (§  355  a.  b.  G.  B). 

Die  historischen  Unterschiede  des  adeligen  und  landtäflichen 
Grundbesitzes,  der  städtischen  Realitäten,  des  Rustikalbesitzes  sind  in 
Ansehung  der  Erwerbsmöglichkeit  insofern  verschwunden,  als  jedor 
Staatsbürger  Liegenschaften  jeder  Art  erwerben  kann.  Bloss  für  die 
todte  Hand  sind  Beschränkungen  in  der  Erwerbung  von  Liegenschaften 
durch  gesetzliche  Bestimmungen  zulässig. 

2.  Die  Möglichkeit,  über  sein  Vermögen  und  seine  Person  zu  ver- 
fügen, daher  die  Handlungs-,  Verpflichtungs-,  Verbürgungs-, 
Wechselfähigke  it  Inwieweit  diese  Fähigkeit  bei  einzelnen  Personen 
aus  natürlichen  Gründen  oder  bei  Personenklassen  beschränkt  ist,  be- 
handelt das  Privatrecht. 

3.  Die  Möglichkeit,  seine  wirthschaftliche  Lebensstellung 
(seinen  Beruf)  frei  zu  wählen  und  sich  für  dieselbe  auszubilden. 

,  (Art  XVIII).  Die  freie  Berufswahl  der  unter  väterlicher  oder  vormund- 
schaftlicher Gewalt  stehenden  Personen  ist  durch  die  Bestimmung  ge- 
schützt, dass  dieselben  nach  erreichter  Mündigkeit  die  Hilfe  der  Vor- 
mundschaftsbehörde gegen  den  väterlichen  oder  vormundschaftlichen 
Zwang  zu  einer  den  Neigungen  und  Fähigkeiten  des  Minderjährigen 
nicht  entsprechenden  Berufsart  ansprechen  können  (§  148,  216  a.  b.  G.  B.). 

4.  Die  Möglichkeit,  sein  Capital  und  seine  Arbeit  durch  Ausübung 
von  Erwerbszweigen  zu  verwerthen.  Hierher  gehört:  a)  die  Gewerbe- 
freiheit. Die  als  Gewerbe  bezeichneten  wirthschaftlichen  Beschäfti- 
gungen sind  in  der  Regel  freie  Beschäftigungen,  deren  Betrieb  Jeder- 
mann gestattet  ist,  soweit  nicht  im  öffentlichen  Interesse  durch  beson- 

')  Vgl.  §  7  der  Geraeindeordnungen  bei  Mayerhofer  III.  S.  138. 
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dere  gesotzliche  Vorschriften  Befähigungsnachweise  und  Concession  er- 
fordert werden.1)  b)  Die  sich  mit  Anbietung  und  Leistung  höherer 
persönlicher  Dienste  befassenden  Berufsarten  (als  der  Heil-,  Rechts-, 
Lehr-,  künstlerische  Beruf)  sind  theils  vollständig  frei  gegeben,  theils 
an  blosse  Approbation  gebunden.  In  diesen  beiden  Fällen  würde  eine, 
die  Ausübung  dieser  Berufszweige  ungeachtet  der  Erfüllung  der  gesetz- 
lichen Voraussetzungen  hindernde  administrative  Verfugung  durch  Be- 
schwerde bei  dem  Reichsgericht  angefochten  werden  können.2) 

5.  Freiheit  der  Ehoschliessung.  In  früheren  Zeiten  war 
diese3  Recht  theils  durch  die  persönliche  Unfreiheit  (Leibeigenschaft, 
ünterthänigkeit) ,  theils  durch  die  bevormundende  Polizeigewalt  des 
Staates  beschränkt. 

Die  Beschränkungen  der  ersten  Art  sind  durch  Aufhebung  der 
ünterthänigkeit  hinweggefallen.  Nach  der  zweiten  Richtung  bestand 
für  gewisse  Klassen  der  Bevölkerung,  z.  B.  für  nichtansässige  Per- 
sonen aus  der  Klasse  der  Dienstleute,  Gesellen,  Taglöhner  und  soge- 
nannter Inwohner  der  politische  Eheconsens,  der  versagt  werden  konnte, 
wenn  sich  hinsichtlich  des  Nahrungsunterhaltes  und  der  Erwerbsfähig- 
keit der  Ehewerber  Bedenken  ergaben.  Gegenwärtig  ist  in  den  meisten 
Kronländern  dieser  politische  Eheconsens  aufgehoben ;  er  besteht 
nur  noch  für  jene  Staatsbürger,  die  in  Salzburg,  Tyrol,  Vorarlberg  und 
Krain  heimathberechtigt  sind.3) 

§  38. 

Association»-  and  Versammlungsrecht. 

Die  Vereinigung  der  Menschen  zur  Verfolgung  gemeinsamer  er- 
laubter Zwecke  ist  ein  natürliches  Bedürfniss.  Die  frühere  Polizei- 
gesetzgebung beschränkte  die  Befriedigung  dieses  Bedürfnisses  im  Inter- 
esse der  öffentlichen  Sicherheit.  Namentlich  sprachen  die  Beschlüsse 
der  deutschen  Bundesversammlung  vom  5.  Juli  1832 :4) 

a)  das  Verbot  von  Vereinen  mit  politischer  Tendenz  aus;  b)  ausser- 
ordentliche Volksversammlungen  und  Feste,  welche  bisher  hinsichtlich 
der  Zeit  und  des  Ortes  weder  üblich  noch  gestattet  waren,  sollten  in 
keinem  Bundesstaate  ohne  vorausgegangene  Genehmigung  der  kompe- 
tenten Behörde  stattfinden;  c)  endlich  wurde  das  Halten  öffentlicher 

>)  Gew.-Odg.  20.  Dez.  1859  R.  227. 

2)  VK1.  E.  R.  G.  24.  Jänner  1870  Z.  4  {Hye  Nr.  2). 

3)  Hofkzld.  für  Tyrol  und  Voralberg  12.  Mai  1820  Z.  12614,  tyr. 
G.  S.  Nr.  44.    M.  J.  9.  Janner  1869  Z.  140  (Mayerhofer  III.  25). 

4)  G.  Meyer.  Corpus  juris  confoederationis  germanicae  II.  Th.  S.  251. 
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Beden  politischen  Inhalts  bei  erlaubten  Versammlungen  nnd  Volksfesten 
sowie  die  Veranstaltung  von  Adressen  nnd  Beschlüssen  untersagt. 

Diese  Beschlüsse  der  deutschen  Bundesversammlung  wurden  in 
Oesterreich,  als  mit  den  in  der  österreichischen  Monarchie  längst  be- 
stehenden Gesetzen  im  Einklänge  stehend,  mit  Hofkanzleidekret  vom 
8.  August  1832  Z.  18078  kundgemacht 

Das  Vereinsgesetz  vom  19.  October  1843  band  alle  Vereine  zu 
gemeinnützigen  Zwecken  sowie  gewisse  Formen  der  Erwerbsgesellschaften 
an  die  Genehmigung  des  Monarchen  oder  der  höheren  Verwaltungs- 
behörden. 

Erst  das  kaiserliche  Patent  vom  4.  März  1849  R.  151  über  die 
durch  die  konstitutionelle  Staatsform  gewährleisteten  politischen  Bechte 
bestimmte  (§  5):  „Die  österreichischen  Staatsbürger  haben  das  Recht, 
sich  zu  versammeln  und  Vereine  zu  bilden,  insofern  Zweck,  Mittel  oder 
Art  und  Weise  der  Versammlung  oder  Vereinigung  weder  rechtswidrig 
noch  staatsgefahrlich  sind.  Die  Ausübung  dieses  Rechtes,  sowie  die 
Bedingungen,  unter  denen  Gesellschaftsrechte  erworben,  ausgeübt  oder 
verloren  werden,  bestimmt  das  Gesetz.'* 

Das  kaiserliche  Patent  vom  17.  März  1849  R.  171  regelte  die 
Ausübung  des  Vereins-  und  Versammlungsrechtes. 

Allein  mit  Aufhebung  der  Verfassung  vom  4.  März  1849  und  der 
staatsbürgerlichen  Grundrechte  kehrte  die  österreichische  Gesetzgebung 
auf  den  früheren,  rein  polizeilichen  Standpunkt  zurück;  das  kaiserliche 
Patent  vom  26.  November  1852  R.  253,  enthaltend  ein  neues  Vereins- 
gesetz, war  im  Wesentlichen  eine  Reactivirung  des  früheren  Gesetzes 
vom  19.  October  1843.  Ausdrücklich  verboten  waren  (§  3)  Vereine, 
welche  sich  Zwecke  vorsetzen,  die  in  den  Bereich  der  Gesetzgebung 
oder  öffentlichen  Verwaltung  fallen. 

Die  Gesetze  vom  15.  NovÄber  1867  (R.  134  und  135)  regelten 
das  Vereins-  und  Versammlungsrecht  auf  neuen  Grundlagen  und  be- 
stimmten das  Maass  der  polizeilichen  Einwirkung  auf  die  nicht  für  Er- 
werbszwecke bestimmten  Vereine  und  auf  Versammlungen.  Naturgemäss 
sind  die  polizeilichen  Befugnisse  grössere  gegenüber  politischen  Vereinen 
und  gegenüber  Versammlungen  unter  freiem  Himmel.  Die  Fortdauer  des 
Vereinsgesetzes  vom  26.  November  1852  in  Ansehung  der  Erwerbsge- 
sellschaften blieb  unberührt.   Das  Nähere  gehört  ins  Verwaltungsrocht. 

Das  Staatsgrundgesetz  vom  21.  Dezember  1867  über  die  allge- 
meinen Rechte  der  Staatsbürger  (Art.  XH)  erkennt  das  Recht,  Vereine 
zu  bilden  und  sich  zu  versammeln,  principiell  an,  verweist  aber  rück- 
sichtlich der  Ausübung  auf  die  besonderen  Gesetze. 

Da  die  Gesetze  über  das  Vereins-  und  Versammlungsrecht  vom 

7* 
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• 

15.  Nov.  1867  nicht  gleich  den  Gesetzen  über  die  persönliche  Freiheit 
und  zum  Schutze  des  Hansrecht»  als  Staatsgrundgesetze  erklärt  sind,  so 
ist  die  Abänderung  jener  nicht  an  die  erschwerten  Formen  einer  Ver- 
fassungsänderung gebunden. 

§  39. 

Das  religiöse  Leben. 

I.  Religion  ist  das  zunächst  in  der  Gesinnung  und  Anschauung 
wurzelnde,  in  dem  äusseren  Cultus  sich  offenbarende  Gefühl  der  Ab- 
hängigkeit alles  Endlichen  von  einem  unendlichen  Principe.1)  Der 
Staat  gewährleistet  dem  Einzelnen  Glaubens-  und  Gewissensfrei- 
heit (Art.  XTV),  d.  h.  er  verzichtet  auf  die  Beherrschung  der  religiösen 
Ueberzeugung  der  Staatsbürger,  indem  er 

a)  von  dem  Einzelnen  weder  ein  bestimmtes  religiöses  Bekenntniss 
verlangt,  noch  das  Bekenntniss  oder  das  Leugnen  religiöser  Ansichten 
mit  Strafe  ahndet2)  und  auch 

b)  den  Genuss  der  bürgerlichen  und  politischen  Rechte  von  dem 
Religionsbekenntnisse  unabhängig  erklärt,  um  indirecten  Zwang  auszu- 
schliessen.3) 

c)  Ebenso  verzichtet  der  Staat  auf  jede  Nöthigung  des  Einzelnen, 
an  gottesdienstlichen  Gebräuchen  einer  Religionspartei,  welcher  derselbe 
nicht  angehört,  Theil  zu  nehmen,  oder  Gegenständen  und  Personen 
Verehrung  zu  bezeigen,  welche  eine  fremde  Religionspartei  für  ver- 
ehrungswürdig hält.4) 

d)  Ebenso  wenig  findet  von  Seiten  des  Staates  die  Nöthigung  statt, 
am  Gottesdienste  des  eigenen  Religionsvereines  Theil  zu  nehmen. 
Diese  Bestimmung  bezieht  sich  jedoch  nur  auf  eigenberechtigte  und  im 
Vollgenusse  ihrer  Rechte  befindliche  Riatsbürger.  Dagegen  kann  ein 
Zwang  zur  Theilnahme  stattfinden:  a)  beiden  unter  väterlicher  oder  vor- 


J)  Richter,  Lehrbuch  des  Kirchenrechtes  §.  1.  Friedrich  Thu- 
d  ich  um,  deutsches  Kirchenrecht  1877. 

2)  Die  Bestimmungen  des  §  122  lit  c.  und  d.  des  Strafgesetzes,  wo- 
mit derjenige,  welcher  einen  Christen  zum  Abfall  vom  Christenthum  zu 
verleiten  oder  eine  der  christlichen  Religion  widersprechende  Irrlehre  aus- 
zustreuen sucht,  sind  durch  das  Ges.  v.  25.  Mai  1868  R.  49  (Art.  VII) 
aufgehoben. 

3)  Der  Enterbungsgrund  des  §  768  lit.  a.  des  a.  b.  G.  B.  (Abfall 
vom  Christenthum)  ist  gleichfalls  aufgehoben  (Ges.  25.  Mai  1868  Art.  VIT). 

4)  Art.  13  Ges.  25.  Mai  1868  R.  49.  Das  Nähere  im  Verwaltungs- 
recht. 
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mundschafUicher  Gewalt  stehenden  Personen  und  bei  den  in  Straf-  oder 
Correctionshäusern  detinirten  Personen,  insofern  die  Theilnahme  an  dem 
öffentlichen  Gottesdienst  bei  den  ersteren  ein  Mittel  der  den  Eltern  zu- 
kommenden oder  von  diesen  an  Andere  übertragene  Erziehung  ist,  oder  bei 
den  zweiterwähnten  Personen  als  Besserungsmittel  angewendet  werden  soll.1) 

e)  Nach  vollendetem  vierzehnten  Lebensjahre  hat  Jedermann  ohne 
Unterschied  des  Geschlechts  die  freie  Wahl  des  Religionsbekenntnisses 
nach  seiner  eigenen  Ueberzeugung;  er  ist  berechtigt,  durch  einen  in 
voller  Freiheit  gefassten  und  der  politischen  Behörde  seines  Wohnsitzes 
bekannt  gegebenen  Entschluss  aus  der  bisherigen  Religionsgesellschaft 
auszutreten ;  sei  es,  um  in  eine  andere  Religionsgesellschaft  einzutreten, 
sei  es  ohne  diesen  gleichzeitigen  Eintritt  (Art.  IV.  Ges.  25.  Mai  1868 
R.  49). 

f)  Den  Anhängern  eines  nicht  öffentlich  anerkannten  Religionsbe- 
kenntnisses ist  die  häusliche  Religionsübung  gestattet,  insofern  dieselbe 
weder  rechtswidrig  noch  sittenverletzend  ist  (Art.  XVI).  Es  ist  daher 
Jedermann  in  seinem  Hause  berechtigt,  mit  seinen  Familienangehörigen 
sich  durch  Gebet,  Reden,  Gesang  und  sonstige  Uebungen  beliebig  zu 
erbauen.  Auch  ist  die  Zuziehung  einzelner  geladener  Gäste  gestattet 
Dagegen  ist  den  Anhängern  nicht  öffentlich  anerkannter  Religionsbe- 
kenntnisse keineswegs  gestattet,  zu  Zwecken  ihres  Bekenntnisses  all- 
gemein zugängliche  Versammlungen  zu  halten,  oder  Vereine  zu  gründen.*) 
Ebenso  wenig  ist  es  ein  verfassungsmässig  gewährleistetes  Recht  der 
Nichtgenossen  eines  bestimmten  Religionsbekenntnisses  an  der  häus- 
lichen Religionsübung  anderer  Glaubensgenossen  Theil  zu  nehmen;  daher 
die  Fernhaltnng  schulpflichtiger,  dem  Religionsbekenntnisse  nicht  ange- 
hörender Kinder  von  solchen  Versammlungen  den  kompetenten  Behörden 
gestattet  ist  (R  G.  20.  April  1880  Z.  68). 

g)  Dagegen  sind  alle  Staatsbürger  ohne  Rücksicht  auf  das  reli- 
giöse Bekenntniss  zu  gleichem  Gehorsam  gegen  die  Gesetze  und  [die 
Verfügungen  der  Behörden  verpflichtet;   es  darf  den  staatsbürger- 


*)  Art.  XIV.  al.  3  macht  die  Einschränkung:  „insofern  er  nicht  der 
nach  dem  Gesetze  dazu  berechtigten  Gewalt  eines  Anderen 
untersteht."  Der  Bericht  des  Verfassungsausschusses  des  A.  H.  sagt 
darüber  (Gesetzgebung  Oesterreichs,  erläutert  aus  den  Reichsrathsverhand- 
langen  1868  S.  386),  dass  darunter  nur  eine  solche  Gewalt  verstanden 
werden  kann,  in  der  schon  an  und  für  sich  nach  dem  Gesetze  ein  solches 
Zwangsrecht  liegt. 

l)  R.  G.  20.  April  1880  Z.  69.  Ges.  15.  November  1867  über  das 
Vereinsrecht  §.  3  litt.  a. 
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liehen  Pflichten  durch  das  religiöse  Bekenntniss  kein  Abbrach  ge- 
schehen (Art  XIV.  al.  2). 

II.  Das  religiöse  Leben  führt  zu  äusserer  Gemeinschaft  und  zur  Bildung 
der  Kirchen-  und  Religionsgesellschaften,  welche  durch  Anerkennung 
von  Seiten  des  Staates  die  Rechte  vermögensfähiger,  ihre  Organisation 
und  innern  Angelegenheiten  selbständig  ordnender  Personen  mit  einer 
gesetzlich  garantirten  Freiheitssphäre  und  bestimmten  öffentlichen  Rechten 
und  Pflichten  erlangen  (Art  XV).  Das  Nähere  hierüber  gehört  in  die 
Lehre  von  der  staatlichen  Cultusverwaltung. 

§  40. 

Bas  geistige  Leben  überhaupt. 

Die  Freiheit  der  geistigen  Bewegung  umfasst: 

1.  Die  Freiheit  der  wissenschaftlichen  Forschung  und 
der  Mittheilung  ihrer  Resultate  (Art  XVII).  Dagegen  kann  die  Berufung 
auf  eine  wissenschaftliche  Ueberzeugung  von  der  Pflicht  zur  Beobachtung 
der  gesetzlichen  Ordnung  nicht  befreien. 

2.  Die  Freiheit  der  Meinungsäusserung,  d.  h.  der  Bekannt- 
gabe des  eigenen  Urtheiles  über  wahrgenommene  Thatsachen,  Zustände 
und  Verhältnisse  sowie  über  Handlungen  dritter  Personen  durch  Wort, 
Schrift,  Druck  oder  Bild.  Es  sind  dabei  jedoch  die  durch  das 
Verfassungsrecht  und  Strafgesetz,  oder  durch  die  Pflichten  eines  öffent- 
lichen Amtes  gezogenen  Schranken  zu  beachten  (Art  XIII).  Es  darf 
daher  eine  Kritik  von  Regierangsacten  sich  nicht  gegen  die  geheiligte 
und  unverantwortliche  Person  des  Monarchen  richten;  ebenso  wenig 
darf  eine  Kritik  von  Erlässen  oder  Verfügungen  der  Behörden  den 
Thatbestand  eines  Delictes  enthalten.  Beamte  sind  durch  ihre  Amts- 
pflicht gebunden,  sich  der  Meinungsäusserang  über  anhängige  Partei- 
sachen zu  enthalten. 

3.  Die  Pressfreiheit.  Darunter  versteht  man  das  Recht,  geistige 
Erzeugnisse  mechanisch  zu  vervielfältigen  und  zu  verbreiten,  ohne  dazu 
einer  vorausgehenden  Erlaubniss  zu  bedürfen.  Den  Gegensatz  der 
Pressfreiheit  bildet  die  Censur,  d.  h.  die  vorausgehende  Prüfung  des 
Manuscriptes  bei  inländischen  Presserzeugnissen,  und  vorausgehende  Re- 
vision ausländischer  eingeführter  Presserzeugnisse  vor  Gestattung  ihrer 
Ausgabe.1) 

Das  Staatsgrundgesetz  sichert  die  Pressfreiheit  (Art  XIII,  al.  2): 


l)  Dr.  Franz  von  Liszt.  Lehrbuch  des  österr.  Pressrechts  1878 
S.  2.    Vgl.  über  Censur  Strafgesetzbuch  1803  V.  Hptst.  U.  Th.  §§  57—65. 
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a)  durch  Ausschliessung  der  Censur  der  Presserzeugnisse,  sowie 

b)  des  Systeme*  der  früher  bei  Zeitungen  angewendeten  Concessionen; 

c)  durch  das  Verbot  administrativer,  im  Gesetze  nicht  begründeter 
Beschrankungen  der  Verbreitung  von  Presserzengnissen.  Insbesondere 
dürfen  administrative  Postverbote  nur  rücksichtlich  ausländischer  Druck- 
schriften erlassen  werden. 

VI.  Verhältniss  der  Staatsgewalt  zu  wohlerworbenen 

Rechten. 

§  41. 

Begriff  derselben. 

Wohlerworbene  Rechte  sind  jene  subjectiven  Rechte,  die  auf  Grund 
eines  objectiven  Rechtssatzes  durch  eine  besondere  rechtserzeugende 
Thatsache  zu  einem,  gegen  einseitige  Entziehung  gesicherten,  Bestand- 
teil der  individuellen  Rechtssphäre  geworden  sind. 

Zum  Begriffe  eines  wohlerworbenen  Rechtes  gehören  daher  drei 
Momente: 

a)  ein  objectiver  Rechtssatz,  der  die  Erwerbsmöglichkeit  anerkennt; 

b)  ein  specieller  juristischer  Erwerbsgrund,  z.  B.  Vertrag,  Ver- 
jährung, Verfügung  der  Staatsgewalt,  wodurch 

c)  für  eine  bestimmte  einzelne  physische  oder  juristische  Person 
dieses  Recht  gegenwärtig  bereits  begründet  ist 

Nur  bei  Zusammentreffen  aller  dieser  Begriffsmomente  kann  von 
einem  wohlerworbenen  Rechte  die  Rede  sein.  Es  gehört  daher  das  den 
Staatsbürgern  vom  objectiven  Rechte  eingeräumte  Gebiet  freier  Thätig- 
keit,  sowie  ihre  Theilnahme  am  öffentlichen  Leben  ebenso  wenig  zu  den 
wohlerworbenen  Rechten,  als  blosse  Erwerbsmöglichkeiten,  weil  sich 
alle  diese  Zustände  mit  einer  Aenderung  des  objectiven  Rechts  von 
selbst  ändern. 

Dagegen  gehören  zu  den  wohlerworbenen  Rechten: 

1.  Die  unter  der  Herrschaft  des  bisherigen  Rechtes  entstandenen 
Privatrechte.  Neue  Gesetze  wirken  nicht  zurück  und  lassen  abge- 
schlossene juristische  Thatsachen  und  die  auf  ihnen  beruhenden  Privat- 
rechte unberührt 

2.  Oeffentliche  Rechte,  die  durch  Besitz,  Vertrag  oder  konkrete 
staatliche  Verfügungen  entstanden,  können  den  Charakter  wohlerworbener 
subjektiver  Rechte  annehmen;  sie  können  sein: 

a)  Politische  Rechte.   Das  Monarchenrecht,  die  Successionsrechte 
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der  Mitglieder  des  kaiserlichen  Hauses,  die  Mitgliedschaft  im  Herren- 
hause  gehören  hierher.  Auch  die  patrimoniale  Justiz  und  Polizei  der 
ehemaligen  Gutsobrigkeiten  waren  wohlerworbene  Rechte. 

b)  Individuelle  Freiheitsrechte,  welche  einem  einzelnen  Subjecte 
als  Privilegium  die  Befreiung  von  allgemeinen  staatsbürgerlichen 
Pflichten  sichern,  z.  B.  die  frühere  Steuerfreiheit  der  Ascher  LeKenbesitzer, 
die  Befreiung  der  Mitglieder  der  ehemals  reichsständischen  Familien  von 
der  Wehrpflicht. 

c)  Bürgerliche  Rechte,  z.  B.  die  auf  Grund  der  vom  Gesetze 
geforderten  rechtserzeugenden  Thatsachen  erworbenen  Zustandsrechte 
der  Staatsbürgerschaft  und  des  Heimathsrechtes. 

§  42. 

Aufhebung  wohlerworbener  Rechte. 

I.  Die  Aufhebung  wohlerworbener,  aber  die  Gesammtentwicklung 
hemmender  Rechte  kann  sich  als  ein  unabweisbares  Bedürfniss  heraus- 
stellen. Sie  kann  durch  ein  Gesetz  erfolgen.'  Gegenüber  einer  gleich- 
zeitig das  objective  Recht  und  die  subjectiven  Rechte  ändernden  Aeusse- 
rung  des  souveränen  Staatswillens  kann  weder  von  einer  Klage  des 
früher  Berechtigten  auf  Zurücknahme  des  Gesetzes,  noch  an  und  für 
sich  von  einem  Entschädigungsanspruche  desselben  die  Rede  sein.  Ins- 
besondere können  wohlerworbene  politische  Rechte  gegen  Verfassungs- 
änderungen keine  Widerstandskraft  behaupten.  Allein  die  Billigkeit  sowie 
die  Rücksichtnahme  auf  Stabilität  der  Rechtsordnung  erheischen  die  Ge- 
währung einer  Entschädigung  bei  Aufhebung  wohlerworbener,  ökono- 
mische Interessen  schützender  Rechte.  Es  soll  nur  das  die  Gesammt- 
entwicklung hemmende  Recht  aufhören,  nicht  aber  auch  der  in  demselben 
enthaltene  ökonomische  Werth  för  den  Berechtigten  verloren  gehen. 
Dies  wird  z.  B.  der  Fall  sein,  wenn  durch  staatliche  Monopolisirung 
eines  Erwerbszweiges  vorhandene  Gewerberechte  aufhören,  oder  wenn  durch 
Bechtssatz  bestehende  subjective  Privatrechte  aufgehoben  werden.  Einen 
Anwendungsfall  der  letzteren  Art  bildet  die  Grundentlastung.  Durch 
dieselbe  wurde  die  fernere  Ausübung  der  auf  Arbeits-  und  Natural- 
leistungen der  Gutsnnterthanen  gerichteten  Forderungsrechte  der  Guts- 
obrigkeiten gegen  Leistung  billiger  Entschädigung  aufgehoben. 

II.  Sodann  kann  die  Aufhebung  eines  wohlerworbenen  Rechtes  durch 
eine  konkrete  Verfügung  staatlicher  Organe  stattfinden. 

Hierher  gehört: 
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1.  die  Confiscation  beweglicher  Sachen  als  Nebenstrafe;1) 

2.  die  Ausübung  des  Staatsnothrechtes  (jus  eminens)  des 
Staates.2)  Ein  Nothstand,  dessen  Behebung  unaufschiebbare  Schutz- 
und  Vertheidigung8ma8sregeln  erheischt,  kann  zu  einem  Eingriffe  in  die 
Vermögenssphäre  zwingen.  Ein  Streit  über  das  Recht  zu  diesem  Ein- 
griffe gehört  nicht  zum  ordentlichen  Rechtswege.  Entschädigungsan- 
sprüche aus  der  Ausübung  des  Staatsnothrechtes  entstehen  nur  insoweit 
als  das  Gesetz  die  Entschädigungspflicht  ausspricht.  Dagegen  besteht 
kein  allgemeiner  Rechtssatz,  dass  Entschädigung  zu  gewähren  ist.3) 

Eine  taxative  Aufzahlung  der  Fälle  des  Staatsnothrechtes  ist  nicht 
möglich,  weil  sich  die  einzelnen  Fälle  des  Nothstandes  nicht  voraus- 
bestimmen  lassen. 

Beispiele  sind: 

a)  die  durch  Krieg  veranlassten  Eingriffe  in  Privateigenthum.  An- 
lässlich derselben  giebt  es  kein  Klagerecht  gegen  den  Staat,  sondern 
wird  nur  von  Fall  zu  Fall  aus  Billigkeitsrücksichten  eine  im  admini- 
strativen Wege  bestimmte  Entschädigung  gegeben.4) 

b)  Bei  Feuersbrünsten  sind  Eingriffe  in  das  Privateigenthum  z.  B. 
durch  Vorbrechen,  Niederreissen  im  äussersten  Nothfalle  gestattet5) 

c)  Die  Zerstörung  von  Pflanzungen  in  Weingärten,  um  die  Verbreitung 
der  Reblaus  zu  verhüten.9) 

d)  Ueber  behördliche  Anordnung  können  zur  Abwehr  und  Tilgung  an- 
steckender Thierkrankheiten,  insbesondere  zur  Abwehr  und  Tilgung  der 
Rinderpest,  Thiere  getödtet  und  Gegenstände  vernichtet  werden.7) 


*)  So  ist  z.  der  Verfall  von  Waaren  und  anderen  Gegenständen  eine 
Vennögensstrafe  im  Geföllsstrafrechte  (§§  36,  37,  54  St.-G.)  und  im  Straf- 
gesetzbuch (§  241  St.-G.). 

*)  H.  Bichof.  Das  Staatsrecht  der  Staatsgewalt  in  Gesetzgebung  imd 
Regierang.  Archiv  für  das  öffentl.  Recht  des  deutschen  Bundes  Bd.  m. 
Heft  3,  S.  1  ff.  Pözl,  Bayr.  Verf.-R.,  4.  Aufl.,  §  89;  Rösler,  Verw.-R. 
I.  477;  Sarwey,  Oeffentl.  Recht  S.  401;  Stein,  Verwaltungslehre  VII, 
p.  342  ff. 

3)  Vgl.  jedoch  §  1043  a.  b.  G.  B.  Uber  den  Ersatzanspruch  gegen 
jene  Personen,  die  aus  der  Aufopferung  Vortheil  gezogen  haben. 

«)  A.  E.  5.  April  1816  u.  Hofkzld.  16.  April  1821  P.  G.  S.  49.  Bd. 
S.  115. 

*)  Vgl.  die  einzelnen  Feuerlöschordnungen,  Mayerhofcr  II.  S.  785. 

*)  Ges.  3.  April  1875  R.  61.  Der  Schaden  wird  administrativ  er- 
mittelt und  auf  alle  Weingartenbesitzer  des  Landes  nach  Yerhältniss  der 
reinen  Grundsteuer  repartirt. 

^  Vgl.  die  Gesetze  29.  Februar  1880  R.  35  und  37.  Der  Staat  gewährt 
nur  in  den  gesetzlich  bestimmten  Fällen  eine  administrativ  festgesetzte  Ent- 
schädigung. 
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3)  Enteignung  (Expropriation)1)  ist  die  Entziehung  oder  Be- 
schränkung des  Eigenthums  einer  Sache  oder  eines  dinglichen  Rechtes 
an  derselben  durch  eine  Verwaltungsverfugung  um  des  gemeinen  Nutzens 
willen  gegen  volle  Entschädigung.  Sie  kann  nur  in  den  Fällen  und  in 
der  Art  stattfinden,  welche  das  Gesetz  bestimmt2).  Es  ist  daher  die 
Expropriationspflicht  nicht  lediglich  an  die  abstracte  Voraussetzung  des 
allgemeinen  Wohles  gebunden,  sondern  in  einer  Reihe  einzelner  Special- 
gesetze auf  einzelne  Gattungen  des  gemeinen  Nutzens  eingeschränkt. 

Im  Allgemeinen  findet  die  Expropriation  statt:  1.  zu  Gunsten  von 
Unternehmungen,  die  ein  volkswirtschaftliches  Interesse  befriedigen,  mag 
deren  Ausführnng  vom  Staate,  vom  Lande  oder  von  einem  sonstigen 
politischen  Selbstverwaltungskörper,  oder  von  physischen  oder  juristischen 
Privatpersonen  ausgehen;  2.  direct  für  finanzielle  und  militärische  Ver- 
waltungszwecke des  Staates. 

Zu  den  Enteignungsfällen  der  ersten  Art  gehören: 

a)  die  Expropriation  für  den  Strassenbau,  d.  i.  zur  Anlegung 
neuer  sowie  zur  Erbreitung  bestehender  Strassen,3) 

b)  für  Eisenbahnen,4) 

c)  für  Wasserbauten;5) 

d)  die  sonstigen  wasserrechtlichen  Enteignungsfälle6)  z.B.  «)die 
Enteignung  von  fliessenden  Privatgewässern ;  die  sich  zur  Befahrung  mit 
Schiffen  oder  Flössen  eignen;7)  ß)  die  Enteignung  von  Privatgewässern 

x)  Brinz  in  Bluntschli's  Staatswörterb.  JH.  Bd.  S.  467.  Häberlin 
die  Lehre  von  der  Zwangsenteignung  (Archiv  f.  civ.  Praxis  Bd.  39); 
Laband  (ebendaselbst  Bd.  52);  E.  Meier  in  Holtzendorff,  Itechtslexicon  I 
S.  767.  Monographien  über  Enteignungsrecht  von  Thiel  (1866);  G.  Meyer 
(1868);  Grttnhut  (1873)  und  G.  Prazak  (Das  R.  d.  Enteignung  in  Oester- 
reich. Prag  1877).  Vgl.  auch  Stubenrauch  in  Haimerls  Vierteyahrs- 
schrift  III.  159  und  Kalessa,  Zeitschr.  f.  österr.  R.  G.  1846  II.  247. 

2)  8t.  G.  21.  Dec.  1867  R.  142  Art.  V. 

3)  Hfd.  2.  Mai  1818  P.  G.  S.  46.  Bd.  S.  140  und  11.  Oct.  1821 
P.  G.  S.  49.  Bd.  S.  306  und  §  22  der  Strassengesetze  der  einzelnen 
Länder.  Mayerhofe r  DI.  209). 

4)  Ges.  18.  Feb.  1878  R.  30,  Mayerhofer  III  686. 

5)  Wenn  Schutz-,  Uferregulirungs-,  Entwässerungs-  und  andere  Wass  er  - 
bauten  im  öffentlichen  Interesse  unternommen  werden,  so  muss  gegen 
angemessene  Entschädigung  die  Abtretung  des  nöthigen  Grundes  erfolgen 
oder  die  erforderliche  Dienstbarkeit  eingeräumt  werden.  Die  hierzu  noth- 
wendigen  Materialien  müssen  von  den  Eigenthümern  der  zu  schützenden 
Gründe  gegen  Ersatz  überlassen  werden.  (§  49.  böhm.,  43.  steierm.,  48.  d. 
in.  übrigen  L.  W.  G.) 

*)  Randa,  Wasserrecht  Abs.  G.  S.  50. 
7)  §.  6  Reichs- W.  G.  30.  Mai  1869. 
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und  Wasserbenützungsrechten  zu  Gunsten  von  Ortschaften  und  Ge- 
meinden, deren  Wasserbedarf  nicht  gedeckt  ist  (§  16  B.W.  G.).  y)  die 
Enteignung  von  unbenutzten  Privatgewässern  zu  Gunsten  von  Unter- 
nehmungen, welche  die  nutzbringende  Verwendung  des  Wassers  oder 
die  Beseitigung  seiner  schädlichen  Wirkungen  bezwecken  (§  15  litt  a 
B.W.  G).  die  Bestellung  von  Servituten  für  Bewässerungs-  und 
Entwässerungsanlagen,  für  Trieb-  und  Stauanlagen,  deren 
Errichtung  überwiegend  volkswirtschaftliche  Vortheile  erwarten  lässt, 
dann  für  Wasserversorgungsanlagen  sowohl  von  Ortschaften  als  von 
vereinzelten  Ansiedelungen. 

e)  die  Expropriation  bei  Baufuhrungen  (§  7  der  Bauordnung). 

f)  beim  Bergbau.1) 

Expropriationsfälle  der  zweiten  Art  dagegen  sind:  a)  die  Expro- 
priation von  Salzquellen  im  Interesse  des  staatlichen  Salzmonopols 
(§§  400—411  Zoll-  und  St.-M.-Odg.);  b)  die  Expropriation  von  Grund- 
stöcken zur  Beistellung  von  militärischen  Exercier-,  Schiess- 
Turn-,  Beit-,  Uebungs-  und  Badeplätzen  (§  55  Ges.  11.  Juni 
1879  B.  93). 

Der  Befehl,  eine  Sache  abzutreten  oder  ihre  Benutzung  zu  gestatten 
(das  Expropriationserkenntniss)  ist  eine  vom  Staate,  regelmässig 
durch  die  politischen  Landesstellen,  erlassene  obrigkeitliche  Ver- 
fügung. Subject  der  Expropriation  dagegen  ist  stets  jene  Person,  an 
die  das  Eigenthum  oder  Benützungsrecht  übergehen  soll.  Dies  kann 
der  Staat  selbst  als  Fiskus,  oder  eine  vom  Staate  verschiedene  juristische, 
oder  eine  physische  Person  sein. 

Ein  Streit  über  die  Abtretungspflicht  ist  kein  Civilrechtsstreit,  son- 
dern ein  Streit  über  das  Vorhandensein  und  den  Umfang  einer  öffent- 
lichen Pflicht  Dieser  Streit  kann  aber  wieder  zwei  verschiedene  Fälle 
umfassen : 

a)  Der  Berechtigte  behauptet,  dass  ein  Expropriationsfall  überhaupt 
nicht  vorliege.  Diese  Frage  ist  eine  Bechtsfrage,  die  im  ordentlichen 
Instanzenzuge  durch  die  Administrativjustiz  zu  entscheiden  ist. 

b)  Oder  es  wird  behauptet,  dass  das  zu  enteignende  Object  zu  dem 
Unternehmen  nicht  nothwendig  ist.  Dies  ist  eine  rein  technische  Frage, 
die  mit  dem  Plane  des  ganzen  Unternehmens  so  innig  verwoben  ist 
dass  hierüber  das  freie  Ermessen  der  Verwaltungsbehörde  entscheidet. 
Insofern  jedoch  in  den  Expropriationsgesetzen  ein  bestimmtes  Verfahren 
zur  Feststellung  des  Enteignungsplanes  vorgeschrieben  ist,  würde  die 
Nichtbeachtung  dieser  Form  des  Administratiwerfahrens  durch  Bechts- 
beschwerde  zu  rügen  sein  (§  6  Ges.  22.  Oct.  1875). 

x)  §§  26—28,  98-107,  127  Berggesetz  27.  Mai  1854,  R.  146. 
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Die  Entschädigungsfrage  wird  zunächst  im  Verwaltungswege  ent- 
schieden, jedoch  mit  Vorbehalt  des  Rechtsweges,  wenn  sich  die  Betheiligten 
mit  der  administrativen  Festsetzung  der  Entschädigungssumme  nicht  zu- 
frieden stellen.  Für  die  Werthsbestimmung  muss  der  Zustand  der  ent- 
eigneten Sache  zur  Zeit  der  Enteignung  massgebend  sein;  dabei  müssen 
jedoch  Verhältnisse,  die  lediglich  zur  Erzielung  einer  höheren  Entschä- 
digungssumme absichtlich  hervorgerufen  wurden,  ausser  Betracht  bleiben.1) 

VII.  Sociale  Zustände. 

§  43. 
Stünde. 

I.  Die  Stande  sind  zunächst  rein  sociale,  auf  einer,  durch  gleiche 
äussere  Lebensstellung  bedingten,  naturlichen  Cohäsion  beruhende  Per- 
sonengruppen innerhalb  des  Volkes.  Dieselben  werden  aber  zu  Ständen 
im  rechtlichen  Sinne  durch  eine,  die  rechtlichen  Voraussetzungen 
der  Zugehörigkeit  (Genossenschaft)  bestimmende,  und  dem  Einzelnen 
besondere  Standesrechte  (politische  und  bürgerliche  Rechte  sowie 
Erwerbsmöglichkeiten  von  Privatrechten)  gewährende  rechtliche  Orga- 
nisation. 

Auch  in  den  österreishischen  Ländern  entwickelte  sich  historisch  die 
gemeinrechtliche  Scheidung  des  Volkes  in  die  drei  durch  Verschieden- 
heit der  bürgerlichen  und  politischen  Rechtsstellung  abgeschlossenen 
Geburtsstände  des  Adels-,  Bürger-  und  Bauernstandes. 

Die  Standesvorrechto  des  Adels2)  bestanden:  in  dem  Rechte  der 
Führung  des  adeligen  Titels,  Wappens  und  Prädikates;  in  dem  privi- 
legirten  Gerichtsstand;  in  der  Befreiung  von  der  Wehrpflicht;  dem  Vor- 
rechte des  Erwerbes  und  Besitzes  landtäflicher  Güter  und  des  dadurch 
bedingten  Incolates;  in  dem  Vorrechte,  rittermässige  Lehen  zu  erwerben 
und  Fidcikommisse  zu  errichten;  endlich  in  der  Fähigkeit,  nach  den  ver- 
schiedenen Adelsstufen  Hofwürden  zu  suchen.  Unter  dem  Bürgerstand e 
verstand  man  diejenige  Klasse  von  Staatsunterthanen,  welche  in  Städten 

*)  Vgl.  Ges.  18.  Feb.  1878  R.  30  über  die  Expropriation  für  Eisen- 
bahnen (§  7).  Wir  besitzen  in  Oesterreich  kein  allgemeines  Expropriations- 
gesetz, sondern  nur  eine  Reihe  einzelner  nicht  genügender  Specialgesetze. 
Es  unterliegt  aber  keinem  Zweifel,  dass  die  in  der  Natur  der  Sache  be- 
gründeten Grundsätze  über  Umfang  der  Entschädigungspflicht,  die  in  dem 
Eisenbahn-Expropriationsgesetze  enthalten  sind,  analoge  Anwendung  finden 
müssen. 

2)  Vgl.Hofkzld.  12.  Juni  1838  Z.  3255  (Bohra.  P.  G.  S.  XX.  499). 
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wohnten  und  daselbst  das  städtische  Bürgerrecht  durch  Gebart  oder 
ausdrückliche  Aufnahme  erlangt  hatten.  Das  Vorrecht  des  Bürgerstandes 
bestand  in  der  Möglichkeit,  bürgerliche  Häuser  und  Gründe  zu  besitzen 
und  bürgerliche  Nahrungszweige  zu  betreiben.  Unter  dem  Bauern- 
st an  de  verstand  man  die  Bewohner  des  platten  Landes,  welche  sich 
mit  dem  unmittelbaren  Betriebe  der  Landwirtschaft  befassten  und  einer 
Grundobrigkeit  unterstanden.1) 

II.  Die  scharf  ausgeprägte  geburtsständischo  Trennung  wurde  schon 
durch  die  Gesetzgebung  des  absoluten  Staates  vor  dem  Jahre  1848 
theilweise  verwischt,  namentlich:  durch  die  Einführung  eines  allge- 
meinen Privatrechtes;  durch  die  Möglichkeit  einer  volle  Rechtege- 
meinschaft begründenden  Ehe  unter  den  Genossen  verschiedener  Stände; 
sowie  durch  Erleichterungen  des  Uebertrittes  aus  einem  Stande  in 
den  andern.  Gegenwärtig  ist  durch  die  Gleichheit  der  Staatsbürger 
vor  dem  Gesetze,  die  Freizügigkeit,  die  allgemeine  Erwerbsmöglichkeit, 
die  von  Geburt  und  Stand  unabhängige  Aemterfähigkeit,  die  allgemeine 
Wehr-  und  Steuerpflicht,  die  Aufhebung  des  privilegirten  Gerichtsstandes 
and  die  Erweiterung  der  politischen  Rechte  die  politische  Bedeutung 
dieser  Geburtsstände  verloren  gegangen. 

III.  Der  Adel  ist  dermal  bloss  ein  durch  landesherrliche  Verleihung 
begründetes,  durch  eheliche  Abstammung  von  einem  adeligen  Vater 
innerhalb  einzelner  Familien  übertragenes  sociales  Ehrenrecht, 
dessen  Inhalt  in  der  Führung  des  verliehenen  Titels,  Prädikates  (in 
Verbindung  mit  dem  Familiennamen)  und  Wappens  und  in  dem  An- 
sprache besteht,  die  ereteren  auch  von  Andern  im  Verkehr  beigelegt  zu 
erhalten.  Adelsanmassungen  bilden  ein  über  Einschreiten  der  Finanz- 
prokuratur von  der  politischen  Landesstelle  mit  Geldstrafen  bis  zu 
zweihundert  Gulden  oder  suppletorischem  Arrest  zu  ahndendes  Polizei- 
delict*) 

IV.  Die  sonstigen,  im  Rechtsleben  berücksichtigten  Berufsstände 
sind  heutzutage  gleichfalls  rein  sociale  Gruppen.  Hierher  gehören 
die  öffentlichen  Berufsstande,  z.  B.  die  Geistlichkeit,  die  Beamten, 
Officiere,  Advocaten  u.  s.  w.,  welche  die  Stellung  des  Einzelnen  im 
Rechtsleben  nach  gewissen  Richtungen  beeinflussen  und  demselben  ein 
durch  besondere  Disciplin  erzwungenes,  der  Ehre  und  Würde  des  Standes 
entsprechendes  sittliches  Verhalten  zur  Pflicht  machen.    Rein  wirth- 

Eine  besondere  Gattung  von  Bauern  bildeten  in  Böhmen  die  Frei- 
leute,  (Freisassen),  welche  sich  von  der  Gutsunterthänigkeit  frei  erhalten 
hatten  (L.  0.  J.  V.).    Vgl.  Twrdy  Gesch.  der  höhm.  Freisassen.  1804. 
Dom.  Kostetzky.    System  der  pol.  Ges.  Böhmens  I.  S.  453. 
?)  May  er  hofer  III.  60.  Hofkzld.  2.  Nov.  1827. 
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schaft  liehe  Stande,  z.B.  derLandwirthe,  Kaufleute,  Industriellen,  Lohn- 
arbeiter haben  nach  gewissen  Richtungen  Einfluss  auf  die  Gestaltung  der 
Privatrechtsverhältnisse1)  und  finden  ihre  Berücksichtigung  auch  im  Ver- 
walte ngsrechte  und  theilweise  auch  bei  Bildung  der  Vertretungskörper.5) 

§  44. 

Die  NationaUtÄten.«) 

I.  Die  Nationalität  ist  ein  auf  Zusammenwohnen,  auf  Gemein- 
samkeit der  Abstammung,  Race,  der  historischen  Erlebnisse,  der  Sitte 
und  Sprache  beruhender  natürlicher  Massenzusammenhang.4)  Wo 
sich  der  Staat  auf  eine  an  Zahl  und  Bildung  entschieden  überlegene 
sprachliche  Nationalität  stützen  kann,  gehen  von  dieser  die  Impulse 
des  staatlichen  Lebens  aus.  In  Staaten  ohne  stammliche  und  sprach- 
liche Einheit  muss  der  Staat  seine  Beziehungen  zu  den  als  ge- 
sellschaftliche Gruppen  erscheinenden  Nationalitäten  ordnen.  Dies 
geschieht  in  dem  Art.  XIX  des  Staatsgrundgesetzes  über  die  allgemeinen 
Rechte  der  Staatsbürger.5)  Die  daselbst  enthaltenen  Rechts-  und  Ver- 
waltungsnormen können  aber  keine  subjectiven  Rechte  der  ein- 
zelnen Nationalitäten  begründen,  weil  dieselben  als  rein  natürliche 

*)  Handelsrecht,  Gewerberecht. 

J)  Organe  für  die  Vertretung  besonderer  wirthschaftlicher  Interessen: 
Landeskulturrath,  Handels-  und  Gewerbekammern  ;  —  politische  Rechte 
der  letzteren,  Berücksichtigung  des  grossen  Besitzes,  von  Stadt  und  Land 
bei  Zusammensetzung  der  Landtage  und  des  Reichsrathcs. 

s)  Jos.  Freih.  v.  Eötvös.  Über  die  Gleichberechtigung  der  Natio- 
nalitäten in  Oestreich  1851;  Gumplowicz.  Das  Recht  der  Nationalitäten 
und  Sprachen  in  Oesterreich-Ungarn  1879;  Hugelraann,  das  Recht  der 
Nationalitäten  in  Oesterreich  1880. 

4)  Schäffle  Bau  und  Lehen  des  socialen  Körpers  I.  296  ff;  316  ff; 
m.82ff.  Emil  Sax,  die  Nationalitätenfrage  in  Oesterreich,  Wien  1 881  S.  5.  ff. 

5)  Derselbe  lautet: 

„Alle  Volksstämme  des  Staates  sind  gleichberechtigt, 
und  jeder  Volksstamm  hat  ein  unverletzliches  Recht  auf 
Wahrung  und  Pflege  seiner  Nationalität  und  Sprache. 

Die  Gleichberechtigung  aller  landesüblichen  Sprachen 
in  Schule,  Amt  und  öffentlichem  Leben  wird  vom  Staate  aner- 
kannt. 

In  den  Ländern,  in  welchen  mehrere  Volksstämme  wohnen, 
sollen  die  öffentlichen  Unter ichtsanstalten  derart  eingerichtet 
sein,  dass  ohne  Anwendung  eines  Zwanges  zur  Erlernung 
einer  zweiten  Landessprache  jeder  dieser  Volksstämme  die 
erforderlichen  Mittel  zur  Ausbildung  in  seiner  Sprache 
erhält." 
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Massenzusammenhänge,  ohne  rechtliche  Organisation,  keine  Rechts- 
subjecte  sind. 

II.  Es  bestimmt  daher  das  Staatsgrandgesetz  lediglich  zunächst  die 
Grenzlinien  zwischen  der  Staatsgewalt  nnd  dem  individuellen  Leben 
(al.  1)  in  Bezug  auf  die  Nationalitat  Es  kann  a)  die  Anwendung 
objectiver  Rechtsnormen  nicht  durch  das  besondere  gesellschaftliche 
Verhältniss  der  Nationalität  bedingt  sein,  b)  Der  Staat  verzichtet  darauf, 
dem  Einzelnen  die  Wahrung  und  Pflege  der  nationalen  Sitte  und  Sprache 
im  Familienleben,  Privatverkehr,  in  der  Geselligkeit  oder  durch  Vereine 
und  Privatschulen  zu  verwehren  und  zu  verkümmern. 

Insofern  die  Landesüblichkeit  einer  Sprache  zu  den  Kennzeichen 
eines  bestehenden  nationalen  Massenzusammenhanges  und  ihr  Gebrauch 
zu  den  Aeusserungen  des  individuellen  Lebens  gehört,  begrenzt  der 
Staat  seine  Gewalt  durch  Anerkennung  der  landesüblichen  Sprachen  im 
Amte,  in  der  Schule  und  im  öffentlichen  Leben  (al.  2). 

Die  Landesüblichkeit  einer  Sprache  innerhalb  eines  geographischen 
Gebietes  ist  nach  ihrer  thatsächlichen  Uebung  unter  der  ansässigen 
Bevölkerung  im  Familienleben,  im  Verkehr  und  in  der  Oeffentlichkeit 
zu  beurtheilen.  Die  Concurrenz  mehrerer  landesüblicher  Sprachen  inner- 
halb eines  Gebietes  hat  entweder  in  dem  Nebeneinanderbestehen  meh- 
rerer nationaler  Zusammenhänge  oder  darin  ihren  Grund,  dass  sich 
neben  der  Nationalsprache  der  Bevölkerungsmasse  noch  eine  zweite 
durch  ihre  Geltung  und  Entwicklung  sowie  die  sonstige  Ausdehnung 
des  Sprachgebietes  überlegene  Sprache  im  taglichen  Leben  behauptet.1) 

III.  In  der  Anerkennung  der  Gleichberechtigung  landesüblicher 
Sprachen  im  Amte  liegt  für  die  Organe  des  Staates,  der  generelle 
Verwaltungsbefehl,  dort,  wo  innerhalb  des  Amtsbezirkes  eine 
Concurrenz  landesüblicher  Sprachen  stattfindet,  sowohl  bei  Kundmachungen 
an  das  Publikum  die  üblichen  Sprachen  gleichmässig  zu  berücksichtigen, 
als  auch  in  dem  Verkehre  mit  einzelnen  Staatsbürgern  diesen  bei 
Gesuchen,  Petitionen  und  Beschwerden  den  Gebrauch  der  einen  oder  der 
anderen  landesüblichen  Sprache  zu  gestatten  und  Verfügungen  in  diesen 
Sprachen  zu  erlassen. 


*)  Landesübliche  Sprache  ist  nicht  gleichbedeutend  mit  Landessprache. 
E.  R.  G.  12.  Juli  1880.  Z.  12.  Es  genügt  zu  dem  Begriffe  der  landes- 
üblichen Sprache,  wenn  sie  auch  nur  in  einem  kleinen  Territorium,  Bezirke 
oder  Orte  im  Lande  üblich  ist.  Vrgl.  auch  E.  R.  9.  25.  April  1877 
Z.  91.  Landessprachen  dagegen  sind  die  Sprachen  der  im  Lande  woh- 
nenden Volksstamme,  die  sich  historisch  zur  staatlichen  Geltung  entwickelt 
haben.    Gumplowicz  S.  123.) 
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Es  ist  jedoch  die  Landesüblichkeit  einer  Sprache  dem  Amte  gegen- 
über ein  relativer,  zu  dem  Gebietsumfange  desselben  in  Beziehung 
stehender  Begriff.  Während  den  Centraibehörden  eine  ganze  Reihe 
landesüblicher  Sprachen  gegenüber  steht,  kommen  den  Landesbehörden 
gegenüber  nur  die  in  dem  einzelnen  Lande  landesüblichen  Sprachen 
in  Betracht;  bei  den  untersten  Instanzen  aber  ist  es  eine  Thatfrage, 
ob  in  ihrem  Amtsbezirke  nur  eine  Sprache  üblich  ist,  oder  ob  da- 
selbst eine  Concurrenz  von  zwei  landesüblichen  Sprachen  stattfindet1) 

Die  landesüblichen  Sprachen  finden  Berücksichtigung  bei  Publi- 
kation der  Gesetze.  Das  Reichegesetzblatt  ist  in  allen  landesüblichen 
Sprachen  der  Reichsrathsländer  herauszugeben,  die  deutsche  Ausgabe  ent- 
hält jedoch  den  authentischen  Text  (Ges.  vom  10.  Juni  1868  R.  113). 

Nach  dem  g alizischen  Landesgesetz  vom  10.  Juni  1866  L.  13 
sind  die  Landesgesetze,  die  allgemein  verbindlichen  Landtagsbeschlüsse 
und  die  Verordnungen  des  Landesausschusses  im  Landesgesetzblatte  in 
„polnischer  Sprache,  als  der  authentischen,  dann  in  ruthenischer 
Sprache,  wie  nicht  minder  nach  Bedarf  in  deutscher  Uebersetzung  kund- 
zumachen." 

Das  „Landesgesetzblatt  für  Böhmen"  hat  in  einer  einzigen  Aus- 
gabe, welche  den  Text  in  beiden  Landessprachen  nebeneinander  ent- 
hält, zu  erscheinen.  Jeder  dieser  beiden  Texte  ist  gleich  authentisch. 
In  zweifelhaften  Fällen  hat  die  Auslegung  der  Landesgesetze  und  der 
Verordnungen  der  Landesbehörden  unter  Vergleichung  beider  Texte  nach 
ihrem  Wortlaute  und  Sinne  stattzufinden  (Ges.  15.  Februar  1867  L.  13). 

Aehnlich  sind  die  Bestimmungen  in  Krain  (Ges.  20.  Dezember 
1869  L.  3). 

IV.  Das  Princip  der  Gleichberechtigung  der  landesüblichen  Sprachen 
in  der  Schule  erhält  seine  nähere  Erläuterung  durch  die  Anordnung 
(alin.  3),  in  den  von  mehreren  Volksstämmen  bewohnten  Ländern  den 


')  Durch  administrative  Verordnungen  wurde  in  einzelnen 
Ländern  der  Gebrauch  der  landesüblichen  Sprachen  im  Amtsverkehr  geregelt; 
als  a)  in  Galizien.  Vdg.  5.  Juni  18«9;  b)  Dalmatien  11.  April  1872. 
(Hugelmann  S.  47):  c)  Böhmen  und  Mähren  19.  April  1880.  Da- 
gegen enthält  Art.  19  kein  Princip  für  die  innere  Geschäftsführung  der 
Aemter,  d.  h.  darüber  in  welcher  Sprache  der  Verkehr  der  Behörden  unter- 
einander zu  pflegen  ist  und  Dienstschreiben,  Berichte  und  Verwaltungsbe- 
fehle abzufassen  sind;  weil  diese  Frage  die  Rechtsbeziehungen  der  einzel- 
nen Staatsbürger  zur  Staatsgewalt,  die  durch  das  Gesetz  über  die  allge- 
meinen Rechte  der  Staatsbürger  geregelt  werden  sollten,  nicht  betrifft.  In 
dieser  Richtung  sind  die  tbeils  durch  langjährige  Hebung,  theils  durch 
Verordnungen  festgesetzten  Normen,  soweit  ihre  Abänderung  nicht  in  gehö- 
riger Weise  erfolgt,  massgebend. 
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öffentlichen  Unterrichtsanstalten  eine  solche  Einrichtung  zu  geben,  dass 
die  Schüler  jedes  Stammes  die  erforderlichen  Mittel  der  Ausbildung  in 
ihrer  Sprache  erlangen,  ohne  zur  Erlernung  der  zweiten  Landessprache 
gezwungen  zu  werden. 

Darin  liegt: 

a)  Eine  Beschränkung  der  Gesetzgebung  und  der  Organi- 
sationsgewalt in  Bezug  auf  Öffentliche  Unterrichtsanstal- 
ten, durch  das  Verbot,  mittelst  zweisprachigen  Unterrichtes  die  Schüler 
des  einen  Stammes  zur  Erlernung  der  Sprache  des  zweiten  Stammes  zu 
zwingen,  oder  an  einsprachigen  Lehranstalten  das  Erlernen  der  zweiten 
Landessprache  zu  einem  Pflichtgegenstande  zu  machen.1) 

b)  Eine  Beschränkung  des  freien  Ermessens  der  Schulbehörden 
bei  Bestimmung  der  Unterrichtssprache  in  den  notwendigen  Volks- 
schulen, deren  Besuch  obligat  ist,  indem  dabei  die  landesübliche 
Sprache  der  Bevölkerung,  und  bei  Vorkommen  mehrerer  landesüblicher 
Sprachen  im  Schulsprengel,  auch  der  Bedarf  der  Minderheit  zu  berück- 
sichtigen ist.2) 

Dagegen  enthalten  diese  Bestimmungen  keine  durch  öffentlichen 
Rechtsschutz  (Verwaltungsgerichtsbarkeit  oder  Ministerverantwortlichkeit) 
erzwingbare  Pflicht  der  Gemeinden,  Länder  und  des  Staates,  die  zur 
Benützung  bloss  dargebotenen  Anstalten  der  wissenschaftlichen,  wirt- 
schaftlichen und  künstlerischen  Berufsbildung  in  einer  den  nationalen 
Wünschen  entsprechenden  Zahl  oder  Einrichtung  bereit  zu  halten. 

V.  Durch  die  Anerkennung  der  Gleichberechtigung  der  landesüb- 
lichen Sprachen  im  öffentlichen  Leben  ist:  a)  einerseits  dem  Staate 
die  Möglichkeit  benommen,  deren  Anwendung  in  Vereinen,  bei  Öffent- 
lichen Vergnügungen,  bei  Publikationen,  im  kirchlichen  Leben  und 
bei  analogen  kollektiven  Lebensäusserungen  zu  verbieten;  und  b)  dem 
Staate  andererseits  die  Pflicht  und  das  Recht  gegeben,  öffentlichen 
Corporationen,  die  dem  Publikum  gegenüber  Pflichten  zu  erfüllen 
haben,  den  gleichmässigen  Gebrauch  der  landesüblichen  Sprachen  zu 
befehlen. 

»)  Vgl.  Landesgesetz  für  Böhmen  18.  Januar  1866  L.  1,  und  5.  Oct. 
1868  L.  29. 

2)  E.  R.  G.  25.  April  1877  Z.  91;  12.  Juli  1880  Z.  121.  V.  G.  H. 
27.  April  1877  Z.  328  (Bad.  I.  70). 
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§  45. 

Das  Prlncip  der  rechtlichen  Gleichheit. 

Der  Grundsatz  der  Gleichheit  der  Staatsbürger  vor  dem  Gesetze 
enthält  eine  Norm  für  die  Rechtsanwendung.  Insofern  in  einem  Rechts- 
satze Pflichten  auferlegt,  öffentliche  Rechte  zugestanden,  Erwerbsmög- 
lichkeiten subjectiver  Privatrechte  gewährt  sind,  muss  dieser  Rechtssatz 
auf  alle  Personen,  bei  denen  die  gesetzlichen  Voraussetzungen  zutreffen^ 
angewendet  werden. 

Es  ist  daher: 

a)  Jedermann  unter  den  vom  Gesetze  vorgeschriebenen  Bedingungen 
fähig,  subjective  Privatrechte  zu  erwerben  (§  18  a.  b  G.  B). 

b)  Jeder  Staatsbürger  hat  den  gleichen  Anspruch  auf  Schutz  seiner 
Rechte  durch  die  Gerichte; 

c)  ebenso  den  gleichen  Anspruch  auf  Sicherung  und  Schutz  seiner 
Person  und  seines  Vermögens  durch  die  Polizei; 

d)  die  verfassungsmässig  gewährten  Freiheitsrechte  kommen  allen 
Staatsbürgen  zu. 

e)  Die  Ausübung  politischer  Rechte  und  der  Genuss  bürgerlicher 
Rechte  ist  allen  Staatsbürgern,  bei  denen  die  im  objectiven  Rechte  ent- 
haltenen Voraussetzungen  zutreffen,  gewährleistet. 

f)  Insbesondere  sind  die  öffentlichen  Aemter  für  alle  Staatsbürger 
gleich  zugänglich.  Hierunter  sind  alle  Staats-,  Landes-  und  Gemeindeämter 
zu  verstehen,  nicht  aber  Aemter  innerhalb  der  Kirchen  und  Religionsgesell- 
schaften. Bei  Staatsämtern  kann  sich  diese  Bestimmung  nur  auf  die 
österreichischen  Staatsämter,  nicht  aber  auf  die  gemeinsamen  Staatsämter 
und  die  Militärdienste  beziehen,  da  über  diese  beiden  letztern  das  öster- 
reichische Recht  einseitig  keine  Bestimmung  treffen  konnte. 

g)  Rechtswohlthaten,  die  durch  das  positive  Recht  gewissen  Klassen 
der  Bevölkerung  zugestanden  sind,  kommen  allen  Personen  zu  gute, 
bei  denen  die  gesetzlichen  Voraussetzungen  zu  treffen. 

hj  Öffentliche  Pflichten  sind  von  Allen  nach  Massgabe  der  gesetz- 
lichen Voraussetzungen  und  in  dem  dadurch  bestimmten  Ausmasse  zu 
fordern.  Es  besteht  principiell  die  allgemeine  Wehr-  und  Abgabenpflicht 
Insbesondere  ist  ein  öffentlicher  Personal-  und  Sachbedarf  (z.  B.  das 
Rekrutencontingent,  die  Grundsteuerhauptsumme)  nach  objectiv  bestimmtem 
Maassstabe,  ohne  Gewährung  willkürlicher  individueller  Befreiungen,  zu 
repartiren. 
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VIII.  Die  Mittel  des  Rechts-  und  Interessenschutzes.1 

§  46. 

Gesuchs-  und  Beschwerderecht. 

I.  Das  Gesuchs  recht  besteht  in  dem  Rechte  der  einzelnen 
physischen  und  juristischen  Personen,  sich  an  die  zuständigen  Staats- 
organe zu  wenden,  um  eine  konkrete  Verfügung  im  Interesse  des  Gesuchs- 
stellers  herbeizuführen.  Materiell  kann  das  Gesuch  enthalten  die  Bitte 
um  Gewährung  eines  Vortheiles,  dessen  Zuwendung  im  freien  Ermessen 
des  Staates  liegt,  oder  um  Anwendung  einer  objectiven  Rechtsnorm  auf 
ein  bestehendes  Verhältniss  z.  B.  die  Bitte  um  Rechts-  und  Polizeischutz. 

II.  Die  Beschwerde  ist  formell  das  Ansuchen  bei  den  höheren 
Staatsorganen  um  Abhilfe  gegen  Verfügungen  und  Handlungen  unter- 
geordneter Organe,  die  man  als  gesetzwidrig  oder  unzweckmässig  ansieht. 

Die  Beschwerde  kann  sein:  eine  Rechts-,  Disciplinar-  oder 
Verwaltungs  besch  werde. 

In  der  Rechtsbeschwerde  wird  die  Incongruenz  einer  Ver- 
fugung mit  dem  objektiven  Gesetzeswillen  behauptet.  Dieselbe  nimmt 
in  der  Justiz  den  Charakter  der  verschiedenen  Rechtsmittel  an  (Appel- 
lation, Revision,  Rekurs,  •Nullitätsbeschwerde).  Im  Gebiete  der  Ver- 
waltung dagegen  kann  die  Rechtsbeschwerde  gerichtet  sein:  «)  ge- 
gen Willensthätigkeiten  des  Staates  als  Fiskus;  in  diesem  Falle 
hat  die  Beschwerde  bei  der  höheren  Instanz  bloss  den  Charakter  eines 
Protestes  oder  einer  aussergerichtlichen  Abwehr  eines  rechtswidrigen 
Angriffes;  trotz  Erschöpfung  des  administrativen  Instanzenzuges  kann  die 
processuale  Geltendmachung  des  streitigen  Privatrechts  nicht  gehindert 
sein;  f*)  sie  kann  gerichtet  soin  gegen  obrigkeitliche  Verfügungen, 
welche  mit  dem  objektiven  öffentlichen  Rechte  im  Widerspruch  stehen, 
und  somit  bezwecken  das  gesetzwidrige  Handeln  der  unteren  Organe  den 
höheren  zur  Kenntniss  zu  bringen.  Man  nennt  diese  Rechtsbeschwer- 
den im  Gebiete  der  Verwaltung  Berufungen  oder  Rekurse.  In  diesen 
Fällen  ist  bei  Erschöpfung  des  administrativen  Instanzenzuges  die  An- 


*)  V  6 /.]  Art.  Ii  esc h  werde  und  Petition  im  Staatswb.  von  Bluntschli 
II.  SU  und  VIII.  H7,  E.  Meier  in  Holtzendortf  Rechtslexicon  Art.  Pe- 
tition II.  40.  und  Gneist  Art.  Beschwerde  I.  322.  R.  v.  Mohl 
Beiträge  zum  Petitionsrechte  in  „Staatsrecht,  Völkerrecht,  Politik"  Bd.  I.  S.  222. 
Gneist  Rechtsstaat  Abschnitt  V.  und  VI.  L.  Stein  Verwaltungsichre  I. 
382  und  431.    Lab  and  D.  St.  R.  I.  511). 

8* 
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rufung  der  ausserordentlichen  Rechtshilfe  des  Reichsgerichtes 
oder  des  Verwaltungsgerichtshofes  gestattet. 

Die  Disciplinarb eschwerde  richtet  sich  gegen  das  Verhalten 
der  öffentlichen  Organe  und  rügt  die  Verletzung  ihrer  Amtspflichten 
durch  Unthätigkeit,  Saumsal,  böse  Absicht,  Mangel  der  gehörigen  Sorgfalt 
oder  ungebührendes  persönliches  Benehmen.  Diese  Beschwerden  sind 
an  keine  Fristen  gebunden  und  können  unmittelbar  bei  der  höchsten 
Instanz,  ja  beim  Monarchen  selbst  überreicht  werden. 

Die  Verwaltungsbeschwerde  endlich  richtet  sich  gegen  die 
auf  freiem  Ermessen  beruhenden  Verfügungen  der  staatlichen  Organe 
und  behauptet  die  Incongruenz  der  angefochtenen,  das  Interesse  verletzen- 
den Verfügung,  mit  den  Grundsätzen  einer  richtigen  Verwaltung. 

§  47. 

Das  Petitionsrecht 

Das  Petitions  recht  besteht  in  der  Möglichkeit,  bei  den  Staatsorganen 
(Monarchen,  Vertretungskörpern  und  Behörden)  Bitten  aller  Art  um  Be- 
friedigung collectiver  Interessen  zu  überreichen.  Die  Petition  unter- 
scheidet sich  dadurch  von  dem  das  Einzelinteresse  verfolgenden  Gesuche, 
und  durch  ihren  Inhalt  von  der  Adresse,  die  ohne  bestimmte  Bitte  eine 
collective  Meinungsäusserung  einer  Mehrheit  von  Personen  gegenüber  einem 
staatlichen  Organ  enthält.  Die  Petition  kann  den  Erlass  von  Gesetzen, 
die  Organisation  von  Verwaltungsanstalten,  die  Abstellung  von  Uebelständen 
innerhalb  des  geltenden  Rechtes  u.  s.  w.  bezwecken.  Die  Petitionen  ent- 
halten materiell  Wahrnehmungen  thatsächlicher  Verhältnisse,  Bekanntgabt* 
von  Bedürfnissen  und  die  sich  daran  knüpfenden  Wünsche  und  Vorschläge. 
Sie  werden  in  der  Regel  von  einer  Mehrheit  von  Personen  und,  unter 
einem  Gesammtnamen,  von  gesetzlich  anerkannten  Körperschaften  ausgehen- 

Das  Petitionsrecht  steht  Jedermann,  somit  auch  juristischen  Personen, 
zu;  es  bestehen  jedoch: 

a)  Beschränkungen  hinsichtlich  der  Form,  indem  Petitionen,  die  nicht 
von  gesetzlich  anerkannten  Körperschaften  ausgehen,  nicht  unter  einem  Col- 
lectivnamen  und  überhaupt  persönlich  nicht  von  einer  Masse,  sondern  von 
höchstens  zehn  abgeordneten  Personen  vorgebracht  werden  dürfen,  und 

b)  Beschränkungen  hinsichtlich  des  Inhaltes,  indem  Vereine  und 
Körperschaften  bei  Ausübung  des  Petitionsrechtes  ihren  Wirkungskreis 
nicht  überschreiten  dürfen. 

Dass  Petitionen  an  den  Reichsrath  und  die  Landtage  gerichtet 
werden  dürfen,  ergiebt  sich  aus  der  Geschäftsordnung  dieser  Ver- 
tretungskörper (§  13  G.  0.  des  Reichsraths). 
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IX.  Rechtsstellung  der  Fremden. 

§  48. 
Im  Allgemeinen. 

I.  Rechtssätze,  welche  persönliche,  wirtschaftliche  und  Cultur- 
interessen  der  Staatsbürger  befriedigen  sollen,  finden  auf  die  in  Oester- 
reich sich  aufhaltenden  Fremden  im  Allgemeinen  Anwendung  (§  39 
a.  b.  G.  B.);  es  können  daher: 

a)  Fremde  in  Oesterreich  gleich  den  Staatsbürgern  Vermögens- 
rechte erwerben,  insofern  nicht  diese  Möglichkeit  in  Ansehung  einzelner 
Objecto  durch  positive  Nonn,  insbesondere  als  Retorsionsmassregel 
ausgeschlossen  ist. 

b)  Sie  können  mit  Genehmigung  der  politischen  Landesstelle  zum 
Gewerbebetriebe  zugelassen  werden,1)  insoweit  nicht  durch  Staatsvertrage 
die  vollständige  Gleichstellung  der  Angehörigen  einzelner  Staaten  mit 
den  Inländern  in  Bezug  auf  den  Gewerbebetrieb  verfugt  ist2)  Be- 
sondere Begünstigungen  geniessen  rücksichtlich  des  Handelsbetriebes  die 
türkischen  Unterthanen.3)  Ebenso  können  Fremde  Erfindungspatente 
erwerben4)  und  Bergbau  betreiben.5)  Dagegen  darf  das  Hausirgewerbe 
nur  von  österreichischen  Unterthanen  betrieben  werden.6) 

c)  Ausländer  geniessen  gleich  den  Staatsbürgern  den  Rechts-  und 
Polizeischutz  in  Ansehung  ihrer  Person  und  ihres  Vermögens. 

d)  Sie  sind  auch  zur  Benutzung  der  öffentlichen  Anstalten  befugt, 
insoweit  diese  nicht  ausdrücklich  Inländern  vorbehalten  sind.  Sie  können 
daher  staatliche  Lehranstalten  besuchen7);  sie  geniessen  Pflege  im  Falle 


t)  §  10  Gew.  Odg.  20.  Dec.  1859.  St.  M.  E.  9.  Juli  1861  Z.  43G3. 
Mayerhofer  III.  575). 

*)  z.  B.  der  Angehörigen  des  deutschen  Reiches  (16.  Dcc.  1878 
R.  1879);  der  französischen  (1 1.  Dec.  1866.  R.  164),  der  italienischen 
(27.  Dec.  1878  R.  11,  1879),  der  rumänischen  (22.  Juni  1875  R.  78) 
Unterthanen. 

3)  Art.  XIV  des  Karlowitzcr  Friedens  v.  26.  Jänner  1699,  Art.  XIH 
des  Passarowitzer  Friedens  2 1 .  Juli  1718;  Belgrader  Frieden  1 8.  September 
1739  und  Szistower  Frieden  4.  August  1791.  §  4  E.  G.  17.  Dec.  1862 
zum  Handelsgesetzbuch. 

*)  §  1  litt.  c.  Patent  15.  August  1852  R.  184. 

5)  17  Berggesetz  23.  Mai  1854. 

«)  Hausirgesetz  4.  September  1852  R.  252. 

7)  Vdg.  13.0ct.  1849  R.  416,  12.  Juli.  1850  R.  310  (Mayerhofer 
II.  1196). 
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der  Erkrankung  und  Verarmung1);  sie  können  unter  Beachtung  der 
Reciprocität  zum  Genüsse  von  Stiftungen  zugelassen  werden.2) 

c)  Nicht  minder  kommen  den  Ausländern  jene  Freiheitsrechte  zu, 
die  der  Staat  gegenüber  der  Persönlichkeit  und  dem  Vermögen  zuge- 
steht; —  so  kommt  ihnen  in  gleichem  Maasse  der  Schatz  gegen  will- 
kürliche Verhaftung,  gegen  Durchsuchung  ihrer  Person  und  Wohnung 
sowie  der  Schutz  des  Briefgeheimnisses  zu.  Sind  sie  einmal  zum  Wohnen 
in  Inlande  zugelassen,  so  werden  sie  in  Bezug  auf  die  Freizügigkeit  im 
Staatsgebiete  gleich  Inländern  behandelt.  Sie  gemessen  individuelle 
religiöse  Bekenntnissfreiheit,  sowie  Freiheit  der  Meinungsäusserung  gleich 
den  Staatsbürgern ;  sie  können,  von  einzelnen  Beschränkungen  abgesehen, 
auch  von  dem  Vereins-  und  Versammlungsrechte  Gebrauch  machen. 

II.  Dagegen  haben  die  Fremden: 

a)  nicht  gleich  den  Staatsbürgern  ein  unentziehbares  Recht  zum 
Aufenthalte  im  Staatsgebiete ;  sie  können  daher  wegen  der  im  Auslande 
begangenen  Verbrechen  an  ausländische  Behörden  ausgeliefert  werden3) ; 
ebenso  kann  ihre  Abschaffung  aus  polizeilichen  Gründen  verfügt4)  und 
in  der  vom  allgemeinen  Strafgesetz  oder  vom  Gefällsstrafgesetzc  erwähnten 
Fällen  Landesverweisung  gegen  sie  ausgesprochen  werden5). 

b)  Der  Staat  gewährt  ihnen  keine  Gleichstellung  in  Bezug  auf  die 
active  Theilnahme  am  Staatsleben.  Sie  geniessen  daher  in  der  Regel 
keine  politischen  Rechte,  sie  sind  vom  activen  und  passiven  Wahlrecht 
für  die  Gemeindevertretung,6)  den  Landtag  und  das  Abgeordnetenhaus 
des  Reichsrathes  ausgeschlossen.  Auch  die  Mitgliedschaft  im  Herren- 
hause setzt  regelmässig  die  Österreichische  Staatsbürgerschaft  voraus.7) 

Ausländer  sind  in  Oesterreich  von  der  Aufnahme  als  Mitglieder 
eines  politischen  Vereines  ausgeschlossen.8) 

Sie  sind  ferner  bei  einer  Versammlung  zur  Verhandlung  öffentlicher 


!)  Vgl.  die  in  Mayerhofer  II.  260  und  im  IX.  Band  der  Manz'schen 
Gesetzsammlung  angeführten  Staatsvertrage. 

2)  Vesque  v.  Püttlingen  Internationales  Privatrecht  S.  81. 

3)  §  59  St.  P.  0.  23.  Mai  1873.  Vgl.  die  Auslieferungsverträge  in 
der  Manz'schen  G.  S.  IV.  und  V.  Band. 

4)  d.  h.  aus  Rücksichten  der  öffentlichen  Ordnung  und  Sicherheit.  Ges. 
27.  Juli  1871  R.  88. 

5)  §  75  Gefallsstrafgesetz;  §  19  litt.  f.  25  und  249  allg.  Strafgesetz. 

6)  Ausnahme  in  Triest  §  34  Patent  12.  April  1850  R.  139. 

')  §§  2,  3,  4,  5  St  G.  über  die  Reichsvertretung.  Ausnahmen  in 
der  Lehre  vom  Reichsrath  (VII.  Hauptstück). 

*)  $  30  Vereinsges.  15.  Nov.  1867  R.  G.  B.  N.  134. 
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Angelegenheiten  zwar  nicht  als  Theilnehmer  ausgeschlossen,  dagegen 
aber  nicht  berechtigt,  als  Unternehmer  oder  Leiter  derselben  aufzutreten.1) 

c)  Ebenso  ist  zur  Ausübung  des  Bechtsberufes  (Advokatur,  Notariat) 
und  zur  Uebernahme  von  Kirchenämtern  Staatsbürgerschaft  erforderlich.2) 

d)  Oeffentliche  Aemter  sind  den  Staatsbürgern  vorbehalten.3)  In 
das  Heer  können  Ausländer  nur  mit  Bewiligung  des  Kaisers  eintreten.4) 

III.  Der  Staat  verlangt  von  den  Fremden  öffentliche  Pflichten. 

Insbesondere  ist  der  Fremde  an  die  Gesetze,  namentlich  die  Polizei- 
und  Strafgesetze  gebunden,  und  er  schuldet  den  obrigkeitlichen  Ver- 
fügungen Gehorsam  wie  der  Inländer.  Es  kann  daher  Zwangsvoll- 
streckung derselben  gegen  seine  Person  und  sein  Vermögen  veranlasst 
werden.  Ebenso  unterliegen  Fremde  den  directen  und  indirecten  Staats- 
abgaben und  den  Leistungen  für  Verwaltungsverbände  in  gleicher  Weise 
wie  die  Inländer,  also  namentlich 

a)  der  Grund-  und  Gebäudesteuer,  weil  diese  Realsteuern  ohne 
Rücksicht  auf  die  Person  des  Besitzers  zu  entrichten  sind;  b)  der 
Erwerbsteuer,  sobald  sie  sich  einer  erwerbsteuerpflichtigen  Be- 
schäftigung im  Inlande  widmen  ;5)  c)  der  Einkommensteuer  in  gewissen 
Fällen;6)  d)  den  Gebühren  und  Taxen.7) 

Nur  Dienstpflichten,  die  entweder  die  volle  Hingabc  der  Persön- 
lichheit an  den  Staat  bedingen  (Wehrpflicht),  oder  die  sich  als  Ausfluss 
gewährter  politischer  Rechte  darstellen,  z.  B.  die  Geschwornonpflicht, 
die  Uebernahme  von  Communalämtern,  verlangt  der  Staat  von  ihnen  nicht. 

§  49. 

Insbesondere  die  ungarischen  Staatsbürger. 

I.  Als  Folge  der  staatsrechtlichen  und  administrativen  Selbständig- 
keit der  Länder  der  ungarischen  Krone  besteht  in  denselben  eine  selb- 
ständige Staatsbürgerschaft,  deren  Erwerb  und  Verlust  der  50.  Gesetzartikel 
des  Jahres  1879  normirt.  Erwerbsgründe  dieser  Staatsbürgerschaft  sind: 

*)  §  8  Ges.  über  das  Versammlungsrecht.  15.  Nov.  1867.  R.  G.  B. 
X.  135. 

*)  Ges.  6.  Juli  1868  R.  96;  25.  Juli  1871  R.  75  u.  7.  Mai  1874  R.  50. 
3j  Datier  auch  das  Amt  der  Volksschullehrer,  §  48  Reichs  volksschul- 
gesetz  14.  Mai  1869.    Vgl.  Mayerhofer  H.  223  und  1677. 
4)  §  16  Wehrg.  5.  Dec.  1868  R.  151. 

s)  Erwerbsteuerpatent  31.  Dec.  1812,  Hfkzd.  13.  Nov.  1827  Z.  1970 
P.  G.  S.  55.  Bd.  S.  212.    Dr.  V.  Röll,  Oesterr.  Steuergesetze  S.  434. 
«)  Röll.  S.  582,  618,  619,  660. 

")  Geb.  Ges.  9.  Feb.  1850  (§§  2  und  3).  Vdg.  1.  Juni  1853  R.  105. 
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a)  Eheliche  Abstammung  von  einem  ungarischen  Staatsbürger 
oder  uneheliche  Abstammung  von  einer  ungarischen  Staatsangehörigen; 

b)  Legitimation  unehelicher  Kinder  eines  ungarischen  Staats- 
bürgers ; 

c)  Verehelichung  mit  einem  ungarischen  Staatsbürger; 

d)  Naturalisation  d.  i.  ausdrückliche  Aufnahme.  Dieselbe 
wird  über  Ansuchen  gegen  Nachweis  fünfjährigen  ununterbrochenen 
Wohnsitzes  und  fünfjähriger  Steuerzahlung  im  Lande,  sowie  der  Auf- 
nahme in  den  Verband  einer  Gemeinde  erwerbsfähigen,  unbescholtenen 
Ausländern  von  dem  Ministerium  des  Innern,  in  Kroatien-Slavonien  vom 
Banus  ertheilt.  Ausländern,  die  in  Ungarn  factisch  wohnen  oder  daselbst 
wohnen  wollen,  und  die  sich  um  die  Länder  der  ungarischen  Krone 
hervorragende  Verdienste  erworben  haben,  kann  auch  bei  Nichteintritt 
der  Steuerleistung  und  des  fünfjährigen  Wohnsitzes  die  ungarische 
Staatsbürgerschaft  durch  einen  Begierungsact  des  Königs  verliehen 
werden. 

II.  Die  ungarische  Staatsbürgerschaft  geht  verloren: 

a)  Durch  Entlassung,  welche  in  Friedenszeiten  einem  nicht 
wehrpflichtigen  Staatsbürger,  gegen  den  weder  Steuerrückstände  bestehen, 
noch  eine  strafgerichtliche  Untersuchung  geführt  wird,  noch  ein  Straf- 
urtheil  zu  vollziehen  ist,  nicht  verweigert  werden  darf. 

Der  wehrpflichtige  Ungar,  der  im  Linien-  (Marine-),  Reserve-  oder 
Ersatzreservedienste,  oder  bei  den  Honv£ds  steht,  kann  nur,  wenn  er 
vorher  vom  gemeinsamen  Kriegsminister  oder  vom  Landesvertheidigungs- 
minister  die  Uebersiedelungserlaubniss  erlangt  hat,  aus  dem  Staatsver- 
bande entlassen  werden.  Der  nicht  im  Dienst  stehende  Staatsbürger 
kann  nach  vollendetem  17.  Lebensjahre  aber  nur  dann  aus  dem  Staats- 
verbande entlassen  werden,  wenn  er  durch  ein  Zeugniss  seiner  Jurisdiktion 
nachweist,  dass  er  nicht  um  sich  der  Wehrpflicht  zu  entziehen,  aus- 
wandere. 

In  Kriegszeiten  aber  kann  die  Entlassung  eines  Ungarn  aus  seinem 
Staatsverbande  nur  durch  den  Souverain  über  Antrag  des  Ministers  be- 
willigt werden. 

Ausnahmen  von  diesen  Vorschriften  sind  auf  Grund  der  Reciprocität 
bezüglich  solcher  statthaft,  denen  die  Erlangung  der  österreichischen 
Staatsbürgerschaft  in  Aussicht  gestellt  wurde. 

b)  Durch  behördlichen  Beschluss  unter  der  Voraussetzung, 
dass  ein  ungarischer  Staatsbürger  ohne  Erlaubniss  seiner  obersten  Ver- 
waltungsbehörde in  den  Dienst  eines  anderen  Staates  eingetreten  ist, 
und  der  Aufforderung  dieser  Behörde,  innerhalb  bestimmter  Zeit  den 
fremden  Dienst  zu  verlassen,  nicht  Folge  geleistet  hat. 
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c)  Durch  ununterbrochene,  nicht  durch  Auftrag  der  ungarischen 
oder  gemeinsamen  Regierung  veranlasste,  zehnjährige  Abwesenheit. 

d)  Durch  Heirath;  es  verliert  diejenige  Frau  die  ungarische  Staats- 
bürgerschaft, welche  sich  mit  einem  nicht  ungarischen  Staatsbürger 
verehelicht. 

c)  Durch  Legitimation  unehelicher  Kinder  von  Seite  des  aus- 
ländischen Vaters. 

III.  An  und  für  sich  sind  die  ungarischen  Staatsbürger  in  Oester- 
reich gleichfalls  als  Fremde  zu  behandeln.  Allein  die  staatsrechtliche 
und  wirthschaftliche  Verbindung  des  österreichischen  und  des  unga- 
rischen Staatsgebietes  erzeugt  Modificationen  in  ihrer  Behandlung: 

a)  Sie  können  sich  auch  in  Oesterreich  zum  freiwilligen  Eintritte 
in  das  Heer  melden  (§  20  Wehrgesetz).  *) 

b)  Da  Oesterreich-Ungarn  dem  Auslande  gegenüber  als  Einheit  er- 
scheint, so  werden  auch  ungarische  Staatsbürger,  welche  ausserhalb  der 
Österreichisch-ungarischen  Mnnarchie  eine  strafbare  Handlung  begangen 
haben,  und  im  Gebiete  der  Reichsrathsländer  betreten  werden,  niemals 
an  das  Ausland  ausgeliefert2) 

c)  Die  Angehörigen  des  einen  Ländergebietes,  welche  in  dem  andern 
Ländergebiete  Handel  und  Gewerbe  treiben  wollen  oder  Arbeit  suchen, 
sollen  bezüglich  des  Gewerbeantrittes,  der  Gewerbeausübung,  des  Markt- 
und  Messverkehrs  und  der  zu  zahlenden  Steuern  und  sonstigen  Abgaben 
den  Einheimischen  gleichgestellt  sein.  Die  in  einem  Theile  erworbenen 
Hausirbefugnisse,  Erfindungspatente,  Muster-  und  Markenschutzrechte 
beziehen  sich  von  selbst  auch  auf  das  andere  Ländergebiet.3) 

l)  Vgl.  auch  §.  6  Wehr-G.  „Für  das  stehende  Heer  und  die  Kriegs- 
marine gilt  jeder  Wehrpflichtige  beider  Staaten  der  Monarchie  als  Inländer, 
für  die  Landwehr  jedoch  nur  derjenige,  welcher  die  Staatsbürgerschaft  des 
betreffenden  Staates  besitzt"  (Instruktion  zum  Wehrgesetz.). 

*)  Vdg.  des  Justiz-M.  26.  Mai  1875  Z.  6742;  vgl.  Theodor  R.  v. 
Dantscher  von  Kollesberg:  Der  monarchische  Bundesstaat  Oesterreich- 
Ungarn.  Wien  1880.    S.  319. 

3)  Ges.  27.  Juni  1878  R.  62  über  das  Zoll-  und  Handehbündniss  mit 
Ungarn.    (Mayerhof er  II.  S.  92.) 
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B.  Die  Berufsorgane  des  Staates. 

Drittes  Hauptstück. 

Der  Kaiser. 

I.  Rechtsstellung  desselben. 
§  50. 

Lebersicht  seiner  Rechte. 

Der  Kaiser  ist  als  Staatsoberhaupt  Träger  der  Staatsgewalt  zu 
eigenem  Recht. 

Dies  bedeutet:  a)  der  Monarch  ist  das  Repräsentativ-  und  oberste 
Willens-Organ  des  Staates;  sein  Wille  soll  als  allgemeiner  Wille,  als 
Wille  des  Staates  gelten;  b)  or  leitet  das  Recht,  Organ  des  Staates  zu 
sein,  von  keinem  andern  Rechtssubject  ab. 

Die  Rechtsstellung  des  Monarchen  lässt  sich  nach  folgenden  Rich- 
tungen charakterisiren : 

1.  Er  ist  Repräsentant  des  Staates  und  Subject  der  Regie- 
rungsrechte. 

2.  Die  Erhabenheit  des  monarchischen  Berufes  bedingt  als 
Majestätsrechte  eine  privilegirte  Stellung  seiner  Person  im 
Rechtsleben  und  besondere  Ehrenrechte. 

3.  Zur  äusseren  Repräsentation  hat  der  Monarch  Anspruch  auf  eine 
entsprechende  pekuniäre  Ausstattung  durch  den  Staat. 

4.  Der  Monarch  übt  die  Hausgewalt  über  die  nach  gewissen  Rieh- 
tungen  an  der  ausgezeichneten  Rechtsstellung  des  Monarchen  tbeil- 
nehm enden  Mitglieder  der  Dynastie. 

§  51. 

Repräsentativ-  und  Regierungsgewalt  des  Kaisers. 

I.  Der  Monarch  ist  die  persönliche  Verkörperung  des  Staates; 
er  repräsentirt  daher  den  Staat  in  allen  seinen  rechtlichen  Beziehungen : 

a)  In  den  völkerrechtlichen  Beziehungen.  Da  jedoch  der 
österreichische  Staatskörper  sich  mit  den  Ländern  der  ungarischen 
Krone  zu  einem  Gesammtstaate  verbindet  so  repräsentirt  der  gemein- 
same Monarch  in  den  auswärtigen  Beziehungen  den  österreichisch- 
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ungarischen  Gesammtstaat.  Er  empfängt  und  enteendet  Ge- 
sandte, erklärt  Krieg,  schliesst  Frieden,  vereinbart  Staatsverträge  im 
Namen  des  Gesammtetaates.1) 

b)  Der  Monarch  repräsentirt  den  Österreich.  Staat  in  seinen  staats- 
rechtlichen Beziehungen  zu  den  Ländern  der  ungarischen  Krone,  sowie 

c)  in  seinen  Beziehungen  zu  anderen  Rechtssubjekten,  auch  in  den 
privatrechtlichen  Beziehungen.  Der  Monarch  kann  dieses  Reprä- 
sentationsrecht auch  anderen  Personen  durch  Mandat  übertragen. 

Der  Umfang  der  Repräsentativgewalt  des  Monarchen  ist  staats- 
rechtlich nach  zwei  Richtungen  beschränkt,  indem  «)  Handelsverträge, 
sowie  jene  Staatsverträge,  die  das  Reich  oder  Theile  desselben  belasten, 
oder  einzelne  Bürger  verpflichten,  dann  Staatsverträge  über  Gebietsver- 
änderungen, an  die  Genehmigung  des  Reichsrathes  gebunden  sind2) 
und  ß)  die  auf  Veräußerung,  Umwandlung  und  Belastung  des  unbe- 
weglichen Staatevermögens  abzielenden  Rechtegeschäfte,  die  der  Monarch 
im  Namen  des  Staates  vollzieht  oder  vollziehen  lässt,  gleichfalls  dieser 
Genehmigung  bedürfen.3) 

Auch  sind  die  vermöge  der  Repräsentativgewalt  abgeschlossenen 
Geschäfte,  da  sie  zugleich  Regierungsakte  sind,  an  die  Formen  der  letz- 
teren gebunden. 

II.  Der  Kaiser  ist  Träger  der  Funktionen  der  Staategewalt.  Ideell 
müssen  wir  die  gesammte  Thätigkeit  des  Staates  auf  den  Monarchen 
zurückfuhren.  Es  wird  daher  z.  B.  das  Münz  recht  im  Namen  des 
Kaisers  ausgeübt  und  auch  die  Kundmachung  der  Gesetze  erfolgt 
in  seinem  Namen.4) 

Es  bedürfen  jedoch  die  Willensakte  des  Monarchen  einer  urkund- 
lichen Feststellung  und  zu  ihrer  Giltigkeit  der  Contrasignatur 
wenigstens  Eines  verantwortlichen  Ministers.5)  Diese  Gegenzeichnung 
soll  nicht  nur  die  Einhaltung  der  gesetzlichen  Formen  sowie  die  genaue 
und  richtige  Aufnahme  der  kaiserlichen  Willensentschliessungen  beur- 
kunden, sondern  auch  mit  Rücksicht  auf  die  persönliche  Un Verantwort- 
lichkeit des  Kaisers,  dem  Reichsrathe  gegenüber,  ein  Subjekt  der  Ver- 
antwortlichkeit feststellen.  Nothwendig  ist  die  Contrasignatur  bei  allen 
in  Regierungssachen  ergehenden  Erlässen  des  Kaisers.    Die  Contra- 

»)  Der  Kaiser  erklärt  Krieg  und  schliesst  Frieden  (Art.  V.  St.  G.  über 
die  Reg.-  u.  Vollzugsgew.) ;  Art.  VI.  ebendaselbst. 

*)  Art.  VI  St.  G.  über  die  Reg.-  und  Vollzugsgew.  und  §  1  litt.  a.  St.  G. 
über  die  Reichsvertretung. 

3)  §.  11  litt  c.  St.  G.  über  die  Reichsvertretung. 

4j  Art.  VII  u.  X.  St.  G.  über  die  Reg.-  u.  Vollzugsgewalt. 

*)  Ges.  25.  Juli  1867  §  1. 
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signatur entfällt  jedoch:  a)  bei  den  aus  dem  militärischen  Ober- 
befehl des  Kaisers  entspringenden  Anordnungen  und  Verfügungen, 
welche  sich  auf  Leitung,  Führung  und  innere  Organisation  der  Armee 
beziehen;1)  b)  der  Natur  der  Sache  nach  bei  jenen  Regierungsakten, 
welche  nicht  in  einem  schriftlichen  Erlasse,  sondern  in  einer 
persönlichen  Kundgebung  des  Monarchen  bestehen  und  c)  bei  Adels-, 
Ordens-  und  Titelverleihungen  als  Ausübung  persönlicher  Majestäts- 
rechte.2) 

III.  Innerhalb  der  einzelnen  Funktionen  des  Staates  bestehen  für 
die  Willensthätigkeit  des  Monarchen  besondere  Formen: 

a)  Bei  der  Gesetzgebung  ist  der  Kaiser  an  die  Mitwirkung  des 
Reichsrathes  und  der  Landtage  gebunden.3) 

b)  Im  Gebiete  der  Verwaltung  ist  gleichfalls  zu  einzelnen  wich- 
tigeren Geschäften  die  Mitwirkung  der  Reichsvertretung  nothwendig. 
Die  auf  Parteisachen  sich  beziehenden  Verwaltungsgeschäfte  sind  unter 
nothwendiger  Mitwirkung  der  Staatsbehörden  und  mit  Beobachtung  der 
gesetzlichen  Formen  des  Administrativverfahrens  und  des  Instanzenzuges 
zu  vollziehen.4) 

c)  Die  Ausübung  der  richterlichen  Gewalt,  welche  ideell  dem 
Monarchen  zukommt,  ist  seiner  persönlichen  Einwirkung  entzogen. 
Der  Monarch  kann  den  Rechtsschutz  nur  durch  verfassungsmässig  be- 
setzte, in  ihrer  Wirkungssphäre  selbständige,  Gerichte  gewähren.5) 
Bloss  in  dem  Rechte  der  Abolition  und  der  Begnadigung  ist  dem  Mon- 
archen eine  Einwirkung  auf  den  Gang  der  Strafrechtspflege  einge- 
räumt.6) 

IV.  Der  Natur  der  Sache  nach  muss  sich  die  Thätigkeit  des 
Kaisers  auf  die  Leitung  des  Staates  beschränken,  während  die  aus- 
führende Arbeit  anderen  Organen  überlassen  ist.  In  diesem  Sinne 
stellt  man  die  dem  Kaiser  zukommende  Leitung  des  Staates,  welche 
das  Gebiet  des  freien  Ermessens  in  Festsetzung  der  Zwecke  und  Wahl 
der  Mittel  umfasst,  als  Regierungsgewalt  im  engeren  Sinne 
der  die  allgemeinen  und  besonderen  Befehle  des  Monarchen  ausführen- 
den Arbeit,  d.  i.  der  Vollzugsgewalt  gegenüber. 


1)  §.  5  Gesetz  21.  Dez.  1867  R.  146  und  XII.  G.  A.  1867.  (§  11.) 

2)  Art.  JV,  Reg.-  u.  Vollzngsgewalt. 

3)  Diplom  vom  20.  Oct.  1860  Art.  I. 

4)  Vgl.  Art.  II  St.  G.  über  Reg.-  u.  Vollzugsgewalt;  §.  6  Ges.  22. 
Oct.  1875  über  den  Verwaltungsgerichtshof. 

5)  St.  G.  über  die  richterl.  Gewalt  21.  Dez.  1867  R.  144. 
8)  Art.  XIII  ebendaselbst. 
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Die  unmittelbare  Regierungsthätigkeit  des  Kaisers  äussert  sich: 

a)  in  der  Sanktion  der  von  den  Vertretungskörpern  berathenen 
Gesetzentwürfe,  die  zu  ertheilen  oder  zu  verweigern  im  freien  Ermessen 
des  Monarchen  liegt;1) 

b)  in  der  Bestellung,  Leitung  und  Ueberwachung  des  Verwaltungs- 
apparates sowie  in  der  Bestellung  der  Organe  für  die  richterliche  Thä- 
tigkeit  (Amtshoheit  des  Monarchen);2) 

c)  in  dem  Oberbefehl  über  die  organisirte  physische  Macht  des 
Staates,  über  das  Heer  und  die  Kriegsmarine.3) 

d)  in  den  Prärogativen  zur  Regelung  der  Thätigkeit  der  Ver- 
tretungskörper. Dieselben  betreffen  «)  das  Recht  der  Ernennung  von 
lebenslänglichen  und  erblichen  Mitgliedern  des  Herrenhauses;  /*)  die 
Ernennung  des  Präsidenten  und  Vicepräsidenten  des  Herrenhauses  und 
des  Vorsitzenden  der  Landtage  (Oberstlandmarschall,  Landeshauptmann, 
Präsidenten  u.  s.  w.),  sowie  ihrer  Stellvertreter;  y)  das  Recht,  diese 
Vertretungskörper  zu  eröffnen,  zu  schliessen,  die  Dauer  ihrer  Sessionen 
und  Session8abschnittc  zu  bestimmen ;  #)  sie  zu  vertagen  und  aufzulösen 
und  *)  ihnen  Gesetzentwürfe  sowie  sonstige  Regierungsvorlagen  zur 
Berathung  zu  überweisen.4) 

§  52. 
Majestätsrechte. 

Dieselben  betreffen: 

I.  Die  priviicgirte  Stellung5)  der  Person  des  Monarchen 
im  Rechtsiebes: 

a)  Die  Person  des  Kaisers  ist  geheiligt,  d.  h.  sie  steht  unter 
einem  besondern  strafrechtlichen  Schutz.  Delikte  gegen  seine  Person 
werden  besonders  qualificirt.8) 

b)  Der  Kaiser  ist  unverletzlich,  d.  h.  die  Unterstellung  seiner 
Person  unter  die  Strafgerichte  ist  absolut  ausgeschlossen  und  auch  in 
privatrechtlichen  Verhältnissen  ist  ein  Einschreiten  gegen  seine  Person 
unmöglich. 

»)  Art.  X  St.  ü.  über  die  Reg.-  u.  Vollzugsgewalt;  §.  13  St.  G.  über 
die  R.-V.;  §.  17  der  Landesordnungen. 

2)  Der  Kaiser  übt  die  Regierungsgewalt  durch  verantwortliche  Minister 
und  die  denselben  untergeordneten  Beamten  und  Bestellten  aus. 

Der  Kaiser  ernennt  und  entlässt  die  Minister  und  besetzt  über  Antrag 
der  betreffenden  Minister  alle  Aemter  in  allen  Zweigen  des  Staatsdienstes 
insoferne  nicht  das  Gesetz  ein  Anderes  verordnet.    (Art.  II,  III.) 

3)  Art-  V  St.  G.  Reg.-  u.  V.-G. 

A)  St.  G.  über  die  R.-V.  (§§  3—5,  9)  und  die  Landesordnungen  (§  4). 
5)  Art.  I  St.  G.  über  die  R.-  u.  V.-G. 
•)  Vgl.  §§.  58  und  63  St.  G.  B. 
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c)  Der  Kaiser  ist  unverantwortlich,  d.  h.  er  kann  wegen 
seiner  Regierangsakte  von  Niemandem  zu  einer  rechtlichen  oder  poli- 
tischen Verantwortung  gezogen  werden. 

II.  Die  Ehrenrechte  des  Monarchen. 

Diese  umfassen: 

1.  Die  der  Person  des  Monarchen  zukommenden  Ehren  Vor- 
züge, als: 

a)  den  kaiserlichen  Titel1)  mit  dem  Zusätze  „von  Gottes 
Gnaden",  durch  welchen  die  Selbständigkeit  und  Ursprünglichkeit  des 
monarchischen  Rechtes  angedeutet  wird;  b)  das  Prädicat  „Majostät"; 
cj  die  Führung  des  kaiserlichen  Wappens  sowie  der  Kroninsignien ; 
d)  die  höchsten  militärischen  Ehren;  e)  die  Fürbitte  im  Kirchengebete; 
fj  bei  seinem  Tode  Landestrauer.2) 

2.  Der  Kaiser  hat  das  Recht  eines  Hofstaates,  d.  h.  er  umgiebt 
sich  mit  einem  Kreise  von  Personen,  welche  dazu  bestimmt  sind,  seine 
nächste  Umgebung  zu  bilden,  ihm  persönliche  Dienste  verschiedener 
Art,  sowohl  wirkliche  als  Ehrendienste  zu  leisten  und  durch  ihre  An- 
zahl und  ihren  Rang  den  Glanz  der  Majestät  auch  äusserlich  darzu- 
stellen. Man  unterscheidet  vier  oberste  Hofchargen:  den  Obersthof- 
meister, Obersthofkämmerer,  Obersthofmarschall  und  Oberststallmeister. 
Jedem  derselben  ist  ein  eigenes  Personal  untergeordnet,  das  Hofstab 
heisst.  Zur  Bewachung  der  Person  des  Kaisers  bestehen  die  Leib- 
garden: die  Arcierenleibgarde,  die  ungarische  Leibgarde  und  die 
Trabantenleibgarde,  die  Leibgardescadron  und  die  Hofburgwache. 


')  lieber  die  kais.  Titel  und  Wappen  vgl.  Hofkanzleidekret  22.  August 
18.3(5.  Weglassung  des  Beisatzes  König  der  Loinbardie  und  Venedigs  A.  h. 
Hdsch.  :5.  Oct.  18«fi  (Vdg.  M.  d.  Aenssern  «.  Jänner  1807  R.  10.) 

Das  A.  h.  Handschreiben  vom  14.  Nov.  18(>8  bestimmt  mit  Rücksicht 
auf  die  neugeordneten  Verfassungsverhältnisse,  dass  bei  souverainen  Akten 
und  insbesondere  bei  den  im  Namen  des  Monarchen  mit  auswärtigen 
Mächten  zu  schließenden  Staatsverträgen  im  Eingang  dieser  Verträge 
künftig  der  Titel  in  folgender  Fassung  zur  Anwendung  komme:  ..Kaiser 
von  Oesterreich.  König  von  Böhmen  u.  8.  w.  und  Apostolischer  König  von 
Ungarn"  ;  wonach  im  weiteren  Context  des  Vertrages  eine  der  diplomatischen 
Hebung  anzupassende  abgekürzte  Form  gebraucht  werden  möge,  nament- 
lich der  Titel:  „Kaiser  von  Oesterreich  und  Apostolischer  König  von  Un- 
garn": dann  die  Bezeichnung:  ,.Se.  Majestät  des  Kaiser  und  König"  oder 
..Sc.  Kaiserliche  und  Königliche  Apostolische  Majestät." 

Ferner  sind  zur  Bezeichnung  der  Gesammtheit  aller  verfassungs- 
mässig vereinigten  Königreiche  und  Länder  die  Ausdrucke:  ..Oesterreichiseh- 
Ungarisehe  Monarchie"  und  ..Oesterreichisch-l'ngarisches  Keich"  alternativ 
anzuwenden. 

-2j  Vdg.  :?0.  Dez.  1S.V4  K.  :>  |18:>:>)  und  1.  Okt.  181)5  K.  171. 
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Auch  die  geheimen  Käthe,  die  Kämmerer  und  Trachsessen 
gehören  zum  Hofstaat.  Ausserdem  giebt  es  in  den  einzelnen  Ländern 
zahlreiche  Hof-  und  Erbämter  von  nur  titularer  Bedeutung.1) 

3.  Der  Monarch  ist  Quelle  aller  Würde  im  Staate.  Verleihung  von 
Würden  an  Staatsbürger  durch  den  Monarchen  ist  keine  eigentliche 
Begierungsfunktion,  sondern  ein  persönliches  Majestätsrecht.  Der  Kaiser 
verleiht: 

a)  Adelsprädikate;  dann 

b)  andere  nicht  erbliche  Titel,  namentlich  solche,  die  von  einem 
im  Staate  bestehenden  oder  nicht  bestehenden  Amte  oder  Hofdienste 
hergeleitet  sind.  Zu  unterscheiden  davon  sind  die  Titel  der  Staats- 
beamten, die  mit  einem  von  denselben  bekleideten  Amte  verbunden 
sind.  Die  Ernennung  der  Beamten  und  die  Verleihung  der  mit  der 
Stelle  verknüpften  Titel  ist  nicht  die  Ausübung  eines  persönlichen 
Majestät»-,  sondern  eines  Regierungsrechtes. 

c)  Der  Kaiser  hat  das  Recht,  Orden  zu  stiften  und  zu  verleihen 
und  Ehrenzeichen  geringerer  Art  zu  vertheilen.  Die  Ritterorden  unter- 
scheidet man  in  Hofehren-  und  Verdienstorden.  Zu  den  ersten  gehört: 
«)  der  Orden  des  goldenen  Vliesses,  gestiftet  von  dem  Herzoge  Philipp 
dem  Guten  von  Burgund.  Durch  die  Vermählung  des  Erzherzogs 
Maximilian  mit  der  burgundischen  Prinzessin  und  Erbin  Marie  (1474) 
gelangte  mit  den  burgundischen  Ländern  auch  die  Grossmeisterschaft 
dieses  Ordens  an  Oesterreich  und  wurde  bei  der  österreichisch-deutschen 
Linie  durch  Art.  XIX  des  Badner  Friedens  erhalten,  ß)  Der  weib- 
liche Sternkreuzorden,  gestiftet  von  der  Gemahlin  Kaiser  Ferdinands  III., 
Eleonore  von  Mantua,  1688.  Zu  den  Verdienstorden  dagegen  gehören : 
y)  der  Maria-Theresia-Orden,  am  18.  Juni  1757  zur  Belohnung  ausge- 
zeichneter militärischer  Verdienste  gestiftet,  mit  drei  Graden:  Gross-, 
Kommandeur-  und  Kleinkreuz.  #)  Der  ungarische  Stephansorden,  von 
Maria  Theresia  am  5.  Mai  1764  zur  Belohnung  von  Civilverdiensten 
jeder  Art  für  adelige  Personen  gestiftet,  gleichfalls  mit  drei  Graden.  «)  Der 
Leopoldorden  wurde  von  Kaiser  Franz  L,  in  Erinnerung  an  seinen 
Vater,  als  Verdienstorden  für  jeden  Stand  in  drei  Graden  im  Jahre  1808 
gestiftet.  S)  Der  lombardisehe  Orden  der  eisernen  Krone,  von  Napoleon 
gestiftet,  von  Kaiser  Franz  I.  im  Jahre  1816  erneuert.  ',)  Der  Kaiser- 
Franz-Josefs-Orden,  gestiftet  (1849)  zur  Belohnung  ausgezeichneter  Ver- 
dienste ohne  Rücksicht  auf  Geburt,  Religion  und  Stand.  Derselbe  besteht 
aus  den  Klassen:  Grosskreuze,  Comthure  (mit und  ohne  Stern)  und  Ritter.2) 

1)  Mayerhof  er  III.  S.  (i3.  Vgl.  den  Art.  Hof,  Hofbeamte.  Hof- 
reremoniell,  Hofstaat  im  Staatswörterbuch  v.  Bluntschli  '>.  Bd.  S.  200. 

2)  Kais.  Patent  2.  Dez.  1841)  R.  26;  Statutenenveitening  Pat.  2.>. 
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Ausserdem  bestehen  die  Militärehrenzeichen  und  das  goldene  und 
silberne  Verdienstkreuz,  mit  und  ohne  Krone  (K.  Vdg.  25.  Dezbr.  1850 
R.  25  d.  J.  1851). 

Da  der  Monarch  innerhalb  des  Staatsgebietes  und  für  den  Kreis 
der  Staatsbürger  die  alleinige  Quelle  aller  öffentlichen  Auszeichnungen 
ist,  so  bedürfen  die  Staatsbürger  zur  Annahme  und  Führung  der  von 
fremden  Staaten  und  auswärtigen  Souveränen  ertheilten  Adelsprädikate, 
Titel,  Orden  und  Ehrenzeichen  der  kaiserlichen  Genehmigung,  welche 
durch  das  Ministerium  des  Aeussern  einzuholen  ist  (Vdg.  29.  Juni  1854 
Z.  15202,  Mayerhofer  III.  65.). 

§  53. 

Pekuniäre  Rechte  an  den  Staat. 

Der  Monarch  hat  Anspruch  auf  eine  der  erhabenen  Würde  seines 
Berufes  entsprechende  ökonomische  Ausstattung  durch  den  Staat  Man 
.  nennt  die  jährliche  Rente,  die  der  Monarch  vom  Staate  bezieht,  die 
Hofstaatsdotation.  Die  Feststellung  der  Hofstaatsdotation  ist  keine 
gemeinsame  Angelegenheit  des  Gesammtstaates,  sondern  jeder  der  beiden 
Staatskörper  trägt  selbständig  die  Kosten  des  Hofhaltes  des  gemein- 
samen Monarchen  (XII.  ung.  G.  A.  1867  §  7). 

In  Oesterreich  bestimmt  das  Gesetz  vom  6.  November  1879  R.  133 
für  die  Dauer  von  zehn  Jahren,  d.  i.  bis  Ende  1889  die  jährliche  Dotation 
zur  Erhaltung  des  Hofstaates  auf  4,650,000  Gulden.  Die  Verwendung 
der  Hofstaatsdotation  ist  selbstverständlich  keiner  Kontrolle  durch  den 
Reichsrath  unterworfen.  Aus  derselben  bestreitet  der  Kaiser  die 
Kosten  der  Haus-  und  Hofhaltung,  des  Hofstaates,  die  Gehalte  und 
Bezüge  der  Hofbeamten  und  der  Hofdienerschaft,  die  Bauten  und  Repa- 
raturen an  den  Residenzen  und  Hofgebäuden,  ferner  die  Apanagen  der 
Mitglieder  des  kaiserlichen  Hauses. 

Als  Privatrechtssubjekt  kann  der  Monarch  auf  die  im  Privatrecht 
festgesetzte  Art  und  Weise  Vermögen  erwerben  und  darüber  nach  Privat- 
recht verfügen.    (§  20  a.  b.  G.  B.) 

§  54. 

Hansgewalt  des  Monarchen. 

I.  Die  Mitglieder  des  kaiserlichen  Hauses  bilden  den  Personenkreis, 
aus  dessen  Mitte  nach  den  Grundsätzen  der  Successionsordnung  bei  der 

Dez.  1850  R.  24.  (1851.)  A.  h.  Handschreiben  vom  18.  Oct.  1869  R.  161 
über  die  besondere  Auszeichnung  für  Comthure  der  F.  J.  Ordens. 
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jeweiligen  Thronerledigung  der  neue  Monarch  berufen  wird.  Sie  sind 
der  Hausgewalt  des  Kaisers  als  Familienhaupt  unterworfen,  die  sich  in 
einem  allgemeinen  Aufsichts-  und  Disciplinarrecht  äussert  Sie  bedürfen 
bei  Eingehung  einer  Ehe,  bei  Wahl  ihres  Aufenthaltsortes,  bei  Eintritt 
in  fremde  Dienste  und  bei  Bildung  des  Hofstaates  der  kaiserlichen 
Genehmigung.  Zu  den  Mitgliedern  des  kaiserlichen  Hauses  gehören: 
1)  die  ebenbürtige  Gemahlin  des  Kaisers.  Sie  nimmt  Theil  an  den 
dem  Monarchen  zukommenden  Ehrenrechten.  2)  Die  Prinzen  und  Prin- 
zessinnen, welche  von  dem  gemeinsamen  Stammvater  der  Familie  durch 
anerkannte ,  ebenbürtige  und  rechtmässige  Ehe  in  männlicher  Linie 
abstammen.  3)  Die  Gemahlinnen  der  Prinzen  und  ihre  Wittwen  während 
des  Wittwenstandes. 

II.  Andererseits  verleiht  den  Mitgliedern  des  kaiserlichen  Hauses 
die  verwandtschaftliche  Beziehung  zum  Monarchen  eine  privilegirte 
Bechtsstellung.   Sie  sind: 

a)  Träger  p  o  1  i  t  i  s  c  h  e  r  B  e  c  h  t  e.  Zu  denselben  gehören  die  even- 
tuellen Successionsrechte,  das  Becht  der  Uebernahme  der  Regentschaft 
die  Mitgliedschaft  im  Herrenhause. 

b)  Sie  gemessen  besondere  Ehrenrechte,  als:  die  Titulatur  Kaiser- 
liche Hoheit  und  das  Becht,  einen  Hofstaat  zu  halten. 

c)  Im  Bechtsleben  zeigt  sich  ihre  besondere  Bechtsstellung 
«)  darin,  dass  ihre  Familien-  und  Familienvermögensrechte  nicht  nach 
gemeinem  Becht,  sondern  nach  den  Hausgesetzen  beurtheilt  werden; 
ß)  in  dem  besondern  strafrechtlichen  Schutze  gegen  Beleidigungen 
(§  64  St.  G.  B.);  y)  in  dem  privilegirten  Gerichtsstande  bei  dem  Oberst- 
hofmarschallamte1) und  8)  in  Privilegien  bei  Eidesleistungen2)  und  bei  der 
Einvernehmung  als  Zeuge.3) 

IL  Die  Thronfolge. 

§  55. 
Begriff.  *) 

Das  Wesen  der  Erbmonarchie  besteht  darin,  dass  an  Stelle  des  durch 
Tod  oder  Abdikation  hinweggefallenen  früheren  Trägers  der  Staatsge- 


*)  Art.  V  der  J.  N.  20.  November  1852  B.  251. 
*)  Es  hat  die  an  Eidesstatt  abgegebene  schriftliche  Versicherung  als 
Eidesabiegung  zu  gelten.    J.  M.  14.  Mai  1854  Z.  8346. 

3)  §  155  St.  P.  0.  23.  Mai  1873. 

4)  Eine  Geschichte  der  Thronfolge  von  der  ältesten  Zeit  bis  auf  die 
Gegenwart  giebt  H.  Schulze  in  seiner  Schrift  über  „das  Becht  der  Erst- 

Ul brich,  Österreich.  StMUrecht  9 
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walt  nach  einer  festbestimmten  Ordnung  aus  dem  Personenkreise  des 
regierenden  Hauses  ein  neuer  Träger  der  Staatsgewalt  auf  Grund  seiner 
verwandtschaftlichen  Beziehungen  zu  dem  letzten  Throninhaber  berufen 
wird.  Man  nennt  diesen  nach  Analogie  des  Erbrechts  sich  vollziehenden 
Erwerb  des  Monarchenrechtes  die  Thronfolge.1)  « 

geburt  in  den  deutschen  Fürstenhäusern  und  seine  Bedeutung  für  die 
deutsche  Staatsentwicklung"  1851.  H.  Schulze,  die  Hausgesctze  der 
regierenden  deutschen  Fürstenhäuser.  2  Bände.  1862  und  1878.  Zachariae 
3.  Aufl.  I.  Th.  S.  346ff;  Zopfl  5.  Aufl.  1863  S.  685  (I),  H.  Schulze 
Preuss. St.-R.  Abth.  1,  S.  172.  Derselbe,  Art.  Thronfolge  in  Bluntschlis 
Staatswörterbuch.  X.  Bd.  S.  518;  dann  „Gesphichtliche  Entwicklung  der 
fürstlichen  Hausverfassung  im  Mittelalter  in  der  Zeitschft.  f.  Rcchtsgesch. 
Bd.  VU.  S.  323.  v.  Held,  Ueber  die  geschichtliche  Entwicklung  des 
Thronfolgerechtes,  in  Aegidis  Ztschft.  f.  St.  R.  Bd.  I.  S.  41  ff.  (1867). 
E.  Meier,  Art.  Thronfolge  in  Holtzendorffs  Encyklopädie  Bd.  IH. 
Rechtslex.  3.  Aufl.  S.  884.  Das  priv.  minus  v.  11.  Sept.  1156  hatte  die 
Erblichkeit  des  Herzogthums  Oesterreich  als  subsidiären  Weiberlehens  aus- 
gesprochen. Aber  die  Erbfolge  des  alten  deutschen  Lehenrechtes  war  eine 
beschränkte,  indem  nur  die  Descendenten  des  letzten  Inhabers,  nicht  aber 
die  Seitenverwandten  ein  Successionsrecht  hatten  (Sächs.  Lehenrecht  XXI. 
§  3).  Daraus  erklärt  sich  der  Heimfall  Oesterreichs  an  das  Reich  nach 
dem  Tode  Friedrich  des  Streitbaren  1246  (vgl.  Schrötter  Oest.  St.-R. 
XX  §  4  und  V.  Abh.  aus  dem  öst.  St.  R.  ü.  Abs.  §  9).  Ein  Mittel,  auch  4 
den  Seitenverwandten  Successionsrechte  zu  verschaffen,  war  die  Sammtbe- 
lehnung,  die  sich  schon  frühzeitig  in  eine  Belehnung  zur  gesammten  Hand 
verwandelte,  bei  welcher  bloss  Einer  der  zugleich  Belehnten  den  Besitz 
und  Genuss  des  Lehens,  die  übrigen  nur  eventuelle  Successionsrechte  er- 
langten. Unter  dem  fortwirkenden  Einflüsse  der  Amtsidcc  wurde  an  der 
Unteilbarkeit  des  Länderbesitzes  festgehalten.  Seit  dem  Jahre  1282  kam 
in  Oesterreich  die  Belohnung  zur  gesammten  Hand  vor  (Schrötter,  St.  R. 
XX  §  6  u.  V.  Abh.  III.  u.  IV.  Absch.)  In  Böhmen  Senioraterbfolge  1055 
(vgl.  Krön  es  n.  S.  3  9  ff.);  seit  1212  Erbkönigthum  und  Primogenitur. 
Krön  es  IH.  S.  88  (priv.  Friedrich  H.  d.  .1.  1212  im  Codex  juris  Bohe- 
mici  von  Jirecek  I.  p.  38).  Dazu  kommen  die  Erbfolgeordnung  K.  Johanns 
v.  J.  1341  im  Codex  j.  b.  H.  p.  188  und  die  litterae  Caroli  IV.  vom 
7.  April  1348;  dann  der  diese  Satzungen  erneuernde  Majestätsbrief  des 
Königs  Wladislav  v.  11.  Januar  1510;  endlich  die  verneuerte  L.  0.  v. 
J.  1627  (A.  I.  von  der  Erbsuccession  im  Königreiche  Böhmen).  Für 
Ungarn  G.  A.  V.  1547  und  G.  A.  H.  1687.  Der  letztere  erkennt  die 
Primogeniturerbfolgc  der  männlichen  Habsburger  an.  Ueber  die  Hausgesetze 
und  die  pragmatische  Sanction  vgl.  oben  die  §§  9  und  17  dieses  Werks. 

*)  „Im  Staatsrecht  bedeutet  succediren  nicht  in  irgend  einer  Weise 
erben,  sondern  „einrücken"  in  den  erhabensten  staatlichen  Beruf"  4 
(H.  Schulze,  Lehrb.  d.  deutschen  St.  R.  S.  210).  Allerdings  enthalten 
die  Succession8normen  eine  successio«  eo  parto  et  Providentia  majorum  nach 
Analogie  der  Lehen-  und  Fideikommisserbfolge,  aber  nicht  um  einer  ver- 
mögensrechtlichen Befriedigung  des  Berechtigten,  sondern  um  des  Staates 
willen. 
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Die  Thronfolge  vollzieht  sioh  auf  Grund  objektiver  Bechtenormen 
des  Verfassungsrechtes,  welche  1)  die  familienrechtlichen  Thatsachen  und 
persönlichen  Eigenschaften  bestimmen,  durch  welche  der  Kreis  der  über- 
haupt successionsfähigen  Personen  gegeben  ist,  und  2)  die  Ordnung 
festsetzen,  nach  der  innerhalb  des  Kreises  dieser  Anwärter  in  dem 
konkret  gegebenen  Falle  das  Successionsrecht  für  die  einzelne  Person 
zur  wirklichen  Existenz  gelangt1) 

§  56. 

Die  Successlonsfähigkeit. 

Die  Successionsfähigkeit  überhaupt  ist  bedingt: 

1)  Durch  leiblich-eheliche  Abstammung  von' dem  ersten  Er- 
werber der  Krone.  Ascendenten  und  Seiten  verwandte  des  ersten 
Erwerbers  sind  ausgeschlossen. 

Das  Descendentenverhältniss  muss  ein  leibliches,  auf  physischer 
Zeugung  beruhendes  sein.    Adoption  begründet  kein  Successionsrecht 

Das  Descendentenverhältnis  muss  ein  eheliches  sein,  d.h.  nicht 
nur  derjenige,  der  das  Successionsrecht  beansprucht,  muss  ehelicher 
Geburt  sein,  sondern  es  muss  auch  sein  Descendenten-Verhältniss  bis 
zum  ersten  Erwerbe  der  Krone  auf  ehelichen  Zeugungsakten  beruhen. 

Die  Legitimation  durch  nachfolgende  Ehe  kann  die  eheliche  Geburt 
nicht  ersetzen,  üeber  die  Rechtmässigkeit  der  Ehe  entscheiden  die 
landesgesetzlichen  Bestimmungen. 

2)  Observanzmässig  wird  für  alle  männlichen  und  weiblichen  Mit- 
glieder des  Kaiserhauses  zur  Ehe  die  Einwilligung  des  regierenden  Herrn  als 
Chefs  des  kaiserlichen  Hauses  erfordert.  Es  sind  daher  die  Descondonten 
aus  einer  nicht  hausgesetzlich  konsentirten  Ehe  nicht  successionsfähig. 

3)  Ebenso  wird  nach  altem  Herkommen  auch  Abstammung  aus 
einer  ebenbürtigen  Ehe  verlangt  Als  unzweifelhaft  ebenbürtig 
gelten  alle  Ehen,  welche  mit  Gliedern  souverainer  europäischer  Fürsten- 
häuser oder  mit  Gliedern  ehemals  reichständischer  Häuser,  auf  die 


4)  Das  Successionsrecht  steht  allen  successionsfähigen  Gliedern  des 
Hauses  in  abstracto  schon  durch  ihre  Geburt  zu,  während  die  Successions- 
ordnung  das  Successionsrecht  in  concreto  bestimmt.  Das  Successions- 
recht überhaupt  wird  von  dem  entscheidenden  Stammvater  des  Hauses  oder 
der  Linie  (dem  sog.  primus  acquirens)  hergeleitet,  während  sich  dagegen 
die  Successionsordnung  immer  nach  dem  verwandtschaftlichen  Ver- 
hältnisse richtet,  in  welchem  der  Berufene  zum  letzten  Throninhaber  (ulti- 
mus  defunetus)  steht.    H.  Schulze,  Lehrb.  deutschen  St.  R.  S.  212. 

9» 
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Art  XIV  der  deutschen  Bnndesakte  Anwendung  findet,  geschlossen 
werden1). 

4)  Durch  den  IL  ungarischen  Gesetzartikel  17231)  ist  das  Bekenntniss 
der  römisch-katholischen  Religion  zur  Bedingung  der  Nachfolge 

erklärt  worden.  Da  Oesterreich  und  Ungarn  für  alle  Zukunft  denselben  4 
Herrscher  haben  sollen,  so  wird  man  dieses  Erfordern  iss  des  katholischen 
Religionsbekenntnisses,  das  jedenfalls  auf  kaiserlichen  Testamenten  und 
Herkommen  gegründet  ist,  auch  als  Erforderniss  der  Successionsfähig- 
keit  für  die  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder  be- 
trachten müssen. 

5)  Die  goldene  Bulle  verlangt  (Kap.  VII.  §§  2  u.  3)  in  Konformität 
mit  dem  longobardischen  Lehenrechte  (II.  F.  26  §  6)  und  dem  sächsischen 
Lehenrechte  für  die  Kurfurstenthümer  weltlichen  Stand  als  Bedingung 
der  Successionsfähigkeit.  Dieses  Erforderniss  gilt  zweifellos  dem  Her- 
kommen gemäss  auch  für  die  österreichisch-ungarische  Monarchie. 

§  57. 

Die  Successionsordnung. 

Die  Principien  der  Successionsordnung  sind  folgende: 

1)  Die  Thronfolgeordnung  ist  zunächst  eine  Linealordnung.  1 
Unter  einer  Linie  versteht  man  die  Gesammtheit  der  durch  einen  ge- 
meinsamen Stammvater  verbundenen  Personen.  Die  einzelnen  Linien  in 
der  Verwandtschaft  werden  als  selbständige  Gemeinschaften  betrachtet. 


1)  Vgl.  den  Art.  „Ebenbürtigkeit"  in  dem  St. -Wörterbuch  von 
Bluntschli  ffl.  187.    H.  Schulze  D.  St.  R.  I.  218. 

2)  G.  A.  H  1723.  §  5:  In  defectu  Sexus  Masculini  Sacratissimae 
Caesareae  et  Regiae  Majestatis  (quem  defectum  Deus  clementissime  avertere 
dignetur)  Jus  haereditarium  succedendi  in  Hungariae  Regnum,  et  Coronain. 
ad  eandemque  Partes  pertinentes,  Provincias  et  Regna,  jam  Divino  auxilio 
recuperata,  et  recuperanda,  etiam  in  Sexum  Augustae  Domus  Suae  Austriacae 
Foemineum,  primo  loco  quidem  ab  altefata  modo  Regnante  Sacratissima 
Caesarea  et  Regia  Majestate ; 

§  6:  Dein  in  hujus  defectu,  a  Divo  olim  Josepho; 

§  7:  His  quoque  deficientibus,  ex  Lumbis  Divi  olim  Leopoldi,  Impe- 
ratorum  et  Regum  Hungariae  Descendcntes ^  Eorundemque  legitimos, 
Romano-Catholicos  Successores  utriusque  Sexus  Austriae  Archiduces, 
juxta  stabilitum  per  Sacratissimam  Caesaream  ac  Regiam  Regnantem  Ma- 
jestatem  in  aliia  quoque  suis  Regnis  et  Provinciis  Haereditariis,  in,  et  extra 
Germaniam  sitis  Primogeniturae  Ordinem,  Jure  et  Ordinc  praemisso,  indivi- 
sibiliter  ac  inseparabiliter,  invicem,  et  insimul,  ac  una  cum  Regno  Hun- 
gariae et  Partibug,  Regnis,  et  Provinciis  eidem  annexis,  haereditarie  possi- 
dendis,  regendam  et  gubernandam  transferunt. 
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Die  Thronfolgeordnung  bestimmt  sich  nach  der  Nähe  der  Linien  zum 
letzten  Throninhaber.  Die  erste  Linie  bilden  daher  die  eigenen  Descen- 
donten  des  letzten  Throninhabers;  die  zweite  Linie  bilden  diejenigen, 
welche  von  seinem  Vater  abstammen,  also  seine  Bruder  und  deren  De- 
scendenz;  die  dritte  Linie  bilden  diejenigen,  welche  von  seinem  Gross- 
yater  abstammen.  Dabei  findet  ein  unbedingtes  Repräsentationsrecht 
statt,  indem  selbst  der  entfernteste  Descendent  an  die  Stelle  seiner 
vorverstorbenen  Ascendenten  tritt 

2)  Die  Thronfolge  in  die  Gesammtmonarchie  ist  eine  Individuai- 
succession,  d.  h.  es  ist  die  TJntheilbarkeit  des  ganzen  Länderbesitzes 
mit  jedesmaliger  Berufung  eines  Einzigen  festgesetzt 

3)  Die  Bestimmung  des  individuell  Berechtigten  erfolgt  nach  dem 
Primogeniturrecht,  d.  h.  es  hat  von  mehreren  zunächst  zur  Succession 
in  gleich  nahem  Verwandtschafts-Verhältniss  zum  letzten  Besitzer  stehen- 
den Personen  der  Erstgeborene  das  Successionsrecht  In  Verbindung  mit 
der  Linealerbfolge  hat  das  Frimogeniturrecht  zur  Folge,  dass  die  Linie  des 
Erstgeborenen  und  in  dieser  Linie  wieder  der  Erstgeborene  den  Vorzug  hat. 
Erst  wenn  aus  der  Linie  des  älteren  Sohnes  kein  successionsfähiges  Mit- 
glied mehr  vorhanden  ist,  übergeht  die  Succession  auf  die  Linie  des  jün- 
geren Sohnes.  Hinterlässt  der  letzte  Besitzer  überhaupt  keine  Descendenz, 
so  trifft  die  Succession  die  nächst  höhere  Parentel,  somit  die  Linien 
der  Bruder  und  zwar  wieder  mit  dem  Vorgange  der  Linie  des  älteren 
Bruders  vor  jenem  des  jüngeren.1) 

4)  Die  Thronfolge  ist  zunächst  eine  agnatische,  d.  h.  es  besteht 
der  Vorzug  des  Mannsstammes  (der  durch  Männer  abstammenden  Männer) 
vor  dem  Weiberstamme  (der  Weiber  und  der  von  Weibern  abstammenden 
Männer).  Bei  Aussterben  des  Mannsstammes  tritt  das  SuccesBionsrecht 
der  Kognaten  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  der  Linealerbfolge  und 
Primogenitur  ein.  Zunächst  hat  die  Erbtochter  und  deren  Descendenz 
und  unter  mehrern  Erbtöchtern  die  Erstgeborene  und  deren  Descendenz 


Es  succedirt  daher  dem  letzten  Throninhaber  F  der  Überlebende  J,  welcher 
mit  demselben  den  Stammvater  B  gemeinsam  hat;  erst  bei  Wegfall  des  J 
würde  man  zu  dem  Stammvater  A  hinaufsteigen  und  K  würde  succediren. 
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■ 

das  Successionsrecht  Dieselben  schliessen  die  sog.  Regredient- 
er binnen  und  deren  Descendenz,  d.  h.  die  mit  dem  ersten  Erwerber 
am  nächsten  Yerwandten  und  während  der  frühem  Succession  des  Manns- 
stammes nicht  zum  Throne  gelangten  Frauen,  aus.  Sollto  der  letzte 
Besitzer  keine  weibliche  Descendenz  haben,  so  würde  jene  Kognatenlinio 
berufen  werden,  welche  mit  demselben  den  nächsten  gemeinschaftlichen 
Stammvater  hat.  Wenn  bei  Eintritt  der  Kognatenerbfolge  Männer  und 
Weiber  konkurriren,  so  giebt  bei  gleichem  Grade  und  in  derselben  Linie 
das  männliche  Geschlecht  unbedingt  den  Vorzug;  es  geht  also  der  Bruder 
seinen  ältera  Schwestern,  nicht  aber  der  Neffe  der  Tochter  vor.  Nach 
stattgehabtem  Ueb  ergange  des  Thronfolgerechtes  an  die  weibliche  Linie 
verwandelt  sich  in  dem  neuen  Hause  die  Thronfolge  sofort  wieder  in 
eine  agnatische,  d.  h.  es  tritt  wieder  der  Vorzug  des  Mannsstammes  ein, 
bis  derselbe  etwa  neuerdings  erlischt.  Nachdem  durch  die  Thronbe- 
steigung Maria  Theresias  die  Thronfolge  beim  ersten  Uebergange  noth- 
wendig  einmal  kognatisch  geworden  war,  trat  unter  ihren  Nachkommen 
der  Vorzug  des  Mannsstammes  wieder  ein.  Das  Haus  Habsburg- 
Lothringen  trat  an  die  Stelle  des  Hauses  Habsburg1). 

§  58. 

Der  Regierungsantritt  und  seine  Folgen. 

Bei  Erledigung  des  Thrones  übergeht  sofort  von  selbst  (ipso  jure) 
die  Staatsgewalt  an  den  berufenen  Thronfolger.  Erledigung  und  Wieder- 
besetzung des  Thrones  fallen  staatsrechtlich  in  Einen  Moment  zusammen, 
da  der  Staat  keinen  Augenblick  eines  persönlichen  Trägers  seiner  Gewalt 
entbehren  kann.  Observanzmassig  erfolgt  der  Begierungsantritt  des 
neuen  Monarchen  durch  gewisse  feierliche  Handlungen.   Dieselben  sollen 

0  Leopold  I.  t  1705. 

Joseph  I.  4.  Maria  Elisabeth  5.  Maria  Anna    Karl  VI. 
1678—1711.       1680-1725.       1684-1754  1685-1740. 

2.  Maria  Josefa    3.  Maria  Amalia 
1699  —  1757.       1701  —  1756.  Maria  Theresia 

geb.  1717. 

Es  succedirte  nach  Karl  VI.  Maria  Theresia  als  Erbtochter;  in  Ermange- 
lung einer  Erbtochter  wäre  der  Thron  nach  der  linealischen  Primogeniturord- 
nung(H.  Schulze  D.  St.  R.  S.  237;  Zöpfl  I.  709)  an  die  Regredienterbinnen, 
somit  an  die  Descendenz  Josephs  I.  gelangt  (2  und  3)  und  eventuell  auf 
die  weibliche  Nachkommenschaft  Leopolds  I.  (4  und  5).  Der  I.  ung.  G.  A. 
1723  (§  3)  spricht  die  Bevorzugung  des  männlichen  Geschlechtes  bei 
gleichem  Verwandtschaftsgrade  zu  dem  letzten  Throninhaber  in 
derselben  Linie  aus  (H.  F.  17  pr.). 
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• 

aber  bloss  den  stattgerandenen  Wechsel  der  Person  des  Monarchen 
äusserlich  kundthun,  haben  dagegen  keineswegs,  etwa  nach  Analogie 
des  Erbschaftsantrittes,  den  Charakter  eines  juristischen  Erwerbungsaktes 
der  Souveränität.    Diese  üblichen  Feierlichkeiten  sind  folgende: 

1)  Die  Thronbesteigung  wird  durch  ein  Manifest  (Patent)  unter 
Bekanntgebung  des  Wahlspruches  kundgemacht.1) 

2)  Der  Kaiser  leistet  bei  Antritt  der  Regierung  in  Gegenwart  beider 
Häuser  des  Keichsrathes  das  eidliche  Verfassungsgelöbniss.2)  Die  Ver- 
fassttngsgesetze  haben  weder  die  Ablegung  dieses  Gelöbnisses  an  eine 
bestimmte  Frist  gebunden,  noch  die  Folgen  der  Verzögerung  oder 
Verweigerung  dieses  Gelöbnisses  festgesetzt.  Allerdings  wäre  diese  eine 
Verfassungsverleteung,  für  die  der  Reichsrath  die  Minister  zur  Ver- 
antwortung ziehen  könnte;  dagegen  kann  bei  dem  Mangel  einer  gesetzlichen 
Sanktion  die  Unterlassung  des  Gelöbnisses  weder  einen  stillschweigen- 
den  Verzicht  auf  die  Krone  enthalten,  noch  eine  Suspension  der  Regie- 
rungsrechte zur  Folge  haben,  noch  endlich  einen  Einfluss  auf  die  Giltig- 
keit  der  Staatsverfassung  oder  die  Regierungsakte  des  Monarchen  ausüben. 

3)  Durch  das  kaiserliche  Patent  vom  11.  August  1804  wurde  die 
Bestimmung  derjenigen  Feierlichkeiten  vorbehalten,  die  in  Ansehung  der 
Krönung  als  erblicher  Kaiser  erfolgen  sollten.  Diese  Bestimmungen  sind 
jedoch  bisher  nicht  erflossen3). 

Es  würde  daher  in  dem  Schema 

De 

der  e,  welcher  kraft  Repräsentationrechtes  an  die  Stelle  der  vorverstor- 
benen b  tritt,  die  d  und  c  ausschlössen. 
Dagegen  (I)        Qfa      und  (II) 


L3&  (je 

schltesst  (I)  e  nicht  die  d  aus,  und  ebensowenig  (II)  D  die  B;  denn  im  ersten 
Fall  ist  e  ein  kognatischer  Vetter,  im  zweiten  Fall  dagegen  kann  D  kein 
Recht  beanspruchen,  weil  die  C  keines  hatte  (Zachariae  D.  St.-R.  I.  343). 

*)  Vgl.  über  die  Thronbesteigung  Seiner  Majestät  des  Kaisers  Franz 
Joseph  I.  Pat.  2.  Dez.  1848  R.  1  und  über  dessen  Wahlspruch  A.  E. 
12.  Feb.  1849  R.  126. 

*)  „Die  Grundgesetze  der  im  Reichsrath e  vertretenen  Königreiche  und 
Länder  unverbrüchlich  zu  halten  und  in  Uebereinstimmung  mit  denselben 
und  den  allgemeinen  Gesetzen  zu  regieren"  (Art.  VHI  St.  G.  G.  über  die 
Reg.-  und  Vollzugsgewalt). 

*)  In  dem  Königreiche  Ungarn  ist  die  Krönung  ein  durch  das  Staats- 
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Der  neue  Monarch  wird  durch  die  Succession  Träger  der  Staatsge- 
walt und  tritt  in  dieser  Richtung  in  keinerlei  erbrechtliche  Verbindung  zu 
seinem  Vorgänger.  Er  ist  wie  sein  Vorgänger  Organ  der  Staatsgewalt 
geworden.  Daraus  ergiebt  sich,  dass  der  neue  Monarch  alle  unter  seinem 
Vorgänger  verfassungsmässig  zu  Stande  gekommenen  Willensäusserungen 
des  Staates  insolange  verbindlich  und  giltig  anerkennen  muss,  so  lange 
er  selbst  keine  Veranlassung  findet,  dieselben  in  verfassungsmässiger 
Weise  abzuändern  oder  aufzuheben.  Der  gütig  zu  Stande  gekommene 
Staatswille  bildet  für  jeden  Herrscher  bis  zu  dessen  legaler  Veränderung 
eine  objektive  Schranke,  wobei  es  gleichgiltig  ist,  durch  welchen  zeit- 
weiligen Träger  die  Staatsgewalt  ihren  Willen  äussert1). 

Vermögensrechtlich  kann  jedoch  zwischen  dem  Thronfolger  und  dem 
verstorbenen  Monarchen  eine  Erbschaftsverbindung  insofern  stattfinden, 
als  der  Thronfolger  nach  den  Normen  des  Civilrechtes  Erbe  der  privat- 
rechtlichen Verlassenschaft  des  Vorgängers  werden  kann.  Zu  dieser  Privat- 
verlassenschaft gehören  alle  Vermögensobjekte,  die  der  frühere  Monarch 
als  sein  freies  Eigenthum  aus  den  zu  seiner  Privatdisposition  gestellten 
Einnahmen  erworben  hat.  Ebenso  sind  auch  diejenigen  Familiengüter, 
die  einen  Gegenstand  des  Familienfideikommisses  mit  der  Bestimmung 
bilden,  dass  der  jeweilige  Thronfolger  Inhaber  werden  soll,  kein  Objekt  der 
Thronfolge,  sondern  der  privatrechtlichen  fideikommissarischen  Erbfolge. 

Das  der  Repräsentation  gewidmete  Staatsvermögen  (öffentliche 
Grundstücke,  Besidenz-  und  Lustschlösser  mit  ihrer  bleibenden  Aus- 


recht zur  verfassungsmässigen  Herrschaft  erforderlicher  Inaugurations- 
akt, wobei  ein  eigenes,  die  Freiheiten  und  Rechte  des  Landes  verbürgendes 
Diplom  ausgestellt  und  mit  dem  geleisteten  Königseide  als  Landes- 
gesetz inartikulirt  wird  (Schuler-Libloy  Ung.  Staatsrecht  S.  27).  G.  A.  III. 
1791  bestimmt,  dass  die  Inauguration  und  Krönung  bei  jedem  Regierungs- 
wechsel in  der  Frist  von  sechs  Monaten,  vom  Tage  des  Ablebens  des  ver- 
storbenen Königs  an  gerechnet,  in  gesetzlicher  Weise  unerl&sslich  vorge- 
nommen werde;  jedoch  mit  Aufrechthaltung  auch  für  die  Zwischenzeit 
aller  dem  Erbkönige  zukommenden  Rechte,  welche  sich  auf  die  öffentliche, 
und  der  Konstitution  entsprechende  Verwaltung  des  Landes  beziehen  und 
auch  mit  Beobachtung  der  pflichtschuldigen  Treue  gegen  den  König;  das 
Recht,  Privilegien  zu  verleihen,  soll  jedoch  auch  fernerhin  bloss  dem  ge- 
setzlich gekrönten  Könige  zukommen. 

*)  Ueber  das  staatsrechtliche  Verhaltniss  des  Nachfolgers  zu  den 
Regentenhandlangen  des  Vorgängers  vgl.  v.  Gerber  S.  94;  v.  Pözl 
§  150;  Rönne  I.  S.  176;  H.  Schulze  I.  250  (D.  St.  R.),  Zachariae 
I.  §  76-78,  Zöpfl  I.  §  266.  Vgl.  A.  E.  9.  Januar  1836  (Böhm.  P.  G.  S. 
XVHI.  Bd.  S.  61),  welche  anlasslich  des  Regierungsantrittes  des  Kaisers 
Ferdinand's  I.  verfügt,  dass  keine  neue  Bestätigung  der  von  dem  Regierungs- 
vorganger  ertheilten  Privilegien  und  Koncessionen  erforderlich  sei. 
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stattung,  Sammlungen)  kommt  dem  nenen  Monarchen  zu,  wechselt  aber 
durch  den  Thronwechsel  seine  Eigenthümer  nicht,  da  es  dem  Staate  gehört 
Sollte  der  verstorbene  Monarch  einzelne  Objekte  dieses  Staatsver- 
mögens mit  seinem  Privatvermögen  vermengt  haben,  oder  sollte  zwischen 
dem  Staate  und  dem  Civilerben  über  die  Zugehörigkeit  eines  Objektes 
ein  Streit  entstehen,  so  ist  diese  Kontroverse  zwischen  Fiscus  und  den 
Civilerben  des  Monarchen  nach  den  Kegeln  des  Privatrechts  auszutragen. 

§  59. 

Beendigung  der  kaiserlichen  Gewalt. 

Die  Beendigung  der  kaiserlichen  Gewalt  für  das  einzelne  Subjekt 
kann  nur  durch  zwei  Ereignisse  stattfinden:  durch  Tod  oder  freiwillige 
Entsagung  (Abdikation).  Die  Wirkung  des  Verzichtes  auf  die  Krone 
ist  die  Berufung  des  durch  das  Thronfolgerecht  bestimmten  nächsten 
Anwärters.  Da  das  Monarchenrecht  kein  Privatrecht  ist,  so  kann  es 
einen  Verzicht  zu  Gunsten  einer  überhaupt  nicht  oder  nicht  zunächst 
berufenen  Person  ebensowenig  geben,  als  einen  Verzicht  auf  Zeit,  Widerruf 
oder  unter  Bedingungen.  Aus  der  Unzertrennlichkeit  aller  Theile  der 
Gesammtmonarchie  folgt,  dass  sich  die  Entsagung  auf  alle  zugleich 
erstrecken  muss.  Der  abtretende  Monarch  kann  sich  Titel  und  Ehren, 
niemals  aber  Kegierungsrechte  vorbehalten;  er  hört  auf,  Staatsoberhaupt 
zu  sein  und  tritt  dem  neuen  Monarchen  gegenüber  in  ein  Subjektionsver- 
hältniss;  er  wird  nicht  nur  der  Staatsgewalt,  sondern  auch  der  Familien- 
gewalt  desselben  unterworfen.  Die  Annahme  eines  Mitregenten  ist 
entweder  nur  eine  blosse  Titularauszeichnung  des  präsumtiven  Thron- 
folgers oder  die  Bestellung  eines  Stellvertreters  oder  besondern  Rathgebers 
des  Monarchen.  Dagegen  würde  die  Theilung  der  Staatsgewalt  zwischen 
Monarch  und  Mitregenten  dem  Wesen  der  Einherrschaft  widersprechen. 

HL  Stellvertretung  und  Kegentschaft.1) 

§  60. 

Voraussetzungen  und  Folgen. 

I.  Es  bleibt  dem  Ermessen  des  Monarchen  überlassen,  inwieweit 
sich  derselbe  aktiv  an  dem  Staatsleben  betheiligen  will,  soweit  nicht 
positive  Normen  ein  persönliches  Handeln  desselben  fordern. 

Es  kann  aber  der  Fall  einer  vorübergehenden  Verhinderung  des 
Kaisers  zur  persönlichen  Ausübung  der  Begierungsrechte  eintreten,  z.  B. 
durch  Krankheit  oder  eine  Beise  ins  Ausland.   Für  diesen  Fall  kann 

*)  H.  Zöpfl,  Die  Regierungsvormundschaft  im  Verhaltniss  zur  Lan- 
dmerfassung.   1830.    Kraut,  Die  Vormundschaft  nach  den  Grundsätzen 
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der  Monarch  durch  Bestellung  eines  Stellvertreters  fursorgen,  der  ein 
Bevollmächtigter  des  Monarchen  mit  einer  jederzeit  widerruflichen,  ihrem 
Umfange  nach  bestimmten  Vollmacht  ist.  Der  Stellvertreter  des  Mon- 
archen tritt  durch  üebernahme  dieses  Mandates  nicht  aus  dem  Kreise  der 
Unterthanen  heraus,  erlangt  nicht  die  privilegirte  Rechtsstellung  des 
Monarchen  und  ist  als  Mandatar  diesem  verantwortlich. 

Verschieden  von  der  Stellvertretung  ist  die  Regentschaft. 

Dieselbe  tritt  ein: 

a)  Bei  Minderjährigkeit  des  Monarchen.  Der  Volljährigkeits- 
termin ist  hausgesetzlich  bestimmt.  Die  Ertheilung  der  venia  aetatis 
an  einen  successionsberechtigten  Erzherzog  macht  diesen  privatrechtlich 
und  staatsrechtlich  volljährig.1) 

b)  Bei  dauernder  Verhinderung  des  Monarchen,  also  bei  geistiger 
oder  körperlicher  Unfähigkeit. 

c)  Wenn  die  Person  des  Successionsberechtigten  zeitweilig  un- 
gewiss ist  Dieser  Fall  tritt  ein,  wenn  im  Momente  des  Todes  des  bisherigen 
Monarchen  seine  eigene  Wittwe  oder  die  Wittwe  des  nächsten  Agnaten 
im  Zustande  der  Schwangerschaft  ist,  und  erst  durch  ihre  Niederkunft 
die  Entscheidung  über  die  Person  des  künftigen  Monarchen  erfolgt 
Der  Regent  ist  Träger  der  Staatsgewalt  im  fremden  Namen. 
Er  besitzt  nicht  die  Ehrenrechte  des  Monarchen,  ist  aber  für  seine  Re- 
gierungsakte nicht  verantwortlich,  da  in  den  Ministern  die  verantwort- 
lichen Subjekte  derselben  gegeben  sind. 

Regent  ist  der  die  nächsten  Successionsrechte  besitzende,  volljährige, 
regierungsfähige  Agnat.2) 

Die  Regentschaft  hört  auf: 


des  deutschen  Rechtes  Bd.  m.  S.  111—216.  Pözl,  Art.  Regentschaft  in 
Bluntschlis  Staatswörterbuch  VIII.  S.  563—575.  v.  Kirchenheim.  Die 
Regentschaft.  1880. 

*)  Die  Verfassungsurkunde  vom  25.  April  1848  sagt:  „Der  Thron- 
folger ist  nach  dem  zurückgelegten  achtzehnten  Jahre  volljährig.'1  Dies 
ist  ohne  Zweifel  auch  in  den  neueren,  nicht  publicirten  Hausgesetzen  der  ange- 
nommene Volljährigkeitstermin.  Ueber  die  älteren  hausgesetzlichen  Anord- 
nungen und  das  angeblich  auf  das  sechzehnte  Lebensjahr  festgestellte  Gross- 
jährigkeitsalter  und  die  Ausnahmen  von  dieser  Regel  vgl.  v.  Hormayr, 
Ueber  Minderjährigkeit,  Regentschaft  und  Vormundschaft  1808,  §§  47  u.  48. 

2)  v.  Hormayr.  §  81:  „Im  österr.  Kaiserhause  ist  gesetzlicher  Vor- 
mund der  in  der  Linie  und  im  Grade  nächste  und  älteste  Agnat.  Von  einer 
solchen  gesetzlichen  Vormundschaft  kann  aber  nie  anders  als  in  Ermanglung 
einer  testamentarischen  Anordnung  die  Rede  sein."  Eine  Dativtutel,  von 
der  der  II.  und  X.  G.  A.  1485  für  Ungarn  sprechen,  indem  sie  den  Pa- 
latin  zum  Vormunde  des  minderjährigen  Königs  berufen,  könnte  erst  bei 
mangelnder  testamentarischer  oder  gesetzlicher  Vormundschaft  eintreten. 
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a)  mit  dem  Wegfall  des  Grundes,  also  mit  erlangter  Volljährigkeit 
oder  erfolgter  Genesung  des  vertretenen  Monarchen; 

b)  mit  dessen  Tode. 

Die  Regierung  des  einzelnen  berufenen  Regenten  erlischt:  a)  durch 
seinen  Tod,  ß)  durch  Niederlegung  seines  Amtes,  y)  durch  Eintritt 
eigener  Regierungsunfähigkeit.  In  diosen  Fällen  ist  der  nächst  nähere 
Agnat  als  Regent  zu  berufen. 

Viertes  Hauptstück. 

Die  Staatsgüter  und  Staatsdiener. 

I.  Der  Amtsorganismus. 
A.  Im  Allgemeinen. 

§  61. 

Allgemeine  Organisationsprincipien. 

I.  Die  Vorbereitung  und  Durchführung  des  Staatswillens  erfordert 
eine  grosse  Reihe  von  gegenständlich  und  örtlich  verschiedenen  Arbeiten. 
Die  Summe  der  durch  das  öffentliche  Recht  nach  dem  Grundsatze  der 
Arbeitsteilung  zu  einer  Einheit  zusammengefassten  Staatsaufgaben  nennen 
wir  ein  Amt  im  objektiven  Sinne.  Die  Gesammtheit  derjenigen 
Personen,  die  zur  Ausübung  der  in  einem  bestimmten  Amte  enthaltenen 
Funktionen  bestimmt  sind,  bilden  eine  Behörde;  ihr  Pflichtenkreis  ist 
ihr  Amt  im  subjektiven  Sinne. 

II.  Im  Behördenorganismus  unterscheidet  man  zunächst  das 
Real-  (Central-)  und  das  Provinzialsystem. 

Jenes  verbindet  im  Behördenorganismus  die  Principien  der  tech- 
nischen und  geographischen  Arbeitsteilung,  indem  die  ganze  Geschäfts- 
masse nach  ihren  Gegenständen  unter  eine  Anzahl  für  das  ganze  Staats- 
gebiet wirksamer  Centraistellen  mit  Zuweisung  einer  entsprechenden 
Art  und  Anzahl  von  Mittel-  und  Unterbehörden  aufgeteilt  wird.  Es 
bildet  den  Gegensatz  zu  dem  älteren  Provinzialsystem,  welches  seine 
Anwendung  in  jenen  Staaten  gefunden  hat,  die  ihren  Umfang  und 
Länderbestand  durch  successiven  Anfall  von  Provinzen  und  kleineren 
Staaten  gefunden  haben.  Das  Provinzialsystem  bestellt  an  Seite  des 
Monarchen  für  die  einzelnen  Provinzen  besondere  höchste  Behörden, 
denen  die  Regierungsgeschäfte  nach  ihren  territorialen  Beziehungen,  ohne 
Bäcksicht  auf  ihre  materiellen  Richtungen,  zugewiesen  werden.  Ebenso  belässt 
das  Provinzialsystem  in  den  einzelnen  Provinzen  auch  die  Mittel-  und 
Lokalbehörden  in  einem  besonderen  Zustande,  ohne  den  Behördenorganis- 
mus der  einzelnen  Provinzen  in  formelle  Uebereinstimmung  zu  bringen. 
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Der  Staat  erscheint  als  Aggregat  von  coordinirten  Theilen,  indem 
höchstens  für  jene  Verwaltungsgeschäfte,  ohne  deren  Gleichförmigkeit 
überhaupt  keine  Einheit  im  Staate  denkbar  wäre,  ein  alle  Theile  gleich- 
förmig umfassender  Behördenorganismus  besteht 

III.  In  der  inneren  Behördenverfassung  besteht  entweder  das  * 
Kollegial-  oder  das  Bureausystem. 

Im  Kollegialsystem  ist  Subjekt  des  Staatsamtes  ein  Collegium;  es 
liegt  eine  giltige  Willenserklärung  der  Behörde  erst  dann  vor,  wenn 
von  dem  Collegium  unter  Mitwirkung  der  erforderlichen  Anzahl  von 
Stimmfuhrern  ein  Beschluss  ordnungsgemäss  gefasst  worden  ist  Inso- 
fern bei  einer  kollegialen  Behörde  Personen  beamtet  sind,  denen  keine 
Stimme  im  Kollegium  zukommt,  sind  dieselben  blosse  Hilfsarbeiter.  Das 
Bureau-  oder  Einzelsystem  dagegen  besteht  darin,  dass  das  Amt 
nur  durch  Eine  physische  Person,  den  Amtsvorstelrer,  repräsentirt 
wird,  während  die  übrigen  bei  dieser  Behörde  angestellten  Personen  nur 
Gehilfen  oder  Rathgeber  des  Chefs  sind.  Es  können  bei  den  Behörden 
mit  bureaukratischer  Verfassung  zwar  auch  gemeinschaftliche  Berathungen 
stattfinden;  allein  dieselben  haben  nur  den  Charakter  einer  Information 
für  den  das  Amt  allein  repräsentirenden  Amtsvorsteher.  Dieser  kann 
jedoch  innerhalb  der  gesetzlichen  Schranken  einen  seiner  Gehilfen  für  g 
einzelne  Geschäfte  mit  der  selbständigen  Vertretung  des  Amtes  beauf- 
tragen (Kommissionen);  auch  findet  regelmässig  bei  Verhinderung  des 
Amtsvorstehers  die  Vertretung  des  Amtes  durch  einen  seiner  Gehilfen  statt 

Andererseits  erfordert  jedes  Collegium  einen  Direktor  oder  Prä- 
sidenten, dem  das  Becht  der  Konvokation,  der  Leitung  der  Berath- 
schlagung  und  Abstimmung,  der  Vertheilung  der  Arbeiten  unter  die 
Mitglieder  des  Kollegiums  zum  Zwecke  der  Belation,  sowie  die  Redaktion 
des  Kollegialbeschlusses  zukommt 

Dem  Präsidenten  steht  ferner  in  manchen  Fällen  die  Entscheidung 
bei  Stimmengleichheit  und  die  Sistirung  des  Kollegialbeschlusses  zu. 

IV.  In  Ansehung  der  Stellung  der  Behörden  zum  Monarchen 
unterscheiden  sich  wesentlich  die  Verwaltungsbehörden  von  den  richter- 
lichen Behörden. 

Den  richterlichen  Behörden  kommt  eine  selbständige  Stellung 
insofern  zu,  als  weder  das  Staatsoberhaupt  noch  Behörden,  welche  mit 
der  Ueberwachung  der  Gerichte  beauftragt  sind,  auf  den  materiellen 
Inhalt  richterlicher  Entscheidungen  Einfluss  haben  können. 

Die  Verwaltungsbehörden  dagegen  befinden  sich  in  einem 
strengen  Verhältnisse  der  Ueber-  und  Unterordnung;  sie  können  daher 
Weisungen  über  den  materiellen  Inhalt  der  Verwaltungsgeschäfte  empfangen. 

V.  Die  Organisation  des  Behördenapparates  in  seinem  Detail  ist 
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Verwaltungssache;  die  Verfassung  beschränkt  jedoch  den  Monarchen 
nach  zwei  Bichtungen: 

a)  Die  Grundzüge  des  Behördenorganismus  sind  durch  Gesetz  fest- 
zustellen, wodurch  die  Mitwirkung'  des  Reichrathes  gesichert  wird  (§11 
litt.  1.  St.  G.  über  die  Reichsvertretung);  und 

b)  der  Monarch  ist  an  die  Mitwirkung  gewisser  Behördenorgane 
verfassungsmässig  gebunden,  die  dadurch  den  Charakter  sekundärer 
Berufsorgane  des  Staates  annehmen  und  zwar: 

«)  an  die  Mitwirkung  der  Minister,  indem  ohne  sie  die  Voll- 
ziehung der  Regierungsakte  des  Kaisers  unmöglich  ist;  und 

ß)  der  Gerichte,  weil  eine  persönliche  Ausübung  der  Gerichts- 
barkeit durch  den  Monarchen  verfassungsmässig  nicht  stattfinden  darf. 

§  62. 

Die  Behördenorganisation  seit  1848. l) 

I.  Eine  wesentliche  Aenderung  in  dem  geschichtlich  überkommenen 
Behördenorganismus  (S.  42  d.  W.)  erfolgte  durch  die  Verfassungsände- 
rungen seit  dem  Jahre  1848. 

Die  bisherigen  kollegialen  Centraibehörden  wurden  in  bureaukratische 
Verwaltungsministerien  umgewandelt.  Die  vereinigte  Hofkanzlei  schloss 
ihre  Wirksamkeit  am  15.  Mai  1848;  an  ihre  Stelle  trat  das  Ministerium 
des  Innern,  aus  dessen  Ressort  jedoch  durch  Schaffung  des  Unterrichts- 
ministeriums2), des  Ministeriums  für  Landeskultur  und  Bergwesen3)  und 
des  Handelsministeriums4)  eine  Reihe  von  Geschäften  ausgeschieden 
wurde.  In  Folge  der  Verfassung  vom  4.  März  1849  dehnten  die  neu- 
geschaffenen Ministerien  ihre  Wirksamkeit  auf  den  ganzen  Staat  aus. 
Die  Grundgedanken  der  sich  daran  anschliessenden  Behördenorganisation 
waren:  Centralisation  der  Verwaltung;  Einführung  des  Bealsystems 
an  Stelle  des  bisherigen  Provinzialsystems ;  Trennung  der  Justiz  von  • 
der  Verwaltung;  bureaukratische  Einrichtung  der  Verwaltungsbehörden 
an  Stelle  des  bisherigen  Kollegialsystems.5)    Zugleich  wurde  durch  An- 

-)  Mayerhofer  I.  S.  5  ff. 

*)  Das  Unterrichtsministerium  wurde  mit  ah.  EntSchliessung  v.  23. 
März  1848  und  1.  August  1848  geschaffen;  demselben  wurden  auch  die 
Kultusangelegenheiten  zugewiesen.    (Vdg.  22.  August  1849  R.  371.) 

3)  Vdg.  21.  April  1849  R.  225.  Die  Agenden  dieses  Ministeriums 
wurden  später  zwischen  dem  Ministerium  des  Innern  und  dem  Finanz* 
ministerium  aufgeteilt  (Vdg.  2.  Juni  1853  R.  103). 

*)  Dem  Handelsministerium  wurde  die  Leitung  der  Postanstalt  (Vdg. 
22.  Dec.  1848  R.  49),  der  Staatseisenbahnen  und  der  öffentlichen  Bauten 
zugewiesen  (Vdg.  15.  April  1849  R.  215). 

5)  A.  E.  26.  Juni  1849  R.  295. 
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erkennung  der  selbständigen  Stellung  der  Länder  Salzburg,  Kärnthen, 
Schlesien  und  Bukowina  die  Zahl  der  Verwaltungsgebiete  vermehrt1) 

An  die  Spitze  der  Verwaltung  der  einzelnen  Kronländer  wurden 
die  vom  Kaiser  ernannten  Statthalter  gestellt. 

Dieselben  waren  nach  Rang  und  Besoldung  von  zweifacher  Kategorie, 
je  nachdem  sie  Kronländer  verwalteten,  die  in  Kreise  sich  theilten,  oder 
solche,  wo  diese  Unterteilung  entfiel.  Dieselben  wurden  zugleich  auch 
mit  dem  Präsidium  der  durch  a.  h.  Entschliessung  v.  24.  Okt.  1849  B.  56  in 
Aussicht  genommenen  Landesschulbehörden,  und  der  durch  Vdg.  v. 
21.  Mai  1850  B.  193  in  Wien,  Graz,  Triest,  Innsbruck,  Prag,  Brünn  und 
Lemberg  errichteten  Finanzlandesdirektionen,  ebenso  auch  der  in 
Linz,  Salzburg,  Klagenfurt,  Laibach,  Troppau,  Czernowitz  und  Zara  errich- 
teten Steuerdirektionen,  betraut.  (May erhofer  I.  S.  6.)  Die  den 
Statthaltern  untergeordneten  Kreispräsidenten  leiteten  die  Verwaltung  der 
Kreise.  In  den  nicht  in  Kreise  eingetheiiten  Kronländern  war  der  Statt- 
halter zugleich  Kreispräsident.  Die  unterste  administrative  Gliederung 
wurde  durch  die  Bezirkshauptmannschaften  gebildet.  Beschwerden  gegen 
Verfügungen  der  Kreisbehörden  gingen  direkt  an  das  Ministerium. 

II.  Diese  Principien  wurden  theilweise  verlassen  in  der  sich  an 
das  Kabinetschreiben  vom  31.  Dezember  1851  anschliessenden  Ver- 
waltungsreform. Es  wurde  in  den  ersten  Instanzen  in  der  Regel  die  Justiz- 
pflege mit  der  innern  Verwaltung  wieder  vereinigt;  die  Bezirksämter 
besorgten  beiderlei  Geschäfte.  Ferner  wurde  bei  wichtigeren  Geschäften 
der  Landesstellen  wieder  die  kollegiale  Berathung  eingeführt.  Es  bestanden 
daher  für  die  innere  Verwaltung  als  unterste  Instanzen  die  Bezirks- 
ämter und  die  Magistrate  der  mit  der  politischen  Geschäftsführung  be- 
trauten mit  eigenen  Statuten  versehenen  Städte.  An  der  Spitze  der 
Verwaltung  der  einzelnen  Kronländer  standen  die  Statthaltereien  oder 
Landesregierungen.  Als  Mittelglied  zwischen  Bezirksamt  und  politischer 
Landesstelle  bestanden  die  Kreisbehörden.  Dieselben  bildeten  theils  über- 
wachende Organe  der  Bezirksämter,  theils  Instanzen  zur  Entscheidung 
von  Beschwerden  gegen  Verfügungen  der  Bezirksämter,  theils  endlich 
erledigten  sie  gewisse  wichtigere  Verwaltungsgeschäfte  in  erster  Instanz.2) 

i)  V.  U.  4.  März  1849.  M.  Vdg.  11.  März  1849  R.  261;  13.  März 
1849  R.  163;  9.  August  1849  R.  354  und  355;  23.  August  1849  R.  374. 

J)  Vdg.  19.  Januar  1853  R.  10.  Die  Kronländer  Kärnthen,  Krain, 
Salzburg,  Ober-  und  Niederschlesien  und  Bukowina  wurden  für  die  poli- 
tische Verwaltung  nicht  in  Kreise  getheilt;  für  die  Übrigen  Länder  wurde 
die  Kreiseintheilung  durchgeführt,  die  Statthalterei  war  die  oberste  Ver- 
waltungsbehörde des  ihr  zugewiesenen  Kronlandes:  1.  für  die  Geschäfte  der 
politischen  und  Polizeiverwaltung  überhaupt;  2.  für  die  Angelegenheiten  des 
Kultus  und  Unterrichtes;  3.  für  Handels-  und  Gewerbesachen;  4.  für  An- 
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III.  Im  Jahre  1860  fanden  theils  in  Folge  der  veränderten  staats- 
rechtlichen Verhältnisse  der  Monarchie,  theils  ans  Bücksichten  der  Ver- 
einfachung des  Verwaltungsapparates  Veränderungen  im  Behörden- 
organismus statt 

In  Folge  des  Diplomes  vom  20.  Oktober  1860  wurden  durch  ein 
gleichzeitig  erlassenes  allerhöchstes  Handschreiben  die  Ministerien  der 
Justiz,  des  Innern  und  des  Unterrichtes  als  allgemeine  Centraibe- 
hörden aufgehoben,  die  königl.  ungarische  sowie  die  siebenbürgische 
Hofkanzlei  wieder  hergestellt,  während  die  oberste  Leitung  der  administrativ- 
politischen Angelegenheiten  der  anderen  Länder  der  Monarchie  einem 
„Staatsministerium"  zugewiesen  wurde,  in  dem  ein  eigenes  kroatisch- 
slavonisches  Departement  bestehen  sollte.1)  Hinsichtlich  der  Justizan- 
gelegenheiten und  der  Rechtssprechung  in  Ungarn  wurde  die  Wieder- 
herstellung der  königl.  Kurie  unter  Vorsitz  des  judex  curiae  in  Pest 
verfügt,  während  der  Präsident  des  obersten  Gerichtshofes  der  übrigen 
Länder  im  Ministerrathe  die  Interessen  und  den  Standpunkt  der  Justiz 
zu  vertreten  hatte.  Als  Centralstellen  für  die  gesammte  Monarchie  sollten 
nur  das  Ministerium  des  Aeussern,  des  Krieges  und  der  Finanzen  übrig 
bleiben.  Die  in  diesen  Handschreiben  enthaltenen  Grundzügo  gelangten 
Jedoch  nicht  zur  vollständigen  Durchführung.  Nicht  nur  blieb  das 
Justizministerium  erhalten,  es  wurde  auch  das  im  Jahre  1859  aufge- 
hobene Handelsministerium  wiederhergestellt  (Vdg. 20. April  1861  R.  49). 

Die  Vereinfachung  des  Verwaltungsapparates  wurde,  nach  vorüber- 
gehender Aufhebung  der  Landesregierungen  der  kleineren  Länder,  wcsent- 
lieh  durch  Beseitigung  der  Kreisämter  als  Mittelinstanzen2)  angestrebt 

IV.  Mit  Anerkennung  der  selbständigen  staatsrechtlichen  und 
administrativen  Stellung  der  Länder  der  ungarischen  Krone  erfolgte 
eine  vollständige  Scheidung  des  Behördenorganismus  des  österreichischen 
und  des  ungarischen  Staatskörpers  und  für  die  Angelegenheiten  des 
Gesammtstaates  die  Errichtung  gemeinsamer  Ministerien. 

gelegenheiten  der  Landeskultur  und  5.  für  Bausachen.  Galizien  mit 
Krakau  war  in  zwei  Verwaltungsgebiete  eingetheilt  (Vdg.24.  April  1855 
R.  III). 

')  Im  Staatsministerium  bestand  eine  Abtheilung  rar  Cultus-  und  Unter- 
richtsangelegenheiten ;  zur  Berathung  der  wissenschaftlichen  und  didaktischen 
Aufgaben  des  öffentlichen  Unterrichts  sollte  ein  Unterrichtsrath  (Statut  20. 
Juni  1863  R.  56)  bestehen. 

2)  In  Niederösterreich  und  Steiermark  (19.  Dez.  1859  R.  225); 
in  Oberösterreich  (28.  Dez.  1859  R.  237),  in  Tirol  und  Vorarlberg 
(12.  April  1860  R.  92);  in  Galizien  (theilweise  26.  April  1860  R.  107, 
gänzlich  23.  September  1865  R.  92);  in  Dalmatien  27.  Mai  1860  R. 
132  und  5.  Dez.  1865  R.  129);  in  Mähren  (5.  Juni  1860  R.  142);  in 
Böhmen  (23.  October  1862  R.  73). 
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Im  österreichischen  Behördenorganismus  wurde  das  Ministerium  des 
Innern  (11.  März  1867  B.  49)  sowie  das  Unterrichtsministerium  (a.  h. 
Handschreiben  2.  März  1867)  wieder  hergestellt. 

Die  sich  daran  anknüpfende  Aenderung  des  Organismus  der  Ver- 
waltungsbehörden (Ges.  19.  Mai  1868  R.  44)  beruhte  auf  dem  im  Staats- 
grundgesetze über  die  richterliche  Gewalt  (Art  14)  ausgesprochenen 
Principe  der  Trennung  der  Verwaltung  von  der  Justiz  in  allen 
Instanzen  und  der  bureaukratischen  Einrichtung  der  Ver- 
waltungsbehörden1)- Damit  verband  sich  die  Errichtung  von  Gerichts- 
höfen zur  Gewährung  des  Rechtsschutzes  gegenüber  der  Verwaltung2). 

§  63. 

Behördeuorganismus  der  Gegenwart. 

I.  Der  Kaiser  übt  die  Regierungs-  und  Vollzugsgewalt  durch  verant- 
wortliche Minister  und  die  denselben  untergeordneten  Beamten  und 
Bestellten  aus  (Art  II  St.  G.  über  die  Regierungs-  und  Vollzugsgewalt). 

Die  Minister  sind  die  dem  Kaiser  und  dem  Reichsrathe  verant- 
wortlichen Räthe  der  Krone.  Sie  sind  regelmässig  zugleich  die  Chefs 
eines  gegenständlich  begrenzten  Verwaltungszweiges.  Als  solche  sind 
sie  die  ausschliesslichen  Referenten  in  Angelegenheiten  ihres  Wirkungs- 
kreises bei  der  Person  des  Monarchen,  und  die  verantwortlichen  Organe 
zur  Vollziehung  der  Anordnungen  des  Kaisers.  Der  Kaiser  hat  die 
freie  Wahl  der  Minister,  und  ist  unter  der  Voraussetzung  vorhandener 
finanzieller  Bedeckung  auch  in  der  Zahl  der  zu  ernennenden  Minister 
nicht  beschränkt;  er  kann  dieselben  als  blosse  Kronräthe  ohne  besonderen 
administrativen  Wirkungskreis,  oder  als  Leiter  eines  einzelnen  Ver- 
waltungszweiges (Ressortminister)  bestellen. 

Die  Bildung  der  einzelnen  Verwaltungszweige  entspricht  den  haupt- 
sächlichsten materiellen  Richtungen  des  Staatslebens.  Da  die  aus- 
wärtigen Angelegenheiten  und  das  Heerwesen  zu  den  mit  den  Ländern 
der  ungar.  Krone  gemeinsamen  Angelegenheiten  gehören,  und  die  staats- 
rechtliche Stellung  der  gemeinsamen  Ministerien  und  ihres  Verwaltungs- 
organismus in  der  Lehre  von  den  gemeinsamen  Angelegenheiten  zu 

*)  Art.  XH  St.  G.  Reg.-  und  Vollzugsgewalt  §  8  Ges.  19.  Mai  1868. 
Mit  dem  Principe  der  persönlichen  Verantwortlichkeit  der  Minister  und  der 
Landeschefs  verträgt  sich  eine  kollegiale  Organisation  der  Verwaltungsbe- 
hörden nicht. 

l)  St.  G.  über  das  Reichsgericht  21.  Dez.  1867  R.  143;  Organi- 
sation desselben  Ges.  18.  April  1869  R.  44.  Art.  XV.  St-G.  richterl.  Ge- 
walt über  die  Errichtung  eines  Verwaltungsgerichtshofes. 
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behandeln  ist;  so  verbleibt  dem  Behördenorganismus  Oesterreichs  nur 
die  innere,  die  Justiz-  und  die  Finanzverwaltung. 

Der  innern  Verwaltung  gehört  die  Geltendmachung  allgemeiner 
persönlicher  Unterthanspflichten,  die  Behauptung  der  Ordnung  und  Sicher« 
heit,  die  Pflege  der  Interessen  des  physischen,  wirtschaftlichen,  geistigen 
Lebens  an.  Da  sich  von  dem  Ministerium  des  Innern  für  einzelne  beson- 
dere Agenden  der  innern  Verwaltung  das  Landesvertheidigungsministerinm, 
das  Ministerium  für  Cultus  und  Unterricht,  das  Ministerium  des  Handels, 
das  Ministerium  des  Ackerbaues  losgelöst  haben :  so  ergibt  sich  neben 
dem  Justiz-  und  Finanzministerium  der  Bestand  von  sieben  Verwal- 
tangsministerien. 

Die  Geschäftsvertheilung  unter  dieselben  beruht  theils  auf  beson- 
deren Gesetzen,  theils  auf  kaiserlichen  Verordnungen. 

II.  Ueber  das  Verhältniss  der  Ministerien  zu  einander  und  ihre 
allgemeine  Verfassung  gelten  folgenden  Grundsätze: 

a)  Die  formelle  Einheit  unter  den  einzelnen  Fachministerien 
und  den  Ministern  ohne  besonderen  administrativen  Wirkungskreis  wird 
durch  den  Ministerpräsidenten  hergestellt.  Die  Vereinigung  sämmt- 
licher  Minister  unter  dem  Vorsitze  des  Kaisers  oder  des  Ministerpräsidenten, 
bildet  den  Ministerrath  (die  Ministerconferenz).  Derselbe  soll  ver- 
möge der  Wechselbeziehung  der  einzelnen  Verwaltungszweige  die  Ueber- 
einstimmung  der  Begierungsgrundsätze  für  die  einzelnen  materiellen 
Richtungen  der  Staatsgewalt  herstellen,  somit  alle  Angelegenheiten 
berathen,  welche  das  Gesammtinteresse  des  Staates  betreffen,  und  nicht 
als  vereinzelte  Verwaltungsmassregel  bloss  in  den  Wirkungskreis  eines 
einzelnen  Fachministeriums  fallen.  Der  Ministerrath  verhandelt  zwar  in 
der  Form  eines  Collegiums;  allein  seine  Beschlüsse  haben  bloss  den 
Charakter  einer  gutachtlichen  Aeusserung  an  den  Monarchen,  der  hieran 
nicht  gebunden  ist,  vielmehr  die  Meinung  der  Minderheit  oder  eines 
einzelnen  Votanten  zu  der  seinigen  erheben  kann. 

b)  Schlägt  das  bei  einem  Ministerium  vorkommende  Geschäft  zu- 
gleich in  den  Wirkungskreis  eines  anderen  Ministers  ein,  so  ist  mit 
dem  letzteren  vor  der  definitiven  Erledigung  des  Geschäftes  das  Ein- 
vernehmen zu  pflegen  und,  falls  kein  Einverständniss  erzielt  wurde,  der 
Gegenstand  dem  Monarchen  vorzulegen. 

Entsteht  ein  Streit  darüber,  ob  ein  Geschäft  zu  dem  Wirkungskreise 
des  einen  oder  des  andern  Fachministers  gehöre,  so  entscheidet  bei 
NichtVerständigung  der  beiden  Ministerien  diesen  Ressortstreit  der  Kaiser. 

c)  Die  Schranken  der  den  einzelnen  Ministerien  ertheilten  Geschäfts- 
vollmacht ergeben  sich  theils  aus  den  Gesetzen,  theils  aus  den  besonderen 
Anordnungen  des  Kaisers,  indem  dieselben  bestimmen,  inwieweit  die 
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Minister  selbständig  handeln  dürfen,  nnd  in  welchen  Fällen  sie  die  aller- 
höchste Schlussfassung  einzuholen  haben. 

In  letzterer  Beziehung  fimgiren  die  Minister  als  Referenten  des 
Kaisers.  Sie  haben  daher  Vorschläge  zu  Gesetzen,  die  in  ihren  Wirkungs- 
kreis fallen,  und  zur  Besetzung  jener  Beamtenposten  ihres  Ressorts  an 
den  Kaiser  zu  erstatten,  deren  Verleihung  demselben  vorbehalten  ist. 
Ebenso  wird  wegen  des  Zusammenhangs  mit  dem  Finanzgesetze  zu 
neuen  Organisationen  und  Systemisirungen  die  allerhöchste  Schluss- 
fassung einzuholen  sein.  Ueberhaupt  wird  dieser  Fall  überall  einzu- 
treten haben,  wo  eine  Verwaltungsmassregel  eine  besondere  Wichtigkeit 
hat,  die  Abänderung  einer  früher  vom  Kaiser  erlassenen  Verfugung 
bezweckt  oder  einen  zu  bedeckenden  Kostenaufwand  verursacht. 

In  der  ersten  Beziehung  dagegen  sind  die  Ministerien  die  selb- 
ständigen Vollzugsorgane  des  Staatswillens.  Die  Minister  leiten  den 
Vollzug  der  Gesetze  und  der  Befehle  des  Kaisers.  Sie  haben  daher  das 
Recht  der  Erläuterung  der  Gesetze  und  der  Verordnungen;  sie  haben 
das  Recht  zur  Erlassung  von  Verwaltungsverordnungen  und  Verwaltungs- 
befehlen; sie  entscheiden  Ressortstreitigkeiten  unter  den  ihnen  unter- 
geordneten Organen;  sie  verfugen  die  nicht  dem  Kaiser  vorgehaltene 
oder  anderen  Organen  delegirte  Ernennung  der  Beamten  und  Diener 
ihres  Ressorts;  sie  üben  die  Disciplin  über  ihren  Beamtenkörper.  Der 
Minister  fertigt  den  detaillirten  Voranschlag  für  die  Bedürfnisse  seines 
Ressorts  an,  und  hat  das  Recht  der  Verfügung  über  die  ihm  durch 
das  Finanzgesetz  zur  Disposition  gestellte  Etatsummen. 

d)  Die  persönliche  Verantwortlichkeit  der  einzelnen  Minister  bedingt 
notwendiger  Weise  die  bureaukratische  Einrichtung  der  einzelnen 
Ministerien.  Dieselben  sind  für  die  innere  Geschäftsverwaltung  in 
Sektionen  eingetheilt,  an  deren  Spitze  je  ein  Sektionschef  steht  Die 
Sektionen  zerfallen  in  Departements,  die  von  Ministerial-  oder  Sektions- 
räthen  geleitet  werden.  Die  Departements  umfassen  meist  wieder  mehrere 
Bnreaux  mit  der  erforderlichen  Anzahl  von  Sektionsrätben,  Sekretären, 
Vicesekretären  und  Konzipisten.  Allein  weder  das  Ministerium,  noch 
dessen  Abtheilungen  bilden  Collegien;  alle  Abtheilungen  bilden  nur 
einen  Hilfsorganismus  für  den  persönlich  verantwortlichen  Minister. 

e)  Zur  territorialen  und  örtlichen  Vollziehung  der  Staatsaufgaben 
sollte  jedes  Ministerium  seinen  eigenen  Behördenorganismus  besitzen. 
Dieses  Princip  konnte  jedoch  nur  theilweise  durchgeführt  werden.  Es 
gibt  daher  Vollzugsorgane,  welche  nur  Einem  Ministerium  unterge- 
ordnet sind,  und  Vollzugsorgane  mit  gemischtem  Wirkungskreise. 

Diese  untergeordneten  Behörden  unterscheidet  man  in  Landes- 
und Unterbehördeu.   Die  letztem  sind  die  eigentlichen  Vollzugsbehörden, 
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die  in  ihrem  Kreise  die  Gesetze,  Verordnungen  und  Verfügungen  aus- 
zufuhren und  die  Staatsaufgaben  unmittelbar  thatsächlich  zu  vollziehen 
haben.  Es  kommt  denselben  somit  die  eigentlich  ausfuhrende  Arbeit 
im  Staate  zu.  Die  Landesbehörden  dagegen  entspringen  theils  dem 
Bedürfnisse  der  Festsetzung  eines  geregelten  Instanzenzuges  im  Gebiete 
der  Verwaltung,  theils  dem  Bedürfhisse  der  Erleichterung  der  Kontrolle 
der  eigentlichen  Vollzugsorgane.  Es  führen  daher  diese  Landes-  oder 
Mittelbehörden  die  Aufsicht  und  Kontrolle  über  die  eigentlich  aus- 
führenden Aemter.  Auch  soll  durch  diese  Landesbehörden  die  Berück- 
sichtigung der  besonderen  Verhältnisse  der  einzelnen  auf  geschichtlichen 
Grundlagen  ruhenden  Verwaltungsgebiete  möglich  gemacht  werden. 

Die  Abgrenzung  der  Geschäftsvollmachten  der  Ministerien,  Mittel - 
und  Unterbehörden,  in  ihrem  wechselseitigen  Verhältnisse,  beruht  theils 
auf  den  einzelnen  Gesetzen,  theils  auf  Verordnungen.  Die  Erweiterung 
der  Vollmachten  der  Landes-  und  Lokalbehörden  bildet  eine  Art  der 
administrativen  Decentral isation. 

III.  Die  Verwaltung  bedarf  einer  äusseren  Kontrolle,  damit  nicht 
durch  rücksichtslose  Verfolgung  des  einen  Verwaltungszweckes  die  anderen 
Interessen  des  Staatslebens  oder  die  Rechtsordnung  geschädigt  werden. 

Man  kann  diese  Kontrolle  in  die  politische,  die  Finanz-  und  die 
Bechtskontrolle  unterscheiden.  Die  Kontrolle  der  Verwaltung  kann  be- 
griffsmässig  nur  durch  Organe  geübt  werden,  die  von  der  Ministerial- 
verwaltung  unabhängig  sind.  Die  Behandlung  der  vom  Reichsrathe  ge- 
übten politischen  Kontrolle  gehört  in  die  Lehre  von  der  Volksvertretung. 
Es  sind  daher  in  der  Darstellung  des  Behördenorganismus  nur  die  Behörden 
der  Finanz-  und  Rechtskontrolle  der  Verwaltung  zu  berücksichtigen. 

IV.  Richterliche  Behörden,  deren  Wesen  in  der  Unabhängigkeit 
ihrer  Entscheidungen  von  Anordnungen  vorgesetzter  Behörden  besteht,  sind: 

a)  Die  ordentlichen  Civil-  und  Strafgerichte  (Justizgerichte); 

b)  die  Gefällsstrafgerichte;  c)  die  Gerichtshöfe  zum  Rechts- 
schutze  gegenüber  der  Verwaltung. 

B.  Die  einzelnen  Ministerien  und  ihre  Vollzugsorgane. 

§.  64. 

a)  Das  Ministerium  des  Innern.1) 

Zum  Wirkungskreise  des  Ministeriums  des  Innern  gehören: 

1.  Die  politische  Verwaltung  im  engern  Sinne,  d.  h.  jene  Ge- 


*)  Mayerhofer  Handbuch  I.  S.  224  ff. 
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schäfte,  welche  die  besondern  Majestätsrechte  des  Monarchen,  die  Oberauf- 
sicht über  die  politischen  Selbstverwaltungskörper,  die  Ausübung  der  politi- 
schen oder  die  Aufhebung  wohlerworbener  Rechte  der  Staatsbürger,  oder  den 
Schutz  des  Staatsgebietes  betreffen.   Es  gehören  hierher  insbesondere: 

a)  Adelssachen.  Der  Minister  des  Innern  erstattet  Anträge  auf 
Verleihung  der  in  den  Ordensstatuten  zugesicherten  Adelsgrade  und  auf 
Bewilligung  von  Prädikaten  und  Wappen.  Er  führt  die  Adelsmatriken 
und  entscheidet  unmittelbar  über  Adelslegitimationen  und  in  letzter 
Instanz  über  Adelsanmassungen. 

b)  Die  Lehenssachen. 

c)  Sorge  für  die  Kundmachung  der  Gesetze,  daher  die  Redaktion 
des  Reichsgesetzblattes.1) 

d)  Die  oberste  Leitung  und  üeberwachung  der  Gemeindeangelegen- 
heiten und  die  Entscheidung  in  letzter  Instanz  in  denselben.2)  Ebenso 
entscheidet  der  Minister  des  Innern  in  Heimathsangelegenheiten,  wenn 
zwischen  den  betheiligten  Landesstellen  kein  einverständliches  Erkenntniss 
zu  Stande  kommt,  oder  die  Entscheidungen  der  Unterbehörden  nicht 
gleichlautend  sind.8) 

e)  Die  Entscheidung  über  Wahlrechte  in  letzter  Instanz. 

f)  Die  Entscheidung  über  Expropriation  in  letzter  Instanz,  sowie 
in  Angelegenheiten  der  Grundentlastung. 

g)  Die  Verleihung  der  Staatebürgerschaft  in  besondern  Fällen. 

h)  Volkszählung  und  Evidenzhaltung  der  Bevölkerung,  sowie  üeber- 
wachung der  Matrikenführung. 

i)  Sorge  für  Integrität  und  Evidenzhaltung  der  Reichs-  und  Kron- 

landsgrenzen. 

k)  Administrative  Einteilung  des  Staatsgebietes. 

II.  Das  Ministerium  des  Innern  besorgt  die  oberste  Leitung 
der  gesammten  Polizei,  und  zwar:  sowohl  der  allgemeinen  Ordnungs- 
und Sicherheitspolizei  als  der  besonderen  Verwaltungspolizei.  Insbe- 
sondere gehören  hieher: 

a)  nach  der  a.  h.  EntSchliessung  vom  11.  Februar  1870  R.  12 
alle  Agenden  der  öffentlichen  Sicherheit:  der  Presse,  das 
Theater-,  Pass-,  Melde-  und  Vereinswesen,  die  Waffenpolizei;  hieher 
gehört  auch  die  üeberwachung  der  betreffenden  Polizeianstalten,  z.  B. 
der  Korrektionshäuser. 

1)  §  2  Ges.  10.  Juni  1861»  R.  113  über  die  Kundmachung  von 
Gesetzen  und  Verordnungen  durch  das  Reichsgesctzblatt. 

2)  Natürlich  nur  insoweit,  als  nicht  nach  den  Gemeindeordnungen  das 
Entscheidungsrecht  der  Landesvertretung  (dem  Landesausschusse)  zukommt. 

3)  Heimathsgesetz  3.  Dezember  1863. 
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b)  Die  Verwaltungspolizei  innerhalb  der  sonstigen  Zweige 
der  Verwaltung,  soweit  dieselbe  nicht  einem  anderen  Ministerium  zuge- 
wiesen ist,  daher  auch  die  Gewerbepolizei.  Der  Minister  des  Innern 
verleiht  Concessionen  für  Pressgewerbe  an  Orten  ausserhalb  des  Sitzes 
einer  politischen  Behörde,  sowie  für  politische  Transportunternehmungen, 
die  sich  auf  mehrere  Kronländer  erstrecken  (§  143  Gew.  Ord.  vom 
20.  Dezember  1859.)  Er  entscheidet  daher  in  letzter  Instanz  in  Ge- 
werbepolizeisachen und  in  Propinationssachen,  über  Markt-  und  Hausier- 
befagnisse.  'Ebenso  gehört  die  Gestattung  von  Erwerbsvereinen  z.  8. 
der  Bank-Credit-  und  Versicherungsvereine,  sowie  die  Genehmigung  der 
Aktiengesellschaften  in  den  Wirkungskreis  dieses  Ministeriums.1) 

c)  Der  Minister  des  Innern  übt  das  Strafrichteramt  in  allen 
Polizeiübertretungen  in  letzter  Instanz. 

ÜL  Die  auf  das  physische  Wohl  der  Staatsbürger  und  die  Aus- 
übung der  Schutzpolizei  sich  beziehenden  Verwaltungsgeschäfte,  daher 

a)  das  Medicinalwesen  und  die  Sanitätspolizei,  insbesondere 
die  Ueberwachung  der  Sanitätsanstalten  und  des  Sanitätspersonales.  Für 
diese  Angelegenheiten  besteht  ein  sachverständiger  Referent  und  als 
berathendes  und  begutachtendes  Organ  der  oberste  Sanitätsrath. 
Dieses  Collegium  besteht  aus  dem  Referenten  in  Sanitätsachen  und 
sechs  ordentlichen  Mitgliedern,  die  auf  die  Dauer  von  drei  Jahren 
von  der  Regierung  ernannt  werden,  und  aus  ihrer  Mitte  den  Vorsitzenden 
und  dessen  Stellvertreter  wählen.  Von  Fall  zu  Fall  können  dem  Sanitäts- 
rathe  mit  Genehmigung  des  Ministers  des  Innern  auch  ausserordentliche 
Mitglieder  als  Special  verständige  beigezogen  werden.2) 

b)  Das  Armen-  und  Hilfswesen.  In  dieser  Richtung  kommt  dem 
Minister  des  Innern  auch  die  oberste  Leitung  der  Wohlthätigkeits-  und 
Humanitätsanstalten  zu. 

IV.  Nach  der  Verordnung  des  Staatsministeriums  vom  8.  Dezember 
1860,  Nr.  268  R.  G.  BL,  gehört  die  Verwaltung  des  öffentlichen 
Bauwesens,  insbesondere  die  Anlegung,  Pflege  und  Ueberwachung  der 
Land-  und  Wasserstrassen  zu  den  Geschäften  der  innern  Verwaltung. 
Bei  dem  Ministerium  bestehen  für  die  Geschäfte  des  Bauwesens  zwei 
Departements,  eines  für  die  Geschäfte  des  Strassen-  und  Wasserbaues 
und  das  andere  für  Hochbau  und  höhere  Architektur. 


')  Im  Einvernehmen  mit  den  andern  betheiligten  Ministerien  (Justiz- 
Finanz-,  Handelsministerium).  Zur  Abkürzung  der  Geschäfte  besteht  im 
Ministerium  des  Innern  eine  Vereinskommission,  bestehend  aus  Dele- 
girten  der  betheiligten  Ministerien  (Mayerhof er  III.  128). 

t)  Ges.  30.  April  1870  R,  68  (§  16  u.  17),  vgl.  Mayerhoferl.  360. 
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V.  Endlich  gehören  diesem  Ministerium  jene  Verwaltungsgeschäfte, 
die  nicht  ausdrücklich  einem  anderen  Ministerium  zugewiesen  sind,  ins- 
besondere die  Stiftungstutel,  die  Oberaufsicht  über  öffentliche  Institute 
und  die  Verwaltung  der  sogenannten  politischen  Fonde. 

VI.  Die  Vollzugsorgane  des  Ministeriums  des  Innern  sind  die 
Statthaltereien  und  Landesregierungen  und  die  diesen  untergeordneten  Be- 
zirkshauptmannschaften und  Magistrate  der  mit  der  politischen  Geschäfts- 
führung betrauten  Städte.  Von  diesen  Vollzugsbehörden  mit  gemischtem 
Wirkungskreise  wird  später  gehandelt  werden.  Mittelbar  durch  die  Statt- 
haltereien ressortiren  in  das  Ministerium  des  Innern  die  in  Wien,  Prag, 
Brünn,  Krakau,  Triest,  Graz  bestehenden  Polizeidirektionen  (nebst 
Polizeiexposituren)  für  die  Agenden  der  Sicherheitspolizei,  sowie  die  bei 
den  Polizeidirektionen  bestehenden  staatlichen  S icherheitswachen.1) 

§  65. 

b)  Das  Ministerium  für  Landesverteidigung.2) 

I.  Dieses  im  Jahre  1867  errichtete  Ministerium  hat  den  Grund  seiner 
Existenz  in  dem  III.  ung.  Gesetzartikel  des  Jahres  1848,  welcher  für 
Ungarn  die  Bildung  eines  selbständigen  Landesvertheidigungsministeriums 
anordnet,  daher  zur  Wahrung  der  Parität  des  österreichischen  Staates 
auch  hier  die  Bildung  eines  analogen  Ministeriums  nothwendig  wurde. 

Dasselbe  ist  zunächst  das  Organ,  durch  welches  der  Staat  die 
rücksichtlich  des  Heerwesens  bestehenden  ünterthanspflichten 
geltend  macht.   Es  erstattet  daher 

a)  die  Vorschläge  zu  den  Gesetzen  über  Ordnung  und  Dauer  der 
Wehrpflicht,  über  das  jährliche  Rekrutenkontingent,  über  die  Vorspanns- 
leistung, Naturalverpflegung  und  Einquartirung  des  Heeres  (§  11  lit.  b 
des  St.  G.  über  die  Reicbsvertretung). 

b)  Nach  dem  Erlasse  vom  12.  Januar  1868  sind  die  bis  dahin 
im  Ministerium  des  Innern  behandelten,  auf  das  Militärwesen  sich  be- 
ziehenden Geschäfte,  in  den  Wirkungskreis  des  Ministeriums  der  Landes- 
verteidigung überwiesen  worden.  Dieses  besorgt  daher  die  Geschäfte  der 
Rekrutirung,  der  Heeresergänzung;  es  macht  die  Naturalleistungen  der 
Unterthanen  für  das  Heer  geltend.  Nach  dem  Wehrgesetze  vom  5.  Dezember 
1868  entscheidet  das  Ministerium  als  Berufungsinstanz  über  die  An- 
sprüche auf  zeitliche  Befreiung  von  der  Pflicht  zum  Eintritte  in  das 
stehende  Heer  und  ertheilt  die  ausnahmsweise  Ehebewilligung  jenen 
Stellungspflichtigen  Personen,  welche  noch  nicht  in  der  dritten  Alters- 

*)  Vgl.  das  Nähere  darüber  im  Polizeirecht. 

2)  Vgl.  die  Aufzählung  der  Agenden  bei  Mayerhofer  I.  S.  531  Anm.  1. 
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klasse  stehen:  es  kann  jedoch  die  Entscheidungen  der  letztem  Art 
und  Verfügungen  den  politischen  Landesbehörden  delegiren. 

II.  Die  Landwehr  untersteht  im  Kriege  und  im  Frieden  in  ad- 
ministrativer Beziehung  dem  Landesverfheidigungsministerium,  welches 
das  Reichkriegsministerium  über  den  Stand,  die  Ausrüstung,  die  Dislokation 
und  militärische  Ausbildung  der  Landwehr  ununterbrochen  in  Kenntniss 
zu  erhalten  hat  (§  48.  Wehrgesetz  5.  Dezember  1868).  Es  gehören 
daher  nach  §  27  bis  33  des  Landw.  Ges.  vom  13.  Mai  1869  alle  An- 
gelegenheiten der  Landwehr  in  den  Wirkungskreis  dieses  Ministers, 
über  dessen  Anhörung  der  Landwehr -Kommandant,  die  Stabs-  und 
Ober-Offiziere  der  Landwehr  vom  Kaiser  ernannt  werden.  Hieher  gehören 
insbesondere  die  Geschäfte  der  Evidenzhaltung  und  Personalangelegenheiten ; 
—  Bekleidung,  Ausrüstung  und  Bewaffnung,  Verpflegung  und  Unter- 
kunft; —  Einleitung  periodisch  er  Waffenübungen;  —  Verfügungen  wegen 
eventueller  Verwendung  eines  Theiles  der  Landwehr  zur  Aufrechthaltung 
der  öffentlichen  Sicherheit  und  Ordnung.  Bei  drohendem  Kriege  und 
während  desselben  kommen  dem  Minister  alle  Massregeln  zur  raschen 
Aufbietung  der  Landwehrkräfte  und  ununterbrochenen  Erhaltung  ihrer 
Schlagfertigkeit  zu. 

IH.  Dem  Landesvertheidigungsmini8ter  untersteht  in  militärischen, 
ökonomischen  und  administrativen  Angelegenheiten  die  Gendarmerie. 
Dieselbe  ist  nach  dem  Gesetze  vom  26.  Februar  1876  ein  einheitlicher, 
militärisch  organisirter  Wachkörper  zur  Aufrechthaltung  der  Ordnung, 
Ruhe  und  Sicherheit.  Der  militärische  Befehl  und  die  Disciplin  in 
diesem  Körper  kommt  dem  Gendarmerie-Inspektor  zu.  Am  Sitze  jeder 
politischen  Landesstelle  besteht  ein  Landesgendarmeriekommando,  am 
Sitze  der  Bezirkshauptmannschaft  ein  Bezirkskommando,  dem  die  einzelnen 
Posten  unterstehen.  Die  Gendarmerie-Officiere  aller  Grade  werden  vom 
Kaiser  über  Vorschlag  des  Ministers,  die  Officiersstellvertreter  vom 
Minister  selbst  ernannt 

§  66. 

c)  Das  Ministerium  für  Cultus  und  Unterricht. 

In  den  Wirkungskreis  desselben  gehört: 

I.  Die  Ausübung  aller  Rechte,  die  dem  Staate  in  Ansehung  der 
Religionsgesellschaften  und  des  religiösen  Lebens  überhaupt  zustehen, 
daher  die  Aufnahme  neuer  Religionsgesellschaften  (Ges.  20.  Mai  1874 
Nr.  68)  und  die  Ausübung  des  Schutz-  und  Aufsichtsrechtes  über  die 
gesetzlich  anerkannten  Religionsgesellschaften. 

Insbesondere  gehört  in  Betreff  der  katholischen  Kirche  hierher: 
a)  Die  Erstattung  der  Anträge  auf  Besetzung  der  Erzbisthümer 
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und  Bisthümer,  dann  der  Kanonikate  an  den  Kapiteln,  insofern  die  Be- 
setzung anf  landesrurstlicher  Nomination  beruht. 

b)  Die  Erstattung  der  Antrage  auf  landesrurstliche  Bestätigung 
der  kanonischen  Wahlen  zu  diesen  kirchlichen  Würden. 

c)  Die  Präsentation  zu  denjenigen  Pfarren  mit  höherem  Einkommen, 
welche  sich  im  Patronate  des  Landesfürsten  und  der  unter  Verwaltung  des 
Cultus-  und  Unterrichtsministeriums  stehenden  öffentlichenFonde  befinden. 

d)  Die  Entscheidung  über  Rekurse  gegen  die  von  der  Landesstelle 
wider  die  Person  des  Beneficiaten,  dem  eine  Pfründe  liberae  coUationis 
zugedacht  ist,  erhobenen  Einwendungen.  (§§  2  u.  6  Ges.  7.  Mai  1874  R.  50). 

e)  Die  Verwaltung  des  für  Cultuszwecke  bestimmten  Religions- 
fonds, daher  die  Festsetzung  der  Dotationen  für  Mendikantenklöster,  die 
Ergänzung  der  Congrua,  die  Bewilligung  von  Deficientengehalten  und 
die  Entscheidung  über  Rekurse  in  Botreff  der  Beiträge  zum  Religions- 
fonde.  (§  17  Ges.  7.  Mai  1874). 

f)  Die  Regulirung  des  Vermögens  der  Kirchen,  Pfründen  und  geist- 
lichen Anstalten  und  die  Ausübung  der  Tutel  über  dasselbe,  sowie  über 
das  Vermögen  kirchlicher  Stiftungen. 

Dem  Cultusminister  kommt  daher  zu :  Die  Genehmigung  der  Rechts- 
geschäfte, welche  eine  Veräusserung,  Belastung  oder  längere  Verpachtung 
kirchlicher  Vermögensobjekte  bezwecken,  bez.  die  Erstattung  der  Anträge 
auf  Ertheilung  der  kaiserlichen  Genehmigung  zu  diesen  Rechtsgeschäften 
(Vdg.  20.  Juni  1860,  Nr.  162);  dann  die  Entscheidung  über  die 
kirchliche  Natur  einer  Stiftung  (§  47.  Ges.  7.  Mai  1874). 

IL  Dieses  Ministerium  besorgt  die  Leitung  und  Ueberwachung  des 
gesammten  Unterrichtswesens.  Es  ressortiren  daher  hierher  alle 
Lehr-  und  Erziehungsanstalten,  insofern  dieselben  als  Fachschulen  nicht 
ausdrücklich  einem  anderen  Ministerium  zugewiesen  sind. 

Der  Unterrichtsminister  erstattet  bei  dem  Kaiser  die  Anträge  auf 
Besetzung  derjenigen  Lehrämter,  deren  Besetzung  dem  Kaiser  vorbehalten 
ist  (Professoren  an  Universitäten,  technischen  Hochschulen,  Direktoren 
der  Mittelschulen);  er  ernennt  selbst  das  übrige  Staatslehrpersonal  und 
die  Mitglieder  der  wissenschaftlichen  Prüfungskommissionen.  Der  Unter- 
richtsminister prüft  und  genehmigt  die  Präliminare  der  für  Unterrichts- 
und Erziehungszwecke  bestimmten  Fonde  (Studienfonde)  und  übt  die 
Tutel  über  Stiftungen  zu  Unterrichts-  und  Bildungszwecken. 

III.  Diesem  Ministerium  sind  theils  die  für  die  Unterrichts-  und 
Bildungszwecke  bestimmten  Anstalten,  theils  die  die  Geschäfte  der  Unter- 
richts- und  der  Cultusverwaltung  besorgenden  Mittel-  und  Unterbehörden 
untergeordnet 

Unmittelbar  unterstehen  dem  Ministerium  als  Anstalten:  die  kaiser- 
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liehe  Akademie  der  Wissenschaften  (errichtet  im  Jahre  1846);  die  geo- 
logische Reichsanstalt  (gegründet  den  15.  November  1849);  die  Centrai- 
kommission für  Meteorologie' und  Erdmagnetismus;  die  Centraikommission 
zur  Erforschung  und  Erhaltung  von  Kunst-  und  historischen  Denk- 
mälern; die  statistische  Centraikommission  sowie  die  Direktion  der  ad- 
ministrativen Statistik;  ferner  die  Universitäten  und  die  Akademie  der 
bildenden  Künste  in  Wien. 

Die  diesem  Ministerium  untergeordneten  Behörden  sind  theils  die 
für  die  innere  Verwaltung  überhaupt  bestellten  Behörden,  also  die  Statt- 
haltereien  (Landesregierungen)  und  die  Bezirkshauptmannschaften,  theils 
die  besonderen  Studien-  und  Schulbehörden. 

Zu  diesen  gehören: 

a)  Die  akademischen  Behörden,  deren  Organisation  auf  dem 
Gesetze  vom  27.  April  1873  beruht,  also  die  Professorenkollegien  der 
einzelnen  Fakultäten  und  der  akademische  Senat  der  Universitäten. 

b)  Die  Schulbehörden,  deren  Organismus  in  dem  Gesetze  vom 
25.  Mai  1868  vorgezeichnet  ist.  Nach  diesem  Gesetze  sollen  zur  Leitung 
des  Erziehungswesens  und  zur  Beaufsichtigung  desselben  in  jedem  König- 
reiche und  Lande  ein  Landschulrath  gebildet  werden,  der  als 
collegiale  Behörde  unter  dem  Vorsitze  des  Statthalters  oder  des  von 
ihm  bestellten  Stellvertreters  die  Leitung  und  Ueberwachung  aller  in 
das  Gebiet  der  Volksschule  gehörigen  öffentlichen  Privatschulen  mit 
Einschluss  der  Kindergärten,  der  Bildungsanstalten  für  Lehrer  und 
Lehrerinnen,  der  Mittelschulen  (Gymnasien,  Realgymnasien,  Realschulen), 
sowie  aller  in  das  Gebiet  derselben  fallenden  Privat-  und  Specialschulen 
zu  besorgen  hat. 

Geschäftsstücke,  die  weder  eine  meritorische  Entscheidung  treffen, 
noch  einen  Antrag  oder  ein  Gutachten  an  den  Minister  enhalten,  werden 
von  dem  Vorsitzenden  unter  eigener  Verantwortung  erledigt,  der  dem 
Collegium  in  jeder  Sitzung  die  in  der  Zwischenzeit  getroffenen  Ver- 
fügungen mitzutheilen  hat. 

Das  Collegium  des  Landesschulrathes  besteht  ausser  dem  Vorsitzenden 
aus  Delegirten  des  Landesausschusses,  aus  den  Referenten  für  die 
technischen  und  die  ökonomischen  Schulangelegenheiten,  aus  den  Lan- 
desschulinspektoren  und  aus  den  vom  Kaiser  ernannten  Vertretern  der 
Religionsgesellschaften  des  Landes  und  des  Lehrerstandes. 

Den  unmittelbaren  Einfluss  auf  die  didaktisch-pädagogischen  Ange- 
legenheiten der  Schulen  durch  periodische  Inspektionen,  durch  Leitung  der 
Prüfungen,  durch  Kontrolle  der  Schuldirektoren  sowie  derBezirksschulräthe 
haben  die  Landesschulinspektoren  auszuüben,  deren  Zahl  durch  das 
Gesetz  vom  6.  April  1872  auf  36  festgesetzt  ist.   Die  Zuweisung  der- 
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selben  zu  den  einzelnen  Landestellen  erfolgt  durch  Verfügung  des 
Ministers,  der  denselben  die  erforderlichen  Dienstinstructionen  ertheilt. 
Die  Inspektoren  erstatten  ihre  Berichte  an  den  Landesschulrath,  welcher 
dieselben  unter  Anzeige  der  darüber  gefassten  Beschlüsse  und  getroffenen 
Verfugungen  dem  Minister  vorzulegen  hat 

Die  Verwaltung  der  Volksschulen  des  Bezirkes  wird  von  dem 
Bezirksschulrath  geführt.  Derselbe  ist  gleichfalls  eine  collegiale  Behörde 
unter  dem  Vorsitze  des  Bezirkshauptmanns,  bestehend:  aus  Vertretern 
jener  Glaubensgenossenschaften,  deren  Seelenzahl  im  Bezirke  eine  be- 
stimmte Summe  erreicht  (500—2000);  aus  Fachmännern  im  Lehramte 
und  aus  Vertretern  der  den  Schulbezirk  bildenden  Gemeinden.  Zur  perio- 
dischen Inspektion  und  Visitation  der  Volksschulen  sind  die  vom  Mi- 
nister ernannten  Bezirksschulinspektoren  berufen. 

Die  lokale  Verwaltung  der  Volksschule  besorgt  nur  der  Ortsschul- 
rath, während  die  unmittelbare  Beaufsichtigung  des  didaktischen  und 
pädagogischen  Zustandes  der  Schule  durch  den  Ortsschulaufseher 
erfolgt. 

§  67. 

d)  Das  Ackerbauministerium.1) 

Dieses  Ministerium  besorgt: 

I.  Die  Pflege  der  Landeskultur  in  ihren  verschiedenen  Zweigen, 
als:  Ackerbau,  Forstwirtschaft,  Weinbau,  Obst- und  Seidencultur,  Vieh- 
und  Bienenzucht. 

In  dieser  Richtung  ressortiren: 

a)  Die  legislativen  Arbeiten  in  Betreff  dieser  Zweige  der  Landes- 
cultur,  sowie  in  Betreff  des  Wasserrechtes  und  der  Fischerei. 

b)  Die  Entscheidung  in  letzter  Instanz  in  Forst-,  Fischerei-,  Wasser- 
sachen, mit  Ausnahme  der  in  den  Wirkungskreis  des  Ministeriums  des 
Innern  fallenden  Entscheidungen  in  üebertretungsföllen. 

In  Angelegenheiten  der  Landeskultur  bedient  sich  das  Ackerbau- 
ministerium der  Statthaltereien  und  der  Bezirkshauptmannschaften  als 
Unterbehörden.  Als  sachlicher  Beirath  besteht  die  Centrai-Pferde- 
zuchtkommission im  A.  M.  (Vdg.  13.  Okt.  1876  R.  124). 

Den  Statthaltereien  sind  als  sachverständige  Organe  zur  Durchführung 
des  Forstgesetzes  Forstinspektoren  (Forsträthe,  Forstkommissäre) 
beigeordnet,  deren  Aufgabe  insbesondere  darin  besteht,  durch  Bereisung 
der  verschiedenen  Landestheile  eine  unmittelbare  Wahrnehmung  über 

')  Vdg.  29.  Jänner  1868  R.  12;  24.  Jänner  1869  R.  15;  27.  August 
1869  R.  144;  14.  Februar  1869  R.  22;  14.  April  1872  R.  52  und  16.  Juni 
1872  R.  85. 
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die  Zustände  der  Waldkultur  zum  Zwecke  der  Anwendung  der  dem  Staate 
zustehenden  Zwangsmittel  oder  der  Belehrung  und  Förderung  zu  gewinnen. 

In  Angelegenheiten  der  Landeskultur  tritt  das  Ackerbaumin  isteriuiii 
in  Verbindung  mit  den  landwirtschaftlichen  Vereinen.  Zur  Vermittlung 
des  geschäftlichen  Verkehrs  zwischen  dem  Ackerbauministerium  und 
zwischen  den  Vereinen,  zur  Erstattung  von  Gutachten  und  Berichten  in 
Angelegenheiten  der  Landeskultur  besteht  in  Böhmen  ein  selbständiger 
Landeskulturrath. 

II.  Das  Ackerbauministerium  ist  die  oberste  Bergbehörde  und 
besorgt  daher  die  Handhabung  des  Berggesetzes  und  die  volkswirtschaft- 
liche Pflege  des  Bergbaues.  In  dieser  Richtung  unterstehen  dem  Ministe- 
rium die  durch  das  Gesetz  vom  21.  Juli  1871  B.  77  organisirten  Berg- 
behörden; dieselben  sind  die  Revierbergämter,  deren  Bezirke  und 
Standorte  durch  die  Verordnung  vom  24.  April  1872  N.  61  festgesetzt 
worden  sind,  und  die  vier  Berghauptmannschaften  in  Prag  (für 
Böhmen)  in  Wien  (für  Niederösterreich,  Oberösterreich,  Salzburg,  Mähren, 
Schlesien  und  Bukowina)  in  Klagenfurt  (für  Steiermark,  Küstenland, 
Dalmatien,  Tirol  und  Vorarlberg)  in  Krakau  (für  Galizien). 

Die  Revierbergämter  entscheiden  in  erster  Instanz  in  allen  Berg- 
sachen, die  nicht  ausdrücklich  entweder  der  Berghauptmannschaft  oder 
dem  Ministerium  zugewiesen  sind,  ferner  haben  die  Bevierämter  auch 
die  ihnen  von  der  Berghauptmannschaft  übertragenen  Kommissionen 
vorzunehmen.  Die  Berghauptmannschaften  entscheiden  in  zweiter  und 
letzter  Instanz  über  Rekurse  gegen  Verfügungen  der  Revierbeamten; 
ferner  in  erster  Instanz  unter  Freihaltung  des  Rekurses  an  das  Ministerium 
in  den  im  Berggesetze  aufgezählten  Fällen.  Alle  Entscheidungen  bei 
den  Berghauptmannschaften  und  im  Ackerbauministerium  in  Parteisachen 
haben  auf  Grundlage  einer  collegialen  Schlussfassung  nach  der  Mehrheit 
der  Stimmen  zu  erfolgen  und  ist  im  Ackerbauministerium  für  diese  An- 
gelegenheiten ein  ständiger  Senat  von  Fachmännern  zu  bestellen. 

Auch  besorgt  das  Ackerbauministerium  die  oberste  Leitung  des 
montanistischen  Unterrichts.  Die  Bergakademie  in  Leobeu  und 
Przibram  ressortiren  hierher. 

III.  Dasselbe  besorgt  privatwirthschaft  liehe  Geschäfte,  nämlich : 
die  oberste  Verw  altung  der  Staatsforste,  der  Staatsdomänen  und  Montan- 
werke (mit  Ausschluss  der  Salinen);  dann  der  Religions-  und  Studien- 
fondsgüter, sowie  der  Güter  des  Bukowinaer  griechisch -orientalischen 
Religionsfondes;  ferner  die  Verwaltung  der  Staatsgestüte  und  Hengsten- 
depots. In  ersterer  Richtung  unterstehen  ihm  die  Berg-  und  Hütten- 
verwaltuugen  sowie  die  Bergdirektionen  (Idria  und  Przibram), 
ferner  die  Forst-  und  Domainendirektionen  in  Wien,  Gmunden, 
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Salzburg,  Innsbruck,  Görz  undBolechow  sammt  den  untergeordneten  Forst- 
und  Domainen- Verwaltungen.  Für  die  technischen  und  Ökonomi- 
schen Geschäfte  der  Forst-  und  Domainenverwaltung  besteht  im  Acker- 
bauministerium ein  forsttechnisches  Departement  mit  dem  Ober- 
Landforstmeister  als  Vorstand  und  einer  Anzahl  technischer  Hilfskräfte. 

§  68. 

e)  Das  Handelsministerium. 

In  seinen  Wirkungskreis  gehören: 

1)  Gewerbe-  und  Handelsangelegeuheiten ,  soweit  sie  nicht  dem 
Ministerium  des  Innern  zugewiesen  sind;  also 

a)  Die  Angelegenheiten  der  gewerblichen  Korporationen; 

b)  Erfindungsprivilegien,  Marken  und  Musterschutz; 

c)  Mass-  und  Gewichts wesen.  Als  fachtechnisches  Organ  besteht 
die  Normalaichungskommission.   (Vdg.  17.  Feb.  1872  R.  17.) 

Die  Handels-  und  Gewerbekammern  unterstehen  dem  Handels- 
ministerium. 

2)  Angelegenheiten  der  Schiffahrt;  also 

a)  der  Schiffahrt  auf  Binnengewässern; 

b)  der  Seeschiffahrt  und  Seefischerei; 

c)  die  Hafen-  und  Seepolizei. 

Vollzugsorgan  in  den  beiden  letztern  Bichtungen  (b  und  c)  ist 
die  Seebehörde  in  Triest  (Vdg.  3.  Juni  1871  R.  46). 

3)  Das  Handelsministerium  überwacht  und  leitet  die  Kommunika- 
tionsanstalten, insbesondere  die  Eisenbahnen,  die  Post  und  die 
Telegraphen.  In  diesen  Richtungen  besteht  bei  dem  Handelsministerium 
a)  die  Generalinspektion  der  Österreich.  Eisenbahnen,  um  die  Ober- 
aufsicht und  die  Kontrolle  des  Staates  über  den  Bau  und  Betrieb  der 
Eisenbahnen  geltend  zu  machen,  sowie  zur  Begutachtung  technischer 
Fragen2);  b)  die  Leitung  des  Postwesens  in  den  Kronländern  wird 
durch  die  dem  Handelsministerium  untergeordneten  Postdirektionen 
besorgt;  c)  endlich  bestehen  für  das  Telegraphenwesen  die  Telegraphen- 
direktionen. 

§  69. 

f)  Das  Finanzministerium.1) 

I.  Dasselbe  besorgt  die  oberste  Leitung  des  gesammten 
Staatshaushaltes,  daher 

*)  Blönski  Finanzgesetakunde  I.  S.  25.    Mayerhofer  I.  S.  444. 
2)  Vdg.  26.  August  1875.    R.  116. 
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1.  Die  Hauptredaktion  des  dem  Abgeordnetenhause  des  Reichsrathes 
vorzulegenden  Staatsvoranschlages; 

2.  Die  Bewahrung  nnd  Benützung  der  vorhandenen  Staatseinnahme- 
quellen, daher: 

a)  Die  Evidenzhaltung,  Benützung  und  Veräusserung  des  unbeweg- 
lichen Staatseigentums.  Für  diesen  Zweck  besteht  im  Finanzministe- 
rium die  Ministerialkommission  zur  Evidenzhaltung  und  Ver- 
äusserung des  unbeweglichen  Staatseigentums.1)  Die  sich 
auf  Verwendung  der  Staatsgebäude,  ihre  Erhaltung  und  Neugestaltung 
beziehenden  Geschäfte  werden  von  der  Direktion  der  Dikasterial- 
gebäudeangelegenheiten  in  direkter  Unterordnung  unter  das  Finanz- 
ministerium besorgt.2) 

b)  Die  Verwaltung  der  Finanzmonopole  und  Finanzregalien  des 
Staates3),  also  des  Tabak-,  Salzmonopoles,  des  Lotto-,  Mauth-  und 
Zollregales.  Die  technische  und  ökonomische  Verwaltung  des  Tabak- 
monopols besorgt  in  Unterordnung  unter  das  Finanzministerium  die 
Generaldirektion  der  Tabaksregie;  derselben  unterstehen  die  Ver- 
waltungen der  nach  ihrer  Wichtigkeit  und  der  Grösse  des  Geschäfts- 
umfanges  in  vier  Kategorien  geschiedenen  Tabakfabriken.4)  Die 
Leitung  der  Salzproduktion  besorgen  die  Salinendirektionen,  theils 
in  unmittelbarer  Unterordnung  unter  das  Finanzministerium,  theils  (in 
Galizien)  in  Unterordnung  unter  die  Finanzlandesbehörde. 

Als  Centraibehörde  für  die  Leitung  des  Lottogefälles  besteht  die 
Lottogefällsdirektion.  Derselben  sind  die  Lottoämter  in  den  ein- 
zelnen Kronländern  untergeordnet 

c)  Die  Geschäfte  der  direkten  und  indirekten  Abgaben.  Insbe- 
sondere besorgt  der  Finanzminister  die  Leitung  des  Abschätzungsge- 
geschäftes  zur  Regulirung  der  Grundsteuer  und  überwacht  dasselbe  durch 
die  für  die  einzelnen  Kronländer  bestellten  Centraiinspektoren.5)  Auch 
ist  der  Finanzminister  der  Vorsitzende  der  Centraikommission  zur 
Regelung  der  Grundsteuer.«)  Als  Hilfsbehörde  besteht  das  Cen- 
tralmappenarchiv. 

!)  Mayerhofer  I.  446. 

2)  Blönski  I.  553. 

3)  Die  volkswirtschaftlichen  Regalien  (Post-Telegraphenregal)  ressortiren 
in  das  Handelsministerium,  das  (polizeiliche)  Pulvermonopol  wird  von  den 
Militärbehörden  verwaltet. 

4)  Blönski  I.  S.  58.  ff.  Man  unterscheidet  Tabakhauptfabriken 
(1.  und  2.  Kategorie)  und  Tabakfabriken  (1.  und  2.  Kategorie). 

5)  §  7  Ges.  24.  Mai  1869  R.  88  über  Regulirung  der  Grundsteuer. 
•)  §  7  und  39  Ges.  24.  Mai.  1869.    Das  Nähere  über  die  Wirk- 
samkeit dieser  Kommission  gehört  in  das  Finanzrecht. 
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IL  Weiter  gehören  zum  Wirkungskreise  des  Finanzministeriums 
alle  Geschäfte  des  Staatskredites,  also  insbesondere  die  Durchfuhrung 
der  verfassungsmässig  genehmigten  Kreditoperationen  und  die  Verwaltung 
der  konsolidirten  Staatsschuld.1)  In  der  letzten  Richtung  fibersteht  dem 
Finanzministerium  die  Direktion  der  Staatsschuld.2)  Derselben 
wurden  auch  die  Geschäfte  der  Direktion  des  nach  den  Patenten  vom 
22.  Januar  1817  und  1.  October  1829  bestandenen  Tilgungsfonds  über- 
tragen. Ihre  Obliegenheiten  bestehen:  in  der  Evidenzhaltung  des 
Standes  der  Staatsschuld,  der  zur  Zinsenzahlung  und  Einlösung  erfor- 
derlichen Geldmittel,  in  der  Verlosung  und  Ausfertigung  der  Staatsschuld- 
verschreibungen, endlich  in  einer  Reihe  von  Verwaltungsgeschäften  im 
Interesse  von  Privaten,  die  sich  auf  Amortisation,  Austausch,  Umschrei- 
bung von  Staatsobligationen  beziehen.  In  der  letzten  Richtung  bildet 
die  Direktion  der  Staatsschuld  die  erste  Instanz,  gegen  deren  Verfu- 
gungen die  Beschwerde  an  das  Finanzministerium  gestattet  ist.3) 

III.  Weiter  gehören  zum  Wirkungskreise  dieses  Ministeriums  alle 
Angelegenheiten  des  Münzwesens.4)  Für  das  Münzwesen  und  die 
damit  zusammenhängenden  Geschäfte  der  Pnnzirung  (Prüfung  des  Fein- 
gehaltes von  Gold-  und  Silberwaaren)  sowie  der  Gold-  und  Silberlösung 
bestehen  besondere  technische  Behörden,  als:  a)  das  Hauptmünzamt 
in  Wien,  dem  die  Gold-  und  Silbereinjösungskassen  unterstehen;  b)  das 
Generalprobiramt  in  Wien  und  c)  das  Hauptpunzirungsamt  in 
Wien  mit  den  Punzirungsämtern  und  Punzirungsstätten. 

Ebenso  ressortirt  in  das  Finanzministerium  die  Hof-  uud  Staats- 
druckerei, welche  die  Ausführung  der  vom  Staate  ausgegebenen  Werth- 
zeichen und  der  Urkundenblanquette  besorgt.5) 

IV.  Ebenso  gehören  alle  Angelegenheiten  zum  Wirkungskreise  dieses 
Ministeriums,  welche  die  Österreichisch-ungarische  Bank  betreffen6); 
ferner  die  auf  die  Börsen  und  auf  die  mit  dem  Kreditwesen  des  Staates 
oder  dem  Geldverkehr  zusammenhängenden  Privatunternehmungen  (Kredit- 
anstalten, Banken)  sich  beziehenden  Angelegenheiten  und  zwar  im  Ein- 
vernehmen mit  den  andern  betheiligten  Behörden. 

V.  Der  Finanzminister  repräsentirt  den  Staat  in  seinen  vermögens- 

1)  Ges.  13.  April  1870  R.  57. 

l)  Kais.  Pat.  23.  Dezember  1859  R.  226. 

')  Vdg.  26.  Febr.  1860  R.  53,  19.  Oct.  1871  R.  123. 

4)  Dagegen  gehört  die  Verwaltung  der  in  Papiergeld  bestehenden  ge- 
meinsamen schwebenden  Schuld  in  das  Ressort  des  gemeinsamen  Finanz- 
ministeriums des  Gesammtstaates.    (Ges.  16.  Juni  1868  R.  53). 

*)  Blönski  I.  S.  190. 

6)  Ges.  27.  Juni  1878  R.  66;  (in  Einvernehmen  mit  den  k.  ung. 
Finanzminister). 
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rechtlichen  Beziehungen  als  Fiscus.  Das  Finanzministerium  wird  daher 
überall  einzutreten  haben,  wo  es  sich  um  den  Erwerb  oder  die  Auf- 
lassung Ton  Vermögensrechten  des  Staates  oder  die  Uebernahme  von 
vermögensrechtlichen  Verbindlichkeiten  handelt  Es  ressortiren  daher 
die  Pensionsangelegenheiten  der  Staatsdiener,  die  Nachsicht  von  Er- 
sätzen und  Geldsstrafen  in  das  Finanzministerium. 

VI.  Die  dem  Finanzministerium  direkt  unterstehenden  Mittelbe- 
hörden sind  die  Finanzlandesbehörden.  Denselben  kommt  inner- 
halb ihres  Gebietes  zu:  die  Verwaltung  des  Staatsvermögens,  soweit 
diese  nicht  ausdrücklich  dem  Geschäftsbereich  anderer  Behörden  zu- 
gewiesen ist;  dann  die  Verwaltung  aller  direkten  Steuern,  indirekten  Ab- 
gaben und  Gefalle,  sowie  die  Aufsicht  über  die  Geschäftsführung  der  unter- 
geordneten Behörden,  Aemter,  Organe  und  Anstalten.1)  Die  Finanzlandes- 
behörden sind  entweder  Finanzlandesdirektionen  (in  Wien,  Inns- 
bruck, Graz,  Prag,  Brünn  und  Lemberg)  oder  Finanzdirektionen  (Linz, 
Salzburg,  Klagenfurt,  Laibach,  Triest,  Troppau,  Czernowitz).  Zur  Leitung 
der  Geschäfte  bei  denselben  sind  der  Präsident  derselben  (der  jeweilige 
politische  Landeschef)  und  als  zweiter  Vorsteher  der  Finanzlandesdirector 
(Finanzdirector)  bestellt 

Den  Finanzlandesbehörden  sind  als  leitende  Unterbehörden  sub- 
ordinirt: 

a)  die  Behörden  für  die  Geschäfte  der  direkten  Besteuerung, 
nämlich  «)  die  Steueradministrationen  zu  Wien,  Prag,  Lemberg,  Brünn, 
Graz  und  Triest:  ß)  die  Steuerlokalcommissionen  zu  Linz,  Salzburg,  Lai- 
bach, Klagenfurt,  Troppau,  Krakau  und  Czernowitz,  und  y)  die  Bezirks- 
hauptmannschaften. Den  letztern  sind  zur  Besorgung  dieser  Finanzge- 
schäfte Finanzbeamte  mit  dem  Titel  Steuerinspektoren  beigeordnet2) 
Diesen  Behörden  kommt  zu:  die  Steuerbemessung  und  die  Evidenz- 
haltung des  Steuerkatasters  für  die  Hauszins-,  Erwerb-  und  Einkommen- 
besteuerung. 

b)  Die  Finanzbezirksdirektionen  für  die  sonstigen  Finanz- 
geschäfte, die  sich  auf  die  Monopole,  Regalien,  Gefälle  und  indirekten  Ab- 
gaben beziehen.  In  Oberösterreich,  Salzburg,  Schlesien,  Bukowina,  Küsten- 
land stehen  unter  den  Finanzlandesbehörden  (den  Finanzdirektionen)  die 
Finanzinspektoren  mit  einem  den  Finanzbezirksdirektionen  im  Grossen 
und  Ganzen  gleichkommenden  Wirkungskreis.3) 

VII.  Unter  diesen  leitenden  Finanzbehörden  bestehen  für  die  aus- 
fährende Arbeit  die  ausübenden  Aemter;  dazu  gehören: 


*)  Blönski  I.  28.  Amtsunterricht  v.  29.  Mai  1874. 

*)  Vdg.  12.  Oct  1869  R.  158  und  16.  Oct.  1872  R.  147. 

5)  Blönski  §  32. 
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1)  die  Steuerämter,  welche  die  Verschreibung  und  Perception 
direkter  und  indirekter  Abgaben  besorgen  und  als  Einnahme-  und  Aus- 
gabekassen des  Staates  und  öffentlicher,  vom  Staate  verwalteter  Fonde 
verwendet  werden. 

2)  Die  Gebührenbemessungsämter.  Es  bestehen  in  Wien  das 
Centraltax-  und  Gebührenbemessungsamt1),  6owie  die  Gebühren- 
bemessungsäinter  in  Linz,  Klagen  fürt,  Laibach,  Troppau,  Triest,  Salzburg2) 
in  unmittelbarer  Unterordnung  unter  die  betreffenden  Finanzdirectionen, 
dann  in  Prag  und  Lemberg  derartige  Aemter  für  die  beiden  Landes- 
hauptstädte. 

3)  Die  Zollämter  und  die  Waarenkontrollämter.  Letztere 
sind  in  der  Regel  mit  andern  Finanzämtern  verbunden.  Die  Zollämter 
sind  entweder  Ober-  oder  Haupt-,  oder  Unterämter. 

4)  Die  Verzehrungssteuerlinienämter  in  Wien. 

5)  Die  mit  den  Verkaufe  staatlicher  Monopolsgegenstände  oder 
Werthzeichen  beauftragten  Salz-,  Tabak-  und  Stempelverschleiss- 
ämter. 

6)  Die  vorerwähnten  Finanzämter  (1 — 5)  sind  zugleich  Perceptions- 
ämter  staatlicher  Einnahmen.  Ausserdem  bestehen  selbständige  Staats- 
kassen, und  zwar:  % 

a)  Centraikassen.  Hierher  gehört  die  Staatscentralkasse,  in  der 
die  Einnahmen  des  Staates  zusammenfliessen ;  das  Ministerialzahlamt 
als  centrale  Ausgabekasse  und  die  Staatsschulden kasse. 

b)  Landeskassen  (Landeshauptkassen ,  Finanzlandeskassen, 
Lande8zahlämter). 

VIII.  Zum  Schutze  des  Zollgefälles  und  sonstiger  indirekter  Ab- 
gaben besteht  als  bewaffneter  Körper  die  Finanzwache.  Sie  theilt  sich 
in  Sektionen,  Kommissariate,  Bezirke  und  Wachabtheilungen,  untersteht 
aber  blos  den  Finanzbehörden.  In  Civil-  und  Strafsachen  unterstehen 
die  Mitglieder  der  Finanzwache  dem  gewöhnlichen  bürgerlichen  Gerichte.5) 

IX.  In  den  einzelnen  Kronländem,  mit  Ausnahme  Schlesiens,  bestehen 
zur  gerichtlichen  Vertretung  des  Staatsvermögens,  der  öffentlichen  Fonde 
und  der  unter  besonderer  Tutel  des  Staates  stehenden  Vermögenssubjekte 
(Stiftungen  und  Kirchen),  ferner  zur  Rechtsberathung  aller  Administrativ- 
behörden die  Finanzprokuraturen,  die  dem  Finanzministerium  mittel- 
bar durch  die  Präsidenten  der  Finanzlandesbehörden  subordinirt  sind.4) 

')  Vdg.  7.  August  1851  R.  182. 

*)  Vdg.  16.  März  1871  R.  21  und  4.  Februar  1872  R.  10. 
»)  Hofd.  21.  April  1843  (P.  G.  S.  71  Bd.  S.  119);  Vdg.  20.  Juli 
1850  R.  305.    Mayerhofer  I.  S,  462.  Blönski  I.  S.  68. 

*)  Vgl.  die  Dienstinstruktion  16.  Feb.  1855  R.  34.  Mayerhofer  I.  S.  457. 
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§  70. 

g)  Das  Justizministerium. 

In  seinen  Geschäftskreis  gehört: 

I.  Die  Ausarbeitung  der  Entwürfe  zu  Gesetzen  über  das  materielle 
Civil-  und  Strafrecht  und  über  das  gerichtliche  Verfahren. 

II.  Die  Justizverwaltung  d.  h.  die  Sorge  für  die  ökonomischen 
Bedürfnisse  der  Gerichte,  ihre  gehörige  Besetzung  und  die  Ueberwachung 
ihrer  Geschäftsführung  sowie  die  Bestellung  und  Ueberwachung  der  bei 
der  Rechtspflege  mitwirkenden  Personen  (Advokaten  und  Notare).  Der 
Justizminister  beantragt  daher  die  von  dem  Kaiser  ausgehende  Ernennung 
der  Justizbeamten;  er  ernennt  selbst  jene  Richter  und  richterlichen  und 
btaatsanwaltlichen  Beamten,  deren  Ernennung  weder  dem  Kaiser  vorbe- 
halten noch  anderen  Behörden  überlassen  ist,  sowie  die  Notare;  er  sorgt 
für  Aufrechthaltung  der  Disciplin  unter  den  richterlichen  Beamten  und 
den  Personen  des  Rechtsberufes. 

IQ.  Der  Justizminister  erstattet  Anträge  zu  einer  Reihe  von 
8pezialverfügungen  des  Kaisers  in  Justizsachen  und  zwar:  a)  bei 
Begnadigungen,  Amnestie  und  Rehabilitationen;  b)  bei  Adoptionen, 
wenn  der  den  Wahleltern  eigene  Adel  und  deren  Wappen  auf  das 
Adoptivkind  übergehen  soll  (§  261  des  Gesetzes  vom  9.  August  1854); 
c)  auf  Legitimation  eines  unehelichen  Kindes  durch  landesfurstliche 
Begünstigung  (§  263  Ges.  9-  August  1854  R.  208);  d)  auf  Einbringung 
von  Gesetzentwürfen  zur  Errichtung  von  Fideikommissen. 

IV.  Die  oberste  Leitung  des  Gefangnisswesens  ressortirt  dermalen 
gleichfalls  in  das  Justizministerium ;  der  Justizminister  übt  diese  oberste 
Aufsicht  durch  den  Generalinspektor  des  Gefängnisswesens 
(Vdg.  25.  Oktober  1865  R.  109). 

V.  Ausführende  Organe  des  Justizministeriums  sind: 

1)  Die  Gerichtsbehörden  und  insbesondere  die  Präsidenten 
der  Oberlandesgerichte  und  der  Gerichtshöfe  der  ersten  Instanz  in  An- 
gelegenheiten der  Justizverwaltung;  dagegen  sind  die  Gerichte 
in  ihren  richterlichen  Funktionen  vom  Justizminister  unabhängig  und 
können  nicht  durch  materielle  Weisungen  gebunden  werden. 

2)  Die  Staatsanwaltschaften.  Nach  der  Strafprozessordnung 
vom  23.  Mai  1873  besteht  bei  jedem  Gerichtshofe  erster  Instanz  ein 
Staatsanwalt,  bei  jedem  Gerichtshofe  zweiter  Instanz  ein  Oberstaats- 
anwalt, und  bei  dem  obersten  Gerichts-  als  Kassationshofe  ein  General- 
prokurator mit  der  erforderlichen  Anzahl  von  Stellvertretern.  Die  Staats- 
anwälte bei  den  Gerichtehöfen  erster  Instanz  sind  den  Oberstaatsanwälten, 

Ulbrioh,  0«it«rr«ieh.  Staatsrecht.  11 
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letztere  sowie  der  Generaiprokurator  sind  dem  Justizminister  untergeordnet. 
Der  Wirkungskreis  der  Staatsanwaltschaft  beschränkt  sich  auf  die 
Strafrechtspflege  und  die  Intervention  in  Disciplinarverfahren  gegen 
richterliche  Beamte,  Notare  und  Advokaten.  Bei  den  Bezirksgerichten 
werden  die  Verrichtungen  der  Staatsanwaltschaft  entweder  durch  Beamte 
derselben,  oder  durch  hierzu  bestellte  Beamte  der  politischen  und  Polizeibe- 
hörden oder  durch  besonders  ernannte  staatsanwaltliche  Funktionäre  besorgt. 

In  den  Wirkungskreis  der  Oberstaatsanwaltschaft  ressortiren  weiter 
auch  die  administrativen  Geschäfte  des  Gefängnisswesens. 

VI.  Der  Justizminister  übt  die  administrative  Kontrolle  über  die 
Geschäftsführung  der  Selbstverwaltungskörper  der  Rechtsberufes,  d.  i. 
über  die  Advokatenkammern  (Ges.  6.  Juli  1768)  und  über  die  Notaren- 
kollegien und  Notariatskammern  (Ges.  25.  Juli  1871  R.  75). 

C.  Organismus  der  politischen  Behörden. 

•     §  71. 

a)  Die  Landeschefs.1) 

An  der  Spitze  der  politischen  Verwaltung  in  den  Königreichen  und 
Ländern  stehen  die  Landeschefs.  Dieselben  fuhren  in  Salzburg, 
Kärnthen,  Krain,  Schlesien  und  in  der  Bukowina  den  Titel:  „Landes- 
präsident", in  allen  übrigen  Kronländern  den  Titel  „Statthalter".2) 

Ihre  Funktionen  bestehen: 

1.  In  der  Repräsentation  des Landesfursten  bei  feierlichen  Ge- 
legenheiten. 

2.  In  der  Vertretung  der  Regierung  gegenüber  der  Landes- 
vertretung. 

3.  In  der  Leitung  der  politischen  Verwaltung  des  Kron- 
landes, <L  h.  aller  Geschäfte,  die  in  oberster  Linie  in  dem  Wirkungs- 
kreise des  Ministeriums  des  Innern,  des  Cultus  und  Unterrichtes,  der 
Landesverteidigung  und  des  Ackerbaues  gelegen  sind. 

Im  Begriffe  der  Leitung  der  politischen  Angelegenheiten  liegt: 
a)  Die  Sorge  für  Neubildung  und  Ergänzung  der  Vertretungs- 
körper. 

In  Landtagswahlsachen  steht  daher  dem  Landeschef  zu:  «)  die 
Verlautbarung  der  Ausschreibung  der  Wahlen  nach  Massgabe  der  be- 

!)  Mayerhofer  I.  S.  44.  Die  selbständige  Darstellung  des  Organis- 
mus der  politischen  Behörden  rechtfertigt  sich  dadurch,  dass  dieselben  Be- 
hörden mit  gemischtem  Wirkungskreise  sind,  d.  h.  Geschäfte  besorgen,  welche 
in  den  Wirkungskreis  mehrerer  Ministerien  fallen. 

2)  §§  2  und  5  Ges.  19.  Mai  1868. 
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stehenden  Landesordnungen;  ß)  die  Anfertigung  der  Wählerliste 
für  den  Wahlkörper  des  grossen  Grundbesitzes;  y)  die  Entscheidung 
über  Reklamationen  und  Richtigstellung  der  Wählerliste,  dann  über 
Berufungen  gegen  Reklamationsentscheidungen  nach  Massgabe  der 
bestehenden  Gesetze,  sowie  die  Anordnung  der  Ausfertigung  der 
Legitimationskarten  zur  Wahl  des  Grossgrundbesitzes;  *)  die  Be- 
nennung eines  Theiles  der  Mitglieder  der  Wahlkommission  für  den 
Wahlkörper  des  GrossgTundbesitzes,  sowie  für  andere  bestimmte 
Wahlkörper  nach  Massgabe  der  Landesordnungen;  «)  die  Ausferti- 
gung der  Wahlcertiükate  für  die  Abgeordneten. 

In  Reichsrathswahlsachen  steht  dem  Landeschef  zu:  «)die 
Verlautbarung  der  Ausschreibung  der  Wahlen;  ß)  die  Anfertigung 
der  Wählerliste  des  grossen  Grundbesitzes,  und  deren  Richtigstellung; 
/)  die  Entscheidung  über  Reklamationen  und  über  Berufungen 
gegen  die  von  den  Bezirksbehörden  gefällten  Reklamationsentschei- 
dungen; 8)  die  Anordnung  der  Ausfertigung  der  Legitimations- 
karten für  die  Wahlen  des  Grossgrundbesitzes;  «)  die  Bestimmung 
des  Wahlkommissärs  in  dem  im  §  32  der  Reichsrathswahlordnung 
festgesetzten  Falle;  5)  die  Anordnung  der  Ausfertigung  der  Wahl- 
certifikate  für  die  Abgeordneten. 

b)  Die  Instruktion,  Ueberwachung,  Ergänzung  des  politischen 
Verwaltungsapparates.  Daraus  folgt:  «)  das  Recht,  Administrativ- 
verordnungen zu  erlassen;  P)  der  Landeschef  ernennt  alle  politischen 
und  Fondsbeamten  des  Kronlandes,  insofern  deren  Ernennung  nicht 
dem  Geschäftskreise  einer  andern  Behörde  zugewiesen  ist  Er  erstattet 
die  Vorschläge  für  jene  Stellen,  deren  Besetzung  den  Ministerien  oder 
dem  Kaiser  vorbehalten  ist;  y)  er  übt  die  Disciplinargewalt  über  die 
Beamten  der  politischen  Verwaltung  aus. 

c)  Das  Entscheidungs-  und  Verfügungsrecht  in  allen  An- 
gelegenheiten der  politischen  Verwaltung,  soweit  dasselbe  nicht  in  ein- 
zelnen Fällen  den  Ministerien  vorbehalten  ist,  und  zwar  entweder  unmittel- 
bar oder  im  administrativen  Instanzenzuge. 

Zur  Erleichterung  des  Geschäftsganges  können  ausnahmsweise  Be- 
amte, welche  ausserhalb  des  Sitzes  der  Statthalterei  bleibend  bestellt 
sind,  mit  der  Besorgung  von  Statthaltereigeschäften  im  Namen  des 
Statthalters,  insbesondere  mit  der  Ueberwachung  unterstehender  Organe, 
oder  mit  der  Vertretung  der  Regierung  gegenüber  einer  Landesvertretun^ 
oder  wo  besondere  Verhältnisse  es  erheischen,  mit  der  administrativen 
Entscheidung  in  zweiter  Instanz,  beauftragt  werden.  Die  näheren  Be- 
stimmungen erfolgen  von  Fall  zu  Fall  im  Verordnungswege. l) 

»)  Vgl.  §  9  Ges.  19.  Mai  1868;  die  Vdg.  v.  31.  Juli  1868  R.  114 

11* 
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d)  Der  Landeschef  fährt  den  Vorsitz  in  allen  in  das  Gebiet  der 
politischen  Verwaltung  ressortirenden  kollegialen  Behörden;  daher  im 
Landesschulrathe,  in  der  Grundlasten-Ablösungs-  und  Begu- 
lirungskommission,  in  der  Lehen  -  Allodialisirungs  -  Landes- 
kommission. Er  hat  bei  dem  Landesschulrathe  das  Einstellungsrecht 
von  gesetzwidrigen  Beschlüssen  unter  bestimmten  Bedingungen,  ebenso 
das  unmittelbare  Verfugungsrecbt  in  dringenden  Fällen. 

e)  Die  Ueberwachung  aller  Interessen  des  Staatslebens,  soweit  die- 
selben in  den  Bereich  der  politischen  Verwaltung  fallen.  Insbesondere 
kommt  dem  Landeschef  die  Oberaufsicht  im  Gebiete  der  höheren  Sicher- 
heits-oder Staatspolizei  zu;  daher  die  Ueberwachung  der  Presse,  der  Vereine, 
Theater,  die  Pass-  und  Fremdenpolizei  innerhalb  des  Kronlandes. 

Andererseits  ist  der  Landeschef  in  allen  Angelegenheiten  der  poli- 
tischen Verwaltung  das  Vollzugsorgan  der  betreffenden  Ministerien. 

Die  Landeschefs  sind  für  ihre  und  für  die  Wirksamkeit  der  ihnen 
unterstehenden  politischen  Landesstellen  verantwortlich.1) 

4.  Die  Einflussnahme  und  Mitwirkung  des  Landeschefs  bei  Ange- 
legenheiten, die  in  den  Wirkungskreis  des  Handels-  oder  Finanz- 
ministeriums fallen,  ist  durch  besondere  Gesetze  festgestellt  Der 
Landeschef  ist  Präsident  der  Finanzlandesbehörde  (vgl.  §  69  d.  W.)  und 
der  Landeskommission  zur  Begelung  der  Grundsteuer.2) 

§  72. 

b)  Die  politischen  Landesbehörden. 

I.  Die  dem  Landeschef  zur  Seite  gestellten  Käthe  (Statthalterei- 
oder Begierungsräthe)  mit  dem  übrigen  Amts-  und  Hilfspersonal  bilden 
die  seiner  Leitung  unterstellte  politische  Landesbehörde,  welche  „Statt- 
halterei"  oder  „Landesregierung"  heisst  (§  4—6  Ges.  19.  Mai  1868) 

Die  Geschäftsvertheilung  unter  die  einzelnen  Beamten  und  die 
Zuweisung  derselben  zu  den  einzelnen  Geschäftsabtheilungen  (Departe- 
ments) erfolgt  durch  Verfügung  des  Landeschefs  (§  15  Vdg.  19.  Jänner 
1853  C.  B.  10). 


für  Böhmen,  wodurch  die  Bezirkshanptmänner  in  den  bisherigen  Kreis- 
orten mit  diesen  Funktionen  betraut  werden;  dann  die  Verordnung  v.  31. 
Juli  1868  R.  115  für  Tirol  (S.  77  d.  W.)  über  die  Errichtung  einer 
Statthaltereiabtheilung  in  Trient.  Der  Instanzenzug  gegen  Verfügungen  der- 
selben geht  direkt  an  das  Ministerium. 

»)  §  8  Ges.  19.  Mai  1868  und  Art.  XII.  St.  G.  über  Reg.-  u.  Vollzugs- 
gewalt. 

*)  Ges.  24.  Mai  1869  R.  88  (§  8),  dann  Ges.  6.  April  1879.  R.  54. 
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Mit  Rücksicht  auf  die  persönliche  Verantwortlichkeit  desselben  für 
die  Amtsführung  der  unterstellten  Landesbehörde  erscheint  diese  nicht 
als  eine  kollegiale  Behörde,  sondern  nur  als  eine  Summe  einzelner 
Referenten,  welche  in  den  ihnen  generell  oder  speciell  zugewiesenen 
Geschäftsangelegenheiten  bei  dem  Chef  der  Behörde  oder  seinem  Stell- 
vertreter ihre  mittelst  des  zugewiesenen  Hilfspersonales  bearbeiteten 
Anträge  stellen. 

Die  Scheidung  zwischen  dem  Geschäftskreise  des  Landeschefs  und 
demjenigen  der  Landesstelle  (§  11 — 26,  dann  §  27—49  der  Ydg.  19 
Januar  1853  C.)  hat  jedoch  insofern  Bedeutung,  als  darin  der  Befehl 
an  den  Landeschef  liegt,  in  den  der  Landesstelle  zugewiesenen  Ange- 
legenheiten Tor  der  Entscheidung  den  Rath  und  Antrag  der  letzteren 
einzuholen. 

Nach  seinen  einzelnen  materiellen  Richtungen  umfasst  der  Wir- 
kungskreis der  Landesstelle: 

a)  die  Verleihung  der  Staatsbürgerschaft  an  Fremde,1)  sowie  die 
Entscheidung  in  Heimathssachen.2) 

b)  Die  Ueberwachung  der  Matrikenfuhrung,  die  Rektificirung  der 
Matriken  und  die  Bewilligung  der  Namensyeränderung  nichtadeliger 
Personen. 

c)  Die  Fällung  von  Expropriationserkenntnissen. 

d)  Die  Ausübung  des  staatlichen  Tutel-  und  Oberaufsichtsrechtes 
über  Stiftungen,  Wohlthätigkeits-  und  Humanitätsanstalten. 

e)  Anordnungen  und  Verfügungen  im  Gebiete  der  Polizei  So 
kommt  z.  B.  der  Landesbehörde  zu:  «)  im  Gebiete  der  Presspolizei 
die  Gestattung  des  Verkaufes  periodischer  Druckschriften  und  die  Ent- 
scheidung über  die  Kautionspflicht  derselben;3)  fi)  im  Gebiete  der 
Waffen  pol  izei  die  Bewilligung  zur  Anfertigung  und  Veräusserung 
verbotener  Waffen  und  Munition,  dann  zum  Besitze  derselben;4)  y)  die 
Einrichtung  des  Meldewesens  5)  und  *)  des  Schubwesens6),  daher  die 

*)  M.  Vdg.  27.  Oktober  1859  R.  196. 

2)  In  erster  Instanz  hat  die  Landesbehörde  zu  entscheiden,  wenn  zwei 
an  der  Lösung  der  streitigen  Frage  betheiligte  Bezirksbehörden  desselben 
Verwaltangsgebietes  sich  Ober  die  Frage  des  Heimathsrechtes  nicht  einigen 
können,  ausserdem  als  zweite  Instanz  im  Rekurswege  (Mayerhofer  I.  236, 
§  40  Heimathsgesetz  3.  Dezember  1863). 

3)  Pressges.  17.  Dez.  1862  (§  3  und  13). 
*)  Waffenpatent  24.  Okt.  1852. 

&)  Vdg.  15.  Februar  1857.  R.  33. 

•)  Im  Einvernehmen  mit  dem  Landesausschusse.  Ges.  27.  Juli  1871 
R.  88  (§  19). 
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Fällung  des  Erkenntnisses  anf  Abgabe  in  eine  Zwangs-  oder  Besse- 
rungsanstalt1) 

f)  Die  Leitung  des  Sanitätswesens.  Hierfür  bestehen  bei  den 
Landesbehörden  die  Landessanitätsreferenten,  dann  als  begut- 
achtendes und  berathendes  Organ  der  Landessanitätsrath,  welcher 
nebst  dem  Sanitätsreferenten  aus  drei  bis  sechs  ordentlichen,  von  der 
Regierung  ernannten  Mitgliedern  und  zwei  von  dem  Landesausschusse 
entsendeten  Mitgliedern  besteht2) 

g)  In  Landeskultnrsachen  entscheidet  die  Landesbehörde  na- 
mentlich Forst-  und  Wasserangelegenheiten.  In  Forst  Sachen  steht  ihr 
zu:  «)  die  Entscheidung  im  Bekurswege  gegen  Entscheidungen  und 
Straferkenntnisse  der  politischen  Bezirksbehörden  und  mit  der  poli- 
tischen Geschäftsführung  betrauten  Gemeindeorgane;  ß)  Bewilligung  zu 
Vertheilung  von  Gemeindewäldern;  y)  Bestimmung,  für  welche  Wälder 
eine  sachkundige  Forstaufsicht  zu  bestellen  ist  ($  22  des  Forstges.); 
t)  die  Triftbewilligung,  wenn  die  Trift  mehrere  Bezirke  betrifft  In 
Wasserrechtsangelegenheiten  steht  in  dem  unmittelbaren  Wir- 
kungskreise der  Landesbehörde  die  Bewilligung  von  Anlagen  und  Ueber- 
fuhrsanstalten  in  den  zur  Schiff-  oder  Flossfahrt  benutzten  Strecken 
der  fliessenden  Gewässer.  In  den  Fällen,  in  welchen  eine  mit  der 
politischen  Verwaltung  betraute  Gemeinde  selbst  als  Unternehmer  einer 
Wasseranlage  auftritt,  dann  wenn  sich  die  Anlage  über  mehrere  Ver- 
waltungsbezirke erstreckt,  hat  die  Landesstelle  die  zui  Verhandlung  und 
Entscheidung  berufene  Verwaltungsbehörde  zu  benennen. 

h)  Auch  die  Gewerbe-  und  Handelssachen  gehören  in  den  Wir- 
kungskreis der  politischen  Landesstelle.  Die  Landesbehörden  bilden  die 
zweite  Instanz  in  Gewerbeangelegenheiten  (§  142Gew.-Odg.);  femer  in  Mar- 
ken-, Musterschutz-  und  Privilegiensachen.3)  Einzelne  Angelegenheiten  sind 
ihrer  unmittelbaren  Erledigung  vorbehalten,  als:  die  Genehmigung  der 
Statuten  der  gewerblichen  Genossenschaften,  der  Marktordnungen,  die 
Konzession  von  Pressgewerben,  soweit  dieselbe  nicht  dem  Ministerium 
des  Innern  vorbehalten  ist,  und  von  Transportunternehmungen,  wenn 
sich  die  Wirksamkeit  der  letzteren  auf  mehrere  politische  Bezirke  er- 
strecken soll.4)  Ebenso  entscheiden  die  Landesbehörden  in  erster  Instanz 
über  die  Kealeigenschaft  von  Gewerben,  über  die  Gesuche  um  Gestaltung- 
von  Jahrmärkten,  sowie  über  die  Zulassung  von  Ausländern  zum  Ge- 
werbebetriebe. 

1)  Ges.  10.  Mai  1873.  R.  90. 

2)  §  9  Ges.  30.  April  1870  R.  68. 

5)  §  23  Pat.  7.  Dez.  1858  R.  230  und  §  19  Pat.  7.  Dez.  1858 
R.  237;  §  43  Pat.  15.  Aug.  1852. 

*)  127,  70,  19,  23  und  146  der  Gew.-Odg. 


Digitized  by  Google 


§  72.   Die  politischen  Landesbehörden. 


167 


i)  In  E  isenbahn  suchen  kommen  der  Landesbehorde  die  auf 
Vorprüfung  der  Bahnprojekte,  die  Tracenrevision,  die  Ermittlang  der 
Stationen,  die  Begehung  und  Prüfung  der  hergestellten  Eisenbahn  und  die 
Fällung  von  Erpropriationserkenntnissen  sich  beziehenden  Geschäfte  zu.1) 

k)  Auch  sonstige  wirthschaftspolizeiliche  Massnahmen,  als: 
die  Ueberwachung  und  Auflösung  der  auf  Gewinn  berechneten  Vereine,1) 
die  Bewilligung  zur  Errichtung  von  Gemeindesparkassen  unter  unbe- 
schränkter Haftung  der  Gemeinden,3)  sowie  zur  Verwendung  der  Ueber- 
ßchüsse  des  Reservefonds  der  Sparkassen  zu  gemeinnützigen  Zwecken4) 
gehören  in  ihren  Wirkungskreis. 

1)  Im  Gebiete  der  Cultusverwaltung  übt  die  Landesbehörde 
die  staatliche  Aufsicht  über  die  Kirchen-  und  Religionsgesellschaften. 
Sie  verwaltet  die  Religionsfonds;  sie  besetzt  die  unter  dem  Patronate 
des  Landesfürsten  oder  eines  öffentlichen  Fonds  stehenden  Pfründen, 
deren  jährliche  Erträgnisse  den  Betrag  von  Ein  Tausend  Gulden  nicht 
übersteigen.5)    Ihr  sind  die  für  Pfründen  freier  Verleihung  und  für 

♦  ständige  Versehung  inkorporirter  Pfründen  in  Aussicht  genommenen 
Personen  zur  Geltendmachung  des  staatlichen  Einspruchsrechtes  anzu- 
zeigen,6) und  die  bischöflichen  Erlässe  zur  Kenntnissnahme  mitzu- 
teilen.7) Sie  gewährt  Klerikern  den  Tischtitel  aus  dem  Religions- 
fonde,8)  und  verfügt  die  Ergänzung  der  Congrua  für  Pfarrer  und 
Lokalkapläne,  die  Anweisung  der  Almosenäquivalente  für  Mendikanten- 
klöster.9)  Sie  entscheidet  im  Einvernehmen  mit  dem  Ordinariate  über 
Umpfarrungen10)  und  ertheilt  Dispensen  in  Ehesachen.11) 

m)  In  Schul-  und  Studiensachen  beschränkt  sich  die  Wirk- 
samkeit der  Landesstelle  aaf  die  ökonomischen  Bedürfnisse  der  Lehr- 
anstalten, soweit  für  dieselben  vom  Staate  zu  sorgen  ist. 

n)  In  Militärsachen  hat  die  Landesbehörde  folgende  Geschäfte  vor- 
zunehmen: «)  Sie  ist  zurErtheilung  der  Ehebewilligung  an  Stellungspflich- 
tige, welche  die  dritte  Altersklasse  noch  nicht  überschritten  haben, 
delegirt    ß)  Sie  repartirt  das  Rekrutenkontingent  auf  die  einzelnen 

!)  Ges.  18.  Feb.  1878  R.  30  u.  Vdg.  25.  Januar  1879  R.  19. 

2)  §  25  Kais.  Pat.  2G.  Nov.  1852,  R.  253. 

5)  M.  J.  6.  November  1865  Z.  22264  Mayerhofer  I,  242. 
«)  M.  J.  16.  April  1866  Z.  11817,  ebendaselbst. 

6)  §  36  litt.  a.  Vdg.  19.  Januar  1853. 
«)  §  6  Ges.  7.  Mai  1874  R.  50. 

^  §  16  daselbst. 
*)  §  15  daselbst. 

*)  §  36  litt  c.  u.  d.  Vdg.  19.  Januar  1853. 
10)  §  36  litt.  a.  Vdg.  19.  Januar  1853;  §  20  Ges.  7.  Mai  1874. 
§  36  litt.  f.  Vdg.  19.  Januar  1853. 
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Bezirke  und  besorgt  die  Feststellung  des  Assentplanes,  beides  im  Einverneh- 
men mit  dem  General-Kommando,  y)  Sie  entscheidet  als  zweite  Instanz  in 
allen  Angelegenheiten,  in  denen  die  politische  Bezirksbehörde  in  erster 
Instanz  selbständig  entschieden  hat,  z.  B.  bei  Militärbefreiungs-Bekursen, 
bei  Straferkenntnissen  wegen  Stellungsflucht  oder  unterlassener  Meldung; 
ebenso  *)  als  zweite  Instanz  in  Militär-Einquartierungs-  und  Vorspanns- 
sachen. 

0)  In  Gendarmerie-Angelegenheiten  steht  der  Landesbehörde 
die  Mitwirkung  bei  Errichtung  von  Gendarmerieposten  und  Dislocirung 
der  Mannschaft  zu. 

p)  Mit  den  Landesstellen  ist  der  Organismus  des  Staatsbau- 
dienstes verbunden,  insofern  nach  der  Verordnung  vom  8.  Dezember 
1860  bei  den  Landesbehörden  ein  technisches  Departement  besteht 

§  73. 

c)  Die  politischen  Yollzugsbehörden. 

Als  diese  erscheinen: 

1)  Die  landesfürstlichen  politischen  Bezirksbehörden,  welche 
die  Benennung  Bezirkshauptmannschaften  führen.  An  der  Spitze 
einer  jeden  solchen  Behörde  steht  ein  Bezirkshauptmann,  dem  das  er- 
forderliche Hilfspersonal  beigegeben  und  zur  Bestreitung  der  Amts-  und 
Kanzleierfordernisse  ein  entsprechender  Pauschalbetrag  zugewiesen  ist. 
Die  Bezirkseintheilung  der  einzelnen  Kronländer  beruht  auf  der  Ver- 
ordnung vom  10.  Juli  1868  N.  101.  Die  Bezirkshauptmannschaften 
fähren  die  politischen  Verwaltungsgeschäfte,  das  Sanitäts-  und  Armen- 
wesen, die  staatliche  Kultusverwaltung,  die  wirthschaftliche  Verwaltung, 
die  allgemeine  Landespolizei  und  die  Militärsachen,  soweit  diese  Ge- 
schäfte überhaupt  den  staatlichen  Civilbehörden  zukommen  oder  nicht 
den  Selbstverwaltungskörpern  überlassen  sind.  Insbesondere  besorgen 
diese  Behörden  die  Aufsicht  über  die  Gemeinden;  sie  nehmen  daher 
Kenntniss  von  den  Verhandlungen  und  Beschlüssen  der  Gemeinde- 
ausschüsse; sie  haben  das  Kecht  der  Sistirung  ungesetzlicher  Beschlüsse 
nnd  können  die  Gemeinden  durch  Zwangsmittel  zur  Erfüllung  ihrer  Ob- 
liegenheiten anhalten.  Sie  entscheiden  in  zweiter  Instanz  über  Straf- 
verfugungen  der  Gemeinden  und  als  Kassationsbehörden  in  Betreff  jener 
Verfügungen  der  Gemeinde,  durch  welche  bestehende  Gesetze  verletzt 
oder  fehlerhaft  angewendet  worden  sind. 

Als  eigentliche  Vollzugsbehörden  üben  sie  die  staatliche  Zwangs- 
gewalt in  allen  Verwaltungsgeschäften  aus  und  sind  daher  zugleich 
Hilfsbehörden  der  übrigen  administrativen  Organe.  Ueberdies  kommt 
denselben  nach  der  Verordnung  vom  10.  September  1868  N.  128  in 
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tinmittelbarer  Unterordnung  unter  die  Finanzlandesbehörde  die  Verwal- 
tung der  direkten  Steuern  in  unterster  Instanz  zu.  Für  diese  Geschäfte 
ist  jeder  Bezirkshauptmannschaft  ein  sachverständiger  Steuerreferent 
zugewiesen.  Der  Staatsbaudienst  und  der  Sanitätsdienst  in  seiner 
untersten  Gliederung  ist  mit  dem  Organismus  der  Bezirksbehörden  ver- 
bunden, indem  einzelnen  Bezirkshauptmannschaften  Baubeamte  und  Be- 
zirksärzte zugewiesen  sind. 

2.  Die  Kommunalämter  der  mit  eigenen  Statuten  versehenen 
Städte,1)  welche  mit  der  politischen  Geschäfts führung  betraut  sind. 
Diese  besorgen  jene  Geschäfte,  welche  den  Bezirkshauptmannschaften 
zukommen,  insoweit  nicht  den  im  Orte  befindlichen  Polizeibehörden  oder 
politischen  Bezirksbehörden  einzelne  Zweige  der  Polizei  besonders  zuge- 
wiesen sind. 

D.  Die  Kontrollbehörden. *) 
§  74. 

Die  Rechnungsdepartements. 

Die  Kassen  (S.  160)  übernehmen  die  Staatseinnahmen  und  vollziehen 
die  Staats  ausgaben  auf  Grund  der  Verfügungen  der  anweisenden  Verwal- 
tungsbehörden und  haben  darüber  Rechnung  zu  führen.  Die  Kontrolle 
dieser  Rechnungen  erfolgt  durch  ein  den  anweisenden  Behörden  bei- 
gegebenes, aus  einer  Anzahl  von  Rechnungskundigen  zusammengesetztes 
Hilfsamt  (Rechnungsdepartement). 

Solche  Rechnungsdepartements  bestehen  zur  Kontrolle  der  Staats- 
centralkassen  bei  dem  Ministerium  des  Innern,  dem  Justiz-,  Finanz-, 
Handels-,  Ackerbau-,  Unterrichts-,  Landesvertheidigungsministerium.  In- 


l)  Gegenwärtig:  Wien,  W.-Neustadt,  Waidhofen  an  der  Ybbs,  Linz, 
Steyer,  Salzburg,  Graz,  Marburg,  Cilli,  Klagenfurt,  Laibach,  Innsbruck, 
Bötzen,  Trient,  Roveredo,  Rovigno,  Prag,  Reichenberg,  Brünn,  Iglau,  01- 
mütz,  Znaim,  Ungarisch  Hradisch,  Kremsier,  Troppau,  Bielitz,  Friedeck, 
Lemberg,  Krakau  und  Czernowitz. 

5)  Vgl.  Mayerhofer  I.  406.  A.  Fröhlich,  Handbuch  der  Staats- 
rechnungswissenschaft 2.  Aufl.  1856.  Escherich,  Lehrbuch  des  Kassen- 
und  Rechnungswesens  2.  Aufl.  1860.  Jos.  Neugebauer,  Organische 
Darstellung  der  gesammten  finanziellen  Staatsverwaltung  und  des  Kontroll- 
wesens, dann  der  Kasseneinrichtungen,  Wien  1845.  Lichtnegel,  Geschichte 
des  österr.  Rechnungs-  und  Kontrollwesens  1872;  J.  Schrott,  Lehrbuch 
der  Verrechnungswissenschaft  1880.  3.  Aufl.  E.  Wildt.  Der  österr. 
Staatsrechnungs-  und  Kontrolldienst.  1876.  Die  Regelung  des  Kontroll- 
dienstes erfolgte  durch  die  kais.  Vdg.  v.  21.  November  1866  R.  140. 
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sofern  für  einzelne  Verwaltungszweige  der  Bedarf  einer  besondern  Prü- 
fung der  Rechnungen  eintritt,  bestehen  neben  dem  allgemeinen  Ministe- 
rialrechnung8amte  noch  besondere  Fachrechnungsdepartements:1)  so  z.  B. 
im  Finanzministerium  je  ein  Fachrechnungsdepartement:  «)  für  die 
Staatsschuld;  ß)  für  Stempel  und  unmittelbare  Gebühren;  y)  für  Zoll- 
und  Verzehrungssteuer;  8)  für  die  Tabackerzeugung;  «)  für  das  Lotto.1) 
Im  Ackerbauministerium  besteht  ein  besonderes  Montan  fachrech- 
nungsdepartement.3) 

Ebenso  bestehen  bei  den  Landesbehörden:  den  politischen  Landes- 
stellen, Finanzlandesdirektionen,  Oberlandesgerichten,  Postdirektionen 
Rechnungsdepartements. 

Der  Wirkungskreis  dieser  Rechnungsdepartements  ist  ein  dreifacher;4) 
er  umfasst: 

a)  die  Verbuchung  (Evidenzhaltung)  der  von  den  Administrativ- 
behörden ausgehenden  Empfangs-  und  Ausgabsanweisungen,  sowie  die 
Ueberwachung  ihres  Vollzuges  durch  die  Kassen  und  ausübenden  Aemter; 

b)  die  Prüfung  (Censur)  der  von  den  Kassen  und  ausübenden 
Aemtern  rücksichtlich  des  Staatsvermögens  oder  der  unter  der  Verwaltung 
des  Staates  stehenden  Fonds  gelegten  Rechnungen,  sowie  der  Rechnungen 
Öffentlicher  vom  Staate  dotirter  Anstalten; 

c)  den  sonstigen  administrativen  Rechnungsdienst,  z.  B.  die  Ceber- 
prüfung  von  Kostenvoranschlägen,  statistischen  Nachweisungen. 

§  75. 

Der  oberste  Rechnungshof. 

Die  Kontrolle  der  gesammten  Finanzverwaltung  sowohl  rücksicht- 
lich der  Einnahmen  und  Ausgaben  erfolgt  durch  den  obersten  Rech- 
nungshof. Derselbe  ist  nach  der  kais.  Verordnung  vom  21.  November 
1866  N.  140  eine  dem  Kaiser  unmittelbar  untergeordnete  selbständige, 
von  den  Ministerien  unabhängige  und  mit  diesen  eine  gleiche  Stellung 
einnehmende  Behörde,  welche  nach  Massgabe  der  bestimmten  Geschäfts- 
ordnung die  Kontrolle  über  den  gesammten  Staatshaushalt  zu  führen  hat. 
Derselbe  besteht  als  kollegiale  Behörde  aus  dem  vom  Kaiser  ernannten 
Präsidenten,  dem  Vizepräsidenten,  den  Hofräthen  und  Hofsekretären. 
Der  Prüfung  des  obersten  Rechnungshofes  unterliegen:  a)  alle  Rech- 

!)  §  3  der  Vdg.  21.  November  1866. 

2)  Blonski,  Finanzgesetzkunde  II.  359.  Mayerhofer  I.  409. 
Anm.  1. 

3)  Vdg.  A.  M.  30.  Juni  1878  Z.  1045  (Vdgsbl.  des  Finanzministeriums 
1878  S.  289). 

4)  §  3  Vdg.  21.  November  1866  R.  140. 
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nungen  der  Staatsbehörden  über  Geldempfänge  und  Ausgaben  nnd  über 
das  gesammte  nicht  in  Geld  bestehende  Staatseigenthnm.  Ausgenommen 
von  der  Rechnungsvorlage  sind  nur  die  den  Ministerien  und  Centrai- 
stellen bewilligten  Dispositionsfonds  für  geheime  Ausgaben.  Die  Prüfung 
dieser  Rechnungen  soll  nicht  bloss  eine  formelle  sein,  d.  h.  sich  nicht 
nur  auf  die  ziffermassige  Richtigstellung  derselben  beschränken,  sondern 
materiell  feststellen,  inwieweit  sich  die  Gebahrung  mit  dem  Staatsver- 
vermögen innerhalb  der  Bestimmungen  des  Finanzgesetzes  bewegt. 

b)  Der  oberste  Rechnungshof  ist  aber  auch  berechtigt,  sich  die 
Rechnungen  derjenigen  Institute,  Gesellschaften,  Stiftungen  und  Fonde, 
welche  aus  dem  Staatsschatze  mit  Dotationen  oder  Subventionen  be- 
theilt werden,  ferner  die  Rechnungen  auch  nicht  dotirter,  aber  vom 
Staate  verwalteter  Fonde  und  Anstalten  vorlegen  zu  lassen. 

c)  Der  oberste  Rechnungshof  hat  für  die  Einhaltung  eines  zweck- 
mässigen, die  Prüfung  und  Kontrolle  erleichternden  Rechnungsverfahrens 
Sorge  zu  tragen  und  überwacht  überhaupt  die  Geschäftsführung  der 
RechnungsbehCrden. 

d)  Der  oberste  Rechnungshof  verfasst  aus  den  Gebahrungsausweisen 
der  Verwaltungsbehörden  die  Zusammenstellung  der  thatsächlichen  Staats- 
einnahmen und  Staatsausgaben  für  das  verflossene  Verwaltungsjahr  und 
stellt  die  Bilanz  fest.  Ausserdem  verfasst  der  oberste  Rechnungshof 
den  Centralrechnungsabschluss  für  das  vorletzte  Verwaltungsjahr,  um 
die  ermittelten  Gebahrungssummen  mit  den  Ansätzen  des  Finanzgesetzes 
zu  vergleichen.  Dieser  Centralrechnungsabschluss  wird  dem  Reichsrathe 
zur  Genehmigung  vorgelegt.1) 

E.  Richterliche  Behörden. 

§  76.  V 

Die  Justizbehörden. 

Unter  Justizbehörden  versteht  man  die  zur  Ausübung  der  Civil- 
gerichtsbarkeit  und  ordentlichen  Strafgerichtsbarkeit  bestimmten  Gerichte. 
Es  besteht: 

1.  für  die  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder  der 
oberste  Gerichts-  und  Kassationshof  in  Wien.1)  Sein  Wir- 
kungskreis umfasst: 

*)  Die  staatsrechtliche  Bedeutung  dieser  Geschäfte  ist  in  der  Lehre 
vom  Reichsrath  und  im  Finanzrecht  behandelt. 

*)  Art.  XII.  St  G.  über  die  richterliche  Gewalt;  Patent  7.  August 
1850  R.  325. 
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a)  die  Entscheidung  in  allen  Civilsachen  (in  und  ausser  Streit- 
sachen) in  letzter  Instanz,  insofern  nach  den  bestehenden  Gesetzen  ein 
Rechtszug  gegen  die  Erkenntnisse  der  untern  Instanzen  zulässig  ist. 

b)  Der  oberste  Gerichtshof  hat  als  Kassationshof  über  alle  in  der 
Strafprocessordnung  für  zulässig  erkannten  Nichtigkeitsbeschwerden  zu 
entscheiden. l) 

c)  Der  oberste  Gerichtshof  entscheidet:  «)  über  Delegationsanträge 
und  Gesuche,  so  oft  es  sich  um  die  Delegation  einer  Rechtssache  aus 
einem  Oberlandesgerichtssprengel  in  einen  andern  handelt;  ß)  über 
Streitigkeiten  wegen  der  Zuständigkeit,  wenn  die  darüber  streitenden 
Gerichte  sich  in  verschiedenen  Oberlandesgerichtssprengeln  befinden  und 
auch  die  Oberlandesgerichte  dieser  Sprengel  sich  nicht  einigen  können; 
y)  über  die  Ablehnung  von  ganzen  Oberlandesgerichten  oder  von  Ober- 
landesgerichtspräsidenten. 2) 

d)  Der  oberste  Gerichtshof  ist  das  zuständige  Disciplinargericht 
für  die  bei  demselben  angestellten  Senatspräsidenten,  Räthe  und  son- 
stigen richterlichen  Beamten;  dann  für  die  Präsidenten,  Vizepräsidenten 
und  Räthe  der  Oberlandesgerichte;  endlich  für  die  Präsidenten  und 
Vizepräsidenten  der  Gerichtshöfe  erster  Instanz.3)  Ebenso  entscheidet 
derselbe  über  Berufungen  gegen  Erkenntnisse  der  Disziplinareenate  der 
Oberlandesgerichte. 4) 

e)  Endlich  gehören  in  seinen  Wirkungskreis  Entscheidungen  in 
gewissen  Sachen  der  Justizverwaltung  in  letzter  Instanz.6) 

2.  Als  Gerichtshöfe  der  zweiten  Instanz  bestehen  die  Oberlandes- 
gerichte (vgl.  S.  77  d.  W.).   Dieselben  entscheiden: 

a)  in  allen  Civilangelegenheiten  in  und  ausser  Streitsachen 
in  zweiter  Instanz,  welche  nach  den  bestehenden  Gesetzen  im  Wege  der 
Appellation,  des  Rekurses  oder  der  Nullitätsbeschwerde  an  sie  gelangen; 

b)  und  in  erster  Instanz  über  Syndikatsklagen  gegen  den  Fis- 
kus und  richterliche  Beamte.8) 

c)  In  Strafsachen  entscheiden  dieselben  über  Beschwerden  gegen 
Beschlüsse  der  Rathskammer  der  Gerichtshöfe  der  ersten  Instanz  (§  114 
Str.  P.  0.);  über  Einsprüche  wegen  Versetzung  in  den  Anklagestand  (§  210 

*)  §  16  St.  P.  0.  23.  Mai  1873. 

5)  §  6  kais.  Pat.  7.  August  1850. 

3)  §  8  litt.  a.  Ges.  21.  Mai  1868  R.  46. 
<)  §  24  Ges.  21.  Mai  1868  R.  46. 

8)  z.  B.  über  die  Eintragung  in  die  Advokatenliste  (§§  6  u.  7  Ges. 
6.  Juli  1868)  vgl.  §  2  litt.  h.  des  Ges.  v.  22.  Ort.  1875  über  den  Ver- 
waltungsgerichtshof. 

6)  §  8  Ges.  12.  Juli  1872  R.  112,  Art.  IX.  St.  G.  über  die  rich- 
terliche Gewalt. 
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St  P.O.)  und  über  Berufung  gegen  Strafartheile  (§§  283  nnd  345  St.  P.  0.). 
Sie  haben  ferner  die  Aufsicht  über  die  Wirksamkeit  der  Strafgerichte 
ihres  Sprengeis  zu  fähren  und  über  Beschwerden  gegen  dieselben  zu  ent- 
scheiden,  soweit  nicht  der  Rechtszug  ausdrucklich  untersagt  oder  anders 
geordnet  ist  *) 

d)  Sie  sind  ferner  berufen,  Delegirnngen  vorzunehmen,  über  Per- 
horrescenzfälle  zu  entscheiden  und  Kompetenzkonflikte  zwischen  den  unter- 
geordneten Gerichten  beizulegen. 

e)  Sie  sind  das  zuständige  Disziplinargericht  für  die  richterlichen 
Beamten  ihres  Sprengeis.1) 

f)  Sie  besorgen  endlich  Geschäfte  der  Justizverwaltung,  z.  B.  die 
Ernennung  untergeordneter  richterlicher  Beamten,  die  Aufsicht  über  die 
Geschäftsführung  der  Gerichte,  sie  entscheiden  über  die  Zulassung  zum 
Advokateneide. 

3.  Die  Gerichte  der  ersten  Instanz  sind  entweder  Gerichtshöfe 
oder  Bezirksgerichte.  Jene  führen  in  den  Kronlands-Hauptstädten 
den  Namen  Landesgerichte,  sonst  den  Namen  Kreisgerichte. 

Die  Wirksamkeit  dieser  Gerichtshöfe  bezieht  sich: 

a)  Auf  Civilsachen.  Für  dieselben  haben  sie  einen  weiteren 
und  engeren  Sprengel.  In  dem  ersteren  sind  ihnen  nur  gewisse  Rechte- 
angelegenheiten von  höherer  Wichtigkeit  vorbehalten,  während  ihnen  in 
ihrem  engeren  Sprengel  die  gesammte  Gerichtsbarkeit  in  Civilsachen 
zukommt  Es  sind  jedoch  für  die  in  den  Jurisdiktionsnormen  bestimm- 
ten Gegenstände  aus  der  Mitte  dieser  Gerichtshöfe  städtisch  delegirte 
Bezirksgerichte  zu  bestellen. 

Diese  Gerichtshöfe  fungiren  unter  Beiziehung  sachkundiger  Bei- 
sitzer aus  dem  Handelsstande  zugleich  als  Handelssenate;  nur  in 
Wien,  Prag,  Triest  bestehen  besondere  kollegiale  Handelsgerichte. 
Endlich  üben  einzelne  besonders  bezeichnete  Gerichtshöfe  der  ersten 
Instanz  unter  Zuziehung  sachkundiger  Beisitzer  aus  dem  Bergfache  die 
Berggerichtsbarkeit  aus. 

c)  In  Strafsachen  üben  die  Gerichtshöfe  der  ersten  Instanz  ihre 
Gerichtsbarkeit  in  Betreff  von  Verbrechen  und  Vergehen  aus:  a)  als 
Untersuchungsgerichte,  ß)  als  Rathskammern  über  Vorerhebungen  und 
Voruntersuchungen,  y)  als  Erkenntnisgerichte.  Sie  sind  Berurungsge- 
richte  in  Uebertretungsfäilen  (§§  10-  13  St  P.  0.  23.  Mai  1873). 

Die  Wirksamkeit  der  Bezirksgerichte  dagegen  bezieht  sich:  a)  auf 
alle,  nicht  den  Gerichtshöfen  der  ersten  Instanz  zugewiesenen  Civil- 


*)  §  15  St.  P.  0.  23.  Mai  1873. 
*)  §  8  litt.  b.  Gen.  21.  Mai  1868. 


Digitized  by  Google 


174    Erstes  Buch.    Verfassungsrecht  des  Österreich.  Staatskörpers. 

rechtssachen  und  b)  auf  das  Strafverfahren  rücksichtlich  der  ihnen  zur 
Aburtheilung  zugewiesenen  Uebertretungen.1) 

Zur  Ausübung  der  Civilgerichtsbarkeit  in  erster  Instanz  über  die 
Mitglieder  des  kaiserlichen  Hauses  und  über  die  Personen,  welchen  die 
Exterritorialität  zusteht,  oder  durch  besondere  Anordnungen  eingeräumt 
wurde,  ist  das  Obersthofmarschallamt  berufen.2) 

Ueber  die  Gewerbegerichte  als  besondere  Kausalgerichte  für  Streitig- 
keiten zwischen  Unternehmern  und  Gehilfen  ist  im  Gewerberechte;  dann 
über  die  Militärgerichte,  deren  Wirksamkeit  dermal  auf  die  Strafge- 
richtsbarkeit beschränkt  ist,8)  in  der  Lehre  vom  Heerwesen;  über  die 
Konsulargerichtsbarkeit  in  der  Darstellung  der  äusseren  Verwaltung  zu 
handeln.  Inwieweit  Administrativbehörden  richterliche  Funktionen  ausüben, 
wird  sich  gleichfalls  aus  der  Darstellung  des  Verwaltungsrechts  ergeben.4) 

§  77. 

Die  Gefällsgerichte* 

Eine  besondere  Art  von  Strafgerichten  bilden  die  Gefällsgerichte. 
Die  Ausübung  des  Finanzstrafrechtes  ist  theils  den  Administrativbe- 
hörden übertragen,  theils  bestehen  dafür  besondere  Gefällsgerichte. 
Das  erstere  ist  der  Fall  rücksichtlich  des  Finanzstrafrechtes  im  Gebiete 
der  direkten  Besteuerung,  dann  in  den  minderen  Straffällen  in  Sachen  der 
indirekten  Besteuerung.5)  Die  besonderen  Gefällsstrafgerichte  dagegen  sind: 

a)  Die  Gefällsbezirksgerichte,  welche  bei  den  Finanzbe- 
zirksdirektionen aus  zwei  Finanzbeamten  und  zwei  richterlichen  Bei- 
sitzern unter  dem  Vorsitze  eines  rechtskundigen  Staatsbeamten  bestehen, 
und  deren  Kompetenz  sich  auf  alle  Gefällsstrafsachen  erstreckt,  die  nicht 
als  mindere  Straffälligkeiten  den  Administrativbehörden  überlassen  oder 
mit  Rücksicht  auf  die  besonderen  Nebenstrafen  (Verlust  von  Bechten 

»)  §  9  St.  P.  0.  23.  Mai  1873. 

*)  Art.  V.  Kais.  Pat.  20.  November  1852  R.  251.  Vgl.  über  das- 
selbe Domin-Petrushevez,  Oesterr.  Rechtsgesch.  S.  9. 

3)  Ges.  20.  Mai  1869  R.  78. 

4)  Dort  wird  auch  über  die  sog.  administrativ-contentiösen  Sachen  oder 
gemischten  Rechtssachen  zu  handeln  sein,  d.  h.  über  jene  Angelegenheiten,  in 
denen  ein  Privatrechtsanspruch  so  innig  mit  einem  Verhältniss  des  öffentlichen 
Rechts  verbunden  ist,  dass  dessen  Kognition  den  Justizbehörden  entzogen  ist. 

*)  Gegen  diese  Strafverfügungen  geht  der  Beschwerdezug  an  die  höheren 
administrativen  Instanzen  und  an  den  Verwaltungsgerichtshof.  Vgl.  Mayer- 
hofer  1.  S.  677  und  die  daselbst  angeführten  Entscheidungen  des  V.  G. 
H.  v.  7.  Dez.  1876,  Z.  398,  25.  Juni  1877  Z.  830  und  31.  Oktober  1877 
Z.  1383.  Mindere  Gcfällsstrafsachen  sind  (§  516  a.  Gef.  St.  G.  B.)  jene, 
in  denen  die  zu  verhängende  Geldstrafe  die  Summe  von  Einhundert 
Gulden  nicht  übersteigt. 
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and  Befugnissen,  Minderung  der  Rechtsfähigkeit,  Abschaffung,  Bekannt- 
machung des  Namens)  den  Gefällsobergerichten  vorbehalten  sind.1) 

b)  Die  Gefällsoberge richte  sind  zur  Entscheidung  aller,  dem  Er- 
kenntnisse der  Bezirksbehörden  und  Bezirksgerichte  nicht  zugewiesenen 
Straffalle  und  der  im  weiteren  Zuge  gegen  das  Verfahren  oder  Er- 
kenntniss  der  Bezirksgerichte  an  das  Obergericht  gelangenden  Ver- 
handlungen berufen.  Das  Präsidium  derselben  ist  mit  jenem  des 
Oberlandesgerichtes  vereinigt  Zu  Beisitzern  werden  von  dem  Vorstande 
der  leitenden  Finanzlandesbehörde  zwei  Beamte  aus  dem  Status  dieser 
Behörde  abgeordnet.  Die  Sitzung  des  Gefällsobergerichtes  bildet  einen 
Senat  des  Oberlandesgerichtes.2) 

c)  Die  höchste  Instanz  für  Gefällsübertretungen  ist  das  oberste 
Gefällsgericht  zu  Wien,  welches  über  die  im  weiteren  Zuge  gegen  die 
Entscheidungen  der  Obergerichte  an  dasselbe  gelangenden  Angelegen- 
heiten zu  erkennen  hat.  Das  Präsidium  desselben  führt  der  Präsident 
des  obersten  Gerichtshofes.  Es  wird  aus  Justizräthen  und  aus  Beisitzern 
der  obersten  Finanzbehörde  gebildet  (allerh.  Entschl.  v.  11.  Juli  1835, 
§§  519  und  797  des  Gef.  Str.  G.  und  Hofkmr.  Dekr.  v.  11.  und  v.  29. 
Januar  1836,  Z.  508). 

§  78. 

Die  Gerichtshöfe  des  öffentlichen  Rechtes. 

Zu  denselben  gehört: 

1.  Der  Verwaltungsgerichtshof,3)  welcher  in  allen  Fällen,  in 
denen  Jemand  durch  eine  gesetzwidrige  Entscheidung  oder  Verfügung 
einer  Verwaltungsbehörde  in  seinen  Rechten  verletzt  zu  sein  behauptet, 
als  Kassationshof  zu  entscheiden  hat,  sofern  nicht  die  Kompetenz 
des  Reichsgerichtes  begründet  oder  vermöge  positiver  Anordnung  oder 
nach  der  Natur  der  Sache  der  Rechtsschutz  durch  die  Administrativ- 
justiz überhaupt  ausgeschlossen  ist4) 

Der  Verwaltungsgerichtshof  besteht  aus  einem  Präsidenten  und  der 
erforderlichen  Anzahl  von  Senatspräsidenten  und  Rathen.  Der  Dienst 
bei  dem  Verwaltungsgerichtshofe  ist  ein  besoldetes  Staatsamt,  welches 
mit  der  Bekleidung  eines  andern  öffentlichen  Amtes  unvereinbar  ist 

*)  §§  517,  794—796  Gef.  St.  G.  B. 

2)  §§  518  und  797  G.  St.  G.  Hofkd.  29.  Januar  1836  Z.  508. 

3)  Vgl.  Art.  15  al.  2  St.  G.  über  die  richterliche  Gewalt;  Ges.  22. 
Oktober  1875  R.  36  (1876).  Mayerhofer  I.  S.  660. 

*)  Vgl.  §  3  a— i  Ges.  22.  Okt.  1875.  Das  Nähere  gehört  in  die 
Lehre  von  der  Administrativjustiz. 
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Der  Präsident,  die  Senatspräsidenten  und  Käthe  des  Verwaltungs- 
gerichtßhofes  stehen  in  Sang  und  Bezügen  gleich  dem  Präsidenten,  den 
Senatspräsidenten  und  den  Käthen  des  obersten  Gerichtshofes.  Die 
Mitglieder  des  Verwaltungsgerichtshofes  werden  auf  Vorschlag  des 
Ministerraths  vom  Kaiser  ernannt  Wenigstens  die  Hälfte  dieser  Mitr 
glieder  muss  die  Qualifikation  zum  Richteramte  haben.1)  Der  Verwal- 
tungsgerichtshof verhandelt  und  entscheidet  regelmässig  in  Senaten  von 
vier  Käthen  und  einem  Vorsitzenden.  Für  Steuer-  und  Gebührensachen 
bestehen  ständige  Senate  des  Verwaltungsgerichtshofes.  Entscheidungen 
über  die  Giltigkeit  einer  Verordnung  können  nur  in  Senaten  von  sechs 
Käthen  und  einem  Vorsitzenden  getroffen  werden.  Vorbereitende  Ver- 
fügungen und  Incidenzentscheidungen  können  auch  in  Senaten  von 
zwei  Käthen  und  einem  Vorsitzenden  beschlossen  werden.  Von  den 
den  einzelnen  Senaten  beigezogenen  Käthen  muss  wenigstens  die  Hälfte 
aus  Mitgliedern,  welche  die  Qualifikation  zum  Richteramte  haben,  ent- 
nommen werden.1)  Der  Verwaltungsgerichtshof  entwirft  seine  Geschäfts- 
ordnung selbst  und  legt  dieselbe  durch  den  Ministerrath  dem  Kaiser 
zur  Genehmigung  vor.3) 

2.  Das  Reichsgericht4)  hat  als  Gerichtshof  zur  Entscheidung 
von  Streitsachen  des  öffentlichen  Rechtes  eine  dreifache  Funktion: 

a)  Dasselbe  ist  ein  Kompetenzgerichtshof  zur  Entscheidung 
von  Kompetenzconttikteu :  «)  zwischen  Gerichts-  und  Verwaltungsbe- 
hörden, mögen  diese  Konflikte  positive  oder  negative  sein;5)  ß)  zwischen 
dem  Verwaltungsgerichtshof  und  den  ordentlichen  Gerichten;8)  /)  zwischen 
einer  Landesvertretung  und  den  obersten  Regierungsbehörden,  wenn 
jede  derselben  das  Verfügungs-  oder  Entscheidungsrecht  in  einer  admi- 
nistrativen Angelegenheit  beansprucht;  <*)  zwischen  den  autonomen 
Landesorganen  verschiedener  Länder  in  den  ihrer  Besorgung  und  Ver- 
waltung zugewiesenen  Angelegenheiten.7) 

b)  Dasselbe  ist  ein  Kausalgerichtshof  für  Ansprüche,  die  auf 
Grund  eines  öffentlichen  Rechtsverhältnisses,  sei  es  gegen  die  Gesammt- 
heit  der  Reichsrathsländer,  sei  es  gegen  ein  einzelnes  Land  gestellt 
werden,  wenn  deren  Austragung  im  ordentlichen  Rechtewege  unstatt- 
haft ist    Es  ist  gleichgiltig,  ob  die  den  Anspruch  stellende  Person 

»)  §  10  Ges.  22.  Okt.  1875. 

2)  §  13  Ges.  22.  Okt.  1875. 

3)  §  46  Ges.  22.  Okt  1875;  die  Vdg.  des  Gesammtministeriums  vom 
5.  August  1876  R.  94  enthält  die  Publikation  dieser  G.  0. 

«)  St.  G.  über  die  Einsetzung  eines  R.  G.  21.  Dez.  1867  R.  143. 

b)  Art.  2  litt.  a.  des  erwähnten  St.  G. 

•)  Ges.  22.  Okt.  1875  R.  37  (1876)  §  1. 

')  Art.  2  litt.  b.  und  c.  des  cit  St.  G. 
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eine  physische  Person,  eine  Gemeinde,  eine  Bürgerschaft,  ein  Land  odei 
bei  den  gegen  ein  Land  gerichteten  Ansprüchen  der  Staat  selbst  ist1) 

c)  Endlich  ist  dasselbe  bestimmt,  den  Rechtsschutz  zu  gewähren 
bei  Beschwerden  der  Staatsbürger  wegen  Verletzung  der  durch 
die  Verfassung  gewährleisteten  Öffentlichen  Rechte.2) 

Das  Reichsgericht  hat  seinen  Sitz  in  Wien  und  besteht  aus  dem 
Präsidenten  und  seinem  Stellvertreter,  welche  vom  Kaiser  auf  Lebens- 
dauer ernannt  werden;  dann  aus  zwölf  Mitgliedern  und  vier  Ersatz- 
männern, welche  der  Kaiser  über  Vorschlag  des  Reichsrathes,  und  zwar 
sechs  Mitglieder  und  zwei  Ersatzmänner  aus  den  durch  das  Abgeord- 
netenhaus, dann  sechs  Mitglieder  und  zwei  Ersatzmänner  aus  den  von 
dem  Herrenhause  vorgeschlagenen  Personen  ebenfalls  auf  Lebensdauer 
ernennt  Der  Vorschlag  wird  in  der  Art  erstattet,  dass  für  jede  der  zu 
besetzenden  Stellen  drei  sachkundige  Männer  bezeichnet  werden.3) 

Auf  Grund  des  Staatsgrundgesetzes  vom  21.  Dezember  1867  R.  143 
ist  durch  das  Gesetz  vom  18.  April  1869  R.  44  die  Organisation  des 
Reichsgerichtes,  das  Verfahren  vor  demselben  und  der  Vollzug  seiner 
Erkenntnisse  bestimmt  worden.  Die  vom  Reichsgerichte  auf  Grund  des 
§  10  dieses  Gesetzes  vom  18.  April  1869  entworfene  Geschäftsordnung 
ist  mit  kaiserlicher  Entschliessung  vom  20.  Oktober  1869  genehmigt 
und  mit  Verordnung  des  Gesammtministeriums  vom  26.  Oktober  1869 
R  163  kundgemacht  worden.4) 

3.  Der  Staatsgerichtshof  ist  zur  Verhandlung  und  Entscheidung 
über  die  Anklage  gegen  Minister  bestimmt.  Derselbe  ist  nicht  aus  Be- 
rufsbeamten gebildet,  sondern  wird  in  der  Art  zusammengesetzt»  dass 

»)  Art.  m  litt  a.  Ges.  21.  Dez.  1867  R.  143. 

2)  Art.  III  litt.  b.  des  cit.  St.-G. 

3)  Art.  V  des  cit  St-G. 

4)  Vgl.  dieselbe  im  VI.  Bande  der  Manz'schen  Gesetzsammlung. 
Ueber  das  Reichsgericht  überhaupt  ist  zu  vergleichen:  Kissling,  Reichs- 
gericht und  Verwaltungsgerichtshof  1875.  Meng  er  Oest.  Civilprocess  S.  14 
und  48.  Derselbe  macht  auf  §  106  der  Reichsverfassung  vom  4.  März 
1849  aufmerksam,  welcher  die  Kompetenz  des  einzusetzenden  Reichsgerichtes 
in  theilweise  analoger  Weise  bestimmte.  Dasselbe  sollte  wirksam  sein: 
1.  als  Schiedsgericht  bei  Streitfragen  zwischen  dem  Reiche  und  einzelnen 
Kronländern  oder  zwischen  einzelnen  Kronländern  unter  sich;  2.  als  oberste 
Instanz  bei  Verletzungen  politischer  Rechte;  3.  als  Strafgericht  bei  An- 
klagen gegen  Minister  und  Statthalter,  —  und  bei  Verschwörungen  und 
Attentaten  gegen  den  Monarchen  und  Kegenten,  sowie  in  Fällen  von  Hoch- 
und  Landes verrath.  Vgl.  die  analoge  Stellung  des  Bundesgerichtes  der 
schweizerischen  Eidgenossenschaft  nach  Art.  106 — 114  der  Bundesverfassung 
vom  29.  Mai  1874.  Die  legislativen  Materialien  über  das  Staatsgrund- 
gesetz, betreffend  das  Reichsgericht,  finden  sich  in  dem  §  15  Anm.  1  d.  W. 
citirten  Buche  „Die  neue  Gesetzgebung  Oesterreichs44  S.  395—420. 

U 1  b  r  i  o  b ,  Oesterreich.  Staatsrecht.  12 
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die  beiden  Häuser  des  Reichsrathes  aus  den  im  ßeichsrathe  vertretenen 
Königreichen  und  Ländern  je  zwölf  unabhängige  und  gesetzkundige  Staats- 
bürger, welche  jedoch  keinem  der  beiden  Häuser  des  Reichsrathes  ange- 
hören dürfen,  für  die  Dauer  von  sechs  Jahren  als  Mitglieder  des 
Staatsgerichtshofes  wählen.  Die  gewählten  Mitglieder  haben  den  Vor- 
sitzenden aus  ihrer  Mitte  zu  wählen.1) 

II.  Die  Staatsdiener. 
A.  Allgemeines. 
§  79. 

Begriff  des  Staatsdienstes.2) 

Regelmässig  erfolgt  die  Vertretung  der  Staatsämter  durch  besondere 
Berufsorgane,  die  Staats  dienen  Im  weiteren  Sinne  bedeutet  Staats- 
dienst jeden  dem  Staate  zur  Verwirklichung  seiner  Aufgaben  geleisteten 
Dienst  In  diesem  weiteren  Sinne  ist  auch  die  Dienstleistung  eines 
gemeinen  Soldaten,  eines  Geschworenen  Staatsdienst3) 

Staatsdienst  im  engeren  (technischen)  Sinne  ist  ein  vom 
Staatsoberhaupte  übertragener,  berufsmässiger  Dienst  für  die  Zwecke  des 
Staates.*) 

*)  §  16  Ges.  25.  Juli  1867  R.  101  über  die  Ministerverantwort- 
lichkeit. 

*)  Vgl.  N.  Th.  Gönner,  Der  Staatsdienst  auB  dem  Gesichtspunkte 
des  Rechtes  und  der  Nationalökonomie  betrachtet.  Landshut  1808.  Pözl, 
Art.  „Staatsdiener"  Staatswörterbuch  von  Bluntschli  IX.  Bd.  S.  686  ff. 
Aus  der  österreichischen  (kompilatorischen)  Literatur  sind  zu  erwähnen: 
J.  G.  Megerle  v.  Mühlfeld,  Handbuch  für  alle  k.  k.  standischen  und 
städtischen  Beamten,  deren  Wittwen  und  Waisen  u.  s.  w.  Wien,  1809. 
5  Bde.  8.  Nebst  zwei  Fortsetzungsbänden,  die  Darstellung  der  diesf&lligen 
Gesetze  bis  zum  Jahre  1828  enthaltend.  Dr.  J.  Wini warter,  Systema- 
tische Darstellung  der  in  den  altösterreichischen  deutschen  Provinzen  be- 
stehenden, die  öffentlichen  Beamten  als  solche  betreffenden  Gesetze  und 
Verordnungen.  Wien  1829.  8°.  Fr.  J.  Schopf,  Der  kaiserlich  öster- 
reichische Civil-Staats-Dieiist,  und  die  damit  verbundenen  Pflichten,  auch 
Rechte  und  Vorzüge  der  k  k.  Staatsbeamten.  Pesth,  1855.  8°.  F.  J. 
Johanns,  Handbuch  der  Gesetze,  Verordnungen  nnd  Vorschriften  für  k.  k. 
österreichische  Staatsbeamte.  Wien,  1857.  8°.  Vgl.  auch  Stubenrauch, 
Verwaltungsgesetzkunde  3.  Aufl.  I.  S.  85  ff.  und  Mayerhofer  I.  S.  59 
bis  217.  Eine  werthvolle  Zusammenstellung  von  Kocbtsgruudsätzen  über 
das  Beamten verhaltniss,  auf  Grund  der  Judikate  des  Reichsgerichtes,  enthält 
Ilye  in  seiner  Sammlung  dieser  Erkenntnisse,  5.  Abtheilung  S.  Xm  ff., 
Nr.  25—70. 

3)  H.  Schulze  Preuss.  St.  R.  I.  312  (§  98). 

4)  Ueber   die    dogmengeschichtliche  Entwickelung  dieser  Begriffsbe- 
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Es  liegen  somit  im  Begriffe  des  Staatsdienstes  folgende  Momente: 

1.  Die  Dienstleistang  erfolgt  über  besondern,  anmittelbar  oder 
mittelbar  ertheilten  Auftrag  des  Staatsoberhauptes.  Der 
Staatsdiener  übt  seine  Thätigkeit  rar  Öffentliche  Zwecke  niemals  als 
eigenes  Recht  aas,  sondern  leitet  sie  von  einem  andern  Organe  ab. 
Daher  gehören  nicht  zu  den  Staatsdienern:  a)  jene  Personen,  die  durch 
ihre  Dienstleistang  für  den  Staat  nur  eine  allgemeine  Bürgerpflicht  er- 
füllen; b)  diejenigen,  welche  ihre  Wirksamkeit  für  öffentliche  Zwecke 
kraft  eigenen  politischen  Rechtes  oder  als  Repräsentanten  des  Volkes 
oder  besonderer  Verwaltungs verbände  ausüben.  Daher  sind  die  Mit* 
glieder  des  Reichsrathes  und  der  Landesvertretungen,  die  Mitglieder 
der  Kommission  zur  Kontrolle  der  Staatsschuld  (§  8  Ges.  10.  Juni 
1868  R.  55),  die  von  beiden  Häusern  des  Reichsrathes  gewählten  Mit- 
glieder des  Staatsgerichtshofes  (§  16  Oes.  25.  Juli  1877  N.  101)  und 
die  vom  Landesausschuss  entsendeten  Mitglieder  des  Landesschulrathes 
keine  Staatsdiener,  obwohl  alle  diese  Personen  öffentliche  Funktio- 
nen ausüben. 

2.  Der  Staatsdiener  besorgt  Geschäfte  des  Staates.  Personen, 
welche  nur  Geschäfte  von  Privatpersonen,  Gesellschaften,  Vereinen, 
Korporationen,  Selbstverwaltungskörpern  oder  sonstigen  juristischen 
Personen  besorgen,  sind  keine  Staatsdiener,  selbst  wenn  der  Staat 
durch  Ernennung,  Prüfung  oder  Bestätigung  auf  ihre  Bestellung  Ein- 
fluss  nimmt  Daher  sind  Privatdiener  des  Monarchen,  Beamte  Öffent- 
licher Eisenbahnen,  die  Fonds-,  Kommunal-  und  Landesbeamten,  die 


Stimmung  vgl.  Zachariae.  Deutsches  Staats*  und  Bundesrecht  II.  §  135. 
Ursprünglich  sind  die  Beamten  Diener  des  Landesherrn-,  in  der  Beurtheilung 
des  Rechtsveshältnisses  überwiegt  die  privatrechtliche  Auffassung.  Man  sah 
in  dem  Dienstverhältnisse  bald  ein  jederzeit  widerrufliches  Precarium,  bald 
eine  aufkündbare  locatio  conductio  operarum,  bald  einen  Mandatskontrakt, 
bald  endlich  einen  Innominatkontrakt  nach  der  Formel:  do  ut  facias. 
Später  nahm  man  einen  besonderen  Dienstvertrag  an,  welcher  aus  einem 
Hauptvertrage,  der  die  Uebertragung  des  Amtes,  und  einem  Nebenvertrage, 
der  die  Besoldung  zum  Gegenstande  hatte,  bestehen  sollte  (vgl.  über  diese 
letztere  Ansicht  J.  J.  M.  Seuffert  von  dem  Verhältnisse  des  Staats  und 
der  Diener  des  Staats  gegen  einander  im  rechtlichen  und  politischen  Ver- 
stände. Würzburg  1793).  Gönner  bekämpfte  diese  privatrechtliche  Auf- 
fassung mit  Erfolg;  es  gebührt  jedoch  mehr  der  Gesetzgebung  als  der  Lite- 
ratur das  Verdienst,  die  richtigen  Gesichtspunkte  aufgestellt  zu  haben 
(v.  Gerber,  §  35  Anm.  7).  In  Preussen  enthält  das  allgemeine  Landrecht 
(II.  10)  eine  Kodifikation  des  Staatsdienstrechts.  In  Bayern  gilt  das  Edikt 
vom  26.  Mai  1818  (Beil.  IX  zu  Tit.  V.  §  6  der  Verfassungsurkunde),  in 
Württemberg  die  Dienstpragmatik  vom  28.  Juni  1821,  in  Baden  das  Staats- 
dienergesetz vom  22.  Juni  1819,  in  Sachsen  das  vom  7.  März  1835. 

12* 
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Inhaber  von  Kirchenämtern,  die  dem  Publikum  unter  Autorisation  des 
Staates  honorirte  Dienste  leistenden  Personen,  als  Advokaten,  Notare, 
Aerzte,  keine  Staatsdiener. 

An  und  für  sich  ist  dagegen  die  Natur  der  dem  Staatsdiener  über- 
tragenen Geschäfte  gleichgiltig.  Es  können  denselben:  obrigkeitliche 
Geschäfte  (ein  imperium);  Hilfsgeschäfte;  technische  Arbeiten  (Bau-, 
Sanitäts-,  Lehrpersonale)  oder  niedere  faktische  Dienste  übertragen  sein. 
Die  Begriffe  „Amt"  als  obrigkeitliche  Funktion  im  Staatsorganismus 
und  „Staatsdienst"  decken  sich  nicht.  Es  giebt  obrigkeitliche 
Funktionen,  die  nicht  durch  berufsmässige  Staatsdiener  besorgt  werden, 
und  andererseits  zahlreiche  Geschäfte  der  Staatsdiener,  die  nicht  obrig- 
keitlicher Natur  sind. 

3.  Die  Staatsdiener  stehen  in  einem  berufsmässigen  Dienstver- 
hältnisse zum  Staate.  Der  Staatsdiener  überlässt  dem  Staate  seine 
Arbeitskraft  zur  Besorgung  jener  Geschäfte,  die  ihm  nach  der  Natur 
seines  Amtes  zukommen.  Der  Staatsdiener  begiebt  sich  durch  den  Ein- 
tritt in  den  Staatsdienst  in  ein  besonderes  Subjektionsverhältniss  zum 
Staate.  Der  Staat  verfugt  nicht  über  einzelne  Leistungen  des  Staats- 
dieners, sondern  verlangt  die  Hingabe  der  ganzen  Persönlichkeit  für  die 
Zwecke  des  Amtes. 

Es  gehören  daher  eine  Beihe  von  Personen,  bei  denen  dieses  dritte 
Begriflfsmoment  nicht  zutrifft,  trotz  ihrer  Wirksamkeit  für  Staatszwecke, 
nicht  zu  den  Staatsdienern,  und  zwar: 

a)  Alle  jene  Personen,  welche  bloss  in  einem  kontraktlichen 
Dienstverhältniss  stehen.  Es  gehören  daher  z.  B.  die  Postmeister  der 
nicht  aerarischen  Poststationen  nicht  zu  der  Staatsdienern  und  ebensowenig 
die  gegen  blossen  Tagelohn  für  rein  mechanische  Dienstleistungen  auf- 
genommenen Personen,  z.  B.  die  Lithographen, .  Mundanten,  Diener. 

b)  Jene  Personen,  welche  eine  öffentliche  Funktion  nicht  berufs- 
mässig, sondern  als  Ehrenamt  ausüben,  z.  B.  die  sachverständigen  Bei- 
sitzer der  Handels-  und  Berggerichte,  die  Mitglieder  des  Reichsge- 
richtes. 

c)  Endlich  unterscheiden  sich  die  Staatsdiener  durch  den  dauern- 
den Charakter  ihres  Amtes  von  blossen  Bestellten  oder  Kommissären, 
denen  nur  ein  vorübergehendes  Geschäft  oder  eine  einzelne  Aufgabe 
übertragen  wird  (Art.  II  Ges.  21.  Dez.  1867  N.  145). 

Die  Volksschullehrer  bekleiden  zwar  ein  öffentliches  Amt  (§  48 
Ges.  14.  Mai  1869),  sie  sind  aber  keine  Staatsdiener,  weil  sie  für  die 
Zwecke  einer  Gemeindeanstalt,  als  welche  die  Volksschule  erklärt  ist 
(Art.  V  Ges.  5.  März  1862)  thätig  sind  und  nicht  in  einem  direkten 
Dienstverhältnisse  zum  Staate,  sondern  zum  Schulbezirke  als  besonderem 


Digitized  by 


§  80.    Arten  des  Staatsdienstes. 

Verwaltungsverbande  stehen,  der  das  Ernennnngsrecht  ausübt  und  die 
Bezüge  bestreitet. 

Keine  wesentlichen  Begriffsmomente  des  Staatsdienstes  sind: 

a)  dass  der  Dienstposten  dem  Beamten  definitiv  und  lebenslänglich 
verliehen  sei,  da  es  auch  provisorische  Beamte  giebt,  und 

b)  dass  der  Staatsdiener  für  seine  Dienstleistung  einen  Gehalt  be- 
ziehe, da  es  auch  unbesoldete  Staatsdiener,  z.  B.  die  unbesoldeten  ausser- 
ordentlichen Professoren  der  Hochschulen,  die  nichtadjutirten  Auskul- 
tanten, giebt 

Die  Feststellung  des  Begriffes  des  Staatsdienstes  erscheint  not- 
wendig, um  den  Kreis  derjenigen  Personen  zu  bezeichnen,  auf  die  das 
öffentliche  Recht  des  Staatsdienstes  in  vollem  Umfange  Anwendung 
findet. 

Es  finden  jedoch  zur  Kennzeichnung  des  Rechts-  und  Pflichten- 
kreises einzelne  Normen  des  Staatsdienerrechtes  auch  auf  solche  Per- 
sonen statt,  die  keine  Staatsdiener  sind.  So  erfährt  z.  B.  bei  Begriffs- 
bestimmung des  Verbrechens  des  Missbrauchs  der  Amtsgewalt  (§§  101 
und  102  St.  G.)  der  Begriff  der  Beamten  eine  Erweiterung,  um  die 
Rechtsfolgen  von  Pflichtverletzungen  auch  auf  jene  Personen  auszu- 
dehnen, denen  wegen  ihrer  öffentlichen  Funktionen  oder  autorisirten 
Stellung  besondere  Pflichten  obliegen.  Anderseits  werden  z.  B.  rück- 
sichtlich des  besonderen  strafrechtlichen  Schutzes  im  §  68  St  G.  auch 
die  Gemeindebeamten,  das  beeidete  Forstaufsichtspersonal,  die  Aufsichts- 
und Betriebsbeamten  der  öffentlichen  Eisenbahnen  den  Staatsdienern 
gleichgestellt.  Ebenso  wird  im  §  153  St.  G.  den  öffentlichen  Funktio- 
nären überhaupt,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  Staatsdiener  im  tech- 
nischen Sinne  sind,  ein  erhöhter  strafrechtlicher  Schutz  zugesichert 

• 

§  80. 

Arten  des  Staatsdienstes. 

Die  Verschiedenheit  und  der  Grad  der  Wichtigkeit  der  den  Staats- 
dienern übertragenen  Geschäfte  begründet  besondere  Modifikationen  ihrer 
Rechtsstellung.  Daraus  ergiebt  sich  die  Notwendigkeit  der  Unter- 
scheidung: 

1.  des  Civilstaatsdienstes  vom  Militfirstaatsdienste.  Die 
Officiere  des  gemeinsamen  Heeres,  der  Kriegsmarine,  Landwehr  sind  zwar 
auch  Staatsdiener,  sie  nehmen  aber  als  Glieder  der  bewaffneten  Macht 
eine  besondere  Stellung  ein.  Dazu  kommt,  dass  die  Officiere  und  die  Be- 
amten des  gemeinsamen  Heeres  und  der  Marine  Diener  des  österreichisch- 
ungarischen Gesammtstaates  sind,  daher  ihre  Gehaltsansprüche  und  die 
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ihnen  zugesicherten  Rechte  auf  Versorgung  im  Falle  der  Invalidität 
(Ges.  27.  Dez.  1875  R  158)  gegen  den  Gesammtstaat  gerichtet  sind. 
2.  Im  Civilstaatsdienste  unterscheidet  man: 

a)  Die  mit  obrigkeitlicher  Macht  ausgerösteten  Beamten.  Man 
unterscheidet  dieselben  in  Verwaltnngs-  und  in  richterliche  Be- 
amte. Unter  jenen  nehmen  die  Minister  eine  besondere  Stellung  ein. 
Dem  Kaiser  steht  völlige  Freiheit  in  der  Wahl  derselben  zu,  ohne  an 
die  für  den  Eintritt  in  den  Staatsdienst  vorgeschriebenen  besonderen 
Voraussetzungen  gebunden  zu  sein.  Andererseits  bedingt  die  Noth- 
wendigkeit  fortdauernder  principieller  Uebereinstimmung  mit  den  An- 
sichten der  Krone  und  der  Volksvertretung  eine  freiere  Stellung  in 
Betreff  des  Rucktrittes  vom  Amte,  der  jederzeit  verfügt  oder  begehrt 
werden  kann,  und  auch  ohne  die  sonstigen  Voraussetzungen  der  Pen- 
sionirung  dem  Minister  ein  Ruhegehalt  von  4000  fl.  sichert  (Ges.  22. 
Juli  1868  R.  111).  Hinsichtlich  der  richterlichen  Beamten  gelten 
besondere  Bestimmungen  in  Ansehung  des  Disciplinarverfahrens  und  be- 
zuglich des  Klagerechtes  wegen  der  in  Ausübung  ihres  Dienstes  verur- 
sachten Rechtsverletzungen.  Unter  diesen  Begriff  fasst  man  die  bei 
Gerichtshofen  (mit  Einschluss  des  Verwaltungsgerichtshofes)  und  bei 
Bezirksgerichten  zur  Ausübung  richterlicher  Funktionen  bestellten  Be- 
amten (§21  Ges.  21.  Mai  1868).  Sie  sind  entweder  richterliche  Hilfs- 
beamten oder  selbständige  Richter  (im  Sinne  des  Staatsgrundgesetzes 
über  die  richterliche  Gewalt).  Den  Richtern  kommt  eine  mit  beson- 
deren Garantien  umgebene  Beamtenstellung  zu. 

b)  Neben  den  obrigkeitlichen  Beamten  bestehen:  «)  die  tech- 
nischen Beamten,  deren  Dienstleistung  besondere  technische  Kennt- 
nisse voraussetzt;  ß)  die  Kanzlei-  und  Manipulationsbeamten, 
welche  die  Schreib-  und  Registraturgeschäfte  bei  den  Behörden  besorgen, 
oder  im  Betriebe  von  Staatsgewerben  beschäftigt  sind,  und  y)  die  in 
die  Kategorie  der  Dienerschaft  gehörigen  Personen,  welche  nur  zur 
Ausfuhrung  dienstlicher  Behelfe  und  faktischer  Dienste  bestimmt  sind. 

c)  Endlich  ist  das  staatliche  Lehrerpersonal  zu  erwähnen,  für 
das  rücksichtlich  des  Gehaltes  und  der  Pensionsansprüche  besondere 
Normen  gelten  (vgl.  Ges.  9.  April  1870  und  15.  April  1873). 

B.  Die  Begründung  des  Staatsdienstverhältnisses. 

§  81. 

Voraussetzungen  des  Eintritts. 

I.  Die  Voraussetzungen  sind  theils  allgemeine,  theils  besondere 
für  die  einzelnen  Zweige  des  Staatsdienstes. 
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Allgemeine  Voraussetzungen  sind: 

a)  Die  Österreichische  Staatsbürgerschaft  (vgl.  Art..  TU. 
StG.  21.  Dezember  1867  N.  142).  Die  Berufung  von  Ausländern  in 
den  österreichischen  Staatsdienst  kann  nur  unter  gleichzeitiger  Ver- 
leihung der  österreichischen  Staatsbürgerschaft  erfolgen. *) 

b)  Unbescholtenheit.  Zur  Besorgung  öffentlicher  Geschäfte 
sollen  nur  durchaus  unbescholtene  Individuen  verwendet  werden.  Wenn 
daher  Jemand  in  einer  strafgerichtlichen  Untersuchung  gestanden  hat 
und  in  derselben  nicht  für  schuldlos  erklärt  wurde,  so  ist  er  ohne  Ge- 
nehmigung des  Landesfürsten  zu  keinem  Staatsdienste  zuzulassen. 
Ebenso  kann  die  Wiederanstellung  eines  Beamten,  der  wegen  Verbrechen, 
Vergehen  oder  Vernachlässigung  seines  Dienstes  entsetzt  wurde,  nur 
mit  Bewilligung  des  Kaisers  erfolgen.  Jeder,  der  gegen  diese  Vor- 
schrift einen  Dienstposten  erlangen  sollte,  ist  nach  der  Entdeckung  dieses 
Umstandes  ohne  Weiteres  und  unnachsichüich  zu  entlassen.  Die  Be- 
hörden sind  angewiesen,  in  Beziehung  auf  jeden  Anzustellenden  die  um- 
ständlichsten Nachweisungen  über  dessen  früheren  ganzen  Lebenslauf  in 
der  Art  sich  vorlegen  zu  lassen,  dass  darin  kiine  Zeitperiode  über- 
sprungen und  die  volle  Ueberzeugung  von  dem  ganzen  früheren  Be- 
tragen des  Aufzunehmenden  geliefert  werde.2) 

c)  Niemand  soll  in  den  öffentlichen  Dienst  aufgenommen  werden, 
der  schon  über  vierzig  Jahre  alt  ist,  und  nicht  unmittelbar  aus  dem 
Militärdienste,  dem  Militärpensionsstande  oder  der  Invalidenversorgung 
übertritt3)  Eine  Nachsicht  des  überschrittenen  Normalalters  kann  nur 
der  Kaiser  gewähren  (Hofd.  30.  Jänner  1834). 

II.  Die  besonderen  Erfordernisse  bestehen  in  dem  Nachweise  der 
erforderlichen  Befähigung,  insbesondere  für  die  eine  höhere  wissenschaft- 
liche Bildung  voraussetzenden  Zweige  des  Staatsdienstes. 

*)  Vgl.  indess  die  Entschdg.  d.  M.  J.  v.  14.  März  1871  Z.  1001  und 
8.  August  1872  Z.  11355,  welche  die  Bestimmung  des  §  29  a,  b.  G.  B., 
wonach  der  Eintritt  in  den  öffentlichen  Dienst,  d.  i.  Staatsdienst,  ipso  jure 
die  Staatsbürgerschaft  begründet,  durch  Art.  HI.  des  St.  G.  nicht  als  auf- 
gehoben ansehen.  Allein  dieser  Art.  III.  al.  2  bestimmt:  Für  Ausländer 
wird  der  Eintritt  in  die  öffentlichen  Aemter  von  der  Erwer- 
bung der  Staatsbürgerschaft  abhängig  gemacht."  Es  ist  somit 
die  Erwerbung  der  Staatsbürgerschaft  die  Voraussetzung  des  Eintrittes; 
es  sollte  daher  der  Ausländer,  der  sich  um  die  Aufnahme  in  den  öffent- 
lichen Dienst  bewirbt,  entweder  vorher  die  Staatsbürgerschaft  selbständig 
erwerben  oder  es  sollte  durch  eine  mit  der  Ernennung  zugleich  ergehende 
Verfügung  ihm  dieselbe  ausdrücklich  verliehen  werden. 

*)  Hofdk.  21.  Juni  1826,  pol.  G.  S.  54.  Bd.,  S.  62;  §§  2  und  3 
Pat.  3.  Mai  1853  R.  81  und  §§  3  und  4  M.  Vdg.  17.  März  1855  R.  52. 

3)  Hfkzld.  16.  Sept.  1822,  pol.  G.  S.  50.  Bd.,  S.  608. 
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Es  werden  erfordert: 

a)  Für  obrigkeitliche  Aemter:  «)  die  Vollendung  eines  vier- 
jährigen akademischen  Studiums  der  Rechts-  und  Staatswissenschaften, 
regelmässig  an  einer  inländischen  Universität  und  unter  Einhaltung  des 
gesetzlichen  Studienplanes;1)'  ß)  die  Ablegung  der  theoretischen  Staats- 
prüfungen oder  die  Erlangung  der  juridischen  Doktorswürde  durch  wirk- 
liche Ablegung  der  strengen  Prüfungen;2)  y)  die  Ablegung  der  für  die 
einzelnen  Dienstzweige  vorgeschriebenen  besonderen  Dienstprüfungen, 
die  erst  nach  geschöpfter  Praxis  von  bestimmter  Dauer  abgelegt  werden 
können.3) 

b)  Für  die  technischen  Zweige  des  Staatsdienstes  wird  gefordert 
gleichfalls  die  Ablegung  gewisser,  die  Sachkenntniss  nachweisender 
praktischer  Prüfungen,  z.  B.:  «)  bei  den  Aerzten  und  Thierärzten  zur 
Erlangung  einer  bleibenden  Anstellung  im  öffentlichen  Sanitätsdienst  bei 
den  politischen  Behörden  (Vdg.  18.  September  1875  R.  126);  ß)  zur 
Aufnahme  in  den  technischen  Dienst  der  Staatsforstverwaltung  (Vdg. 
13.  Februar  1875  R.  9);  y)  für  den  Staatsbaudienst  (Vdg.  30.  März  1879 
R.  81);  9)  für  den  Rechnungs-  und  Kassadienst  die  Ablegung  der 
Prüfung  aus  der  Staatsrechnungswissenschaft  (Vdg-  17.  November  1852 
R.  1.  1853). 

c)  Für  das  Lehramt  an  Gymnasien  und  Mittelschulen  die  Ablegung 
der  durch  die  Verordnungen  vom  24.  Juli  1856  R.  143  und  24.  April 
1853  R.  76  vorgeschriebenen  Prüfungen. 

Die  administrativen  Prüfungsvorschriften  sind  indess  blosse  Regu- 
lative, welche  nur  die  regelmässigen  Erfordernisse  für  den  Eintritt  in 
den  Verwaltungsdienst  bestimmen,  ohne  jedoch  dem  Staatsoberhaupte 
zu  verwehren,  auch  über  den  Kreis  der  regelmässig  Geprüften  hinaus- 
zugreifen, um  Männer  von  ausgezeichneter  fachwissenschaftlicher  und 
praktischer  Berufsbildung  dem  Verwaltungsdienste  zu  gewinnen. 

III.  Zur  Civilvereorgung  ausgedienter  Unteroffiziere,  welche  zwölf 
Jahre,  darunter  wenigstens  acht  Jahre  als  Unteroffiziere  im  stehenden 
Heere,  der  Kriegsmarine  oder  in  der  Landwehr  aktiv  gedient  haben, 
bestimmt  in  Ausführung  des  §  38  des  Wehrgesetzes  vom  5.  Dezember 
1868  das  Gesetz  vom  19.  April  1872  N.  60,  dass  alle  Dienerschafts- 
und Aufsichtsposten  bei  den  Behörden  und  Anstalten  des  Staates  diesen 
Personen  ausschliesslich  vorbehalten,  so  dass  diese  Dienstposten  nur  an 

')  Vdg.  2.  Okt.  1855  R.  172. 

2)  Vdg.  16.  April  1856  R.  54. 

3)  Richteramtsprüfung,  dann  die  Prüfung  über  die  politische 
Geschäftsführung  (Vdg.  10.  Okt.  1854  R.  262);  Prüfung  für  den 
Finanzdienst:  Hofkdk.  21.  August  1839  pol.  G.  S.  Bd.  67  S.  519 
(Stubenrauch  I.  S.  109). 
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anspruchsberechtigte  Unteroffiziere  verliehen  werden  dürfen,  ausgenommen, 
dass  sich  ein  anspruchsberechtigter  and  für  den  Dienstposten  geeig- 
neter Bewerber  nicht  gefunden  hat 

Ebenso  wird  den  Unteroffizieren  bei  Besetzung  der  Beamten- 
stellen im  Kanzlei-  und  Manipulationsfache  bei  diesen  Behörden  und 
Anstalten,  dann  bei  Besetzung  der  Stellen  in  der  Civilsicherheits-  und 
der  Finanzwache  vor  den  übrigen  Mitbewerbern  eingeräumt. 

§  82. 

Die  Anstellung  der  Staatsdiener. 

I.  Die  Berufung  in  den  Staatsdienst  erfolgt  durch  eine  Verfü- 
gung des  Monarchen  oder  derjenigen  Behörde,  der  die  Ernennung  der 
Staatsdiener  im  Namen  des  Monarchen  delegirt  ist 

Direkt  vom  Kaiser  werden  ernannt: 

a)  Die  Minister  selbst  und  alle  höheren  Beamten  des  einzelnen 
Ministeriums  (Sektionschefs,  Ministerialräte,  Sektionsräthe); 

b)  bei  den  politischen  Landesbehörden  die  Statthalter,  Lan- 
despräsidenten, Statthalterei-  und  Regierungsräthe  (§  13  Ges.  19.  Mai 
1868); 

c)  bei  den  Finanzbehörden  die  Chefs  der  dem  Ministerium 
direkt  unterstehenden  Behörden,  dann  die  Hof-  und  Oberfinanzräthe; 

d)  bei  den  Bergbehörden  die  Berghauptmänner  und  Oberberg- 
räthe  (Ges.  21.  Juli  1871  N.  77); 

e)  bei  den  richterlichen  Behörden  die  Präsidenten,  Senatspräsi- 
denten und  Bäthe  des  obersten  Gerichtshofes,  die  Präsidenten  und  Käthe 
der  Oberlandesgerichte  und  die  Vorsteher  der  Gerichtshöfe  erster  Instanz 
(§  7  kais.  Pat.  3.  Mai  1853  N.  81);  ebenso  bei  dem  Verwaltungsge- 
richtshofe der  Präsident,  die  Senatspräsidenten  und  die  Bäthe  dieses 
Gerichtshofes  (§  18  Ges.  22.  Oktober  1875); 

f)  der  Generalprokurator  und  seine  Stellvertreter  und  die  Ober- 
amtsanwälte; 

g)  im  Lehr  fache  die  Professoren  der  Hochschulen,  die  Landes* 
schulinspektoren  und  die  Direktoren  der  Mittelschulen. 

Als  Begierungsakt  des  Kaisers  bedarf  die  von  demselben  direkt 
ausgehende  Ernennung  eines  Beamten  der  Gegenzeichnung  des  betreffen- 
den verantwortlichen  Ministers  (vgl.  A.  Entschl.  16.  Jänner  1868).  Die 
Form,  in  der  diese  Verfügung  erlassen  wird,  ist  schriftlich.  Dem 
Ernannten  wird  das  Ernennungsdekret  zugestellt.  Regelmässig  erfolgt, 
um  den  Ernannten  dem  Publikum  gegenüber  zu  legitimiren,  die  Publi- 
kation der  Ernennung  in  den  amtlichen  Zeitungen. 
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Für  die  rechtliche  Konstruktion  des  Staatsdienstverhältnisses  ist 
die  Beantwortung  der  Frage  wichtig,  ob  die  Ernennung  ein  streng 
einseitiger  Akt  der  Staatsgewalt  ist,  oder  ob  die  Begründung  des 
Dienstverhältnisses  einen  sogenannten  Anstellungsvertrag  voraussetze. 
Diese  letztere  Ansicht  wurde  früher  und  in  neuerer  Zeit  aufgestellt  und 
damit  begründet,  dass  der  Eintritt  in  den  Staatsdienst  ein  freiwilli- 
ger Akt  sei,  daher  die  Aufnahme  und  der  Eintritt  durch  Consens  beider 
Theile  erfolge.  Man  stellt  diese  vertragsmässige  Begründung  in  Ana- 
logie mit  den  im  Privatrecht  vorkommenden  Fällen,  in  denen  der  Ver- 
trag die  Form  ist  zur  Begründung  eines  Gewaltverhältnisss,  z.  B.  mit 
dem  Ehe-  und  Adoptionsvertrage,  der  vertragsmässigen  Begründung  der 
Vasallität  *) 

Allein  diese  Theorie  übersieht,  dass  sich  bei  Begründung  des 
Staatsdienstverhältnisses  beide  Theile  nicht  als  gleichberechtigte  Kon- 
trahenten gegenüber  stehen,  dass  somit  die  Analogie  mit  dem  Privat- 
recht ausgeschlossen  ist,  und  dass  eine  vertragsmässige  Uebertragung 
von  Staatshoheitsrechten  mit  dem  Begriffe  der  Souveränetät  der  Staats- 
gewalt in  Widerspruch  steht.  Auch  müssten  bei  Annahme  eines  An- 
stellungsvertrages die  Bestimmungen  des  Privatrechtes  über  die  Fristen 
zur  Annahme  des  von  einem  Theile  gemachten  Versprechens  und  über 
die  Perfektion  des  Vertrages  Anwendung  finden.  Endlich  spricht  schon 
die  äussere  Form  der  Anstellungsurkunde  gegen  die  Konstruktion  eines 
Anstellungsvertrages. 2) 

Es  kann  somit  in  der  Behauptung,  dass  das  Staatsdienstverhältniss 
durch  den  Anstellungsvertrag  begründet  werde,  bloss  eine  andere  Aus- 
drucksweise dafür  gefunden  werden,  dass  der  Eintritt  in  den  Staatsdienst 
ein  freiwilliger  Akt  ist.  Der  Staat  verzichtet  mit  Rücksicht  auf  die  von 
dem  Beamten  geforderte  qualifizirte  Arbeit  auf  eine  Zwangspflicht  zum 
Eintritt,  weil  ihm  auf  dem  Wege  freiwilligen  Eintrittes  ausreichende 
Kräfte  für  diesen  Lebensberuf  zu  Gebote  gestellt  werden. 

Es  wird  daher  der  Verfügung,  wodurch  Jemand  zum  Beamten  be- 
stellt wird,  in  der  Regel  eine  Bitte  des  Ernannten  vorangegangen  sein, 
und  dem  Berufenen  steht  es  frei,  der  ergangenen  Verfügung  Folge  zu 
leisten  oder  sie  abzuweisen.  Das  Letztere  wird  er  selbst  auch  dann 
thun  können,  wenn  er  um  Verleihung  des  Amtes  zuvor  gebeten  hatte. 

Durch   vorbehaltlose   Annahme  des  Ernennungsdekretes,  durch 


!)  R.  v.  Moni,  Encykl.  der  Staatswissenschaften  S.  252  u.  261. 
Schmitthenner,  Grundlinien  des  allg.  St.  R.  S.  506.  Laband  D.  R. 
St.  R.  I.  §§  37  u.  38.    Seydel,  allg.  Staatslehre  S.  59  ff. 

2)  G.  Meyer,  Lehrbuch  des  deutschen  Staatsrechtes  S.  358.  Zorn, 
Staatsrecht  des  deutschen  Reiches  S.  231. 
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Leistung  des  Diensteides  oder  Antritt  des  Amtes  giebt  der  Beamte 
konkludenter  Weise  zn  erkennen,  dass  er  dieser  Verfügung  Folge  leiste. 
Hat  er  dies  einmal  gethan,  so  ist  damit  das  Gewaltverhältniss  zum 
Staate  begründet  Damit  beginnen  sofort  seine  Pflichten.  Seine  Rechte 
dagegen  beginnen  in  verschiedenen  Zeitpunkten.  Die  vermögensrecht- 
lichen Ansprüche  auf  Zahlung  des  Gehaltes  sammt  Zulagen  beginnen 
mit  dem  ersten  Tage  des  auf  die  Ernennung  folgenden  *)  Monats.  Die 
Ehrenrechte  des  Beamten  auf  Führung  des  Titels  beginnen  mit  der  Er- 
nennung selbst  und  der  Publikation. 

C.  Pflichten  der  Staatsdiener. 

§  «3. 

Uebersicht  derselben.-) 

Der  Pflichtenkreis  der  Staatsdiener  besteht  nicht  aus  einer  Summe 
kontraktlicher  Leistungen,  sondern  entspringt  aus  dem  besonderen  Ge- 
waltverhältniss, in  welches  der  Staatsdiener  getreten  ist  Der  Staatsdienst 
ist  ein  die  ganze  Persönlichkeit  ergreifender  Lebensberuf;  der  Staatsdiener 
widmet  durch  seinen  Eintritt  in  dieses  Berufs-  und  Gewaltverhältniss 
seine  ganze  Persönlichkeit  den  Zwecken  des  Staates  und  wird  damit  zugleich 
Genosse  eines  besonderen  Berufsstandes.  Er  muss  dem  Staate  jene  quali- 
ficirten  Arbeiten  leisten,  welche  durch  die  Natur  des  ihm  übertragenen 
Amtes  bedingt  sind;  er  ist  dem  Staate  zu  besonderer  Treue  und  zu  be- 
sonderem Gehorsam  verpflichtet;  er  muss  in  seinem  ganzen  sittlichen 
Verhalten  der  Würde  seines  Berufes  entsprechen;  er  muss  sich  endlich 
auch  alle  Beschränkungen  seiner  Handlungsfreiheit  gefallen  lassen,  die 
ihm  der  Staat  zur  Sicherung  der  Pflichterfüllung  oder  zur  Vermeidung 
von  Pftichtenkollisionen  auferlegt 

Die  Darstellung  des  Pflichtenkreises  der  Staatsdiener  umfasst  daher 
zunächst: 

a)  die  aus  dem  Amte  fliessenden  positiven  Pflichten  zur  Ge- 
schäftsführung, zur  Treue  gegen  den  Staat,  zu  dienstlichem  Gehorsam 
und  zu  einem  achtungswürdigen  sittlichen  Verhalten; 

b)  die  der  Handlungsfreiheit  des  Beamten  gezogenen  Schranken. 

Daran  wird  sich  die  Darstellung  der  Rechtsfolgen  von  Pflichtver- 
letzungen, d.  i.  die  Lehre  von  der  Verantwortlichkeit  der  Staastdiener 
anzureihen  haben. 


»)  §  1  Vdg.  15.  Mai  1873  R.  75. 

*)  H.  Schulze,  Preuss.  Staatsrecht  I.  Bd.  S.  323.  Laband,  Deut- 
sches St.  R.  I.  Bd.  S.  418  ff. 
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§  84. 

Amts-  und  Standespflichten  der  Staatsdiener. 

Dieselben  umfassen: 

I.  Die  Pflicht  zur  Geschäftsführung.  Der  Inhalt  und  der 
Umfang  der  übertragenen  Geschäfte  wird  durch  die  Natur  und  die 
Aufgabe  des  übertragenen  Amtes  bestimmt,  welche  insbesondere  durch 
Gesetze,  Verordnungen  und  Dienstinstruktionen  ihre  Definition  erhalten. 
Die  Verkeilung  der  Geschäfte  unter  die  bei  einer  Behörde  angestellten 
Personen  erfolgt  durch  die  Befehle  des  Amtsvoretehers,  wobei  demselben 
ein  freies  Ermessen  zusteht,  das  nur  durch  die  Grundsätze  der  Billig- 
keit und  der  gleichen  Geschäftsvertheilung  seine  Schranken  findet 
Der  Geschäftskreis  der  einzelnen  Staatsdiener  kann  sich  nach  wechseln- 
dem Bedarf  erweitern  oder  verengern,  ohne  dass  ihm  ein  Recht  zusteht, 
die  neu  hinzutretenden  Geschäfte  abzulehnen  oder  die  Uebergabe  der 
ihm  abgenommenen  Geschäfte  zu  verweigern. 

Die  Verpflichtung  zur  Geschäftsführung  umfasst  insbesondere:  die 
Pflicht,  sich  zur  Erledigung  eintretender  Geschäfte  jederzeit  bereit  zu 
halten,  daher  im  Amtsorte  zu  wohnen,  sowie  täglich  während  der  gewöhn- 
lichen Geschäftsstunden  im  Amtslokale  zu  erscheinen;  dann  die  Pflicht, 
die  Geschäfte  mit  dem  grössten  Eifer  und  der  grössten  Diligenz  zu  er- 
ledigen. 

Diese  Pflichten  werden  somit  verletzt  durch  eigenmächtiges  Ver- 
lassen des  Amtes  und  durch  verzögerte  oder  sorglose  Geschäftserledigung. 

Von  der  Pflicht  zur  Geschäftsführung  kann  der  Beamte  unter 
gewissen  Voraussetzungen  überhaupt  zeitlich  oder  in  Ansehung  ein- 
zelner konkreter  Geschäfte,  die  unter  den  Gattungsbegriff  des 
Amtes  fallen,  dispensirt  werden. 

Eine  zeitliche  Dispensation  der  Pflicht  zur  Geschäftsführung  tritt  ein: 

a)  Durch  erthcilten  Urlaub,  der  zugleich  die  Befugniss  ge- 
währt, sich  vom  Amtsorte  zu  entfernen.  Wem  die  Urlaubsertheilung 
zusteht,  bestimmt  sich  theils  nach  der  Stellung  des  Beamten,  theils 
nach  der  Dauer  des  angesuchten  Urlaubes.  Den  Ministern,  den  Chefs 
der  Centralstellen  und  den  Statthaltern  wird  der  Urlaub  vom  Kaiser 
ertheilt.  Die  Minister  sind  ermächtigt,  den  Beamten  ihres  Ressorts 
Urlaub  in  bestimmter  Maximaldauer  zu  ertheilen  und  zwar  den  direkt 
vom  Monarchen  ernannten  Beamten  für  die  Maximaldauer  eines  halben, 
den  übrigen  Beamten  ».für  die  Maximaldauer  eines  ganzen  Jahres. 
Längere  Urlaubsfristen  sind  somit  gleichfalls  an  kaiserliche  Entschließung 
gebunden.   Ein  kürzerer  Urlaub  dagegen  kann  dem  Beamten  entweder 
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unmittelbar  von  dem  Chef  derjenigen  Behörde,  bei  welcher  er  angestellt 
ist,  oder  von  dem  Chef  der  zuständigen  Landesbehörde  ertheilt  werden. 
Es  ist  jedoch  in  den  verschiedenen  Verwaltungszweigen  der  Umfang 
dieser  Vollmacht  verschieden  bestimmt  l) 

b)  Durch  Erfüllung  staatsbürgerlicher  Pflichten,  besonders 
der  Wehrpflicht  Die  der  bewaffneten  Macht  angehörenden  Staatsdiener 
bedürfen  im  Falle  der  Einberufung  zur  aktiven  Militärdienstleistung 
keines  Urlaubes.  Während  derselben  behält  der  Beamte  seinen  Dienst- 
posten und  Dienstrang,  wenn  gleich  seine  Dienstleistung  durch  die 
militärische  Ausbildung,  die  periodischen  Waffen  Übungen,  die  Mobilisi- 


!)  So  ist  im  Gebiete  der  politischen  Verwaltung  der  Statthalter 
(Landespräsident)  ermächtigt,  Urlaube  für  die  Vizepräsidenten  und  Hofräthe 
auf  längstens  sechs  Wochen,  für  die  Statthaltereiräthe  auf  längstens  drei 
Monate  und  für  die  übrigen  Beamten  und  Diener  auf  sechs  Monate  zu  er- 
theilen.  In  der  Justizverwaltung  können  die  Vorsteher  der  Bezirksgerichte 
den  ihnen  untergeordneten  Beamten  und  Dienern  in  Einem  Jahre  auf  14 
Tage,  die  Vorsteher  der  Gerichtshöfe  erster  Instanz  ihren  Untergebenen 
auf  4  Wochen,  die  Präsidenten  der  Obergerichte  und  der  Präsident  des 
obersten  Gerichtshofes  auf  6  Wochen  Urlaub  ertheilen.  Die  Präsidenten 
der  Obergerichte  sind  befugt,  den  Vorstehern  der  Gerichtshöfe  erster  Instanz 
und  den  Bezirksrichtern  auf  6  Wochen  in  Einem  Jahre  Urlaub  zu  ertheilen 
und  den  Urlaub  der  untergeordneten  Beamten  der  Gerichte  erster  Instanz 
auf  diese  Zeit  zu  erweitern.  Ergiebt  sich  die  Nothwendigkeit,  einem  Be- 
amten oder  Diener  innerhalb  eines  Jahres  auf  einmal  oder  in  Zeitabschnitten 
Urlaub  in  der  Gesammtdauer  von  mehr  als  6  Wochen  zu  ertheilen,  oder 
handelt  es  sich  um  die  Bewilligung  zu  einer  Reise  in  das  Ausland,  so  ist 
stets  die  Bewilligung  des  Justizministers  einzuholen.  Nur  in  sehr  dringen- 
den Fällen  kann  der  Gerichtsvorsteher  die  Abreise  in  das  Ausland  noch 
vor  der  eingelangten  Bewilligung  gestatten.  Die  Präsidenten  der  Ober- 
gerichte haben  den  Urlaub  bei  dem  Justizminister  anzusuchen.  Die  Staats- 
anwälte können  nach  §  9  der  Verordg.  vom  3.  August  1854,  Nr.  201 
des  R.  G.  Bl.,  ihren  Substituten  in  Einem  Jahre  auf  14  Tage,  die  Ober- 
staatsanwälte den  ihnen  untergeordneten  Staatsanwälten  und  Substituten 
auf  6  Wochen  Urlaub  ertheilen  oder  den  von  den  Staatsanwälten  ertheilten 
Urlaub  auf  diese  Dauer  erweitern.  Die  Oberstaatsanwälte  haben  den  Ur- 
laub bei  dem  Justizminister  anzusuchen.  Bei  den  Finanzbehörden 
kann  der  Bezirksvorsteher  einen  Urlaub  auf  höchstens  8  Tage,  die  Finanz- 
landesdirektion ohne  Unterschied  des  Dienstzweiges  auf  3  Monate,  einen 
längeren  Urlaub  aber  nur  das  Finanzministerium  ertheilen.  Auch  bei 
den  Finanzprokuraturen  liegt  nach  §  6  des  Min.  Erl.  v.  16.  Februar 
1855,  Nr.  34  des  R.  G.  BL,  die  Ertheilung  von  Urlauben  für  das  Amts- 
personal über  die  Zeit  von  14  Tagen  nicht  in  der  eigenen  Amtsmacht  des 
Finanzprokurators,  sondern  es  sind  von  demselben  in  vorkommenden  Fällen 
bei  dem  Präsidium  der  Finanzlandesdirektion  die  erforderlichen  Anträge  zu 
stellen,  welches  darüber  nach  seinem  Wirkungskreise  entscheidet  oder  Be- 
richt an  das  Finanz-Ministerium  erstattet. 
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rung  des  Heeres,  durch  die  Einberufung  zum  Landsturm  unterbrochen 
wird.  Auch  tritt  während  der  militärischen  Ausbildung  und  der  Waffen- 
übungen, sowie  bei  der  Einberufung  zum  Landsturm  keine  Kürzung  der 
Bezüge  ein.  Im  Falle  einer  Mobilisirung  dagegen  ist  zu  unterscheiden, 
ob  die  einberufenen  Staatsdiener  zu  dem  Mannschaftsstande  oder  zu  den 
Militärgagisten  gehören.  In  dem  ersten  Falle  bleiben  dieselben  im 
Vollgenusse  der  mit  ihrer  Civilstaatsbedienstung  verbundenen,  bei  einer 
Pensionirung  anrechenbaren  Bezüge;  die  Auskultanten,  Praktikanten, 
Eleven  und  Aspiranten  verbleiben  im  Genüsse  des  Adjuturas.  Noch 
günstiger  werden  diejenigen  Staatsdiener  behandelt,  welche  einen  eigenen 
Hausstand  mit  Frau  und  Kind  haben;  denselben  bleibt  der  Fortbezug 
der  sämmtlichen,  nicht  onerosen  Bezüge  gewahrt;  dagegen  haben  sie 
auf  die  in  den  Militärgebührenvorschriften  normirten  Vorsorgen  keinen 
Anspruch.  Von  diesen  Begünstigungen  sind  jedoch  diejenigen  Staats- 
diener ausgenommen,  welche  ihre  gesetzlich  Ein  Jahr  oder  länger 
dauernde  Militärpräsenzdienstpflicht  noch  nicht  vollstreckt  haben.  Die 
zu  den  Militärgagisten  gehörenden  Staatsdiener  dagegen  erhalten  wäh- 
rend ihrer  aktiven  Militärdienstleistung  unter  allen  Umständen  ein 
Drittheil  ihrer  anrechenbaren  Civilgebühren  und  überdies,  wenn  die 
Militärgage  den  vollen  Betrag  der  Civilgebühren  nicht  erreicht,  die  zur 
Begleichung  der  Differenz  erforderliche  Quote.  Diejenigen  Staatsdiener, 
welche  einen  eigenen  Hausstand  mit  Frau  oder  Kind  haben,  bleiben 
überdiess  im  Genüsse  der  Aktivitätszulage,  der  Quartiergelder  und  der 
Naturalgebühren. !) 

c)  Durch  Ausübung  politischer  Rechte.  Die  in  das  Abge- 
ordnetenhaus des  Reichsrathes  gewählten,  ebenso  die  zu  Mitgliedern  des 
Reichsgerichtes  ernannten  Staatsdiener  bedürfen  zur  Ausübung  dieser 
Funktionen  keines  Urlaubes.2) 

d)  Durch  Krankheit  oder  eine  sonstige  zufällige  unver- 
meidliche Verhinderung. 

In  denjenigen  Fällen,  in  denen  ein  Beamter  ohne  erhaltenen  Ur- 
laub zum  Verlassen  seines  Amtes  berechtigt  oder  genöthigt  ist,  hat  er 
seinem  unmittelbaren  Vorgesetzten  davon  die  Anzeige  zu  erstatten.  Ist 
ein  Amtsvorsteher  selbst  am  Dienste  verhindert,  so  ist  diese  Anzeige 
an  die  vorgesetite  Behörde  zu  richten. 

Eine  Dispensation  von  der  Geschäftsführung  kann  rücksichtlich 
einzelner  Geschäfte,  welche  in  den  Wirkungskreis  des  Beamten  fallen, 
durch  Verfugung  des  Amtsvorstehers  ertheilt  werden. 

l)  Ges.  22.  Juni  1878  R.  59. 

')  §  8  St.  G.  über  die  R.  V.  §  5  Ges.  18.  April  1869  R.  44  über 
die  Organisation  des  Reichsgerichts. 
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Ein  Becht  auf  Dispensation  hat  der  Beamte  dann,  wenn  das 
ihm  aufgetragene  Geschäft  sein  eigenes  Interesse  oder  dasjenige  seiner 
Angehörigen  berührt  Insbesondere  ist  für  Richter  das  Becht  und  zu- 
gleich die  Pflicht  gesetzlich  festgestellt,  sich  in  gewissen  Angelegen, 
heiten  der  Thätigkeit  zu  enthalten  und  diese  Bechtssätze  finden  auch 
in  der  Verwaltung  analoge  Anwendung. 

Kein  Bichter  darf  in  bürgerlichen  Bechtsangelegenheiten 
an  der  Verwaltung  der  Gerechtigkeit  Theil  nehmen,  und  insbesondere 
weder  auf  die  Entscheidung  der  Angelegenheit  Einfluss  nehmen,  noch 
der  Berathschlagung  beiwohnen: 

«)  in  seinen  eigenen  und  allen  denjenigen  Geschäften,  bei  welchen 
er  unmittelbar  oder  mittelbar  Schaden  oder  Vortheil  zu  erwarten  hat; 
ß)  in  Geschäften  seiner  Gattin,  seiner  Blutsverwandten  in  auf-  und  ab- 
steigender Linie,  seiner  Geschwisterkinder  und  derjenigen,  die  ihm  noch 
näher  verwandt  oder  bis  zu  eben  diesem  Grade  verschwägert  sind;  y)  in 
Geschäften  seiner  Wahl-  oder  Pflegeeltern,  Wahl-  oder  Pflegekinder;  9)  in 
Geschäften  seiner  Mündel  oder  Pflegebefohlenen;  «)  in  Geschäften  seiner 
Gläubiger  und  Schuldner,  es  mögen  die  (in  Absätze  «  bis  «)  bezeichneten 
Personen  im  eigenen  Namen  oder  nur  als  Bevollmächtigte  oder  Vertreter  un- 
mittelbar oder  mittelbar,  an  der  Sache  Theil  nehmen;  S)  in  Geschäften, 
bei  welchen  er  früher  als  Zeuge,  Sachwalter,  Rathgeber,  Unterhändler  oder 
Mittelsmann  eingeschritten  ist;  n)  auch  kann  bei  dem  höheren  Gerichte 
Niemand  in  Angelegenheiten,  worüber  er  bei  einem  untergeordneten 
Gerichte  seine  Stimme  abgegeben  hat,  an  der  Entscheidung  Theil  neh- 
men; ein  Mitglied  der  Gerichtsbehörde  höherer  Instanz  ist  von  der 
Führung  des  Beferates  und  des  Vorsitzes  bei  der  Berathschlagung  aus- 
geschlossen, wenn  der  Beferent  bei  dem  untergeordneten  Gerichte  oder 
der  Bezirksrichter,  von  welchem  in  der  Sache  entschieden  wurde,  mit 
ihm,  in  einem  der  unter  ß)  bezeichneten  Verwandtschafts-  oder  Schwäger- 
schaftsverhältnisse steht. 

Auch  untergeordnete  Beamte  und  Gerichtsvollzieher  haben  die  an- 
geführten Verhältnisse,  falls  sie  bei  denselben  eintreten,  ihren  Vorge- 
setzten anzuzeigen,  und  um  die  Enthebung  von  der  Vollziehung  des 
ertheilten  Auftrages  zu  bitten  (§  52  Pak  3.  Mai  1853). 

Jeder  Bichter  und  Protokollführer  ist  von  der  Vornahme  gericht- 
licher Handlungen  im  Strafverfahren  ausgeschlossen,  wenn  er  selbst 
der  durch  die  strafbare  That  Verletzte,  oder  wenn  die  beschuldigte  oder 
verletzte  Person  mit  ihm  durch  das  Band  der  Ehe  verbunden,  oder  wenn 
der  Beschuldigte,  der  Verletzte,  der  Staatsanwalt,  der  Privatankläger, 
oder  der  Vertheidiger  mit  ihm  in  auf-  oder  absteigender  Linie  verwandt 
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oder  verschwägert,  sein  Geschwisterkind,  oder  noch  näher  mit  ihm  ver- 
wandt, oder  in  gleichem  Grade  verschwägert  ist,  oder  zu  ihm  in  dem 
Verhältnisse  von  Wahl-  oder  Pflegeeltern  oder  -Kindern,  eines  Vormun- 
des oder  eines  Mündels  steht  (§  67  St.  P.  0.). 

II.  Der  Beamte  hat  die  Pflicht  zur  besonderen  Treue  gegen  den 
Staat  und  den  Monarchen.   Diese  Pflicht  umfasst: 

a)  die  Anwendung  der  grössten  Sorgfalt  und  des  grössten  Eifers 
bei  der  Geschäftsführung  und  Wahrung  der  Interessen  des  Staates. 

b)  die  Verpflichtung,  die  Geschäfte  mit  sittlicher  Reinheit  und 
Uneigennützigkeit  zu  führen.  Es  begeht  daher  derjenige  Beamte  eine 
Pflichtverletzung,  der  durch  Geschenkannahme  in  Amtssachen  den  Ver- 
dacht des  Eigennutzes  und  der  Parteilichkeit  auf  sich  ladet;  es  macht 
dabei  keinen  Unterschied,  ob  diese  Geschenke  direkt  an  den  Beamten 
oder  indirekt  durch  Uebergabe  an  seino  Angehörigen  zugewendet  werden. 
Ebenso  ist  der  Grund  und  die  Zeit  des  Geschenkes  irrelevant.  Es  sind 
daher  auch  die  für  besondere  Bemühungen  oder  aus  Dankbarkeit  ge- 
machten remuneratorischen  Schenkungen  verboten ;  —  und  die  Pflichtver- 
letzung bleibt  dieselbe,  ob  die  Annahme  des  Geschenkes  vor  oder  nach 
erfolgter  Entscheidung  geschehen  ist.  Ebenso  liegt  eine  Pflichtver- 
letzung nicht  nur  dann  vor,  wenn  der  Beamte  mit  Rücksicht  auf  das 
zugewendete  oder  erwartete  Geschenk  eine  Parteilichkeit  ausgeübt 
hat,  sondern  auch  dann,  wenn  er  zwar  sein  Amt  nach  Pflicht  ausübt, 
aber  diese  Ausübung  seines  Amtes  von  der  unmittelbaren  oder  mittel- 
baren Zuwendung  eines  Geschenkes  oder  Vortheiles  abhängig  gemacht 
hat. ') 

c)  Die  Verpflichtung  zur  Verschwiegenheit  und  zur  Wahrung  des 
Amtsgeheimnisses.  Der  Beamte  hat  über  die  ihm  vermöge  seines  Amtes 
bekannt  gewordenen  Angelegenheiten,  deren  Geheimhaltung  ihrer  Natur 
nach  erforderlich  ist,  oder  insbesondere  vorgeschrieben  ist,  Verschwiegen- 
heit zu  beobachten. 

In  seinen  einzelnen  Anwendungsfällen  umfasst  die  Wahrung  des 
Amtsgeheimnisses  insbesondere  das  Verbot:  «)  Aktenstücke  an  Par- 
teien in  Urschrift  oder  Abschrift  mitzutheilen  oder  ihre  Einsicht  zu 
gestatten,  wenn  nicht  die  Partei  dazu  ein  Recht  hat;2)  ß)  Geschäfte  der 
Stelle,  bei  welcher  der  Beamte  angestellt  ist,  oder  auf  die  er  Einfluss 
zu  nehmen  hat,  zum  Gegenstande  einer  Privatkorrespondenz  zu  machen;3) 

Hfdk.  25.  Juni  1784  X.  310  J.  G.  S.;  Justizhfd.  21.  Okt.  1815 
N.  1183  J.  G.  S.  §  40  Instr.  17.  März  1855;  §  49  Pat.  3.  Mai  1853; 
§  104  St.  G. 

2)  Hofd.  19.  Jänner  1811  No.  922  J.  G.  S. 

3)  Justizhfd.  10.  Februar  1825.  Nr.  2160  J.  G.  S. 
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y)  Besetznngsvorschläge  oder  bei  geheimen  Abstimmungen  die  abge- 
gebenen Stimmen  zn  verrathen. *) 

Diese  Verpflichtung  zur  Wahrung  <Jes  Amtsgeheimnisses  reicht 
über  die  Dauer  des  Dienstverhältnisses  hinaus  und  findet  ihre  Sank- 
tion in  der  Bestimmung  des  Strafgesetzbuches,  welches  die  gefährliche 
Eröffnung  eines  Amtsgeheimnisses  als  Delikt  mit  einer  Kriminalstrafe, 
bedroht  (§  102  litt  c.  St.  G.  B.).  Als  eine  Folge  dieser  Verpflichtung 
erscheint  auch  die  Bestimmung  der  Processgesetze,  denen  zu  Folge  Be- 
amte, weder  im  Starafprocesse2),  noch  im  civilgerichtlichen  Verfahren,3) 
jemals  über  Thaisachen  als  Zeugen  vernommen  werden  dürfen,  durch 
deren  Mittheilung  sie  das  Amtsgeheimniss  verletzen  würden,  insofern 
sie  dieser  Pflicht  zur  Verschwiegenheit  im  konkreten  Falle  nicht  durch 
ihre  Vorgesetzten  entbunden  worden  sind. 

III.  Die  dritte  wesentliche,  alle  sonstigen  Amtspflichten  in  sich 
fassende  Pflicht  ist  die  Gehorsamspflicht.  Der  Staatsdiener  schuldet 
a)  Gehorsam  den  in  Staategrundgesetzen  und  sonstigen  Gesetzesbefehlen 
enthaltenen  Regulativen  seiner  Thätigkeit,  deren  unverbrüchliche  Beob- 
achtung er  in  seinem  Diensteid  beschworen  hat  (Art.  XIII  St  G.  über 
die  Reg.-  u.  Vollzugs  gew.);  sowie  b)  dienstlichen  Gehorsam  gegenüber 
den  Anordnungen  und  Verfügungen  seiner  Vorgesetzten.  Er  hat  somit 
in  seiner  Geschäftsführung  die  generellen  Verwaltungsbefehle  (Mandate, 
Instruktionen,  Regulative),  wie  auch  die  besonderen  Aufträge  derselben 
zu  befolgen.  Selbstverständlich  bezieht  sich  aber  dieser  dienstliche  Ge- 
horsam nur  auf  den  Vollzug  amtlicher  Geschäfte;  eine  Gehorsamspflicht 
gegenüber  solchen  Anordnungen  und  Befehlen  der  Vorgesetzten,  welche 
entweder  die  Leistung  ausseramtlicher  Dienste,  oder  die  Unterlassung 
sittlich  erlaubter  individueller  Lebensäusserungen,  oder  die  Vornahme 
von  Handlungen,  gegenüber  denen  ein  Zwang  ausgeschlossen  ist,  ver- 
langen würden,  besteht  nicht.4) 

Schwierig  ist  die  Frage  über  das  Verhalten  der  Beamten  gegen- 
über solchen  Befehlen  der  Vorgesetzten,  welche  zwar  Amtsgeschäfte  be- 
treffen, aber  mit  einer  verbindlichen  Rechtsnorm  in  Widerspruch  stehen. 
In  dieser  Richtung  werden  verschiedene  Fälle  zu  unterscheiden  sein. 
Enthält  der  Auftrag  des  Vorgesetzten  den  Befehl  zur  Vornahme  oder 
Unterlassung  einer  Handlung,  wodurch  der  Thatbestand  eines  Ver- 
brechens gesetzt  würde,  so   kann  dieser  Befehl  überhaupt  nicht  als 

*)  §  50  Pat.  3.  Mai  1853. 

2)  §  151  St.  P.  0.  23.  Mai  1873. 

3)  Hofd.  8.  März  1791  N.  123  J.  G.  S. 

«)  Z.  B.  häusliche  Dienste  zu  leisten,  eine  Zeitung  nicht  zu  lesen  oder 
zu  halten,  religiöse  Uebungen  mitzumachen. 
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ein  amtlicher  angesehen  werden;  er  ist  nichts  als  eine  individuelle 
Willkür  des  Befehlenden  and  hat  daher  keinen  Anspruch  auf  Gehor- 
sam. *)  Es  macht  andererseits  aber  die  Vollziehung  eines  von  dem 
Vorgesetzten  befohlenen  Verbrechens  den  gehorchenden  Beamten  an 
und  für  sich  keineswegs  straflos. 

Enthält  dagegen  der  Befehl  zwar  nicht  den  Thatbestand  eines  De- 
liktes, glaubt  jedoch  der  Staatsdiener,  dass  dieser  Befehl  im  Wider- 
spruch steht  mit  der  Verfassung  und  dem  Gesetze:  so  entsteht  die 
Frage,  ob  der  Staatediener  einerseits  auf  seine  persönliche  Meinung 
hin  den  Gehorsam  verweigern  darf,  und  ob  er  andererseits  verpflichtet 
ist,  eine  Prüfung  der  Gesetzmassigkeit  der  dienstlichen  Anordnungen  und 
Befehle  vor  ihrem  Vollzuge  vorzunehmen.2)  Die  erste  Frage  wird  zu 
verneinen  sein;  denn  es  wäre  eine  regelmässige  und  rasche  Wirksam- 
keit des  Verwaltungsapparates  undenkbar,  wenn  man  es  dem  einzelnen 
Beamten  anheimstellen  würde,  seine  Mitwirkung  beim  Vollzuge  erhaltener 
Befehle  und  Anordnungen  von  einer  jedesmaligen  Kritik  ihrer  Richtig- 
keit und  Rechtmässigkeit  abhängig  zu  machen.  Es  wird  sich  daher 
das  Prüfungsrecht  und  die  Prüfungspflicht  der  Beamten  auf  die  for- 
melle Seite  der  zu  vollziehenden  Anordnungen  und  Befehle  und  auf 
die  Kompetenzfrage  beschränken. 

Der  Beamte  wird  allerdings  die  Pflicht  haben,  zu  prüfen,  ob  ihm 
der  zu  vollziehende  Auftrag  in  gehöriger  Form  zugekommen  ist. 
Schriftliche  Erlässe  und  Verfügungen  der  Vorgesetzten  bedürfen  der  ge- 
hörigen Ausfertigung,  namentlich  der  Unterschrift  des  zur  Vertretung 
des  Amtes  legitimirten  Beamten. 

Die  Prüfung  der  Kompetenzfrage  dagegen  umfasst  zwei  Punkte: 

a)  Die  Prüfung  der  eigenen  Kompetenz  des  vollziehenden  Beamten. 
Derselbe  hat  zu  untersuchen,  ob  das  ihm  aufgetragene  Geschäft  nach 
der  örtlichen  und  sachlichen  Zuständigkeit  seines  Amtes  in  seinen 
Wirkungskreis  falle.  Dieses  Recht  und  diese  Pflicht  zur  Prüfung  er- 
giebt  sich  daraus,  dass  die  vorgesetzte  Behörde  oder  der  unmittelbare 
Vorgesetzte  den  gesetzlich  feststehenden  Umfang  des  Amtes  des  voll- 
ziehenden Beamten  nicht  willkürlich  erweitern  und  daher  nur  solche 
dienstlichen  Befehle  ertheilen  kann,  welche  begrifflich  unter  sein 
Amt  fallen. 

b)  Die  Prüfung  der  Kompetenz  derjenigen  Stelle  oder  desjenigen 
Vorgesetzten,  welche  den  Befohl  ertheilt  haben,  weil  dieselben  gleichfalls 
nur  innerhalb  der  Grenzen  ihrer  Zuständigkeit  Dienstbefehle  erlassen  können. 

l)  H.  Schulze  Preuss.  St.  R.  I.  S.  325. 

*)  Gönner  S.  202;  v.  Gerber  S.  113;  Laband  I.  S.  424;  R.  v. 
Mohl,  Württemb.  St.  R.  I.  S.  775.  785.    II.  Schulze  I.  S.  326. 
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Die  Prüfung  dieser  Kompetenzfragen  hat  allerdings  der  Beamte 
anf  eigene  Gefahr  vorzunehmen.  Er  wird  die  Verantwortung  zu  tragen 
haben,  wenn  er  aus  ungerechtfertigten  Koinpetenzbedenken  den  Vollzug 
der  Dienstbefehle  unterlässt  oder  verzögert;  er  trägt  aber  auch  anderer- 
seits die  Verantwortung,  wenn  er  Befehle  vollzieht,  die  ausserhalb  der 
Kompetenz  des  eigenen  Amtes  oder  der  befehlenden  Stelle  liegen. 

In  keinem  Falle  dagegen  kann  dem  Beamten  ein  Recht  zugestan- 
den werden,  die  Zweckmässigkeit  der  ertheilten  Dienstbefehle  einer 
vorläufigen  Kritik  zu  unterwerfen;  ebensowenig  kann  aber  die  vollziehen- 
den Organe  andererseits  eine  Verantwortlichkeit  dafür  treffen,  dass  sie  Be- 
fehle ihrer  Vorgesetzten  vollzogen  haben,  die  sich  nachher  als  unzweck- 
mässig herausgestellt  haben. 

IV.  Der  Staatsdiener  hat  die  Verpflichtung  eines  achtungswür- 
digen Verhaltens  im  Amte  und  in  seinem  Privatleben.  Der 
Beamte  soll  innerhalb  seines  Amtes  in  dem  Verkehre  mit  dem  Publikum 
den  Anforderungen  der  Ehre  und  Sitte  entsprechen.  Mangel  des  nöthi- 
gen  Auslandes  und  Ernstes  im  Amtsverkehr;  ungestümes,  gar  mit 
Schimpf  horten  begleitetes  oder  in  thätliche  Beleidigungen  ausartendes 
Benehmen  der  Beamten  verletzen  diese  Pflicht.  Thätliche  Beleidigungen, 
im  Amte  zugefügt,  bilden  den  Thatbestand  eines  von  Amtswegen  zu 
verfolgenden  kriminellen  Deliktes,  bei  dem  der  Umstand,  dass  das  Be- 
nehmen des  Beamten  zu  einem  Auflauf  Veranlassung  gegeben  hat,  oder 
doch  geben  konnte,  in  der  Strafsanktion  besonders  berücksichtigt  ist 
(§  331  und  322  St.  6.).  An  dem  achtungswürdigen  Benehmen  der 
Beamten  auch  ausserhalb  des  Amtes  hat  zunächst  der  Staat  ein  Inter- 
esse, weil  bei  der  Unmöglichkeit  der  Trennung  der  öffentlichen  und 
privaten  Persönlichkeit  des  Beamten  die  Verwirknng  der  Achtung  und 
Ehre  im  gesellschaftlichen  Leben  notwendiger  Weise  auch  die  Auto- 
rität des  Beamten  in  seinem  Amte  beeinträchtigt,  und  damit  den  Staat 
schädigt,  der  durch  den  Beamten  vertreten  wird. 

Der  Beamte  verletzt  aber  durch  Verwirkung  der  Achtung  auch  das 
Interesse  seiner  Berufs-  und  Standesgenossen,  welches  darauf  gerichtet 
ist,  dass  jeder  Standesgenosse  sein  individuelles  Leben  der  Ehre  und 
Würde  des  Standes  gemäss  führe.  Im  Militärstaatsdienste  wird  dieses 
Interesse  der  Standesgenossen  rechtlich  geschützt  durch  die  Möglichkeit, 
über  Handlungen  und  Unterlassungen  des  Officiers,  welche  die  Ehre 
gefährden  oder  verletzen,  den  Wahrspruch  des  Ehrenrathes  herbeizu- 
führen. Im  Civilstaatsdienste  dagegen  ist  dieses  Interesse  der  Berufs- 
genossen an  der  Bestrafung  oder  Ausschliessung  des  Unwürdigen  ohne 
rechtlichen  Schutz. 

13* 
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§  85. 

Beschränkungen  der  Staatsdiener. 

Ausser  diesen  Dienstpflichten  sind  den  Staatsbeamten  noch  gewisse 
Beschränkungen  ihrer  Handlungsfreiheit  rücksichtlich  an  und  für  sich 
erlaubter  Thätigkeiten  auferlegt.   Dieselben  beziehen  sich: 

1.  Auf  den  Betrieb  von  Nebenbeschäftigungen.  Es  darf1)  im 
Allgemeinen  kein  Beamter  oder  Diener  sich  einem  Nebengeschäfte  oder 
einer  Unternehmung  widmen  oder  an  derselben  theilnehmen,  welche 
a)  nach  ihrer  Beschaffenheit  und  ihrer  Beziehung  auf  die  Stellung  des 
Beamten  die  Voraussetzung  einer  Befangenheit  in  der  Ausübung  seines 
Amtes  begründen  kann,  oder  in  Privatagentien  oder  Correspondenzon 
über  amtliche  Gegenstände  ausartet  und  mit  einer  ungeziemenden  Ein- 
mengung in  Privatangelegenheiten  verknüpft  ist;2)  b)  welche  dem  An- 
stände und  der  äusseren  Ehre  des  Ranges,  in  welchem  der  Beamte  steht, 
widerstreitet,  oder  welche  c)  die  Zeit  des  Beamten  auf  Kosten  der  ge- 
nauen Erfüllung  seines  Berufes  in  Anspruch  nimmt  In  den  ersten 
beiden  Fällen  ist  der  betreffende  Beamte  von  seinem  Chef  schriftlich 
aufzufordern,  entweder  der  Beschäftigung,  dem  Gewerbe,  der  Unterneh- 
mung oder  dem  Dienste  in  einer  zu  bestimmenden  Frist  zu  entsagen. 
Gegen  diese  Aufforderung  steht  dem  Betroffenen  der  Rekurs  an  die 
höhere  Behörde  offen.  Nach  definitiver  Abweisung  des  Rekurses  hat 
dann  die  dem  Beamten  eingeräumte  Wechselwahl  in  Wirksamkeit  zu 
treten.  In  dem  dritten  Falle  treten  die  allgemeinen  Vorschriften  gegen 
Beamte  ein,  welche  ihre  Berufspflichten  vernachlässigen.  Die  früher 
bestandenen  Verbote  der  Ertheilung  von  Privatunterricht,  der  ärztlichen 
Praxis  der  staatlichen  Medicinalbeamten  und  des  gleichzeitigen  akade- 
mischen Studiums  sind  ausdrücklich  aufgehoben  worden.3) 

Dagegen  ist  ausdrücklich  verboten:  a)  den  Sanitätsbeamten  die 
Uebernahme  einer  Kuratel  über  Geisteskranke;4)  b)  den  richterlichen 
Beamten  die  Uebernahme  schiedsrichterlicher  Funktionen ; 5)  c)  den  Beamten 


*)  Hofkzld.  23.  Sept.  1335,  Bd.  63,  S.  359  P.  G.  S. 

2)  §  39  lnstr.  17.  März  1855;  §  48  Pat.  3.  Mai  1853. 

3)  Stubenrauch  I.  S.  196.  Vgl.  über  die  Gestattung  der  Er- 
theilung von  Privatunterricht  Hofd.  5.  März  1844  P.  G.  S.  72. 
Bd.  S.  67;  über  die  Gestattung  der  ärztlichen  Praxis  Hfkzld. 
15.  Okt.  1841  P.  G.  S.  69.  Bd.  S.  309;  über  das  gleichzeitige  Studium 
an  öffentlichen  Lehranstalten  (Universtäten,  polytechnischen  Instituten)  Vdg. 
13.  Juli  1848  P.  G.  S.  76.  Bd.  S.  2G3  u.  29.  Sept.  1856  R.  177. 

*)  Hfkzld.  12.  Juli  1823. 

5)  Justizhfd.  2.  November  1790  Nr.  73  J.  G.  S. 
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der  Finanzprokuraturen  die  Uebernahme  von  Parteivertretungen;1)  d) 
ferner  den  Beamten  überhaupt,  mit  Ausnahme  des  staatlichen  Lehrper- 
sonales, die  Theilnahme  an  der  Verwaltung  von  Aktien-  und  anderen 
Erwerbsgesellschaften  durch  Annahme  von  Stellen,  die  mit  dem  Bezüge 
von  Gewinnanteilen,  Präsenzgeldern,  Bemunerationen  und  sonstigen 
Belohnungen  verbunden  sind.2) 

2.  Eine  zweite  Klasse  von  Beschränkungen  bezieht  sich  auf  die 
Verwendung  des  eigenen  Vermögens.   Es  ist 

a)  den  Beamten  der  Handel  mit  Staatspapieren,  Wechseln,  Gold- 
und  Silbermünzen  sowie  der  Besuch  der  Börse  zu  diesem  Zwecke  ver- 
boten. Dieses  Verbot  bezieht  sich  aber  nicht  auf  jene  Fälle,  in  denen 
der  Beamte,  ohne  gewerbsmässigen  Handel,  Werthpapiere  oder  Geldsorten 
für  sich  und  seine  Familie  einkauft  oder  verkauft,  wobei  der  Begriff 
der  Familie  im  engsten  Sinne  zu  nehmen  ist3) 

b)  Beamte,  welche  bei  einer  Behörde  angestellt  sind,  der  die  un- 
mittelbare öffentliche  Aufsicht  über  den  Bergbau,  oder  die  erste  Ent- 
scheidung über  Bergbauverleihungen  zukommt,  dürfen  innerhalb  ihres 
Amtsbezirkes  weder  Bergbau  betreiben,  noch  Bergwerkseigenthum  an 
sich  bringen  oder  besitzen.4) 

c)  Beamte  der  Staats-  und  Fondsherrschaften  sollen  ohne  Be- 
willigung innerhalb  des  Bezirkes,  in  dem  sie  angestellt  sind,  keine 
Staats-  und  Gemeindegüter  pachten.5) 

3.  In  Bezug  auf  die  Verehelichung  sind  die  älteren  Vorschriften, 
welche  bei  Beamten,  die  nicht  das  bestimmte  Gehaltsminimum  bezogen, 
dieselbe  an  besonderen  Konsens  banden,  durch  die  Gesetze  über  die 
Begelung  der  Beamtengehalte  aufgehoben,  da  gegenwärtig  der  geringste 
Beamtengehalt  Jenes  zur  Verehelichung  erforderliche  Minimum  übersteigt 

§  86. 

Die  Verantwortlichkeit  der  Staatsbeamten.0) 

I.  Pflichtverletzungen  können  drei  verschiedene  Folgen  haben: 
strafrechtliche,    privatrechtliche   und   disciplinare.  Diese 

!)  Instruktion  v.  16.  Feb.  1855  R.  34. 

2)  Ah.  Handschreiben  5.  November  1860;  vgl.  Mayerhof  er  I.  S.  199. 

s)  Hfkzld.  17.  Januar  1803  P.  G.  S.  19.  Bd.  S.  8;  29.  August  1808; 
P.  G.  S.  31.  Bd.  S.  41. 

4)  §  8  Berg-Ges.  23.  Mai  1854.  Die  Vollzugsvorschrift  zum  B.  G. 
(§§  5  und  6)  hält  übrigens  die  noch  weiter  gehenden  älteren  Bestimmungen 
(Hofkd.  21.  Dez.  1815  Z.  4130,  14.  Juni  1837  Z.  6977  und  16.  Mai 
1838  P.  G.  S.  66.  Bd.  S.  87),  welche  für  Montanbeamte  und  die  Gattinen 
und  in  elterlicher  Gewalt  stehenden  Kinder  den  Besitz  von  Bergwerken 
überhaupt  von  einer  höheren  Bewilligung  abhängig  machen,  aufrecht. 
6)  Hfkd.  21.  März  1844  Z.  5373.  Stubenrauch  I.  197. 
•)  La  band,  Staatsrecht  des  deutschen  Reiches  I.  437  ff. 
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Rechtsfolgen  schliessen  einander  nicht  ans;  sie  können  gleichzeitig 
neben  einander  eintreten. 

II.  Welche  Pflichtverletzungen  als  kriminelle  Delikte  erscheinen, 
bestimmt  das  Strafgesetz.  Es  kann  die  kriminelle  Bestrafung  einer 
Pflichtverletzung  nur  dann  eintreten,  wenn  dieselbe  als  Verletzung  der 
Rechtsordnung  und  Gefährdung  des  Staates  ausdrücklich  im  Strafge- 
setze mit  einer  Strafe  bedroht  ist.1)  Diese  kriminell  strafbaren  Pflicht- 
verletzungen können  eigentliche  oder  uneigentliche  Amtsdelikte 
sein. 

Die  letzteren  sind  gemeine  Verbrechen  im  Dienste,  zu  deren  Be- 
gehung das  Amts-  und  Dienstverhältniss  Gelegenheit  und  Veranlassung 
gegeben  hat.  An  und  für  sich  kann  das  uneigentliche  Amts- 
delikt zwar  von  Jedermann  begangen  werden;  aber  der  Umstand,  dass 
es  von  einem  Beamten  in  seiner  Geschäftsführung  begangen  worden  ist, 
wird  in  der  Definition  des  Thatbestandes  und  in  der  Strafandrohung 
besonders  berücksichtigt.  So  wird  z.  B.  die  Veruntreuung  eines  einem 
öffentlichen  Beamten  anvertrauten  Gutes  schon  bei  einem  fünf  Gulden 
übersteigenden  Werthe  zu  einem  Verbrechen. 2)  Ebenso  wird  die  unge- 
setzliche Eröffnung  von  Briefen  oder  unter  Siegel  gehaltenen  Schriften 
mit  Arrest  bis  sechs  Monaten  bestraft,  wenn  dieses  Delikt  von  einem 
öffentlichen  Beamten  in  Ausübung  seines  Dienstes  verübt  wurde, 
während  an  anderen  Personen  dieselbe  Thathandlung  nur  mit  Geld- 
strafen zu  ahnden  ist.3) 

Eigentliche  Amtsdelikte  dagegen  sind  jene  Handlungen  oder 
Unterlassungen,  zu  deren  Thatbestande  es  wesentlich  ist,  dass  dieselben 
von  einem  Beamten  begangen  werden,  weil  sie  die  Verletzung  einer 
Dienstpflicht  zu  ihrem  Inhalto  haben.  Kein  Staatsdiener  darf  die  ihm 
übertragene  Amtsgewalt  als  Mittel  missbrauchen,  um  dem  Staate  oder 
einer  andern  Person  Schaden  zuzufügen;  mag  das  Motiv  dieses  Miss- 
brauches die  direkte  oder  indirekte  Erlangung  eines  Vortheiles,  oder 
Hass  oder  Gunst  gegen  einen  Dritten  sein.  Unter  Amtsgewalt  versteht 
man  aber  nicht  bloss  das  Recht,  Dienstbefehle  an  untergeordnete  Per- 
sonen oder  obrigkeitliche  Verfügungen  zu  erlassen,  sondern  auch  die 
Exekutivgewalt  sowie  die  den  Beamten  übertragenen  technischen  und 


*)  Vgl.  Art  „Amtsverbrechen  und  Am  tsvergehen"  im  Staats- 
lexikon von  Bluntschli  und  Brater.  I.  219.  Heffter  im  N.  Archiv  des 
Kriminal-Rechts  XIII  S.  48;  Neue  Folge  1853  S.  422.  A.  Zucker, 
Skizze  einer  Monographie  der  Amtsverbrechen  1870. 

2)  §  181  allg.  St.  G.  B. 

3)  §  1  Ges.  zum  Schutze  des  Briefgeheimnisses  6.  April  1870  (vgl. 
S.  94  d.  Werkes). 
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faktischen  Geschäfte.  Es  würde  daher  den  Thatbestand  dieses  Deliktes 
bilden,  wenn  der  Beamte  die  zu  ihm  in  einem  Subordinationsverhält- 
nisse  stehenden  Personen  durch  Missbranch  seiner  Disciplinargewalt 
widerrechtlich  zu  einer  Handlang,  Duldung  und  Unterlassung  zwingen 
würde.  Nicht  minder  fallt  hierher  der  Missbrauch  obrigkeitlicher  Ver- 
fügungen, mag  dadurch  eine  rechtswidrige  Bedrückung  oder  eine  rechts- 
widrige Begünstigung  einer  Person  stattfinden;  daher  z.  B.  in  der  ersten 
Richtung  die  rechtswidrige  Vornahme  einer  Verhaftung  oder  die  Ver- 
längerung ihrer  Dauer,  die  Vollstreckung  einer  Strafe,  welche  nicht 
ausgesprochen  ist,  —  in  der  zweiten  Richtung  die  Unterlassung 
der  als  Pflicht  obliegenden  Verfolgung  einer  strafbaren  Handlung,  der 
Xichtvollzug  einer  zuerkannten  Strafe,  die  gesetzwidrige  Substitution 
einer  geringen  Strafe  an  Stelle  der  verhängten,  den  Thatbestand  dieses 
Deliktes  des  Amtsmissbrauches  bilden  kann.  Ebenso  wird  der  Miss- 
brauch des  Rechtes,  durch  Urtheile  formelles  Recht  zu  schaffen,  also 
namentlich  die  absichtliche  Begünstigung  oder  Benachtheiligung  einer 
Partei  durch  Beugung  des  Rechtes;  ferner  die  vorsätzlich  falsche  Beur- 
kundung einer  Thateache  den  Thatbestand  des  Deliktes  des  Missbrauchs 
der  Amtsgewalt  bilden.    (§  101  und  102  St  G.  B.). 

Die  strafgerichtliche  Verfolgung  der  Beamten  wegen  Amtsdelikte 
erfolgt  in  den  Formen  des  gemeinen  Strafprocesses.  Das  österreichische 
Recht  kennt  die  unter  Einfluss  des  französischen  Rechtes  in  einzelnen 
deutschen  Staaten  entstandenen  besonderen  Voraussetzungen  der  Ver- 
folgung der  Beamten  wegen  Amtsdelikten  nicht  Allerdings  hat  auf  dem 
Boden  des  neuen  Strafprocesses  die  Freigebung  der  Untersuchung  und 
Strafverfolgung  gegen  die  Beamten  keine  erhebliche  Bedeutung,  inso- 
fern die  Strafverfolgung  nur  auf  Antrag  der  Staatsanwaltschaft,  welche 
als  Verwaltungsbehörde  an  materielle  Verfugungen  des  Justizministers 
gebunden  ist,  erfolgen  kann.  Nur  insofern  durch  das  Amtsdelikt  eine 
Privatperson  in  ihren  Rechten  verletzt  worden  ist,  kann  dieselbe  als 
Privatbetheiligter  in  den  Formen  und  Grenzen  des  §  48  der  St  P.  0. 
bei  Verweigerung  des  Strafantrages  durch  den  Staatsanwalt  statt  des 
letztern  die  öffentliche  Anklage  erheben.1) 

>)  In  Baden  ist  für  die  strafrechtliche  Verfolgung  eines  Beamten  die 
Genehmigung  der  vorgesetzten  Dienstbehörde  erforderlich;  wenn  diese  die 
Ertheilung  derselben  verweigert,  so  soll  die  Entscheidung  durch  das  Staats- 
ministerium erfolgen.  In  Bayern  ist  diese  Funktion  dem  Staatsrathe  über- 
tragen, der  über  die  Frage,  ob  ein  Staatsbeamter  wegen  eines  Amtsver- 
brechens vor  Gericht  zu  stellen  ist,  auf  Grund  des  erstatteten  schriftlichen 
Vortrages,  nach  vorläufiger  schriftlicher  Verantwortung  des  Angeschuldigten, 
za  entscheiden  hat  (Pözl,  Bayr.  Verfassungsrecht  S.  510).  Diese  Be- 
stimmungen haben  durch  das  deutsche  Gerichtsverfassungsgesetz  in  zwei 
Punkten  eine  Modifikation  erfahren,  indem  a)  die  Präjudicialkognition  sieb 
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III.  Die  Folgen  einer  Pflichtverletzung  können  privatrecht- 
liche sein;  d.  h.  der  Beamte  kann  die  Verbindlichkeit  zum  Schaden- 
ersatz auf  sich  laden,  wenn  er  durch  seine  pflichtwidrige  Geschäftsfüh- 
rung entweder  dem  Staate  oder  dritten  Personen  einen  Schaden  zuge- 
fügt hat. 

Im  letzteren  Falle  gestattet  das  österreichische  Recht  im  Allge- 
meinen kein  direktes  Klagerecht  gegen  Beamte.1)  Dieses  Princip 
erleidet  jedoch  drei  Ausnahmen: 

a)  Bei  richterlichen  Beamten,  gegen  welche  Ersatzansprüche 
durch  die  Syndikatsklage  geltend  gemacht  werden  können.2) 

b)  Jeder  Minister  kann  vor  den  ordentlichen  Strafgerichten  auf 
Ersatz  desjenigen  Schadens  belangt  werden,  den  er  durch  seine,  von 
dem  Staatsgerichtshof  als  gesetzwidrig  erkannte  Amtsführung  einem  Pri- 
vaten zugefügt  hat3) 

c)  Begründet  die  Pflichtverletzung  eines  Beamten  ein  nach  dem 
Strafgesetze  zu  ahnendes  Delikt,  so  kann  sich  der  Beschädigte  mit 
seinen  Ansprüchen  als  Privatbetheiligter  dem  Strafverfahren  anschliessen. 


auf  die  Feststellung  zu  beschränken  hat,  ob  der  Beamte  sich  einer  lieber- 
schreitung  seiner  Amtsbefugnisse  oder  der  Unterlassung  einer  ihm  oblie- 
genden Amtshandlung  schuldig  gemacht  hat;  und  b)  diese  Kognition,  dort 
wo  ein  oberster  Verwaltungsgerichtshof  besteht,  diesem  zusteht. 

')  Beamte  können  wegen  ihrer  Amtshandlungen  bei  dem  Civilgerichte 
niemals  belangt  werden;  jede  derartige  Klage  ist  von  dem  Civilrichter 
a  limine  zurückzuweisen  (Hfd.  14.  März  1806  No.  578  J.  G.  S  ).  Art. 
XII  St.  G.  über  die  Reg.-  u.  Vollzugsgew.  sagt:  „Die  civilrechtliche  Haf- 
tung der  Staatsdiener  für  die  durch  pflichtwidrige  Verfügungen  verursachten 
Rechtsverletzungen  wird  durch  ein  Gesetz  normirt."  Dieses  Gesetz  ist  bis- 
her nicht  erflossen. 

2)  Ges.  12.  Juli  1872  R.  112.  Der  Staat  haftet  auch  für  den  Scha- 
den, der  durch  eine  gesetzwidrig  verfügte  oder  verlängerte  Verhaftung  ent- 
standen ist  (Art.  VIII  Abs.  3  St.  G.  21.  Dez.  1867  R.  142);  vgl.  S.  91 
Anm.  2. 

3)  Vergl.  §§  6  und  24  des  Gesetzes  vom  25.  Juli  1867  R.  101  über 
die  Ministerverantwortlichkeit.  Der  Staatsgerichtshof  hat  auf  die  Ver- 
pflichtung des  verurtheilten  Ministers  zur  Ersatzleistung  zu  erkennen,  wenn 
sowohl  der  Betrag  derselben,  als  auch  die  Person,  welcher  dieselbe  gebührt, 
mit  Zuverlässigkeit  bestimmt  werden  kann.  Ist  das  nicht  möglich,  so  kann 
das  Urthcil  die  Verpflichtung  zur  Ersatzleistung  aussprechen  und  die  Fest- 
stellung des  Betrages  dem  ordentlichen  Rechtswege  überlassen  (§  24).  Der 
Richter  wird  daher  in  zwei  Fällen  über  Schadenersatzklagen  gegen  Minister 
zu  ui  theilen  haben :  a)  wenn  der  Staatsgerichtshof  principiell  die  Verpflich- 
tung zum  Schadenersatze  ausgesprochen  und  b)  wenn  der  Staatsgerichtshof 
ohne  diesen  principicllen  Ausspruch  ein  condemnatorisches  ürtheil  gefällt 
hat  (vergl.  §  6  des  cit.  Ges.). 
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Es  kann  dann  für  den  Fall  der  Verurtheilung  des  Beschuldigten  zugleich 
über  die  privatrechtlichen  Ansprüche  erkannt  werden.1) 

Eine  Haftung  des  Staates  für  das  Verschulden  seiner  Beamten 
findet  als  allgemeine  Regel  nicht  statt.2)  Der  Staat  übernimmt 
diese  Haftung  nur  ausnahmsweise  durch  ein  ausdrückliches  gesetzliches 
Zugeständniss,  und  zwar: 

a)  Wenn  er  bei  seiner  Verwaltungsthätigkeit  in  einem  Kon- 
traktsverhältnisse zu  den  Staatsbürgern  steht,  und  daher  als  Mandant 
für  die  Handlungen  seiner  Mandatare  einsteht.  Dies  ist  der  Fall  z.  B. 
bei  der  Verwahrung  von  Depositen3)  oder  bei  der  Beförderung  von  Fahr- 
postsendungen.4) 

b)  Für  das  Verschulden  richterlicher  Beamten  haftet  der 
Staat  als  Bürge  und  Zahler.5) 

In  diesen  beiden  Fällen  kann  der  Staat  civilrechtlich  als  Fiscus 
belangt  werden;  in  allen  andern  Fällen  dagegen  können  Schadenersatz- 
ansprüche vom  Staate  nur  im  administrativen  Wege  mittelst  Ge- 
suches beansprucht  werden. 

Der  Staat  kann  in  seinen  Vermögensinteressen  durch  Pflichtver- 
letzungen des  Beamten  direkt  oder  indirekt  dadurch  verletzt  werden, 
.  -dass  der  Staat  den  durch  den  Beamten  beschädigten  dritten  Personen 
regresspflichtig  wird  und  Schadenersatz  leisten  muss.  Ersatzansprüche 
des  Staates  gegen  seine  Beamten  werden  im  administrativen  Wege 

*)  Vgl.  das  V.  Hauptstück  der  Strafprozessordnung  vom  23.  Mai  1873. 

*)  Vgl.  Dr.  G.  Praiak.  Das  richterliche  Priifungsrecht  in  Ansehung 
der  Giltigkeit  von  Gesetzen,  Verordnungen  und  Specialverfügungen.  Wien 
1879  S.  41  (Separatabdruck  aus  der  Zeitschrift  für  Rechtssprechung  und 
Verwaltung  von  Samitsch,  IH.  Jahrgang).  H.  A.  Zachariae.  Ueber 
die  Haftungsverbindlichkeit  des  Staates  aus  rechtswidrigen  Handlungen  oder 
Unterlassungen  seiner  Beamten  (Ztschft.  f.  Staatswissenschaft  XIX  S.  582). 
Pfeiffer,  Praktische  Ausführungen  II  361  ff.  Gerber  §  63,  G.  Meyer 
S.  378. 

s)  Vgl.  Mayerhoferl.  S.  434  und  die  daselbst  angeführten  Ent- 
scheidungen des  obersten  G.  H.  1.  Juli  1874  Z.  6282  und  3.  Okt.  1876 
Z.  9989;  R.  G.  19.  Juli  1877  Z.  152  (Hye  III.  S.  635). 

4)  §  46  der  Fahrpostordnung  12.  Juni  1838  N.  280  J.  G.  S.:  Stellt 
sich  die  Partei  mit  der  von  der  Postanstalt  ausgemittelten  und  angebotenen 
Entschädigungssummen  nicht  zufrieden,  so  steht  derselben  der  Rekurs  an 
die  höhere  Stelle  binnen  der  gewöhnlichen  Rekursfrist  und  nach  erfolgter 
Entscheidung  der  obersten  administrativen  Stelle  der  Rechtsweg  offen." 
Ebenso  bestimmt  §  27  Absatz.  2  des  Postgesetzes  5.  November  1837 
(N.  240  J.  G.  S.),  dass  Ansprüche,  welche  aus  der  Haftung  des  Staats- 
schatzes für  die  zum  Transporte  aufgegebenen  Gegenstände  entspringen,  im 
ordentlichen  Rechtswege  ausgetragen  werden  können. 

*)  §  1  Ges.  12.  Juli  1873  R.  112. 
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geltend  gemacht.1)  Nur  bei  denjenigen  Beamten,  welche  mit  dem  Staate 
in  Verrechnung  stehen,  wird  die  Bemängelung  und  Erläuterung  der 
gelegten  Rechnung  zwar  im  administrativen  Wege  gepflogen;  es  kann 
jedoch  der  Beamte,  der  sich  durch  die  Finalerledigung  beschwert  er- 
achtet, die  Aufforderungsklage  gegen  den  Fiscus  einbringen.2) 

Die  Ers  ätze  werden  auf  Grund  des  rechtskräftigen  administrativen 
Ersatzerkenntnisses  hereingebracht: 

1.  Aus  der  etwa  bestellten  Kaution  "des  Beamten.  Die  Leistung 
einer  Dienstkaution  obliegt  den  Kassabeamten,  sowie  jenen  Beamten, 
welche  die  Annahme,  Aufbewahrung  oder  Transportirung  der  dem  Staate 
anvertrauten  Gelder  und  Werthgegenstände  besorgen. 

In  allen  Fällen,  in  denen  nach  den  bestehenden  Vorschriften  die 
Dienstkaution  eines  Beamten  in  der  Höhe  des  einjährigen  Gehaltes  erfordert 
wird,  ist  hierunter  die  niederste  Gehaltsstufe  der  Rangsklasse,  welcher 
der  kautionspflichtige  Posten  nach  seiner  Systemisirung  angehört,  auch 
dann  zu  verstehen,  wenn  der  Träger  desselben  im  Bezüge  eines  höheren 
Gehaltes  steht,  oder  später  in  einen  solchen  innerhalb  der  gleichen 
Rangklasse  einrückt3) 

Die  vor  Antritt  des  Dienstes  entweder  vom  Beamten  selbst,  oder 
von  einem  Dritten  für  ihn,  zu  leistende  und  für  alle  Forderungen  des 
Fiscus  aus  dem  Dienstverhältnisse  haftende  Kaution  kann  sein :  entweder 
«)  eine  Realkaution,  welche  in  der  Verpfändung  einer  Liegenschaft 
für  etwaige  zur  Zeit  der  Bestellung  noch  unbestimmte  Ersatzansprüche 
des  Fiscus  in  einer  ziffermässig  anzusetzenden  Maximalhöhe  be- 
steht4); oder  ß)  sie  kann  in  einem  Faustpfande  bestehen.  In  dem 
letzteren  Falle  kann  die  Kaution  wieder  sein:  eine  Baarkaution, 
welche  vom  Staate  mit  5  °l0  verzinst  wird,5)  oder  sie  kann  durch  Ver- 
pfändung von  zur  Anlegung  von  Mündelgut  geeigneten  Werth  - 
papieren  geleistet  werden.6) 

Bei  einer  Realkaution  wird  auf  Grund  des  administrativen  Ersatz- 
erkenntnisses das  Pfandrecht  gegen  den  Hypothekenbesitzer  nach  Vor- 

*)  St  obenrauch  I.  206.  A.  E.  10.  August  1841  (Hfkzld.  24. 
September  1841  P.  G.  S.  LXIX,  297). 

2)  Hofkmd.  26.  Jänner  1843  (P.  G.  S.  LXXI,  7)  und  Patent  16.  Jänner 
1786  (J.  G.  S.  516). 

3)  Vdg.  F.  M.  2.  Dez.  1873  Z.  28603  (V.  Bl.  Nr.  41). 

4)  Vgl.  al.  2  §  14  des  Grundbuchgesetzes  v.  25.  Juli  1871  R.  95. 
••>)  Vdg.  F.  M.  13.  August  1861  R.  81. 

6)  Jeder  Beamte,  welcher  die  Kaution  in  Werthpapiereu  anlegen  will, 
hat  deren  Vinkulirung  für  seinen  gegenwärtigen  und  für  jeden  andern  mit 
einer  Kautionsleistung  verbundenen  Dienstposten  selbst  zu  veranlassen  (Vdg. 
F.  M.  4.  Dezember  1861  V.  Bl.  Nr.  54). 
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schrift  der  Civilprocessordnung  exekutiv  geltend  gemacht.1)  Bei  einer 
durch  Faustpfand  bestellten  Kaution  dagegen  befriedigt  sich  der  Fiscus 
ohne  gerichtliche  Daz  wischenkunft,  indem  er  entweder  die  Baarkaution 
zur  Deckung  des  Ersatzes  verwendet,  oder  die  Werthpapiere  börsen- 
mässig  veräussern  lässt.2) 

2.  Durch  Gehaltsabzüge;  dieselben  können  auch  die  Hälfte  des 
Gehaltes  übersteigen,  nur  muss  der  Beamte,  welcher  bloss  von  seinem 
Gehalte  lebt,  jenen  Betrag  ungeschmälert  erhalten,  welcher  ihm  bei 
einer  Suspension3)  als  Alimentation  verabreicht  werden  müsste. 

3.  Durch  Exekution  in  das  sonstige  bewegliche  oder  unbe- 
wegliche Vermögen  des  Beamten. 

IV.  Das  Disciplinarrecht4)  des  Staates  gegenüber  seinen  Beam- 
ten ist  der  Ausfluss  des  Gewaltverhältnisses,  in  welchem  diese  zum 
Staate  stehen.  Der  Staat  übt  seinen  Beamten  gegenüber  Zwang  aus, 
um  dieselben  zur  Erfüllung  ihrer  Pflichten  anzuhalten.  Ein  zulässiges 
Zwangsmittel  sind  Geldbussen,  die  bei  Ertheilung  eines  Auftrages 
von  der  vorgesetzten  Stelle  für  den  Fall  des  ungenauen  oder  verzöger- 
ten Vollzuges  angedroht  werden  können.  Sodann  ergibt  sich  aus 
diesem  Gewaltverhältnisse  ein  besonderes  Disciplinarstrafrecht  des 
Staates,  durch  welches  Pflichtverletzungen  der  Beamten  geahndet  werden, 
und  dessen  Zweck  Sicherung  und  Beinhaltung  des  öffentlichen  Dienstes 
ist.  "Während  die  kriminellen  Amtsdelikte  nicht  nur  eine  Verletzung 
der  Amtspflicht,  sondern  eine  Verletzung  der  Rechtsordnung  überhaupt 
bedeuten,  erscheinen  die  Disciplinarvergehen  lediglich  als  Verletzung 
der  Amts-  und  Standespflichten  der  Staatsdiener,  oder  als  Nichtbeach- 

»)  Vgl.  §  33  litt  d.  des  Grundbuchsgesetzes  und  §  298  allg.  Gerichts- 
Ordnung. 

2)  Hfkzld.  6.  Februar  1842  P.  G.  S.  LXX,  26;  Hfkd.  15.  August 
1820  P.  G.  S.  LVHI,  188;  Hfkzd.  17.  Okt.  1822,  P.  G.  S.  50  Bd.  658. 

3)  Hfkmd.  2.  Juli  1834  Z.  24493. 

*)  Vgl.  Bülau,  Art.  Disciplinarvergehen  und  Disciplinarverfahren  in 
Bluntschli's  Staatswörterbuch  III.  S.  134  ff.,  dann  Pözl  IX  S.  696  (Art. 
Staatsdiener).  Buddeus  in  Weiske's  Rechtslexikon.  I.  220.  Schütze,  Art. 
Disciplinarstrafen  im  Rechtslexikon  von  Holtzendorff.  Meves  in  Ho  Itzen- 
dorf^ Handbuch  des  Strafrechts  III.  939.  Laband,  Staatsrecht  des 
deutschen  Reiches  I  447  ff.  Der  Letztgenannte  erblickt  in  dem  Disciplinar- 
recht des  Staates  eine  Folge  des  Gewaltverhältnisses,  in  welchem  der  Be- 
amte zum  Staate  steht.  In  rein  kontraktlichen  Verhältnissen  hat  jeder 
Theil  gegen  den  andern  eine  Klage  auf  Erfüllung  oder  auf  Ersatz  des 
Interesses  wegen  Nichterfüllung  oder  nicht  ordentlicher  Erfüllung.  Bei 
den  Gewaltverhältnissen  tritt  an  Stelle  der  Forderung  der  Befehl  und  an 
Stelle  der  Klage  der  Zwang.  Die  Disciplinargewalt  ist  das  Recht  zur  Aus- 
übung dieses  Zwanges. 
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tung  der  ihrer  Handlungsfreiheit  im  Interesse  des  öffentlichen  Dienstes 
gezogenen  Schranken.  Während  die  kriminelle  Bestrafung  der  Amts- 
delikte auf  der  allgemeinen  Strafgewalt  des  Staates  beruht,  ausdrück- 
liche Strafgesetze  und  die  Anwendung  des  allgemeinen  Strafprozesses 
voraussetzt  :  beruht  das  Disciplinarstrafrecht  auf  dem  besonderen  Pflicht- 
verhältnisse des  Staatsdieners.  Seine  Ausübung  bedarf  keiner  beson- 
deren Rechtsnorm,  welche  einen  konkreten  Thatbestand  mit  Strafe 
bedroht;  es  genügt,  dass  in  dem  Verhalten  des  Beamten,  unter  Würdi- 
digung  aller  Thatumstände,  die  Verletzung  einer  Pflicht  erkannt  wird, 
welche  der  Staat  zu  fordern  berechtigt  ist.  Allerdings  ist  der  Grad  des 
Verschuldens  zu  berücksichtigen;  denn  darnach  richten  sich  die  Mittel 
der  Disciplin.  Liegt  in  dem  Verhalten  des  Beamten  ein  geringeres 
Verschulden,  das  erst  durch  Wiederholung  und  Fortsetzung  mit  einem 
grosseren  Schaden  droht,  so  genügt  die  Verhängung  von  Ordnungs- 
strafen zur  Erzielung  künftiger  ordnungsmässiger  Thätigkeit.  Wenn 
sich  jedoch  die  Ordnungswidrigkeit  mit  Rücksicht  auf  die  Art  und  den 
Grad  derselben,  ihre  Wiederholung,  Fortsetzung,  die  begleitenden  Um- 
stände als  eigentliches  Dienstvergehen  qualificirt,  so  treten  Disci- 
plinarstrafen  ein.  Dieselben  sind  entweder  Mittel  der  Besserung 
und  Zucht,  um  den  Straffälligen  auf  den  Weg  der  Pflicht  zurückzu- 
führen (korrektive  Disciplin),  oder  —  in  ihrer  höchsten  Stufe  — 
Reinigungsmittel,  um  durch  Ausscheidung  Unwürdiger  den  Beamten- 
stand rein  zu  halten  (reinigende  Disciplin).  Weil  das  Disciplinar- 
strafrecht nicht  auf  der  allgemeinen  Rechtsordnung,  sondern  auf  einem 
besonderen  Gewaltverhältnisse  beruht,  schliessen  sich  allgemeines  Straf- 
recht und  Disciplinarstrafrecht  nicht  aus,  wenn  derselbe  Thatbestand 
gleichzeitig  einen  Bruch  der  allgemeinen  Rechtsordnung  und  daneben 
noch  die  Verletzung  einer  besonderen  Dienstpflicht  enthält.  Für  die 
Ausübung  des  besonderen  Disciplinarstrafrechtes  wird  jedoch  kein  Raum 
sein,  wenn  das  allgemeine  Strafgesetz  ein  kriminelles  Delikt  mit  dem 
Verluste  öffentlicher  Aemter  bedroht;  denn  in  diesem  Falle  hat  die  zu- 
ständige Dienstbehörde  lediglich,  in  Vollzug  des  Strafurtheiles,  den 
eingetretenen  Amtsverlust  durch  eine  Verfugung  auszusprechen. 

Zieht  jedoch  die  strafgerichtliche  Verurtheilung  des  Beamten  nicht 
von  Rechtswegen  Amtsverlust  nach  sich,  oder  endet  das  Strafverfahren 
mit  einer  Freisprechung  oder  sonst  in  einer  andern  Weise  ohne  Verurthei- 
lung: so  sind  die  Strafakten  dem  kompetenten  Disciplinargcrichte  mit- 
zutheilen,  das  nun  selbständig  zu  entscheiden  hat,  ob  in  dem  Thatbestande 
ein  Grund  zu  einem  disciplinaren  Einschreiten  liege.  Es  kann  unge- 
achtet der  kriminellen  Verurtheilung  eines  Beamten,  z.  B.  wegen  feuer- 
gefährlicher Handlung  disciplinares  Einschreiten  in  Wegfall  kommen, 
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weil  das  Delikt  ohne  jede  Beziehung  zn  den  Pflichten  des  Beamten 
ist  Es  kann  aber  andererseits  ungeachtet  der  Freisprechung  des  Be- 
amten der  gegebene  Thatbestand  eine  Pflichtverletzung  begründen;  denn 
es  kann  derselbe  zwar  nicht  zur  kriminellen  Bestrafung  hinreichen, 
wohl  aber  den  Mangel  der  Treue  gegen  den  Staat  oder  achtungswür- 
digen Verhaltens  bekunden,  oder  es  kann  die  Verurtheilung  wegen  eines 
Strafansscbliessungsgrundes,  z.  B.  Volltrunkenheit,  unterblieben  sein, 
dessen  Vorhandensein  geradezu  eine  Pflichtverletzung  bedeutet. 

V.  Disciplinarstrafrecht  und  Disciplinarverfahren  sind  verschieden 
in  Ansehung  richterlicher  Beamte  einerseits  und  in  Ansehung  der  Ad- 
ministrativbeamten andererseits.  Die  Disciplinarbehandlung  der  erstem 
normirt  das  Gesetz  vom  21.  Mai  1868,  dio  der  letzteren  die  Verordnung 
vom  10.  Mai  1860.  Beide  Rechtsnormen  zeigen  wesentliche  Unter- 
schiede in  dem  System  der  Strafmittel,  in  der  Bildung  der  Disciplinar- 
kommissionen  und  in  den  schützenden  Foitnen  des  Disciplinarverfahrens*. 

In  Ansehung  richterlicher  Beamte  (S.  182)  unterscheidet 
das  Gesetz  Ordnungs-  und  Disciplinarstrafen.  Ordnungsstrafen  sind:  die 
Mahnung,  d.  i.  eine  Warnung  zur  Abstellung  einer  unzulässigen  Ge- 
wohnheit, und  der  mit  grösserer  oder  geringerer  Förmlichkeit  ertheilte 
Verweis.  Der  Verweis  wird  nach  eingetretener  Rechtskraft  in  den 
Personalstandesausweis  des  Beamten  eingetragen.  Vor  Ertheilung  eines 
Verweises  muss  dem  Beamten  Gelegenheit  zur  Rechtfertigung  gegeben 
werden.  Kraft  des  Aufsichtsrechtes  haben  das  Recht,  Mahnungen  und 
Verweise  zu  ertheilen:  der  Vorsteher  jedes  Gerichtes  bezüglich  aller  da- 
selbst angestellten  richterlichen  Beamten ;  die  Präsidenten  der  Gerichts- 
höfe erster  Instanz  bezüglich  aller  Bezirksrichter  im  Sprengel  des  be- 
treffenden Gerichtshofes ;  die  Präsidenten  der  Oberlandesgerichte  bezüg- 
lich der  Präsidenten  der  ihnen  untergeordneten  Gerichtshöfe  erster 
Instanz.  Gegen  die  Ertheilung  einer  Mahnung  ist  kein  Rechts- 
mittel zulässig.  Gegen  die  von  einem  Gerichtsvorstande  ausge- 
gangene Ertheilung  eines  Verweises  kann  von  dem  betheiligten  Be- 
amten binnen  acht  Tagen  die  Beschwerde  bei  dem  Präsidenten 
des  zunächst  vorgesetzten  Gerichtshofes;  gegen  einen  Verweis  des 
Präsidenten  des  obersten  Gerichts-  und  Cassationshofes  bei  dem  Justiz - 
minister  angebracht  werden.1) 

Disciplinarstrafen  sind,  und  zwar  als  Mittel  der  korrektiven 
Disciplin: 

a)  Die  Versetzung  mit  gleichem  Range  an  einen  andern 
Dienstort  ohne  Anspruch  auf  die  Uebersicdlungskosten.    Zur  Verschär- 

>)  Ges.  21.  Mai  18G8  (§§  3—5). 
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fang  dieser  Strafe  kann  das  Disciplinargericht  damit  eine  Verminderung 
der  Dienstbezüge  verbinden,  welche  jedoch  den  dritten  Theil  des 
Jahresgehaltes  und  die  Dauer  von  drei  Jahren  nicht  überschreiten  darf. 

b)  Die  Versetzung  in  den  Buhestand  auf  unbestimmte  Zeit 
mit  Verminderung  der  normalmässigen  Ruhestandsgenüsse.  In  dem 
Erkenntnisse  des  Disciplinargerichtes  ist  der  Betrag  der  dem  Beamten 
anzuweisenden  Buhestandsgenüsse  zu  bestimmen;  er  darf  jedoch  in  keinem 
Falle  zwei  Drittel  der  normalmässigen  überschreiten. 

Als  Mittel  der  reinigenden  Disciplin  ist  die  den  Verlust  des  Titels 
und  Pensionsanspruches  nach  sich  ziehende  Entlassung  anzuwenden. 

Die  Verhängung  von  Disciplinarstrafen  kann  nur  von  den  zu- 
ständigen, gehörig  besetzten  Disciplinargerichten  (S.  173  und  172 
d.  W.)  nach  ordnungsmässig  durchgeführtem  Verfahren  ausgesprochen 
werden. 

Bezüglich  des  Verfahrens  ^gelten  folgende  Grundsätze: 

a)  Eingeleitet  wird  das  Verfahren  durch  einen,  keinem  Bechtsmittel 
unterliegenden,  Beschluss  des  ständigen  Disciplinargerichtes,  nach  An- 
hörung des  Oberstaatsanwaltes  und  Einvernehmung  der  Beschuldigten.1) 

b)  Sind  zur  Vorbereitung  der  mündlichen  Verhandlung  V or er- 
heb un  gen  nothwendig,  so  wird  dazu  von  dem  Vorsitzenden  des  Dis- 
ciplinarsenates  ein  Bichter  bestellt,  welcher  den  Beschuldigten  zu  ver- 
nehmen, Zeugen  nötigenfalls  eidlich  abzuhören  und  alle  zur  vollstän- 
digen Aufklärung  der  Sache  erforderlichen  Umstände  und  Beweismittel 
von  Amtswegen  zu  erforschen  hat  Die  abgeschlossenen  Akten 
werden  dem  Oberstaatsanwälte  (Generalprokurator)  mitgetheilt  und  von 
diesem  mit  seinen  Anträgen  dem  Disciplinargerichte  vorgelegt.  Findet 
der  Oberstaatsanwalt  (Generalprokurator)  noch  weitere  Erhebungen  noth- 
wendig, so  hat  der  bestellte  Bichter  dieselben  vorzunehmen.  Im  Falle 
einer  Meinungsverschiedenheit  darüber,  zwischen  ihm  und  dem  Ober- 
staatsanwälte (Generalprokurator),  hat  er  den  Beschluss  des  Disciplinar- 
gerichtes einzuholen.  Von  der  Theilnahme  an  der  mündlichen  Ver- 
handlung und  an  der  Entscheidung  der  Sache  ist  der  zu  den  Vorer- 
hebungen bestellte  Bichter  ausgeschlossen.  Wenn  das  Disciplinargericht 
nach  der  Aktenlage  erachtet,  dass  kein  Grund  zur  Fortsetzung  des 
Disciplinarstrafverfahrens  vorliegt,  so  hat  es  die  Untersuchung  durch 
Beschluss  einzustellen,  die  Akten  dem  unmittelbaren  Vortande  des 
Beamten  mitzutheilen  und  den  Einstellungsbeschluss  sammt  Grün- 
den dem  Beamten  zuzustellen.  Im  entgegengesetzten  Falle  verweiset 
das  Disciplinargericht  die  Sache  zur  mündlichen  Verhandlung.  Der 

!)  §  13  und  14  cit.  Gesetzes  21.  Mai  1868. 
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Verweisungsbeschluss  muss  die  Anschuldigungspunkte  bestimmt  be- 
zeichnen. Gegen  Einstellungsbeschlüsse,  welche  von  dem  Disciplinar- 
senate  eines  Oberlandesgerichtes  ausgehen,  steht  dem  Oberstaatsanwalt 
die  Beschwerde  binnen  acht  Tagen  an  den  Disciplinarsenat  des  obersten 
Gerichts-  und  Kassationshofes  offen.  Gegen  Verweisungsbeschlüsse  ist 
kein  Rechtsmittel  zulässig.1) 

c)  Der  Tag  zur  mündlichen  Verhandlung  wird  von  dem  Vorsitzen- 
don des  Disciplinarsenates  bestimmt,  und  der  Beamte  unter  Mittheilung 
des  Verweisungsbeschlusses,  oder  wenn  keine  Vorerhebungen  stattgefunden 
haben,  des  Einleitungsbeschlusses  dazu  vorgeladen.  Die  Verhandlung 
findet  in  nicht  öffentlicher  Sitzung  statt.  Die  Verhandlung  beginnt 
mit  einer  Darstellung  des  Sachverhaltes  durch  einen  vom  Vorsitzen- 
den des  Disciplinarsenates  aus  den  Mitgliedern  desselben  ernannten 
Referenten.  Darauf  wird  der  Beamte  vernommen,  sowie  der  Oberstaats- 
anwalt (Generalprokurator)  mit  seinem  Vortrage  und  Antrage  und  der 
Beamte  mit  seiner  Verteidigung  gehört*  Dem  Beamten  steht  das  letzte 
Wort  zu.2) 

d)  Das  Disciplinargericht  hat  bei  Schöpfung  seines  Erkenntnisses 
nur  auf  dasjenige  Rücksicht  zu  nehmen,  was  in  der  mündlichen  Ver- 
handlung vorgekommen  ist;  es  ist  bei  seiner  Entscheidung  an  keine 
positiven  Beweisregeln  gebunden,  sondern  hat  nach  seiner  freien,  aus 
der  gewissenhaften  Prüfung  aller,  für  und  wider,  vorgebrachten  Beweis- 
mittel gewonnenen  Ueberzeugung  zu  erkennen.  Durch  Erkenntniss  des 
Disciplinargerichtes  muss  der  beschuldigte  Beamte  entweder  von  der 
ihm  zur  Last  gelegten  bestimmten  Pflichtverletzung  freigesprochen  oder 
einer  solchen  für  schuldig  erklärt  werden.  Zugleich  hat  das  Strafer- 
kenntniss  den  Ausspruch  über  die  den  schuldig  erklärten  Beamten 
treffende  Disciplinar-  oder  Ordnungsstrafe,  sowie  über  den  Ersatz  der 
Kosten  des  Disciplinarverfahrens  zu  enthalten.  Das  Erkenntniss  ist 
sogleich  zu  verkünden  und,  längstens  binnen  acht  Tagen,  sammt  den 
Entscheidungsgründen  dem  Oberstaatsanwälte  (Generalprokurator)  und 
dem  Beamten  zuzustellen.3) 

e)  Das  Gesetz  gewährt  dem  Beamten  ausgedehnte  Mittel  der  Ver- 
teidigung und  des  Rechtsschutzes,  indem  der  Beamte  die  Zuziehung 
von  Vertrauensmännern  zu  der  mündlichen  Verhandlung  begehren*) 
und  sich  bei  der  Verhandlung,  er  mag  persönlich  erscheinen  oder  nichts 
eines  Verteidigers  aus  seinen  Standesgenossen  oder  aus  der  Reihe  der 

»)  §  15-17  cit.  Ges. 

2)  §  18  cit  Ges. 

*)  §  21  u.  22  cit.  Ges. 

*)  §  18  al.  2  cit.  Ges. 
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in  die  Verth  eidigerliste  eingetragenen  Rechtsverständigen  bedienen  kann.') 
Dem  Beamten  steht  gegen  das  Disciplinarerkenntniss  das  Rechtsmittel 
der  Berufung  an  den  Disciplinarsenat  des  obersten  Gerichtshofes  zu, 
welche  binnen  acht  Tagen  nach  Zustellung  des  Erkenntnisses  anzu- 
melden und  binnen  weiteren  acht  Tagen  auszuführen  ist.  Zum  Behufc 
der  Ausführung  ist  ihm  oder  seinem  Vertheidiger  die  Akteneinsicht  ge- 
stattet. Vor  dem  Disciplinarsenate  des  obersten  Gerichtshofes  findet, 
falls  nicht  zuvor  das  Erkenntniss  wegen  Mangelhaftigkeit  des  Ver- 
fahrens kassirt  wird,  eine  neue  mündliche  Verhandlung  statt.2) 

VI.  Rücksichtlich  der  nicht  richterlichen  Beamten  kommen  als 
Ordnungsstrafe  die  Rüge,  d.  i.  der  eindringliche  Tadel  mit  Hin- 
weisung auf  die  gesetzlichen  Folgen;  als  Disciplinarstrafen  da- 
gegen: 

a)  der  Verweis; 

b)  die  Geldstrafe; 

c)  die  Entziehung  der  graduellen  Vorrück ung  für  bestimmte 
Fälle  oder  auf  unbestimmte  Zeit; 

d)  die  strafweise  Versetzung  im  Dienste  an  einen  anderen 
Dienstort  oder  auf  einen  anderen  Dienstposten  mit  oder  ohne  Schmä- 
lerung der  Bezüge; 

e)  die  Dienstentlassung 
zur  Anwendung. 

Bei  den  Landesbehörden,  d.  i.  bei  der  politischen  Landesstelle  und 
der  Finanzlandesbehörde,  dann  bei  den  Centralstellen  bestehen  Disci- 
pl  inarkommissionen. 

Das  Verfahren  ist  an  keine  bestimmten  Formen  gebunden. 

Bei  den  Berathungen  der  Disciplinarkommission  ist  als  Beschluss 
die  von  der  Stimmenmehrheit  geäusserte  Meinung  anzusehen;  bei 
gleichgetheilten  Meinungen  gibt  die  Stimme  des  Vorsitzenden  den 
Ausschlag.  Der  Vorsitzende  ist  jedoch  an  die  Stimmenmehrheit  der 
Kommissionsmitglieder  in  so  ferne  nicht  gebunden,  als  ihm  die  Befog- 
niss  zusteht,  die  Vollziehung  eines  Beschlusses,  dem  er  nicht  beitreten 
zu  können  glaubt,  aufzuschieben  und  die  Entscheidung  der  vorgesetzten 
höheren  Behörde  darüber  einzuholen;  zugleich  aber  in  Fällen,  wo  Ge- 
fahr aus  dem  Verzuge  zu  besorgen  wäre,  unter  eigener  Haftung  eine 
einstweiligo  Vorkehrung  zu  treffen. 

Gegen  Erkenntnisse  der  Unterbehörden,  durch  welche  die  Suspen- 
sion vom  Amte  und  Gehalte  oder  eine  Disciplinarstrafe  verhängt  wird, 


>)  §  20  cit.  Ges. 

2)  §  25  u.  26  cit.  Ges. 
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kann  der  Rekurs  an  die  vorgesetzte  Behörde  ergriffen  werden.  Der 
Rekurs  gegen  die  verfugte  Suspension  hat  keine  aufschiebende  Wirkung. 
Jeder  Rekurs  ist  bei  der  Behörde,  gegen  deren  Erkenntniss  Beschwerde 
geführt  wird,  und  längstens  binnen  vierzehn  Tagen  nach  dem  Zustel- 
lungstage des  Erkenntnisses,  einzubringen. 

Eine  Rechtskontrolle  dieser  von  den  Disciplinarkommissionen  ge- 
schöpften Erkenntnisse  durch  das  Reichsgericht  oder  den  Verwaltungs- 
gerichtshof besteht  nicht.  Das  Reichsgericht  ist  nach  seinem  staate- 
grundgesetzlich  festgestellten  Wirkungskreise  (S.  176),  in  welchen  nur 
die  Kausalgerichtsbarkeit  über  gewisse  Ansprüche  gegen  den  Staat  und 
der  Schutz  politischer  Rechte,  nicht  aber  eine  kassatorische  Funktion 
in  Strafsachen  fallt,  nicht  berufen,  diese  Disciplinarerkenntnisse  einer 
Ueberprüfung  zu  unterziehen.  Es  hat  nicht  zu  entscheiden,  ob  die- 
selben von  der  dazu  kompetenten  Behörde,  unter  Einhaltung  der  ge- 
setzlichen Formen,  und  materiell  richtig  geschöpft  worden  sind.1) 

Rücksichtlich  des  Verwaltungsgerichtshofes  dagegen  besteht  eine 
positive  Norm,  welche  ausdrücklich  Disciplinarangelegenheiten  von 
seiner  Wirkungssphäre  ausscheidet3) 

D.  Rechte  der  Staatsdiener. 
§  87. 

Uebersicht  derselben. 

Die  Rechte  der  Staatsdiener  gegen  den  Staat  sind  die  Gegenwir- 
kung des  Gewaltverhältnisses,  in  welchem  der  Staatsdiener  zum  Staate 
steht. 

Diese  Rechte  lassen  sich  nach  verschiedenen  Gesichtspunkten  klassi- 
ficiren. 

Der  Beamte  hat: 

1)  Anspruch  auf  Schutz  durch  den  Staat  in  Bezug  auf 
seine  amtliche  Thätigkeit    Der  Beamte  handelt  für  den  Staat 


»)  Vgl.  Entech.  R.  G.  20.  Juli  1876  Z.  135  (Hye  116);  13.  Juli 
1880  Z.  123  (Hye  220). 

*)  §  3  litt.  g.  Ges.  22.  Oktober  1875.  Die  Motive  bemerken  darüber: 
In  Fällen  einer  Disciplinarbehandlung  handelt  es  sich  nicht  um  einen  Ein- 
griff der  öffentlichen  Gewalt  in  den  individuellen  Rechtekreis  eines  Staats- 
burgers, sondern  um  die  Beurtheilung  und  Bestrafung  der  konkreten  Dienst- 
pflicht seitens  eines  öffentlichen  Beamten;  überdies  ist  für  eine  unbefangene 
Handhabung  der  Disciplinargewalt  durch  eine  entsprechende  Zusammen- 
setzung der  Disciplinarsenate  bereits  anderweitig  gesorgt. 
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und  vollzieht  die  Befehle  desselben.  Er  hat  daher  das  Interesse,  dass 
seine  Geschäftsführung  durch  den  Staat  gedeckt  und  seine  Persönlich- 
keit im  Verkehr  mit  dem  Publikum  geschützt  werde.  Der  Staat  be- 
friedigt dieses  Interesse  durch  eine  Reihe  objektiver  Rechtssätze,  welche 
Angriffe  gegen  die  Person  und  die  Ehre  des  Beamten,  anlässlich  seiner 
amtlichen  Thätigkeit,  entweder  zu  besonderen  Delikten  qualificiren  oder 
wenigstens  den  Umstand,  dass  das  Delikt  gegen  einen  öffentlichen 
Beamten  in  Bezug  auf  seine  Amtstätigkeit  begangen  worden  ist,  als 
Strafzumessungsgrund  besonders  berücksichtigen.  So  wird:  a)  die  ge- 
waltsame Handanlegung  oder  gefährliche  Drohung  gegen  obrigkeitliche 
Personen  in  Amtssachen  als  eine  besondere  Art  des  Deliktes  der  öffent- 
lichen Gewaltthätigkeit  bestraft  (§  81  St.  G.  B.);  b)  die  körperliche 
Beschädigung  eines  Beamten,  während  er  in  Ausübung  seines  Berufes 
begriffen  ist,  hat  in  allen  Fällen  als  das  Verbrechen  der  schweren 
körperlicheu  Beschädigung  zu  gelten,  selbst  wenn  die  Beschädigung  an 
und  für  sich  keine  schwere  Verletzung  ist  oder  keine  Gesundheitsstö- 
rung oder  Berufsunfähigkeit  von  zwanzigtägiger  Dauer  herbeigeführt  hat. 
(§  152  und  153  St.  G.  B.);  c)  jede  wörtliche  oder  thätliche  Beleidi- 
gung eines  Beamten,  wenn  dieser  in  Vollziehung  eines  obrigkeitlichen 
Auftrages  oder  in  Ausübung  seines  Amtes  und  Dienstes  begriffen  ist, 
wird,  wenn  sich  darin  nicht  eine  schwerer  qualificirte  Gesetzesübertretung 
darstellt^  als  kriminelle  Uebertretung  gegen  öffentliche  Anstalten  und 
Vorkehrungen  geahndet  (§  312  St.  G.  B.);  d)  wegen  Vergehen  gegen 
die  Sicherheit  der  Ehre,  welche  durch  Druckschriften  begangen  werden, 
kann,  insofern  der  Angriff  gegen  einen  Beamten  in  Bezug  auf  seine  Be- 
rufshandlungen gerichtet  ist,  auch  im  öffentlichen  Interesse  die  Anklage 
erhoben  werden  (Art  V.  Ges.  17.  Dez.  1862  R.  8.) 

2.  Der  Beamte  hat  gegen  den  Staat  wohlerworbene  Rechte,  die 
somit  einen  unentziehbaren  Bestandteil  seiner  Rechtssphäre  bilden. 
Dieselben  lassen  sich  in  zwei  Gruppen  theilen: 

aj  In  öffentliche  Ehrenrechte,  und 

b)  in  Vermögensrechte  gegen  den  Staat  Die  letzteren  be- 
treffen den  Anspruch  auf  Ersatz  der  Verwendungen  für  den  Staat,  und 
auf  Gewährung  des  Lebensunterhaltes  während  der  aktiven  Dienst- 
leistung, und,  bei  Eintritt  gewisser  Voraussetzungen,  selbst  über  diese 
Zeit  hinaus.  Der  Staat  übernimmt  überdies  in  gewissen  Fällen  die 
Pflicht  zur  Gewährung  des  Lebensunterhaltes  auch  zu  Gunsten  der 
Hinterbliebenen  der  Beamten. 

Wir  behandeln  daher  in  den  folgenden  Paragraphen  diese  wohl- 
erworbenen Rechte  der  Beamten  in  der  nachstehenden  Reihenfolge: 
«)  Ehrenrechte;  ß)  Ansprüche  auf  Ersatz  von  Verwendungen  für  den 
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Staat;  ;)  Anspruch  auf  Lebensunterhalt  des  Beamten  während  der 
Dienstleistung  (Gehaltsansprüche) ;  S)  die  Versorgungsgenüsse  des 
Beamten  selbst  und  *)  die  seiner  Hinterbliebenen.  Daran  reiht  sich 
5)  die  Lehre  vom  Rechtsschutz  dieser  Ansprüche,  und  i)  die  Darstellung 
der  den  Beamten  sonst  im  Kechtsleben  eingeräumten  Begünstigungen. 

§  88. 

a)  Ehrenrechte  des  Beamten. 

Als  Träger  eines  Staatsamtos  hat  der  Beamte  Anspruch  auf  eine 
entsprechende  Dienstehre,  die  in  Titel,  Rang  und  Uniform  ihren 
Ausdruck  findet.  Regelmässig  entsprechen  diese  äusseren  Zeichen  der 
Dienstehre  dem  Amte,  das  der  Beamte  bekleidet. 

Der  Beamte  hat  die  Befugniss,  die  dem  Amte  entsprechenden 
Titel  zu  fuhren. 

Sein  Dienstrang  bestimmt  sich  nach  dem  Range  der  Stelle, 
die  er  bekleidet.  Sämmtliche  Staatsämter  in  allen  Zweigen  des  Staats- 
dienstes sind  in  elf  Rangklassen  aufgeteilt  (§  1  Ges.  15.  April  1873 
B.  47).  Die  Einreihung  der  einzelnen  Aemter  in  diese  Rangklassen 
beruht  theils  auf  Organisationsgesetzen,  theils  auf  blossen  Verordnungen. 
Ist  das  Erstere  der  Fall,  so  kann  eine  Aenderung  des  Stellenranges 
gleichfalls  nur  wieder  im  Wege  des  Gesetzes  eintreten.  Anlässlich  der 
Regelung  der  Bezüge  der  Staatsbeamten  durch  das  Gesetz  vom  15. 
April  1873  R.  47  wurde  bestimmt,  dass  die  Beamten  der  Gerichtsbe- 
hörden, sowie  überhaupt  alle  jene  Beamten,  deren  Diätenklasse  seit  dem 
31.  Dezember  1867  im  Wege  der  Gesetzgebung  geregelt  wurde,  in  jene 
Rangklassen  einzutheilen  sind,  welche  ihren  bisherigen  Diätenklassen 
entsprechen.  Die  Einreihung  der  übrigen  Beamten  kann  im  Verord- 
nungswege erfolgen;  dabei  macht  jedoch  das  Gesetz  die  Einschränkung, 
dass  in  den  einzelnen  Verwaltungszweigen  eine  gleichförmige  Regelung 
des  Personal-  und  Gebührenstandes  einzutreten  habe,  und  dass  die  er- 
folgte Eintheilung  mit  dem  nächsten  Staatsvoranschlage  dem  Reichs- 
rathe  zur  Kenntniss  zu  bringen  ist.1)  Verschieden  von  diesem  Stellen- 
range des  Beamten  ist  sein  relativer  Dienstrang  innerhalb  der- 
jenigen Beamtenklasse,  welcher  er  angehört.  Dieser  relative  Dienstrang 
richtet  sich  nach  dem  Seniorat  in  der  Ernennung;  bei  gleichzeitig  er- 
nannten Beamten  geht  derjenige  Beamte  im  relativen  Dienstrange  voran, 
welcher  in  der  früheren  Kategorie  den  älteren  Dienstrang  hatte.2) 


1)  §  1  Ges.  15.  April  1873  R.  47. 

2)  Hofkzld.  16.  Marz  1828  böhm.  Prov.-Ges.  10.  Band  Nr.  122. 

Ii* 
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Es  kann  durch  ein  Privilegium  (eine  Specialverfügung  des  Mon- 
archen) die  Dienstehre  des  Beamten  abweichend  von  der  Stelle,  die 
derselbe  bekleidet,  bestimmt  werden.1)  Es  kann  dem  Beamten  der 
Titel  einer  höheren  Stelle  gewährt  werden.  Diese  Titelauszeichnung 
gewährte  früher  dem  damit  Betheilten  ausser  der  Titulatur  kein  sonsti- 
ges Recht;  erst  die  allerhöchste  Entschliessung  vom  5.  April  1873  ge- 
währt den,  seit  Wirksamkeit  derselben,  durch  Verleihung  eines  höheren 
Titels  ausgezeichneten  Staatsdienern  das  Recht,  die  entsprechende  Uni- 
form zu  tragen.2)  Verbindet  sieh  mit  der  Titelauszeichnung  die  Ver- 
leihung des  Ranges  einer  höheren  Stelle,  so  wird  der  Beamte  unter  die 
wirklichen  Beamten  der  betreffenden  Kategorie  eingereiht,  und  zwar 
regelmässig  hinter  die  wirklichen  Beamten  der  betreffenden  Kategorie. 
Dagegen  bleibt  diese  Auszeichnung  ohne  Rückwirkung  auf  die  ver- 
mögensrechtlichen Ansprüche.  Es  kann  der  Beamte  weder  die  seinem 
Range  entsprechenden  Gehalts-  und  Aktivitätsbezüge,  noch  die  sonsti- 
gen Emolumente  seiner  Kategorie  beanspruchen.  Auch  kann,  wenn  der 
Beamte  später  wirklich  auf  eine  seinem  persönlichen  Range  ent- 
sprechende Stelle  befördert  wird,  derselbe  aus  diesem  persönlichen  Range 
nicht  einen  Anspruch  auf  sofortige  Einreihung  in  die  höhere  Gehalts- 
stufe der  betreffenden  Stelle  ableiten.3)  Verbindet  sich  dagegen  mit 
der  Titelverleihung  zugleich  die  Verleihung  des  Charakters  eines 
höheren  Dienstpostens,  so  hat  diese  Auszeichnung,  ausser  den  damit 
verbundenen  Ehrenvorzügen,  eine  doppelte  Rückwirkung  auf  die  Vermö- 
gensrechte: 

a)  Bei  der  definitiven  Verleihung  des  höheren  Dienstpostens  ist 
jenen  Beamten,  welche  bis  zum  Beginne  der  Wirksamkeit  des 
Gesetzes  über  die  Regelung  der  Bezüge  der  aktiven  Staatsbeamten  mit 
dem  Titel  und  Charakter  einer  höheren  Diensteskategorie  ausgezeichnet 
waren,  die  in  dieser  Weise  vollstreckte  Dienstzeit  zur  Erlangung  der 

Dasselbe  bestimmt  für  alle  Dienstplütze,  dass  zwischen  mehreren  Beamten, 
die  an  demselben  Tage  zu  einer  gleichen  Kategorie  ernannt  worden  sind, 
derjenige  in  der  neuen  Kategorie  vor  dem  andern  den  Rang  zu  nehmen 
hat,  der  ihm  schon  in  der  früheren  Anstellung  vorangegangen  ist;  daraus 
folgt,  dass  zwischen  zwei  an  demselben  Tage  zu  einer  gleichen  Kategorie 
Ernannten,  derjenige,  der  bereits  vordem  eine  Anstellung  im  Staatsdienste 
hatte,  jenem  vorzugehen  hat,  welcher  früher  im  Staatsdienst  noch  nicht 
angestellt  war,  vgl.  V  G  H.  13.  Mai  1880  Z.  906,  Budwinski  IV, 
Seite  192. 

»)  Hofd.  17.  Februar  1844  (J.  G.  S.  787,  P.  G.  S.  LXXII,  83). 

2)  Vdg.  der  F.  M.  2.  Juni  1873  Vd.  Bl.  Nr.  17. 

3)  V  G  H.  15.  Juni  1877  Z.  832  (Bud.  94);  R.  G.  22.  April  1879 
Z.  74  (Hye  183). 
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Vorrückung  in  den  höheren  Gehalt  innerhalb  dieser  Bangklasse  in 
Anrechnung  zn  bringen.  Auf  die  Anrechnung  dieser  Dienstzeit  für  das 
Quinquennium  haben  dagegen  die  erst  nach  Beginn  der  Wirksamkeit 
dieses  Gesetzes  mit  dem  Titel  und  Charakter  einer  höheren  Dienstes- 
kategorie ausgezeichneten  oder  auf  einen  höheren  Posten  provisorisch 
berufenen  Beamten,  wenn  sie  diesen  höheren  Posten  später  wirklich 
oder  definitiv  erhalten,  keinen  Anspruch.1) 

b)  Für  die  Wittwen  jener  Beamten,  denen  der  Titel  und  Charakter 
einer  höheren  Dienststelle  verliehen  wurde,  sind  die  nach  diesem  Dienst- 
charakter entfallenden  Pensionen  und  sonstigen  Gebühren  zu  be- 
willigen.2) 

§  89. 

b)  Der  Ansprach  auf  Ersatz  der  Verwendungen  für 

den  Staat. 

Der  Beamte  hat  Anspruch  auf  Ersatz  der  baaren  Auslagen  und 
sonstigen  besonderen  Verwendungen  für  den  Staat  In  dieser  Beziehung 
kommen  in  Betracht: 

1.  Die  Pauschalsummen  für  Büreaubedürfnisse,  Portokosten  und 
sonstige  für  den  Dienst  zu  machende  Auslagen.  Solche  Pauschal- 
summen finden  sich  in  allen  Zweigen  der  Verwaltung,  namentlich  aber 
in  der  politischen  Verwaltung.3) 

2.  Repräsentationsgelder,  insofern  mit  gewissen  Aemtern  die 
Verpflichtung  zu  einem  Aufwand  verbunden  ist,  welcher  nicht  ein  per- 
sönliches Bedürfniss  des  Beamten,  sondern  ein  politisches  Bedürfniss 
des  Staates  befriedigt 

3.  Reisegebühren4)  bei  längerer  oder  vorübergehender  Beschäf- 
tigung des  Beamten  ausserhalb  seines  Dienstortes.  Diese  Reisege- 
bühren bestehen  aus  zwei  Bestandtheilen:  den  Fuhr  kosten  für  die 

')  §  2  der  transitorischen  Bestimmungen  des  Ges.  v.  15.  April  1873 
R.  47.  und  Art.  VI  der  Vollzugsvorechrift  vom  14.  Mai  1873  R.  74. 

2)  Hfkrad.  23.  Okt  1846  P.  G.  S.  LXXIV  223. 

3)  §  14  G.  vom  19.  Mai  1868  über  die  Einrichtung  der  politischen 
Ht*h  ördfii. 

4)  Quellen:  Hfd.  21.  Mai  1812  P.  G.  S.  XXXVIII.  225;  Vdg.  3.  Juli 
1854  R.  169.  Darstellung  der  Vorschriften  über  die  Vergütung  der  Fuhr- 
und  Zehrungsk osten  für  die  im  Dienste  reisenden  öffentlichen  Beamten, 
nebst  dem  vervollständigten  Diätenschema  vonEmanuel  H tinner,  2  Theile, 
Wien  1846.  Als  Ergänzung  erschien:  Diätenschema,  mit  einem  Anhange, 
enthaltend  die  seitdem  Jahre  1848  erflossenen,  auf  die  Fuhr-  und  Zehrungs- 
kosten,  dann  Uebersiedelungs-  und  Substitutionsgebühren  Bezug  habenden 
Verordnungen  von  F.  J.  Johanus.    Wien  1856. 
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Hin-  und  Rückreise  und  den  Tagegeldern  oder  Diäten.  Die  letz- 
teren sollen  den  erhöhten  Aufwand  decken,  welchen  der  Beamte  in 
F«dge  seiner  Entfernung  aus  dem  Dienstorte  machen  muss. 

Hinsichtlich  der  Fuhrkosten  wird  unterschieden,  ob  die  Dienst- 
reisen auf  Eisenbahnen  oder  Dampfschiffen  gemacht  werden  können 
oder  nicht.  In  dem  ersteren  Falle  gebührt  dem  Beamten  als  Ersatz 
der  Fuhrkosten  das  Fahrgeld  der  ersten  oder  zweiten  Klasse  der  Eisen- 
bahnen, was  sich  nach  dem  Dienstrange  des  Beamten  richtet,  oder  das 
Fahrgeld  der  Dampfschifffahrt  der  ersten  Klasse.1)  Dabei  ist  es  gleich- 
giltig,  ob  der  Beamte  wirklich  diese  Kommunikationsanstalten  in  der 
betreffenden  Klasse  benutzt  hat  oder  nicht. 

Ist  dagegen  Eisenbahn-  oder  Dampfschifffahrt  nicht  möglich,  so 
wird  die  Reisekostenentschädigung  in  den  Gebühren  der  Extrapost  mit 
zwei  oder  vier  Pferden,  je  nach  dem  Dienstrange  de8  Beamten,  gewährt.2) 

In  Ermangelung  von  Postpferden  können  Führen  zu  den  orts- 
üblichen Preisen  bedungen  werden.  Bei  Reisen,  wo  die  Benutzung  des 
Vorspannes  gestattet  oder  üblich  ist,  ist  die  landesübliche  Vorspanns- 
vergütung, die  dem  Vorspannsleister  gegen  Empfangsbestätigung  baar 
zu  zahlen  ist,  in  Aufrechnung  zu  bringen.3) 

Die  Diäten  dagegen  richten  sich  nach  dem  Range  der  Stelle,  die 
der  Beamte  bekleidet4)    Sie  werden  für  die  Zeit  der  Hinreise,  des 

»)  §  5  Vdg.  18.  Juni  1873  R.  115. 

2j  §  4  der  cit.  Vdg.  Beamte  der  ersten  vier  Rangklassen  erhalten 
die  Gebühr  von  vier  Postpferden,  die  übrigen  von  zwei  Postpferden.  Das 
Postrittgeld  ist  nach  den  hierüber  erschienenen  jeweiligen  Bestimmungen, 
das  Postillonstrinkgeld  mit  35  kr.  per  Pferd  und  Post,  die  Kalesch- 
gebühr, je  nachdem  es  ein  gedeckter  oder  ungedeckter  Wagen  ist,  mit 
der  Hälfte  oder  dein  vierten  Theile  des  Rittgeldes  (den  Beamten  ist  übrigens 
der  Gebrauch  einer  gedeckten  Kalesche  gestattet),  das  Schmiergeld  für 
jede  Station  mit  14  kr.,  die  Umspannungsgebühr  (Einspanngeld)  mit 
4  kr.  per  Station  und  Pferd  zu  entrichten.  Die  Vergütung  der  eben  be- 
nannten Auslagen  geschieht  bei  Reisen  auf  Poststrassen  nach  Poststationen. 

3)  Vgl.  Mayerhof  er  I.  S.  88. 

*)  Für  die    1.  Rangklasse  20  fl.  —  kr. 
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Aufenthaltes  im  Kommissionsorte  und  der  Rückreise  gewährt  Kom- 
missionen sollen  thunlichst  beschleunigt  und  um  keinen  Tag  über  die 
unumgängliche  Nothwendigkeit  verlängert  werden.  Verlängerung  der 
Abwesenheit  zum  Vergnügen  oder  zum  Betriebe  von  Privatangelegen- 
heiten bleibt  daher  bei  Berechnung  der  Diäten  ausser  Anschlag. 

Der  Beamte  hat  innerhalb  vierzehn  Tagen  nach  vollendeter 
Kommission  das  Reisekostenverzeichniss  (Reisepartikulare)  einzureichen, 
welches  von  dem  Rechnungsdepartement  seiner  vorgesetzten  Dienstbe- 
hörde zu  prüfen  und  von  dieser  in  einem  bestimmten  Betrage  zu  ad- 
justiren  ist.  Für  Reisen,  welche  der  Beamte  ohne  Auftrag  seiner  Vor- 
gesetzten unternommen  hat,  gebührt  ihm  keine  Entschädigung;  unter- 
nimmt daher  ein  Beamter  eine  Dienstreise  ohne  Auftrag,  so  thut  er  es 
auf  eigene  Gefahr;  die  vorgesetzte  Dienstbehörde  kann  ihm  nur  dann 
eine  Reisekostenentschädigung  zugestehen,  wenn  sie  erkennt,  dass  diese 
Geschäftsführung  ohne  Auftrag  im  Interesse  des  Staates  not- 
wendig war  oder  zum  klaren  und  überwiegenden  Vortheile  des  Staates 
gedient  hatte.  Ebenso  liegt  es  in  der  Beurtheilung  der  adjustirenden 
Behörde,  ob  die  Zeit  der  Abwesenheit,  für  welche  der  Beamte  eine  Ent- 
schädigung beansprucht,  zur  Vollziehung  des  betreffenden  Geschäftes 
nothwendig  war.  Hat  daher  der  Beamte  seine  Abwesenheit  zwecklos 
ausgedehnt,  so  kann  eine  Beschränkung  der  Diäten  auf  jene  Zeit  ein- 
treten, welche  bei  gehöriger  Diligenz  des  Beamten  genügt  hätte. 

Für  einzelne  Beamtenkategorien  bestehen  in  Ansehung  der  Reise- 
gebühren besondere  Normen,  als: 

a)  Für  die  politischen  und  die  Gerichtsbeamten  bei  Reisen 
im  Amtsbezirke.  Hier  beschränken  sich  die  Reisekosten  auf  Meilen- 
gelder und  herabgeminderte  Taggelder.2) 

b)  In  Ansehung  der  Beamten  der  Bergbehörden;3) 

c)  der  Staatsbaubeamten;4) 

d)  der  Gang-  und  Zehrgelder  der  Diener.5) 

4.  Die  Uebersiedelungsgebühren  (Umzugskosten)  sind  eine  Art 
Keisekostenentschädigung,  welche  unter  bestimmten  Voraussetzungen  an- 
lässlich der  Versetzung  eines  Beamten  auf  einen  andern  Dienstort  ge- 
währt wird.6) 

*)  Vgl.  Vdg.  des  Justizministeriums  vom  11.  Juni  1851  R.  157  über 
die  Beschwerden  bei  Adjustirung  von  Reisepartikularien  der  Justiz-  und 
staatsanwaltlichen  Beamten  und  die  analoge  Verordnung  des  Ministeriums 
des  Innern  4.  März  1853  Z.  4742. 

*)  §  1  —  13  Vdg.  3.  Juli  1854  R.  169. 

3)  Vdg.  21.  Juli  1871  R.  47. 

4)  Mayerhofer  I.  96. 

&)  §  14  flf.  Vdg.  3.  Juli  1854  R.  169. 

•)  Hofkd.  13.  September  1804  P.  G.  S.  XXII.  135. 
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Keine  Umzugskosten  werden  gewährt:  «)  wenn  der  Beamte  selbst 
nm  die  Versetzung  angesucht  hat;  /?)  wenn  sie  durch  ein  Verschulden 
des  Beamten  veranlasst  wird;  y)  wenn  der  Beamte  durch  die  Versetzung 
an  seiner  Dienstehre  oder  seinem  Gehalte  gewinnt 

Die  TJmzugskosten  bestehen: 

a)  aus  den  Diäten  für  die  Zeit  der  Beise; 

b)  aus  den  Fuhrkosten,  die  sich  bei  Berechnung  der  Postge- 
bühren für  die  Verehelichten  um  die  Hälfte,  für  die  mit  mehr  als  zwei 
Kindern  Belasteten  auf  das  Doppelte  erhöhen.  Die  Benutzung  der 
Eisenbahn  hat  übrigens  auch  bei  Uebersiedelungsreisen  Platz  zu  greifen. 
Es  wird  in  Ansehung  solcher  Reisen  den  verehelichten  Beamten  die 
Aufrechnung  der  Fahrgebühr  für  jedes  der,  mit  demselben  wirklich  über- 
siedelten Familienglieder  nach  der  dem  Beamten  zukommenden  Wagen- 
klasse und  für  jedes  wirklich  übersiedelte  Individuum  seiner  Privat- 
dienerschaft nach  der  geringsten  Wagenklasse  zugestanden; 

c)  aus  einer  Möbelentschädigung,  welche  den  Unverehelichten  mit 
einem  einmonatlichen,  den  Verehelichten  mit  einem  zweimonat- 
lichen, und*  den  mit  mehr  als  zwei  Kindern  Belasteten  mit  einem 
dreimonatlichen  Besoldungsbetrage  verabreicht  wird. 

5.  Substitutionsgebühren.  Beamte,  welche  zur  einstweiligen 
Versehung  eines  erledigten  Dienstplatzes  aus  ihrem  Dienstorte 
abgesendet  werden,  können  nebst  der  vorschriftsmässigen,  ihrem  eigenen 
Dienstrange  entsprechenden  Vergütung  der  Kosten  der  Hin-  und  Rück- 
reise, dann  der  allfälligen,  in  den  Pflichten  des  substituirten  Amtes 
liegenden  Dienstreisen,  die  ihnen  nach  ihrer  eigenen  Dienstklasse  ge- 
bührenden Diäten  erhalten,  wogegen  der  mit  dem  substituirten  Amte 
verbundene  Gehalt,  dann  dessen  Nebenbezüge  und  Emolumente  für  das 
Aerar  einzuziehen  sind.1) 

6.  Remunerationen  sind  Entlohnungen  für  besondere  Dienst- 
leistungen, die  nicht  schon  in  dem  Amte  liegen.2) 

7.  Endlich  gewährt  der  Staat  auch  Ersätze  für  Zufälle,  die  den 
Beamten  ohne  eigenes  Verschulden  anlässlich  seiner  Thätigkeit  für  den 
Staat  getroffen  haben,  und  zwar:  a)  bei  Erkrankung  der  Beamten  auf 
Kommissionsreisen  ausser  dem  fortlaufenden  Diätenbezug  auch 
den  Ersatz  der  Heilungskosten,  wenn  unwiderleglich  erwiesen  ist, 

l)  Stubenrauch  I.  233.  Mayerhoferl.  S.  121.  Hofkd.  11. 
April  1828  P.  G.  S.  LVI.  92.  Ueber  die  Supplirung  von  Lehrämtern. 
Vdg.  3  Juni  1839  P.  G.  S.  LXVH  96;  dazu  Entsch.  R.  G.  27.  April  1876 
Z.  75  (Hye  108). 

*)  Hfd.  1.  Mai  1800  P.  G.  S.  XV,  58;  1.  Dec.  1820  P.  G.  S.  XLVIII 
450;  6.  Mai  1836  LXIV  526. 
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dass  die  Krankheit  unmittelbar  nnd  ohne  eigene  Schuld  oder  Un- 
vorsichtigkeit des  Beamten  durch  die  Kommissionsreise  und  Ge- 
sch&ftebesorgung  entstanden  ist;  !)  dann  b)  Feuerschadenver- 
gütungen, wenn  der  Beamte  sich  bei  einem  ohne  sein  oder  seiner 
Dienstleute  Verschulden  entstandenen  Brandunfall  für  Rettung  des 
Staatsgutes  thätig  zeigt  und  dadurch  an  seinem  eigenen  Vermögen  Ein- 
busse  erleidet5) 

§  90. 

e)  Die  Besoldung  der  Staatsdiener. 

I.  Der  Lebensunterhalt  der  Staatediener  während  der  aktiven 
Dienstleistung  wird  durch  einen  fortlaufenden  Rentenbezug  gewährt. 
Die  Besoldung  der  Staatsdiener  ist  keine  Lohnzahlung  für  kontraktlich 
übernommene  Dienstleistungen,  sondern  hat  den  Charakter  einer  Rente 
zur  Bestreitung  des  standesmässigen  Unterhaltes  des  Beamten,  der 
seine  ganze  Lebensthätigkeit  dem  Dienste  widmen  muss  und  von  an- 
deren Erwerbsthätigkeiten  faktisch  und  rechtlich  ausgeschlossen  ist. 

Daraus  folgt: 

a)  Die  Bezüge  der  Beamten  laufen  fort,  selbst  wenn  die  wirkliche 
Dienstleistung  durch  Krankheit,  Ausübung  politischer  Rechte,  Erfüllung 
staatsbürgerlicher  Pflichten  oder  kurzen  Urlaub  unterbrochen  wird.  Nur 
die  Ertheilung  eines  längeren  Urlaubes  wird  regelmässig  von  einem 
Verzicht  auf  den  fortlaufenden  Rentenbezug  abhängig  gemacht; 
pflichtwidriges  Verlassen  des  Amtes  ohne  Urlaub  oder  grundlose  Ueber- 
schreitung  der  gewährten  Urlaubsfrist  können  den  Beamten  für  die  Zeit 
der  unerlaubten  Entfernung  vom  Amte  seines  Diensteinkommens  ver- 
lustig machen. 

b)  Die  Besoldung  des  Beamten  wird  in  monatlichen  Vorausraten 
gezahlt,  wie  dies  dem  Begriffe  der  Alimente  entspricht  (§  1418  a.  b. 
6.  B.).  Das  Recht  auf  diese  in  wiederkehrenden  Fristen  gezahlte 
Rente  ist  erworben,  wenn  der  Beamte  auch  nur  den  Anfang  dieser  Frist 
erlebt  hat,  oder  mit  Anfang  dieser  Frist  in  aktiver  Dienstleistung  war 
(§  687  a.  b.  6.  B.). 

c)  Die  Besoldung  des  Beamten  kann  weder  cedirt  noch  verpfändet 
werden,  noch  bildet  dieselbe  ein  Sicherstellungs-  oder  Exekutionsobjekt 
für  Privatgläubiger  desselben.3)    Es  können  jedoch  «)  die  Bezüge  des 

i)  Art.  XIX  Hfd.  21.  Mai  1812  P.  G.  S.  38.  Bd.  S.  225. 
*)  Hofkd.  5.  April  1804  P.  G.  S.  XXI.  112. 

3)  Pat.  25.  Okt.  1798  P.  G.  S.  Bd.  13,  S.  70;  Hfd.  8.  Juni  1816 
Nr.  1256  J.  G.  S.,  Hfd.  15.  Mai  1818  Nr.  1455  J.  G.  S. 
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Beamten  zur  Erfüllung  von  Alimentationsansprüchen  seiner  Gattin  oder 
Kinder  mit  gerichtlicher  Exekution  belegt  werden;1)  auch  kann  in 
diesem  Falle  die  freiwillige  Cession  eines  Theiles  der  Besoldung  zu 
Gunsten  der  Alimentationsberechtigten  stattfinden.2)  Diese  Bestim- 
mungen beruhen  darauf,  dass  die  Besoldung  des  Beamten  nicht  nur 
den  notwendigen,  sondern  auch  den  standesmässigen  Unterhalt  des 
Beamten  selbst  und  der  von  ihm  in  üblicher  Zeit  begründeten  Familie  von 
gewöhnlicher  Grösse  decken  soll,  daher  die  Beschlagnahme  oder  Cession 
eines  Theiles  derselben  zu  Gunsten  der  nicht  in  gemeinschaftlichem  Haus- 
halte lebenden  Familienmitglieder  statthaft  ist.3)  .■*)  Ebenso  kann  Verbote- 
legung  und  Exekution  stattfinden  zur  Sicherstellung  oder  Befriedigung 
der  aus  dem  Dienstverhältnisse  entspringenden  Forderungen  des  Fiscus.4) 

II.  Die  Besoldung  der  Beamten  zerfällt  in  zwei  Bestandteile:  a) 
den  Gehalt  und  b)  die  Funktions-  oder  Aktivitätszulage.  Der  Ge- 
halt richtet  sich  nach  dem  Range  des  Amtes,  welches  der  Beamte  bekleidet. 

Für  die  Aemter  der  vier  ersten  Rangklassen  sind  die  Gehalte  mit 
einer  fixen  Ziffer  bemessen.5) 

Für  die  Aemter  der  übrigen  Rangklassen  (5—11)  sind  je  drei 
Gehaltsstufen  festgesetzt;  der  auf  ein  Amt  der  betreffenden  Rangklasse 
berufene  Beamte  erhält  zunächst  den  Gehalt  der  geringsten  Abstu- 
fung; er  rückt  nach  je  fünf,  in  einer  und  derselben  Rangklasse  vollstreck- 
ten Dienstjahren,  in  die  zweite  und  in  die  dritte  Gehaltsabstufung  ein.6) 
Mit  Rücksicht  auf  die  Einheit  des  Staatsdienstes  ist  es  zur  Erwerbung 
des  Anspruches  auf  die  höhere  Gehaltsstufe  der  fraglichen  Rang- 
klasse nicht  nothwendig,  dass  der  Beamte  den  Zeitraum  von  fünf,  be- 
ziehungsweise zehn  Jahren  in  demselben  Amte  vollstreckt  hat;  es  ge- 
nügt die  Vollstreckung  dieser  Dienstzeit  in  einem  Amte  der  fraglichen 

»)  Hfkzld.  19.  April  1799  N.  748  J.  G.  S.    Auch  für  uneheliche 
Kinder  (Hfd.  30.  Nov.  1844  No.  856  J.  G.  S.). 
*)  Hfd.  14.  Sept.  1805  N.  748  J.  G.  S. 
3)  Rau- Wagner,  Finanzwissenschaft  I.  S.  174. 

4j  Hfd.  1.  Dez.  1834  No.  2675  J.  G.  S.  —  Ges.  12.  Juli  1872  N.  112 
R.  G.  Bl. 

5)  §  5  Ges.  12.  April  1873  I.  Rang  (12000  G.);  H.  Rang  (10000  G.); 
in.  Rang  (8000  G.);  IV.  Rang  (7000  G.). 

6)  §  5  und  6  Ges.  13.  April  1873.  Schema: 

V.  Rangklasse  4500,  5500,  6000. 
VI.         „         2800,  3200,  3600. 
Vn.         ,.         2000.  2200,  2400. 
VIII.         „         1400,  1600,  1800. 
IX.         „         1100,  1200,  1300. 
X.         „  900,    950,  1000. 

XI.         „  600,    700,  800. 
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Rangkategorie  überhaupt,  ohne  Rücksicht  auf  den  besonderen  Dienst- 
zweig. Es  sind  daher  selbst  die  im  Militärstaatsdienste  in  der  ent- 
sprechenden Rangkategorie  von  Militärbeamten  oder  Oberoffizieren  voll- 
streckten Dienstjahre  bei  der  Berechnung  der  Quinquennien  in  Anschlag 
zu  bringen,  *)  sofern  nicht  ein  Verzicht  auf  dieses  Recht  erfolgt  ist, 
der  in  der  Regel  zu  verlangen  ist.2)  Es  ist  jedoch  Voraussetzung  für 
diese  Ansprüche,  dass  die  Aemter,  die  der  Beamte  bekleidet  hat,  wirk- 
lich von  gleicher  Rangkategorie  waren,  was  in  einzelnen  Fällen  in 
Rücksicht  auf  die  im  Behördenorganismus  häufig  stattgefundenen  Aen- 
derungen  zu  untersuchen  ist.  Aus  der  blossen  Gleichheit  des  Namens 
oder  der  Funktionen  des  früheren  Amtes  folgt  noch  nicht  die  Gleich- 
heit der  Rangkategorie. 3)  Dagegen  hat  die  Bestimmung,  wonach 
einem  Beamten  hinsichtlich  der  Einreihung  in  die  höheren  Gehaltsstufen 
die  von  ihm  in  derselben  Diätenklasse  zurückgelegte  Dienstzeit  in  Anrech- 
nung zu  bringen  ist,  selbstverständlich  auch  dann  Anwendung  zu  finden, 
wenn  er  diese  Dienstzeit  sogar  in  einer  höheren  Diätenklasse  zugebracht 
hat.4)  Dieser  Satz  findet  jedoch  dann  keine  Anwendung,  wenn  der 
Beamte  selbst  um  die  Verleihung  des  Dienstpostens  geringerer  Rang- 
kategorie angesucht  hat.5) 

Als  Uebergangsbestiramungen  trifft  das  Beamtengesetz  vom  15.  April 
1873  noch  die  Anordnung: 

a)  dass  jenen  Beamten,  welche  zur  Zeit  des  Eintrittes  der  Wirk- 
samkeit dieses  Gesetzes  mit  dem  Titel  und  Charakter  einer  höheren 
Diensteskategorie  ausgezeichnet  waren,  oder  einen  höheren  Dienstposten 
nur  provisorisch  inne  hatten,  die  in  dieser  Weise  vollstreckte  Dienst- 
zeit zur  Erlangung  der  Vorrückung  in  den  höheren  Gehalt  innerhalb 
dieser  Rangklasse  in  Anrechnung  gebracht  werde6),  und 

b)  dass  Beamte,  die  anlässlich  der  Regelung  der  Bezüge  in  eine 
Rangklasse  gereiht  werden,  welche  niedriger  ist  als  die  Diätenklasse, 
in  der  sie  sich  bisher  befanden,  für  ihre  Person  ihren  bisherigen  höheren 
Rang  behalten,  und  daher  der  gesetzlichen  Bezüge  dieses  Ranges  theil- 
haftig  werden.6) 

III.  Der  zweite  Bestandteil  der  Besoldung  heisst  Funktions-  oder 

i)  Vdg.  F.  M.  14.  Juli  1874  Z.  14023  (Vdgsb.  f.  d.  F.  M.  Nr.  28). 

5)  Vdg.  F.  M.  25.  Nov.  1875  Z.  4468.    Mayerhofer  I.  63. 

3)  Vgl.  Entsend,  d.  R.  G.:  29.  Okt.  1874  Z.  189  (Hye  63);  27. 
Jänner  1875  Z.  7  (H.  66);  25.  Jänner  1878  Z.  8  (H.  153);  25.  Okt. 
1878  Z.  219  (H.  175);  22.  April  1879  Z.  72  (H.  181). 

«)  R.  G.  20.  Juli  1877  Z.  155  (Hye  III.  Th.  S.  650). 

*)  R.  G.  28.  April  1876  Z.  75  (Hve  III.  S.  513);  24.  Jänner  1878 
Z.  16  (Hye  IV.  S.  728);  V  G  H.  15.  Juni  1877  Z.  832  (Bud.  I.  322). 

6)  Vgl.  R.  G.  20.  Juli  1876  Z.  134  (Hye  HI.  S.  531. 
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Aktivitätszulage.  Derselbe  soll  den  höheren  Aufwand  decken,  welchen 
der  Beamte  dadurch  machen  muss,  dass  er  seine  aktive  Dienstleistung 
an  einem  bestimmten  Orte  vollstrecken  muss.  Es  sind  daher  diese  Zulagen 
von  der  Diensttaxe  und  der  Einkommensteuer  befreit;  es  ist  aber  auch 
nur  der  Gehalt  für  die  Pension  anrechenbar  (§  4  Ges.  15.  April  1873). 
In  den  ersten  vier  Rangklassen  heissen  diese  Zulagen  Funktionszu- 
lagen, welche  in  dem  gesetzlich  bestimmten  Ausmaasse  für  die  einzelnen 
Aemter  dieser  Bangklassen  besonders  festgesetzt  sind.  Für  die  übrigen 
Aemter  von  der  V.  Rangklasse  abwärts  heissen  diese  Gehaltszulagen  Aktivi- 
vitätszulagen;  sie  richten  sich  nach  dem  Range  der  Stelle,  die  der  Be- 
amte bekleidet  und  nach  der  Bevölkerungsziffer  des  Ortes,  wo  das  Amt 
seinen  Sitz  hat.  In  der  letzteren  Beziehung  sind  die  Orte  in  vier 
Klassen  eingetheilt.  Die  volle  Aktivitätsgebühr  kommt  den  Beamten  zu, 
welche  in  der  Beichshauptstadt  Wien  ihren  Amtssitz  haben;  in  die  zweite 
Klasse  gehören  Brünn,  Graz,  Krakau,  Lemberg,  Prag,  Triest,  die  Orte  im 
Polizeirayon  Wien,  sowie  alle  Orte,  deren  Bevölkerung  mehr  als  50,000 
Einwohner  zählt;  in  die  dritte  Klasse  die  Orte  mit  10,000  übersteigender 
Einwohnerziffer  und  in  die  vierte  endlich  alle  Orte  mit  der  geringeren  Be- 
völkerungsziffer. In  diesen  letzten  drei  Klassen  bildet  die  Aktivitäts- 
zulage einen  aliquoten  Theil  der  für  Wien  bemessenen  (60,  50,  40  °/0J. 
Die  Einreihung  der  einzelnen  Orte  in  diese  Klassen  geschieht  jeweilig 
auf  Grund  der  Daten  der  letzten  amtlichen  Volkszählung. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmung  dieser  Zulagen  kann  bei  einer  Ver- 
setzung des  Beamten  in  einen  andern  Dienstort,  für  welchen  die  Gehaltszu- 
lage einer  niederen  Ortsklasse  systemisirt  ist,  der  Beamte  keinen  Entschädi- 
gungsanspruch wegen  Verringerung  seines  Diensteinkommens  stellen;  aber 
ebensowenig  wird  man  andererseits  die  Versetzung  eines  Beamten  an 
einen  Dienstort  mit  höherer  Aktivitätszulage  als  eine  Einkommensver- 
besserung ansehen  können,  welche  den  Beamten  der  Umzugskosten 
(S.  216)  verlustig  macht 

IV.  Für  das  staatliche  Lehrpersonal  und  die  Bibliotheks- 
beamten bestehen  besondere  Normen.  Diese  Staatsdiener  sind  zwar 
auch  in  die  ihrer  Stelle  entsprechende  Rangklasse  eingetheilt  und 
haben  Anspruch  auf  die  ihrem  Range  entsprechenden  Aktivitätszu- 
lagen;1) allein  ihre  Gehalte  sind  in  Specialgesetzen  normirt.1) 


1)  §  1  Ges.  15.  April  1873  R.  48.  Ordentliche  Professoren  der  Hoch- 
schulen geniessen  die  VI.,  ausserordentliche  Professoren  die  VII.  Rang- 
klasse (Ges.  9.  April  1870  R.  45;  17.  Marz  1872  R.  27);  Direktoren 
der  Mittelschulen  die  VIT.,  Lehrer  an  Mittelschulen  die  IX.  bez.  VIII. 
Rangklasse. 

2)  Z.  B.  der  Universitätsprofessoren  an  den  weltlichen  Fakultäten  durch 
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V.  Endlich  ist  zu  erwähnen,  dass  die  in  die  Kategorie  der  Diener 
gereihten  Personen  rücksichtlich  ihrer  Ansprüche  auf  Jahreslohn  und 
sonstige  Bezüge  gleichfalls  nach  besonderen  Normen  behandelt  werden, 
und  dass  ihnen  das  Gesetz  vom  15.  April  1873  R.  49  einen  mit  25  % 
des  Jahreslohnes  bemessenen  Aktivitätebezug  gewährt. 

§  91. 

d)  Ansprüche  nach  beendeter  Dienstleistung.1) 

I.  Die  vermögensrechtlichen  Ansprüche  der  Staatsdiener  gegen  den 
Staat  überdauern  unter  den  gesetzlichen  Voraussetzungen  die  Zeit  der 
aktiven  Dienstleistung,  wenn  die  Beendigung  dieser  ohne  Schuld  oder 
ohne  Willen  der  Beamten  herbeigeführt  wird.  Diese  vermögensrecht- 
lichen Ansprüche  beziehen  sich  entweder  auf  einen  fortlaufenden  Ren- 
tenbezug oder  auf  einmalige  Zahlung  einer  Abfertigungssumme.  Der 
Ruhegehalt  heisst  bei  den  Staatsbeamten  Pension  oder  Quiescenten- 
gehalt;  bei  den  minderen  Dienern  dagegen  Provision. 

Die  Pflicht  des  Staates  zur  Gewährung  des  Lebensunterhaltes  an 
den  Staatsdiener,  auch  über  die  Zeit  der  aktiven  Dienstleistung  hinaus, 
beruht  auf  der  Erwägung,  dass  demselben  andere  Erwerbsquellen  in 
der  Regel  verschlossen  sind,  um  für  sein  Alter  ein  Kapital  ersparen 
zu  können.  Dazu  kommt,  dass  die  Erwerbung  eines  Anspruches  auf 
Alterversorgung  im  Wege  der  privaten  Versicherung  für  den  Beamten 
mit  der  Schwierigkeit  verknüpft  ist,  dass  der  üebertritt  des  Beamten 
in  den  Ruhestand  nicht  bloss  durch  Alter  und  Invalidität,  sondern  auch, 
bei  sonstiger  Diensttauglichkeit,  durch  Verfügungen  der  Staatsgewalt 
herbeigeführt  werden  kann.2) 

II.  Die  Voraussetzungen  des  Anspruches  auf  einen  Ruhegehalt 
(Pension,  Quiescentengehalt)  sind: 

1.  Der  Staatsdiener  muss  auf  einem  Dienstposten  angestellt  sein, 

das  cit.  Ges.  v.  9.  April  1870;  der  Professoren  an  technischen  Hochschulen 
durch  das  Ges.  v.  17.  März  1872;  der  Bibliotheksbeamten  durch  das  Ges. 
v.  28.  August  1871  R.  106. 

l)  V.  Schwabe,  Das  ftsterr.  Civil-Pensions-  und  Provisionssystem. 
Wien  1844.  A.  Wildenauer,  Handbuch  der  Nonnalvorschriften.  1847. 
J.  Blönski,  System.  Zusammenstellung  der  österr.  Civilpensionsvorschrif- 
ten.  1879.  Rechtsquellen:  Pensionsnormal  vom  30.  November  1771; 
dann  vom  26.  März  1781  (Josef.  G.  S.  IV.  S.  86);  Vdg.  9.  Dezember 
1866  R.  157.  Ausser  diesen  durch  viele  Detailvorsshriften  ergänzten  Ge- 
setzen bestehen  für  einzelne  Zweige  des  Staatsdienstes  besondere  Gesetze; 
z.  B.  das  Ges.  v.  22.  Juli  1868  R.  111  über  die  Ruhegehalte  der  Mi- 
nister; das  Ges.  v.  27.  Dez.  1875  R.  158  über  die  Versorgung  der  Militär- 
personen, welches  im  Militärrechte  zu  behandeln  sein  wird. 

*)  Rau-Wagner,  Finanzwissenschaft  I.  S.  188. 
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mit  dem  der  Anspruch  auf  Ruhegehalt  verknüpft  ist.  Pensionsfähig 
sind  alle  Staatsdiener,  welche  in  eine  der  elf  Rangklassen  eingereiht 
sind;  dann  jene  in  die  Kategorie  der  Dienerschaft  gehörigen  Personen, 
die  einen  Gehalt  beziehen,  von  welchem  eine  sogenannte  Karenztaxe 
entrichtet  wurde, x)  oder  denen  die  Pensionsfähigkeit  zuerkannt  wurde.2) 
Dagegen  haben  die  auf  die  Dauer  eines  ausserordentlichen  Staatsge- 
schäftes aufgenommenen  Personen,  oder  die  für  ein  einzelnes  Geschäft 
Bestellten  keinen  Anspruch  auf  Versorgung. 

2.  Das  Aufhören  der  aktiven  Dienstleistung  darf  nicht  mit  Schuld 
oder  Willen  des  Beamten  herbeigeführt  worden  sein.  Entlassung,3) 
eigenmächtiges  Verlassen  des  Amtes4)  und  freiwilliger  Austritt5)  ver- 
nichten den  Anspruch  auf  einen  Ruhegenuss.  Die  Ansprüche  auf  einen 
Ruhegehalt  werden  daher  nur  dadurch  begründet,  dass  entweder  der 
Staat  selbst  auf  die  Dienstleistung  des  Beamten  verzichtet,  oder  dass 
der  Beamte  wegen  geistiger  und  körperlicher  Gebrechen  untauglich  ge- 
worden ist. 

Der  letztere  Umstand  muss  durch  ärztliche  Zeugnisse  des  staat- 
lichen Sanitätspersonals  dargethan  werden.8)  Von  diesem  Nachweise 
der  Invalidität  entbindet  selbst  das  höhere  Lebensalter  nicht;  es  be- 
steht im  Staatsdienste  keine  Altersgrenze,  weder  für  das  Recht  noch 
für  die  Pflicht  zum  Austritte.7)  Nur  Professoren,  welche  das  sieben- 
zigste  Lebensjahr  zurückgelegt  haben,  sind  von  Amtswegen  mit  dem 
ganzen,  zuletzt  genossenen  Gehalte  sowie  mit  Beibehaltung  der  etwa 
gewährten  Personalzulagen  in  den  Ruhestand  zu  versetzen;  auch  kann 

*)  Die  Karenztaxe  bestand  vor  Erscheinen  des  Taxgesetzes  vom 
27.  Jänner  1840  in  dem  Abzüge  eines  Viertheils-Betrages  der  jährlichen 
Besoldung. 

2)  z.  B.  die  Mannschaft  der  uniformirten  Civilsicherheitswachen  (Ges. 
27.  März  1873  R.  50);  die  Gefangenaufseher  (Ges.  13.  März  1872  R.  22); 
die  Strassenmcister ,  Stromaufseher  und  Hafenmeister  (Ges.  8.  Mai  1873 
R.  73);  die  Postamtsexpedienten  (Vdg.  H.  M.  9.  März  1872  Z.  4216); 
die  Forstwärter  (Vdg.  F.  M.  3.  Okt.  1870  Z.  30420),  die  Gcnsdarnierie- 
mannschaft  (Ges.  26.  Feb.  1876  R.  19);  Blönski  S.  26. 

')  Das  Pensionsnormale  (1781)  bemerkt,  dass  sich  seine  Bestimmungen 
über  Ruhegenttsse  nur  auf  solche  Personen  beziehen,  deren  Aufführung 
oder  sittliche  Gebrechen  sie  nicht  von  dem  Dienste  entfernt  oder  zu  dem- 
selben unwürdig  gemacht  haben,  da  ein  solcher  simpliciter  zu  entlassen 
ist,  wenn  er  sich  nicht  noch  einer  schärferen  Behandlung  schuldig  gemacht 
hatte. 

«)  Hofd.  9.  Juli  1835.  P.  G.  S.  63.  Bd.,  S.  270. 
*)  A.  E.  4.  April  1787  (Schwabe  S.  10). 
6I  Hfd.  24.  Mai  1816,  P.  G.  S.  44.  Bd.,  S.  181. 
')  Hfd.   26.  Mai  1803  (P.  G.  S.  XLX.  185);   A.  E.   2.  Juli  1812; 
Hfd.  1.  Dez.  1820  (P-  G.  S.  XLVIÜ.  448). 
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diese  Versetzung  in  der  bezeichneten  Art  mit  Zurücklegung  des  fünf- 
undsechzigsten Lebensjahres  verfügt  werden.1)  In  der  Regel  kann  die 
Versetzung  der  Beamten  in  den  Ruhestand  nicht  als  Strafe  verhangt 
werden;2)  nur  bei  richterlichen  Beamten  ist  die  Versetzung  in  den 
Ruhestand  auf  unbestimmte  Zeit,  mit  Verminderung  der  normalmässigen 
Ruhegenüsse,  als  Disciplinarstrafe  statthaft.3) 

3.  Eine  weitere  Voraussetzung  des  Anspruches  auf  einen  Ruhegenuss 
ist  die  Vollendung  einer  ununterbrochenen,  anrechenbaren  Dienstzeit 
von  mindestens  zehn  Jahren.  Anrechenbar  ist  ausser  der  Civilstaats- 
dienstzeit  auch:  a)  die  Dienstzeit  bei  dem  Hofstaate  und  den  dazu  ge- 
hörigen Aemtern;4)  b)  auf  Staats-  und  Fondsherrschaften;5)  c)  auf 
kaiserlichen  Privat-  und  Familienfondsgütem;6)  d)  bei  Anstalten,  welche 
aus  vom  Staate  verwalteten  Fonden  erhalten  werden,  z.  B.  den  Versatz- 
ämtern, Krankenhäusern,  Arbeitshäusern;7)  e)  im  staatlichen  Lehr- 
amte;6) f)  die  Dienstzeit  bei  den  Landstanden9)  und  g)  bei  den  orga- 
nisirten  Magistraten  der  landesfüretlichen  Städte.  10)  h)  Die  bei  der 
Armee,  sowie  bei  den  unter  der  obersten  Leitung  des  Reichskriegs- 
ministeriums stehenden  Dienstzweigen  und  Heeresanstalten  zurückgelegte 
Dienstzeit  ist  im  Falle  des  unmittelbaren  Eintrittes  in  den  Civilstaats- 
dienst  einzurechnen.11)  Welche  Militärdienstzeit  anrechenbar  ist,  er- 
giebt  sich  aus  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  über  die  Versorgung 
der  Militärpersonen.12) 

Die  Berechnung  der  Dienstzeit  erfolgt  von  dem  Tage  der  eidlichen 


J)  Ges.  9.  April  1870  R.  47. 

*)  A.  E.  24.  Okt.  1824:  Hfd.  16.  August  1828  (P.  G.  S.  XL  VI.. 
S.  247). 

3)  Ges.  21.  Mai  1868,  R.  46. 

4)  Schwabe  S.  22  Ah.  Kabinetsschreiben  vom  30.  Juni  1749  und 
A.  E.  26.  April  1815. 

5)  Hfd.  3.  Juni  1791  P.  G.  S.  II.  Bd.  S.  153. 

6)  A.  E.  26.  Okt.  1835. 
")  Blonski  S.  14  u.  15. 

8)  Ges.  9.  April  1870  R.  47. 

9)  Hfd.  26.  Mai  1786  (Josef.  G.  S.  XIV.  970). 

10)  Hfd.  26.  August  1819  P.  G.  S.  47.  Bd.,  S.  312.  Dagegen  ist  die 
bei  sonstigen  Kommunalämtern  oder  den  ehemaligen  Grundobrigkeiten  (im 
sog.  Patrimonialdienste)  zugebrachte  Dienstzeit  nicht  anrechenbar;  denn  die 
A.  E.  v.  30.  Nov.  1863  und  12.  August  1864  ermächtigen  bloss  die  Centrai- 
behörden in  rücksichtswurdigen  Fällen  solche  Dienste  in  Anschlag  zu  brin- 
gen, begründen  aber  keinen  Rechtsanspruch.  Vgl.  die  Entschdgn.  d.  R.  G.  ^ 
13.  Juli  1872  Z.  94  (Hye  N.  32);  10.  Juli  1874  Z.  129  (Hyc  N.  61); 
24.  April  1878  Z.  83  (Hye  N.  156). 

11 )  Hfkd.  2.  Nov.  1832  P.  G.  S.  60.  Bd.  S.  274. 

12)  §§  8,  14,  120  Ges.  27.  Dez.  1875  R.  158. 
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Verpflichtung.  Eleven,  Praktikanten,  Aspiranten  dürfen  erst  nach  einer 
einjährigen,  vollständig  befriedigenden  Praxis  beeidigt  werden,  welche 
ihnen  jedoch  in  die  für  die  Pensionsbemessung  anrechenbare  Dienst- 
zeit eingerechnet  wird.1)  Dagegen  ist  die  im  Quiescenten-,  Pensions-, 
Invaliden-  und  Suspensionsstande  (ohne  Behabilitirung)  zugebrachte 
Dienstzeit  eines  wiederangestellten  Beamten  nicht  zu  zählen.2) 

Bisweilen  wird  jedoch  zu  der  eigentlichen  Staatsdienstzeit  eine 
Zeit  hinzugerechnet,  in  der  sich  der  Pensions werber  noch  nicht  im 
Staatsdienste  befand,  oder  es  werden  einzelne  Dienstjahre  doppelt  ge- 
zählt, oder  es  treten  überhaupt  Ausnahmen  von  den  allgemeinen  Kom- 
putationsregeln ein.  Der  erste  Fall  besteht  rücksichtlich  der  Beamten 
der  Bergbehörden,  welche  die  vorgeschriebenen  juristischen  und 
montanistischen  Studien  vollendet  haben,  da  diesen  die  montanistische 
Studienzeit  in  der  lehrplanmässigen  Dauer  eingerechnet  wird.3)  Der  zweite 
Fall  betrifft  die  Doppelzählung  der  Feldzugsjahre,  welche  jedoch 
nur  für  die  Gesammtdienstzeit,  nicht  aber  für  das  zur  Erlangung  höherer 
Bezüge  im  aktiven  Civilstaatsdienste  erforderliche  Quinquennium  an- 
rechenbar sind. 4)  Welche  Epochen  als  Feldzüge  und  daher  als  Kriegs- 
jahre zu  gelten  haben,  wird  von  Fall  zu  Fall  durch  Armeebefehl  des 
Kaisers  bestimmt5)  Dieser  Anspruch  wird  dadurch  begründet,  dass 
sich  der  Beamte  an  dem  Feldzuge  entweder  als  Mitglied  einer  Truppe 
oder  Heeresanstalt  betheiligt,  oder  im  Kundschaftsdienste  auf  dem 
Kriegsschauplatze  selbst  verwendet  wird.  •)  Eine  besondere  Komputation 
der  Dienstzeit  im  staatlichen  Lehramte  tritt  in  der  Art  ein,  dass  je 
drei  in  dieser  Dienstleistung  vollständig  zurückgelegte  Jahre  für  vier 
Jahre  gezählt  werden,  und  zwar  auch  dann,  wenn  der  Uebertritt  aus 
einer  anderen  Staatsanstellung  in  ein  solches  Lehramt  oder  umgekehrt 
stattgefunden  hat.7) 

Durch  Unterbrechung  der  Dienstzeit  gehen  bereits  erworbene  An- 
sprüche verloren ;  nur  wenn  die  Dienstesunterbrechung  erwiesener  Massen 
ohne  Willen  und  Schuld  des  Beamten  erfolgte,  kann  die  Zeit  vor  der 
Unterbrechung  veranschlagt  werden.8) 


1)  Ges.  15.  April  1873. 

2)  P.  N.  1781,  Hfkd.  8.  Febr.  1828  (P.  G.  S.  LVI.  32).  Vgl.  F.  M. 
12.  August  1861  Z.  34848  (Vdg.  Bl.  S.  200). 

3j  Ges.  21.  Juli  1871  R.  77. 

4)  Ges.  22.  Juni  1878  R.  59. 

b)  §  10  Ges.  27.  Dez.  1875  R.  158. 

6)  A.  E.  27.  Febr.  1867,  Blonski  S.  21. 

:)  Ges.  <J.  April  1870  R.  47. 

*)  Hfd.  6  März  1787  (Josef.  G.  S.  XIV.  633). 
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Von  dem  Nachweise  einer  zehnjährigen,  ununterbrochenen 
Dienstzeit  wird  abgesehen: 

a)  Bei  jenen  Staatsdienern,  welche  wegen  Wahnsinns,  zugestossener 
Krankheit  oder  Erblindung  vor  diesem  Zeitpunkte  dienstuntauglich  ge- 
worden sind.  Denselben  wird  ein  Viertel  des  Gehaltes  als  fortlaufender 
Kuhegenuss  belassen;  sollte  ihnen  dieses  Unglück  im  Dienste  zugestossen 
sein,  so  können  sie  noch  günstiger  behandelt  werden.1) 

b)  Bei  Ministem,  denen  der  geringste  Ruhegehalt  von  4000  Gulden 
ohne  Bücksicht  anf  die  Dauer  der  Amtswirksamkeit  als  Minister  ge- 
bührt.2) 

HL  Das  Ausmass  der  Ruhegebühren  hängt  ab  von  zwei  Voraus- 
setzungen : 

a)  Von  dem  zur  Zeit  des  Auf  hörens  der  aktiven  Dienstleistung  dem 
Beamten  rechtlich  gebührenden  Aktivitätsgehalte.3)  Die  etwaigen  als 
Ergänzung  des  Gehaltes  bewilligten  Personalzulagen -sind  dabei  ebenso 
zu  berücksichtigen,  wie  die  als  Naturallohn  bezogene,  in  Geld  zu  veran- 
schlagende Quote  des  Gehaltes.4)  Dagegen  sind  die  bloss  zeitlich,  für 
die  Dauer  der  Dienstleistung,  den  Beamten  und  Dienern  bewilligten 
übrigen  Personal-,  Funktions-  und  Aktivitätszulagen,  Naturalquartiere, 
Quartiergelder  und  andere  dergleichen  Nebenzuflüsse,  welche  den  ein- 
zelnen Beamten  bloss  des  Dienstes  wegen  (als  sog.  onerose  Bezüge) 
bewilligt  werden,  nicht  in  Anschlag  zu  bringen.5) 

Ein  ohne  sein  Verschulden  und  nicht  über  sein  eigenes  Ansuchen 
auf  einen  anderen,  mit  einem  geringeren  Gehalte  verbundenen  Dienst- 


»)  P.  N.  1781  (V.);  A.  Resc.  30.  März  1821;  10.  Mai  1830;  Hfd. 
12.  Juni  1836. 

2)  Ges.  22.  Juli  1868  R.  111. 

s)  §  2  Pens.  Normale  v.  26.  März  1781.  E.  R.  G.  23.  Okt.  1873 
Z.  103  (Hye  Nr.  47). 

*)  Hfd.  3.  April  1798  P.  G.  S.  12.  Bd.  S.  51. 

*)  Was  das  auszumessende  Pensionsquantum  anbelangt,  so  ist  solches  nach 
der  Regel  auf  ein  Drittel  der  fixen  Besoldung,  welche  der  in  Diensten  ver- 
storbene Beamte  genossen,  zur  Pension  für  die  Wittib  sammt  ihren  etwa 
vorhandenen  minderjährigen  Kindern  zu  bestimmen,  zu  welcher  Besol- 
dung aber  keineswegs  die  ad  personam  auf  Quartier  beige- 
habten Zulagen,  oder  andere  Nebenzuflüsse  beizurechnen  sind 
(Abs.  4  P.  N.  30.  Nov.  1771).  Quartiere  in  natura  oder  Quartiergelder, 
da  selbe  nur  eine  Vergeltung  für  diejenigen  sind,  die  von  Amtswegen  sich  in 
dem  Residenzorte  aufhalten  müssen,  cessiren,  wenn  dieselben,  ausser  Akti- 
vität gesetzt,  jubilirt  werden  und  in  Pensionsstand  treten,  indem  sie  sich 
nach  Belieben  in  die  eine  oder  andere  Provinz  begeben  und  die  Theuerung  der 
Hauptstadt  vermeiden  können,  ihre  Plätze  aber  durch  andere  ersetzt  werden 
müssen  (Abs.  4  Pens.  N.  26.  März  1781). 
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posten  versetzter  Beamte  hat  den  wohlerworbenen  Anspruch  auf  Be- 
messung des  Ruhegehaltes  nach  dem  früher  bezogenen  Gehalte. l) 
Ebenso  ist  der  Gehalt,  den  der  Beamte  nur  provisorisch  bezogen  hat, 
zu  berücksichtigen.2) 

b)  Die  Buhegenüsse  sind  abhängig  von  der  Dauer  der  anrechen- 
baren Dienstzeit  Sie  betragen  mit  vollstreckten!  zehnten  Dienstjahre 
ein  Drittel  des  zuletzt  gebührenden,  anrechenbaren  Aktivitätsgehaltes 
und  steigen  progressiv  von  fünf  zu  fünf  Jahren,  so  dass  sie  mit  voll- 
endeter vierzigjähriger  Dienstzeit  mit  dem  ganzen  Betrage  des  Aktivi- 
tätsgehaltes bemessen  werden.  3)  Es  darf  in  keinem  Falle  der  Ruhe- 
genuss  unter  das  Minimum  von  einhundertfünf  Gulden  herab- 
sinken. 4) 

IV.  Auch  die  Ruhegehalte  gewähren  dem  seinen  Dienstcharakter 
beibehaltenden  Beamten  eine  wohlerworbene  Alimentation.  Daraus  folgt : 

a)  Die  monatliche  Vorauszahlung  und  der  Anfall  derselben  mit 
Erleben  des  auf  den  zweiten  Monatstag  angesetzten  Zahlungstermines.5) 

b)  Der  Rentenbezug  erlischt  regelmässig  erst  mit  dem  Tode  des  Be- 
rechtigten. Nur  bei  Wiedereintritt  in  die  aktive  Dienstleistung  wird 
der  Ruhegenuss  insoweit  eingestellt,  als  er  den  Gehalt  der  neuen  Stelle 
nicht  übersteigt.  Auch  lebt  nach  abermaligem  Rücktritt  in  den  Ruhe- 
stand die  alte  Pension  wieder  au£  wenn  der  Beamte  in  Ansehung 
seines  neuen  Amtes  entweder  gar  keine  oder  eine  geringere  Pension,  als 
er  vordem  genossen  hatte,  zu  erwarten  hätte.») 

c)  Auch  Ruhegehalte  können  nur  bis  zur  Hälfte  mit  Verbot  oder 
mit  Exekution  belegt  oder  freiwillig  verpfändet  oder  cedirt  werden.7) 
Selbst  bei  Konkurseröffnung  darf  dem  Kridatar  diese  Hälfte  nicht 
entzogen  werden.8) 

»)  Abs.  2  P.  N.  1781  Hfd.  8.  Jänner  1846  Z.  857. 
*)  Vdg.  9.  Dez.  1866  R.  157  (§  1),  Entsch.  F.  M.  14.  Feb.  1867 
Z.  4704. 

3)  §  2  Vdg.  9.  Dez.  1866  R.  157  (15—20)  3/g;  (20—25)  V» 
(25-30)  5/8;  (30-35)  «/8;  (35-40)  </*,. 

«)  Hfd.  18.  Okt.  1793  P.  G.  S.  III.  S.  49;  15.  Okt.  1792  P.  G.  S. 
I.  S.  189. 

*)  F.  M.  Vdg.  26.  März  1874  Z.  1506  (V.  Bl.  Nr.  9)  auf  Grund  der 
A.  E.  v.  18.  März  1874. 

«)  Hfd.  23.  Jänner  1810  P.  G.  S.  33.  Bd.,  S.  101;  Hfkd.  22.  April 
1831  (P.  G.  S.  LIX.  56);  Hfd.  6.  April  1787,  dann  16.  Juli  1826  (P.  G. 
S.  54.  Bd.  Nr.  50). 

")  Hfd.  16.  Jänner  1786  Nr.  518  J.  G.  S.  und  20.  März  1833 
N.  2600  J.  G.  S. 

*)  Hfd.  14.  März  1788  N.  796  J.  G.  S. 
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d)  Da  durch  den  Uebertritt  in  den  Ruhestand  die  Standespflichten 
des  Beamten  nicht  erlöschen,  so  zieht  strafgerichtliche  Verurtheilung 
wegen  Verbrechen  und  sonstiger  gewinnsüchtiger  oder  eine  unehrenhafte 
Gesinnung  zeigender  Delikte  den  Verlust  des  Ruhegehaltes  nach  sich.  *) 

e)  Endlich  ist  der  Genuss  des  Ruhegehaltes  an  die  Fortdauer  des 
staatsbürgerlichen  Subjektionsverhältnisses  geknüpft.  Auswanderung, 
oder  faktisches  Verlassen  des  Staatsgebietes  ohne  Konsens,  ziehen  den 
Verlust  des  Ruhegehaltes  nach  sich.2)  Rücksichtlich  einzelner  Staaten 
besteht  jedoch  Freizügigkeit  der  Pensionen.3) 

V.  Bei  den  minderen  Dienern,  die  bloss  zur  Versehung  kör- 
perlicher Verrichtungen  bestimmt  sind  (wie  die  Portiere,  Hausknechte, 
Feuerwächter,  Hausmeister,  Boten,  Bau-Aufseher  u.  s.  w.),  wird  der 
Ruhegenuss  Provision  genannt.  Dieselbe  richtet  sich  gleichfalls  nach 
den  Dienstjahren  des  Dieners  in  der  Art,  dass  dieselbe  bei  einer  Dienst- 
zeit über  zehn  Jahre  den  dritten  Theil  des  Aktivlohnes,  bei  einer 
Dienstleistung  von  zehn  bis  fünfundzwanzig  Jahren  die  Hälfte  des- 
selben nicht  übersteigen  darf.  Sie  wird  als  Taggeld  in  Kreuzern 
berechnet;  erst  bei  einer  Dienstzeit  über  fünfundzwanzig  Jahre  kann 
die  höchste  Provision  von  siebenundzwanzig  Kreuzern  bewilligt  werden.4) 
Provisionsfähigen  Dienern,  welche  über  vierzig  Jahre  zurückgelegt  haben, 
gebührt  der  volle  Lohn  als  Ruhegenuss. 

VI.  An  Stelle  des  fortlaufenden  Bezuges  tritt  eine  Abfertigungs- 
summe, welche  dem  Staatsdiener  als  Kapital  zur  Begründung  einer  neuen 
Lebensstellung  dienen  soll: 

a)  Bei  Staatsdienern,  die  vor  Erwerb  eines  Anspruches  auf  Ruhe- 
genuss aus  der  aktiven  Dienstleistung  ohne  Willen  und  Verschulden 
scheiden  müssen.  Sie  ist  mit  dem  einjährigen  Betrage  des  anrechen- 
baren Aktivitätsgenusses  zu  berechnen.5) 

b)  Sie  kann  bei  bereits  erworbenem  Anspruch  auf  Ruhegenuss  mit  dem 
zweijährigen  Betrage  des  anrechenbaren  Aktivitätsgehaltes  von  Staats- 
dienern, welche  ihre  sonstige  Erwerbsfähigkeit  durch  ein  Gesundheits- 
zeugniss  darthun,  gegen  Verzicht  auf  alle  sonstigen  Versorgungsansprüche, 
für  sich  und  ihre  Angehörigen,  gewählt  werden. ö)    Da  die  Abfertigung 

*)  §  26  g.  allg.  St  G.,  §  6  Ges.  15.  Nov.  1867  R.  131;  Hfkd. 
2.  März  1815  (P.  G.  S.  XXXXni.  133). 

2)  Hfkd.  7.  Jänner  1808  (P.  G.  S.  XXX.  S.  2);  Vdg.  des  F.  M. 
25.  September  1858  Z.  47105  (Vdgsbl.  S.  350). 

3)  Mayerhofer  I.  S.  151.    Stubenrauch  I.  S.  268. 
«)  Hfkd.  17.  April  1832  (P.  G.  S.  LX.  S.  96). 

J)  §  2  Vdg.  9.  Dez.  1866  R.  157,  P.  N.  17  (Abs.  181). 
•)  §  3  Vdg.  9.  Dez.  1866.    Die  Verzichterklärung  hat  die  Ehegattin 
mitauszustellen  (Vdg.  F.  M.  24.  Okt.  1867  Z.  37  906). 
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die  Stelle  des  Kuhegenusses  vertritt,  so  theilt  sie  «)  Privatgläubigern 
gegenüber  die  Privilegien  des  Ruhegenusses;  und  ß)  wenn  ein  abge- 
fertigter Staatsdiener  vor  Ablauf  eines  Jahres  mit  Gehalt  wieder  ange- 
stellt wird,  hat  er  von  der  empfangenen  Abfertigung  den  auf  die  übrigen 
Theile  des  Jahres  entfallenden  Betrag  rückznersetzen.1) 

§  92. 

e)  Versorgung  der  Angehörigen  des  Staatsdieners. 

I.  Die  Verpflichtung  des  Staates  zur  Verabreichung  des  Lebens- 
unterhaltes oder  wenigstens  zur  Unterstützung  erstreckt  sich  auch  über 
die  Lebenszeit  des  Beamten  hinaus  auf  dessen  Angehörige,  denen 
gegenüber  der  verstorbene  Staatsdiener  Alimentationspflichten  hatte.  Diese 
Verpflichtungen  betreffen:  die  Gewährung  eines  sog.  Konduktsquartals 
unter  bestimmten  Voraussetzungen,  und  die  Leistung  eines  Wittwenge- 
haltes; ferner  die  Unterstützung  der  Wittwe  durch  Erziehungsbeiträge; 
endlich  die  Gewährung  einer  zeitlich  begrenzten  Rente  an  die  rück- 
sichtlich beider  Eltern  verwaisten,  unversorgten  Kinder  der  Staatsdiener. 

II.  Das  Kondukt-(Sterbe-)Quartal  hat  den  Zweck,  der 
hinterbliebenen  Familie  die  Deckung  der  Krankheits-  und  Begräbniss- 
kosten und  die  Abwickelung  des  bisherigen  Hausstandes  bei  dem 
Uebergange  in  beschränktere  Einkommensverhältnisse  zu  ermög- 
lichen. Das  Konduktquartal  gebührt  vermögenslosen  pensionsföhigen 
Wittwen  und  Waisen  jener  im  aktiven  Dienste  vermögenslos  verstorbenen 
Staatsdiener,  deren  Aktivitätsgehalt  nicht  mehr  als  sechshundertdreissig 
Gulden  betrug,')  in  dem  vierten  Theile  des  Jahresgehaltes. 

HI.  Bei  bereits  erworbenen  und  im  Momente  des  Todes  vorhandenen 
Pensionsansprüchen  des  Staatsdieners  selbst3)  hat  auch  die  mit  dem 


»)  Hfkd.  30.  Juli  1830  (P.  G.  S.  LVÜI.  185). 

2)  Hfkd.  19.  Jänner  und  17.  März  1797  (P.  G.  S.  X.  27);  Hfkd. 
25.  September  1829  (P.  G.  8.  LVU.  612);  Hfkzd.  13.  Mai  1824  (P.  G. 
S.  LH.  216). 

3)  Der  Anspruch  der  Wittwe  gründet  sich  auf  den  Pensionsanspruch 
des  Beamten  selbst  (Hfd.  22.  Mai  1815  P.  G.  S.  XLHI.  244),  daher  besteht 
kein  Anspruch  der  Wittwe:  «)  bei  freiwilliger  Entsagung;  ß)  bei 
disciplinarischer  Entlassung  (P.  N.  Abs.  8  [1781];  Hfd.  19.  Juni 
1840  P.  G.  S.  LXVm.  250);  y)  bei  Eintritt  des  Todes  des  Beamten  vor 
Erwerbung  des  Pensionsanspruches  (Hfd.  22.  Mai  1822  P.  G.  S.  XLHI.  244); 
3)  bei  eigenmächtiger  Dienstesverlassung  und  derselben  gleichgeachtetem  Selbst- 
mord ohne  nachweisbare  Geistesstörung  (A.  E.  20.Fcb.  1825).  Der  Gegenbe- 
weis, dass  der  Selbstmord  nicht  freiwillig,  sondern  in  einem  Anfalle  von  Irrsinn 
oder  in  gestörtem  Geisteszustand,  ist  statthaft,  und  durch  den  Befund  der  Acrzte 
herzustellen  (F.  M.  Vdg.  30.  August  1852  R.  172).  Auch  hat  die  allgemeine 
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Verstorbenen  in  ehelicher  Gemeinschaft  lebende,1)  nicht  persönlich 
unwürdige  Wittwe,1)  deren  Verehelichung  zur  Zeit  der  aktiven  Dienst- 
leistung des  Staatsdieners3)  unter  Beobachtung  der  durch  das  Staats- 
dienstrecht auferlegten  Beschränkungen4)  stattgefunden  hatte,  den  An- 
spruch auf  eine  Wi  ttwenpension. 


Hofkammer  mit  Rathsbeschluss  vom  30.  September  1842  Z.  36311  ent- 
schieden, dass  nur  der  in  aktiver  Dienstleistung  begangene  Selbstmord  die 
Wittwe  der  Pension  verlustig  macht  (Schwabe  S.  16).  e)  Bei  Austritt 
aus  der  aktiven  Dienstleistung  mit  Annahme  einer  Abfertigung 
(§  3  Vdg.  9.  Dez.  1866). 

*)  Wittwen,  welche  zur  Zeit  des  Todes  ihres  Ehegatten  nicht  in  ehe- 
licher Gemeinscliaft  leben,  haben  keinen  Ansprach,  ausser  wenn  sie  nach- 
weisen, dass  die  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  nicht  durch  ihr 
Verschulden  erfolgt  ist.  Dieser  Beweis  wird  bei  gerichtlicher  Schei- 
dung durch  ein  Zeugniss  des  Gerichtes  oder  das  ergangene  Urtheil  her- 
zustellen sein  (Hofkd.  .5.  Okt.  1830  P.  G.  S.  LV1TI.  201).  Bei  einer 
aussergerichtlichen  Scheidung  muss  der  diesfällige  Beweis  auf  andere  glaub- 
würdige Weise  erbracht  werden. 

*)  Ausgeschlossen  sind  Wittwen,  welche  sich  durch  ihren  unsittlichen 
Lebenswandel  jeder  Unterstützung  durch  den  Staat  unwürdig  gemacht  haben, 
insbesondere,  wenn  sie  wegen  Verbrechen  überhaupt,  oder  wegen  eines  Ver- 
gehens oder  einer  Uebertretung  aus  Gewinnsucht  oder  gegen  die  öffentliche 
Sittlichkeit  strafgerichtlich  verurtheilt  worden  sind.    (Blönski  S.  47.) 

5)  Es  besteht  kein  Anspruch,  wenn  die  Wittwe  ihren  Gatten  im  Pensions- 
Quiescenten-,  oder  Suspensionsstande  geehelicht  hat,  insofern  der  Quiescent  oder 
Pensionist  nicht  mehr  in  die  aktive  Dienstleistung  eingetreten  und  der  Suspen- 
dirte  nicht  mehr  restituirt  worden  ist  (P.  N.  1781  Abs.  IX;  Hfkmd.  18.  Okt. 
1796  P.  G.  S.  IX.  78;  —  Hfkmd.  4.  Dez.  1834  P.  G.  S.  LXII.  268;  26.  Mai 
1835  P.  G.  S.  LXIII.  189).  —  Auf  bloss  disponibel  gewordene  Beamte,  welche 
innerhalb  des  Begünstigungsjahres  sich  verehelicht  haben,  findet  die  Bestimmung 
keine  Anwendung  (Hfkmd.  3.  Mörz  1838  Z.  8726  u.  31.  Dez.  1840 Z.  68,B16nski 
S.  48).  Dagegen  sind  von  einer  Wittwenpension  ausgeschlossen  diejenigen  Wittwen, 
welche  einen  zwar  noch  in  aktiver  Dienstleistung  stehenden,  jedoch  über 
sechzig  Jahre  alten  Staatsbeamten  geehelicht  haben,  wenn  sie  nicht  demselben 
während  der  Ehe  Kinder  geboren  haben  oder  nicht  durch  vier  volle  Jahre  im 
Ehestand  gelebt  haben.  Kinder,  welche  vor  der  Verehelichung  mit  der  Wittwe 
von  dem  späteren  Gatten  erzengt  und  dann  per  subsequens  matrimonium 
legitimirt  worden  sind,  können  nicht  in  Anschlag  gebracht  werden.  Hfkm.- 
Dekrete:  20.  April  1813,  P.  G.  S.  XXXX.  82;  21.  Mai  1830  P.  G.  S. 
LVm,  143  und  Hfd.  28.  Juni  1791  P.  G.  S.,  Bd.  I.  56). 

*)  Verehelichung  ohne  Konsens  der  vorgesetzten  Dienstbehörde,  dort 
wo  er  nöthig  ist,  entzieht  der  Wittwe  den  Pensionsanspruch  (Hfkmd.  29. 
Juli  1800  P.  G.  S.  XV.  101).  Wittwen  nach  kautionspfiichtigen  Staatsbeamten, 
welche  die  Einlegung  der  sog.  Weiberverzichtsurkunde  unterliessen,  worin 
sie  dem  Staate  die  Priorität  in  der  Befriedigung  seiner  Ersatzansprüche  an 
das  Nachlassvermögen  des  Mannes  vor  ihren  eigenen  Forderungen  einräumen, 
haben  gleichfalls  keinen  Pensionsanspruch  (Abs.  II.  P.  N.  1771;  Hfd, 
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Ihrer  Summe  nach  sind  die  Wittwenpensionen  entweder  a)  ausser- 
ordentliche, die  von  Fall  zu  Fall  vom  Kaiser  bestimmt  werden;  oder 
b)  sie  richten  sich  als  charaktermässige  nach  dem  Dienstcharakter 
des  verstorbenen  Ehegatten,  oder  endlich  c)  nach  dem  Aktivgehalte 
desselben;  sie  betragen  in  diesem  Falle  ein  Drittel,  dürfen  jedoch 
unter  das  Minimum  von  einhundertfunf  Gulden  nicht  herab- 
gehen und  das  Maximum  von  dreihundertrunfzig  Gulden  nicht  über- 
steigen. !) 

Wittwen  bloss  provisionsfähiger  Staatsdiener  erhalten  eine  blosse 
Provision,  deren  Summe  ein  Drittel  des  Aktivjahreslohnes  nicht  über- 
steigen darf.2) 

Die  Wittwen-Pensionen  und  Provisionen  erlöschen:  a)  mit  dem 
Tode;  b)  mit  der  Wiederverehelichung;3)  c)  durch  Erlangung  einer 
anderweitigen  Versorgung  durch  den  Staat  oder  eine  öffentliche  An- 
stalt; jedoch  nicht  bei  Eintritt  in  ein  der  weiblichen  Erziehung  ge- 
widmetes Nonnenkloster  (Hfd.  10.  März  1813  XLI,  119);  d)  durch 
8trafgerichtiiche  Verurtheilung  und  e)  durch  Verlassen  des  Staates 
(Auswanderung  oder  unbefugte  Abwesenheit). 

V.  Pensions-  oder  provisionsfähige  Wittwen,  welchen  die  Ver- 
pflegung von  mehr  als  drei  unversorgten,  von  dem  verstorbenen  Staats- 
diener erzeugten  Kindern  obliegt,  erhalten  zur  leichteren  Bestreitung 
der  Erziehungskosten  nach  Köpfen  bemessene  Beiträge,  deren  Höhe  sich 
gleichfalls  entweder  nach  dem  Gehalte  des  Vaters  oder  nach  dessen 
Dienstcharakter  bemisst  oder  ausserordentlicher  Weise  von  Fall  zu  Fall 
bestimmt  wird.4) 

VI.  Anstatt  der  Wittwenpension  tritt  eine  Abfertigung  ein: 
a)  wenn  wegen  Nichtvollendung  einer  zehnjährigen  Dienstzeit  des  ver- 
storbenen Ehegatten  (P.  N.  1781),  oder  wegen  Unterlassung  der  Aus- 
stellung der  Weiberverzichtsurkunde,  oder  wegen  Verehelichung  mit  einem 
mehr  als  sechzigjährigen  Staatsdiener  ein  Pensionsanspruch  nicht  statt- 


10.  Jänner  1812  P.  G.  S.  XXXVIII.  20.  F.  M.  Vdg.  2G.  Juli  1873.V.B1.  228). 
Blosse  Unterlassung  der  Anzeige  der  Verehelichung  hat  an  und  für  sich  den 
Pensionsverlust  nicht  zur  Folge  (Hfkmd.  10.  Nov.  1829  P.  G.  S.  LVII.  714). 
*)  P.  N.  1781  (VI). 

*)  Hfkmd.  26.  April  1822,  P.  G.  S.  50.  Bd.  p.  230;  17.  April  1832 
IX  96. 

3)  P.  N.  1771  (VIII). 

4)  Die  Erziehungsbeitrftge  sind  eine  Gebühr  der  Mutter  (Hfkmr.- 
Entscheidung  v.  12.  Oktober  1838);  sie  werden  nach  Köpfen  ver- 
liehen, und  sind  daher  jedesmal  einzuziehen,  wenn  das  damit  betheilte  Kind 
das  Normalalter  erreicht,  eine  Versorgung  erhält  oder  mit  Tode  abgeht 
(Hfd.  v.  25.  August  1797,  P.  G.  S.  Bd.  11,  S.  62). 
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findet1,)  Die  Abfertigung  beträgt  ein  Viertel  des  vom  Gatten  zuletzt 
bezogenen  Aktivitätsgehaltes.1) 

b)  Der  sich  wieder  verehelichenden  Wittwe  steht  es  frei,  sich  die 
Pension,  deren  Bezug  eingestellt  wird,  für  den  Fall  eines  abermaligen 
Wittwenstandes  vorzubehalten  oder  sich  abfertigen  zu  lassen.3)  Diese 
Abfertigung  besteht  in  einem  dreijährigen  Betrage  der  Wittwenpension. 

VII.  Die  elterlosen  Waisen  eines  Staatsdieners  haben  einen  selb- 
ständigen Versorgungsanspruch,  und  zwar  bei  dem  Vorhandensein  aller 
jener  Bedingungen,  unter  welchen  eine  solche  Betheilung  ihrer  Mutter 
bereits  wirklich  zu  Theil  geworden  war  oder  hätte  zu  Theil  werden 
müssen,  wenn  sie  nicht  vor  ihrem  "Gatten  gestorben  wäre.4) 

Das  Ausmass  dieser  Waisenpensionen  wird  entweder  von  Fall  zu 
Fall  bestimmt,  oder  beträgt  die  Hälfte  der  Wittwenpension.  Diese 
Waisenpensionen  werden  bis  zu  der  Erreichung  des  Normalalters  oder 
der  früheren  Versorgung  als  sog.  Konkretalpensionen  in  der  Art 
verliehen,  dass  der  durch  das  successive  Ausscheiden  der  betheilten 
Waisen  erledigte  Antheil  den  übrigen  accrescirt,  daher  die  Waisen- 
pension in  ihrer  Totalität  bis  zum  Austritte  des  jüngsten  Kindes  aus 
der  Versorgung  fortwährt 

§  93. 

f)  Rechtsschutz  der  wohlerworbenen  Rechte  der  Staatsdiener. 

Nach  den  früheren  Bestimmungen  war  ein  Klagerecht  der  Beamten 
auf  Anerkennung  ihrer  wohlerworbenen  persönlichen  und  Vermögens- 
rechte gegen  den  Staat  ausgeschlossen.  Der  Beamte  konnte  bei  Ver- 
letzung dieser  Rechte,  durch  den  Staat  selbst,  bloss  jene  Mittel  des 
Rechts-  und  Interessenschutzes  gebrauchen,  welche  allen  Staatsbürgern 

*)  Hfd.  14.  Mai  1813  P.  G.  S.  XXXX.  82. 

5)  P.  N.  1781  und  Hfd.  25.  Mai  1808  XXX.  224. 

*)  Hofd.  5.  Mai  1801  P.  G.  S.  XVI.  82;  9.  Mai  1804  XXI.  139; 
4.  April  1816  XXXXIV.  141. 

4)  Ausnahmsweise  (Stubenrauch  I.  283)  tritt  auch  bei  bloss  vom 
Vater  verwaisten  Kindern  dieser  Anspruch  ein,  a)  wenn  sich  ihre 
Mutter  wieder  verehelicht  (Hfkzld.  vom  7.  September  1791,  P.  G.  S. 
Bd.  1,  S.  179;  Finanzhfd.  v.  5.  Mai  1801,  ebd.  Bd.  16,  S.  82;  Hfkmrd. 
v.  15.  Juni  1808,  ebd.  Bd.  30,  S.  238);  b)  wenn  der  Betheilungsanspruch 
der  Mutter  wegen  eingetretener  Ehescheidung  unwirksam  blieb  (Hfkmrd. 
vom  11.  Mai  1815,  ebd.  Bd.  43,  S.  244);  c)  wenn  dieselbe  für  ihre  Person 
auf  die  Erlangung  einer  Abfertigung  beschrankt  war,  weil  sie  die  erforder- 
liche Verzichtsurkunde  nicht  gehörig  ausgestellt  hatte;  oder  d)  wenn  sie 
wegen  einer  von  ihr  begangenen  strafbaren  Handlung  ihres  Genusses  ver- 
lustig wurde  (Hfkmrd.  v.  11.  Mai  1818). 
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überhaupt  zustehen:  den  Weg  der  Bitte  um  Anerkennung  seines  Rechtes, 
der  Vorstellung,  d.  i.  der  Bitte  um  Zurücknahme  der  verletzenden  Ver- 
fügung bei  jener  Behörde,  welche  die  Verfugung  erlassen  hatte,  und  der 
Beschwerde  bei  den  höheren  Instanzen.1) 

Eine  Aenderung  in  diesem  Zustande  ist  eingetreten  durch  die  Ein- 
richtung des  Reichsgerichtes  und  die  demselben  zugewiesene  Kausal- 
gerichtsbarkeit über  wohlerworbene  Ansprüche  gegen  den  Staat,  welche 
aus  einem  Verhältniss  des  öffentlichen  Rechtes  entspringen. 

Das  Reichsgericht  hat  sich  in  einer  grossen  Reihe  von  Entschei- 
dungen für  kompetent  erklärt,  über  solche  Ansprüche  der  Beamten  gegen 
den  Staat  zu  entscheiden,  und  seine  Kompetenz  damit  begründet,  dass 
das  Rechtsverhältniss  zwischen  Staat  und  Beamten  ein  Verhältniss  des 
öffentlichen  Rechtes  ist,  aus  welchem  die  Ansprüche  des  Beamten  auf 
Dienstehre  und  die  vermögensrechtlichen  Ansprüche  desselben  auf  Unter- 
halt hervorgehen.2) 

Durch  die  Errichtung  eines  Verwaltungsgerichtshofes,  welcher  eine 
Rechtskontrolle  der  Verwaltung  zu  bilden  und  über  Beschwerden  gegen 
Verfugungen  der  Verwaltungsbehörden  zu  entscheiden  hat,  ist  den 
Staatsdienern  nach  Erschöpfung  des  administrativen  Instanzenzuges 
eine  zweite  Möglichkeit  eröffnet,  ihre  Rechte  zu  schützen. 

Der  Wirkungskreis  des  Reichsgerichtes  und  des  Verwaltungsgerichts- 
hofes steht  in  diesen  Sachen  in  einer  Art  elektiver  Konkurrenz.  Der 
Beamte  hat  die  Wahl,  ob  er  die  Klage  bei  dem  Reichsgerichte  oder 
die  Beschwerde  bei  dem  Verwaltungsgerichtshofe  anbringen  will. 
Hat  er  das  Eine  oder  das  Andere  gethan,  so  ist  von  selbst  die  Möglich- 
keit ausgeschlossen,  die  Sache,  in  der  das  Reichsgericht  erkannt  hat, 
nochmals  bei  dem  Verwaltungsgerichtshofe  anhängig  zu  machen  oder 
umgekehrt  Die  Entscheidung  für  eine  dieser  Möglichkeiten  ist  für 
ihn  eine  Frage  der  Zweckmässigkeit.    Ein  Erkenntniss  des  Reichs- 

»)  Hfkzld.  16.  September  1834,  P.  G.  S.,  Bd.  62  S.  228.  Justiz- 
hofd.  24.  September  1841  Nr.  555  J.  G.  S.;  Hofkzld.  17.  Februar  1843 
Z.  4526  und  23.  Juni  1843  Z.  19357. 

2)  Mit  Recht;  denn  sieht  man  das  Beamtenverhältniss  als  ein  exklusiv 
öffentlich-rechtliches  an,  so  kann  über  die  Kompetenz  des  Reichsgerichtes 
zur  Entscheidung  dieser  Streitsachen  des  öffentlichen  Rechtes  wohl  kein 
Zweifel  aufkommen;  erblickt  man  dagegen  in  dem  Staatsdienstverhältnisse 
ein  staatsrechtliches  Verhältniss,  aus  dem  vermögensrechtliche  Privatrechts- 
ansprüche entspringen,  so  ist  auch  damit  die  Kompetenz  des  Reichsgerichtes 
nicht  beseitigt,  weil  im  Gesetz  nicht  gefordert  ist,  dass  die  geltend  gemach- 
ten Ansprüche  selbst  öffentlich-rechtlicher  Natur  seien,  sondern  es  vielmehr 
genügt,  dass  ihnen  ein  Verhältniss  des  öffentlichen  Rechtes  als  Präjudicial- 
verhältniss  zu  Grunde  liege,  mit  dem  eine  so  innige  Verknüpfung  statt- 
findet, dass  solche  Ansprüche  zur  Austragung  im  ordentlichen  Rechtswege 
nicht  geeignet  sind  (Hye  III.  Th.  XXXIII). 
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gerichtes  sichert  ihm  durch  materielle  Entscheidung  üher  seinen  An- 
sprach möglicherweise  einen  exekutionsfahigen  Rechtstitel  für  denselben, 
während  ihm  die  Entscheidung  des  Verwaltungsgerichtshofes  bloss  eine 
Kassation  der  sein  Recht  verletzenden  Verfugungen  gewährt. 

§  94. 

g)  Privilegien  des  Staatsbeamten. 

Das  Beamtenverhältniss  äussert  seine  Rückwirkung  auf  andere 
Rechtsverhältnisse, ')  indem  a)  der  Staat  seine  Beamten  von  Öffent- 
lichen Pflichten  befreit  oder  sonst  von  allgemeinen  Rechtsregeln  eximirt, 
um  ihnen  die  Erfüllung  ihrer  Pflichten  zu  erleichtern;  oder  b)  indem 
das  Beamtenverhältniss  die  Veranlassung  zur  Aufstellung  besonderer 
Rechtsnormen  wird. 

In  der  ersten  Richtung  ist  zu  erwähnen: 

1.  Die  Befreiung  der  Beamten  von  der  Verpflichtung  zur  Ueber- 
nahme  von  Vormundschaften  (§  195  a.  b.  6.  B.). 

2.  Die  Befreiung  von  Gemeindeämtern  (§  20  der  böhmischen  6.  0. 
und  die  korrespondirenden  Artikel  der  übrigen  Gemeindeordnungen). 

3.  Die  Befreiung  vom  Geschworenendienste  (§  3  Ges.  23.  Mai 
1873  B.  121). 

4.  Die  Befreiung  von  den  Gemeindezuschlägen  zur  Einkommen- 
steuer, welche  vom  Staate  von  dem  Diensteinkommen  erhoben  wird  (A. 
E.  16.  Februar  1853  R.  48);  ingleichen  von  auf  diese  Steuer  umge- 
legten Naturaldiensten  für  Gemeindeerfordernisse  (§  88  böhm.  G.  O.)2.) 

5.  Die  Befreiung  von  den  Landes-  und  Grundentlastungszuschlägen 
(Vdg.  27.  Nov.  1858  R.  220). 

6.  Die  Befreiung  von  der  Pflicht,  sich  als  Gerichtszeuge  verwenden 
zu  lassen  (§  103  St.  P.  0.). 

7.  Die  im  Verbände  des  stehenden  Heeres  (Kriegsmarine)  oder  der 
Landwehr  stehenden  Beamten  des  Staates  können  im  Kriegsfalle  in,  zur 
Handhabung  des  Verwaltungsdienstes  und  zum  Unterrichte  unentbehr- 
licher Anzahl,  über  Antrag  der  betreffenden  Fachminister,  mit  Bewilli- 
gung des  Kaisers  in  ihren  Anstellungen  belassen  werden.  Die  gleiche 
Bestimmung  gilt  für  die  Angestellten  im  Post-,  Telegraphen-  und  Eisen- 
bahndienste,  insoweit  dieselben  für  die  Aufrechterhaltung  des  Betriebes 
unentbehrlich  sind  (§  26  Wehrgesetz). 

8.  Endlich  ist  die  bereits  (S.217)  besprochene  Sicherung  der  Be- 
amtenbezüge gegen  Beschlagnahme  durch  Privatgläubiger  zu  erwähnen. 

»)  Laband  I.  495. 

*)  Auch  von  Bezirksumlagen  (VGH.  3.  Juni  1880  Z.  1062.) 
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In  der  zweiten  Richtung  dagegen  kommen  in  Betracht: 

a)  Die  Bestimmung  der  Jurisdiktionsnorm  (§  27):  „Oesterreich ische 
Unterthanen,  welche  in  der  Eigenschaft  eines  österreichischen  Beamten 
im  Auslande  dienen,  bleiben  unter  der  Gerichtsbarkeit,  welcher  sie 
während  ihres  Aufenthaltes  in  dem  österreichischen  Staate  unterworfen 
waren.  Lässt  sich  dieser  nicht  ausmitteln,  so  wird  angenommen,  dass 
sie  ihren  Wohnsitz  in  Wien  hatten." 

b)  Die  Bestimmung  des  Heimathsgesetzes,  welches  definitiv  ange- 
stellten Staatsbeamten  das  Heimathsrecht  in  jener  Gemeinde  sichert, 
in  welcher  ihnen  ihr  ständiger  Amtssitz  angewiesen  wird  (§  10  H.  G.). 

E.  Aenderungen  und  Beendigung  des  Dienst- 
verhältnisses. 

§  95. 

Modifikationen. 

I.  Das  einmal  begründete  Dienst-  und  Gewaltverhältniss  kann  unter 
seiner  Fortdauer  durch  verschiedene  Vorgänge  Modifikationen  erleiden. 
Als  solche,  die  Stellung  des  Beamten  ändernde,  Vorgänge  erscheinen: 
die  Versetzung,  die  Suspension,  die  Quiescirung  und  die  Disponibilität 
des  Beamten. 

II.  Bei  der  Versetzung  erfolgt*  unter  Fortdauer  des  Dienst-  und 
Gewaltverhältnisses,  das  Ausscheiden  des  Beamten  aus  seinem  bisherigen 
Amte  durch  Zuweisung  eines  neuen  Amtes.  In  Folge  der  Versetzung 
erstreckt  sich  die  Pflicht  der  Geschäftsführung  objektiv  auf  ein  anderes 
Amt.  Dabei  können  verschiedene  Fälle  eintreten.  Die  Versetzung  kann 
den  Ucbertritt  aus  einem  Dienstzweige  in  don  Behördenorganismus  eines 
andern  Dienstzweiges  bedeuten;  sie  kann  aber  auch  innerhalb  des  Be- 
hördenorganismus selbst,  dem  der  Beamte  bisher  angehört,  vor  sich 
gehen.  Sie  kann  in  diesem  Falle  auf  ein  Amt  gleicher  Kategorie,  nur 
mit  Veränderung  der  Behörde  oder  des  lokalen  Wirkungskreises,  statt- 
finden; sie  kann  jedoch  auch  die  Zuweisung  auf  einen  höhern  oder 
mindern  Dienstposten  betreffen.  Sie  kann  ohne  Einfluss  bleiben  auf 
die  Ehren-  und  Vermögensrechte  des  Beamten ;  sie  kann  aber  auch  dem 
Beamten  in  seiner  persönlichen  Ehrenstellung  und  in  seinen  Bezügen 
einen  Gewinn  bringen  oder  ihm  nach  diesen  Bichtungen  zum  Abbruche 
gereichen.  Sie  kann  über  Wunsch  des  Beamten  selbst  oder  gegen 
seinen  Willen  geschehen ;  im  letzten  Falle  kann  sie  bloss  aus  Dienstes- 
rücksichten oder  als  Disciplinar-Massregel  erfolgen.  Die  Bedeutung  der 
sich  aus  der  Kombination  dieser  Möglichkeiten  ergebenden  Arten  der 
Versetzung  ist  eine  verschiedene: 
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a)  Die  Versetzung  des  Beamten  auf  ein  Amt  eines  ganz  verschie- 
denen Dienstzweiges  wird  in  der  Regel  nur  auf  seine  Bitte  durch  Er- 
nennung erfolgen  und,  mit  Rücksicht  auf  die  in  den  einzelnen  Dienst- 
zweigen zu  Tage  tretende  technische  Arbeitsteilung,  den  Nachweis  der 
Qualifikation  für  das  neue  Amt  nothwendig  machen.  Dagegen  wird 
man  dem  Staate  das  Recht  nicht  zusprechen  können,  Beamte  gegen  ihren 
Willen  aus  einem  Dienstzweig  in  einen  andern  vollständig  verschiedenen 
Dienstzweig  zu  versetzen,  z.  B.  aus  dem  politischen  Dienste  in  den  Finanz- 
dienst; denn  die  verschiedenen  Dienstzweige  bilden  getrennte  Arbeitsge- 
biete, und  der  Beamte  hat  schon  bei  seinem  Eintritt  in  den  Staatsdienst 
das  Arbeitsgebiet  stillschweigend  bezeichnet,  dem  er  sich  widmen  will. 
Nur  indirekt  kann  der  Staat  den  Beamten  zu  einem  solchen  Uebertritte 
zwingen,  indem  er  den  Beamten  in  den  Stand  der  Quiescenz  versetzt  und 
dann  ihm  die  Wahl  stellt,  entweder  auf  seine  Quiescenzgebühren  zu  ver- 
zichten oder  einen  ihm  angetragenen  Dienstposten  eines  andern  Dieust- 
zweiges  anzunehmen. 

Ist  die  Stelle,  die  der  Beamte  in  dem  Behördenorganismus,  in 
welchen  er  übertritt,  mit  einem  höhern  Range  verbunden,  so  kommen 
ihm  die  damit  verbundenen  Rechte  zugute;  ist  es  eine  Stelle  gleichen 
Ranges,  so  wird  dabei  die  in  dem  verlassenen  Behördenorganismus  voll- 
streckte Dienstzeit  für  die  Vorrückung  in  die  höhern  Gehaltsstufen  der- 
selben Bangsklasse  in  Anrechnung  gebracht.  Dagegen  liegt  in  der 
Bitte  um  Verleihung  eines  Dienstpostens  geringerer  Kategorie  konklu- 
denter Weise  der  Verzicht  auf  den  bisherigen  Dienstrang  und  die  damit 
verknüpften  Ehren-  und  Vermögensrechte.1) 

b)  Die  Versetzung  des  Beamten  innerhalb  seines  Dienstzweiges 
auf  Dienstposten  gleicher  Kategorie  oder  die  Veränderung  seines  lokalen 
Wirkungskreises  kann  durch  den  Bedarf  des  Dienstes  geboten  sein. 
Der  Staat  muss  über  die  einzelnen  Kräfte  des  Verwaltungsapparates 
frei  verfugen  können;  es  hat  daher  an  und  für  sich  kein  Staatsdiener 
das  Recht  auf  Beibehaltung  seiner  Amtsfunktionen  und  seines  bishe- 
rigen lokalen  Wirkungskreises.  Nur  dürfen  bei  die  ser  aus  Dienstesrück- 
sichten verfügten  Versetzung  weder  die  Ehren-  noch  die  Vermögensrechte 
des  Beamten  eine  Schmälerung  erfahren.   Von  einer  Schmälerung  des 


i)  Vgl.  die  Entsch.  des  R.  G.  29.  April  1875  Z.  114  und  115  (Hye 
Nr.  76  und  77;  13.  Mai  1875  Z.  121  (Hye  83);  15.  Juli  1875  Z.  188 
(H.  88);  28.  Oktober  1875  Z.  253  (H.  93);  28.  Oktober  1875  Z.  254 
(H.  94);  28.  Aprill876  Z.  75  (H.  109);  26.  Oktober  1876  Z.  234  (II. 
120);  24.  Oktober  1877  Z.  226  (H.  142);  25.  Oktober  1877  Z.  229  (H. 
145);  —  24.  Jänner  1878  Z.  16.  (H.  151)  und  24.  April  1878  Z.  82 
(H.  155). 
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Diensteinkommens  wird  man  aber  nicht  reden  können,  wenn  dem  Be- 
amten dnrch  seine  Versetzung  die  Möglichkeit  zur  Bekleidung  von 
Nebenämtern  oder  zum  Betriebe  von  Nebenbeschäftigungen  benommen 
wird,  oder  wenn  seine  onerosen  Dienstbezüge  auf  dem  neuen  Dienst- 
posten wegen  geringerer  Dienstunkosten  geringer  sind.  Der  gegen  seinen 
Willen  versetzte  Beamte  hat  Anspruch  auf  Ersatz  der  normalmässigen 
üebereiedlungskosten. 

Die  Versetzung  der  Beamten  aus  Dienstesrücksichten  kann  rücksicht- 
lich der  Statthalter,  derHofräthe  und  der  Vicepräsidenten  derLandesstellen 
nur  durch  eine  Entschliessung des  Kaisers  verfügt  werden;  die  Versetzung 
der  Statthalterei-  (Begierungs-)  Käthe,  der  Bezirkshauptmänner  und  Statte 
halterei-  (Begierungs-)  Sekretäre  ist  dem  Ministerium  des  Innern  vorbe- 
halten ;  über  die  sonstigen  politischen  Beamten  des  Verwaltungsgebietes 
verfugt  der  politische  Landeschef.  Im  Finanzdienste  erstreckt  sich  das  Ver- 
fügungsrecht der  Finanzlandesbehörden  nur  auf  die  in  der  neunten  oder  einer 
geringem  Rangklasse  stehenden  Beamten.  Im  Gebiete  der  Justiz 
sichert  das  Staatsgrundgesetz  über  die  richterliche  Gewalt  die  Richter, 
zur  möglichsten  Wahrung  ihrer  Unabhängigkeit,  im  Interesse  der  Rechts- 
pflege, gegen  willkürliche  Versetzungen.1)  Diese  Unversetzbarkeit  be- 
zieht sich  jedoch  nicht  auf  richterliche  Hilfsbeamte.  So  sind  die  Aus- 
kultanten für  den  Oberlandesgerichtssprengel  bestellt  und  dazu  in  erster 
Reihe  bestimmt,  je  nach  Anforderung  des  Dienstes  bei  den  Gerichten 
des  Oberlandesgerichtssprengels  durch  Verfügung  des  Oberlandesgerichts- 
präsidenten verwendet  zu  werden;2)  andere  richterliche  Hilfsbeamte 
können  durch  Verfügung  des  Justizministers  versetzt  werden.3) 

Verschieden  von  dieser  aus  Dienstesrücksichten  verfügten  Versetzung 
des  Beamten  auf  einen  Dienstposten  gleicher  Kategorie  ist  einerseits  die 
strafweise  Versetzung,  andererseits  die  Versetzung  über  Bitte 
des  Beamten.  Beide  Fälle  kommen  darin  überein,  dass  dem  Beamten  ein 
Ersatz  der  Umzugskosten  nicht  gebührt.  Eine  Versetzung  kann  auch 
in  der  Art  stattfinden,  dass  aus  wichtigen  und  dringenden  Ursachen 
zwei  Beamten  ein  Tausch  ihrer  Dienstplätze  gestattet  wird.4)  In  allen 
Fällen  ist  die  Bewilligung  der  Bitte  des  Beamten  um  Versetzung  ein 
Gegenstand  des  freien  Ermessens  der  zuständigen  vorgesetzten  Behörde. 

c)  Die  Versetzung  eines  Beamten  auf  einen  Dienstposten  höherer 


')  Art.  VI.  St.  G.  über  richterliche  Gewalt.  Vgl.  §§  43—49  Ges. 
21.  Mai  1868  R.  46. 

*)  §  11  Vdg.  19.  Jänner  1853  Abth.  D.,  G.  Bl.  Nr.  10. 

3)  §  40  Pat.  3.  Mai  1853. 

4)  Hofd.  11.  Jänner  1810  P.  G.  S.  Bd.  33,  S.  15  und  22.  September 
1830  P.  G.  S.  Bd.  58,  S.  198. 
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Kategorie  heisst  Beförderung.  Sie  erfolgt  im  Wege  der  Ernennung.1) 
Sie  wird  in  der  Regel  über  Bitte  des  Beamten  erfolgen;  sie  kann  aber 
auch  von  Amtswegen  geschehen.  Beamte,  denen  die  Unversetzbarkeit 
nicht  als  ein  besonderes  Recht  garantirt  ist,  müssen  sich  innerhalb 
ihres  Dienstzweiges  auch  eine  Beförderung  gegen  ihren  Willen  gefallen 
lassen.  Die  Beförderung  mit  Wechsel  des  Amtssitzes  gibt  dem  Be- 
amten wegen  der  damit  verbundenen  Erhöhung  der  Ehrenrechte  und 
Bezüge  keinen  Anspruch  auf  Ersatz  der  Umzugskosten. 

d)  Endlich  kann  die  Versetzung  des  Beamten  auf  einen  mindern 
Dienstposten  stattfinden.  Bei  Administrativbeamten  ist  die  Versetzung 
auf  einen  Dienstposten  mit  geringerer  Besoldung  und  daher  von  ge- 
ringerer Kategorie  als  Disciplinarstrafe  statthaft;2),  jedoch  behält,  mit 
Rücksicht  auf  die  Aufhebung  der  Strafe  der  Degradation3),  der  straf- 
weise versetzte  Beamte  für  seine  Person  den  bereits  erworbenen  Rang.4) 

IIL  Die  Suspension  des  Beamten  ist  eine  vorläufige  Dienstes- 
enthebung desselben  und  Einstellung  der  Bezüge  mit  Beschränkung 
auf  eine  blosse  Alimentation.    Sie  tritt  ein: 

a)  wenn  im  gerichtlichen  Strafverfahren  die  Verhaftung  des  Be- 
amten verfugt  worden  ist; 

b)  als  einstweilige  Massregel  im  Disciplinarverfahren,  wenn  dies 
mit  Rücksicht  auf  die  Natur  oder  Schwere  des  Dienstvergehens  ange- 
messen erscheint;  oder 

c)  sie  kann  auch  verhängt  werden,  wenn  gegen  den  Beamten 
wegen  eines  kriminellen  Deliktes  eine  strafgerichtliche  Untersuchung 
geführt  wird;  und 

d)  sie  hat  einzutreten,  wenn  der  Beamte  in  Konkurs  verfällt 
Kompetent  erscheinen  zur  Verhängung  der  Suspension  bei  richter- 
lichen Beamten  die  zuständigen  Disciplinargerichte.  In  dringenden 
Fällen  und  bei  gerichtlicher  Verhaftung  kann  auch  der  unmittelbare 
Vorstand  des  Beamten  und  die  höhere  Gerichtsbehörde  die  Suspension 
desselben  vom  Amte  verfügen,  jedoch  mit  der  Pflicht,  die  Sache  gleich- 
zeitig an  das  zuständige  Disciplinargericht  zu  verweisen,  welches  ohne 
Verzug  nach  Anhörung  des  Ober -Staatsanwaltes  (Generalprokurators) 
die  Suspension  zu  bestätigen  oder  aufzuheben  hat.  Es  liegt  den  Straf- 
gerichten ob,  wenn  sie  gegen  einen  richterlichen  Beamten  eine  Unter- 
suchung oder  Strafverhandlung  einleiten  oder  die  Untersuchungshaft 

*)  §  8  Ges.  15.  April  1873  R.  47. 

*)  Vdg.  10.  Marz  1860  R.  64  (§  6  Abs.  2  litt  b). 

3)  Vdg.  15.  Sept.  1859  R.  171. 

4)  Vgl.  Entschdgen.  des  R.  G.:  27.  Jänner  1876  Z.  9  (H.  99);  23.  Jänner 
1878  Z.  12  (H.  147)  und  18.  Juli  1878  Z.  144  (H.  166). 
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beschliessen,  davon  sogleich  an  den  unmittelbaren  Vorstand  des  Be- 
amten die  Mittheilung  zu  machen.  Gegen  den  Beschluss,  mit  welchem 
der  Disciplinarsenat  eines  Oberlandesgerichtes  die  Suspension  vom  Amte 
verhängt  oder  bestätigt,  steht  dem  betroffenen  Beamten;  gegen  den 
Beschluss,  womit  dieser  Senat  die  Suspension  vom  Amte  aufhebt,  dem 
Ober-Staatsanwalte  die  Beschwerde  an  den  Disciplinarsenat  des  obersten 
Gerichts-  und,  Kassationshofes  offen.  Solche  Beschwerden  sind  binnen 
acht  Tagen  nach  erfolgter  Verständigung  einzubringen  und  haben  keine 
aufschiebende  Wirkung.1) 

Bei  nicht  richterlichen  Beamten  erfolgt  die  Suspension  entweder 
durch  den  Vorgesetzten  oder  die  zuständige  Disciplinarkommission. 
Gegen  diese  Verfugungen  ist  der  Rekurs,  jedoch  ohne  Suspensiveffekt, 
zulässig. 

Die  Wirkung  der  Suspension  besteht  in  der  Enthebung  des  Be- 
amten von  allen  amtlichen  Funktionen  und  in  der  Einstellung  des 
Gehaltes.  Die  Alimentation  erfolgt  durch  Zahlung  der  normalmassigen, 
jedoch  um  ein  Drittel  herabgeminderten  Quiescentengebühr ;  bei  richter- 
lichen Beamten  durch  Zahlung  der  Hälfte  des  Gehaltes. 

Die  Suspension  endet  a)  entweder  mit  dem  definitiven  Ausscheiden 
des  Beamten  aus  der  aktiven  Dienstleistung  oder  b)  mit  der  ausdrück- 
lichen Aufhebung. 

In  Betreff  des  Anspruches  auf  nachträgliche  Erstattung  der 
während  der  Dauer  der  Suspension  eingestellten  Bezüge  kommt  es 
dar;  an,  ob  der  Suspendirte  schliesslich  vollkommen  schuldlos  befun- 
den wurde  oder  nicht.  Im  ersteren  Falle  gebührt  Administrativbeamten 
der  volle  Nachtrag  der  ihm  entgangenen  nicht  onerosen  Genüsse,  nach 
Abzug  der  etwa  bezogenen  Alimentation ;  wurde  dagegen  der  Suspendirte 
schliesslich  nicht  ganz  schuldlos  erkannt,  so  hat  er  auf  einen  Nachtrag 
dieser  Genüsse  keinen  Anspruch.  Unter  besonders  rücksichtswürdigen 
Verhältnissen  kann  jedoch  im  Gnadenwege  der  Nachtrag,  mit  Abrechnung 
der  etwa  gewährten  Alimentation,  ganz  oder  zum  Theile  zugestanden 
werden.2)  Bei  richterlichen  Beamten  werden  aus  den  rück- 
behaltenen Bezügen  die  dem  Aerar  durch  die  Supplirung  des  Beamten 
etwa  erwachsenen  Mehrauslagen  und  die  Kosten  des  Disciplinarverfahren  > 
bestritten.  Wird  der  Beamte  freigesprochen,  so  ist  ihm  der  zurückbe- 
haltene Theil  seiner  Bezüge  ganz  nachzuzahlen;  wird  er  vom  Discipli- 
nargerichte  mit  einem  Verweise  oder  einer  Rüge  belegt,  so  werden  hier- 
von nur  die  Kosten  des  Disciplinarverfahrens  in  Abzug  gebracht.3) 

')  §  30  und  31  Ges.  21.  Mai  1868  R.  46. 
2)  §  6  Vdg.  16.  Februar  1863  R.  32. 
*)  §  32  Ges.  21.  Mai  1868. 
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IV.  Die  Qui  escierung  des  Beamten  ist  eine  zeitweilige  Versetzung 
in  den  Ruhestand,  mit  dem  Vorbehalte  des  Staates,  die  Dienstleistung 
des  Beamten  wieder  zu  fordern  wenn  der  Grund  der  Quiescirung  hin- 
weggefallen ist 

Die  Quiescirung  findet  daher  statt: 

a)  wegen  langwieriger  Krankheit,  deren  Behebung  jedoch  zu  er- 
warten ist; 

b)  wenn  durch  Veränderungen  im  Behdrdenorganismus  eine  Stelle 
überflüssig  wird. 

Durch  die  Quiescirung  hört  die  Verpflichtung  zur  Geschäftsführung- 
vorläufig  auf,  es  dauert  jedoch  die  Pflicht  eines  achtungswürdigen  Ver- 
haltens fort  und  ebenso  bestehen  weiter  die  vermögensrechtlichen  An- 
sprüche gegen  den  Staat,  wenngleich  im  geminderten  Ausmasse  als 
Quiescentengehalt  fort 

Es  besteht  für  den  Quiescenten  die  Verpflichtung,  nach  Aufhören 
des  Hindernisses,  der  Berufung  zur  aktiven  Dienstleistung,  selbst  auf' 
einen  geringem  Dienstposten,  jedoch  ohne  Schmälerung  bereits  erwor- 
bener Rechte,  Folge  zu  leisten. 

V.  Verschieden  von  der  Quiescirung  eines  Beamten  ist  dessen 
Versetzung  in  den  Zustand  der  Disponibilität.  Derselbe  bildet  ein 
Provisorium  rücksichtlich  solcher  Beamten,  deren  Dienstleistung  anläss- 
lich der  Veränderungen  im  Behördenorganismus  entbehrlich  geworden 
ist,  für  deren  Wiederverwendung  jedoch  Aussicht  vorhanden  ist.  Der 
in  den  Stand  der  Disponibilität  versetzte  Beamte  behält  seinen  Aktivi- 
tätsgehalt; er  ist  jedoch  verpflichtet,  sich  überall,  ohne  Unterschied  des 
Kronlandes  im  Staatsdienste,  natürlich  ohne  Beeinträchtigung  wohler- 
worbener Rechte,  verwenden  zu  lassen.  Die  Begünstigung  des  Bezuges 
des  vollen  Aktivitätsgehaltes  wird  jedoch  zeitlich,  z.  B.  auf  die  Dauer 
eines  Jahres,  begrenzt  Gelingt  es  nicht,  den  Beamten  bis  zum  Ab- 
lauf des  als  Dienstzeit  anrechenbaren  Begünstigungsjahres  auf  einen 
systemisirten  Dienstposten  unterzubringen,  so  wird  der  Beamte  in  zeit- 
lichen Ruhestand  versetzt,  womit  dann  die  Zahlung  des  Aktivitätsge- 
haltes eingestellt  wird  und  an  dessen  Stelle  der  normalmässige  Ruhe- 
gehalt tritt.1) 

§  96. 

Beendigung  des  Dienstverhältnisses. 

I.  Das  Staatsdienstverhältniss  kann  auf  eine  zweifache  Weise  seine 
Beendigung  finden:   a)  Es  hört  entweder  nur  die  Pflicht  zur  aktiven 

i)  Vdg.  13.  Dez.  1849  R.  47. 
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Dienstleistung  definitiv  auf,  es  besteht  jedoch  der  Ansprach  auf  Führung 
des  Titels  und  auf  Lebensunterhalt  fort,  welchem  Anspruch  die  fort- 
dauernde Verpflichtung  zu  einer  dem  Stande  entsprechenden  sittlichen 
Lebensführung  entspricht  (Pensionirung,  Jubilation);  b)  oder  das  Dienst- 
verhältniss  hört  vollständig  mit  allen  durch  dasselbe  begründeten 
Rechten  und  Pflichten  auf. 

II.  Die  Pensionirung  eines  Beamten  kann  erfolgen: 

a)  über  dessen  Bitte  bei  konstatirter  Dienstuntauglichkeit  wegen 
körperlicher  Gebrechen  (vgl.  §  91); 

b)  gegen  seinen  Willen,  «)  wenn  ein  Beamter  oder  Diener  wegen 
körperlicher  oder  geistiger  Gebrechen  zur  Erfüllung  der  ihm  obliegenden 
Pflichten  untauglich  wird,  oder  ß)  wenn  eine,  durch  neue  Einrichtungen 
im  Organismus  der  Staatsbehörden  notwendige,  Veränderung  im  Per- 
sonale stattfindet.1) 

Die  unfreiwillige  Versetzung  eines  Richters  in  den  zeitlichen  oder 
bleibenden  Ruhestand  darf  nur  verfügt  werden,  wenn  dieselbe  durch  Verände- 
rungen in  der  Organisation  der  Gerichte  nothwendig  wird.  Ausser  diesem 
Falle  findet  die  Versetzung  eines  Richters  in  den  zeitlichen  oder  bleibenden 
Ruhestand  nur  dann  statt,  wenn  derselbe  wegen  körperlicher  oder 
geistiger  Gebrechen  zur  Erfüllung  der  ihm  obliegenden  Pflichten  un- 
tauglich wird.  Ein  Richter,  der  durch  körperliche  oder  geistige  Ge- 
brechen zur  Erfüllung  seiner  Amtspflichten  untauglich  wurde,  ist  schrift- 
lich aufzufordern,  um  seine  Versetzung  in  den  Ruhestand  einzuschreiten. 
Die  Pflicht  zur  Vornahme  dieser  Aufforderung  liegt  seinem  unmittel- 
baren Amtsvorstande  ob. 

Hat  der  aufgeforderte  Richter  binnen  einem  Monate  um  seine  Ver- 
setzung in  den  Ruhestand  nicht  angesucht,  so  ist  die  Anzeige  an  das 
Disciplinargericht  zu  erstatten.  Der  Präsident  desselben  beauftragt 
sohin  einen  Richter,  die  Thatsachen,  durch  welche  die  Versetzung  in 
den  Ruhestand  begründet  werden  soll,  zu  erheben,  erforderlichen  Falles 
Zeugen  und  Sachverständige  auch  eidlich  zu  vernehmen  und  zum 
Schlüsse  den  betreffenden  Beamten  mit  seiner  Aeusserung  zu  hören. 
Die  geschlossenen  Erhebungen  werden  dem  Disciplinargerichte  vorge- 
legt Dieses  hat  nach  Anhörung  des  Oberstaatsanwaltes  (General- 
prokurators) darüber  den  Beschluss  zu  fassen,  ob  der  Fall  der  Versetzung 
in  den  Ruhestand  vorliege  oder  nicht  Das  Disciplinargericht  kann 
vor  Fassung  seines  Beschlusses  sowohl  den  betreffenden  Beamten,  als 

*)  Hfkzld.  v.  26.  Mai  1803,  P.  G.  S.  Bd.  19,  S.  185;  Hfkzld.  v. 
1.  Dezember  1820,  P.  G.  S.  Bd.  48,  S.  448  ;  Hfkzld.  v.  3.  Marz  1821, 
P.  G.  S.  Bd.  49,  S.  95  ;  Hfkmrd.  v.  26.  April  1822,  P.  G.  S.  Bd.  50 
S.  228. 
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auch  Zeugen  and  Sachverständige  mündlich  in  der  Sitzung  vernehmen. 
Geht  der  Beschluss  bezüglich  der  Versetzung  in  den  Buhestand  von 
dem  Diseiplinarsenate  eines  Oberlandesgerichtes  ans,  so  steht  dem  Ober- 
staatsanwälte und  dem  betheiligten  Bichter  die  Beschwerde  an  den 
Disciplinarsenat  des  obersten  Gerichts-  und  Kassationshofes  binnen 
acht  Tagen  offen. 

Die  richterlichen  Hilfsbeamten  können  im  Interesse  des 
Dienstes  auch  im  administrativen  Wege  in  den  zeitlichen  oder  bleiben- 
den Buhestand  versetzt  werden. 

HE.  Die  vollständige  Auflösung  des  Dienstverhältnisses  kann  mit 
Willen  des  Beamten  herbeigeführt  werden  durch  die  Resignation, 
gegen  seinen  Willen  durch  die  Entlassung. 

a)  Die  Resignation  ist  die  Erklärung  des  Beamten,  aus  dem  Dienst- 
verhältnisse scheiden  zu  wollen.  Es  ergiebt  sich  aus  der  Natur  des 
Beamtenverhältnisses  als  eines  durch  freiwilligen  Eintritt  begründeten, 
die  Hingabe  der  ganzen  Persönlichkeit  an  den  Beruf  erfordernden  Sub- 
jektionsverhältnisses, dass  es  dem  Beamten  frei  stehen  muss,  unter 
Verzicht  auf  die  gegen  den  Staat  erworbenen  Rechte  aus  diesem  Ver- 
haltnisse zu  scheiden,  wenn  er  in  seinen  persönlichen  Verhältnissen 
(z.  B.  geschwächter  Gesundheit,  Möglichkeit  einer  anderen  Lebensstellung) 
oder  in  der  mit  seinen  Ueberzeugungen  nicht  übereinstimmenden  poli- 
tischen Richtung  der  Regierungsthätigkeit  dafür  ein  Motiv  hat2) 

Der  Beamte,  welcher  von  diesem  Rechte  Gebrauch  macht,  hat 
jedoch  die  Ertheilung  der  Entlassung  abzuwarten,  die  im  Allgemeinen 
jener  Behörde  zukommt,  welcher  die  Besetzung  des  niedergelegten  Amtes 
eingeräumt  ist  (Hfkzld.  v.  7.  Jänner  1809,  P.  G.  S.  Bd.  19,  S.  4.) 
Verzichtleistungen  auf  Dienststellen,  deren  Verleihung  dem  Kaiser 
vorbehalten  ist,  sind  demselben  vorzulegen. 

Eigenmächtiges  Verlassen  des  Dienstes  wäre  nach  fruchtloser  Auf- 
forderung zur  Rückkehr  im  Disciplinarwege  mit  Dienstesentlassung 
zu  ahnden.3)  Auch  darf  die  Dienstesresignation  nicht  dazu  benützt 
werden,  um  die  gegen  den  Beamten  anhängige  Disciplinaruntersuchung 
zu  vereiteln.  Daher  darf  die  Verzichtleistung  auf  den  Dienst  nicht 
angenommen  werden,  wenn  der  verzichtende  Beamte  oder  Diener  einer 
durch  die  Strafgesetze  verbotenen  Handlung  oder  Pflichtverletzung  be- 
schuldigt ist,  welche  die  Entlassung  aus  dem  Dienste  nach  sich  ziehen 


l)  §§  50—55  Ges.  21.  Mai  1868  R.  46. 

*)  Laband  I.  488.    Pözl  Staatswörterbuch  IX.  713,  H.  Schulze 
I.  346;  Zachariae  II.  S.  63. 
5)  A.  E.  24.  Juni  1835. 
Ul brich,  Oesterreich.  Staatsrecht.  16 
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könnte.  In  diesem  Falle  ist  der  Erfolg  der  Untersuchung  abzuwarten 
und  das  Disciplinarerkenntniss  zu  schöpfen.  Nur  dann,  wenn  eine 
mindere  Strafe  als  die  Entlassung  ausgesprochen  wird,  kann  die  Ver- 
zichtieistung  angenommen  werden. 

b)  Die  Dienstesentlassung  tritt  ein:  «)  Ton  Rechtswegen  als 
Folge  einer  kriminellen  Verurtheilung,  wenn  das  Strafgesetz  oder  eine 
andere  Becbtsnorm  (vgl  §  7  litt  b.  Vdg.  10.  Mftrz  1860)  mit  der- 
selben den  Verlust  öffentlicher  Aemter  verbindet;  ß)  vermöge  eines 
Disciplinarerkenntnisses. 

Die  Disciplinaretrafe  der  Entlassung  kann  verhängt  werden: 
1.  Wenn  der  Beamte  wegen  einer  Handlung  oder  Unterlassung,  die  nicht 
ipso  jure  den  Dienstesverlust  nach  sich  zieht,  kriminell  verurtheilt 
wurde.  2.  Wenn  er  durch  sonstige  und  unehrenhafte  Handlungen  die 
Achtung  und  Vertrauenswürdigkeit  verloren,  oder  3.  ein  durch  besondere 
Vorschriften  mit  der  Entlassung  bedrohtes  Dienstvergehen  begangen  hat; 
endlich  4.  wenn  Vernachlässigungen  oder  Verletzungen  von  Dienst- 
pflichten, ungeachtet  vorausgegangener  gelinderer  Disciplinarstrafen, 
wiederholt  vorgekommen  sind.1) 

Entlassungsfälle  (3)  sind  z.  B.:  grobe  Dienstvernachlässi]- 
gung;2)  grobe  Verletzung  des  Amtsgeheimnisses;9)  Aufnahme 
leichtsinniger  Darlehen4);  Betrieb  unerlaubter  Nebenbeschäf- 
tigungen; Verlassen  des  Dienstes. 

C.  Die  Selbstverwaltung-  und  Vertretungs- 
körper. 

Fünftes  Hauptstück. 

Die  Koinmunalverbände.5) 

I.  Die  Ortsgemeinden  überhaupt. 
A.  Allgemeines. 
§  97. 

Begriff  und  Geschichte  der  Gemeinde. 

Die  Gemeinde  ist  ein  auf  unmittelbarem  nachbarlichen  Zusammen- 
leben beruhender  Lokalverband  zur  Befriedigung  kollektiver  Bedürfnisse. 

*)  §  8  Vdg.  10.  Marz  1860  R.  64. 

*)  Hfd.  31.  Augast  1817  P.  G.  S.  XLV.  328. 

*)  Hfd.  11.  Mai  1845  LXXIH.  89. 

*)  Hfd.  11.  Mai  1829  XLVU.  322. 

b)  Gierke  Genossenschaftsrecht  Bd.  I.  §§  7—9;  28—30;  33—34; 
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Die  Gemeinde  bietet  mehrfache  Analogien  zum  Staate,  denn  sie  beruht, 
wie  der  Staat,  auf  einer  territorialen  und  einer  persönlichen  Grundlage : 
dem  Gemeindegebiete  und  der  Gemeindegenossenschaft;  auch  besteht  in 
ihr  eine  Gemeindegewalt  mit  bestimmten,  dieselbe  verkörpernden  Organen. 
Der  Unterschied  vom  Staate  beruht  aber  zunächst  darin,  dass  die  Ge 
mein  de  als  örtlicher  Verband  nur  lokale  Zwecke  verfolgt,  und  auch 
diese  nur  insoweit,  als  dieselben  mit  eigenen  Mitteln  erreichbar  sind, 
während  der  Staat  einen  sachlich  nicht  begrenzten  Wirkungskreis  hat. 
Der  Staat  ist  ein  souveraines  Gemeinwesen,  während  die  Gemeinde  als 
Glied  des  Staates  seiner  Herrschaft  unterliegt 

Das  Verhältniss  der  Gemeinde  zum  Staate  hat  sich  mit  den  Wand- 
lungen der  öffentlichen  Zustände  im  Laufe  der  Geschichte  verschieden- 
artig gestaltet.  Bedeuteam  wurde  der  Unterschied  von  Stadt-  und 
Landgemeinden.  Die  ersteren  waren  autonome  Selbstverwaltungskörper, 
gegen  deren  Selbständigkeit  die  seit  dem  16.  Jahrhundert  erstarkende 
landesherrliche  Gewalt  einen  erfolgreichen  Kampf  unternommen  hatte, 
welcher  im  18.  Jahrhundert  mit  der  Vernichtung  dieser  Selbständigkeit 
endet  Die  Entwickelung  der  Landgemeinden  dagegen  zeigt  den  Ueber- 
gang  der  freien  Bauemgemeinden  in  hofrechtliche  Gemeinden.  Diese 
in  völlige  Abhängigkeit  von  der  Gutsherrschaft  gerathenen  Gemeinden 
verlieren  ihren  Charakter  als  politische  Körper,  und  dauern  höchstens 
als  privatrechtliche  Korporationen  fort. 

In  dieser  Erstarrung  fand  die  Reformbewegung  des  Jahres  1848 
die  Gemeindeverfassung.  Die  Umgestaltung  des  Gemeindewesens  konnte 
nur  durch  harmonische  Verbindung  der  beiden  Principien  erfolgen,  dass 
zwar  zweifellos  der  moderne  Staat  das  Becht  und  die  Pflicht  hat,  die 
Verfassung  der  als  nothwendige  Glieder  des  Staates  erscheinenden  Ge- 
meinden zu  ordnen,  dass  aber  bei  dieser  Ordnung  die  Selbständigkeit 
der  Gemeinde  als  einer  Korporation  des  öffentlichen  Rechtes  zu  wahren 
ist  Die  Beichsverfassung  vom  4.  März  1849  (§  33  V.  U.)  gewähr- 
leistete der  Gemeinde  als  Grundrechte:  Die  Wahl  ihrer  Vertreter,  die 
Aufnahme  neuer  Mitglieder  in  den  Gemeindeverband,  die  selbständige 
Verwaltung  ihrer  Angelegenheiten,  die  Veröffentlichung  der  Ergebnisse 
ihres  Haushaltes  und  die  Oeffentlichkeit  der  Verhandlungen  ihrer  Ver- 


52  —  53;  55  —  57.  Brater,  Art.  Gemeinde  in  Bhintschli's  Staats- 
wörterbuch. IV.  109.  Für  Oesterreich  vgl.  Hämmerle  Handbuch  für 
die  Gemeinden.  Wien  4.  Aufl.  Scheda  Specialentscheidungen  in  Gemeinde- 
sachen 1868.  Die  Systematik  dieses  Abschnittes  beruht  auf  der  Unterschei- 
dung der  durch  allgemeine  Gemeindegesetze  organisirten  Ortsgemeinden  (I) 
von  den  Stadtgemeinden  mit  besonderen  Statuten  (D)  und  den  Kommunal- 
verbänden höherer  Ordnung  (Hl). 

16* 
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treter.  Diese  Principien  fanden  ihre  Verwirklichung  in  dem  proviso- 
rischen Gemeindegesetze  vom  17.  Marz  1849  R.  170,  welches  den  Wir- 
kungskreis der  Gemeinde  in  den  natürlichen  und  in  den  übertragenen 
unterscheidet.  Zu  dem  natürlichen,  nur  durch  das  Gesetz  mit  Bück- 
sicht auf  das  Gesaramtwohl  beschränkbaren,  Wirkungskreise  der  Ge- 
meinde gehören  alle  jene  Angelegenheiten,  welche  die  Interessen  der 
Gemeinde  zunächst  berühren  und  innerhalb  ihrer  Grenzen  vollständig 
durchfuhrbar  sind.  Der  übertragene  Wirkungskreis  dagegen  umfasst 
die  Besorgung  bestimmter  öffentlicher,  der  Gemeinde  vom  Staate  im 
Delegationswege  zugewiesener  Geschäfte. 

Allein  die  ungehemmte  Wirksamkeit  dieses  Gemeindegesetzes  war 
nur  von  beschränkter  Dauer.  Die»  Vdg.  v.  15.  Jänner  1852  R.  17 
stellte  die  Oeffentlichkeit  der  Gemeindeverhandlungen  ein.  Die  Vdg.  v. 
19.  März  1852  R.  62  behielt  dem  Staate  die  Bestätigung  der  Gemeinde- 
vorstände vor.  —  Die  periodische  Erneuerung  der  Gemeindevertretung 
durch  Neuwahl  wurde  sistirt;  die  bestehenden  Gemeindevertretungen 
sollten  bis  zur  Wirksamkeit  eines  neuen  Gemeindegesetzes  und  neuer  Ge- 
meindeordnungen ihre  Thätigkeit  fortsetzen  und  entstehende  Lücken 
durch  Ernennung  ergänzt  werden  (Vdg.  23.  Februar  1854  R.  46). 

Am  24.  April  1859  B.  58  erschien  ein  neues  Gemeindegesetz,  dessen 
Anordnungen  jedoch  zumeist  nicht  unmittelbar  wirksame  Normen, 
sondern  nur  die  Grundsätze  für  die  zu  entwerfenden  Provinzialgemeinde- 
ordnungen  enthielten.  Im  Jahre  1860  erfolgte  auf  Grund  des  Ge- 
memdegesetzes  vom  17.  März  1849  die  Erneuerung  der  Gemeindever- 
tretungen (Vdg.  26.  November  1860);  im  darauf  folgenden  Jahre  wurde 
die  Oeffentlichkeit  der  Gemeindeverhandlungen  wieder  eingeführt  (Vdg. 
29.  März  1861  R.  38). 

Durch  die  Verfassungsgesetze  vom  26.  Februar  1861  wurde  in 
Betreff  der  Gemeindegesetzgebung  die  Scheidung  zwischen  der  Reichs- 
und Landesgesetzgebung  eingeführt;  der  ersteren  wurden  die  grundsätz- 
lichen Bestimmungen  zur  Regelung  des  Gemeindewesens,  der  letzteren 
die  näheren  Anordnungen  vorbehalten. 

Diese  allgemeinen  Grundsätze  sind  enthalten  in  dem  Gemeinde- 
gesetze vom  5.  März  1862  R.  18,  auf  Grund  dessen  für  die  einzelnen 
Königreiche  und  Länder  Gemeindeordnungen  und  Gemeindewahlordnungen 
erschienen  sind. 

Das  geltende  Verfassungsrecht  verweist  das  Gemeinderecbt  in 
den  Wirkungskreis  der  Landesgesetzgebung,  so  dass  also,  mit  Ausnahme 
weniger  Punkte  (vgl.  §  98  d.  W.),  dermal  eine  Abänderung  der  im 
Gesetze  vom  5.  März  1862  enthaltenen  Grundsätze  durch  die  Landes- 
gesetzgebung als  zulässig  erachtet  werden  muss. 
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§  98. 

Quellen  des  Gemeinderechtes. 

I.  Die  Quellen  des  Gemeinderechtes  6ind  doppelter  Art  Sie  sind 
entweder  allgemeine,  auf  Reichsgesetzen  beruhende  und  für  den  ganzen 
Gebietsumfang  des  Staates  geltende  Normen,  oder  partikulare,  im  Wege 
der  Landesgesetzgebung  ergangene  Gemeindeordnungen. 

II.  Zu  den  Rechtenonnen  der  ersteren  Art  gehört  das  Gemeinde« 
gesetz  vom  5.  März  1862  und  das  Gesetz  über  das  Heimathrecht  vom 
3.  Dezember  1863.  Diese  beiden  Gesetze  haben  einen  verschiedenen 
Charakter.  Während  das  erste  Gesetz  bloss  allgemeine  Grundsitze 
enthält,  die  erst  in  den  für  die  einzelnen  Länder  ergangenen  Gemeinde- 
Ordnungen  ihre  Durchfuhrung  erlangt  haben,  enthält  das  letztere  Gesetz 
einen  abgeschlossenen  Komplex  von  Rechtsnormen. 

Da  gegenwärtig  durch  die  §§11  und  12  des  Staatsgrundgesetzes 
über  die  Reichsvertretung  die  Gemeindegesetzgebung  der  Landesgesetz- 
gebung zugefallen  ist,  können  die  Bestimmungen  des  Gemeindegesetzes 
vom  5.  März  1862  nur  subsidiär  zur  Anwendung  kommen,  insoweit  in 
einem  einzelnen  Punkte  das  Landesgesetz  keine  Bestimmung  enthält 
Auch  sind  die  Landesgesetze  nunmehr  an  die  principiellen  Normen 
dieses  Gesetzes,  insoweit  sich  dieselben  nur  auf  das  Gemeinderecht 
beziehen,  nicht  mehr  gebunden. 

Allein  andererseits  enthält  doch  das  Gesetz  vom  5.  März  1862  in 
Verbindung  mit  den  Staatsgrundgesetzen  vom  21.  Dezember  1867  (über 
die  Reichsvertretung,  die  richterliche,  die  Vollzugsgewalt  und  die  allge- 
meinen Rechte  der  Staatsbürger)  einen  Kern  von  Rechtsnormen,  die 
der  Aenderung  durch  die  partikulare  Landesgesetzgebung  entrückt  sind. 
Es  können  aber  auch  mit  Rücksicht  auf  den  Inhalt  dieser  Staatsgrund- 
gesetze  einzelne  Punkte  des  Gemeinderechtes,  welche  gemeinsame 
Interessen  aller  Länder  berühren,  durch  Reichsgesetze  geregelt  werden. 

Hierher  gehören  die  mit  dem  Heimathsrechte  und  der  Freizügig- 
keit zusammenhängenden  Bestimmungen:  a)  dass  jeder  Staatsbürger  in 
einer  Gemeinde  des  Staates  heimathsberechtigt  sein  muss,  und  b)  dass 
die  Gemeinde  den  Zuzug  Auswärtiger  nur  unter  bestimmten  Voraus- 
setzungen abwehren  darf. 

c)  Die  Determination  des  sogenannten  übertragenen  Wirkungskreises, 
in  welchem  der  Staat  die  Gemeindebehörden  als  staatliche  Vollzugsorgane 
verwendet,  hat  im  Wege  der  Gesetzgebung  zu  erfolgen  (Art.  VI  Ges.  5. 
März  1862),  um  die  gesetzlich  ausgesprochene  Pflicht  der  Gemeinden  zur 
Unterstützung  der  staatlichen  Verwaltung1)  näher  zu  bestimmen.  Dieselbe 

')  §  10  kais.  Vdg.  20.  April  1854  R.  96. 
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hängt  mit  der  der  Reichsgesetzgebung  vorbehaltenen  Behördenorga- 
nisation zusammen  nnd  wird  theils  durch  die  Landesgesetzgebung, 
theils  durch  die  Beichsgesetzgebung  erfolgen  können,  je  nachdem 
die  der  Gemeinde  übertragenen  staatlichen  Verwaltungsgeschäfte 
Vollzugshandlungen  eines  Landes-  oder  eines  Reichsgesetzes  sind. 
In  der  That  kommen  unterschiedslos  in  Beichs-  und  Landesgesetzen 
die  zerstreuten  Bestimmungen  über  den  übertragenen  Wirkungskreis 
der  Gemeinde  vor.  d)  Die  im  Art.  IV  des  Staatsgrundgesetzes 
über  die  allgemeinen  Bechte  der  Staatsbürger  in  Betreff  des  Gemeinde- 
wahlrechtes und  der  Wählbarkeit  aufgestellte  Norm  (S.  83  und  87) 
bildet  eine  Schranke  der  Landesgesetzgebung  in  Gemeindesachen, 
e)  Durch  die  der  Beichsjustizgesetzgebung  vorbehaltene  Strafgesetzgebung 
kann  die  Bückwirkung  strafgerichtlicher  Verurtheilung  auf  das  Gemeinde- 
wahlrecht bestimmt  werden,  f)  Da  die  Gemeindebesteuernng  mit  dem 
staatlichen  Finanzrecht  in  Znsammenhang  steht,  können  durch  die  dem 
Reiche  vorbehaltene  Steuergesetzgebung  einzelne  Arten  des  Einkommens 
oder  einzelne  Steuerobjekte  aus  finanzpolitischen  Gründen  der  Gemeindebe- 
steuerung entzogen  werden,  g)  Aber  auch  die  Begrenzung  des  selbständigen 
Wirkungskreises  der  Gemeinde  in  seinem  materiellen  Gehalte  unterliegt 
der  fortlaufenden  Bestimmung  durch  die  Gesetzgebung;  denn  diese  be- 
stimmt auf  den  einzelnen,  der  Gemeinde  überwiesenen  Gebieten,  welche 
Aufgaben  die  Gemeinde  zu  vollziehen  hat,  und  welche  sich  der  Staat 
vorbehält1)  Es  finden  sich  daher  materiell  sehr  wichtige  Normen 
über  die  Funktionen  der  Gemeinden  auch  in  Reichsgesetzen. 

III.  Die  einzelnen  partikularen  Gemeindeordnungen  und  Gemeinde- 
wahlordnungen enthält  die  folgende  Uebersichtstabelle. 2) 


Laad. 

Haupt- 
gesetz. 

Novellen. 

L 

Böhmen. 

G.  0.  u.  G. 
W.  0.  16. 
April  1864 
(L.  7) 

1.  G.  12.  Okt.  18C8  L.  31  (d.  §  1  G.  0.). 

2.  G.  11.  Nov.  1868  L.  39  (d.  §  87  G.  0.). 

3.  G.  18.  April  1869  L.  44  (d.  §  15  G.  W.  0.). 

4.  G.  18.  April  1869  L.  45  (d.  §  10  G.  0.). 

5.  G.  27.  Juli  1874  L.  46  (d.  §  89  G.  0.). 

6.  G.  26.  Nov.  1874  L.  87  (d.  §  3  u.  94  G.  0.). 

7.  G.  26.  Nov.  1874  L.  88  (d.  G.  11.  Nov. 

1868  L.  39). 

*)  Vgl.  z.  B.  das  Ges.  vom  30.  April  1870  über  das  Sanitatswesen. 

*)  Abkürzungen:  G.  0.  =  Gemeindeordnung;  G.  W.  0.  Gemeinde- 
wahlordnnng;  d.  =  derogirt  (in  der  Klammer  sind  die  Gesetze  angeführt, 
denen  durch  die  citirten  Novellen  derogirt  wird). 
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Laad. 

Haupt- 
geaetz. 

Novellen. 

II. 

Dalmatien. 

6.  0.  und 
G.W.  0.  30. 
Juli  1864 
(L.  1). 

■ 

1.  G.  19.  März  1866  L.  5  (Ergänzung  d.  G.  0  ). 

2.  G.  8.  Okt.  1868  L.  10  (d.  §  6.  G.  0.). 

3.  G.  28.  Okt.  1868  L.  15  (d.  §  86.  G.  0.). 

4.  G.  13.  Dez.  1868  L.21  (Ergänzg.  d.  G.W.O.). 

5.  G.  13.  Okt.  1870  L.  24  (über  die  Bewilli- 
gung der  Gemeindezuschlage  durch  den  L.  A.). 

6.  G.  19.  Okt  1871  L.  31  (d.  Art.  III.  Ges. 
19.  März  1866). 

7.  G.  21.  Feb.  1873  L.  18  (Abänderung  eini- 
ger Art.  d.  G.  0.). 

8.  G.  3.  März  1873  L.  19  (Abänderung  der 
G.  W.  0.). 

9.  G.  21.  Jänner  1875  L.  7  (d.  §  11  litt  d. 
G.  W.  0.). 

m. 

Galizien. 

0.  0.  und 
G.W.  0. 12. 
August  1866 
(L.  19.) 

1.  G.  12.  August  1866  L.  20  (über  die  Guts- 
gebicte). 

2.  G.  19.  Nov.  1868  L.  30  (d.  VI.  HauptBt.  G.  0.). 

3.  G.  17.  Juni  1874  L.  48  (d.  §  51  G.  0.). 

4.  G.  17.  Juni  1874  L.  49  (d.  §  102  und 
108  G.  0.). 

5.  G.  17.  Juni  1874  L.  50  (d.  §99  G.  0.). 

6.  G.  17.  Juni  1874  L.  51  (d.  §80  G.  0.). 

7.  G.  12.  Juni  1874  L.  52  (d.  §70  G.  0.). 

8.  G.  18.  Feb.  1875  L.  14  (d.  §98  G.  0.). 

IV. 
Nieder- 
österreich. 

G.  0.  und 
G.W.  0.  31. 
März  1864 

(L.  5).. 

1.  5.  Okt  1868  L.  11.  (d.  §  6  G.  0.). 

2.  19.  Nov.  1868  L.  20  (§  38  G.  W.  0.). 

3.  16.  April  1874  L.  26  (über  die  Verwaltungs- 
gemeinden). 

V. 
Ober- 
österreich. 

G.  0.  u.  G.  W. 
0.  28.  April 
1864  (L.  6). 

1.  4.  Okt.  1868  L.  16  (d.  §  7  G.  0.). 

2.  12.  Okt.  1868  L.  19  (d.  §  2  u.  83  G.  0.). 

3.  13.  Jänner  1869  L.  5  (d.  §  76  G.  0.). 

YL 
Salzburg. 

G.O.  u.G.W. 
0.2.Mail864 

1.  15.  Okt.  1868  L.  26  (d.  §  6  G.  0.). 

2.  10.  Jänner  1870  L.  4  (<L  §  2  und  86  G.  0.). 

vn. 

Steiermark. 

G.  0.  und 
G.  W.  0.2. 
Mai  1864 

(L.  5). 

1.  24.  Sept  1868  L.  19  (d.  §  6  G.  0.). 

2.  11.  Dez.  1869  L.  3  (d.  §  92  G.  0.). 

3.  1.  April  1875  L.  34  (über  den  Instanzen- 
zug  in  Sachen  der  Ortspolizei). 

4.  j^Juli  1871  L.  27  (über  Exekution  gegen 
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Land. 

Haupt- 
gesetz. 

Novellen. 

vm. 

Karnthen. 

6.  0.  and 
G.  W.  0.  15. 
Marz  1864 

(L.  5). 

1.  18.  Okt.  1868  L.  26  (d.  §  6  G.  0.). 

2.  31.  Okt.  1868  L.  28  (d.  §2  0.  0.). 

3.  7.  Dez.  1868  L.  33  (d.  §  89  G.  0.). 

4.  7.  Feb.  1873  L.  17  (d.  §  80  G.  0.). 

o.  zi.tianner  ioio  ju.  i*  ^u.  9  10  u.  ou  17.  v.J. 
6.  6.  Juli  1875  L.  26  (d.  §  1  al.  2  litt.  f. 
G.  W.  0.) 

IX. 
Krain. 

G.  O.a.  G.W. 
0.  17.  Febr. 
1866  (L.  2). 

1.  15.  Okt.  1868  L.  13  (d.  §  6  G.  0.). 

2.  2.  Janner  1869  L.  5  (d.  §§  1—4  G.  0.). 

3.  23.  August  1876  L.  15  (d.  §  92  G.  0). 

X. 

Bukowina. 

G.  0.  and 
G.W.0. 14. 
Nov.  1863 
(L.  9). 

1.  14.  Nov.  1863  L.  10  (Ober  Gutsgebiete). 

2.  27.  Sept.  1868  L.  14  (d.  §  6  G.  0.). 

3.  24.  Dez.  1868  L.  23  (d.  Ges.  14.  Nov. 
1863  Aber  die  Gutsgebiete). 

4.  1.  JjCZ.  1009  Jj.  £0  (ZiUSaiZ  ZU  5  tJxVj.  TT.  V.J. 

5.  9.  Dez.  1869  L.  2  (1870),  ändert  einige 
Bestimmungen  der  G.  0. 

XI. 
Mahren. 

G.  O.a.  G.W. 
0.  15.  Marz 

18o4  (Lt.  4J. 

1.  15.  Okt  1868  L.  19  (d.  §  6). 

xn. 

Schlesien. 

G.  0.  and 
G.W.  0. 15. 
Nov.  1863 
(L.  17). 

1.  20.  Sept.  1868  L.  15  (d.  §  6  G.  0.). 

2.  20.  Sept.  1868  L.  16  (Nachtrag  zu  §  87 

G.  0.). 

3.  27.  Sept.  1868  L.  19  (d.  §  74  G.  0.). 

4.  12.  Nov.  1868  L.  27  (d.  §  77,  G.  0.). 

xm. 

Tirol. 

G.  0.  and 
G.W.  0.  9. 
Jänner  1866 
(L.  1). 

1.  10.  April  1867  L.  37  (Zusatz  §  13  G.  W.O.). 

2.  11.  Nov.  1868  L.  51  (Anhang  zur  G.  0.). 

3.  3.  Feb.  1870  L.  12  (d.  §§  18,  23,  24,  26, 
27,  30,  37  G.  W.  0.). 

XIV. 
Vorarl- 
berg. 

G.  0.  and 
G.W.  0.  22. 
April  1864 

(L.  22). 

1.  27.  Okt.  1866  L.78  (Zusatzzu  §  13 G.  W.O.). 

2.  16.  Janner  1867  L.  13  (Abänderung  der 

G.  W.  0.). 

3.  12.  Okt  1868  L.  44  (Abänderung  d.  G.  0. 
und  G.  W.  0.). 

4.  27.  Sept.  1877  L.  49  (d.  §  7  G.  W.  0.). 
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Land. 

Haupt- 
gesetz. 

Novellen. 

XV. 
Istrien. 

G.  0.  und 
G.  W.  0.  10. 
Juli  1863 
(L.  13). 

1.  14.  Okt.  1868  L.  6  (d.  §  6  G.  0.). 

2.  25.  Okt.  1868  L.  8  (Aber  Gemeindekonsti- 
tuirung  und  Vermögensverwaltung). 

3.  9.  Dez.  1869  L.  28  (Modifikation  §§  78, 
82,  87,  92,  94,  95  G.  0.). 

4    10   Jänner  1870  L  2  (d  88  3  10  11  17 
20,  24  G.  W.  0.). 

5.  25.  Nov.  1871  L.  16  (Ergänzung  §  1  G. 
W.  0.). 

6.  10.  Feb.  1873  L.  10  (Abänderung  des  Ges. 
10.  Janner  1870  L.  2). 

7.  19.  Dez.   1874  L.   13  (1875)  über  Ge- 
meindetaxen. 

XVI. 
Görz- 
Gradiska. 

G.O.  u.G.W. 
0.  7.  April 
1864  (L.  8). 

1.  11.  Nov.  1868  L.  13  (d.  §  7  G.  0.). 

2.  6.  Juli  1877  L.  12  (Ergänzung  §  78  G.  0.). 

B.  Die  Paktoren  der  Gemeinde. 

§  99. 

a)  Das  Gemeindegebiet. 

L  Unter  Gemeindegebiet  versteht  man  denjenigen  Theil  des  Staats- 
gebietes, über  den  sich  die  Wirksamkeit  der  Gemeinde  räumlich  erstreckt. 
Gebildet  wird  das  Gemeindegebiet  aus  sämmtlichen  zu  der  Gemeinde  ge- 
hörigen Liegenschaften,  wobei  es  gleichgültig  ist,  wem  diese  Liegen- 
schaften gehören,  und  ob  dieselben  Privateigenthum  oder  öffentliches 
Gut  Bind.  Jede  innerhalb  der  Grenzen  des  österreichischen  Staatsge- 
bietes befindliche  Liegenschaft  muss  zum  Verbände  einer  Ortsgemeinde 
gehören. *) 

IL  Von  diesem  Principe  bestehen  nur  zwei  Ausnahmen: 

1.  Die  zur  Wohnung  oder  zum  vorübergehenden  Aufenthalte  des 
Kaisers  und  des  Hofes  bestimmten  Residenzen,  Schlösser  und  sonstigen 
Gebäude  nebst  den  dazu  gehörigen  Gärten  und  Parkanlagen  sind  vom 
Gemeindeverbande  ausgenommen.1) 

2.  Der  Grossgrundbesitz  kann  durch  die  Landesgesetzgebung  aus 

i)  Art.  I.  Ges.  5.  März  1862. 
*)  Art.  I.  al.  2. 


Digitized  by  Google 


250    Er8tc8  Bu°k   Verfaesungurecht  des  Österreich.  Staatakörpers. 

dem  Verbände  der  Ortsgemeinde  ausgeschieden  werden.1)  Dies  ist  in 
Galizien  und  in  der  Bukowina  (und  theilweise  in  Mähren)  erfolgt. 
In  Galizien  ist  nach  dem  Landesgesetze  vom  12.  August  1866  L.  20 
der  vormals  herrschaftliche,  bei  Eintritt  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes 
nicht  zum  Gemeindeverbande  gehörige  Grundbesitz  als  selbständiges  4 
Gutsgebiet  zu  behandeln,  insofern  der  Eigentümer  nicht  selbst  mit 
Zustimmung  der  Gemeinde  die  Einverleibung  begehrt,  aus  welchem  An- 
lasse mit  derselben  ein  von  der  Statthalterei  im  Einvernehmen  mit  dem 
Landesausschusse  zu  bestätigendes  üebereinkommen  über  Mass  und  Art 
der  von  den  Eigentümern  des  Gutes  der  Gemeinde  gegenüber  zu  über- 
nehmenden Verpflichtungen  getroffen  werden  kann.1) 

Die  Ausscheidung  von  Gutsgebieten,  welche  der  Gemeinde  ein- 
verleibt worden  sind,  kann  nur  durch  ein  Gesetz  erfolgen.') 

Das  Gutsgebiet  hat  innerhalb  seines  ümfanges  alle  durch  admini- 
strative Exekution  erzwingbare  Leistungen  und  Pflichten  einer  Gemeinde 
mittelst  eigener  Mittel  zu  erfüllen;  die  Nichterfüllung  dieser  Pflichten 
macht  den  Eigentümer  eventuell  ersatzpflichtig,  worüber  die  Staats- 
behörden im  Einvernehmen  mit  den  Organen  der  Selbstverwaltung 
höherer  Ordnung  entscheiden.4)  Dagegen  kommen  dem  Gutsgebiete 
auch  die  sonstigen  Funktionen  zu,  also  die  lokale  Polizei  und  das  Recht»  t 
in  Angelegenheiten  derselben  Verordnungen  zu  erlassen.  Nur  das 
Polizeistrafrecht  devolvirt  an  die  politische  Bezirksbehörde;5)  ebenso 
sind  die  zum  Gutsgebiete  gehörenden  Wirths-  und  Schankhäuser,  die 
sich  als  Enklaven  in  der  Gemeinde  befinden,  von  der  Polizei  des  Guts- 
gebietes ausgenommen.6)  Die  Geschäftsführung  erfolgt  entweder  per- 
sönlich durch  den  Eigenthumer  oder,  unter  Haftung  des  Guteigen- 
tümers, durch  einen  von  diesem  bestellten,  der  politischen  Bezirksbe- 
hörde sowie  dem  Bezirksausschusse  namhaft  zu  machenden  Vorsteher.1) 
Analog  sind  die  Bestimmungen  des  Landesgesetzes  vom  14.  November 
1863  Nr.  15  L.  G.  Bl.  für  die  Bukowina;  nur  fordert  dasselbe  a)  den 
Nachweis,  dass  der  ausgeschiedene  Grundbesitz  für  sich  allein  oder  in 
Verbindung  mit  einem  gleichgearteten  und  angrenzenden  Grundbesitz 
bedeutend  genug  sei,  um  die  durch  diese  Ausscheidung  übernommenen 
öffentlichen  Pflichten  erfüllen  zu  können;  b)  gestattet  dagegen  mit  Ge- 


l)  Art.  I.  al.  3. 

*)  §  2  und  3  cit.  Ges.  12.  August  1866.  ( 

8)  §  4  Ges.  12.  August  1866. 

«)  §§  7,  16,  17  Ges.  12.  August  1866. 

*)  §  13  cit.  Ges. 

•)  §  7  al.  2  cit.  Ges. 

7)  §§  5—15  cit.  Ges. 
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nehmifrung  der  Landesstelle  und  des  Landesausschusses  die  Verbindung 
zweier  angrenzender  Gutskörper  zu  Einem  Gutsgebiete;  und  bestimmt 
endlich  c)  dass  der  in  der  Gemarkung  einer  Stadtgemeinde  liegende 
vormals  herrschaftliche  Grundbesitz  unter  allen  Umstanden  in  den  Ver- 
band der  Stadtgemeinde  einzubeziehen  ist.  In  Mähren1)  endlich  findet 
zwar  eine  eigentliche  Ausscheidung  des  grossen  Besitzes  nicht  statt; 
es  ist  jedoch  jedem  Besitzer  eines  land-  oder  lehentäflichen  Gutes 
(ohne  Bäcksicht  auf  dessen  Grösse),  dann  jedem  sonstigen  Realitdten- 
besitzer,  welcher  in  einer  oder  mehreren  unmittelbar  an  einander  gren- 
zenden Gemeinden  einen  durch  Strassen  und  Wege  zusammenhängenden 
und  zur  selbständigen  und  gemeinschaftlichen  Bewirtschaftung  geeig- 
neten Grundbesitz  Ton  mindestens  zweihundert  Joch  hat,  aufsein 
Verlangen  die  Besorgung  einzelner,  zur  ungehinderten  Verwaltung  dieses 
Besitzes  dienender,  Verwaltungsfunktionen  unter  eigener  Haftung  und 
mit  eigenen  Mitteln  zu  übertragen,  als :  «)  die  Sorge  für  die  Erhaltung 
der  auf  diesem  Besitze  gelegenen  Wege  (mit  Ausnahme  der  Staats-, 
Landes-  und  Bezirksstrassen)  sowie  die  Wegepolizei;  fi)  die  Fluren- 
polizei ;  y)  die  Bau-  und  Feuerpolizei  mit  Ausschluss  der  Baubewilligung 
und  £)  die  Anberaumung  und  Vornahme  freiwilliger  Feilbietungen  der 
eigenen  Produkte  und  Gegenstände  des  Wirthschaftsbetriebes. 

m.  Die  Begriffe  „Ortschaft"  und  „Gemeinde"  sind  nicht  iden- 
tisch. Ortschaft  ist  ein  geographischer  Begriff  und  bedeutet  einen  zu- 
sammenhängenden Komplex  von  Ansiedlungen;  Gemeinde  dagegen  ist 
ein  juristischer  Begriff  und  bedeutet  den  korporativen  Verband  einer 
Mehrheit  von  Personen  innerhalb  eines  bestimmten  Gebietes.  Die  Ge- 
meinde kann  territorial  mit  der  Ortschaft  zusammenfallen ;  es  kann 
aber  auch  eine  Gemeinde  aus  mehreren  Ortschaften  bestehen  und  um- 
gekehrt eine  Ortschaft  in  mehrere  Gemeinden  zerfallen.2) 

IV.  Aenderungen  in  den  Grenzen  einer  Gemeinde  können  nur  mit 
höherer  Genehmigung  stattfinden,  weil  die  Gemeinde  zugleich  einen 
staatlichen  Verwaltungsbezirk  bildet  und  eine  solche  Aenderung  der 
OrtsgTenzen  zugleich  ihre  Bäckwirkung  auf  verschiedene  staatliche  Ver- 
waltungsthätigkeiten,  als  die  Fuhrung  des  Katasters,  die  Veranlagung 
der  Realsteuern,  die  Fährung  der  Grundbücher  äussert  Nicht  minder 
hat  eine  Aenderung  der  Gemeindegrenzen  auch  Einfluss  auf  die  Ge- 
meindeangehörigkeit (vgl.  §  103  <L  W.).  Es  ist  daher  nebst  der  Er- 
klärung der  politischen  Landesstelle,  dass  aus  staatlichen  Verwaltungs- 

*)  VL  Hauptstück  der  mährischen  Gemeindeordnung  vom  15.  März 
1864  N.  4  L.  G.  Bl. 

*)  Vgl.  z.  B.  §  107  bohm.  G.  0.;  Anhang  II  der  G.  0.  für  Krain; 
Vgl.  §  101  d.  W. 
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rücksichteil  kein  Anstand  oh  walte,  die  Bewilligung  des  Landesaus- 
schusses  erforderlich.1) 

Ein  Streit  über  Gemeindegrenzen  ist  kein  Civilrechtsstreit,  sondern 
ein  Streit  über  den  Gebietsumfangder  Herrschaftsrechte  politischer  Körper 
im  Staate.  Die  Entscheidung  dieser  Grenzstreitigkeiten  fallt  daher  in 
den  Wirkungskreis  der  überwachenden  staatlichen  Verwaltungsbehörden.  *) 

§  100. 

b)  Personen  der  Gemeinde. 

Alle  in  der  Gemeinde  sich  aufhaltenden  Personen  treten  während 
ihres  Aufenthaltes  in  ein  Subjeküonsverhältniss  zu  derselben.  Während 
aber  der  blosse  Aufenthalt  nur  eine  vorübergehende  Beziehung  des  Ein- 
zelnen zur  Gemeinde  begründet,  erscheint  die  Gemeindemitglied- 
schaft als  ein  genossenschaftliches  Recht  des  Einzelnen,  welches  ent- 
weder die  rechtliche  Angehörigkeit  an  den  Verwaltungsverband  der  Ge- 
meinde oder  die  Befugniss,  an  den  öffentlichen  Angelegenheiten  der 
Gemeinde  in  der  durch  die  Gemeindeverfassung  geordneten  Weise  Theil 
zu  nehmen,  zum  Inhalte  hat  Die  Gemeindemitglieder  zerfallen  in  zwei 
Klassen : 

1.  In  die  Gemeindeangehörigen,  d.  i.  diejenigen  Personen, 
welche  in  der  Gemeinde  das  fleimathsrecht  erlangt  haben.  Eine  be-* 
sondere  Klasse  von  Gemeindeangehörigen  bilden  in  Städten  und  Märkten 
die  Bürger,  d.  h.  jene  Personen,  welche  nach  der  früher  geltenden 
Gemeindeverfassung  das  Bürgerrecht  erworben  haben,  oder  es  in  der 
Folge  durch  Verleihung  erwerben.3)  Für  die  Verleihung  des  Bürger- 
rechts kann  die  Gemeinde  eine  Maximalgebühr  von  zwanzig  Gulden  er- 
heben.4) Verschieden  von  den  Bürgern  sind  die  Ehrenbürger.  Das 

l)  In  Böhmen  und  Galizien  der  Bezirksvertretung,  in  Tirol  des  Land- 
tages und,  wenn  dieser  nicht  versammelt  ist,  des  Landesausschusses. 
Mayerhofer  II.  136. 

*)  Mayerhofer  II.  136.  Vgl.  §  30  Vdg.  19.  Jänner  1853  R.  10; 
Vdg.  24.  März  1860  R.  80;  M.  Entschdg.  14.  Juni  1874  Z.  8305.  Die 
G.  0.  für  Salzburg  sagt  (§  4):  „Wenn  zwischen  zwei  oder  mehreren  Ge- 
meinden die  Grenzen  streitig  sind;  so  hat  darüber  nach  Einvernehmen  der 
betreffenden  Gemeinden  und  nach  eingeholter  Erklärung  der  politischen 
Landesstelle,  dass  dagegen  kein  Anstand  obwaltet,  der  Landesausschuss  zu 
entscheiden." 

3)  Böhmen,  Kärnthen,  Krain,  Salburg,  Schlesien  §  8,  Oberösterreich 
§  10;  Steiermark  §  7;  Bukowina  und  Galizien  §  8  beschränken  das  Bürger- 
recht auf  Stadtgemeinden.  —  Mähren  §§  6  und  9,  Niederösterreich  §  8, 
Tirol  §  9,  Vorarlberg  §  6,  kennen  bei  dem  Bürgerrecht  keinen  Unterschied 
in  der  Art  der  Gemeinden.  —  In  Dalmatien,  Görz-Gradiska  und  Istrien 
bestehen  keine  Bürger. 

4)  Bukowina,  Kärnthen,  Salzburg  §  8;  Mähren  §  9;  Niederösterreich 
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Ehrenbürgerrecht  ist  eine  Ton  der  Gemeinde  an  österreichische  Staats- 
bürger, die  sich  um  die  Gemeinde  besonders  verdient  gemacht  haben, 
oder  sonst  durch  ihre  Verdienste  um  den  Staat  hervorragen,  aus  Dank- 
barkeit verliehene  Titularauszeichnung,  wodurch  dem  Ausgezeichneten 
die  Kechte  der  Gemeindeangehörigen  ohne  deren  Verpflichtungen  zu- 
kommen. 1 ) 

2.  In  die  Gemeindegenossen,  die  zwar  nicht  in  der  Gemeinde 
heimathsberechtigt  sind,  aber  doch  zu  der  Gemeinde  in  dauernde  Bezieh- 
ungen treten,  weil  sie  a)  entweder  in  der  Gemeinde  Grundeigenthum 
haben,  oder  b)  daselbst  ein  besteuertes  Gewerbe  betreiben,  oder  c)  in 
der  Gemeinde  wohnen  und  daselbst  ein  sonstiges  Einkommen  direkt 
versteuern. 

Alle  übrigen  Personen  in  der  Gemeinde  werden  Auswärtige 
genannt1) 

§  101. 

c)  Verbände  innerhalb  der  Gemeinde. 

Korporationen,  Gewerkschaften  und  Aktiengesellschaften  gehören 
nach  der  ausdrucklichen  Bestimmung  einzelner  Gemeindeordnungen, 
gleich  den  physichen  Personen,  zu  den  Gemeindegenossen,  wenn  sie  in 
der  Gemeinde  einen  Realbesitz  haben,  oder  daselbst  eine  Erwerb-  oder 
Einkommensteuer  entrichten.3)   Wahrend  aber  diese  Vereine  und  Er- 

§11;  Oberösterreich  §  10;  Steiermark  §  7.  —  Keinen  höchsten  Betrag 
der  Gebühr  bestimmen  Böhmen,  Galizien,  Krain,  Schlesien  §  8;  keine  Ge- 
bühr Tirol  §  9;  Vorarlberg  §  6. 

*)  Vgl.  §  9  böhm.  G.  0.  Jeder  Gemeinde  steht  es  frei,  verdiente 
Männer,  welche  österreichische  Staatsbürger  sind,  zu  Ehrenbürgern  oder 
Ehr  enmitgliedern  zu  ernennen.  Zu  einer  solchen  Ernennung  ist  die 
Zustimmung  von  zwei  Dritteln  sämratlicher  Ausschussmitglieder  erforderlich 
und  sie  darf  nur  durch  geheime  Abstimmung  erfolgen.  —  Vgl.  über  das 
Khrenbilrgerrecht  die  wichtigen  principiellen  Entscheidungen  bei  Mayer- 
hof er  II.  140:  a)  die  Prüfung  der  Verdienstlichkeit  ist  Sache  des  freien 
Ermessens  der  Gemeinde  (M.  J.  16.  Juni  1875  Z.  19341)  und  b)  das  ein- 
mal verliehene  Ehrenbürgerrecht  kann  nicht  durch  einen  Gemeindebeschluss 
entzogen  werden  (M.  J.  2.  Juli  1871  Z.  8090). 

*)  In  Tirol  besteht  ein  engerer  Begriff  der  Gemeindemitgliedschaft;  die- 
selbe besekränkt  sich  (§  7  Tir.  G.  0.)  :  1.  auf  die  Gemeindebürger,  welchen 
auf  Grund  von  Abstammung,  Einkauf  oder  Verleihung  das  Bürgerrecht  zu- 
steht; 2.  auf  die  Heimathsberechtigten;  dann  3.  auf  diejenigen,  welche,  ohne 
in  der  Gemeinde  heimathberechtigt  zu  sein,  im  Gebiete  derselben  entweder 
einen  eigenthümlichen  Haus-  oder  Grundbesitz  haben,  oder  von  einem  in 
der  Gemeinde  selbständig  betriebenen,  den  standigen  Aufenthalt  in  derselben 
bedingenden  Gewerbe  oder  Erwerbe  eine  direkte  Steuer  entrichten  oder  von 
der»  Gemeinde  zur  Vermögenssteuer  einbezogen  werden.  Alle  übrigen  Per- 
sonen in  der  Gemeinde  werden  Auswärtige  genannt.  Vgl.  jedoch  Entsch. 
R.  G  16.  Juli  1875  Z.  190. 

>)  G.  0.  für  Böhmen  und  Galizien  (§  6). 
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werbsgesellschaften  sonst  ausser  jeder  Beziehung  zur  Gemeinde  stehen, 
ist  der  Gemeindeverband  geradezu  nach  manchen  Richtungen  Veran- 
lassung zur  Büdung  besonderer  Verwaltungsverbände  und  privatrecht- 
licher Korporationen  in  der  Gemeinde,  die  dann  als  Glieder  derselben 
und  somit  als  Elemente  der  Gemeindeverfassung  erscheinen. 
Hierher  gehören: 

1)  In  Böhmen,  Görz-Gradiska,  Istrien,  Krain  die  Ortschaften  oder 
Ortstheile  der  in  dieser  Weise  Zusammengesetzen  Gemeinden.  Dieselben 
sind  Körperschaften  mit  einem  besonderen  Ortsausschuss  (Verwaltungsaus- 
schuss)  unter  einem  Obmann  (Ortsvorsteher)  zur  Verwaltung  des  ihnen 
gehörenden  Sondervermögens,  dessen  Einkünfte  vor  Allem  zur  Deckung 
der  auf  den  Ort  entfallenden  Gemeindeauslagen  zu  verwenden  sind. !) 

2)  In  Oberösterreich  kann  rucksichtlich  des  Sonder  Vermögens, 
welches  den  zu  Einer  Gemeinde  verbundenen  Ortschaften  gehört,  oder 
bestimmten  Klassen  der  Gemeindeeinwohner  besonders  gewidmet  ist,  von 
den  Interessenten  die  abgesonderte  Selbstverwaltung  dieser  Vermögens- 
massen auf  Grund  eines  von  dem  Landesausschusse  zu  genehmigenden 
Statutes  verlangt  werden.2) 

3.  In  Dalmatien3) bilden  die  Gemeindefraktionen,  welche  zur 
Zeit  des  Eintrittes  der  Wirksamkeit  der  neuen  Gemeindeordnung  einen 
Ortsrichter  (Capovilla)  hatten,  besondere  Verwaltungsverbände  zur  Be- 
sorgung ortspolizeilicher  und  anderer  Örtlicher  Geschäfte.  In  denselben 
finden  für  Angelegenheiten,  die  für  die  betreffende  Fraktion  von  speziellem 
Interesse  sind,  Konvokate  (Gemeindeversammlungen)  statt,  welche  aus 
den  Ortsrichtern,  den  Adjunkten  und  dem  vierten  Theile  der  in  die 
Gemeindevertretung  wählbaren  Wähler  der  betreffenden  Fraktion  zu  be- 
stehen haben.  Dieser  vierte  Theil  der  Wähler  wird  aus  den  relativ  Höchst- 
besteuerten gebildet.  Der  Ortsrichter  und  die  Adjunkten  müssen  wähl- 
bar zur  Gemeindevertretung  sein  und  in  der  Gemeindefraktion  oder  in 
der  Ortschaft,  für  welche  sie  bestellt  werden,  den  bleibenden  Wohnsitz 
haben.  Sie  werden  über  Ternavorechlag  des  Konvokates  der  betreffen- 
den Gemeindefraktion  oder  Ortschaft  vom  Gemeinderathe  ernannt. 

Die  Konvokate  haben  über  Angelegenheiten,  wobei  selbe  speziell  be- 
theiligt sind,  namentlich  wenn  es  sich  um  Errichtung  von  Schulen,  oder  um 
Strassen,  Wege,  Bäche,  Wasserbecken,  Seedämme,  Standplätze  für  Kähne, 


!)  Böhmen  G.  0.  §  107—114;  Krain  G.  0.  ü.  Anhang;  Görz-  5 
Gradiska  über  die  Steuergemeinden  G.  0.  VIII.  Hpst.  §  98  ff.;  Istrien 
Ges.  25.  Okt  1868  L.  8. 

2)  Anhang  zur  G.  0. 

8)  G.  0.  m.  ILioptgtück. 
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Plätze,  Brücken  u.  s.  w.  und  überhaupt  um  Auslagen,  Beiträge  und 
Leistungen  der  betreffenden  Fraktion  handelt,  zn  berathen. 

4.  In  Galizien  findet  in  den  ans  einer  christlichen  nnd  einer 
israelitischen  Bevölkerung  bestehenden  Gemeinden  innerhalb  der  Ge- 
meinde rar  die  Sonderangelegenheiten  dieser  beiden  Bevölkernngsklassen 
je  ein  besonderer  Verband  der  christlichen  nnd  der  israelitischen  Be- 
völkerung statt1) 

5.  Innerhalb  der  Gemeinden  können  für  die  Angehörigen  der  ge- 
setzlich anerkannten  Beligionsgesellschafben  besondere  Kultusge- 
meinden bestehen.  Dieselben  sind  in  keinem  Falle  politische  Ge- 
meinden.1) Hierher  gehören  die  in  dem  Gesetze  vom  7.  Mai  1874  R.  50 
über  die  Rechtsverhältnisse  der  katholischen  Kirche  in  Aussicht  genommenen 
Pfarrgemeinden.  Es  sollen  in  Hinkunft  die  den  Gemeinden  zur  Unter- 
stützung des  Öffentlichen  Kultus  auferlegten  Pflichten  diese  zu  konsti- 
tuierenden Pfarrgemeinden,  nicht  aber  die  politischen  Gemeinden,  treffen. 
Es  können  jedoch  bis  zur  Konstituirnng  dieser  Pfarrgemeinden  die  den- 
selben zukommenden  Geschäfte  wie  bisher  von  den  politischen  Gemeinden 
besorgt  werden,  die  den  Aurwand  für  Kultuszwecke  durch,  auf  die  An- 
gehörigen der  betreffenden  Kirche  beschränkte  Umlagen,  aufbringen 
können. 3) 

6.  Innerhalb  der  Gemeinde  bestehen  besondere  Konkurrenzver- 
bände zur  Anftheilung  öffentlicher  Leistungen  für  solche  Einrichtungen, 
Verwaltungsanstalten  nnd  Organe,  die  nur  das  Interesse  eines  örtlich 
begrenzten  Gemeindetheiles  oder  nur  einzelner  Klassen  von  Personen 
befriedigen  sollen.4) 

7.  Endlich  kann  innerhalb  der  Gemeinde  eine  engere  Bealgemeinde 
als  privatrechtliche  Korporation  bestehen,  welcher  gewisse  Vermögens- 
objekte mit  der  Bestimmung  gehören,  dass  deren  Ertrag  unter  die 
einzelnen  Mitglieder  dieser  Korporation  vertheilt  werde.  Die  Mitglied- 
schaft an  dieser  Korporation  ist  nicht  bloss  bedingt  durch  die  Theil- 
nahme  an  dem  Gemeindeverbande  überhaupt,  sondern  auch  durch  ander- 
weitige juristische  Thatsachen,  als  Bürgerrecht  oder  Besitz  einer  diese 
Theilnahme  an  der  Korporation  begründenden  Liegenschaft. 

l)  G.  0.  VI.  Hauptstück  §§  89—94. 
*)  V.  G.  H.  8.  März  1877  Z.  183. 

3)  Vdg.  31.  Dez.  1877  R.  3  (1878);  V.  G.  H.  9.  Feb.  1877  Z.  190. 
Budwinski  S.  137. 

4)  Oeffentliche  Bronnen  und  Wasserleitungen,  Straßenbeleuchtung, 
Kosten  von  Wachen. 
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C.  Rechte  und  Pflichten  in  der  Gemeinde. 

§  102. 
Uebersicht. 

I.  Die  Rechte  und  Pflichten  der  Gemeindemitglieder  bieten  Ana- 
logien zn  den  staatsbürgerlichen  Rechten  und  Pflichten  (vgl.  §  27). 
Die  Gemeindemitgliedschaft  begründet  der  Gemeinde  gegenüber  den 
Ansprach  auf  Erfüllung  derjenigen  Aufgaben,  in  denen  der  Zweck  der 
Gemeinde  besteht  (bürgerliche  Rechte),  sowie  bei  Eintritt  gewisser 
Voraussetzungen  aktive  Theilnahme  an  der  Willensthätigkeit  der  Ge- 
meinde (politische  Rechte).  Der  Unterschied  zwischen  Staat  und 
Gemeinde  liegt  auch  hier  wieder  darin,  dass  diese  Rechte  in  der  Ge- 
meinde nicht  durch  eine  autonome  Norm  der  letzteren,  sondern  durch 
die  staatliche  Gesetzgebung  festgesetzt  werden. 

Die  Gemeindemitglieder  nehmen  an  den  Rechten  und  Vortheilen 
wie  an  den  Pflichten  und  Lasten  der  Gemeinde  Theil,  und  haben  das 
Recht  des  ungestörten  Aufenthaltes  in  der  Gemeinde.  Die  Gemeinde- 
angehörigen haben  überdies  den  Anspruch  auf  Armenversorgung  nach 
Massgabe  ihrer  Bedürftigkeit  Den  Bürgern  bleibt  der  Anspruch  auf 
die  für  sie  besonders  bestehenden  Stiftungen  und  Anstalten  vorbehalten. 
Aber  auch  der  Ortsfremde  hat  während  seines  Aufenthaltes  oder  Wohn- 
sitzes in  der  Gemeinde  Anspruch: 

1.  Auf  Schutz  der  Person  und  seines  in  der  Gemarkung  der  Ge- 
meinde befindlichen  Eigenthums;  2.  auf  die  Benützung  der  Gemeinde- 
anstalten nach  Mass  der  bestehenden  Einrichtungen.1) 

Andererseits  stehen  die  Gemeindemitglieder  in  einem  Subjektionsver- 
hältnisse zur  Gemeinde,  aus  welchem  sich  gewisse  öffentliche  Pflichten 
der  Gemeinde  gegenüber  ergeben.  Allein  dieses  Subjektionsverhältniss 
besteht  nur  soweit,  als  der  Wirkungskreis  der  Gemeinde  reicht;  der 
Staat  zieht  diesem  Subjektionsverhältnisse  durch  seine  Gesetzgebung 
Schranken  und  sichert  dem  Einzelnen  für  bestimmte  Lebensverhältnisse 
Freiheit  von  der  Einwirkung  der  Gemeindeorgane  zu  (Freiheitsrechte 
gegenüber  der  Gemeinde).  Ueber  die  natürlichen  Freiheitsrechte  des 
Einzelnen:  Niederlassung  und  Berufswahl  kann  die  Gemeinde  nicht 
entscheiden.5)    Insbesondere  ist  der  Antritt  eines  Gewerbes  von  der 


1)  Görz-Gradiska,  Mähren,  Salzurg,  Tirol  §  10;  Bukowina,  Galizien, 
Istrien,  Kürnthen,  Krain,  Schlesien,  Vorarlberg  §  9:  Dalmatien,  Steiermark 
§  8;  Niederösterreich  §§  10,  11;  Oberösterreich  §§  8,  11. 

2)  Vgl.  Art.  Gemeinde  in  Bluntschli's  Staatswörterbuch  IV.  129. 
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Aufrahme  in  den  Verband  der  Gemeinde,  in  welcher  dasselbe  betrieben 
werden  6oll,  nicht  abhängig,  und  ändert  Nichts  an  der  Gemeindezu- 
ständigkeit1) 

Wir  behandeln  im  Folgenden  die  wichtigsten  dieser  Rechte  der 
Gemeindemitglieder,  nämlich  a)  das  Heimathsrecht  (§  103),  und  b)  die 
politischen  Rechte  (§  104);  woran  sich  c)  die  Darstellung  der 
Pflichten  gegenüber  der  Gemeinde  anreiht. 

§  103. 

Insbesondere  a)  das  Heimathsrecht.3) 

I.  Unter  Heimath  versteht  man  jene  Gemeinde,  welcher  ein 
Staatsbürger,  mit  dem  Rechte  unentziehbaren  Aufenthaltes  und  dem  An- 
sprüche auf  Armenversorgung  im  Falle  der  Hilflosigkeit,  persönlich  an- 
gehört. 

Das  Heimathsrecht  ist  dermal  durch  das  Gesetz  vom  3.  Dezember  1863 
B.  105  geordnet.  Es  behalten  jedoch  Heimathsrechte,  welche  bei  Beginn 
der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  auf  Grund  der  früheren  Rechtsnonnen 
bereits  als  wohlerworbene  Rechte  existent  waren,  ihre  Wirksamkeit,  inso- 
lange  sie  nicht  nach  den  Bestimmungen  dieses  neuen  Heimathsgesetzes  ver- 
loren gehen ;  daher  in  vielen  Fällen  zur  Entscheidung  von  Kontroversen 
über  das  Heimathsrecht  diese  ältern  Rechtsnormen  heranzuziehen  sind. 

IL  Jeder  Staatsbürger  muss,  er  darf  aber  auch  nur,  in  Einer  Ge- 
meinde heimathsberechtigt  sein.3) 

Veränderungen  im  Gemeindegebiete  haben  auf  wohlerworbene 
Heimathsrechte  keinen  Einfluss.  Es  sind  jedoch  in  dieser  Richtung 
mehrere  Fälle  zu  unterscheiden :  a)  Wird  eine  Gemeinde  in  eine  zweite 
inkorporirt,  oder  entsteht  aus  zwei  bisher  selbständigen  Orten  durch 
Vereinigung  eine  neue  Gemeinde,  so  bezieht  sich  das  in  der  inkorporirten 
Gemeinde  oder  in  den  vereinigten  Orten  bestehende  Heimathsrecht  nunmehr 
auf  die  erweiterte  beziehungsweise  neue  Gemeinde.4)  b)  Wird  nur  ein  Theil 

»)  Gew.  Odg.  20.  Dez.  1859  (§  9). 

*)  Mayerhofer  n.  244.  Friedrich  Swieceny,  Das  Heimathsrecht 
2.  Aufl.  Wien  1861.  Das  Heimathsgesetz  mit  Spezialentscheidungen  von 
Franz  Gamon.  Linz  1861.  J.  Scheda,  Das  Heimathsrecht  1861. 
L.  Stein,  Die  Lehre  von  der  inneren  Verwaltung  I.  Th.  S.  178ff.  Kopetz, 
Pol.  Gesetzkunde  I. 

3)  §  2  Heimathsgesetz. 

4)  Z.  B.  es  wird  die  Gemeinde  A.  in  die  Gemeinde  B.  inkorporirt,  so 
erwerben  alle  Gemeindegenossen  von  A.  in  B.  das  Heimathsrecht,  oder  es 
entsteht  aus  den  Orten  A.  und  B.  die  Gemeinde  C,  so  erwerben  die  bis- 
herigen Gemeindegenossen  von  A.  und  B.  das  Heimathsrecht  in  C. 

Dl  brich,  Oesterreich.  Staatsrecht.  17 
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eines  Ortes  einer  zweiten  Gemeinde  inkorporirt,  so  erwerben  jene  Ge- 
meindeangehörigen, die  zur  Zeit  der  Inkorporation  in  dem  einverleibten 
Ortstheile  wohnen  oder  vor  ihrem  Abzüge  zuletzt  daselbst  gewohnt  haben, 
in  der  erweiterten  Gemeinde  das  Heimathsrecht.  c)  Ebenso  entscheidet 
für  das  Heimathsrecht,  bei  Trennung  Einer  Gemeinde  in  zwei  oder 
mehrere  Gemeinden,  der  letzte  Wohnsitz,  sei  es  zur  Zeit  der  Trennung, 
sei  es  vor  dem  Abzüge.1) 

Heimathsberechtigte,  bei  denen  diese  Anhaltspunkte  fehlen,  sind, 
insofern  nicht  zwischen  den  betheiligten  Gemeinden  eine  Vereinbarung 
zu  Stande  kommt,  einer  dieser  Gemeinden  durch  die  politische  Behörde 
zuzuweisen.2) 

III.  Das  Heimathsrecht  wird  durch  den  Eintritt  folgender  That- 
sachen  erworben: 

a)  Durch  leibliche  eheliche  Abstammung  von  einem  Gemeindean- 
gehörigen oder  uneheliche  Abstammung  von  einer  in  der  betreffenden 
Gemeinde  heimathsberechtigten  Frauensperson.  Es  entscheidet  zunächst 
die  Heimath  des  ehelichen  Vaters  zur  Zeit  der  Geburt  des  Kindes,  und 
bei  einem  Posthumus,  zur  Zeit  des  Ablebens  des  vorverstorbenen  Vaters ; 
bei  unehelichen  Rindern  die  Heimath  der  Mutter  zur  Zeit  der  Ent- 
bindung.3) Ein  Wechsel  der  Heimath  des  Vaters  oder  der  unehelichen 
Mutter  zieht  auch  einen  Wechsel  der  Heimath  des  noch  nicht  eigenberechtig- 
ten Kindes  nach  sich.4)  Stirbt  der  eheliche  Vater  oder  die  uneheliche  Mutter 
vor  Eintritt  der  Eigenberechtigung  des  Kindes,  so  entscheidet  deren  letzte 
Heimath  bei  Eintritt  des  Todes.  Dagegen  bleibt  eine  nach  eingetretener 
Eigenberechtigung  des  Kindes  stattgefundene  Veränderung  im  Heimaths- 
rechte  des  Vaters  oder  der  unehelichen  Mutter  ohne  Einflusa  auf  das  Heimaths- 
recht der  Kinder;. dieselben  bleiben  so  lange  in  jener  Gemeinde  heimaths- 
berechtigt,  in  welcher  sie  zur  Zeit  der  Erlangung  der  Eigenberechtigung 
heimathsberechtigt  waren,  bis  sie  selbst  auf  Grund  eines  selbständigen 
Erwerbungsaktes  eine  andere  Heimath  erlangt  haben.5)  Die  Thatsache 

«)  §  3  und  4  Heimathsgesetz.  V.  G.  H.  13.  Nov.  1879  Z.  1872. 
Budwinski  III.  397. 

2)  §  4  letztes  alinea  H.  G. 
J)  §  6  H.  G. 

*)  §  12  al.  1  H.  G.  Nur  wenn  eine  Veränderung  in  der  Heimath 
der  Mutter  durch  Verehelichung  erfolgt,  folgen  die  durch  diese  Verehe- 
lichimg nicht  legitimirten  Kinder  nicht  der  neuen  Heimath  der  Mutter, 
sondern  behalten  ihre  eigene  bisherige  Heimath  (§  12  letztes  alinea  H.  G.). 
Ebenso  wenig  folgen  Kinder  einer  Wittwe,  die  sich  wieder  verehelicht,  der 
neuen  Heimath  der  Mutter;  denn  es  ist  das  Heimathsrecht  des  ehelichen 
Vaters  entscheidend  (vgl.  §  12  und  13  H.  G.;  s.  Maye r hofer  II.  S.  248 
Anm.  1). 

*)  §  12  al.  2  H.  G. 
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leiblicher  Abstammung  kann,  wie  bei  dem  Erwerbe  der  Staatsbürger- 
schaft, durch  Adoption  oder  Uebernahme  in  die  Pflege  nicht  ersetzt 
werden;  diese  Thatsachen  begründen  daher  kein  Heimathsrecht.1) 

b)  Legitim  ation  unehelicher,  nicht  eigenberechtigter  Kinder,  durch 
nachfolgende  Ehe,  oder  durch  die  Gnade  des  Landesfürsten,  begründet 
für  die  legitimirten  Kinder  das  Heimathsrecht  in  jener  Gemeinde,  in 
welcher  der  Vater  zur  Zeit  der  stattfindenden  Legitimation  heimaths- 
berechtigt  ist  Selbstverständlich  folgen  diese  legitimirten  Kinder  bis 
zum  Eintritte  der  Eigenberechtigung,  gleich  den  ehelich  geborenen,  einem 
späteren  Heimathswechsel  des  Vaters.2)  Dagegen  hat  eine  erst  nach 
eingetretener  Eigenberechtigung  geschehene  Legitimation  keinen  Einfluss 
auf  das  Heimathsrecht  der  legitimirten  Kinder.  Die  Thatsache  der 
stattgefundenen  Legitimation  muss  urkundlich  nachgewiesen  werden.3) 

c)  Durch  Verehelichung,  indem  Frauenspersonen  die  Heimath  des 
Mannes  erlangen.4)  Die  Ehegattin  folgt  während  des  Bestandes  der 
Ehe,  wenn  nicht  gerichtliche  Scheidung  eingetreten  ist,  den  späteren 
Veränderungen  der  Heimath  des  Mannes  und  behält  als  Wittwe  das 
Heimathsrecht  desselben  zur  Zeit  seines  Todes.  Bei  gerichtlicher 
Scheidung  behält  sie  das  Heimathsrecht  zur  Zeit  der  Scheidung,  und 
bei  Nichtkatholiken,  denen  die  Trennung  der  Ehe  gestattet  ist,  zur  Zeit 
der  Trennung. 5)  Wird  dagegen  eine  Ehe  als  ungiltig  erklärt,  so  ist 
damit  ausgesprochen,  dass  ein  Eheband  rechtlich  nicht  bestanden  bat 
und  keine  Wirkungen  äussern  konnte;  daher  die  Frauensperson  in 
jene  Heimathsverhältnisse  zurücktritt,  in  welchen  sie  bis  zum  Eingehen 
der  Ehe  gestanden  war  (§  11  H.  G.). 

d)  Definitiv  angestellte  Hof-,  Staats-,  Landes-  und  öffentliche  Fonds- 
beamte  erlangen  mit  dem  Antritte  ihres  Amtes  das  Heimathsrecht 
in  jener  Gemeinde,  in  welcher  ihnen  ihr  ständiger  Amtssitz  angewiesen 
wird.6)  Der  Begriff  Staatsbeamte  ist  hier  im  technischen  Sinne  zu 
nehmen  (§  79  dieses  Buches);  ja  es  soll  nach  einer  Entscheidung 
des  Verwaltungsgerichtshofes7)  sogar  dieser  Begriff  im  engsten 
Sinne  zu  nehmen  und  nicht  auf  die  in  die  Kategorie  der 
Dienerschaft  (S.  182)  gehörigen  Personen  auszudehnen  sein,  weil 


')  §  6  letztes  alinea  H.  G. 
*)  §  12  H.  G.  ♦ 

3)  Vgl.  Mayerhofer  II.  246.    Entsch.  M.  J.  4.  Jänner  1873  Z. 
18461  and  15.  Mai  1875  Z.  5618. 
<)  §  7  H.  G. 
5)  §  1 1  H.  G. 
*)  §  10  H.  G. 

t)  V.  G.  H.  9.  Mai  1878  Z.  748.    Budwinski  IL  S.  278. 

17* 
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Beamte  und  Diener  in  den  gesetzlichen  Vorschriften  unterschieden  und 
einander  entgegen  gesetzt  werden.  Umsoweniger  kann  aber  das  den 
Staatsbeamten  in  Ansehung  des  Erwerbes  des  Heimathsrechtes  einge- 
räumte Privilegium  auf  jene  Personen  ausgedehnt  werden,  die  nur 
einen  vom  Staate  übertragenen  oder  autorisirten  öffentlichen  Beruf 
ausüben,  z.  B.  auf  die  Notare.1)  Ebensowenig  findet  diese  Bestimmung 
Anwendung  auf  Militarpereonen,  weil  dieselben  keinen  ständigen  Amts- 
sitz haben.2) 

e)  Endlich  kann  die  Heimath  erworben  werden  durch  ein  Rechts- 
geschäft zwischen  der  Gemeinde  und  einer  einzelnen  Person,  dessen- 
Abschluss  von  Seite  der  Gemeinde  einen  Besch! uss  des  Gemeindeaus- 
schusses voraussetzt  und  in  freiem  Ermessen  der  Gemeinde  liegt;  daher 
gegen  die  Verweigerung  der  Aufnahme  eines  Ortsfremden  in  den  Hei- 
ni athsverband  kein  Beschwerderecht  besteht.  Eis  sollen  jedoch  in  den 
Inhalt  dieses  Rochtsgeschäftes  nicht  Bestimmungen  aufgenommen  werden, 
durch  welche  die  Aufnahme  in  den  Heimathsverband  entweder  zeitlich 
beschränkt,  oder  der  Nichtantritt  der  gesetzlichen  Folgen  des  Heimaths- 
rechtes vereinbart  wird.  Solche  Beschränkungen  sind  als  nicht  beige- 
setzt anzusehen.3) 

Auf  Grund  eines  besonderen  Landesgesetzes  kann  die  Gemeinde 
für  die  ausdrückliche,  freiwillige  Aufnahme  eines  Ortsfremden  in  den 
Heimathsverband  eine  in  die  Gemeindekasse  einfließende  Gebühr  er- 
heben. Dagegen  liegt  es  ausserhalb  der  Kompetenz  der  Landesgesetz- 
gebung, die  sonstigen  Erwerbungsakte  des  Heimathsrechtes  z.  B.  durch. 
Verehelichung,  Erwerbung  eines  öffentlichen  Amtes  mit  Gebühren  zu 
belegen. 4) 

IV.  Die  Heimath  geht  verloren:  a)  absolut  durch  den  Verlust  der 
österreichischen  Staatsbürgerschaft;6)  b)  relativ  durch  Erwerb  einer 
neuen  Heimath,  da  Niemand  gleichzeitig  #zwei  Heimathsgemeinden  an- 
gehören kann.*)  Dagegen  dauert  die  einmal  erworbene  Heimath  so 
lange  fort,  bis  auf  Grund  juristischer  Thatsachen  eine  neue  Heimath 

>)  Entsch.  M.  J.  29.  Okt  1870  Z.  13247  Z.  f.  V.  207. 

2)  Vgl.  Entsch.  M.  J.  2.  Juli  1877  Z.  8022  Z.  f.  V.  55  (dazu  §  14 
H.  G.  und  §  11  Ges.  20.  Mai  1869  R.  78  über  die  MUitargerichtsbarkeit). 

3)  §  8  H.  G. 

4)  §  9  II.  G.;  vgl.  Scheda  Judikate  S.  184.  . 

6)  Bei  Rückkehr  in  den  österreichischen  Staat  tritt  eine  Art  Post- 
liminium  ein;  der  Auswanderer,  der  in  dem  fremden  Staate  keine  Aufnahme 
gefunden  hatte,  tritt  in  seine  letzte  Heimath  zurück,  die  er  vor  dem  Ver- 
luste der  Staatsbürgerschaft  inne  hatte  (§  16  H.  G.). 

•)  §  1 7  H.  G.  Blosser  Verzicht  auf  ein  konkretes  Heimathsrecht  ohne 
gleichzeitigen  Erwerb  eines  andern  ist  wirkungslos. 
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erworben  wird.  Daher  behält,  wie  bereits  oben  bemerkt:  a)  die  Wittwe 
das  Heimathsrecht  in  jener  Gemeinde,  in  welcher  der  Gatte  zur  Zeit 
seines  Ablebens  heimathsberechtigt  war;  b)  gerichtlich  geschiedene  oder 
getrennte  Ehefrauen  behalten  das  Heimathsrecht,  welches  sie  zur  Zeit 
der  gerichtlichen  Scheidung  oder  Trennung  hatten;  c)  eigenberechcigte 
Kinder  bleiben  beim  Wechsel  der  Heimath  ihrer  Eltern  in  jener  Ge- 
meinde heimathsberechtigt,  in  welcher  sie  bei  Erlangung  der  Eigen- 
berechtignng  die  Heimath  hatten,  und  d)  uneheliche  Kinder,  welche  bei 
der  Verehelichung  ihrer  Mutter  nicht  legitimirt  werden,  behalten,  wenn 
sie  auch  zur  Zeit  dieser  Verehelichung  nicht  eigenberechtigt  sind,  das 
Heimathsrecht,  welches  sie  bis  dahin  hatten;  e)  der  Tod  des  ehelichen 
Vaters  oder  der  unehelichen  Mutter  ändert  Nichts  an  dem  Heimaths- 
rechte  der  Kinder. 

V.  Insofern  sich  in  einem  konkreten  Falle  das  Heimathsrecht  einer 
Person  nicht  ermitteln  lässt,  wird  dieselbe  durch  Verfügung  der  Verwal- 
tungsbehörde einer  Gemeinde  provisorisch  zugewiesen,  und  zwar  in  fol- 
gender Reihenfolge:  a)  derjenigen  Gemeinde,  in  welcher  sich  der  Heimaths- 
lose,  zur  Zeit  der  Abstellung  zum  Militär  oder  des  freiwilligen  Eintrittes 
in  dasselbe,  befunden  hat;  b)  der  Gemeinde,  in  welcher  er  sich  vor  An- 
regung der  Frage  des  Heimathsrechtes  am  längsten,  wenigstens  aber 
ein  halbes  Jahr  ununterbrochen  aufgehalten  hat.1)  Bei  successivem 
Aufenthalte  in  mehreren  Gemeinden  entscheidet  die  Thatsache  des 
relativ  längsten,  ununterbrochenen  und  freiwilligen  Aufenthaltes.1) 
Der  Aufenthalt  einer  nicht  eigenberechtigten  Person  wird  dadurch,  dass 
derselbe  von  dem  gesetzlichen  Vertreter  bestimmt  wird,  noch  nicht  zu  einem 
unfreiwilligen.8)  Dagegen  ist  unfreiwilliger  Aufenthalt  bei  Sträflingen 
wie  bei  den  in  Besserungsanstalten  detinirten  Personen  anzunehmen, 
c)  Ergeben  sich  aus  diesen  beiden  Momenten  (a  und  b)  keine  Anhalts- 
punkte für  das  Heimathsrecht,  bo  erfolgt  die  Zuweisung  an  den  Geburts- 
ort und  bei  Findlingen,  d.  i.  Kindern,  die  nach  ihrem  Alter  noch  die 
Eignung  zur  Aufnahme  in  eine  Findelanstalt  haben,4)  an  die  Gemeinde, 
wo  sie  aufgefunden  worden  sind,  d)  In  letzter  Reihe  ist  diejenige 
Gemeinde  heranzuziehen,  in  welcher  der  Heimathlose  zur  Zeit  des  in 


!)  Eine  bloss  kurze  zeitweilige  Abwesenheit  mit  dem  erweislichen 
animus  revertendi  gilt  nicht  als  Unterbrechung  (M.  J.  22.'  Okt.  1876 
Z.  13383). 

*)  §  19  Punkt  2  H.  G.;  dazu  V.  G.  H.  7.  April  1880  Z.  518. 
Bud.  HI.  149. 

*)  M.  J.  12.  Dez.  1876  Z.  16779.    Ztschft.  f.  V.  1877  S.  40. 
*)  M.  J.  17.  Marz  1869  Z.  3265. 
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Frage  kommenden  Heimathsrechtes  (während  eines  freiwilligen  Auf- 
enthaltes)1; angetroffen  worden  ist 

Erfolgt  eine  derartige  provisorische  Zuweisung  nach  diesen  Regu- 
lativen, so  theilt  die  in  ehelicher  Gemeinschaft  lebende  Gattin  das  juri- 
stische Schicksal  des  Mannes,  während  bei  getrennt  lebenden  Gattinnen 
und  bei  Wittwen  eine  selbständige  Zuweisung  Platz  greift  In  gleicher 
Weise  theilen  minderjährige,  eheliche,  mit  dem  Vater  in  Gemeinschaft 
lebende  Kinder;  dann  uneheliche,  nicht  eigenberechtigte,  mit  der  Mutter 
in  Gemeinschaft  lebende  Kinder  das  juristische  Schicksal  ihres  ehe- 
lichen Vaters,  beziehungsweise  ihrer  unehelichen  Mutter.  Dagegen 
findet  in  Ansehung:  a)  der  eigenberechtigten  Kinder,  und  b)  der  mit 
Vater  beziehungsweise  Mutter  nicht  in  Gemeinschaft  lebenden,  nicht 
eigenberechtigten  Kinder,  und  c)  der  von  beiden  Eltern  verwaisten 
Kinder  gleichfalls  eine  selbständige  Zuweisung  statt 

VI.  Zur  Beurtheilung  der  vor  der  Wirksamkeit  des  neuen  Heimaths- 
gesetzes  bereits  wohlerworbenen  Heimathsrechte  kommen  drei  verschie- 
dene Rechtsquellen  in  Betracht:2)  a)  die  vor  dem  Gemeindegesetze  vom 
17.  März  1849  ergangenen  Normen;  b)  das  Gemeindegesetz  vom  17. 
März  1849  sammt  den  auf  dessen  Grundlagen  erlassenen  besonderen 
Gemeindestatuten;  c)  das  Gemeindegesetz  vom  24.  April  1859. 

1.  Die  älteste  Norm  ist  die  ah.  Resolution  vom  16.  Mai  1754. 
Dieselbe  unterscheidet,  in  Ansehung  der  zwar  in  einem  Erblande 
geborenen,  sich  jedoch  ausserhalb  dieses  Geburtslandes  aufhal- 
tenden Personen  «)  diejenigen  Personen,  welche  sich  in  einem  Erb- 
lande ansässig  gemacht,  das  Burgerrecht  ordentlich  erworben,  oder  als 
unbehauste  Inwohner  ihr  Gewerbe  und  ihre  Profession  betrieben  haben; 
ß)  jene,  dio  entweder  bei  einer  Gemeinde  oder  bei  Privaten  an  einem  Orte 
durch  zehn  Jahre  in  Diensten  gestanden  sind,  und  y)  jene,  die  sich  während 
dieser  Zeit  abwechselnd  an  verschiedenen  Orten  aufgehalten  haben. 
Rücksichtlich  der  ersten  Personenklasse  verfugt  diese  Resolution,  dass 
diejenigen,  welche  das  Bürgerrecht  erlangt  haben,  ohne  Rücksicht  auf 
die  Dauer  des  Aufenthaltes;  die  unbehausten,  auswärts  geborenen  In- 
wohner dagegen  nach  zehnjährigem  ununterbrochenen  Aufenthalte  im 
Verarmungsfalle  von  der  Stadt-  oder  Ortsgemeinde  zu  verpflegen  sind. 
Bücksichtlich  der  zweiten  Klasse  von  Personen  trifft  die  Pflicht  zur 
Annenversorgung  die  Gemeinde  oder  die  Herrschaft.  Belangend  die 
dritte  Gattung  derjenigen  dagegen,  welche  nicht  an  einem  Orte  allein, 
sondern  bald  da,  bald  dort  in  einem  Lande  sich  in  Diensten  aufge- 


»)  Vgl.  darüber  V.  G.  H.  6.  Dez.  1878  Z.  1937. 
*)  Swieeeny  S.  5. 
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gehalten,  mithin  an  keinem  Orte  den  Willen,  stets  zu  bleiben,  bewiesen 
haben,  wird  im  Yerannungsfalle  deren  Räckschiebnng  in  ihr  Vaterland 
and  ihren  Geburtsort  angeordnet. l) 

Eine  weitere  Norm  des  Heimathsrechtes  bildet  das  Konskriptions- 
patent vom  25.  Oktober  1804.  *)  Nach  demselben  sind  als  einheimisch 
zn  betrachten  alle  in  dem  Orte  Geborenen.  Wenn  von  der  Erwerbung 
des  Heimathsrechtes  durch  die  Gebart  die  Bede  ist»  so  wird  darunter 
die  durch  den  Akt  der  Geburt  vermittelte  Abstammung  von  im  Genüsse 
des  Heimathsrechtes  stehenden  Eltern  und  die  Uebertragung  dieses  Rechtes 
auf  das  Kind  verstanden.3)  Ausser  der  Geburt  konnte  das  Heimaths- 
recht erworben  werden:  durch  Einreihung  in  die  Bevölkerung  eines 
Ortes  mittelst  häuslicher  Niederlassung,  Ankaufes  von  Grundstücken, 
Antretung  des  Bürger-  oder  Meisterrechtes,  einer  Bedienstung;  dann 
durch  einen  zehnjährigen  ununterbrochenen  Aufenthalt;  endlich  auch 
durch  ausdrückliche  Aufnahme.4) 

2.  Nach  dem  provisorischen  Gemeindegesetze  vom  17.  März  1849 
erscheinen  als  Gemeindeangehörige  Diejenigen,  welche  durch  Geburt 
oder  Aufnahme  in  den  Gemeindeverband  in  der  Gemeinde  zu- 
ständig sind.  Die  Geburt  begründet  die  Zuständigkeit  in  jener  Ge- 
meinde, in  welcher  bei  ehelichen  Kindern  die  Eltern,  bei  unehelichen 
die  Mutter  die  Gemeindeangehörigkeit  besitzen.  Die  Aufnahme  in  den 
Gemeindeverband  erfolgt  entweder:  a)  durch  förmlichen  Gemeindebe- 
schluss  oder  b)  stillschweigend  durch  Duldung  eines  ohne  Heimath- 
schein oder  mit  einem  erloschenen  Heimathschein  sich  durch  vier 
Jahre  ununterbrochen  aufhaltenden,  die  österreichische  Staatsbürger- 
schaft besitzenden  Ortsfremden;  endlich  c)  bei  Frauenspersonen  durch  die 
Verehelichung  mit  einem  Gemeindemitgliede.  Staatsdiener,  Officiere,  die  mit 
Officiersrang  Angestellten,  Geistliche  nnd  öffentliche  Lehrer  sindAngehörlge 
jener  Gemeinde,  in  welcher  ihre  Stelle  ihnen  den  ständigen  Aufenthalt  anweist. 

Die  auf  Grund  des  Gemeindegesetzes  vom  17.  März  1849  erlasse- 
nen Statuten  der  einzelnen  Städte  lassen  die  Gemeindeangehörigkeit 
erwerben:  a)  durch  Geburt;  b)  durch  stillschweigende  Aufnahme 
in  den  Gemeindeverband  als  Folge  der  Verehelichung,  der  Duldung 
eines  vierjährigen  Aufenthaltes  ohne  Heimathschein,  oder  eines  öffent- 
lichen Amtes;  c)  durch  ausdrückliche  Aufnahme  in  den  Gemeinde- 
verband. Diese  setzt  einen  Gemeindebeschluss  voraus,  kann  aber  eigen- 
berechtigten, unbescholtenen,  sich  durch  zehn  Jahre  in  der  Gemeinde 

*)  Theres.  G.  S.  II.  403. 

2)  P.  G.  S.  III.  29. 

3)  Swieceny  §  7  S.  6. 
*)  Hofkzd.  11.  Mai  1820. 
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aufhaltenden  Staatsbürgern,  bei  Nachweis  eines  den  Unterhalt  einer  Familie 
sichernden  Vermögens  oder  Nahrungszweiges,  nicht  verwehrt  werden.1) 

3.  Die  dritte  Kategorie  von  Rechtsnormen  über  das  Heimathsrecht 
enthält  endlich  das  Gemeindegesetz  vom  24.  April  1859  B.  58. 2) 
Während  die  übrigen  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  nicht  in  Wirk- 
samkeit getreten  sind,  hatte  der  Art.  XI  des  Kundmachungspatentes 
zu  diesem  Gesetze  verordnet,  dass  dessen  Bestimmungen  über  die  Zu- 
ständigkeit zu  einer  Gemeinde  mit  dem  Kundmachungstage  (27.  April 
1859)  im  ganzen  Geltungsgebiet  dieses  Gesetzes  für  alle  Gemeinden 
(ohne  Unterschied,  daher  auch  für  die  Gemeinden  mit  besonderen  Sta- 
tuten) sofort  anwendbar  sind. 

Insofern  es  sich  daher  um  die  Fragen  des  Erwerbes  oder  Verlustes 
von  Heimathsrechten  vor  Wirksamkeit  des  Gesetzes  vom  3.  Dezember 
1863  handelt,  werden  die  entscheidenden  juristischen  Thatsachen,  je 
nach  der  Zeit  ihres  stattgefundenen  Eintrittes,  unter  die  eine  oder  die 
andere  der  vorerwähnten,  zu  dieser  Zeit  herrschenden  Rechtsnormen  zu 
subsumiren  sein. 

§  104. 

b)  Die  politischen  Rechte  in  der  Gemeinde. 

I.  Zu  denselben  gehören:  a)  das  Stimmrecht  in  der  Gemeinde,  ins- 
besondere bei  Bildung  der  Gemeindevertretung;  b)  die  Fähigkeit  zur 
Uebernahme  und  Ausübung  von  Kommunalämtern;  c)  das  in  einzelnen 
Kronländern  den  Höchstbesteuerten  eingeräumte  Recht,  ohne  Wahl  in 
der  Gemeindevertretung  Sitz  und  Stimme  auszuüben. 

II.  Voraussetzungen  der  politischen  Rechte  in  der  Gemeinde  sind 
im  Allgemeinen:  a)  österreichische  Staatsbürgerschaft;  b)  Gemeindemit- 
gliedschaft; c)  Vollbesitz  der  bürgerlichen  Ehre.  Verurtheilung  wegen 
bestimmter  Delikte  entzieht  das  Wahlrecht  (§  3  G.  O.).3)  Dagegen 
sind  Eigenberechtigung  und  männliches  Geschlecht  keine  Voraussetzungen 
des  Stimmrechtes,  da  Frauen  und  Minderjährige  dasselbe  durch  Bevoll- 
mächtigte oder  Vertreter  ausüben  können. 

■)  Swieceny  §  21  ff. 

l)  §§  32 — 51,  55 — 57  dieses  Gesetzes. 

3)  Das  Strafgesetz  wird  die  Bestimmungen  festsetzen,  ob  und  auf  wie 
lange  mit  dem  Straferkenntnisse  auch  der  Ausspruch  über  den  Verlust  des 
aktiven  und  passiven  Wahlrechtes  zu  verbinden  sei.  Bis  dahin  bleiben 
von  dem  Wahlrechte  ausgeschlossen*,  a)  Personen,  welche  wegen  eines  Ver- 
brechens schuldig  erkannt;  b)  Personen,  welche  eines  Verbrechens  wegen 
in  Untersuchung  gezogen  wurden,  so  lange  diese  dauert;  c)  Personen,  welche 
der  Uebertretung  des  Diebstahls,  des  Betruges,  der  Veruntreuung  oder  der 
Theilnahme  an  einer  dieser  Uebertretungen  schuldig  erkannt  worden  sind. 
(§§  460,  461,  464  St.  G.  B.).    [Artikel  IX  des  Ges.  vom  5.  März  1862]. 
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III.  Es  sind  daher  wahlberechtigt: 

a)  Alle  von  ihrem  Realbesitze,  Gewerbe  oder  Einkommen,  seit 
wenigstens  Einem  Jahre,  eine  direkte  Steuer  in  der  Gemeinde  entrich- 
tenden Gemeindemitglieder,  welche  österreichische  Staatsbürger  sind.  *) 
Ein  bestimmtes  Steuerminimum  als  Voraussetzung  des  Wahlrechtes  wird 
nicht  gefordert;  eine  Ausnahme  machen  nur  die  Gemeindewahlordnungen 
von  Istrien  und  Mähren.2) 

b)  Gewisse  Klassen  der  Gemeindeangehörigen  ohne  Bäcksicht 
auf  Steuerzahlung  und  zwar:  «)  die  in  der  Ortsseelsorge  nicht  bloss 
aushilfsweise  verwendeten,  sowie  alle  höheren  Geistlichen  der  christ- 
lichen Konfessionen  (in  Galizien  auch  die  Vorsteher  der  Klöster,  in 
Dalmatien  auch  die  in  der  Seelsorge  verwendeten  Klostorsreistlichen), 
und  die  Prediger  (Rabbiner)  der  judischen  Glaubensgenossen;3)  ß)  Hof-y 
Staats-,  Landes-  und  öffentliche  Fondsbeamte;4)  y)  Officiere  und 
Militärparteien  mit  Officierstitel,  welche  sich  im  definitiven  Ruhe- 
stande befinden ,  oder  mit  Beibehaltung  des  Militärcharakters 
quittirt  haben;5)  £)  dienende  sowohl  als  pensionirte  Militär- 
parteien ohne  Officierstitel,  dann  dienende  und  pensionirte  Militär- 
beamte y  insofern  diese  Personen  in  den  Stand  eines  Truppen- 
körpers nicht  gehören;8)  «)  Doktoren,  welche  ihren  akademischen  Grad 


*)  Bukowina,  Galizien,  Görz-Gradiska,  Istrien,  Kärnthen,  Krain,  Nieder- 
Oesterreich,  Oberösterreich,  Salzburg,  Schlesien,  Steiermark,  Tirol  §  1  Z.  1 ; 
Mahren  §  1,  Z.  2;  Vorarlberg  §  1,  Z.  3. 

2)  Für  Mähren  gilt  jedoch  die  Bestimmung:  Wenn  bei  Annahme  dieses 
Minimums  (pr.  1  fl.)  in  einer  Gemeinde  nicht  mindestens  dreimal  so  viel  Wahlbe- 
rechtigte vorhanden  sind,  als  Ausschuss-  und  Ersatzmänner  zu  wählen  sind, 
so  ist  die  Zahl  der  Wahlberechtigten  au9  den  zunächst  minder  Besteuerten 
bis  auf  dieses  Verhältnis«  zu  ergänzen. 

3)  Böhmen  §  1,  Z.  2  b;  Bukowina,  Dalmatien,  Görz-Gradiska,  Istrien, 
Kärnthen,  Krain,  Niederösterreich,  Oberösterreich,  Salzburg,  Schlesien, 
Steiermark,  Tirol,  Vorarlberg  §  1,  Z.  2  a;  Galizien  §  1,  Z.  2  b,  c;  Mähren 
§  1,  Z.  4  a. 

A)  Böhmen  §  1  Z.  2c;  Bukowina,  Dalmatien,  Görz-Gradiska,  Istrien, 
Kärnthen,  Krain,  Niederösterreich,  Oberösterreich,  Salzburg,  Schlesien, 
Steiermark,  Tirol,  Vorarlberg  §  1,  Z.  2  b;  Galizien  §  1,  Z.  2  d;  Mähren 
§  1,  Z.  4  b. 

&)  Böhmen  §  1,  Z.  2  d;  Bukowina,  Dalmatien,  Görz-Gradiska,  Istrien, 
Kärnthen,  Krain,  Niederösterreich,  Oberösterreich,  Salzburg,  Schlesien,  Steier- 
mark, Tirol,  Vorarlberg  §  1,  Z.  2  c;  Galizien  §  1,  Z.  2  e;  Mähren  §  1, 
Z.  4  c. 

•)  Böhmen  §  1,  Z.  2  e;  Bukowina,  Dalmatien,  Görz-Gradiska,  Istrien, 
Kärnthen,  Krain,  Niederösterreich,  Oberösterreich,  Salzburg,  Schlesien, 
Steiermark,  Tirol,  Vorarlberg  §  1,  Z.  2  d;  Galizien  §  1,  Z.  2  f;  Mähren 
§  1,  Z.  4  d. 
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an  einer  inländischen  Universität  erlangt  haben;  *)  $)  die  Vorsteher  nnd 
Oberlehrer  der  in  der  Gemeinde  befindlichen  Volksschulen  nnd  die  an 
höheren  Lehranstalten  in  der  Gemeinde  angestellten  Direktoren,  Pro- 
fessoren und  Lehrer;  rf)  Die  Bürger  nnd  Ehrenbürger.  Dalmatien  hat 
diese  Bestimmung  nicht,  sondern  an  deren  Stelle :  Die  Seekapitäns  und 
Seelieutenants  (Schiffsschreiber)  der  weiten  Seefahrt,  dann  die  Schiffs- 
direktoren der  grossen  Küstenfahrt  bis  zur  äussersten  Grenze  (esteso 
limito  (Ges.  v.  3.  März  1873,  Nr.  19  L.  G.  B.). 

Inländische  Korporationen,  Stiftungen,  Vereine  und  Anstalten  üben 
unter  denselben  Voraussetzungen,  wie  die  physischen  Personen,  das 
Wahlrecht  als  Gemeindemitglieder  aus. 

Suspendirt  ist  die  Ausübung  des  Wahlrechtes:  a)  bei  aktiv  die- 
nenden Militärpersonen;  b)  bei  Kridataren  für  die  Dauer  des  Konkurses; 
und  c)  bei  säumigen  Rechnungslegern  und  Steuerschuldnern,  wenn  die 
Saumsal  sich  auf  eine  der  Gemeinde  zu  legende  Rechnung  oder  auf 
Gemeindegiebigkeiten  bezieht2) 

IV.  Die  -Wählbarkeit  zu  Kommunalämtern  ist  abhängig:  a)  von 
dem  aktiven  Wahlrecht;3)  b)  von  männlichem  Geschlechte;  c)  von  der 
Zurücklegung  des  vierundzwanzigsten  Lebensjahres;  d)  von  dem  Voll- 
genusse  der  bürgerlichen  Rechte  und  e)  von  dem  Nichtvorhandensein 
eines  in  der  Wahlordnung  angeführten  Suspensions-  oder  Ausschlicssungs- 
grundes.  Suspendirt  ist  die  Wählbarkeit:  1.  bei  Bedientesten  der  Ge- 
meinde, so  lange  sie  sich  im  wirklichen  Dienste  derselben  befinden; 
2.  bei  Personen,  welche  eine  Armenversorgung  gemessen,  in  einem 
Gesindeverbande  stehen,  oder  wie  Taglöhner  oder  gewerbliche  Gehilfen 
einen  selbständigen  Erwerb  nicht  haben.  Ueberdies  nach  einigen 
Wahlordnungen:  3.  (Böhmen,  Galizien,  Görz-Gradiska,  Istrien,  Nieder- 
österreich) bei  Personen,  welche  mit  der  Legung  der  Verwaltungs- 

•)  Böhmen  §  1,  Z.  2  f.  Buk.,  Görz-Grad.,  Istrien,  Kärnthen, 
Krain,  Niedcröstcrr.,  Schlesien,  Tirol,  Vorarlberg  §  1  Z.  2e; 
Gal.  §  1,  Z.  2g;  Mähren  §  1  Z.  4e;  Vorarlberg  §  1,Z.  4.  In  Ga- 
lizien, Kärnthen,  Niederösterreich,  Steiermark  auch  Advokaten  und  Notare;  in 
Böhmen,  Bukowina,  Galizien,  Kärnthen,  auch  Magister  der  Chirurgie  undPhar- 
macie;  in  Krain  auch  diplomirte  Wundärzte;  in  Dalmatien  überhaupt  jene, 
welche  Universitätsstudien  oder  höhere  technische  Studien  zurückgelegt 
haben;  in  Salzburg  alle  jene  Personen,  welche  von  einer  inländischen 
Lehranstalt  ein  Diplom  erlangt  haben,  sowie  diejenigen,  welche  die  Richter- 
arats-  oder  die  politischen  Prüfungen  abgelegt  haben. 

l)  §  2  und  4  G.  W.  0.  für  Böhmen.  Die  Gründe  der  Suspension  des 
Wahlrechtes  unter  b.  und  c.)  kommen  nur  in  der  böhmischen  Gemeinde- 
ordnung vor. 

3)  Selbstverständlich  könueo  aber  Personen,  deren  Wahlrecht  suspen- 
dirt ist,  auch  nicht  gewählt  werden. 
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rech nnngen  über  das  Vermögen  der  Gemeinde  im  Bückstande  sind,  und 
4.  (Böhmen,  Galizien,  Niederösterreich)  bei  Beamten  der  der  Gemeinde 
unmittelbar  vorgesetzten  Staatsbehörde  (Böhmen,  Galizien),  sowie  bei  Be- 
amten der  in  der  Gemeinde  befindlichen  Polizeibehörden. 

Ausgeschlossen  sind  insbesondere  Personen,  welche  wegen  eines 
aus  Gewinnsucht  verübten  Disciplinarvergehens  ihres  öffentlichen 
Amtes  oder  Dienstes  entsetzt  worden  sind.1) 

V.  In  Böhmen,  Bukowina,  Galizien,  Kärnthen,  Krain,  Nieder- 
österreich, Schlesien  haben  Gemeindemitglieder,  welche  für  die  Gemeinde- 
vertretung wählbar  sind  und  als  Höchstbesteuerte  einen  bestimmten 
aliquoten  Theil  der  gesammten  in  der  Gemeinde  vorgeschriebenen 
direkten  Steuern  entrichten,  das  Recht,  auch  ohne  Wahl  in  den 
Gemeindeausschuss  als  Mitglieder  desselben  einzutreten.  Militar- 
personen  in  der  aktiven  Dienstleistung,  die  von  diesem  Rechte  Gebrauch 
machen  wollen,  müssen,  alle  anderen  zum  Eintritte  in  den  Ausschuss 
berechtigten  Personen  können  sich  durch  einen  Bevollmächtigten  ver- 
treten lassen.  Der  Bevollmächtigte  muss  österreichischer  Staatsbürger 
und  eigenberechtigt  sein,  und  es  darf  ihm  keiner  der  in  der  Gemeinde- 
wahlordnung angegebenen  Ausnahms-  und  Ausschliessungsgründe  ent- 
gegenstehen. Der  Bevollmächtigte  kann  nur  Einen  vertreten,  auch  darf 
er  nicht  schon  für  seine  Person  der  Gemeindevertretung  angehören.4) 

§  105. 

c)  Die  Pflichten  gegenüber  der  Gemeinde. 

I.  Die  Pflichten  gegenüber  der  Gemeinde  lassen  sich  auf  die  allge- 
meinen Arten  der  staatsbürgerlichen  Pflichten  zurückfuhren.  Es  besteht 
1.  die  Gehorsamspflicht  gegenüber  den  kompetenzmässigen  Anordnungen 
und  Verfügungen  der  Gemeinde,  und  2.  die  Pflicht  zu  öffentlichen 

*)  Vgl.  Entsch.  M.  J.  2.  April  1869  Z.  3598  Über  die  Fortdauer 
dieses  in  Art.  X  des  Ges.  v.  5.  März  1862  normirten  Ausschliessungs- 
grundes, der  durch  §  6  Ges.  15.  Nov.  1867  R.  131,  welches  nur  die 
Rechtsfolgen  strafgerichtlicher  Verurtheilung  bestimmt,  nicht  aufgehoben 
worden  ist 

2)  Als  mindeste  Steuerleistung  fordert  Kärnthen  ein  Zehntel ;  Böhmen, 
Schlesien  ein  Sechstel;  Niederösterreich  ein  Fünftel  der  Gesammtsteuer; 
Galizien  mindestens  ein  Sechstel  der  Steuer  oder  den  Besitz  eines  einen 
Landtafelkörper  bildenden  Gutes;  Bukowina  eine  Steuer  von  mindestens 
100  fl.  oder  den  Besitz  eines  ehemals  herrschaftlichen  Gutes  oder  eines 
einen  Landtafelkörper  bildenden  Gutsantheiles ;  Krain  mindestens  100  fl. 
Steuer  vom  Besitz,  oder  200  fl.  vom  Gewerbe  oder  Erwerbe.  Die  mäh- 
rische G.  0.  (§  17)  gibt  dem  ein  Sechstel  der  direkten  Steuersumme  ent- 
richtenden Höchstbesteuerten  nur  für  gewisse  Fälle  ein  Stimmrecht. 
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Leistungen.  Diese  können  sein:  a)  ökonomische  Leistungen  und 
h)  Dienste. 

II.  Zu  den  ökonomischen  Leistungen  gehören: 

1.  Die  Gemeindesteuern.  Insofern  diese  Gemeindesteuern  als 
Zuschläge  zu  den  direkten  Steuern  erhoben  werden,  haben  dieselben 
alle  in  der  Gemeinde  vorgeschriebenen  Steuern,  ohne  Rücksicht  darauf, 
ob  der  Steuerpflichtige  Gemeindemitglied  ist  oder  nicht,  zu  treffen.  Es 
sind  jedoch  einzelne  Kategorien  von  Personen  von  dieser  Steuerpflicht 
gegenüber  der  Gemeinde  ausgenommen,  und  zwar: 

a)  Röcksichtlich  ihres  Diensteinkommens1)  Hof-,  Staats-, 
Landes-  und  Fondsbeamte,  sowie  Öffentliche  Diener,  dann  die  Wittwon 
und  Waisen  dieser  Personen  rucksichtlich  ihrer  Versorgungsgenüsse. 
In  Galizien  ist  dieses  Privilegium  auf  die  öffentlichen  Lehrer,  in 
I Strien  auf  die  Würdenträger  und  Domherren  der  Kathedralkirche  aus- 
gedehnt. 

b)  Personen,  welche  in  der  Gemeinde  nicht  wohnen,  bezüglich 
ihres  weder  aus  einem  Realbesitze  noch  aus  einer  Gewerbeunternehmung 
fliessenden  Einkommens. 

c)  Auch  darf  die  gesetzliche  Kongrua  (das  Existenzminimum)  der 
Seelsorger  und  öffentlichen  Schullehrer  durch  Gemeindeumlagen  nicht 
geschmälert  werden. 

Durch  den  Zuschlag  zur  Verzehrungssteuer  darf  bloss  der  Ver- 
brauch im  Gemeindegebiete  getroffen  werden. 

2.  Gebühren,  welche  anlässlich  einzelner  Verwaltungsakte  von  der 
Gemeinde  erhoben  werden  können. 

3.  Zug-  und  Handdienste  für  Gemeinderfordernisse. 

4.  In  Nothfällen,  wo  ein  schleuniges  gemeinsames  Zusammenwirken 
Aller  erforderlich  ist,  sind  alle  tauglichen  Personen  zu  unentgeltlicher 
Leistung  von  Diensten  verpflichtet 

III.  Die  eigentliche  Dienstpflicht  der  Gemeinde  gegenüber 
besteht  in  der  Verpflichtung  zur  Uebernahme  von  Kommunalämtern. 

Jedes  wählbare  und  ordnungsmässig  gewählte  Gemeindemitglied 
ist  verpflichet,  die  Wahl  zum  Ausschuss-  oder  Ersatzmanne  oder  zum 
Mitgliede  des  Gemeindevorstandes  anzunehmen. 

Das  Recht,  die  Wahl  abzulehnen,  haben  nur: 

1.  Geistliche  aller  Konfessionen  und  öffentliche  Lehrer; 

2.  Hof-,  Staats-,  Landes-  und  öffentliche  Fondsbearate  und  Diener, 
so  lange  sie  in  wirklicher  Dienstleistung  stehen; 

')  Das  Privilegium  bezieht  sich  nur  auf  das  Einkoramen  aus  den 
Dienstbezügen.  Aufwandsteuern,  z.  B.  die  Hundesteuer,  treffen  öffentliche 
Beamte  (Scheda,  Judikate  S.  174;  Mayerhofer  II.  167). 
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3.  Militärpersonen,  welche  noch  in  aktiver  Dienstleistang  stehen; 

4.  Personen,  die  über  sechzig  Jahre  alt  sind; 

5.  diejenigen,  welche  eine  Stelle  im  Gemeindevorstande  durch  eine 
volle  Wahlperiode  bekleidet  haben,  für  die  nächste  Wahlperiode; 

6.  diejenigen,  die  an  einem  der  Ausübung  der  Amtspflichten  hin- 
dernden Körpergebrechen,  oder  einer  anhaltenden  bedeutenden  Störung 
ihrer  Gesundheit  leiden; 

7.  Personen,  welche  vermöge  ihrer  ordentlichen  Beschäftigung  häufig 
oder  durch  lange  Zeit  in  jedem  Jahre  ans  der  Gemeinde  abwesend  sind; 

8.  diejenigen,  welche  als  Höchstbesteuerte  zum  Eintritte  in  den 
Gemeindeansschuss  ohne  Wahl  berechtigt  sind. 

Wer,  ohne  einen  solchen  Entschuldigungsgrund,  ungeachtet  wieder- 
holter Aufforderung,  die  Wahl  anzunehmen  oder  das  angenommene  Amt 
fortzuführen  verweigert,  verliert  für  die  laufende  und  die  nächstfolgende 
Wahlperiode  die  Wahlberechtigung.  Auch  kann  die  Gemeindever- 
tretung denselben  in  eine  Geldbusse  bis  zu  100  fl.  verfallen.  Die  Geld- 
busse fliesst  in  die  Gemeindekasse.1) 

D.  Die  Organe  der  Gemeinde. 
§  106. 

Arten  und  Wirkungskreis. 

I.  Als  juristische  Personen  bedürfen  die  Gemeinden  bestimmter 
Organe,  durch  welche  der  Gemeindewille  sich  äussert.  Die  Vertretung 
der  Gemeinde  könnte  der  Gesammtheit  der  politische  Rechte  geniessenden 
Gemeindemitglieder,  somit  der  Gemeindeversammlung  übertragen  sein. 
Allein  diese  Art  der  Gemeindeverfassung  wäre  nur  für  ganz  kleine 
Landgemeinden  anwendbar,  daher  das  österreichische  Recht  ständige 
Organe  bestellt,  die  in  ihren  Beschlüssen  und  Verfügungen  die  Gemeinde 
repräsentiren.  Diese  Organe  sind  zweifacher  Art:  der  Gemeindeansschuss 
und  der  Gemeindevorstand.  Diese  beiden  Organe  unterscheiden  sich 
durch  ihre  Zusammensetzung  und  Funktionen.  Der  Gemeindeansschuss 
ist  ein  kollegiales  Organ  der  Beschlussfassung;  der  Gemeindevorstand 
Organ  der  Exekutive. 


l)  Vgl.  die  Zusammenstellung  in  der  Gesetzesausgabe  von  Man*  IX. 
Bd.  S.  25.  Partikularrechtlich  bestehen  Verschiedenheiten  in  Ansehung 
der  zur  Strafverfügung  kompetenten  Behörde.  In  den  Ländern  Bukowina, 
Dalmatien  und  Oberösterreich  gehört  das  Strafrecht  zum  Wirkungskreise 
des  Landesausschusses,  in  Istrien  zur  Kompetenz  der  politischen  Bezirks- 
behörde. 
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II.  Im  Allgemeinen  fällt  in  den  Wirkungskreis  des  Gerne  in  de- 
aasschusses:  die  Ausübung  der  der  Gemeinde  zukommenden  Autonomie 
durch  Festsetzung  obrigkeitlicher  Anordnungen  und  regulativer  Normen 
für  die  Gemeindeverwaltung  (§  108  d.  W.),  insbesondere  die  Ausübung  des 
der  Gemeinde  eingeräumten  Besteuerungsrechtes;  dann  die  Kontrolle  der 
Verwaltung  sowie  die  Beschlussfassung  über  einzelne  wichtige  Ver- 
waltungsgeschäfte. 

Daher  weisen  die  Gemeindeordnungen  dem  Gemeindeausschusse  zu: 

1.  DenBeschluss  über  den  Erlass  ortspolizeilicher  Vorschriften. 

2.  Die  Einführung  von  Gemeindeumlagen.  Es  bedarf  jedoch  die 
Einführung  von  Steuerzuschlägen  und  Gemeindeumlagen  für  neue  Er- 
werbungen und  Unternehmungen,  welche  zunächst  die  Vermehrung  der 
Gemeindeeinkünfte  zum  Zwecke  haben,  sowie  zur  Tilgung  und  Ver- 
zinsung eines  behufs  solcher  Erwerbungen  oder  Unternehmungen  auf- 
zunehmenden Darlehens,  der  Genehmigung  durch  eine  Gemeindever- 
sammlung, in  der  wenigstens  drei  Viertheile  der  Wahlberechtigten, 
welche  zugleich  mindestens  drei  Viertheile  der  gesammten  in  der  Ge- 
meinde vorgeschriebenen  direkten  Steuern  entrichten,  sich  dafür  er- 
klären. 

3.  Die  Systemisi rung  des  dem  Gemeindevorstande  beizugeben- 
den Hil  fspersonales. 

4.  Die  Festsetzung  von  Regulativen  für  die  Gemeindeanstalten. 

5.  Die  wichtigem,  auf  den  Gemeindehaushalt  sich  beziehenden 
Geschäfte,  als: 

a)  Verfügung  über  das  Staramvermögen  und  Stammgut  der  Ge- 
meinde. 

b)  die  Bestimmung  über  die  Art  der  Benützung  derselben; 

c)  der  Voranschlag  der  Einnahmen  und  der  Ausgaben,  sowie  die 
Vorsorge  für  die  Bedeckung  des  Abganges; 

d)  die  Erledigung  der  Jahresrechnung; 

e)  überhaupt  alle  Angelegenheiten,  welche  nicht  zur  gewöhnlichen 
Vermögensverwaltung  gehören. 

6.  Die  Wahl  des  Vorstandes; 

7.  die  Verleihung  des  Heiraathsrechtes  und  die  Verleihung 
des  Bürger-  und  Ehrenbürgerrechtes; 

S.  die  Ausübung  eines  der  Gemeinde  zustehenden  Patronats- 
odor  Präsentationsrechtes,  oder  des  ihr  zustehenden  Verleihungs- 
rechtes von  Stiftungen. 

9.  Der  Gemeindeausschuss  kontrollirt  die  Geschäftsführung  des 
Gemeindevorstandes  sowie  die  Verwaltung  der  Gemeindeanstalten.  Ins- 
besondere kommt  ihm  die  Kontrolle  der  Gemeindekasso  zu. 
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10.  Der  Gemeindeansschuss  entscheidet  über  Beschwerden 
gegen  Verfügungen  des  Gemeindevorstandes  in  den  Angelegenheiten 
der  selbständigen  Wirkungskreise  der  Gemeinde. 

1 1.  Endlich  übt  der  Gemeindeansschuss  das  der  Gemeinde  zustehende 
Petitionsrecht  (S.  116)  aus  und  erstattet  die  in  Verwaltungs-  und 
Gesetzgebungsfragen,  welche  das  Interesse  der  Gemeinde  berühren,  von 
den  Staatsbehörden  oder  den  höheren  Selbstverwaltungskörpern  abver- 
langten Gutachten. 

III.  Der  Gemeindevorstand  besteht  aus  dem  Gemeindevorsteher 
und  den  Gemeinderäthen,  welche  zur  Vertretung  oder  Unterstützung 
des  Vorstehers  bestimmt  sind. 

Der  Gemeindevorsteher  hat  folgende  Funktionen: 

1.  Er  ist  das  persönli  che  Haupt  der  Gemeinde  und  des  Gemeinde- 
kollegiums; es  kommt  ihm  daher  die  Konvokation  des  Gemeindeaus- 
schusses (eventuell  der  Gemeindeversammlung),  die  Leitung  der  Ver- 
handlung und  Abstimmung  und  die  Bedaktion  des  Sitznngsprotokolles  zu. 

2.  Er  ist  das  vollziehende  Organ  der  Gemeinde.    Er  vollzieht: 

a)  daher  die  Beschlüsse  des  Gemeindeausschusses;  er  hat  das 
Recht  sowie  die  Pflicht,  gesetz-  oder  kompetenzwidrige  Beschlüsse  des 
Gemeindeansschusses  bis  zu  der  einzuholenden  Entscheidung  der  poli- 
tischen Bezirksbehörde  zu  sistiren. 

b)  Er  fuhrt  mit  Hilfe  der  Gemeinderäthe  und  der  Gemeindebeamten  die 
Verwaltung  im  Gebiete  des  selbständigen  Wirkungskreises  der  Gemeinde. 

3.  Er  repräsentirt  die  Gemeinde  nach  aussen,  daher  auch  in 
ihren  privatrechtlichen  Beziehungen.  Urkunden,  durch  welche  Verbindlich- 
keiten gegen  dritte  Personen  begründet  werden  sollen,  müssen  vom 
Gemeindevorsteher  und  einem  Gemeinderathe  unterfertigt  werden.  Be- 
trifft die  Urkunde  ein  Geschäft,  zu  dessen  Eingehung  die  Zustimmung 
des  Ausschusses  oder  eine  höhere  Genehmigung  erforderlich  ist,  so  muss 
überdies  diese  Zustimmung  oder  Genehmigung  in  der  Urkunde  unter 
Mitfertigung  von  zwei  Ausschussmännern  ersichtlich  gemacht  werden. 

4.  Der  Staat  bedient  sich  des  Gemeindevorstehers  zum  Vollzuge 
staatlicher  Verwaltungsgeschäfte.  Er  erscheint  somit  als  Hilfsorgan 
der  Staatsverwaltung.  Insbesondere  übt  er  im  Namen  und  im 
Auftrage  des  Staates  das  Polizeistrafrecht  in  der  Gemeinde  aus. 

§  107. 

Zusammensetzung  and  Bildung  des  Gemeindeausschusses. 

I.  Der  Gemeindeansschuss  besteht  in  Gemeinden  mit  weniger  als 
100  wahlberechtigten  Gemeindegliedern  aus  9  oder  8  Mitgliedern,  je 
nachdem  drei  oder  zwei  Wahlkörper  gebildet  werden;  in  Gemeinden 
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mit  100 —  300  wahlberechtigten  Gemeindemitgliedern  ans  12 
„   301—  600  „  „  „  18 

„   601—1000  „  „  „    24,  mit 

mehr  als  1000  wahlberechtigten  Gemeindemitgliedern  ans  30  Mitgliedern. 

In  jeder  Gemeinde  haben  zur  Vertretung  verhinderter  oder  ab- 
gängiger Ausschussmitglieder  Ersatzmänner  zu  bestehen,  deren  Zahl 
die  Hälfte  der  Zahl  der  Ausschußmitglieder  zu  betragen  hat.  *) 

II.  Die  Ausschuss-  und  Ersatzmänner  werden  von  den  Wahlbe- 
rechtigten gewählt.  Die  Wahlperiode  beträgt  drei  Jahre.  Es  findet 
somit  jedes  dritte  Jahr  eine  totale  Erneuerung  des  ganzen  Gemeinde- 
ausschusses statt  Es  haben  jedoch  die  gewählten  Mitglieder  des  Ge- 
meindeausschusses auch  über  den  Zeitraum  von  drei  Jahren  die  Ge- 
schäfte so  lange  fortzufahren,  bis  die  Neuwahl  ordnungsmässig  durch- 
geführt und  die  neue  Gemeindevertretung  bestellt  ist  Wird  während  der 
Amtsperiode  des  Ausschusses  eine  Stelle  erledigt,  so  tritt  der  in  dem 
betreffenden  Wahlkörper  gewählte  Ersatzmann,  welcher  die  relativ  grösste 
Stimmenzahl  auf  sich  vereinigt  hat,  ein. 

Der  Vorgang  bei  Vornahme  der  Wahlen  umfasst  folgende  Stadien 
und  Geschäfte: 

1.  Die  Anlegung  des  Wählerverzeichnisses,  in  welches  die 
nach  ihren  persönlichen  Qualitäten  oder  vermöge  der  Steuerzahlung 
wahlberechtigten  Gemeindemitglieder  in  gesetzlich  bestimmter  Reihen- 
folge aufzunehmen  sind.3) 

2.  Die  Bildung  der  Wahlkörper.  Das  Wahlrecht  für  die  Ge- 
meindevertretung ist  durch  das  Gewicht,  welches  den  einzelnen  Stimmen 
beigelegt  wird,  modificirt  Die  Gemeindewähler  werden  nach  Massgabe 
der  von  ihnen  zu  entrichtenden  direkten  Staatssteuern  in  drei,  oder  (in 
kleinen  Gemeinden)  in  zwei  Wahlkörper  (Abtheilungen)  getheilt,  so 
dass  auf  jeden  Wahlkörper  ein  Drittel  (beziehungsweise  die  Hälfte) 
der  Steuersumme  und  ein  Drittel  (bez.  die  Hälfte)  der  Ausschussmitr- 
glieder  entfällt.    Die  Einreihung  der  sogenannten  Honoratioren  oder 

*)  Dies  ist  die  gemeinsame  Norm  der  Gemeindeordnungen  von  Buko- 
wina (§  13);  Görz-Gradiska  (§  14);  Istrien  (§  13,  14);  Kärnthen 
(§  13);  Oberösterreich  (§  13);  Salzburg  (§  14,  15);  Schlesien  (§  13); 
Steiermark  (§  13);  Tirol  (§  14,  15);  Vorarlberg  (§  13,  14).  Parti- 
kulare Abweichungen  bestehen  in  Böhmen,  Mähren,  Niederösterreich 
in  Betreff  der  Zahl  der  Ausschussmitglieder.  Dalmatien  kennt  keine  Ersatz 
manner;  Krain  berücksichtigt  die  Untergemeinden  bei  Bildung  der  Ge— 
meindaeusschüsse. 

?)  Zuerst:  a)  die  Bürger  und  Ehrenbürger;  dann  b)  die  Steuerzahler, 
gereiht  nach  der  Höhe  ihrer  Jahresschuldigkeit,  und  c)  die  vermöge  ihrer 
persönlichen  Stellung  Wahlberechtigten. 
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Intelligenzen  in  die  einzelnen  Wahlkörper  erfolgt  nach  ihrer  socialen 
Stellung,  ihrem  Dienstrange  oder  Diensteinkommen.1) 

3.  Die  Verfassung  der  Wählerlisten  für  jeden  Wahlkörper, 
welche  mindestens  vier  Wochen  vor  Vornahme  der  Wahl  beim  Gemeinde- 
vorsteher öffentlich  aufzulegen  sind,  damit  innerhalb  der  durch  An- 
schlag kundzumachenden  Präklusivfrist  von  acht  Tagen  Einwendungen 
angebracht  werden  können.  Ueber  Beklamationen  entscheidet  eine 
Kommission  unter  Vorsitz  des  Gemeindevorstehers,  gegen  deren  Ent- 
scheidungen innerhalb  der  Präklusivfrist  von  drei  Tagen  der  Rekurs 
an  die  politische  Bezirksbehörde  zulässig  ist. 

4.  Die  Vornahme  der  Wahl  ist  wenigstens  acht  Tage  vor  deren 
Beginne  von  dem  Gemeindevorsteher  durch  öffentlichen  Anschlag 
mit  der  Angabe  bekannt  zu  machen,  an  weichen  Orten,  an  welchen 
Tagen  und  zu  welchen  Stunden  sich  die  einzelnen  Wahlkörper  zu 
versammeln  und  welche  Zahl  Gemeindevertreter  sie  zu  wählen  haben. 
Gleichzeitig  ist  hiervon  an  die  politische  Bezirksbehörde  die  Anzeige 
zu  machen. 

5.  Vor  Beginn  des  Wahlaktes  ist  zur  Leitung  desselben  eine 
Wahlkommission  zu  bilden,  welche  aus  dem  Gemeindevorsteher  oder 
einem  Gemeinderath  als  Vorsitzenden  und  vier  vom  Gemeindevorsteher 
beigezogenen  Vertrauensmännern  besteht.  Der  Bezirkshauptmann  kann 
einen  Abgeordneten  entsenden,  welcher  für  die  Befolgung  des  Gesetzes 
und  Aufrechterhaltung  der  Buhe  und  Ordnung  zu  sorgen  hat 

6.  Die  Wahlkörper  versammeln  sich  abgesondert.  Zuerst  wählt  der 
dritte,  hierauf  der  zweite,  zuletzt  der  erste  Wahlkörper.  Jeder  Wahl- 
berechtigte kann  aus  den  wählbaren  Gemeindemitgliedern  ohne  Unter- 
schied des  Wahlkörpers  wählen. 

7.  Der  Wahlakt  ist  öffentlich.  Vor  dem  Beginne  der  Abstimmung 
hat  der  Vorsitzende  der  Wahlkommission  den  versammelten  Wählern 
den  Inhalt  der  Gemeinde- Wahlordnung  über  die  zur  Wählbarkeit 
erforderlichen  Eigenschaften  gegenwärtig  zu  halten,  ihnen  den  Vorgang 
bei  der  Abstimmung  und  Stimmenzählung  zu  erklären,  und  sie  aufzu- 
fordern, ihre  Stimme  nach  freier  Ueberzeugung,  ohne  alle  eigennützige 
Nebenrücksichten,  so  abzugeben,  wie  sie  es  nach  ihrem  besten  Wissen 
und  Gewissen  für  das  Gemeindewohl  am  zuträglichsten  halten. 

8.  Die  Abstimmung  geschieht  in  den  einzelnen  Ländern  auf  ver- 
schiedene Weise:  entweder  a)  durch  Stimmzettel  (z.  B.  in  Böhmen) 
oder  b)  mündlich.  Ebenso  findet  sich  partikularrechtliche  Verschieden- 
heit in  der  Richtung,  dass  in  einzelnen  Ländern  Ausschuss-  und  Er- 

i)  Vgl.  das  Detail  bei  Mauz  G.  0.  Dt.  Bd.  S.  85  ff. 

Ulbrlch,  Oesterreich.  Staatsrecht  18 
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satzmänner  durch  dieselbe  Abstimmung,  in  anderen  Ländern  dagegen 
durch  getrennte  Abstimmung  gewählt  werden. 

9.  In  der  Regel  ist  das  Wahlrecht  persönlich  auszuüben.  Juri- 
stische Personen  wählen  durch  Vertreter.  Vertretung  physischer  Per- 
sonen findet  in  folgenden  Fällen  statt: 

a)  Die  in  ehelicher  Gemeinschaft  lebende  Gattin  hat  ihr  Wahlrecht 
stets  dnrch  ihren  Ehegatten,  eigenberechtigte  andere  Frauensper- 
sonen haben  dasselbe  durch  einen  Bevollmächtigten,  nicht  eigen- 
berechtigte  Personen  durch  ihre  Vertreter  auszuüben; 

b)  dienende  Officiere  und  Militärparteien  mit  Officierstitel ,  welche 
zu  den  höchstbesteuerten  Gemeindemitgliedern  gehören,  können 
ihr  Wahlrecht  nur  durch  Bevollmächtigte  ausüben; 

c)  Personen,  welche  zur  Besorgung  von  Gemeinde-  oder  anderen  öflfent- 
liehen  Geschäften  von  der  Gemeinde  abwesend  sind,  können  zur 
Ausübung  des  Wahlrechtes  einen  Bevollmächtigten  bestellen. 

Ebenso  können 

d)  die  Besitzer  einer  in  der  Gemeinde  gelegenen  Realität  oder 
einer  in  der  Gemeinde  betriebenen  Gewerbsunternehmung,  wenn 
sie  in  einer  anderen  Gemeinde  ansässig  sind,  ihren  bestellten  Ver- 
walter oder  Geschäftsleiter  zur  Ausübung  des  Wahlrechtes  in  ihrem 
Namen  ermächtigen. 

10.  Nach  Beendigung  des  Wahlaktes  für  den  betreffenden  Wahl- 
körper ist  die  Stimmenzählung  vorzunehmen.  Als  gewählt  erscheinen 
jene  Personen,  welche  die  relativ  meisten  Stimmen  haben.  Bei  gleicher 
Stimmenzahl  entscheidet  das  Loos.  Wurde  Jemand  gewählt,  der  nicht 
wählbar  ist,  oder  einen  gesetzlichen  Entschuldigungsgrund  geltend 
macht,  oder  den  Eintritt  verweigert,  so  hat  derjenige  als  Ausschuss- 
oder Ersatzmann  einzutreten,  welcher  nach  ihm  die  meisten  Stimmen 
hat  Ist  die  Wahl  in  allen  Wahlkörpern  vollendet,  so  ist  das  Ender- 
gebniss  kundzumachen  nnd  der  politischen  Bezirksbehörde  anzuzeigen. 

11.  Einwendungen  gegen  das  Wahlverfahren  sind  binnen  der 
Präklusivfrist  von  acht  Tagen  nach  beendigtem  Wahlakte  bei  dem 
Gemeindevorsteher  einzubringen,  welcher  dieselben  durch  die  politische 
Behörde  der  Landesstelle  zur  endgiltigen  Entscheidung  vorzulegen  hat. 
Werden  binnen  dieser  Frist  keine  Einwendungen  eingebracht,  oder  die 
eingebrachten  als  unstatthaft  zurückgewiesen,  so  ist  zur  Wahl  des  Ge- 
meindevorstandes zu  schreiten. 

III.  Zur  Konstituirung  des  Gemeindeausschusses  und  zur  Wahl 
des  Gemeindevorstandes,  soll: 

a)  Ueber  Berufung  des  an  Jahren  ältesten  Mitgliedes  des  neu  zu- 
sammengesetzten Ausschusses  der  Zusammentritt  sämmtlicher  Mitglieder 
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des  letzteren  am  festgesetzten  Tage  und  zur  festgesetzten  Stunde  er- 
folgen. Jene  Ausschussmitglieder,  die  entweder  zu  diesem  Wahlakte 
gar  nicht  erscheinen  oder  vor  Beendigung  der  Wahl  sich  entfernen, 
ohne  ihr  Ausbleiben  oder  ihre  Entfernung  durch  hinreichende  Gründe 
zu  entschuldigen ,  verfallen  in  eine  an  die  Armenkasse  der  Ge- 
meinde zu  entrichtende  Geldbusse.  Die  Wahl  wird  durch  das  an  Jahren 
älteste  Mitglied  des  neu  zusammengesetzten  Ausschusses  unter  Zuziehung 
zweier  Mitglieder  aus  der  Versammlung  geleitet 

b)  Wählbar  zu  Mitgliedern  des  Gemeindevorstandes  sind  nur  Mit- 
glieder des  Gemeindeausschnsses,  welche  in  der  Gemeinde  ihr  Domicil 
haben.  Hof-,  Staats-,  Landes-  und  öffentliche  Fondsbeamte  und  Diener 
in  aktiver  Dienstleistung  sowie  Geistliche  aller  Konfessionen  und  öffent- 
liche Lehrer  sind  von  der  Wählbarkeit  ausgenommen.  Auch  können 
Verwandte  und  Verschwägerte  im  ersten  und  zweiten  Grade  nicht  zu- 
gleich Mitglieder  des  Gemeindevorstandes  sein. 

c)  Zuerst  ist  die  Wahl  des  Gemeindevorstehers  vorzunehmen. 
Kommt  bei  der  Abstimmung  zu  dieser  Wahl  eine  absolute  Stimmen- 
mehrheit nicht  zu  Stande,  so  ist  eine  zweite  Abstimmung  vorzunehmen, 
und  falls  auch  bei  dieser  nicht  die  nöthige  Stimmenmehrheit  sich  her- 
ausstellt, zu  der  engeren  Wahl  zu  schreiten.  Bei  der  engeren  Wahl 
haben  die  Wähler  sich  auf  jene  zwei  Personen  zu  beschränken,  welche 
bei  der  zweiten  Abstimmung  die  relativ  meisten  Stimmen  erhalten 
haben.  Bei  Stimmengleicheit  entscheidet  das  Loos,  wer  in  die  engere 
Wahl  einzubeziehen  ist  Jede  Stimme,  die  bei  der  dritten  Abstimmung 
auf  eine  nicht  in  die  engere  Wahl  gebrachte  Person  fallt,  ist  als  un- 
giltig  zu  betrachten.  Ergiebt  sich  bei  der  engeren  Wahl  Stimmen- 
gleichheit, so  entscheidet  das  Loos. 

d)  In  gleicher  Weise  ist  bei  der  Wahl  der  Gemeinderäthe  vorzu- 
gehen. 

e)  Der  Gemeindevorsteher  und  die  Gemeinderäthe  haben  bei  dem 
Antritte  ihres  Amtes  Treue  und  Gehorsam  dem  Kaiser,  Beobachtung 
der  Gesetze  und  gewissenhafte  Erfüllung  ihrer  Pflichten  in  einer  öffent- 
lichen Sitzung  des  Ausschusses  in  die  Hände  des  Vorstehers  der  Be- 
zirksbehörde oder  eines  Abgeordneten  desselben  zu  geloben. 
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E.  Funktionen  der  Gemeinde. 

§  108. 

a)  Wirkungskreis. 

I.  Die  Gemeinde  ist  ein  politischer  Körper  im  Staate  mit  sachlich 
begrenztem  Wirkungskreise.  Die  Wirkungssphäre  der  Gemeinde  be- 
greift nur  solche  Geschäfte,  welche  das  Interesse  der  Gemeinde  zunächst 
berühren  und  innerhalb  ihrer  Grenzen  durch  eigene  Mittel  und  Kräfte 
besorgt  und  durchgeführt  werden  können.1)  Die  Gemeinde  sorgt  somit 
nnr  für  die  Interessen  der  Örtlichen  Gemeinschaft,  soweit  sie  es  mit 
eigener  Kraft  vermag.2)  Es  ist  also  die  sachliche  Begrenzung  des 
Wirkungskreises  der  Gemeinde  durch  drei  Bücksichten  gegeben: 

a)  Ausgeschieden  ist  zuerst  Alles,  was  nicht  zunächst  das 
Interesse  der  Gemeinde,  sondern  das  eines  weiteren  Verbandes  oder  der 
ganzen  Staatsgemeinschaft  berührt;  aber  auch  andererseits  Alles,  was 
nur  die  Sonderinteressen  einzelner  Klassen  der  Gemeindemitglieder 
betrifft,  für  welche  durch  besondere  Verbände  gesorgt  ist  In  der  ersten 
Bichtang  ist  namentlich  die  in  früherer  Zeit  den  Gemeinden  aberlassene 
Bechtspflege  und  die  Sorge  für  Landesverteidigung  vollständig  auf  den 
Staat  übergegangen.  Gemeindejustiz  würde  sich  mit  dem  im  Staats- 
grundgesetze über  die  richterliche  Gewalt  ausgesprochenen  Principe, 
dass  die  Justiz  Staatssache  ist,  nicht  vertragen.  Auch  die  Unterhaltung 
einer  Bürgermiliz  musste  aufhören,  seitdem  der  Staat  in  seinen  natür- 
lichen Wirkungskreis  der  allgemeinen  Friedensbewahrung  und  der 
Erhaltung  der  äusseren  Unabhängigkeit  durch  umfassende  Organisation 
einer  bewaffneten  staatlichen  Macht  eingetreten  ist.  Das  in  den  Wirren 
des  Jahres  1848  entstandene  Institut  der  Nationalgarde  (Bürgerwehr) 
hat  sich  weder  dem  Zwecke,  noch  der  inneren  Organisation  nach,  als  ein 
mit  der  nachhaltigen  Befestigung  der  Öffentlichen  Zustände  vereinbare 
Einrichtung  herausgestellt,  und  wurde  mit  dem  kais.  Patente  vom  22. 
August  1851  K.  191  aufgehoben.  Die  zu  Folge  besonderer  Privilegien 
einzelnen  Städten  zugestandenen  Bürger-  and  Schützenkorps  sind  für 
das  Heerwesen  des  Staates  und  für  die  Funktionen  der  Gemeinde  ohne 
jede  reale  Bedeutung. 

b)  Ebenso  ist  ausgeschlossen  jede  die  territoriale  Grenze  der  Ge- 
meinde überschreitende  Wirksamkeit;  nicht  minder 

c)  Alles,  was  die  Leistungsfähigkeit  der  Gemeinde  übersteigt. 

*)  Art.  V  Ges.  5.  März  1862. 
*)  Bluntschli  St.  W.  B.  IV.  112. 


Digitized  by  Googl 


$  108.   a)  Wirkungskreis  der  Gemeinde. 


277 


II.  Die  einzelnen  materiellen  Bichtungen  der  Gemeindethätigkeit 
umfassen: 

1.  Das  Finanzwesen  der  Gemeinde.  Die  Gemeinde  ist  ein  selb- 
ständiger Finanzkörper  mit  selbständigem  Vermögen  nnd  Einkommen. 
Der  Staat  gewährt  der  Gemeinde  die  freie  Verwaltung  ihres  Vermögens, 
sowie  die  freie  Verwendung  ihrer  Einnahmen  für  kollektive  Zwecke. 
Kur  insoweit  es  sich  um  Massnahmen  handelt,  welche  die  Ordnung  des 
Gemeindehaushaltes  und  die  Erhaltung  der  Substanz  des  Gemeindever- 
mögens, die  Vermehrung  der  Schuldenlast  oder  die  Einführung  von  Ab- 
gaben für  Gemeindezwecke  betreffen,  findet  ein  Eingreifen  des  Staates 
statt.  Das  Gemeindevermögen  zerfällt  in  dieselben  Arten  wie  das 
Staatsvermögen.  Man  unterscheidet:  a)  das  Finanzvermögen  der 
Gemeinde,  dessen  Zweck  Einkommensbeschaffung  ist  Dasselbe  ist  so 
zu  bewirtschaften,  dass  nachhaltig  die  grösste  Rente  daraus  erzielt 
wird.  Dieses  Finanzvermögen  der  Gemeinde  kann  wieder  allgemeines 
oder  besonderes  Zweckvermögen  sein,  je  nachdem  es  für  Gemeinde- 
zwecke überhaupt  oder  für  einzelne  besondere  Ausgaben  bestimmt  ist. 
b)  Sodann  unterscheidet  man  das  Gebrauchsvermögen,  dessen  Zweck 
nicht  Einkommensbeschaffung,  sondern  unmittelbarer  Gebrauch  für 
kollektive  Zwecke  des  nachbarlichen  Verbandes  ist  Dasselbe  kann 
man  wieder  in  öffentliches  Gut  unterscheiden,  dessen  Benützung 
den  Einwohnern  der  Gemeinde  frei  steht,  z.  B.  Plätze,  Wege,  und  in 
Verwaltungsvermögen  (Gebäude,  Geräthschaften,  Bibliotheken  etc.), 
welches  den  einzelnen  Verwaltungszwecken  der  Gemeinde  dient  und 
daher  zumeist  in  dem  Inventare  der  einzelnen  Verwaltungsanstalten 
erscheint.  Insofern  die  Gemeinde  zur  Unterhaltung  gewisser  Verwal- 
tungsanstalten z.  B.  der  Schulen,  der  Löscheinrichtnngen  gesetzlich, 
verpflichtet  ist,  hat  sie  das  nöthige  Inventar  beizustellen. 

2.  Der  Gemeinde  kommt  zu  die  freie  Verwaltung  der  auf  den  Ge- 
meindeverband sich  beziehenden  Angelegenheiten,  als:  Führung  der 
Gemeindematrikel,  Ausfertigung  der  Heimathsscheine  und  Aufnahme 
in  den  Gemeindeverband,  Verleihung  des  Bürger-  und  Ehrenbürger- 
rechtes,  Ertheilung  des  Ehekonsenses. 

3.  Die  Besorgung  aller  jener  Angelegenheiten,  welche  die  Sicherung 
gegen  örtliche  Gefahren  und  die  Förderung  lokaler  Wohlfahrtsinteressen 
zum  Gegenstande  haben.  In  der  ersten  Bichtung  kommen  der  Gemeinde 
gewisse  Zweige  der  Ortspolizei  zu,  nämlich: 

a)  der  Ordnungspolizei,  als  die  Gesinde-,  Arbeiter-  und  Sitt- 
lichkeitspolizei, die  Strassen-  und  Wegepolizei. 

b)  der  Sicherheitspolizei,  d.  h.  die  Sicherung  der  Person  und 
des  Vermögens  gegen  absichtliche,  fahrlässige  oder  zufällige  Gefähr- 
dungen. 
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Als  besondere  Zweige  der  Sicherheitspolizei,  welche  der  Gemeinde 
zukommen,  führt  das  Gemeindegesetz  (Art.  V  Ges.  5.  März  1862)  an: 
die  Aufsicht  über  Mass  und  Gewicht,  die  Bau-  und  Feuerpolizei. 

c)  Das  lokale  Gesundheitswesen  und  die  mit  demselben  zu- 
sammenhängende Lebensmittelpolizei. 

d)  das  Armenwesen. 

Die  Handhabung  der  Ortspolizei  ist  ein  Recht,  aber  auch  zugleich 
eine  Pflicht  der  Gemeinde,  welche  bei  dieser  Thätigkeit  an  die  vom 
Staate  erlassenen  Normen  gebunden  ist.  Die  Gemeinde  wird  haft- 
pflichtig, wenn  durch  Vernachlässigung  der  ihr  obliegenden  Verpflich- 
tungen Jemand  zu  Schaden  kommt.  Insbesondere  wird  die  Gemeinde 
für  die  in  ihrer  Markung  durch  öffentliche,  mit  Zusammenrottung  ver- 
übte, Gewaltthätigkeit  haftbar,  wenn  sie  dieselbe  hindern  konnte,  aber 
den  nothigen  Eifer  zu  ihrer  Verhinderung  ausser  Acht  Hess.  Ob  der 
Gemeinde  ein  solches  Verschulden  zur  Last  fällt,  ist  durch  ein  Fest- 
stellungserkenntniss  der  politischen  Bezirksbehörde  auszusprechen,  auf 
Grund  dessen  der  Beschädigte  im  ordentlichen  Rechtswege  die  Höhe 
seiner  Schadenersatzansprüche  geltend  machen  kann. 

Die  kommunale  Wohlfahrtspflege  muss  sich  gleichfalls  auf 
die  lokalen  Bedürfnisse  beschränken.  Das  Gesetz  unterlässt  aber  die 
Aufzählung  ihrer  möglichen  Objekte,  weil  dieselbe  gegenüber  den  sich 
stetig  erneuernden  und  verändernden  Bedürfhissen  des  Lebens  unmög- 
lich ist.  Diese  dem  nachbarlichen  Verbände  entspringenden  Kollektiv- 
bedürfnisse können  sich  als  Wirthschafts-  oder  Kulturbedürfnisse  heraus- 
stellen, deren  Befriedigung  der  Einzelne  von  der  Gemeinde  desshalb  erwar- 
tet, weil  dieselbe  weder  von  der  unternehmungsweisen  Produktion,  noch  von 
einem  sonstigen  engeren  oder  weiteren  Verbände  (Genossenschaft,  Bezirk» 
Land,  Staat)  zu  gewärtigen  ist.  Hierher  gehört  beispielsweise  die  Er- 
leichterung der  wirthschaftlichen  Thätigkeit  durch  Sorge  für  Kommu- 
nikation (Plätze,  Strassen,  Wege);  die  iher  Natur  nach  der  gesell- 
schaftlichen Produktion  zufallende  Herstellung  unentbehrlicher  Sach- 
güter (Wasserleitungen,  Gasanstalten);  die  Fürsorge  für  den  Volksunter- 
richt und  für  sonstige  Bildungsanstalten. 

Dabei  kann  die  Gemeinde  ein  doppeltes  Interesse  verfolgen.  Sie 
kann  neben  der  Fürsorge  für  das  kollektive  Interesse  einen  finanziellen 
Erwerb  ins  Auge  fassen;  dann  ist  die  Verwaltungsanstalt  eine  von  der 
Gemeinde  als  juristischer  Person  betriebene  Erwerbsunternehmung  mit 
einem  bestimmten  Anlage-  und  Betriebskapital,  deren  Einnahmen  der  Ge- 
meinde möglicher  Weise  einen  Unternehmergewinn  abwerfen.  Es  kann 
aber  eine  Verwaltungsanstalt  von  diesem  Erwerbszwecke  vollständig  ab- 
sehen und  sich  entweder  auf  die  (gänzliche  oder  partielle)  Kostenbe- 
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deckung  durch  Gebühren  beschränken  oder  anf  ein  spezielles  Entgelt 
überhaupt  verzichten. 

Bei  Herstellung  solcher  Verwaltungsanstalten  hat  die  Gemeinde 
die  in  den  staatlichen  Gesetzen  enthaltenen  Nonnen  zu  beachten. l) 

Auch  auf  dem  Gebiete  der  Wohlfahrtspflege  ist  die  Thätigkeit  der 
Gemeinde  in  manchen  Fällen  eine  rein  fakultative,  in  anderen  Fällen 
dagegen  ist  sie  eine  notbwendige  oder  obligatorische.  Zu  der 
letzten  Art  gehört  insbesondere  die  Errichtung  der  notwendigen  Volks- 
schulen und  die  Sorge  für  die  Ökonomischen  Bedürfnisse  (Gebäude,  Ein- 
richtung) derselben. 

Insofern  eine  Verwaltungsanstalt  zugleich  ein  polizeiliches  Interesse 
(Sicherheit,  Gesundheit)  befriedigt,  kann  die  Gemeinde  die  Einzelnen 
zu  ihrer  Benutzung  zwangsweise  verhalten.5) 

§  109. 
b)  Geschäft  sformen. 

I.  Die  Geschäfte  der  Gemeinde  fallen  entweder  unter  den  Begriff 
der  Gemeindeautonomie,  durch  welche  die  Gemeinde  ihre  Zwecke 
und  Interessen  in  der  Form  abstrakter  Normen  verfolgt  und  befriedigt, 
oder  unter  den  Begriff  der  Selbstverwaltung,  welche  innerhalb  der 
Grenzen  der  Gesetze  und  der  autonomen  Festsetzungen  durch  konkretes 
Handeln  in  einzelnen  Fällen  für  Befriedigung  der  kollektiven  Bedürf- 
nisse Sorge  trägt. 

II.  Die  autonomen  Anordnungen  der  Gemeinde  können  aber 
wieder  einen  doppelten  Zweck  verfolgen;  sie  wollen  entweder  öffentliche 
Pflichten  der  der  Herrschaft  der  Gemeinde  unterworfenen  Personen  be- 
stimmen (obrigkeitliche  Anordnungen),  oder  die  Wirksamkeit  der 
Gemeindeorgane  reguliren  (Regulative).  Die  Gemeindeautonomie  be- 
ruht auf  einem  Zugeständnisse  der  souveränen  Staatsgewalt;  sie  reicht 
daher  nur  soweit,  als  der  Staat  dieselbe  gestattet.  Die  autonomen 
Anordnungen  der  Gemeinde  dürfen  daher  mit  den  Staatsgesetzen  nicht 
im  Widerspruche  stehen. 

III.  Die  obrigkeitlichen  Anordnungen  beziehen  sich: 

a)  Auf  die  lokale  Polizeiverwaltung,  indem  der  Gemeindeaus- 
schuss  auf  diesem  Gebiete,  (für  den  Umfang  der  Gemeinde  geltende) 

*)  Sie  bedarf  daher  z.  B.  bei  Erwerbsunternehmungen  der  in  den  Ge- 
werbegesetzen vorgesehenen  Concession,  sie  muss  den  Lehrplan  von  Mittel- 
schulen den  Unterrichtsgesetzen  gemäss  einrichten. 

?)  z.  B.  zur  Einleitung  des  Wassers  aus  der  Gemeinde- Wasserleitung 
in  die  Gebäude  aus  sanitäts-  und  feuerpolizeilichen  Rücksichten. 
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Polizeivorschriften  mit  einer  Straffnnction  bis  10  Gulden  Geldstrafe  oder 
snppletorischen  Arrest  bis  48  Stunden  beschliessen  kann.  Kompe- 
tenzwidrige Verordnungen  der  Gemeinde  können  von  den  Staatsbehörden 
in  Ausübung  der  staatlichen  Oberaufsicht  auch  ohne  Beschwerde  Ein- 
zelner von  Amtswegen  aufgehoben  werden. 

b)  Auf  die  Gemeindewirthschaft,  um  die  Art  und  das  Mass 
der  den  Einzelnen  auferlegten  Zwangsbeiträge  für  Gemeindezwecke  zu 
bestimmen.  Der  Gemeindeausschuss  kann  den  Einzelnen  Gemeindeum- 
lagen auferlegen  «)  in  der  Form  von  Zuschlagen  zu  den  direkten 
Steuern  oder  zur  VerzehrungSBteuer,  ß)  in  der  Form  von  in  Geld  reluir- 
baren  Naturaldiensten  für  Geraeindeerfordernisse  und  y)  von  Auflagen 
und  Abgaben,  die  in  die  Kategorie  der  Steuerzuschläge  nicht  gehören. 
Die  Gemeindeautonomie  ist  jedoch  dahin  beschränkt,  dass  diese  Zuschlage 
auf  alle  Gattungen  der  direkten  Steuern  gleichraässig  umgelegt  werden 
müssen,  sowie  dass  gesetzlich  befreite  Personen  von  diesen  Gemeinde- 
umlagen nicht  getroffen  werden  dürfen.  Durch  den  Zuschlag  zur  Ver- 
zehrungssteuer darf  bloss  der  Verbrauch  im  Gemeindegebiete  und  nicht 
die  Produktion  und  der  Handelsverkehr  getroffen  werden.  Zur  Einfüh- 
rung neuer  Auflagen  und  Abgaben,  welche  in  die  Kategorie  der  Zu- 
schläge zu  den  direkten  Steuern  oder  der  Verzehrungssteuer  nicht 
gehören,  sowie  zur  Erhöhung  schon  bestehender  Auflagen  und  Abgaben 
dieser  Art  ist  ein  Landesgesetz  erforderlich.  Beschlüsse  des  Gemeinde- 
ausschusses über  Umlagen  jeder  Art  müssen  öffentlich  kundgemacht  werden. 

IV.  Die  Regulative  können  sich  beziehen: 

a)  Auf  die  Geschäftsordnung  des  Gemeindeausschusses,  d.  h.  die 
statutarische  Regelung  des  innern  Geschäftsganges.  Auch  in  dieser 
Richtung  enthalten  die  Gemeindeordnungen  Normen,  welche  der  Abän- 
derung durch  die  Gemeindeautonomie  entrückt  sind,  und  zwar:  «)  über 
die  Oeffentlichkeit  der  Sitzungen,  die  nur  ausnahmsweise  über  Antrag 
des  Gemeindevorstehers  oder  dreier  Ausschussmänner,  niemals  jedoch 
bei  Behandlung  der  Gemeinderechnungen  und  des  Gemeindepräliminars 
ausgeschlossen  werden  kann.  (Art.  XIV.  Ges.  5.  März  1862);  ß)  über 
die  zur  Beschlussfähigkeit  nöthige  Anzahl  der  Mitglieder  des  Gemeinde- 
ausschusseB,  zu  der  in  der  Regel  zwei  Dritttheile  derselben  erforderlich 
sind ;  y)  über  die  Form  der  Beschlussfassung,  indem  zu  einem  Beschlüsse 
die  absolute  Stimmenmehrheit  erforderlich  ist,  und  bei  gleichgetheilten 
Stimmen  der  Vorsitzende  den  Ausschlag  gibt;  8)  über  die  Eröffnung, 
Leitung  und  Schliessung  der  Sitzung  durch  den  Gemeindevorsteher 
oder  seinen  Stellvertreter;  e)  über  die  Form  des  Sitzungsprotokolles. 

b)  Auf  die  Organisation  der  Gemeindeämter,  d.  h.  die  Bestim- 
mung der  Zahl,  der  Geschäfte  und  Rechtsstellung  der  dem  Gemeinde- 
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vorstände  als  Hilfspersonal  beizugebenden  Gemeindebeamten  nnd 
Diener. 

c)  Auf  die  Organisation  der  zur  Benützung  dargebotenen  Ge- 
meindeanstalten, z.  B.  der  Wohlthätigkeits  -  und  Humanitätsan- 
stalten. 

d)  Auf  die  Instruktion  der  ausführenden  Organe  in  Ansehung 
der  Art  und  Weise,  wie  gewisse  Gattungen  von  Geschäften  zu  voll- 
ziehen sind. 

V.  Die  unter  den  Begriff  der  Selbstverwaltung  fallenden  Ge- 
schäfte dagegen  können  sein: 

a)  Geschäfte  rein  technischer  oder  ökonomischer  Art,  z.  B.  die  Be- 
wirthschaftung  des  Gemeindevermögens ; 

b)  Dienstbefehle ,  deren  Vollzug  den  untergeordneten  Organen 
aufgetragen  wird; 

c)  obrigkeitliche  Verfugungen  gegenüber  einzelnen  Personen,  ins- 
besondere Befehle  zur  Leistung  öffentlicher  Pflichten,  deren  Befolgung 
durch  die  der  Gemeinde  zustehende  Verwaltungsexekution  erzwungen  wird ; 

d)  Rechtsgeschäfte  des  Privatrechtes,  durch  welche  die  Gemeinde 
entweder  Verpflichtungen  übernimmt  oder  Ansprüche  erwirbt. 

§  110. 

c)  Die  Hilfsthätigkeit  der  Gemeinden. 

Verschieden  von  dem  [selbständigen  Wirkungskreise  der  Gemeinde 
als  eines  autonomen  Selbstverwaltungskörpers  ist  ihre  Hilfsthätigkeit 
bei  den  dem  Staate  vorbehaltenen  Verwaltungsgeschäften  (der  sog. 
übertragene  Wirkungskreis.)  Während  im  Gebiete  der  Selbstver- 
waltung die  Gemeinde  ;als  ein  relativ  selbständiger  politischer  Körper 
im  Staate  erscheint,  der  innerhalb  der  Grenzen  der  Verwaltungsgesetze 
nach  freiem  Ermessen  Anordnungen  und  Verfugungen  treffen  kann, 
erscheint  die  Gemeinde  rücksichtlich  des  übertragenen  Wirkungskreises 
als  ein  administrativer  Bezirk  des  Staates,  in  welchem  die  Gemeinde- 
organe als  Hilfsbehörde  der  staatlichen  Verwaltungsorgane  Staatsge- 
schäfte nach  Massgabe  der  an  sie  ergehenden  generellen  oder  speciellen 
Verwaltungsbefehle  vollziehen.  Während  im  Gebiete  der  Selbstverwal- 
dung der  Schwerpunkt  in  dem  anordnenden  kollegialen  Organe  liegt, 
gehört  die  Besorgung  des  übertragenen  Wirkungskreises  dem  Gemeinde- 
vorsteher, der  innerhalb  desselben  als  mittelbarer  Staatsbeamter  in  ein 
Verhältniss  der  Subordination  zu  den  vorgesetzten  Verwaltungsbehörden 
tritt.  Während  die  Aenderung  des  Umfanges  der  Selbstverwaltung  und 
die  Abnahme  einzelner  hierher  gehörender  Geschäfte  nur  im  Wege  eines 
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Gesetzes  erfolgen  konnte,  ist  der  Staatsauftrag  an  den  Gemeindevor- 
steher jederzeit  widerruflich.  Während  endlich  der  Geschäftskreis  der 
Selbstverwaltung  zunächst  ein  Recht  der  Gemeinde  ist,  erscheint  die  Besor- 
gung des  übertragenen  Wirkungskreises  als  eine  zumeist  lästige  Pflicht 

Während  im  Gebiete  der  Selbstverwaltung  der  Gemeindevorsteher 
als  Exekutivorgan  dem  Gemeindeausschusse  verantwortlich  ist,  erscheint 
er  im  übertragenen  Wirkungskreise  den  staatlichen  Organen  verantwort- 
lich, welche  demselben  gegenüber  ein  Disciplinarrecht  besitzen. 

Als  staatliches  Organ  nimmt  der  Gemeindevorsteher  im  über- 
tragenen Wirkungskreise  rücksichtlich  seiner  Verantwortlichkeit  eine  den 
Staatsdienern  analoge  Stellung  ein.  Es  sind  civürechtliche  Klagen  gegen 
ihn,  anlässlich  der  Geschäftsführung  im  übertragenem  Wirkungskreise,  von 
Seite  Beschädigter  unzulässig1)  und  der  Staat  macht  Ersätze  gegen  ihn 
administrativ  geltend.  Eine  allgemeine  subsidiäre  Haftung  der  Gemeinde 
für  das  Verschulden  des  Gemeindevorstehers  im  übertragenen  Wirkungs- 
kreise ist  in  der  Gemeindeordnung  nicht  ausgesprochen.  Sie  lässt  sich 
auch  nicht  damit  begründen,  dass  der  Gemeindevorsteher  ein  von  der 
Gemeinde  selbst  bestelltes  Organ  ist,  für  dessen  Handlungen  und  Unter- 
lassungen dieselbe  somit  einstehen  muss,  —  weil  im  übertragenen  Wir- 
kungskreise der  Gemeindevorsteher  nicht  als  Gemeindeorgan,  sondern  als 
staatliches  Organ  handelt,  und  der  Staat  selbst  den  Gemeindevorsteher 
mit  der  Geschäftsführung  betraut,  die  er  auch  einem  andern  Organe 
übertragen  kann.  Wohl  konnte  aber  für  das  Verschulden  bei  einzelnen 
Geschäften  des  übertragenen  Wirkungskreises,  z.  B.  für  die  Veruntreuung 
oder  den  kulposen  Verlust  der  vom  Gemeindevorsteher  eingehobenen  Steuern, 
durch  besondere  gesetzliche  Bestimmung,  der  Gemeinde  die  subsidiäre 
Haftung  aufgebürdet  werden. 

II.  In  welchen  Fällen  der  Staat  die  Hilfsthätigkeit  der  Exekutiv- 
organe der  Gemeinde  für  seine  eigenen  Geschäfte  in  Anspruch  nimmt, 
ist  aus  den  einzelnen  Reichs-  und  Landesgesetzen  zu  entnehmen. 
Beispiele  dieser  Hilfsthätigkeit  sind: 

a)  die  Mithilfe  bei  der  Repartition,  Einhebung  und  zwangsweisen 
Eintreibung  von  staatlichen  Abgaben;2) 

b)  Mitwirkung  bei  einzelnen  Geschäften  der  staatlichen  Ordnungs-  und 
Sicherheitspolizei,  z.  B.  dem  Meldewesen  und  der  Fremdenpolizei,  der 
Abschiebung. 

c)  Besorgung  der  Geschäfte  der  staatlichen  Gesundheitspolizei. 

d)  Mitwirkung  bei  einzelnen  Zweigen  der  besonderen  staatlichen 
Verwaltungspolizei,  z.  B.  der  Jagd-,  Fischerei-,  Forst-,  Wasser-  und  Ge- 
werbepolizei. 

1)  OGH.  4.  April  1862.    Z.  2683. 

2)  Hämmerle,  S.  453  ff. 


Digitized  by  Google 


§  111.    Verhältniss  der  Gemeinden  zu  einander. 


283 


e)  Mitwirkung  bei  der  Heeresverwaltung  zum  Zwecke  der  Deckung 
des  Sachbedarfes  für  das  Heer  und  der  Sicherung  der  Unterthans- 
pflichten  gegenüber  dem  Heere,  also  Mitwirkung  bei  der  Heeresergän- 
zung,  bei  Einhebung  der  Militärtaxen,  Evidenzhaltung  der  Beurlaubten, 
bei  Requisition  der  Vorspannleistung  und  Einquartierung  u.  s.  w. 

f)  Gewisse  Geschäfte  bei  den  Wahlen  für  die  Vertretungskörper. 

F.  Aeussere  Verhältnisse  der  Gemeinden. 

§  111. 

Verhältniss  der  Gemeinden  zu  einander. 

Die  Gemeinden  können  zu  einander  in  folgende  Rechtsverhältnisse 
treten : 

1.  Sie  können  sich  sowohl  in  Betreff  des  selbständigen  als  in 
Betren"  des  übertragenen  Wirkungskreises  zu  gemeinschaftlicher  Geschäfts- 
führung verbinden,  wozu  die  Genehmigung  der  politischen  Landesstelle 
im  Einvernehmen  mit  dem  Landesausschusse  (in  Böhmen  der  Bezirks- 
vertretung) nothwendig  ist.  Regelmässig  bestehen  unter  den  verbun- 
denen Gemeinden  nur  Vertragsrechte,  es  wird  kein  neues  Gemeinwesen 
geschaffen;  bloss  in  Niederösterreich  entsteht  aus  den  verbundenen  Ge- 
meinden die  Verwaltungsgemeinde  als  ein  den  einzelnen  Gemeinden 
übergeordneter  Kommunalverband  höherer  Ordnung  mit  einem  eigenen 
Ausschusse  und  Vorstande  (Ges.  16.  April  1874). 

Der  Wirkungskreis  dieses  Verwaltungsausschusses  erstreckt  sich  auf 
die  Beschlussfassung  über  die  als  gemeinsam  erklärten  Angelegenheiten, 
insbesondere  auf  Feststellung  des  Voranschlages  und  die  Erlassung  von 
Pol  izeiverordnungen . 

2.  Zwangsweise  kann  die  Vereinigung  zweier  Gemeinden  zur  ge- 
meinschaftlichen Geschäftsführung  durch  einen  vom  Kaiser  sanktionirten 
Landtagsbe8chluss  eintreten,  wenn  die  einzelnen  Gemeinden  die  Mittel 
zur  Erfüllung  ihrer  öffentlichen  Pflichten  nicht  besitzen.  In  Nieder- 
österreich kann  in  diesem  Falle  auch  rücksichtlich  des  natürlichen 
Wirkungskreises  die  zwangsweise  Bildung  einer  auf  die  Sicherheits-, 
Lebensmittel-,  Markt-,  Mass  und  Gewichts-,  Gesundheits-,  Gesinde-  und 
Arbeiter-,  Sittlichkeits-,  Bau-  und  Feuerpolizei  beschränkten  Verwal- 
tungsgemeinde verfugt  werden. 

3.  Verschieden  von  dieser  Verbindung  zur  gemeinschaftlichen  Ge- 
schäftsführung ist  die  Vereinigung  zweier  Gemeinden,  wodurch  unter 
Vernichtung  ihrer  selbständigen  Existenz  ein  neues  Gemeinwesen  entsteht 
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§  112. 

Verhältnis  zu  den  SelbstTerwaltungskörpern  höherer 

Ordnung. 

Die  Selbstverwaltungskörper  höherer  Ordnung  (Bezirk  oder  Land) 
haben  für  Erhaltung  des  Stammvermögens  der  Gemeinde  zu  sorgen; 
wichtigere  Verwaltungsgeschäfte  sind  an  ihre  Genehmigung  gebunden; 
endlich  bilden  sie  Berufungsinstanzen  in  Ansehung  der  Beschlüsse  im 
eigenen  Wirkungskreise  der  Gemeinden1).  Insbesondere: 

1.  Der  Landtag  überwacht  durch  seinen  Ausschuss  die  ungeschmä- 
lerte Erhaltung  des  Stammgutes  und  des  Stammvermögens  der  Gemeinde2). 
In  Böhmen  (§  96  G.  0.),  Galizien  (§  98  G.  0.),  Tirol  (§  85  G.  0.) 
und  Steiermark  (§  84  G.  0.,  dann  Ges.  14.  Juni  1866  L.  19)  übt 
diese  Funktion  die  Bezirksvertretung  durch  die  Bezirksausschüsse. 

Zu  diesem  Zwecke  können  die  überwachenden  Körperschaften  Auf- 
klärungen und  Bechtfertigungen  von  der  Gemeinde  verlangen,  durch  Ab- 
sendung  von  Kommissionen  an  Ort  und  Stelle  Erhebungen  pflegen  und 
entsprechende  Abhülfe  verfügen.3)  Aus  diesem  Oberaufsichtsrechte 
folgt  zugleich  das  Recht,  darüber  zu  wachen,  dass  das  Stammvermögen 
nachhaltig  bewirtschaftet  und  der,  nach  Deckung  der  Ansprüche  der 
Nutzungsberechtigten  erübrigende,  Ertrag  der  Gemeindekasse  zugeführt 
werde.    (V.  G.  9.  Jänner  1878  Z.  21.  und  11.  Dez.  1876  Z.  419) 

2.  Folgende  Verwaltungsgeschäfte  sind  an  höhere  Genehmigung 
gebunden : 

a)  Die  Vereinigung  zweier  Ortsgemeinden  sowie  die  Abänderung 
der  Ortsgrenzen. 

b)  Die  Reparation  der  Gemeindeumlagen  auf  die  einzelnen  Gat- 
tungen der  direkten  Steuern  nach  ungleichen  Prozentsätzen. 

c)  Die  Einhebung  von  Umlagen,  welche  das  in  der  Gemeindeord- 
nung fixirte  Maximum  übersteigen.4) 

d)  Die  freiwillige  Vereinigung  zur  gemeinschaftlichen  Geschäfts- 
führung. 


')  Art.  XVIII.  Gemeindegesetz.  5.  Mürz  186*2. 

2)  Vgl.  Bukowina,  Görz,  Istrien,  Kärnthen,  Schlesien  §  86  G.  0. ; 
Dalmatien  §  101;  Niederösterreich  §  90,  Oberösterreich,  Salzburg,  Vorarl- 
berg §.  87  G.  0. 

3)  In  Böhmen  und  Galizien  besteht  keine  besondere  Bestimmung  über 
die  übrigens  durch  die  Natur  der  Sache  gegebenen  Mittel  der  Aufsicht. 

In  Istrien  hat  die  Gemeinde  bei  jedesmaligem  Wechsel  ihrer  Vertre- 
tung ein  Inventar  ihres  Stammvermögens  vorzulegen. 

4)  Vergl.  die  Tabelle  hei  Mayerhofer  II.  170. 
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e)  Die  Veräusserung,  Verpfändung  oder  bleibende  Belastung  von 
Objekten  des  Stammgutes  oder  Stammvermögens  der  Gemeinde  und 
ihrer  Anstalten. 

f)  Die  Vertheilung  der  Ueberschüsse  der  Einnahmen  unter  die 
Gemeindemitglieder. 

g)  Die  Aufnahme  eines  Darlehens  oder  die  Uebernahme  einer  Haf- 
tung, welche  mit  Einrechnung  der  bereits  bestehenden  Gemeindeschulden 
die  Jahreseinkünfte  der  Gemeinde  übersteigen.1) 

h)  In  Böhmen  und  Galizien  bedürfen  Verpachtungen  von  Ge- 
meinderealitäten über  die  gesetzliche  Maximaldauer  hinaus  oder  aus 
freier  Hand,  dann 

i)  in  Böhmen  Beschlüsse,  wonach  aus  den  Gemeindewäldern  ein 
nicht  systemisirter  Holzertrag  geschlagen  werden  soll,  gleichfalls  der 
höheren  Genehmigung. 

k)  Dies  gielt  auch  in  Galizien  für  den  gänzlichen  oder  theilweisen 
Erlass  von  Mieth-  und  Pachtzinsen.2) 

3.  Die  Verwaltungskörper  höherer  Ordnung  entscheiden  über  Be- 
schwerden gegen  Beschlüsse  des  Gemeindeausschusses,  wodurch  eine 
meritorische  Abänderung  des  gefassten  Beschlusses  bezweckt  wird. 
(R.  G.  25.  October  1875  Z.  218  Hye  174). 

In  denjenigen  Ländern,  in  welchen  Bezirksvertretungen  wirklich 
bestehen,  entscheidet  über  diese  Beschwerden  regelmässig  der  Bezirks- 
ausschuss,  insoferne  die  Entscheidung  nicht  entweder  der  Bezirksver- 


*)  Das  ist  die  allgemeine,  d.  h.  in  der  Mehrheit  der  Gemeindeord- 
nungen wiederkehrende  Fassung.  In  der  böhmischen  G.  0.  dagegen  tritt 
die  Notwendigkeit  der  Genehmigung  durch  die  Bezirksvertretung  nicht  ein  bei 
Aufnahme  von  Darlehen  und  Uebernahme  von  Haftungen,  wenn  a)  die  Rück- 
zahlung des  Darlehens  oder  die  Erfüllung  der  Haftung  ausschliessend  aus 
dem  ordentlichen  Einkommen  der  Gemeinde  zugesichert  wird,  oder  b)  wenn 
der  Betrag  des  Darlehens  mit  Einrechnung  der  bereits  bestehenden  Schulden 
die  Jahreseinkünfte  der  Gemeinde  nicht  Obersteigt.  In  Tirol  dagegen  ist 
der  nach  einem  zehnjährigen  Durchschnitte  ermittelte  Jahresbedarf  die 
Grenze  der  ohne  Genehmigung  statthaften  Darlehensaufnahme.  In  Nieder- 
österreich braucht  Consens: 

„Die  Aufnatime  eines  Darlehens  oder  die  Uebernahme  einer  Haftung, 
wenn  der  Betrag  des  Darlehens  oder  der  Haftung  mit  Einrechnung  der 
bereits  bestehenden  Schulden  die  Jahreseinkünfte  aus  dem  Eigenthume  der 
Gemeinde  und  bezüglich  der  Gemeindeanstalten  unter  Hinzurechnung  von 
15  Percent  der  in  der  Gemeinde  vorgeschriebenen  Gesammtschuldigkeit  an 
direkter  Steuer  übersteigt  Die  Aufnahme  eines  neuen  Darlehens  zur  Be- 
zahlung eines  älteren,  insoferne  der  Betrag  des  ersteren  jenen  des  letzteren 
nicht  übersteigt,  bedarf  keiner  Genehmigung." 

*)  Vgl.  für  Galizien  Ges.  17.  Juni  1874  B.  50. 
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tretung  oder  dem  Landesausschüsse  vorbehalten  ist.  In  den  übrigen 
Ländern  geht  die  Berufung  direkt  an  den  Landesausschuss.1) 

4.  Die  höheren  Verwaltungskörper  üben  endlich  ein  Disciplinar- 
recht  gegen  Mitglieder  des  Gemeindevorstandes;  sie  haben  das  Recht 
der  Verhängung  von  Ordnungsstrafen,  welche  im  Verwaltungswege  ein- 
zubringen sind.2)  In  einzelnen  Ländern  (Kärnthen,  Dalmatien,  Galizien) 
steht  dem  Landesausschusse  auch  das  Recht  zu,  gegen  ausgetretene 
Mitglieder  des  Gemeindevorstandes  Ordnungsstrafen  anzudrohen,  um 
dieselben  zur  Rechnungslegung  und  Uebergabe  von  Akten  zu  zwingen. 
In  Krain  und  Steiermark  können  in  analoger  Anwendung  der  kais. 
Vdg.  vom  20.  April  1854  R.  96  Kommissionen  abgesendet  werden,  die 
auf  Kosten  der  säumigen  Mitglieder  des  Gemeindevorstandes  die  rück- 
ständigen Obliegenheiten  erfüllen.3) 

§  H3. 

Staatsaufsicht  über  die  Gemeinden. 

Der  Staat  überwacht  die  Einhaltung  des  gesetzlichen  Wirkungs- 
kreises und  die  Beobachtung  der  Gesetze  überhaupt  von  Seite  der  Ge- 
meinde als  Selbstverwaltungskörpers.    Daraus  ergiebt  sich: 

1.  Das  Recht,  von  den  Beschlüssen  des  Gemeindeausschusses  Kennt- 
niss  zu  nehmen  und  die  nöthigen  Aufklärungen  zu  verlangen. 

2.  Die  Staatsbehörde  kann  den  Vollzug  gesetz-  oder  kompetenz- 
widriger Gemeindebeschlüsse  bis  zur  Entscheidung  der  administrativen 
Instanz  sistiren. 

3.  Verfügungen  des  Gemeindevorstehers,  wodurch  bestehende  Ge- 
setze verletzt  oder  unrichtig  angewendet  werden,  sind  von  Amtswegen 
oder  über  Beschwerde  des  verletzten  Theiles  zu  vernichten.    Es  sind 

')  Vgl.  z.  B.  §  99  böhm.  G.  0. 

Organe  der  Selbstverwaltungskörper  sind  in  Angelegenheiten,  in  denen 
sie  nicht  als  Partei,  sondern  als  administrative  Instanz  erscheinen,  zur  Be- 
schwerdeführung gegen  Entscheidungen  der  höheren  Selbstverwaltungskörper 
nicht  legitimirt  VGH.  2.  März  1877  Z.  344.    Maycrhofer  I.  656. 

2)  In  Böhmen  und  Galizien  steht  diese9  Disciplinarrecht  dem  Bezirks- 
ausschusse, in  den  übrigen  Ländern  (mit  Ausnahme  Niederösterreichs)  dem 
Landesausschusse  zu.  Die  Maximalsnmme  der  Ordnungsstrafe  betragt  20 
Gulden,  nur  in  Kärnthen  (Ges.  7.  Dez.  1868  L.  33)  und  Steiermark 
(Ges.  12.  April  1866  L.  12),  dann  Krain  (Ges.  23.  August  1876  L.  15) 
ist  die  Maximalhöhe  auf  100  Gulden  fixirt.  Mähren  (§  99)  fixirt  keine 
Maximalhöhe. 

3)  Art.  III.  Ges.  23.  August  1876  L.  15  (Krain)  und  12.  April 
1866  L.  12.  (Steiermark). 
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daher  Beschwerden  gegen  ungesetzliche  Verfügungen  in  Polizeisachen 
bei  der  politischen  Bezirksbehörde  einzubringen. 

4.  Gegen  Verfügungen  des  Gemeindevorstehers  im  übertragenen 
Wirkungskreise,  daher  auch  gegen  Strafverfugungen  geht  die  Berufung 
an  die  politische  Bezirksbehörde,  welche  in  diesen  Fällen  meritorisch, 
nicht  kassatorisch  entscheidet. 

5.  Bei  Nichtleistung  der  der  Gemeinde  auferlegten  Öffentlichen 
Pflichten  kann  die  politische  Bezirksbehörde  auf  Kosten  und  Gefahr 
der  Gemeinde  Abhilfe  treffen. 

6.  Die  politische  Landesstelle  kann  über  Antrag  des  Bezirksaus« 
Schusses  (Landesausschusses)  pflichtvergessene  Mitglieder  des  Gemeinde- 
vorstandes ihres  Amtes  entheben. 

7.  In  übertragenem  Wirkungskreise  kann  der  Gemeindevorsteher 
durch  Ordnungsstrafen  zur  Pflichterfüllung  angehalten  werden;  auch 
kann  bei  solchen  Pflichtverletzungen  desselben,  die  das  öffentliche  In- 
teresse gefährden,  bei  Mangel  der  Abhülfe  durch  die  Gemeinde,  ein 
anderes  Organ  auf  ihre  Kosten  mit  Besorgung  des  übertragenen  Wir- 
kungskreises betraut  werden. 

8.  Endlich  kann  die  Gemeindevertretung  durch  Verfügung  der 
Landesstelle  aufgelöst  werden,  wogegen  die  Beschwerde,  jedoch  ohne 
Suspensiveffekt,  an  das  Ministerium  des  Innern  zulässig  ist.  Binnen 
sechs  Wochen  nach  rechtskräftiger  Auflösung  muss  eine  Neuwahl  ange- 
ordnet werden. 

In  der  Zwischenzeit,  von  der  Auflösung  bis  zur  Einsetzung  der 
Gemeindevertretung,  ist  von  der  Landesstelle  im  Einvernehmen  mit  dem 
Landesausschusse  (in  Galizien  und  Böhmen  mit  dem  Bezirksausschusse) 
Vorkehrung  zu  treffen. 

II.  Die  Städte  mit  eigenen  Statuten. 

§  114. 

Uebersicht  der  Rechtoquellen. 

Schon  das  Gemeindegesetz  vom  17.  März  1849  sicherte  den  Lan- 
des- und  Kreisstädten  eigene  Verfassungen  zu,  und  nahm  auch  für  andere 
Städte  im  Weg  der  Gesetzgebung  zu  erlassende  Statute  in  Aussicht1) 
Ebenso  bemerkt  das  Gemeindegesetz  vom  5.  März  1862: 
„Landeshauptsädte  und  über  ihr  Einschreiten  auch  andere  bedeu- 


*)  §  6.  Gem.  Ges.  17.  März  1849. 
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tendere  Städte,  sowie  bedeutende  Kurorte,  erhalten  durch  Landesgesetze 
eigene  Statute,  soferne  sie  solche  noch  nicht  besitzen.  Abänderungen 
und  Ergänzungen  dermal  bestehender  Städtestatute  bleiben  der  Landes- 
gesetzgebung vorbehalten. 

Die  Wahl  der  Gemeindevorsteher  in  Städten  und  Kurorten,  die  ein 
eigenes  Statut  besitzen,  bedarf  der  kaiserlichen  Bestätigung."1) 

Auf  Grund  dieser  beiden  Gesetze  bestehen  für  nachbenannte  Städte 
eigene  Statute,  die  mit  den  sie  ergänzenden  Novellen  aus  folgender 
üebersichtstabelle  ersichtlich  sind:1) 


otaat 

Statut 

Novellen. 

Bielitz 
(i.  ocniesien.j 

Ges.  8.  Dez.  1869 

T     'X  /"IQTfW 

L.  6  yloi\).) 

Bötzen 
^iiroi.j 

Vdg.  2.  Dez.  1850 

v)  Ges.  11.  Nov.  1868  L.  50. 
*)  l*e8.  5f.  .NOV.  1870  L.  87. 

Brünn 
(Mahren. ) 

Vdg.  6.  Juli  1850 
L.  12b 

Ges.  15.  Okt.  1866  B.  20. 

Friedeck 
(Schlesien.) 

Ges.  8.  Dez.  1864 
L.  4  (1870.) 

Görz 
(Küstenland) 

GO.  28.  Nov.  1850. 

Ges.  11.  November  1868  L.  12. 

Graz 
(Steiermark.) 

GWO.l.  März  1867  L.  15 
Statut  8.  Dez.  1869  L.  47. 

Ges.  15.  Jänner  1873  L.  5. 

Igiau 

(Mähren.) 

Ges.  26.  Okt.  1864 
L.  52. 

Ges.  24.  Nov.  1874  L.  64. 

In  nsbruck 

(Tirol.) 

Ges.  17.  April  1874 
L.  28. 

Klagenfurt 

(Kärnthen.) 

Vdg.  9.  Juni  1850 
L.  355. 

Ges.  18.  Okt.  1868  L.  27. 

Krakau 

(Galizien.) 

Ges.  1.  April  1866 
L.  7. 

Kremsier 
(Mähren.) 

Ges.  18.  Dez.  1870. 
L.  25. 

')  Art  XXII.  des  Ges.  5.  März  1862. 
*)  Vgl.  S.  169  Anm.  1. 
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Stadt 

Statut 

Novellen. 

Laibach 
fKrain.) 

1   AU  ******  J 

Vdg.  9.  Juni  1850 
L.  276. 

Ges.  15.  Okt.  1868  L.  14. 

Lemberg 
(  Galizü'U.1 

Ges.  14.  Okt.  1870 
L.  79. 

Ges.  11.  Dez.  1872  L.  74. 

Linz 
CObornst^r- 
reich.) 

Ges.  18.  Jänner  1867 
L.  7. 

Ges.  4.  Okt  1868  L.  17. 

Marburg 
(Skiermark.) 

Ges.  23.  Dez.  1871 
L.  2  (1872.) 

Olmütz 
(Mähren.) 

Ges.  26.  Okt  1864 
L.  52. 

Ges.  15.  Okt  1868  L.  20. 

Prag         Vdg.  27.  April  1850 
(Böhmen.)  \            L.  85. 

Ges.  12.  Okt.  1868  L.  33. 

Reichen- 
berg 
(Böhmen.) 

Vdg.  15.  Dez.  1850 
L.  202. 

Ges.  12.  Okt  1868  L.  32. 

Boveredo 
(Tirol.) 

Ges.  12.  Dez.  1869 
L.  1  (1870). 

Rovigno 
(Kästenland.) 

Ges.  30.  Dez.  1869 

L.  4  (1870.) 

- 

Salzburg." 

Ges.  8.  Dez.  1869 
L.  41. 

Steyer 
(Oberöster- 
reich.) 

Ges.  18.  Jänner  1867 
L.  8. 

Ges.  4.  Okt  1868  L.  18. 

Trient 
(Tirol.) 

Vdg.  29.  März  1851 
L.  61. 

Ges.  19.  März  1868  L.  53. 

Triest 

Pak  12.  April  1850  , 
B.  139  BGBl.  | 

Troppau. 
(Schlesien) 

Ges.  20.  Jänner  1866 
L.  10. 

Ges.  20.  Jänner  1868  L.  14. 

U 1  b  r  i  o  h,  Oesterreich.  St&aUrecht.  \  9 
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Stadt 

Statut 

Novellon. 

Ungarisch- 
Hradisch 
(Mähren.) 

Ges.  9.  Mai  1867 
L.  18. 

Waidhofen 
a.  d.  Ybbs. 

Ges.  6.  Febr.  1869 
L.  24. 

Wi  An 

Vdg.  20.  März  1850 
L.  21. 

Ges.  11.  Jänner  1867  L.  9. 
Ges.  5.  Okt.  1868  L.  12. 

Wiener- 
Neustadt. 

Ges.  8.  August  1866 
L.  17. 

Ges.  5.  Okt.  1868  L.  13. 

Znaim. 

Ges.  20.  Jänner  1867 
L.  5. 

§  115. 

Besonderheiten  dieser  städtischen  Verfassung. 

I.  Als  nothwendige  Grundlagen  jeder  Gemeinde  kommen  auch  bei 
den  besonders  organisirten  Städten  in  Betracht:  das  Gemeindegebiet 
und  die  Gemeindemitglieder. 

a)  Das  Gemeindegebiet  wird  von  den  einzelnen  Statuten  um- 
schrieben. In  einzelnen  Städten  zerfällt  das  Gemeindegebiet  für  die 
Verwaltung  in  Bezirke.1) 

b)  Die  Gemeindemitglieder  zerfallen  nach  den  altem  Statuten 
in  Gemeindeangehörige  und  Gemeindebürger.  Gemeindebürger  sind  eine 
besondere  Klasse  der  Gemeindeangehörigen ;  sie  wird  gebildet  aus  jenen 
Personen,  denen  zur  Zeit  des  Eintrittes  der  Wirksamkeit  dieser  Statute 
das  Bürgerrecht  zustand  und  aus  denjenigen,  die  es  späterhin  durch 
eine  ausdrückliche  Verleihung  erwarben.  Diese  altern  Statuten  sind 
durch  die  Novellen  dahin  revidirt,  dass  die  Gemeindegenossen  (im 
Sinne  des  Art.  IV.  St.  G.  über  die  allg.  Rechte  der  Staatsbürger)  rück- 
sichtlich der  politischen  Rechte  den  Gemeindeangehörigen  und  Gemeinde- 
bürgern gleichgestellt  wurden. 

Die  neuern  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  5.  März  1862  erlassenen 
Statute  schliessen  sich  den  im  Lande  geltenden  Gemeindeordnungen, 
bezüglich  der  Unterscheidung  der  Gemeindemitglieder  in  Gemeinde- 
angehörige und  Gemeindegenossen,  an. 

!)  Wien,  Brünn,  Graz,  Klagenfurt,  Laib  ach.  Vgl.  z.  B.  §  2  des  Ge- 
meindestatuts für  Wien. 
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II.  Die  Organe  der  Stadt  gliedern  sich  in  folgender  Weise: 

1)  In  eine  kollegiale  beschliessende  und  kontrollirende  Behörde. 
Diese  führt  den  Namen  Gemeinderath,  Gemeindeausschuss ,  Stadtrath 
(Triest),  Stadtverordnetenkollegium.  Sie  wird  durch  direkte  Wahl  der 
Gemeindemitglieder  gebildet.  Ihre  Amtsperiode  betragt  regelmässig  drei 
Jahre;  es  scheidet  jedoch  alljährlich  ein  Drittel  der  Mitglieder  aus 
und  wird  durch  partielle  Neuwahl  ersetzt.  Zu  ihrem  Wirkungskreise 
gehört  die  Genehmigung  wichtigerer  Verwaltungsgeschäfte,  namentlich 
die  Ordnung  und  Kontrolle  des  Gemeindehaushaltes,  daher  die  Fest- 
stellung des  Gemeindebudgets  und  die  Ausschreibung  der  Gemeinde- 
steuern; die  Systemisirung  der  Verwaltungsämter  und  die  Bestellung  des 
erforderlichen  Personals. 

2)  Als  eigentliche  Stadtobrigkeit  erscheint  der  Bürgermeister 
mit  der  ihm  zur  Seite  stehenden  Gemeindeverwaltungsbehörde.  Derselbe 
ist  Vorsitzender  der  Gemeindekollegien,  sowie  das  vollziehende  und 
Repräsentativorgan  der  Gemeinde.  Er  wird  von  dem  Gemeindekolleginm 
mit  absoluter  Stimmenmehrheit  auf  drei  (in  Olmütz  und  Troppau  auf 
vier)  Jahre  gewählt.    Seine  Wahl  bedarf  der  staatlichen  Bestätigung. 

Die  dem  Bürgermeister  an  die  Seite  gestellten  Gemeindeverwal- 
tungsbehörden zur  Besorgung  der  nicht  dem  Stadtverordnetenkollegium 
(Gemeindeausschusse  u.  s  w.)  vorbehaltenen  Geschäfte,  sowie  zur  Be- 
sorgung der  Geschäfte  des  übertragenen  Wirkungskreises  sind  nach 
den  einzelnen  Statuten  verschieden  organisirt 

Es  besteht  entweder: 

a)  Unter  dem  Bürgermeister  eine  aus  Berufsbeamten  gebildete 
Behörde,  die  den  Namen  Magistrat  fuhrt.1)  Derselbe  ist  keine 
kollegiale  Behörde,  sondern  besteht  aus  einer  Anzahl  von  Referenten 
mit  dem  nöthigen  Hilfspersonal,  welche  für  den  Bürgermeister  oder  in 
seinem  Namen  die  Geschäfte  bearbeiten.  Nur  in  einzelnen  Fällen  ent- 
scheidet diese  Behörde  als  Kollegium  unter  Mitwirkung  der  erforderlichen 
Anzahl  von  Stimmfuhrern. 

b)  In  anderen  Städten  dagegen  ist  dem  Bürgermeister  als  Ele- 
ment der  Gemeindeverfassung  ein  engerer  Ausschuss  als  Kollegium  zur 
Seite  gestellt,  der  verschiedene  Namen  (Gemeinderath,  Stadtrath)  führt. 

Dieses  Kollegium  entscheidet  in  Angelegenheiten  des  natürlichen 
und  des  übertragenen  Wirkungskreises  unter  dem  Vorsitz  des  Bürger- 
meisters, welcher  dessen  Beschlüsse  vorbereiten  lässt  und  vollzieht.  Er 
kann  sich  dabei  der  einzelnen  Mitglieder  des  Stadtrathes,  sowie  des 
Beamtenpersonals  der  Gemeinde  bedienen.    Die  Relation  über  die  in 

')  Wien,  Graz.  Klagenfurt,  Troppau. 
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dem  Kollegium  zu  berathende  Geschäfte  und  den  Entwurf  der  Anträge 
verfassen  regelmässig  die  von  der  Gemeinde  als  Referenten  (Sekretäre, 
Magistratsräthe)  bestellten  rechtsverständigen  Beamten,  denen  jedoch 
in  den  Sitzungen  des  Kollegiums  keine  entscheidende  Stimme  zukommt. 

Eine  besondere  Organisation  der  Verwaltungs-  und  Vollzugsorgane 
findet  sich  in  Prag  und  Triest. 

Es  bestehen  zwei  Arten  von  Behörden: 

a)  für  die  Verwaltungsgeschäfte  des  natürlichen  Wirkungskreises 
der  Gemeinde  als  beschliessendes  Organ  ein  engerer  Ausschuss  des 
Stadtverordnetenkollegiums  (Prag),  beziehungsweise  Stadtrathes  (Triest), 
der  in  Prag  den  Namen  Stadtrath,  in  Triest  Verwaltungsausschuss 
führt.  Dieser  engere  Ausschuss  ist  ermächtigt,  im  Namen  des  weitem 
Ausschusses  die  ihm  durch  das  Gesetz  oder  durch  besondere  Delegation 
zugewiesenen  Geschäfte  zu  besorgen. 

b)  Daneben  besteht  als  vollziehende  Behörde  und  für  die  Ge- 
schäfte des  übertragenen  Wirkungskreises  der  aus  rechtskundigen 
Gemeindebcamten  bestehende  Stadtmagistrat. 

III.  Der  Stadtobrigkeit  kommt  insbesondere  zu: 

a)  die  Besorgung  der  der  Gemeinde  im  natürlichen  Wirkungs- 
kreise überwiesenen  Lokalpolizei,  deren  Agenden  jedoch  theilweise  in 
anderer  Weise  umschrieben  sind,  als  in  den  allgemeinen  Gemeindeord- 
nungen. Darin  liegt  auch  das  Recht,  lokalpolizeiliche  Anordnungen 
mit  StrafBanktion  zu  treffen.  Ebenso  gehört  hierher  die  Ausübung  des 
Polizeistrafrechtes  in  den  dem  Koramunalamte  zugewiesenen  Zweigen  der 
Ortspolizei.1) 

b)  Im  übertragenen  Wirkungskreise  regelmässig  die  Besorgung 
jener  Verwaltungsgeschäfte,  welche  den  Bezirkshauptmannschaften  zu- 
kommen (S.  168),  insoweit  für  einzelne  Zweige  der  Polizei  nicht  be- 
sondere Polizeidirektionen  und  für  die  Geschäfte  der  direkten  Besteue- 
rung nicht  besondere  Finanzbehörden  (S.  159)  bestellt  sind.2) 

IV.  Die  Selbstverwaltung  der  Gemeinde  ist  an  die  Kontrolle  des 
Landes  und  des  Staates  gebunden.  So  dürfen  z.  B.  auch  in  Stadt- 
gemeinden: VeräU8serungen  unbeweglicher  Güter,  deren  Werth  eine 
bestimmte  Summe  übersteigt;  die  Durchführung  grösserer  Kreditopera- 
tionen; die  ein  bestimmtes  Maximum  übersteigenden  Gemeindeumlagen 
nur  auf  Grund  eines  Landesgesetzes  .stattfinden. 

In  Angelegenheiten  des  eigenen  Wirkungskreises  gehen  Beschwerden 


')  Vgl.  darüber  die  Vdg.  vom  3.  April  1855  R.  61 
2)  Vgl.  über  die  Abgrenzung  des  Wirkungskreises  der  Polizeidircktion 
in  Prag  und  des  Prager  Magistrates  die  Vdg.  vom  8.  Februar  1868  L.  5. 


§116.    Höhere  Kommunal  verbände. 
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gegen  Verfügungen  der  Stadtobrigkeit  an  das  Stadtverordnetenkollegium 
(Stadtrath);  und  von  da  regelmässig,  mit  Uebergehung  des  etwa  be- 
stehenden Kommunalverbandes  nächst  höherer  Ordnung,  direkt  an  das 
Land.1)  In  Polizeistrafsachen  überhaupt  und  in  Angelegenheiten 
des  übertragenen  Wirkungskreises  dagegen  gehen  Beschwerden  an  die 
höhere  politische  Behörde  (also  die  Landesstelle). 

III.  Die  Kommunal  verbände  höherer  Ordnung. 

§  116. 
Begriff. 

I.  Schon  das  Gemeindegesetz  vom  17.  März  1849  nahm  als  Kommu- 
nalverbände höherer  Ordnung  die  Bezirks-  und  die  Kreisgemeinden  in 
Aussicht  Jene  sollten  mit  der  untersten  politischen  Eintheilung  zu- 
sammenfallen und  durch  den  Inbegriff  sämmtlicher  Gemeinden  des 
Bezirkes  gebildet  werden,  während  die  Kreisgemeinde  durch  den  In- 
begriff sämmtlicher  im  Kreisgebiete  liegenden  Bezirksgemeinden  ent- 
stehen sollte.  Zweck  dieser  Kommunalverbände  höherer  Ordnung  war; 
die  Besorgung  der  kollektiven  Interessen  des  Verbandes,  die  Ueber- 
wachung  und  Kontrolle  der  Selbstverwaltung  der  Kommunalverbände 
niederer  Ordnung  und  die  Mitwirkung  bei  gewissen  Staatsgeschäften.5) 

Allein  in  Folge  der  Sistirung  der  Ausfuhrung  des  Gemeindegezetzes 
(§  97  d.  W.)  unterblieb  die  Konstituirung  dieser  höheren  Kommunal- 
verbände.8) 

Das  Gemeindegesetz  vom  5.  März  1862  sagt  (Art.  XVII): 

„Zwischen  die  Gemeinde  und  den  Landtag  kann  durch  das  Landes- 
gesetz eine  Bezirks-,  Gau-  oder  Kreisvertretung  eingefügt  werden. 
Dieselbe  tritt  in  periodisch  wiederkehrenden  Zeiträumen  oder  über  Be- 
rufung ihres  Vorstandes  zusammen. 

Ihre  ständigen  Angelegenheiten  werden  durch  einen  Ausachuss 
und  Vorsteher  besorgt." 

In  den  Wirkungskreis  dieser  Selbstverwaltungskörper  sollen  alle 
kollektiven' Interessen  des  Bezirkes  (Gaues,  Kreises)  fallen.  Ausserdem 
kann  .durch  ein  Landesgesetz  diesen  Selbstverwaltungskörpern  höherer 


*)  Vgl.  §  3  des  Ges  vom  14.  Juni  1866  L.  19  über  die  Bezirks- 
vertretungen in  Steiermark. 

2)  Vgl  §§  142-177  Gem.  Ges.  17.  März  1849. 

3)  In  einzelnen  Ländern  bestanden  aber  bereits  in  früherer  Zeit  Ver- 
bände unter  den  Ortsgemeinden  für  gewisse  Kollektiv-Zwecke  und  Bezirks- 
kassen zur  gemeinsamen  Auslagenbestreitung  (Mayerhofe r  S.  196.) 
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Ordnung  die  Kontrolle  der  Selbstverwaltung  der  Gemeinde  übertragen 
werden.1) 

II.  Die  Bildung  dieser  Selbstverwaltungskörper  höherer  Ordnung1 
erfolgte  in  Böhmen,  Galizien,  Tirol,  Steiermark  (S.  78). 2) 

Der  Gebietsumfang  fällt  in  Böhmen  und  Steiermark  mit  den  Ge- 
richts- und  Steuerbezirken  zusammen;  in  Galizien  mit  dem  Gebiets- 
umfange  der  politischen  Bezirke,  während  die  in  dem  deutschen  Antheile 
Tirols  zu  errichtenden  Bezirksverbände  im  Gesetze  namentlich  angeführt 
sind,  im  ehemaligen  Kreise  Trient  dagegen  der  Umfang  der  Bezirks- 
hauptmannschaft den  Verwaltungsverband  bildet. 

III.  Die  Bezirke  sind: 

a)  Finanzkörper  mit  selbständigem  Vermögen  und  Einkommen. 
Zur  Bestreitung  der  aus  den  Einkünften  des  Stammvermögens  nicht 
bedeckten  Ausgaben  können  Zuschläge  zu  den  direkten  Steuern  bis  zu 
einem  bestimmten  Maximum  ausgeschrieben  werden.3)  Höhere  Steuer- 
zuschläge bedürfen  entweder  der  Genehmigung  des  Landesausschusses 
oder  eines  vom  Kaiser  sanktionirten  Landtagsbeschlusses. 

b)  Der  administrative  Wirkungskreis  der  Bezirke  bezieht  sich  auf 
einzelne  Seiten  der  innen)  Verwaltung,  als  Errichtung  und  Verwaltung 
von  Anstalten  für  Landeskultur,  Gesundheitspflege,  Arraenversorgung, 
Humanitätsanstal teu,  Bezirksstrassen. 

Die  Bezirke  üben  den  Gemeinden  gegenüber  Aufsichtsbefugnisse, 
unterliegen  aber  selbst  der  Kontrolle  des  Landes.  Letzteros  überwacht 
die  Erhaltung  des  Stammvermögens,  konscntirt  wichtigere  Verwaltungs- 
geschäfte und  entscheidet  über  Beschwerden  gegen  Beschlüsse  der 
Organe  des  Bezirkes. 

§  117. 
Organisation. 

I.  Die  Organe  des  Bezirkes  sind  die  Bezirksvortretung  (in 
Galizien  Bezirksrath)  und  der  Bezirksausschuss  mit  dem  Obmann. 


1)  Art.  XVin  Ges.  5.  Marx  18G2. 

2)  Vgl.  Böhmen.  Ges.  28.  Juli  1864  L.  27.  (Nov.  Ges.  22.  Okt. 
1868  L.  36.)  — 

Galizien.  Ges.  12.  August  1866  L.  21.  (Novellen:  Ges.  17.  Juni 
1874  L.  47;  17.  Juni  1874  L.  51;  17.  Juni  1874  L.  52.) 

Steiermark.  Ges  14  Juni  1874  L.  19.  (Nov.  26.  Sept.  1868 
L.  22  und  17.  Dez   1874  L.  2) 

Tirol.    29.  Nov.  1868  L.  51  (Nov.  29.  Juni  1871  L.  57) 

3j  In  Böhmen  10  °/0,  Galizien  20  %,  Steiermark  27  °/0,  Tirol  50  °/0. 
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II.  Die  Bezirksvertretung  hat  aus  Vertretern  folgender  Inter- 
essengruppen zu  bestehen: 

a)  des  grossen  Grundbesitzes, 

b)  der  Höchstbesteuerten  der  Industrie  und  des  Handels, 

c)  der  übrigen  Angehörigen  der  Städte  und  Märkte  und 

d)  der  Landgemeinden. 

Jede  Interessengruppe  wählt  periodisch  die  nach  den  Bestimmungen 
des  Landgesetzes  auf  sie  entfallende  Zahl  von  Vertretern.1) 

Ueber  die  Zahl  der  Mitglieder  der  Bezirksvertretung  enthalten  die 
Landesgesetze  divergirende  Normen.  In  Böhmen  und  Steiermark  steigt 
die  Mitgliederzahl  progressiv  mit  der  Summe  der  einheimischen  Be- 
völkerung; in  Tirol  nach  der  effektiven  Bevölkerung,  in  Galizien  besteht 
der  Bezirksrath  aus  sechsundzwanzig  Mitgliedern. 

Die  Gesammtzahl  der  Mitglieder  der  Bezirksvertretung  ist  auf  die 
einzelnen  Interessengruppen  nach  dem  Verhältniss  zu  repartiren,  in 
welchem  diese  einzelnen  Interessengruppen  an  der  gesammten  Steuer- 
summe des  Bezirkes  participiren. 

Wahlberechtigt  in  der  Gruppe  der  Grossgrundbesitzer  sind  in 
Böhmen  und  Galizien  die  dem  österreichischen  Staatsverbande  Ange- 
hörigen, welche  im  Bezirke  landtäfliche  Güter  besitzen,  und  hiervon 
jährlich  an  direkten  Steuern,  mit  Ausnahme  des  ausserordentlichen 
(Kriegs-)  Zuschlags,  mindestens  Einhundert  Gulden  entrichten. 

In  Steiermark  sind  in  der  Gruppo  des  grossen  Grundbesib.es  die 
dem  österreichischen  Staatsverbande  angehörigen  Besitzer  solcher  im 
Bezirke  gelegener  unbeweglicher  Güter  wahlberechtigt,  deren  Jahres- 
schuldigkeit an  Grund-  und  Haussteuer,  mit  Ausnahme  des  Kriegszu- 
schlages, mindestens  60  fl.  österr.  Währ,  beträgt. 

In  Tirol  besteht  ein  Censns  von  40  Gulden. 

Der  Census  der  Höchstbcsteuerton  in  der  Gruppe  der  In- 
dustrie und  des  Handels  beträgt  in  Böhmen  und  Galizien  100 
Gulden,  in  Steiermark  60  Gulden,  in  Tirol  40  Gulden. 

Die  Wahlberechtigten  in  der  Gruppe  der  grossen  Grundbesitzer  und 
in  der  Gruppe  der  Höchstbesteuerten  wählen  in  je  Einem  Wahlkörper 
am  Sitze  der  Bezirksvertretung. 

Die  Vertreter  der  Städte  und  Märkte  werden  von  dem  Gemeinde- 
ausschusse gewählt. 

Die  Vertreter  der  Landgemeinden  werden  von  Wahlmännern  ge- 
wählt Wahlmänner  sind  die  Gemeindevorsteher  der  einzelnen  Gemeinden 


!)  Art.  XIX  Ges.  5.  März  1862. 
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und  überdiess  die  yoii  dem  Gemeindeausschuss  nach  der  Ziffer  der 
Bevölkerung  aus  seiner  Mitte  gewählten  Abgeordneten. 

III.  Die  Bezirksvertretung  wählt  für  die  Dauer  der  dreijährigen 
Wahlperiode  aus  ihrer  Mitte  ihren  Obmann  und  ihren  Ausschuss.  Die 
Wahl  des  Obmannes  bedarf  der  kaiserlichen  Bestätigung. 

Der  Bezirksausschuss  besteht  aus  dem  Obmanne  und  sechs 
Mitgliedern. 

Für  jede  der  vorhandenen  Gruppen  wählen  die  Vertreter  derselben 
ein  Ausschussmitglied,  die  übrigen  Mitglieder  sind  einzeln  von  der 
Gesammtheit  der  Vertreter  zu  wählen. 

IV.  Die  Abgrenzung  des  Wirkungskreises  dieser  Organe  ist  analog 
jener  zwischen  Gemeindeausschuss  und  Gemeindevorstand. 

Zum  Wirkungskreise  der  Bezirksvertretung  gehört  die  Festhaltung 
des  Bezirkshaushaltes,  die  Ausschreibung  von  Bezirksumlagen,  die  Auf- 
nahme von  Darlehen,  die  Bestellung  des  Dienstpersonals. 

Der  Bezirksausschuss  ist  in  den  Angelegenheiten  des  Bezirkes 
das  verwaltende  und  vollziehende  Organ.  Er  besorgt  die  gewöhnlichen 
Verwaltungsgeschäfte  des  Bezirksvermögens  und  beaufsichtigt,  leitet  und 
verwaltet  die  Bezirksanstalten.  Er  verfasst  die  Jahresvoranschläge  und 
die  Jahresrechnungen  und  legt  dieselben  wenigstens  vierzehn  Tage  vor 
ihrer  Prüfung  durch  die  Bezirksvertretung  zur  Einsicht  der  Bezirksan- 
gehörigen öffentlich  auf. 

Der  Bezirksausschuss  repräsentirt  die  Bezirksvertretung  nach  aussen 
und  in  allen  Bechtsangelegenheiten  und  vermittelt  den  Geschäftsver- 
kehr derselben.  Die  im  Namen  der  Bezirksvertretung  auszustellenden 
Urkunden  sind  vom  Obmanne  und  zwei  Mitgliedern  des  Bezirksaus- 
schusses zu  vollziehen. 

Sechstes  Hauptstück. 

Die  Länder. 

I.  Rechtsstellung  derselben. 
S  118. 

a)  Die  Länder  als  Gesammtheit. 

Der  österreichische  Staatakörper  setzt  sich  aus  einzelnen  König- 
reichen und  Ländern  zusammen  (§  21  d.  W.).  Dieselben  führen  in 
ihrer  Gesammtheit  die  offizielle  Bezeichnung :  „Die  im  Reichsrathe  ver- 
tretenen Königreiche  und  Länder"  CBeichsrathsländer).   Auf  dieselben 
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ist  der  Name  „Oesterreich"  (österreichische  Monarchie)  anzuwenden; 
sie  verbinden  sich  mit  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  staats- 
rechtlich zu  dem  unter  dem  Namen:  „Oesterreichisch- ungarische  Mo- 
narchie" (österreichisch-ungarisches  Reich)  bestehenden  Gesammtstaate.1) 

Bei  Beurtheilung  der  rechtlichen  Natur  der  unter  den  Reichsraths- 
ländern bestehenden  staatsrechtlichen  Verbindung  treten  zwei  verschie- 
dene Auffassungen  einander  entgegen,  in  denen  theilweise  der  Gegen- 
satz der  politischen  Parteien  wurzelt  Die  eine  Auffassung  erblickt  in 
den  einzelnen  mit  einander  verbundenen  Königreichen  und  Ländern 
staatliche  Gebilde,  die  durch  ihre  staatsrechtliche  Verbindung  ihre 
Sonderexistenz  nicht  eingebüsst  haben,  da  sich  aus  dieser  Verbindung 
höchstens  die  Existenz  eines  Bundesstaates,  keineswegs  aber  die 
Existenz  eines  Einheitsstaates  ergebe. 

Begründet  wird  diese  Auffassung: 

a)  Durch  den  geschichtlichen  Entwicklungsgang  der  Monarchie 
(S.  6),  welche  durch  succesiven  Anfall  von  Beichsterritorien  und  selb- 
ständigen Staaten  entstanden  ist. 

b)  Durch  die  wichtigsten  staatsrechtlichen  Akte,  als  die  pragmatische 
Sanktion  (§  9  d.  W.)  und  die  Annahme  des  Kaisertitels  für  den  Ge- 
sammtbestand  der  Länder  (S.  36),  durch  welche  der  staatsrechtliche 
Zustand  der  einzelnen  Länder  keine  Veränderung  erlitten  habe. 

c)  Durch  die  Bestimmungen  des  Diploms  vom  20.  Oktober  1860, 
welches  den  Schwerpunkt  der  Gesetzgebung  in  die  Landtage  der  ein- 
zelnen Königreiche  und  Länder  verlegt. 

Die  zweite  entgegengesetzte  Auffassung  dagegen  sieht  in  Oester- 
reich einen  Einheitsstaat,  der  sich  durch  fortschreitende  Centralisation 
aus  der  Realunion  der  Königreiche  und  Länder  entwickelt  hat  (S.  31). 

Diese  Streitfrage  kann,  vom  rechtlichen  Standpunkte  aus,  nur  auf 
Grund  des  geltenden  Verfassungsrechtes  gelöst  werden.  Für  eine  bundes- 
staatliche  Struktur  des  österreichischen  Staatskörpers  sprechen  allerdings 
mehrfache  Momente,  als:  a)  Der  Kollektivname:  „im  Beichsrathe  ver- 
tretene Königreiche  und  Länder."  b)  Die  auf  der  staatlichen  Praxis 
und  der  ausdrücklichen  Bestimmung  des  Gesetzes  beruhende  Bezeich- 
nung (S.  48)  der  einzelnen  Länder  mit  den  zukommenden  Titeln, 
c)  Die  Textirung  des  §§  1  und  11  des  Staatsgrundgesetzes  über  die 
Reichsvertretung,  welche  bei  Anerkennung  einer  gemeinsamen  Vertre- 
tung, dann  gemeinsamer  Interessen  und  einer  gemeinsamen  Gesetz- 
gebung der  Länder  indirekt  die  Sonderexistenz  derselben  nach  diesen 

')  Vgl.  A.  H.  Handschreiben  14.  November  1868  (S.  126  Anm.  1.). 
Juraschek  Personal-  und  Realnilion  S  106. 
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Richtungen  voraussetzen,  d)  Die  individuelle  Berücksichtigung  der 
Kronländer  bei  Bildung  der  Delegationen  des  Reichsrathes.1)  e)  Der 
Umstand,  dass  jedes  Kronland  in  seinem  Landtage  ein  besonderes  zur 
Mitwirkung  bei  der  partikularen  Gesetzgebung  berufenes  Organ  besitzt, 
so  dass  also  hinsichtlich  der  wichtigsten  Funktion  des  Staatslebens 
zwischen  Reich  und  Land  der  Unterschied  scharf  hervortritt  f)  Das 
Gesetz  vom  19.  Mai  1868  über  die  Organisation  der  politischen  Be- 
hörde, welches  dem  Landeschef  die  Repräsentation  des  Lan  desfürs'ten 
zuweist  (S.  162). 

Allein  andererseits  spricht  das  Staatsgrundgesetz  über  dio  Regie- 
rungs-  und  Vollzugsgewalt  deutlich  aus,  dass  in  den  Reichsrathsländern 
nur  Eine  Staatsgewalt  wirksam  ist,  als  deren  Träger  der  Kaiser 
erscheint  Es  ist  nirgends  von  einer  selbständigen  Staatsgewalt  der 
einzelnen  Länder  die  Rede.  Die  richterliche  Gewalt  wird  im  ganzen 
Staate  im  Namen  des  Kaisers  ausgeübt.  Auch  die  Gesetzesbe- 
fehle in  den  der  Kompetenz  der  Landtage  zugewiesenen  Gegenständen 
erlässt  der  Kaiser  als  solcher,  nicht  aber  als  Landesherr  des  einzelnen 
Kronlandes  und  unter  Kontrasignatur  der  Minister.  Ebenso  sind  in 
dem  allgemeinen  österreichischen  Staatsbürgerrechte  und  in  dem  als 
einheitliches  Ganzes  erscheinenden  Staategebiete  Momente  des  Einheits- 
staates gegeben. 

Die  Differenz  dieser  einander  entgegenstehenden  Auffassungen  wird 
aber  erst  klar  durch  scharfe  Scheidung  der  Begriffe  des  (centralisirten 
oder  decentralisirten)  Einheitestaates  von  dem  Begriffe  des  Bundes-  oder 
Föderativstaates. 

Im  Einheitsstaate  herrscht  nur  Eine  Staatsgewalt  im  ganzen 
Staatsgebiete.  Alle  staatlichen  Funktionen  sind  nur  Willensäusserungen 
dieser  Einen  Staatsgewalt  Die  Centralisation  des  Einheitestaates  liegt 
darin,  dass  als  Organ  zur  Mitwirkung  bei  der  Gesetzgebung  nur  Ein 
Vertretungskörper  als  Gesammtorgan  besteht,  welches  selbst  hinsichtlich 
der  nur  für  einzelne  Gebietstheile  erlassenen  Gesetze  mitzuwirken  hat 
Im  Gebiete  der  Verwaltung  zeigt  sich  die  Centralisation  in  der  Bildung* 
von  für  das  ganze  Staatsgebiet  wirksamen  Centraibehörden,  denen  gegen- 
über die  Mittel-  und  Unterbehörden  als  Vollzugsorgane  nur  beschränkte 
Geschäftsvollmachten  besitzen;  ferner  in  der  Beschränkung  der  Selbst- 
verwaltung der  Kommunen  und  Korporationen  durch  die  Berufsorgane 
des  Staates.  Die  Decentralisation  des  Einheitsstaates  dagegen  kann 
sich  nach  vier  Richtungen  zeigen:  a)  In  der  Bildung  decentralisirter 
Organe  der  Gesetzgebung  für  die  partikulare  Rechtsbildung,    b)  Im 

»)  §  8  Ges.  21.  Dez.  18G7  R   146.  (vgl.  III.  Buch  d.  W.) 
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staatlichen  Behörden  Organismus  durch  Erweiterung  der  Vollmachten  der 
Landes-  und  Bezirksbehörden  zur  selbständigen  und  definitiven  Er- 
ledigung der  Verwaltungsgeschäfte,  c)  In  der  Bildung  von  Selbstver- 
waltungskörpern und  der  Ausstattung  derselben  mit  obrigkeitlichen  Be- 
fugnissen, und  d)  in  der  Bildung  besonderer  Steuerbezirke  für  gewisse 
Verwaltungszwecke ,  innerhalb  deren  der  Aufwand  für  diese  Zwecke 
durch  besondere  Zwecksteuern,  die  unter  die  Interessenten  als  Genossen- 
schaftslasten vertheilt  werden,  aufgebracht  wird. 

Im  Gegensatze  zum  Einheitsstaate  ist  der  Bundesstaat  dio 
Verbindung  mehrerer  Einzelstaaten  zu  einem  den  Einzelstaaten  über- 
geordneten politischen  Gemeinwesen  mit  selbständiger  juristischer 
Persönlichkeit.  Wie  bei  einer  privatrechtlichen  Korporation  die  ein- 
zelnen Mitglieder  die  Träger  einer  selbständigen  ideellen  Gcsammt- 
persönlichkeit  sind,  die  etwas,  sowohl  von  jedem  einzelnen  Mitgliede 
als  von  der  blossen  Summe  derselben  Verschiedenes  ist:  ebenso  erhebt 
sich  der  Bundesstaat  (das  Reich),  als  selbständiger  Organismus  mit 
einer  selbständigen  Willensmacht  und  Willenssphäre,  über  den  Einzel- 
staaten. 

Im  Bundesstaate  sind  die  dem  Staate  zufallenden  Aufgaben  unter 
den  Gesammtstaat  und  unter  die  Einzelstaaten  vertheilt.  Dabei  ist 
das  Wesentliche,  dass  jeder  Theil,  d.  h.  der  Gesammtstaat  einerseits 
und  jeder  einzelne  Gliedstaat  andererseits  wirklich  Staat,  somit  Sub- 
jekt von  Hoheitsrechten  und  obrigkeitlichen  Befugnissen  ist.  Es  ist 
somit  im  Bundesstaate  eine  mehrfache  Staatsgewalt  herrschend:  die 
Centralgewalt  und  die  Staatsgewalt  der  einzelnen  Staaten,  die  den  Ge- 
sammtstaat bilden.  Souveränität  kommt  der  Centralgewalt  allein  zu; 
natürlich  muss  die  beiderseitige  Rechtssphäre  abgegrenzt  werden. 

Die  Einzelstaaten  sind  durch  die  souveräne  Centralgewalt  me- 
diatisirt.  Der  Kernpunkt  der  Souveränität  des  Bundesstaates  liegt 
nun  aber  darin,  dass  die  Staatsgewalt  desselben  in  den  verfassungs- 
mässigen Formen  in  endgiltiger,  entscheidender  Weise  seine  Kompetenz 
bestimmt  und  dieselbe  gegenüber  der  Rechtssphäre  der  Einzelstaaten 
erweitern  kann.  Es  weisen  somit  nicht  die  Einzelstaaten  durch  ihren 
Willen  dem  Bunde  die  Grenzen  seiner  staatlichen  Befugnisse  zu,  sondern 
sie  empfangen  umgekehrt  von  der  Centralgewalt  die  rechtliche  Be- 
grenzung ihrer  Willenssphäre. 

Die  Centralgewalt  und  die  Gewalt  der  Einzelstaaten  sind  einander 
nicht  nebengeordnet,  sondern  erstere  ist  der  letztern  überge- 
ordnet. Der  Centralgewalt  steht  nicht  nur  die  ihr  ausschliesslich 
zugewiesene  Sphäre  der  Staatsthätigkeit  zu,  sondern  sie  hat  auch  den 
Beruf,  die  Thätigkeit  der  Einzelstaaten  innerhalb  der  ihnen  gebliebenen 
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Sphäre  so  »zu  regnliren  und  zu  beeinflussen,  dass  sie  sich  nicht  mit 
der  Thätigkeit  der  Centraigewalt  in  Widerspruch  setzt,  sondern  stets 
in  den  Organismus  des  Gesammtstaates  einfügt.1) 

Andererseits  bleiben  den  im  Bundesstaate  vereinigten  Staaten 
die  selbständige,  nicht  von  der  Centraigewalt  abgeleitete  Existenz  und 
selbständige  Hoheitsrechte. 

Das  Verhältniss  der  Einzelstaaten  zum  Gesammtstaate  bewegt  sich 
überhaupt  in  einer  dreifachen  Richtung:  a)  Für  gewisse  Hoheitsrechte 
z.  B.  die  äussere  Kepräsentativgewalt,  die  Militärhoheit  sind  die  Ein- 
zelstaaten ausser  Funktion  gesetzt,  der  Bundesstaat  erfüllt  seine  Auf- 
gaben direkt  und  mit  eigenen  Mitteln,  b)  Für  einen  zweiten  Theil  der 
staatlichen  Aufgabe  ist  zwar  die  souveräne  Gesetzgebung  des  Gesammt- 
staates kompetent,  allein  die  Vollziehung  nach  Maassgabe  dieser  Gesetze 
mit  eigenen  Mitteln  ist  den  Einzelstaaten  unter  Oberaufsicht  des  Ge- 
sammtstaates überlassen,  c)  In  einem  dritten  Kreise  von  Angelegenheiten 
endlich  sind  die  Einzelstaaten  weder  der  Gesetzgebung  noch  der  Ober- 
aufsicht des  Gesammtstaates  unterworfen.  Es  kann  jedoch  jedes  dieser 
drei  Gebiete  durch  die  souveräne  Reichsgewalt  wieder  geändert  worden. 

Es  ist  somit  die  Frage,  ob  der  österreichische  Staatsköper  eine 
bundesstaatliche  Organisation  in  sich  trage  oder  ein  decentralisirter 
Einheitsstaat  sei.  mehr  von  theoretischem  als  praktischem  Belange; 
denn  auch  bei  bundesstaatlicher  Organisation  wäre  die  Selbständigkeit  der 
einzelnen  Königreiche  und  Länder  dem  Gesammtstaate  untergeordnet 
und  könnte  nach  dessen  Bedarf  immer  mehr  beschränkt  werden,  während 
andererseits  im  Einheitsstaate  die  weitgehendste  Decentralisation  der 
Gesetzgebung  und  Verwaltung  möglich  ist. 

Dazu  kommt,  dass  sich  in  Oesterreich,  selbst  bei  Annahme  einer 
bundesstaatlichen  Organisation,  die  scharfe  Grenzlinie  gegenüber  dem 
Einheitsstaate  stets  wieder  verwischen  müsste,  weil  in  den  Einzelstaaten 
und  in  dem  Gesammtstaate  eine  und  dieselbe  Person  Träger  der  Staats- 
gewalt ist 

§  119. 

b)  Die  LEnder  als  Glieder  des  Staates. 

I.  Die  Kronländer  sind  nach  dem  geltenden  Verfassungsrechte 
relativ  selbständige  Theile  des  Staates. 

Sie  sind  als  solche  Selbstverwaltungskörper  für  die  Kollektivbe- 
dürfnisse ihres  Verbandes. 


*)  H  Schulze  Preuss.  St.  R  n.  707. 
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Sie  sind: 

1)  Selbständige  Finanzkörper.  Ihr  Vermögen  und  Ein- 
kommen setzen  sich  zusammen:  aus  dem  wirthschaftlichen  Besitze 
und  den  Gefällen  der  früheren  Stände  (Domestikalfond),  aus  den  ihrer 
Entstehung  und  Widmung  nach  ein  Eigenthum  des  Landes  bildenden 
Fonden  und  aus  den  Landessteuem,  welche  bei  Unzureichenheit  der 
Erträgnisse  des  Stammvermögens  in  der  Form  von  Umlagen  zu  den 
direkten  Staatssteuern  bis  zur  Höhe  von  10°, 0  durch  autonomen  Land- 
tagsbeschluss,  in  einem  höheren  Betrage  oder  in  einer  anderen  Form 
dagegen  mit  kaiserlicher  Genehmigung  erhoben  werden  können. 

2)  Mit  Hilfe  dieses  Einkommens  entfaltet  das  Land  seine  Verwal- 
tung8thätigkeit,  vornehmlich  im  Gebiete  der  inneren  Verwaltung,  zur 
Befriedigung  der  Kollektivbedürfnisse  seines  Verbandes,  durch  Errichtung 
und  Verwaltung  selbständiger  Landesanstalten  im  Gebiete  des  Gesund- 
heitswesens, des  Unterrichtes,  der  Kunst,  Wissenschaft  und  gesellschaft- 
lichen Hilfe;  —  durch  öffentliche  Bauten,  z.  B.  Strassenbauten,  Fluss- 
korrektionen; dann  durch  Konkurrenz  bei  den  vom  Staate  oder  einem 
anderen  Verwaltungskörper  unterhaltenen  Anstalten,  woraus  dem  Lande 
das  Recht  der  Aufsicht,  der  Organisation  und  der  Erlassung  von  Regle- 
ments hinsichtlich  dieser  Anstalten  und  Einrichtungen  zukommt. 

3)  Endlich  überlässt  der  Staat  dem  Lande  obrigkeitliche  Funk- 
tionen, insbesondere  die  Oberaufsicht  über  die  Selbstverwaltungskörper 
der  Gemeinde  und  des  Bezirkes  (§  23  L.  0.)  und  einen  Thcil  der 
Verwaltungsjustiz ,  indem  der  Landesausschuss  im  Instanzenzuge  in 
Sachen  der  Selbstverwaltung  über  Beschlüsse  der  Selbstverwaltungs- 
körper niederer  Ordnung  (Gemeinden,  Bezirke)  entscheidet. 

,  II.  Das  dem  Kronlande  als  Selbstverwaltungskörper  eingeräumte 
Recht,  Anordnungen  über  das  Maass  der  Zwangsbeiträge  sowie  Ver- 
waltungsregulative selbständig  zu  erlassen,  bildet  die  Autonomie 
desselben.  Dieser  Autonomie  und  Selbstverwaltung  gegenüber  übt 
die  Staatsgewalt  eine  doppelte  Kontrolle.  Zunächst  übt  sie  eine 
politische  Kontrollo  zur  Abwehr  einer  dem  allgemeinen  Wohle 
des  Staates  schädlichen  oder  gefährlichen  Thätigkeit»  daher  sie 
von  den  Beschlüssen  der  Organe  Kenntniss  nimmt  (vrgl.  z.  B. 
§  40  L.  0.),  die  dem  öffentlichen  Wohle  oder  den  bestehenden 
Gesetzen  zuwiderlaufenden  Beschlüsse  sistiren  und  vernichten  (§  42  L.  0.) 
und  den  Landtag  als  Organ  des  Landes  auflösen  kann.  Sodann  übt 
die  Staatsgewalt  durch  den  Verwaltungsgerichtshof  der  Landesverwaltung 
gegenüber  eine  Rechtskontrolle,  welche  über  Beschwerde  des  in  seinen 
Rechten  verletzten  Theiles  die  die  rechtlichen  Schranken  überschreitenden 
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Entscheidungen  und  Verfugungen  der  Landes  Verwaltung  aufhebt  (§  2 
Ges.  v.  22  Oktober  1875). 

Andererseits  steht  wieder  dem  Lande  der  Rechtsschutz  durch  das 
Reichsgericht  zur  Seite,  dass  nicht  der  gesetzliche  Wirkungskreis  des- 
selben durch  in  denselben  eingreifende  Verfügungen  und  Entschei- 
dungen der  Regierungsbehörden  beeinträchtigt  werde  (Art.  II  lit.  b.  Ges. 
über  das  Reichsgericht). 

III.  Endlich  wirkt  das  Land  durch  den  Landtag  bei  der  Landes- 
gesetzgebung mit.  Der  Kaiser  kann,  in  Ansehung  der  nicht  zum 
Wirkungskreise  des  Reichsrathes  gehörenden  Gegenstände  der  Gesetz- 
gebung, Gesetzesbefehle  mit  auf  das  einzelne  Land  beschränktem  Gel- 
tungsgebiete nur  mit  Zustimmung  des  Landtages  erlassen. 

IV.  Als  politischer  Körper  im  Staato  besitzt  das  Land  zur  Aus- 
übung der  demselben  zustehenden  öffentlichen  Rechte  eine  selbständige 
Organisation.  Die  Organe,  durch  welche  das  Land  seinen  Willen  be- 
thätigt  und  die  ihm  zukommenden  Funktionen  ausübt,  sind  der  Land- 
tag und  der  Landesausschuss. 

Es  wird  daher  im  Folgenden  (II)  von  der  äussern  Gestaltung,  der 
Bildung,  den  Funktionen,  den  Geschäftsformen  der  Landtage,  sowie 
von  der  Rechtsstellung  der  Mitglieder  derselben,  dann  (III)  von  dem 
Landesausschusse  gehandelt  werden. 

Die  Normen  über  die  Bildung  der  Landtage  sind  in  den  Landtags- 
wahlord nungen,  die  Normen  über  die  übrigen  hier  erwähnten  Punkte 
in  den  mit  dem  Patente  vom  26.  Februar  1861  als  Staatsgrundgesetze 
kundgemachten  Landesordnungen  und  einigen  dazu  ergangenen 
Novellen  enthalten. 

II.  Die  Landtage. 
§  120. 

a)  Ihre  äussere  Gestaltung. 

I.  Die  Landtage  bilden  einheitliche  Kollegien,  bei  deren  Zusammmen- 
setzung  gewisse  Kulturinteressen,  sowie  die  Verschiedenheit  der  wirth- 
schaftlichen  Bethätigung  in  Rücksicht  kommen. 

Die  Kulturinteressen  werden  berücksichtigt,  insofern: 
a)  der  katholischen  und  griechisch-orientalischen  Kirche  das  Recht 
der  Theilnahme  an  den  Landtagen  durch  ihre  Ordinarien,  die  somit 
vermöge  ihres  Amtes  Mitglieder  sind,  als  politisches  Recht  eingeräumt 
ist.  In  Tirol  kommt  überdiess  den  in  der  Landesordnung  namentlich 
angeführten  Beneficiaten  und  Klostervorsteheim  das  Recht  zu,  aus  ihrer 
Mitte  Vertreter  in  den  Landtag  zu  entsenden. 
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b)  Den  Universitäten  als  Korporationen  kommt  die  Vertretung  auf 
dem  Landtage  durch  ihren  jeweiligen  Rektor  zu. 

Die  Verschiedenheit  der  wirthschaftlichen  Bethätigung  wird  bei 
der  Zusammensetzung  der  Landtage  dadurch  berücksichtigt,  dass  die 
politischen  Wahlrechte  auf  verschiedene  Personcnklassen  vertheilt  sind, 
in  deren  Scheidung  die  Verschiedenheit  wirtschaftlicher  Interessen 
zum  Ausdrucke  kommen  soll. 

Die  Landesordnungen  berücksichtigen: 

a)  den  landwirtschaftlichen  Grossbetrieb  durch  besondere  Vertre- 
tung der  grossen  Grundbesitzer;1) 

b)  die  gewerblichen  und  Handelsinterossen  durch  Einräumung 
politischer  Wahlrechte  an  die  Handels-  und  Gewerbekammern; 

c)  die  städtische  und 

d)  die  Landbevölkerung  durch  besondere  Verth  eilung  der  (nicht  auf 
die  Gruppen  a  und  b  entfallenden)  Abgeordneten  auf  die  Gruppe  der  Städte 
(Städte,  Märkte,  Industrialorte)  und  die  Gruppe  der  Landgemeinden. 

Es  setzen  sich  somit  die  Landtage  zusammen :  1)  aus  den  Virilstimmen, 
d.  h.  den  vermöge  ihres  Amtes  zur  Theilnahme  berufenen  Personen 
(Erzbischöfe,  Bischöfe,  Rektoren)  und  2)  aus  den  gewählten  Abgeordneten. 

IL  Im  Einzelnen  besteht: 

1.  Der  Landtag  des  Königreiches  Böhmen  aus  241  Mitgliedern, 
nämlich  dem  Erzbischöfe  von  Prag,  den  Bischöfen  Yon  Leitmeritz,  König- 
grätz,  Budweis  und  dem  Rektor  der  Prager  Universität,  als  Viril- 
stimmen  und  236  gewählten  Abgeordneten,  und  zwar: 

a)  70  Abgeordneten  des  grossen  Grundbesitzes,  von  denen  16  von  den 
wahlberechtigten  Besitzern  der  mit  dem  Fideikomissbande  behafteten  land- 
und  lehentäflichen  Güter,  die  übrigen  54  von  allen  übrigen  wahlberechtigten 
Grossgrundbesitzern  zu  wählen  sind ; 

b)  aus  87  Abgeordneten  der  durch  die  Wahlordnung  bezeichneten 
Städte  und  Industrialorte,  sowie  der  Handels-  und  Gewerbekammern  und 

c)  aus  79  Abgeordneten  der  übrigen  Gemeinden. 

2.  Der  Landtag  des  Königreichs  Dalmatien  besteht  aus  43  Mit- 
gliedern, nämlich  dem  Erzbischöfe  von  Zara  und  dem  griechisch-orien- 
talischen Bischöfe  von  Zara  und  41  gewählten  Abgeordneten,  u.  zw.: 

a)  10  Abgeordneten  der  Höchstbesteuerten,  von  denen  in  den  Wahlkör- 
pem  der  Kreise  Zara  4,  Spalato3,  Ragusa  2,  Kattaro  1  gewählt  werden; 

b)  Drei  Abgeordneten  der  Handels-  und  Gewerbekammeni  in 
Zara,  Spalato  und  Ragusa; 

l)  In  Vorarlberg  besteht  kein  Grossfrrundbesitz,  in  Dalmatien  bestehen 
nur  Höchstbestetierte. 
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c)  8  Abgeordneten  der  Städte  und 

d)  20  Abgeordneten  der  Landgemeinden. 

3)  Der  Landtag  des  Königreiches  Galizien  besteht  aus  151  Mitr- 
gliedern,  nämlich:  den  drei  Erzbischöfen  von  Lemberg,  den  zwei 
Bischöfen  von  Przemysl,  dem  Tarnover  Bischof,  dem  Stanislaner  Bischof 
und  dem  Bischof  von  Krakau  (beziehungsweise  nach  dem  Ges.  vom 
20.  Septemb.  1866,  Nr.  22  für  den  Fall  der  Erledigung  eines  bischöf- 
lichen oder  erzbischöflichen  Sitzes  dem  Administrator  der  Diöcese),  dann 
den  Rektoren  der  Universitäten  Lemberg  und  Krakau  als  10  Viril- 
stimmen und  141  gewählten  Abgeordneten,  und  zwar: 

a)  ans  44  Abgeordneten  des  grossen  landtäflichen  Grundbesitzes, 
die,  von  den  Wahlkörpern  des  Krakauer  Kreises  zu  6,  des  Brezaner, 
Przemysler,  Zloczower,  Czotkower,  Tarnower,  Tarnopoler,  Sanoker,  Zam- 
borer  und  Zolkiewer  Kreises  zu  je  3,  des  Sandecer,  Rzeczower,  Stryer, 
Stanislauer,  -Kolomeaer  Kreises  zu  je  2,  und  des  Lemberger  Kreises  mit 
1  Abgeordneten  gewählt  werden; 

b)  Aus  drei  Abgeordneten  der  Handels-  und  Gewerbekammern  in 
Lemberg,  Krakau  und  Brody; 

c)  aus  20  Abgeordneten  der  Städte,  und 

d)  aus  74  Abgeordneten  der  übrigen  Gemeinden. 

4)  Der  Landtag  des  Erzherzogthums  0 es terr reich  unter  d. 
Enns  besteht  aus  68  Mitgliedern,  nämlich:  dem  Fürsterzbischofe  von 
Wien,  dem  Bischöfe  von  St.  Pölten  und  dem  Rektor  der  Wiener  Uni- 
versität als  Virilstimmen  und  65  gewählten  Abgeordneten  und  zwar: 

a)  aus  15  Abgeordneten  des  landtäfl.  grossen  Grundbesitzes; 

b)  aus  4  Abgeordneten  der  Handels-  und  Gewerbekammern  in  Wien ; 

c)  aus  25  Abgeordneten  der  Städte,  und  Märkte,  und 

d)  21  Abgeordneten  der  übrigen  Gemeinden. 

5)  Der  Landtag  des  Erzherzogthums  Oesterreich  ob  der  Enns 
besteht  aus  50  Mitgliedern,  nämlich  dem  Bischof  von  Linz  als  Viril- 
stimme und  49  gewählten  Abgeordneten  und  zwar: 

a)  10  Abgeordneten  des  grossen  landtäfl.  Grundbesitzes; 

b)  3  Abgeordneten  der  Handels-  und  Gerwerbekammer  in  Linz; 

c)  17  Abgeordneten  der  in  §  2  der  Wahlordnung  bezeichneten 
Städte  und  Industrialorte,  und 

d)  19  Abgeordneten  der  übrigen  Gemeinden. 

6.  Der  Landtag  des  Herzogthums  Salzburg  besteht  aus  26  Mit- 
gliedern, nämlich  dem  Fürsterzbischofe  von  Salzburg  als  Virilstimme 
und  25  gewählten  Abgeordneten,  und  zwar: 

a)  5  Abgeordneten  des  grossen  Grundbesitzes; 
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b)  2  Abgeordneten  der  Handels-  und  Gewerbekammer  in  Salzburg; 

c)  10  Abgeordneten  der  Städte  und  Märkte,  und 

d)  8  Abgeordneten  der  übrigen  Gemeinden. 

7)  Der  Landtag  des  Herzogthums  Steiermark  besteht  aus  63  Mit- 
gliedern, nämlich  den  Fürstbischöfen  von  Seckau  und  Lavant  und  dem 
Bektor  der  Grazer  Universität  als  Virilstimmen,  und  60  gewählten  Ab- 
geordneten, und  zwar: 

a)  12  Abgeordneten  des  grossen  landtäfL  Grundbesitzes; 

b)  6  Abgeordneten  der  Handels-  und  Gewerbekammern  in  Graz 
und  Leoben  (je  drei); 

c)  19  Abgeordneten  der  Städte  und  Märkte,  und 

d)  23  Abgeordneten  der  übrigen  Gemeinden. 

8.  Der  Landtag  des  Herzogthums  Kärnten  besteht  aus  37  Mit- 
gliedern, nämlich  dem  Fürstbischöfe  von  Gurk  als  Virilstimme  und 
36  gewählten  Abgeordneten,  und  zwar: 

a)  10  Abgeordneten  des  grossen  landtäfl.  Grundbesitzes; 

b)  3  Abgeordneten  der  Handels-  und  Gewerbekamraer  in  Klagenfurt; 

c)  9  Abgeordneten  der  Städte  und  Orte,  und 

d)  14  Abgeordneten  der  übrigen  Gemeinden 

9.  Der  Landtag  des  Herzogthums  Krain  besteht  aus  37  Mitglie- 
dern, nämlich  dem  Fürstbischöfe  von  Laibach  als  Virilstimme  und  36 
gewählten  Abgeordneten,  und  zwar: 

a)  10  Abgeordneten  des  Grossgrundbesitzes; 

b)  2  Abgeordneten  der  Handels-  und  Gewerbekammer  zu  Laibach; 

c)  8  Abgeordneten  der  Städte  und  Märkte; 

d)  16  Abgeordneten  der  übrigen  Gemeinden. 

10.  Der  Landtag  der  gefursteten  Grafschaft  Görz  und  Gra- 
diska  besteht  aus  22  Mitgliedern,  und  zwar:  dem  Fürstbischöfe  von 
Görz  als  Virilstimme  und  21  gewählten  Abgeordneten,  nämlich: 

a)  aus  6  Abgeordneten  des  grossen  landtäfl.  Grundbesitzes,  der  in 
zwei  Wahlbezirken  je  3  Abgeordnete  wählt; 

b)  aus  2  Abgeordneten  der  Handels-  und  Gewerbekammern  in  Görz 
und  Rovigno; 

c)  aus  5  Abgeordneten  der  durch  die  Wahlordnung  bezeichneten 
Städte,  Märkte  und  Industrialorte ; 

d)  aus  8  Abgeordneten  der  übrigen  Gemeinden. 

11.  Der  Landtag  der  Markgrafschaft  I Strien  besteht  aus  33  Mit- 
gliedern, und  zwar:  dem  Bischöfe  von  Triest  und  Capodistria,  dem  Bischöfe 
von  Paren/o-Pola,  dem  Bischöfe  von  Veglia  als  Virilstimmen  und  30 
gewählten  Abgeordneten  nämlich: 

U 1  b  r  I  c  h,  Oesterreich.  8u*Urecht.  20 
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a)  5  des  grossen  Grundbesitzes; 

b)  2  Abgeordneten  der  Handels-  und  Gewerbekammer  in  Rovigno? 

c)  11  Abgeordneten  der  Städte,  Märkte  und  Industrialorte; 

d)  12  Abgeordneten  der  übrigen  Gemeinden  (Ges.  20.  Mai  1870 
Nr.  33.) 

12.  Die  reichsunmittelbare  Stadt  Tri  est  mit  ihrem  Gebiete  wird 
durch  die  in  dem  städtischen  Statute  vom  12.  April  1850  Nr.  139 
festgesetzten  Municipalorgane  (Stadtrath)  vertreten  und  es  fällt  hier 
die  Ortsgemeinde  mit  der  Landesgemeinde  zusammen  (M.  E.  18.  Okt. 
1849  Nr.  420.) 

13.  Der  Landtag  der  geforsteten  Grafschaft  Tirol  besteht  aus  68 
Mitgliedern,  und  zwar:  dem  Fürstorzbischofe  von  Salzburg,  den  Fürst- 
bischöfen von  Trient  und  Brixen  und  dem  Rektor  der  Innsbrucker  Uni- 
versität als  Virilstimmen  und  aus  64  gewählten  Abgeordneten,  nämlich: 

a)  aus  4  Abgeordneten,  deren  Einen  die  Aebte  von  Wilten,  Stamms 
und  Fiecht  aus  ihrer  Mitte;  Einen  der  Probst  von  Neustift,  der  Abt 
von  Marienberg  und  der  Prior  von  Griese  aus  ihrer  Mitte;  Einen  der 
Landeskomthur  des  deutschen  Ordens,  der  Probst  von  Bötzen  und  der 
Probst  von  Jnnichen  aus  ihrer  Mitte  wählen,  und  aus*  Einem  Vertreter 
des  Probstes  von  Arco  und  des  Erzpriesters  von  Roveredo; 

b)  10  Abgeordneten  des  adeligen  grossen  Grundbesitzes; 

c)  3  Abgeordneten  der  Handels-  und  Gewerbekammern  zu  Innsbruck, 
Bötzen,  Roveredo  (je  1); 

d)  13  Abgeordneten  der  durch  die  Landtagswahlordnung  bestimmten 
Städte  und  Orte; 

e)  aus  34  Abgeordneten  der  übrigen  Gemeinden. 

14.  Der  Landtag  von  Vorarlberg  aus  20  Mitgliedern,  und  zwar: 
dem  försterzbischöflichen  Generalvikar  als  Virilstimme  und  19  ge- 
wählten Abgeordneten,  nämlich: 

a)  Einem  Abgeordneten  der  Handels-  und  Gewerbekammer; 

b)  aus  4  Abgeordneten  der  städtischen  Wahlbezirke,  und 

c)  14  Abgeordneten  der  übrigen  Gemeinden. 

15.  Der  Landtag  der  Markgrafschaft  Mähren  besteht  aus  100 
Mitgliedern,  und  zwar:  dem  Fürsterzbischofe  von  Olmütz  und  dem 
Bischöfe  von  Brünn  als  Virilstimmen  und  98  gewählten  Abgeord- 
neten, nämlich: 

a)  aus  30  Abgeordneten  des  grossen  Grundbesitzes,  von  denen  5 
von  dem  Wahlkörper  der  Fideikommissbesitzer,  die  übrigen  25  von  dem 
Wahlkörper  der  übrigen  wahlberechtigten  grossen  Grundbesitzer  zu 
wählen  sind; 
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b)  aus  6  Abgeordneten  der  Handels-  und  Gewerbekammern  in 
Brünn  und  Olmütz,  und 

c)  31  Abgeordneten  der  städtischen  Wahlbezirke;  dann 

d)  31  Abgeordneten  der  übrigen  Gemeinden  der  Markgrafschaft 
Mähren  mit  Einschluss  der  im  Herzogthume  Schlesien  gelegenen  mäh- 
rischen Enclaven. 

16.  Der  Landtag  des  Herzogthums  Schlesien  besteht  aus  31 
Mitgliedern,  nämlich:  dem  Fürstbischöfe  von  Breslau  als  Virilstimme 
und  30  gewählten  Abgeordneten,  und  zwar: 

a)  9  Abgeordneten  des  grossen  Grundbesitzes.  Die  Wähler  des- 
selben scheiden  sich  in  zwei  Wahlkörper. 

Der  erste  Wahlkörper  besteht  aus  dem  Herzoge  von  Teschen,  dem 
Herzoge  von  Troppau  und  Jägerndorf,  dem  Herzoge  von  Bielitz  und 
dem  Hoch-  und  Deutschmeister,  und  wählt  zwei  Abgeordnete.  Den 
zweiten  Wahlkörper  bilden  die  übrigen  wahlberechtigten  grossen  Grundbe- 
sitzer, die  7  Abgeordnete  wählen. 

b)  aus  2  Abgeordneten  der  Handels-  und  Gewerbekammer  in 
Troppau ; 

c)  aus  10  Abgeordneten  der  städtischen  Wahlbezirke; 

d)  aus  9  Abgeordneten  der  übrigen  Gemeinden  des  Herzogthums 
Schlesien  (mit  Ausnahme  der  im  Landtage  der  Markgrafschaft 
Mähren  vertretenen  Enclaven. 

17.  Der  Landtag  des  Herzogthums  Bukowina  besteht  aus  31 
Mitgliedern,  nämlich:  dem  Bischöfe  der  Bukowina  und  dem  Rektor 
der  Universität  Czernowitz  als  Virilstimmen  und  29  gewählten  Abge- 
ordneten, und  zwar: 

a)  aus  10  Abgeordneten  des  grossen  Grundbesitzes.  Derselbe 
scheidet  sich  in  zwei  Wahlkörper.  Den  ersten  Wahlkörper  bilden  die 
stimmberechtigten  Mitglieder  des  Bukowinaer  bischöflichen  Konsistori- 
ums und  die  Vorsteher  der  Klöster  zu  Dragomirna,  Putna  und  Sucza- 
wieza,  die  zwei  Abgeordnete  wählen.  Den  zweiten  Wahlkörper  bilden 
die  übrigen  wahlberechtigten  landtäfl.  grossen  Grundbesitzer,  welche  8 
Abgeordnete  zu  wählen  haben; 

b)  aus  2  Abgeordneten  der  Handels-  und  Gewerbekammer  in 
Czernowitz; 

c)  aus  5  Abgeordneten  der  Städte,  und 

d)  aus  12  Abgeordneten  der  übrigen  Gemeinden. 
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§  121. 

b)  Die  Bildung  der  Landtage. 

I  Die  Bildung  des  Landtagskollegiums  erfolgt  durch  Eintritt  der 
vermöge  ihres  Amtes  und  der  vermöge  der  Wahl  berufenen  Mitglieder. 
Die  auf  die  Wahl  der  Landtagsmitglieder  sich  beziehenden  Normen  sind  in 
den  mit  dem  Patente  vom  26.  Februar  1861  kundgemachten  Landtag s- 
wahlordnungen  sowie  in  zahlreichen  Novellen  der  letzteren  enthalten. 
Diese  haben  den  Charakter  von  Staatsgrundgesetzen;  die  Abänderung  der 
Landtagswahlordungen  konnte  nur  in  der  ersten,  dem  Patente  vom 
26.  Februar  1861  unmittelbar  nachgefolgten  sechsjährigen  Landtags- 
periode in  den  Formen  eines  gewöhnlichen  Gesetzes  verfugt  werden, 
für  die  spätem  Landtags  perioden  wurde  zu  einem  gültigen  Beschlüsse 
über  beantragte  Änderungen  der  Wahlordnung  die  Gegenwart  von  min- 
destens drei  Viertheilen  aller  Mitglieder  und  die  Zustimmung  von  min- 
destens zwei  Dritttheilen  der  Anwesenden  gefordert. 

Es  wurde  jedech  in  einzelnen  Ländern  durch  Novellen  die  Ände- 
rung der  Landtagswahlordnung  durch  einfache  Gesetze  auch  auf  spätere 
Landtagsperioden  erstreckt.1)  Die  Landtagswahlordnungen  enthalten 
vier  Abschnitte:  I.  über  die  Wahlbezirke  und  Wahlorte;  II.  Das  Wahl- 
recht und  die  Wählbarkeit;  HI.  die  Ausschreibung  und  Vorbereitung 
der  Wahlen  und  IV.  die  Vornahme  der  Wahlen. 

IL  Unter  Wahlbezirk  versteht  man  den  geographischen  Bezirk,  in- 
nerhalb dessen  die  Wähler  einer  bestimmten  Interessengruppe  (Gross- 
grundbesitz,  Höchstbesteuerte,  städtische  Wähler,  Wähler  der  Landge- 
meinden) zu  einer  Einheit  zusammengefasst  sind,  um  die  durch  die  Land- 
tagswahlordnung bestimmte  Anzahl  der  Abgeordneten  zu  bezeichnen. 
Diese  Gesammtheit  der  Wähler  bildet  den  Wahlkörper.  Zur  Gültig- 
keit der  Wahl  in  jedem  Wahlkörper  ist  die  Bezeichnung  durch  abso- 
lute Mehrheit  der  in  demselben  das  Stimmrecht  im  konkreten  Falle 
wirklich  ausübenden  Wähler  nothwendig.  Kommt  bei  dem  Abstimmungs- 
akte für  einen  oder  den  anderen  der  zu  wählenden  Abgeordneten  keine 
solche  Sitmmenmehrheit  zu  Stande,  so  ist  der  Wahlgang  zu  wieder- 
holen, und  wenn  auch  bei  diesem  nicht  die  nöthige  Mehrheit  erzielt 


!)  z.  B.  Oberösterreich.  2.  Jänner  1867  L.  3; 
Steiermark  18.  Jänner  1867  L.  5. 
Kärnthen  20.  Februar  1867  L.  11. 
Schlesien  13.  März  1866  L.  15. 

Böhmen  erstreckte  diese  Frist  mit  Ges.  1.  Juli  1877  L.  44  bis 
Ende  1878. 
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wird,  zu  der  engeren  Wahl  zuschreiten,  welche  unter  jenen  zwei  Kandi- 
daten stattzufinden  hat,  die  relativ  die  meisten  Stimmen  erhalten  haben. 

III.  Die  Landtagswahlordnungen  vertheilen  (§§  1—9)  die  zu  wählen- 
den Abgeordneten  auf  die  einzelnen  Wählerklassen,  Wahlkörper  und 
Wahlbezirke. 

a)  Die  Angehörigen  der  Wählerklasse  desgrossenGrundbesitzes 
bilden  in  der  Regel  in  dem  betreffenden  Lande  Einen  Wahlkörper; 
es  bildet  somit  für  die  Wahl  der  Abgeordneten  aus  dieser  Klasse  das 
ganze  Land  Einen  Wahlbezirk.  Hiervon  bestehen  folgende  Aus- 
nahmen: 

«)  In  Böhmen,  Bukowina,  Mähren,  Schlesien  zerfällt,  unter  Fest- 
haltung der  Einheit  des  Landes  als  Wahlbezirk,  der  grosse  Grundbesitz 
in  zwei  gesonderte  Wahlkörper.  In  Böhmen  und  Mähren  bilden  in 
dem  Wahlbezirk  des  Landes  den  ersten  Wahlkörper  die  Besitzer  land- 
täflicher,  mit  dem  Fideikommissbande  behafteter  Guter;  den  zweiten 
Wahlkörper  die  übrigen  wahlberechtigten  Grundbesitzer. 

In  der  Bukowina  bilden  den  ersten  Wahlkörper  die  stimmbe- 
rechtigten Mitglieder  des  Bukowina'er  bischöflichen  Consistoriums  und 
die  Vorsteher  der  Klöster  zu  Dragomirna,  Putna  und  Suczavicza;  den 
zweiten  Wahlkörper  die  übrigen  wahlberechtigten  grossen  Grundbesitzer. 
In  Schlesien  endlich  bilden  den  ersten  Wahlkörper  der  Herzog  von 
TeBchen,  der  Herzog  von  Troppau  und  Jägerndorf,  dann  der  Hoch-  und 
Deutschmeister;  den  zweiten  Wahlkörper  alle  übrigen  wahlberechtigten 
grossen  Grundbesitzer. 

ß)  Die  Länder  Dalmation, Galizien,  Görz— Gradiska  zerfallen 
für  die  Wahl  aus  der  Klasse  der  Grossgrundbesitzer  (beziehungsweise 
der  Höchstbesteuerten  in  Dalmatien)  in  mehrere,  territorial  abgegrenzte 
Wahlbezirke,  innerhalb  deren  die  Wahlberechtigten  je  Einen  Wahl- 
körper bilden. 

b)  Die  städtischen  Wahlbezirke  werden  in  dreifacher  Weise 
gebildet:  a)  entweder  fallt  der  Wahlbezirk  mit  dem  Gebiete  der  Stadt- 
geraeinde  zusammen1);  oder  ß)  es  ist  die  Stadt  in  mehrere  Wahlbe- 
zirke getheilt;2)  oder  es  sind  y)  mehrere  Städte  und  Industrialorte  mit- 
einander zu  Einem  Wahlbezirke  verbunden. 

c)  die  Wahlbezirke  der  Landgemeinden  endlich  werden  durch 
Verbindung  mehrerer  Gerichts-  und  Steuerbezirke  gebildet. 

Als  Begel  kann  gelten,  dass  in  jedem  Wahlbezirke  der  Städte  und 
Landgemeinden  die  Wähler  nur  Einen  Abgeordneten  zu  wählen  haben. 


)  z.  B.  Görz,  Klagenfurt. 

!)  z.  B.  Wien  in  9,  Graz  2,  Prag  5,  Brünn  4  Wahlbezirke. 
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Ausnahmsweise  sind  durch  einzelne  Wahlbezirke  mehrere  Abgeordnete 
zu  entsenden,  so  dass  also  jeder  Wähler  mehrere  Abgeordnete  zu  be- 
nennen hat. *) 

IV.  Bezüglich  der  Ausübung  des  Wahlrechtes  gelten  folgende 
zwei  Grundsätze: 

a)  Der  Wahlberechtigte  kann  in  der  Regel  sein  Wahlrecht  nur 
persönlich  ausüben.2)  Ausnahmsweise  ist  in  der  Wählerklasse  der 
Grossgrundbesitzer  die  Ausübung  durch  Bevollmächtigte  gestattet  Es 
können  daher  wahlberechtigte  Korporationen  das  Wahlrecht  durch  ihre 
statutenmäßigen  Vertreter,  physische  Personen  durch  Bevollmächtigte 
ausüben.  Im  ersten  Falle  muss  der  Vertreter  der  Korporation  die  zur 
Ausübung  des  Wahlrechtes  erforderlichen  persönlichen  Eigenschaften 
besitzen;  im  letzten  Falle  dagegen  muss  der  Bevollmächtigte  entweder 
selbst  dem  Wahlkörper  der  Grossgrundbesitzer  angehören  oder  zur  Ver- 
tretung einer  juristischen  Person  daselbst  berechtigt  sein;  auch  darf 
er  nur  eine  Stimme  als  Vollmachtsträger  abgeben. 

b)  Besondere  Normen  bestehen  in  Ansehung  des  Wahlvorganges 
im  Wahlkörper  der  geistlichen  Personen  in  Tirol,  dann  im  ersten  Wahl- 
körper des  Grossgrundbesitzes  in  der  Bukowina  und  in  Schlesien. 
Die  zur  Wahl  berufenen  geistlichen  Personen  haben  in  Tirol  über 
Aufforderung  des  Statthalters  dieselbe  unter  sich  vorzunehmen  und  so- 
dann dem  Statthalter  die  getroffene  Wahl  anzuzeigen.  In  der  Buko- 
wina und  in  Schlesien  dagegen  haben  die  Mitglieder  des  ersten  Wahl- 
körpers über  Aufforderung  des  Landeschefs  ihre  Stimmzettel  einzusen- 
den. Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  in  diesem  Falle  die  eine  schrift- 
liche Willenserklärung  enthaltenden  Stimmzettel  mit  der  eigenhändigen 
Unterschrift  des  Wählers  versehen  sein  müssen. 

c)  Jeder  Wahlberechtigte  kann  sein  Wahlrecht  im  Lande  nur 
einmal  ausüben.  Das  Wahlrecht  im  Grossgrundbesitz  schliesst  das 
Wahlrecht  in  den  andern  Wählerklassen  aus.  Wo  der  Grossgrundbesitz 
in  zwei  Wahlkörper  getheilt  ist,  schliesst  das  Wahlrecht  im  ersten 
Wahlkörper  jenes  im  zweiten  Wahlkörper  aus.  Wer  in  der  Wähler- 
klasse der  Städte  wahlberechtigt  ist,  darf  in  keiner  Landgemeinde  wäh- 
len. Steht  einer  Person  gleichzeitig  das  Wahlrecht  in  mehreren  Ge- 
meinden zu,  so  hat  dieselbe  in  der  Gemeinde  ihres  ordentlichen 


l)  z.  B.  in  Prag  in  jedem  Wahlbezirke  je  2  Abgeordnete,  in  Reichenberg 
3,  in  Laibach  2,  in  Görz  2  Abgeordnete  u.  s.  w. 

*)  D.  h.  er  muss  selbst  vor  der  Wahlkommission  erscheinen  und  da- 
selbst (je  nach  den  besonderen  Einrichtungen)  durch  mündliche  Erklärung 
oder  Abgabe  des  Stimmzettels  das  Wahlstimmrecht  ausüben. 
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Wohnsitzes,  und  falls  sie  in  keiner  dieser  Gemeinden  ihren  ordentlichen 
Wohnsitz  hätte,  dort  zu  wählen,  wo  sie  die  höchste  Steuer  entrichtet 

Es  ist  keine  Ausnahme  von  dem  Principe  der  einmaligen  Aus- 
übung des  Wahlrechtes,  wenn  das  Gesetz  den  Mitgliedern  der  Handels- 
und Gewerbekammern  sowie  den  Vertretern  juristischer  Personen 
neben  der  Ausübung  dieser  Wahlrechte  noch  die  Ausübung  des  ihnen 
persönlich  in  einer  Wählerklasse  des  Landes  zustehenden  Wahlrechtes 
gestattet,  weil  sie  diese  vorerwähnten  politischen  Hechte  nicht  im  eige- 
nen Namen,  sondern  im  Namen  einer  juristischen  Person  ausüben. 

d)  Rücksichtlich  des  Wahl  Vorganges  ist  zu  bemerken,  dass  mit 
Ausnahme  der  Wählerklasse  der  Landgemeinden  die  Wahl  eine  un- 
mittelbare oder  direkte  ist,  d.  h.  die  zu  Einem  Wahlkörper  vereinigten 
Personen  wählen  selbst  den  Abgeordneten.  Nur  in  den  Landgemeinden 
findet  eine  mittelbare  Wahl  durch  gewählte  Wahlmänner  der  Abgeord- 
neten statt,  es  zerfällt  hier  der  Wahlakt  in  zwei  Stadien  :  «)  in  die 
Wahl  der  Wahlmänner  (sog.  Urwahl)  und  ß)  in  die  Wahl  der  Abge- 
ordneten selbst  durch  die  gewählten  Wahlmänner.  Die  Wahl  der 
letzteren  geschieht  gemeindeweise  durch  Wahlberechtigte,  indem  auf 
fünfhundert  Personen  einheimischen  Bevölkerung  Ein  Wahlmann 
zu  wählen  ist  Erst  diese  gewählten  Wahlmänner  bilden  das  Wahl- 
kollegium des  Wahlbezirkes. 

e)  In  Galizien  und  in  der  Bukowina  hat  der  eigenberechtigte 
Eigenthümer  eines  vom  Gemeindeverbande  ausgeschiedenen,  einen  eigenen 
Gutskörper  bildenden,  jedoch  das  Wahlrecht  in  der  Klasse  des  Gross- 
grundbesitzes nicht  begründenden  Gutes  an  der  Wahl  der  Landgemeinden 
als  Wahlmann  Theil  zu  nehmen. 

V.  Das  aktive  Wahlrecht  (Wahlstimmrecht)  ist  an  allgemeine, 
und  innerhalb  der  einzelnen  Wählerklassen  an  besondere  Voraussetzungen 
gebunden. 

A)  Allgemeine  Voraussetzungen  des  Wahlstimmrechtes  sind: 

a)  die  Österreichische  Staatsbürgerschaft;  ß)  Eigenberechtigung;1) und 


*)  Die  L.  W.  0.  §  9  (Krain,  Küstenland,  Schlesien  §  10)  sprechen 
dies  für  den  Grossgrundbesitz  aus,  indem  sie  Grossjährigkeit  d.  i. 
Eigenberechtigung  fordern.  Die  böhmische  Novelle  vom  9.  Jänner  1873 
fordert  nebst  Eigenberechtigung  auch  die  Zurücklegung  des  24.  Lebens- 
jahres, so  dass  also  venia  aetatis  nicht  genügt 

Nur  in  Mähren  (§  16  L.  W.  0.)  und  in  Galizien  (Ges.  20.  Sept. 
1866  L.  23)  ist  auch  nicht  eigenberechtigten  Personen  in  der  Wähler- 
klasse des  grossen  Grundbesitzes  das  Stimmrecht  eingeräumt,  das  sie  durch 
ihre  gesetzlichen  Vertreter  auszuüben  haben.  In  der  Wählerklasse  der 
Städte  und  der  Landgemeinden  kommt  dagegen  nicht  eigenberechtigten  Per- 
sonen kein  Stimmrecht  zu,  denn,  wenngleich  denselben  das  Wahlrecht  für 
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)  Vollbesitz  der  bürgerlichen  Ehre.!) 
B)  Die   besondere   Voraussetzung  für  das   Stimmrecht  in  der 
Wählerklasse  des  grossen  Grundbesitzes  besteht  in  dem  Besitze 
einer  Liegenschaft  von  bestimmter  rechtlicher  Qualität,  auf  welche  das 
gesetzliche  Steuerminimum  an  Realsteuern  veranlagt  ist. 

Die  Landeswahlordnungen  entscheiden  die  Frage  nicht,  ob  für  das 
Wahlrecht  faktischer  oder  sog.  Naturalbesitz  genügt,  oder  bücherlicher 
Besitz,  d.  h.  der  Zustand  des  Eingetragenseins  als  Eigenthümer  erfor- 
derlich ist.  Kur  in  Böhmen  ist  diese  Frage  entschieden  durch  die  Novelle 
vom  9.  Jänner  1873,  welche  ausdrücklich  bücherlichen  Besitz  erfor- 
dert» der  bei  unter  Lebenden  stattgefundenen  Besitzübertragungen  min- 
destens bereits  Ein  Jahr  gedauert  haben  muss. 

Bücksichtlich  der  rechtlichen  Qualität  des  Grundbesitzes  fordern 
Böhmen,  Mähren,  Schlesien  land-  oder  lehentäfliche  Qualität  der  be- 
treffenden Güter,  in  den  übrigen  Ländern  (ausgenommen  Istrien,  Salz- 
burg, Tirol)  wird  landtäfliche  Qualität  der  Güter  gefordert.  In  Salzburg 
und  Istrien  wird  keine  besondere  rechtliche  Qualität  des  zum  Walilstimm- 
recht  berechtigenden  grossen  Grundbesitzes,  in  Tirol  adeliger  Gross- 
grundbesitz  gefordert. 


die  Gemeinde  zukommt  (S.  264),  so  ist  ihnen  das  Landtagswahlrecht  durch 
die  Bestimmung  der  Landtagswahlordnung  entgegen,  welches  persönliche 
Ausübung  dieses  Rechtes  fordert  (§  15  L.  W.  0.),  was  ihnen  verwehrt  ist 
(§  4  G.  W.  0).  Nur  Mähren  gewährt  auch  in  dieser  Wählerklasse  nicht 
eigenberechtigten  Personen  ein  Wahlstimmrecht,  indem  es  die  Ausübung  des 
Wahlrechtes  durch  die  gesetzlichen  Vertreter  gestattet. 

*)  Der  §  17  der  L.  W.  0.  wurde  in  den  einzelnen  Ländern  durch 
Novellen  modificirt  (Nieder-,  Oberösterreich,  Salzburg,  Tirol,  Vorarlberg, 
Steiermark,  Kärnthen,  Krain,  Küstenland,  Bukowina,  Galizien,  Dalmatien: 
Ges.  13.  Jänner  1869;  Böhmen:  17  Jänner  1870;  Mähren  13.  Jänner 
1870;  Schlesien  7.  Dez.  1870.). 

„Von  dem  Wahlrechte  und  der  Wählbarkeit  zum  Landtage  sind  dieje- 
nigen Personen  ausgeschlossen,  welche  wegen  eines  Verbrechens  oder  wegen 
der  Uebertretung  des  Diebstahls,  der  Veruntreuung,  der  Theilnehmnng  hieran 
oder  des  Betruges  (§§  460,  461,  463,  464  Strafgesetz)  zu  einer  Strafe 
verurtheilt  worden  sind. 

Die  Folge  der  Verurtheilung  hat  bei  den  im  §  6  unter  Zahl  1  — 10 
des  Gesetzes  vom  15.  November  1867,  R.  G.  B.  131,  aufgezählten  Ver- 
brechen mit  dem  Ende  der  Strafe,  bei  anderen  Verbrechen  mit  dem  Ab- 
laufe von  zehn  Jahren,  wenn  der  Schuldige  zu  einer  wenigstens  fünfjährigen 
Strafe  verurtheilt  wurde,  und  ausserdem  mit  dem  Ablaufe  von  fünf  Jahren, 
bei  den  oben  angeführten  Uebertretungen  aber  mit  dem  Ablaufe  von  drei 
Jahren  nach  dem  Ende  der  Strafe  aufzuhören." 
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Der  Census  an  Realsteuern  ist  verschieden.1) 

Es  berechtigt  jedoch  auch  der  Besitz  zweier  oder  mehrerer  Güter, 
die  zwar  nicht  für  sich  allein,  aber  zusammengenommen  die  gesetzliche 
Steuerquote  entrichten,  zum  Wahlrechte.  Besitzen  dagegen  mehrere 
Personen  dasselbe  Gut  zu  ideellen  Theilen,  so  können  sie  zusammen 
nur  Ein  Wahlrecht  ausüben,  keineswegs  kann  aber  dem  Besitzer  eines 
ideellen  Theiles  ein  besonderes  Wahlrecht  zukommen.2)  Dieses  kollek- 
tive Wahlrecht  der  Mitbesitzer  ist  durch  Einen  aus  ihrer  Mitte  auszu- 
üben, den  die  übrigen  dazu  ermächtigen.  Dieser  Bevollmächtigte  muss 
kraft  seines  eigenen  Besitztheiles  und  mit  Hinzurechnung  der  Antheile 
der  ihn  bevollmächtigenden  Mitbesitzer  mehr  als  die  Hälfte  des  Gutes 
repräsentiren,  auch  muss  auf  die  repräsentirten  Antheile  der  gesetzliche 
Steuercensus  entfallen.3) 

In  der  Gruppe  des  Grossgrundbesitzes  sind  auch  aktiv  dienende 
Militärpersonen  wahlberechtigt.4) 

Ebenso  wenig  sind  Frauen  in  der  Wählerklasse  des  Grossgrund- 
besitzes vom  Wahlrechte  ausgenommen,  weil  in  dieser  Wählerklasse  die 
Ausübung  des  Wahlrechtes  durch  Bevollmächtigte  statthaft  ist.5)  In 
den  Novellen  einzelner  Landtags  Wahlordnungen  ist  das  Wahlrecht  der 
Frauen  ausdrücklich  anerkannt6)   Juristische  Personen  sind  als 

!)  Oberö8terreich,  Salzburg,  Steiermark,  Kärnthen,  Galizien,  Bukowina, 
Istrien  fordern  100  Gulden  an  landesfftrstlichen  Realsteuern  (ohne  Zuschlag), 
Niederösterreich  200,  Mähren  und  Schlesien  250,  Görz-Gradiska  im  Wahl- 
bezirke I.  den  Betrag  von  50,  im  Wahlbezirke  n.  den  Betrag  von 
100  G.,  Tirol  50.  In  Böhmen  fordert  die  Novelle  vom  9.  Jänner  1873 
250  Gulden  Realsteuern,  darunter  mindestens  200  Gulden  Grundsteuer. 

2)  Entsch.  R.  G.  25.  April  1881. 

s)  Vgl.  §  833  a.  b.  G.  B.;  Mähren  Ges.  2.  April  1873  R.  33;  Böh- 
men vgl.  §  4  Ges.  9.  Jänner  1873  : 

„Unter  mehreren  Mitbesitzern  eines  in  der  Wählerklasse  des  grossen 
Grundbesitzes  zur  Wahl  berechtigenden  Gutes  kann  nur  derjenige  aus  ihnen 
wühlen,  welchen  sämmtliche  wahlberechtigte  Mitglieder  hiezu  ermächtigen, 
wofern  die  hiernach  vertretenen  Besitzantheile  mindestens  die  Hälfte  des 
Gutes  ausmachen  und  die  auf  dieselben  entfallende  Jahresschuldigkeit  an 
landesfürstlichen  Realsteuern  ohne  ausserordentlichen  Zuschlag  die  gesetzlich 
festgesetzte  Höhe  erreicht." 

4)  Dies  ergiebt  sich  aus  der  Ydg.  vom  14.  März  1861  R.  30  über 
das  Wahlrecht  der  Militärpersonen;  denn  Art.  IV  dieser  Verordnung  ge- 
stattet die  Ausübung  des  auf  Haus-  und  Grundbesitz  basirenden  Wahl- 
rechtes und  verlangt  bloss  die  Ausübung  durch  Bevollmächtigte,  was  im 
Grossgrundbesitze  gestattet  ist. 

*)  §  15  L.  V.  0. 

«)  Tirol   Ges.  28.  Dez.  1870  L.  3. 
Salzburg  31.  Okt.  1868  L.  30. 
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Besitzer  von  zur  Wahl  bevollmächtigenden  Gütern  gleich  physischen 
Personen  wahlberechtigt.  Es  beschränken  jedoch  die  meisten  Land- 
tagswahlordnangen  dieses  Wahlrecht  auf  Gesellschaften  und  Korpora- 
tionen, so  dass  also  andere  juristische  Personen  z.  B.  Stiftungen  und 
Fonde  vom  Wahlrechte  ausgenommen  sind.1)  Nur  Mähren  dehnt  das 
Wahlrecht  auf  Korporationen,  Gesellschaften,  Anstalten,  Stiftungen 
und  sonstige  juristische  Personen  aus.2)  Dagegen  kommt  nir- 
gend dem  Staate,  den  Ländern  und  Gemeinden,  welche  sich  im  Besitze 
von  land-  oder  lohentäflichen  Gütern  befinden,  das  Wahlrecht  zu. 

Streitig  ist  die  Frage,  ob  geistlichen  Beneficiaten  als  Besitzern 
der  zum  Beneficium  gehörigen  Güter  das  Wahlrecht  zukomme.  Dagegen 
wird  geltend  gemacht,  dass  nicht  der  Beneficiat,  sondern  das  Beneficium 
Eigenthümer  der  fraglichen  Güter  sei,  somit  bei  Beschränkung  des 
Wahlrechtes  auf  Korporationen  und  Gesellschaften  weder  dem  Bene- 
ficium als  juristischer  Person  noch  dem  Beneficiaten  als  Vertreter  der- 
selben ein  Wahlrecht  zukomme.  Dafür  wird  hingegen  geltend  gemacht, 
dass  weder  die  Landtagswahlordnungen  selbst,  hoch  die  dazu  ergange- 
nen Novellen  ein  unbeschränktes  Eigenthumsrecht  auf  die  zur  Wahl 
^berechtigenden  Güter  voraussetzen,  die  Beneficiaten  aber  für  die  Dauer 
ihres  Amtes  Besitzer  dieser  Güter,  nicht  bloss  Repräsentanten  des 
Beneficiums  sind,  daher  als  Besitzer  und  als  physische  Personen  stimm- 
berechtigt erscheinen.3) 

C)  In  Dalmatien  sind  die  Abgeordneten  der  Wählerklasse  der 
Höchstbesteuerten  eines  jeden  Kreises  durch  direkte  Wahl  jener  gross- 
jährigen, dem  österreichischen  Staatsverbande  angehörigen  Steuerpflich- 
tigen zu  wählen,  deren  Jahresschuldigkeit  an  sämmtlichen  direkten 
Steuern  (mit  Ausnahme  des  Kriegszuschlages)  in  den  Kreisen  Zara, 
Spalato,  Ragusa  wenigstens  Einhundert  Gulden,  und  im  Kreise  Cattaro 
wenigstens  fünfzig  Gulden  beträgt. 

Unter  mehreren  Mitbesitzern  eines  zur  Wahl  berechtigenden  Steuer- 
objektes kann  nur  derjenige  aus  ihnen  wählen,  welchen  sie  hierzu  er- 
mächtigen. 


Mähren  §  16  Ges.  1.  Mai  1870  und  2.  April  1873  L.  33. 
Galizien  Art.  II.  Ges.  30.  September  1866. 
Böhmen  §  10  Ges.  9.  Jänner  1873. 

In  den  ersten  vier  Ländern  hat  die  in  ehelicher  Gemeinschaft  lebende 
Frau  ihr  Wahlrecht  durch  den  Ehegatten  auszuüben. 

*)  Vgl.  §  11  L.  0.,  dazu  Entsch.  R.  G.  25.  April  1881. 
*)  Ges.  2.  April  1873  R.  33. 

s)  Vgl.  XV.  Sitzung  der  II.  Jahressession  des  böhmischen  Landtages 
(1874). 
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Für  jene  zur  Wahl  berechtigenden  Steuerobjekte,  in  deren  Besitz 
eine  Korporation  oder  Gesellschaft  sich  befindet,  ist  das  Wahl- 
recht durch  jene  Person  auszuüben,  welche  nach  den  bestehenden 
gesetzlichen  oder  gesellschaftlichen  Normen  berufen  ist,  die  Korporation 
oder  Gesellschaft  nach  aussen  zu  vertreten. 

Gemeinden,  welche  sich  im  Besitze  von  zur  Walü  berechtigenden 
Steuerobjekten  befinden,  können  als  solche  dieses  Wahlrecht  nicht  aus- 
üben. 

Wahl  durch  Bevollmächtigte  ist  auch  physischen  Personen  ge- 
stattet 

D)  Das  Wahlstimmrecht  in  den  städtischen  Wahlbezirken  für 
die  Wahl  der  Abgeordneten,  dann  das  Wahlstimmrecht  in  den  Land- 
gemeinden für  die  Wahl  der  Wahlmänner  (IV.  d.)  hängt  mit  dem 
Gemeindewahlrecht  zusammen. 

Es  erscheinen  bei  Eintritt  der  allgemeinen  Voraussetzungen  (A)  als 
wahlberechtigt: 

«)  Die  vermöge  ihrer  persönlichen  Eigenschaften  (S.  265)  ohne 
Rücksicht  auf  die  Steuerzahlung  das  Gemeindewah  recht  ausübenden 
Personen. 

ß)  Dann  in  städtischen  Wahlbezirken  mit  drei  Wahlkörpern  die 
den  ersten  und  zweiten  Wahlkörper  bildenden  Gemeindewähler;  in  Ge- 
meinden mit  weniger  als  drei  Wahlkörpern  die  ersten  zwei  Dritttheile 
der  nach  der  Höhe  ihrer  Steuerschuldigkeit  gereihten  Gemeindewähler.1) 


*)  Vgl.  Vdg.  5.  Jänner  1861  R.  2  (S.  51  d.  W.) 

Das  in  dieser  Verordnung  aufgestellte  Princip  wurde  in  den  einzelnen 
mit  dem  Patente  vom  26.  Februar  1861  kundgemachten  Landtagswahlord- 
nungen beibehalten,  hat  jedoch  durch  die  Novellen  Änderungen  erlitten,  als : 

a)  Nioderösterreich  (Ges.  12.  Dez.  1871  L.  40),  woselbst  alle 
mindestens  1 0  Gulden  an  direkten  Steuern  (ohne  Einrechnung  der  Staatszu- 
schläge in  Wien)  entrichtenden  Gemeindewähler  wahlberechtigt  sind. 

b)  Tirol  (Ges.  23.  Dez.  1866  L.  88)  gesteht  in  Gemeinden  mit  drei 
Wahlkörpern  auch  den  im  dritten  Wahlkörper  befindlichen  Personen  mit 
mindestens  5  Gulden  Steuerzahlung  das  Wahlrecht  zu. 

c)  Analog  ist  die  Bestimmung  in  Vorarlberg  (Ges.  16.  Jänner  1867 
R.  12.) 

d)  Steiermark  hat  für  Graz  einen  Census  von  15  Gulden,  für  die 
übrigen  Städte  mit  drei  Wahlkörpern  von  10  Gulden  (Ges.  18.  Jänner 
1867  L.  4.) 

e)  Auch  Görz-Gradiska  (26.  Jänner  1867  L.  6.) 

I Strien  (17.  Jänner  1867  L.  5),  Böhmen  (Ges.  18.  April  1869 
L.  46),  Mähren  (Ges.  2.  April  1873),  Schlesien  (Ges.  22.  Nov.  1875 
L.  33)  haben  als  Regel  den  Census  von  10  Gulden  für  Gemeinden  mit 
drei  Wahlkörpern.  (Ausnahme:  Brünn  20  G.  Prag  nur  1.  u.  2.  Wahlkörper.) 
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Frauen  und  juristische  Personen  können  in  der  Wählerklasse  der 
Städte  und  Landgemeinden  ein  Wahlstimmrecht  nicht  ausüben,  weil  die- 
selben im  Allgemeinen  politische  Rechte  nicht  persönlich  ausüben  dür- 
fen und  die  im  Grossgrundbesitz  stattfindende  ausnahmsweise  Mög- 
lichkeit dor  Bestellung  eines  Bevollmächtigten  in  dieser  Wählerklasse 
nicht  stattfindet.1) 

Aktive  Militärpersonen  sind  vom  Gemeindewahlrecht  und  daher 
auch  vom  Landtagswahlrecht  in  dieser  Wählerklasse  ausgenommen. 

y)  Analog  wählen  in  Landgemeinden  mit  drei  Wahlkörpern  die 
Gemeindewähler  des  ersten  und  zweiten  Wahlkörpers,  in  Gemeinden 
mit  weniger  als  drei  Wahlkörpern  die  ersten  zwei  Dritttheile  der  Ge- 
meindewähler nach  der  Höhe  der  Steuerschuldigkeit.  Es  bestehen  jedoch 
auch  hier  partikulare  Abweichungen.  So  gewährt  Niederösterreich 
und  Schlesien  bei  einem  Census  von  zehn  Gulden,  Mähren  von 
fünf  Gulden2)  das  Wahlrecht 

VI.  Die  Wählbarkeit  ist  an  folgende  Voraussetzungen  geknüpft: 
a)  männliches  Geschlecht;  b)  österreichische  Staatsbürgerschaft; 

c)  Alter  von  dreissig  Jahren;  d)  Besitz  des  Wahl  Stimmrechts  in  einer 
Wählerklasse  des  Landes  überhaupt. 

Es  ist  somit  nicht  nothwendig,  dass  der  zu  wählende  Abgeordnete 
demjenigen  Wahlkörper  angehöre,  der  ihn  entsendet.  Ebenso  wenig 
ist  die  Handels-  und  Gewerbekammer  bei  der  Wahl  an  ihre  eigenen 
Mitglieder  gebunden,  sie  kann  jede  Person  wählen,  welche  im  Lande 
das  Wahlrecht  und  die  Wählbarkeit  geniesst.  Dagegen  ist  das  Wahl- 
stimmrecht im  Lande  Voraussetzung  der  Wählbarkeit,  so  dass  also 
die  in  einem  andern  Kronlande  wahlberechtigten  Personen  nicht  wähl- 
bar sind. 

VII.  Die  Vorbereitung  des  Wahlgeschäftes  umfasst: 

a)  Die  Ausschreibung  der  Wahlen.  Die  Wahlen  können  ent- 
weder allgemeine  sein,  welche  wegen  Ablaufes  der  sechsjährigen 
Legislaturperiode  des  Landtages  oder  wegen  Auflösung  desselben  in 
allen  Wahlbezirken,  Wahlkörpern  und  Wählerklassen  vorzunehmen 
sind,  oder  einzelne  Ergänzungswahle n,  welcho  nur  in  dem  einen 
oder  andern  Wahlkörper  stattfinden,  weil  der  früher  gewählte  Abgeord- 
nete aus  dem  Landtage  ausgeschieden  ist  Die  Festsetzung  der  Wahl- 
tage bei  allgemeinen  Wahlen  hat  in  der  Art  zu  erfolgen,  dass  a)  zuerst 
die  Abgeordneten  der  Landgemeinden,  dann  ß)  die  Abgeordneten  der 

!)  Ausnahme  in  Mähren  (Ges.  2.  April  1873,)  welches  auch  in  dieser 
Wählerklasse  den  Frauen  die  Ausübung  durch  Bevollmächtigte  gestattet 
und  auch  das  Wahlrecht  der  juristischen  Personen  anerkennt. 

*)  Ges.  2.  April  1873. 
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Städte  sowie  der  Handels-  und  Gewerbekammern,  je  an  besonderen  Tagen, 
gleichzeitig  in  allen  Wahlkreisen  des  Landes  zu  wählen  sind.  Sodann 
hat  die  Wahl  in  der  Klasse  der  Grossgrundbesitzer  stattzufinden. 

b)  Nach  Ausschreibung  der  Wahlen  hat  die  Verfassung  der  Wäh 
lerlisten  für  den  betreffenden  Wahlakt  stattzufinden. 

Die  Verfassung  der  in  den  amtlichen  Zeitungen  zu  publicirenden 
Wählerlisten  des  grossen  Grundbesitzes  erfolgt  durch  den  Landes- 
chef, der  über  die  innerhalb  der  Präklusivfrist  von  vierzehn  Tagen  ein- 
zubringenden Reklamationen  entscheidet.1) 

Auf  Grund  der  richtig  gestellten  Wählerlisten  werden  den  Walü- 
berechtigten  Legitimationskarten  ausgefertigt. 

In  den  städtischen  Wahlbezirken  verfasst  in  jeder  Stadt  der 
Gemeindevorsteher  die  Wählerliste  und  legt  dieselben  unter  Einsendung 
eines  Duplikates  an  die  Bezirkshauptmannschaft  öffentlich  auf.  Wahl- 
reklamationen sind  durch  die  der  Gemeinde  unmittelbar  vorgesetzte 
politische  Behörde  zu  entscheiden,  gegen  deren  Entscheidung  innerhalb 
der  Fallfrist  von  drei  Tagen  der  Rekurs  an  den  Landeschef  einge- 
bracht werden  kann,  der  ohne  Gestattung  eines  weitern  Instanzenzuges 
endgiltig  entscheidet.  Auf  Grund  der  richtig  gestellten  Liste  werden 
den  Wählern  Legitimationskarten  zugefertigt 

c)  In  den  Landgemeinden  umfasst  die  Vorbereitung  der  Wahl 
drei  Stadien:  <*)  die  Festsetzung  der  auf  die  Gemeinde  entfallende 
Zahl  der  Wahlmänner;  ß)  die  Verfassung  der  Liste  der  Urwähler, 
wobei  die  Bestimmungen,  welche  für  die  städtischen  Wahlbezirke  gelten, 
analog  anzuwenden  sind;  y)  die  gemeindeweise  vorzunehmende  Wahl 
der  Wahlmänner.  Ist  diese  Wahl  ordnungsgemäss  vollzogen,  so  werden 
die  gewählten  Wahlmänner  in  die  Wahlliste  des  Bezirkes  eingetragen 
und  den  bestellten  Wahlmännern  die  Legitimationskarten  zugestellt. 

VIII.  Die  Vornahme  derWahl  der  Abgeordneten  betreffend,  ist 
zu  bemerken  : 

a)  Die  Leitung  des  Wahlgeschäftes  erfolgt  unter  Anwesenheit 
eines  staatlichen  Vertreters  durch  einen  Wahlausschuss  oder  eine 
Wahlkommission. 

Dieselbe  besteht  aus  von  dem  Regierungskomissär  ernannten  Mit- 
gliedern; dann  aus  Mitgliedern,  die  entweder  von  den  Wahlberechtigten 
selbst  vor  Beginn  des  Wahlaktes  oder  von  der  Gemeindevertretung  des  Wahl- 
ortes  berufen  werden.  Die  Mitglieder  der  Wahlkommission  wählen  aus 
ihrer  Mitte  den  Vorsitzenden. 


*)  In  Böhmen,  Mähren  ohne  Zulassung  eines  Rekurses  an  das  Mini- 
sterium. 
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Die  Aufgabe  der  Wahlkommission  betrifft  die  Entscheidung  der 
bei  Vornahme  der  Wahl  auftretenden  Jncidenzfragen,  die  Prüfung  der 
Legitimation  der  erscheinenden  Wähler,  Entgegennahme  und  Beurkun- 
dung der  Stimmgabe,  Feststellung  des  Abstimmungsresultates. 

b)  Besteht  in  dem  Wahlbezirke  nur  ein  gesetzlich  bestimmter 
Wahlort,  so  ist  daselbst  die  Wahl  vorzunehmen. 

Die  städtischen  und  die  Landwahlbezirke  zerfallen  aber  regel- 
mässig in  mehrere  Unterwahlbezirke  (Stimmbezirke),  in  denen  die  da- 
selbst eingetragenen  Wähler  vor  der  bestellten  Wahlkommission  ihre 
Stimme  abgeben,  worauf  erst  in  dem  Hauptwahlorte  des  ganzen  Wahl- 
bezirkes die  Ermittelung  des  Gesammtergebnisses  aller  Abstimmungs- 
orte durch  eine  Hauptwahlkommission  erfolgt. 

c)  Betreffend  die  Zeit  der  Wahlvornahme  soll  die  Wahlhandlung 
an  den  in  dem  Wahlausschreiben  bestimmten  Tage,  zur  festgesetzten 
Stunde,  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  erschienenen  Wähler  mit  der 
Konstituirung  der  Wahlkommission  beginnen  und  an  demselben  Tage 
zur  festgesetzten  Stunde  beendet  werden.  Nur  wenn  Umstände  ein- 
treten, durch  welche  der  Anfang,  die  Fortsetzung  oder  die  Beendigung 
des  Wahlaktes  verhindert  wird,  kann  mit  Zustimmung  des  staatlichen 
Kommissärs  die  Wahlhandlung  auf  den  nächstfolgenden  Tag  verschoben 
oder  verlängert  werden. 

d)  Die  Abstimmung  geschieht  nach  Verschiedenheit  der  einzelnen 
Wahlordnungen  entweder  mündlich,  d.  h.  der  Wähler  bezeichnet  der 
Wahlkommission  auf  diese  Weise  die  von  ihm  gewählte  Person,  was 
in  dem  Wahlprotokolle  und  dem  Abstimmungsverzeichnisse  beurkundet 
wird;  oder  schriftlich  mittelst  der  vom  Wähler  mit  dem  Namen  des 
Gewählten  auszufüllenden,  der  Wahlkommission  zu  übergebenden,  von 
dieser  in  die  Wahlurne  zu  legenden  Stimmzettel.1) 

IX.  Nach  Festsetzung  des  Wahlresultates  werden  die  Wahl- 
akten dem  Landeschef  übergeben,  der  demjenigen,  welcher  gewählt  er- 
scheint, das  ihn  zum  Eintritt  in  den  Landtag  berechtigende  Wahl- 
certifikat  ausstellt,  wofern  nicht  etwa  die  Wahl  auf  eine  Person  ge- 
fallen ist,  der  ein  gesetzlicher  Ausschliessgrund  (strafgerichtliche  Ver- 
urtheilung,  Konkurs  über  das  Vermögen)  entgegensteht 

Dieses  Wahlcertifikat  ist  aber  ein  blosses  Amtszeugniss  über  die 
erfolgte  Wahl;  es  entscheidet  nicht  über  die  Legalität  des  Wahlaktes. 
Diese  Entscheidung  ist  dem  Landtage  selbst,  auf  Grund  der  dem  Lan- 
desausschusse zu  übermittelnden  Wahlakten,  vorbehalten. 


l)  Besonderheit  in  Tirol,  Bukowina,  Schlesien  bezüglich  der  geistlichen 
Personen  bez.  des  ersten  Wahlkörpers  des  Grossgrundbesitzes,  s.  oben  IV.  b. 
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§  122. 

c)  Die  Funktionen  der  Landtage. 

Die  Funktionen  der  Landtage  sind  dreifach: 

1.  Sie  sind  zur  Mitwirkung  bei  der  Landesgesetzgebung  be- 
rufen. Ein  Landesgesetz  kann  nur  mit  Zustimmung  des  Landtages 
erlassen  werden.  Gesetzvorschläge  in  den  dem  Landtage  Torbehaltenen 
Gegenständen  gelangen  als  Regierungsvorlagen  an  den  Land- 
tag; es  steht  jedoch  dem  Landtage  das  Kecht  zu,  innerhalb  seines 
Wirkungskreises  Gesetze  vorzuschlagen.  Ebenso  haben  die  Landtage  das 
Kecht  der  Amendirung  von  Begierungsvorlagen,  d.  h.  sie  können  Aender- 
ungen  der  von  der  Regierung  vorgelegten  Gesetzentwürfe  boschli essen. 

2.  Die  Landtage  haben  der  Regierung  gegenüber  ein  Beschwerde- 
und  Petitionsrecht  Sie  sind  also  bernfen,  zu  berathen  und  Anträge 
zu  stellen: 

a)  über  kundgemachte  allgemeine  Gesetze  und  Einrichtungen  be- 
züglich ihrer  besonderen  Rückwirkung  auf  das  Wohl  des  Landes,  und 

b)  auf  Erlassung  allgemeiner  Gesetze  und  Einrichtungen,  welche 
die  Bedürfnisse  und  die  Wohlfahrt  des  Landes  erheischen. 

Ausserdem  sind  die  Landtage  berufen,  Vorschläge  über  alle  Gegen- 
stände abzugeben,  worüber  dieselben  von  der  Regierung  zu  Rathe  ge- 
zogen werden. 

Während  die  ersteren  Funktionen  unter  den  Gesichtspunkt  eines 
öffentlichen  Rechtes  des  Landtages  fallen,  erscheint  die  Abgabe  abge- 
forderter Gutachten  als  eine  öffentliche  Pflicht  desselben. 

3.  Der  Landtag  ist  das  besch liessende  und  kontrollirende  Or- 
gan für  die  dem  Lande  als  autonomem  Selbstverwaltungskörper  zuge- 
wiesenen Gegenstände. 

Es  kommen  daher  dem  Landtage  zu: 

a)  Das  Organisationsrecht  bezüglich  der  zu  bestellenden 
Landesämter  und  der  einzurichtenden  Lanöfesanstalten,  namentlich  die 
Festsetzung  der  Statuten  und  Regulative  der  letztern. 

b)  Die  wichtigern  auf  den  Landes hausha lt  sich  beziehenden 
Verwaltungsgeschäfte,  als:  «)  Die  Verfugung  über  das  Stammvermögen 
des  Landes  und  seiner  Anstalten.  Es  bedürfen  jedoch  Landtagsbe- 
schlüsse, wodurch  eine  Veräusserung,  bleibende  Belastung  oder  eine 
Verpfandung  des  Stammvermögens  verfügt  wird,  der  kaiserlichen  Ge- 
nehmigung, ß)  Die  Verfügung  über  die  für  besondere  Verwaltungs- 
zwecke bestimmten  Fonde  und  Vermögensmassen  z.  B.  über  den  Irren- 
haus-, Findelhaus-,  Grundentlastungsfond,  y)  Die  Festsetzung  des 
Voranschlages  der  Ausgaben  und  Einnahmen  und  die  Ausübung  des 
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dem  Lande  zukommenden  Besteuerungsrechtes.  8)  Die  Sorge  für  das 
Kredit-  und  Schuldenwesen  des  Landes  und  für  die  Erfüllung  der  dies- 
falls dem  Lande  obliegenden  Verbindlichkeiten. 

c)  Die  Kontrolle  der  Geschäftsführung  des  Landesausschusses  und 
der  Landesämter. 

§  123. 
d)  Geschäftsformen. 

1.  Die  Landtage  können  sich  nicht  kraft  eigenen  Entschlusses  ver- 
sammeln, sondern  nur  in  Folge  der  Berufung  durch  den  Monarchen. 
Die  Berufung  soll  periodisch  alljährlich  erfolgen;  es  kann  aber  auch 
die  Berufung  zu  einer  ausserordentlichen  Session  geschehen.  Versamm- 
lungsort ist  regelmässig  die  betreffende  Kronlandshauptstadt 

2.  Der  Kaiser  ernennt  aus  der  Mitte  des  Landtages  zur  Leitung 
desselben  den  Vorsitzenden  (Oberstlandmarschall,  Landmarschall,  Lan- 
deshauptmann, Präsident)  sowie  seinen  Stellvertreter  für  die  Dauer  der 
sechsjährigen  Landtagsperiode. 

3.  Der  Vorsitzende  eröffnet  den  vom  Kaiser  einberufenen  Landtag. 

4.  Die  Mitglieder  des  Landtages  haben  bei  ihrem  Eintritte  in  den 
Landtag  dem  Kaiser  Treue  und  Gehorsam,  Beobachtung  der  Gesetze 
und  gewissenhafte  Erfüllung  ihrer  Pflichten  in  die  Hände  des  Vor- 
sitzenden an  Eidesstatt  zu  geloben. 

5.  Der  Landtag  prüft  die  Legitimation  seiner  Mitglieder  selbst  und 
entscheidet  endgültig  über  ihre  Zulassung. 

6.  Der  Vorsitzende  leitet  auf  Grund  der  Geschäftsordnung  die  Ver- 
handlungen und  übt  das  Disciplinarrecht  des  Kollegiums  über  die 
Mitglieder  aus. 

Die  Grundzüge  der  Geschäftsordnung  sind  in  dem  III.  Hauptstücke 
der  Landesordnung  enthalten.  Innerhalb  dieser  gesetzlichen  Schranken 
kann  der  Landtag  autonome  Normen  über  die  Ordnung  der  Geschäfte 
beschliessen. 

7.  Die  Rechte  des  Vorsitzenden  des  Landtagskollegiums  beziehen 
sich  insbesondere  auf  folgende  Punkte  :  a)  Er  eröffnet  und  schliesst  die 
Sitzungen;  b)  er  setzt  die  Tagesordnung  fest;  c)  er  ertheilt  das  Wort; 
d)  stellt  die  Fragen  zur  Abstimmung  und  spricht  das  Ergebniss  der- 
selben aus. 

lieber  die  demselben  eingeräumten  Disciplinarmittel  gegen  Redner 
welche  den  Anstand  verletzen  oder  strafwürdige  Aeusserungen  thun,  ist 
das  Nähere  in  der  Geschäftsordnung  enthalten. 

8.  Die  Berathungsgegenstände  des  Landtages  werden  gebildet: 

a)  Durch  die  von  der  Regierung  gemachten  Vorlagen.  Die- 
selben sind  vor  allen  anderen  Gegenständen  in  Verhandlung  zu  nehmen 
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und  zu  erledigen.  Auch  dürfen  dieselben  ohne  Vorberathung  nicht  ab- 
gelehnt werden. 

b)  Durch  die  Vorlagen  des  Landesausschusses  oder  eines  besonde- 
ren durch  Wahl  aus  dem  Landtage  und  während  desselben  gebildeten 
Ausschusses. 

c)  Durch  Anträge  einzelner  Mitglieder.  Diese  müssen  dem  Vor- 
sitzenden, von  einer  in  der  Geschäftsordnung  bestimmten  Minimalzahl 
von  Abgeordneten  unterzeichnet,  schriftlich  übergeben  werden  und  sind 
einer  vorläufigen  Ausschussberathung  zu  unterziehen. 

9.  Zur  Beschlussfassung  in  dem  Landtage  ist  die  Anwesenheit  von 
mehr  als  der  Hälfte  der  Gesammtzahl  aller  Mitglieder  und  zur  Gültig- 
keit eines  Beschlusses  die  absolute  Stimmenmehrheit  erforderlich. 

Aenderungen  der  Landesordnung  und  der  Landtagswahlordnung 
sind  an  die  Gegenwart  von  drei  Viertheilen  aller  Mitglieder  und  an 
die  Zustimmung  von  zwei  Dritttheilen  der  Anwesenden  gebunden. 

10.  Die  Abstimmung  wird  gewöhnlich  durch  Handaufheben  oder 
durch  Aufstehen  vorgenommen.  Ergibt  dieselbe  kein  sicheres  Ergeb- 
niss,  so  kann  nach  Ermessen  des  Vorsitzenden  oder  über  Verlangen 
einer  bestimmten  Anzahl  von  Mitgliedern  die  Gegenprobe  vorgenommen 
oder  die  namentliche  Abstimmung  eingeleitet  werden.  Wahlen  und 
Besetzungen  sind  durch  Stimmzettel  vorzunehmen. 

11.  Die  Landtagssitzungen  sind  in  der  Regel  öffentlich;  es  kann 
jedoch  ausnahmsweise  auch  eine  vertrauliche  Sitzung  mit  Ausschluss  der 
Zuhörer  beschlossen  werden. 

12.  DieBeurkundung  der  Sitzungsvorgänge  erfolgt  durch  die  dem 
Monarchen  vorzulegenden  Sitzungsprotokolle,  welche  die  Anwesenheit 
der  zur  Beschlnssfassung  nöthigen  Anzahl  von  Mitgliedern,  den  wesent- 
lichsten Inhalt  der  in  den  Sitzungen  gemachten  Mittheilungen,  alle  zur 
Verhandlung  gekommenen  Anträge  mit  den  Namen  der  Antragsteller, 
die  Fragestellung  und  das  Ergebniss  der  Abstimmung  zu  enthalten 
haben. 

13.  Ein  geschäftlicher  Verkehr  kommt  der  Landesvertretung  nur 
zu  mit  den  eigenen  Mitgliedern  und  den  Vertretern  des  Monarchen. 
Es  darf  daher  kein  Landtag  mit  der  Landesvertretung  eines  anderen 
Kronlandes  in  Verkehr  treten,  er  darf  keine  Kundmachungen  erlassen, 
keine  Deputationen  empfangen  und  nur  die  von  einem  Mitgliede  über- 
reichten Petitionen  entgegennehmen. 

Als  Regierungsvertreter  können  in  dem  Landtagskollegium  und 
in  den  Ausschusssitzungen1)  der  Landeschef  und  die  von  demselben 
bestellten  Kommissäre  erscheinen. 

*)  Vgl.  Dalmatien  Ges.  3.  Dezember  1868  L.  18. 

U  1  b  r  i  c  h  ,  Oesterreich.  Staatsrecht.  2 1 
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Sie  können  jederzeit  das  Wort  nehmen;  es  ist  ihnen  auch  gestattet, 
schriftliche  Vorträge,  Aktenstücke  und  Urkunden  abzulesen.  Sie  stehen 
jedoch,  sofern  sie  nicht  selbst  Abgeordnete  sind,  ausserhalb  des  Land- 
tagskollegiums und  sind  seiner  Disziplinargewalt  nicht  unterworfen. 
Ein  unmittelbarer  Verkehr  des  Landtages  mit  anderen  Staatsbehörden 
findet  nur  insoweit  statt,  als  der  Vorsitzende  die  Vorstände  derselben 
schriftlich  ersuchen  kann,  zur  Ertheilung  von  Auskünften  und  Aufklä- 
rungen bei  einzelnen  Verhandlungen  zu  erscheinen. 

Ein  direkter  Verkehr  mit  dem  Monarchen,  selbst  durch  Entsen* 
dung  von  Deputationen,  setzt  dessen  vorläufige  Gestattung  voraus. 
Dagegen  ist  die  Absendung  schriftlicher  Adressen  an  den  Monarchen 
nicht  unstatthaft. 

14.  Die  Schliessung  der  Session  erfolgt  durch  den  Vorsitzenden 
nach  Beendigung  der  Geschäfte  oder  über  besonderen  Befehl  des 
Kaisers.  Der  Monarch  hat  eben  auch  das  Recht,  den  Landtag  vor 
Ablauf  der  sechsjährigen  Landtagsperiode  jederzeit  aufzulösen;  alsdann 
muss  aber  unter  Einem  die  Vornahme  von  Neuwahlen  angeordnet 
werden. 

Ausserdem  erlischt  das  Recht  des  Landtages  durch  Ablauf  der 
sechsjährigen  Landtagsperiode. 

§  124. 

Die  Rechtsstellung  der  Mitglieder. 

Die  Mitglieder  des  Landtages  haben: 

1.  Das  Recht  und  die  Pflicht  in  den  Sitzungen  zu  erscheinen  und 
sich  überhaupt  an  den  Arbeiten  der  Landesvertretung  nach  Massgabe 
der  Geschäftsordnung  zu  betheiligen. 

Einzelne  Landesgesetze1)  sprechen  den  Verlust  der  Mitgliedschafts- 
rechte aus,  wenn  der  Abgeordnete  sich  ausdrücklich  weigert,  im  Land- 
tage zu  erscheinen,  oder  sein  Ausbleiben  nach  erfolgter  Aufforderung  zum 
Erscheinen  nicht  genügend  rechtfertigt.  Diese  Bestimmung  gilt  jedoch 
nur  für  die  Wahlmitglieder,  nicht  aber  für  die  vermöge  ihres  Amtes 
dem  Landtage  angehörenden  Mitglieder. 

2.  Die  in  den  Landtag  gewählten  Abgeordneten  dürfen  von  ihren 
Wählern  keine  Instruktionen  annehmen;  sie  können  ihre  Mitglied- 
.schaftsrechte  nur  persönlich,  nicht  aber  durch  Stellvertreter,  ausüben. 

*)  Bukowina  2.  März  1873  L.  16; 
Krain  5.  Oktober  1871  L.  28; 
Oberösterreich  18.  Oktober  1871  L.  18; 
Mähren  6.  Mai  1869  L.  20. 
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3.  Die  freie  und  unabhängige  Ausübung  der  den  Mitgliedern  der 
Landesvertretung  obliegenden  Funktionen  wird  durch  folgende  Bechts- 
sätze  gesichert: 

a)  Zunächst  durch  die  Bestimmung,  dass  die  Mitglieder  der- 
selben wegen  der  in  Ausübung  ihres  Berufes  geschehenen  Ab- 
stimmungen niemals,  wegen  der  in  Ausübung  ihres  Berufes  gemachten 
Aeusserungen  aber  nur  von  dem  Hause,  dem  6ie  angehören,  zur  Ver- 
antwortung gezogen  werden  können. *) 

In  ungenauer  Redewendung  kleidet  man  diesen  objektiven  Rechts- 
satz,  der  eine  Grenz-Bestimmung  der  Staatsgewalt  ausdrückt,  in  ein 
subjektives  Recht,  indem  man  von  Freiheit  der  Abstimmung  und 
Redefreiheit  spricht  An  und  für  sich  liegt  nach  allgemeinen 
Rechtsgnindsätzen  für  die  Staatsgewalt  keine  Veranlassung  vor,  Mit- 
glieder der  Vertretungskörper,  welche  die  gesetzlichen  Schranken  durch- 
brechen und  in  ihren  Aeusserungen  oder  Abstimmungen  den  Thatbe- 
stand  eines  Verbrechens  setzen,  von  der  strafrechtlichen  Verantwortlich- 
keit auszunehmen.  Wenn  diese  Ausnahme  trotzdem  erfolgt,  so  ist 
darin  nur  der  Ausdruck  eines  politischen  Prinzipes  zu  suchen,  um  dem 
einzelnen  Mitgliede  die  möglichste  Freiheit  in  Ausübung  seines  Berufes 
zu  sichern. 

Die  Verantwortlichkeit  wegen  Abstimmungen  ist  absolut  ausge- 
schlossen, die  Verantwortung  wegen  der  in  Ausübung  des  Berufes  ge- 
machten Aeusserungen  ist  jedoch  insoweit  beschränkt,  als  das  einzelne 
Mitglied  wegen  seiner  Aeusserungen  nicht  ausserhalb  des  Hauses, 
dem  es  angehört,  zur  Verantwortung  gezogen  werden  darf,  innerhalb 
des  Hau 8 es  dagegen  die  Anwendung  der  dem  Vorsitzenden  in  die 
Hand  gelegten  Mittel  der  Disciplin  (Ordnungsruf  Entziehung  des  Wor- 
tes) über  sich  ergehen  lassen  muss. 

Die  Aufhebung  beziehungsweise  die  Beschränkung  der  Verantwort- 
lichkeit betrifft  nur  die  juristische  Seite  derselben,  d.  h.  es  kann 
wegen  Abstimmungen  überhaupt  keine,  sei  es  strafrechtliche,  sei  es 
diseiplinare,  sei  es  civilrechtliche,  Verantwortung  Platz  greifen,  und  auch 
wegen  Aeusserungen  ist  die  Verantwortlichkeit  auf  die  Disciplin  des 
Hauses  beschränkt  Dagegen  hat  jedes  Mitglied  die  sittliche  und  poli- 
tische Verantwortlichkeit  seiner  Reden  und  Abstimmungen  vor  der 
öffentlichen  Meinung  zu  tragen ;  es  ist  daher  die  Kritik  des  Verhaltens 
und  die  Aufforderung  zur  Rechtfertigung  gestattet,  wenngleich  die 
Aus8erachtlassung  einer  solchen  Aufforderung  ohne  rechtliche  Folgen 
bleibt. 


*)  Ges.  3.  Oktober  1861  R.  98. 

21* 
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b)  Durch  den  Grundsatz  des  Strafprozesses,  dass  kein  Mitglied 
des  Landtages  während  der  Datier  der  Session  wegen  einer  strafbaren 
Handlung  —  der  Fall  der  Ergreifung  auf  frischer  That  ausgenommen,  — 
ohne  Zustimmung  des  Hauses  verhaftet  oder  gerichtlich  verfolgt  werden 
darf.1) 

Die  Zustimmung  des  Hauses  ist  eine  Bedingung  oder  Voraus- 
setzung, ohne  welche  eine  Verhaftung  nicht  vorgenommen  und  eine 
Untersuchung,  nicht  eröffnet  werden  darf.  Diese  Bedingung  besteht 
während  der  Sitzungsperiode,  d.  h.  vom  Tage  der  Eröffnung  bis  zum 
Momente  der  Schliessung  des  Landtages.  Wird  der  Landtag  blos  ver- 
tagt, so  währt  die  Sitzungsperiode  noch  fort  und  findet  daher  die  oben- 
erwähnte Bestimmung  auch  während  der  Vertagung  Anwendung. 

Selbst  in  dem  Falle  der  Ergreifung  auf  frischer  That  hat  das 
Gericht  dem  Präsidenten  des  Hauses  sogleich  die  geschehene  Verhaf- 
tung bekannt  zu  geben. 

Auf  Verlangen  des  Hauses  ist  das  Strafverfahren  und  die  Verhaf- 
tung, sowohl  in  dem  Falle  der  Ergreifung  auf  frischer  That  als  bei 
einer  ausserhalb  der  Sitzungsperiode  verhängten  Verhaftung  und  Unter- 
suchung, für  die  ganze  Dauer  der  Sitzungsperiode,  aufzuheben. 

4.  Ob  und  inwieweit  die  Mitglieder  des  Landtages  eine  Reise- 
kostenentschädigung und  Diäten  zu  erhalten  haben,  wird  durch  autonome 
Anordnung  desselben  bestimmt. 

5.  Die  Mitgliedschaftsrechte  erloschen: 

a)  bei  den  vermöge  ihres  Amtes  berufenen  Mitgliedern  durch  den 
Austritt  aus  dem  Amte; 

b)  bei  Wahlmitgliedern: 

«)  durch  freiwilligen  Rücktritt; 

ft)  als  Folge  von  Thatsachen,  wodurch  dieses  Wahlrecht  und  der 
Wahlfähigkeit  verloren  wird,  also  der  Verurtheilung  wegen  eines  Delik- 
tes, welches  nach  dem  Gesetze  den  Verlust  des  Wahlrechtes  und  der 
Wählbarkeit  nach  sich  zieht. 

y)  durch  Entziehung  durch  den  Landtag  selbst  bei  Verweigerung 
der  Pflichterfüllung.2) 

III.  Der  Landesausschuss. 
§  125. 

Zusammensetzung  desselben. 

Zur  Besorgung  gewisser  Geschäfte  für  den  Landtag  und  in  dessen 
Vertretung  wird  als  verwaltendes  und  ausführendes  Organ  für  die  sechs- 

~»)  §  2  Ges.  3.  Oktober  1861  R.  98. 
*)  Vgl.  oben  Punkt  I. 
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jährige  Landtagsperiode  ein  permanenter  Landesausschuss  unter  dem  Vor- 
sitze des  Oberstlandmarschalls,  (Landmarschalls,  Landeshauptmanns) 
gebildet 

Derselbe  besteht  (mit  Abrechnung  des  Vorsitzenden)  in  Böhmen 
aus  acht,  in  den  kleinsten  Ländern  (Vorarlberg,  Kärnthen,  Krain, 
Schlesien,  Bukowina,  Küstenland,  Dalmatien)  aus  je  vier,  in  den  übri- 
gen Ländern  aus  je  sechs  Mitgliedern.  Die  Bildung  geschieht  auf 
folgende  Weise: 

a)  Beträgt  die  Zahl  der  Ausschussmitglieder  sechs,  so  wird  Ein 
Mitglied  durch  die  von  der  Wählerklasse  des  Grossgrundbesitzes  ge- 
wählten Abgeordneten,  ein  zweites  Mitglied  von  den  Abgeordneten  der 
Städte  und  Handelskammern,  ein  drittes  Mitglied  von  den  Abgeordneten 
der  Landgemeinden  aus  der  Mitte  des  Landtages  gewählt  Die  übrigen 
drei  Mitglieder  werden  einzeln  von  der  ganzen  Landesversammlung  aus 
ihrer  Mitte  gewählt 

Beträgt  die  Zahl  der  Ausschussmitglieder  vier,  so  wird  je  Ein 
Mitglied  von  je  einer  der  drei  Landtagskurien  gewählt,  während  das 
vierte  von  der  ganzen  Landesversammlung  bestimmt  wird. 

In  Vorarlberg  wird  mit  Rücksicht  auf  den  Mangel  einer  Vertretung 
des  Grossgrundbesitzes  das  dritte  und  vierte  Mitglied  von  der  ganzen 
Landesversammlung  gewählt. 

c)  In  Böhmen  entfallen  auf  jede  der  drei  Kurien  je  zwei,  auf  das 
Landtagsplenum  gleichfalls  zwei  Mitglieder. 

§  126. 

Funktionen  des  Landesausschusses. 

I.  Der  Landesausschuss  ist  eine  kollegiale  Behörde  des  Landes,1) 
welche  die  Geschäfte  unter  dem  Vorsitze  des  Landtagspräsidenten  oder 
des  von  diesem  aus  der  Mitte  der  Landesausschussmitglieder  bestellten 
Stellvertreters,  unter  Mitwirkung  der  durch  die  Landesordnung  bestimm- 
ten Anzahl  von  Stimmfuhrern2),  erledigt. 

Der  Oberstlandmarschall  (Landmarschall,  Landeshauptmann)  hat  in 
Ansehung  gesetzwidriger  oder  dem  öffentlichen  Wohle  widerstreitender 
Beschlüsse  des  Landesaasschusses  ein  Sistirungsrecht,  mit  der  Verpflich- 
tung, sofort  die  Angelegenheit  durch  den  Landeschef  der  allerhöchsten 
Schlussfassung  vorzulegen. 


»)  §  42  L.  0. 

2)  Nothwendig  sind  4  von  sechs  oder  acht  Mitgliedern,  3  von  vier 
Mitgliedern. 
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II.  Die  Funktionen  des  Landesausschusses  lassen  sich  unter  ver- 
schiedene Gesichtspunkte  bringen. 
Der  Landesausschuss  ist:1) 

1.  ein  permanenter  parlamentarischer  Ausschuss  des  Landtags 
mit  einer  dreifachen  Aufgabe:  a)  Er  hat  das  Recht  und  die  Pflicht, 
in  allen  Landesangelegenheiten  Anträge  für  den  Landtag  vorzubereiten 
und  vorzuberathen,  wobei  er  sowohl  selbst  die  Initiative  ergreifen,  als 
auch  über  Auftrag  des  Landtages  thätig  werden  kann.2) 

b)  Er  ist  der  ständige  Legitimationsausschuss  des  Land- 
tages, er  hat  die  Wahlakten,  sowohl  bei  allgemeinen  Neuwahlen, 
als  bei  einzelnen  Ergänzungsrechten  zu  prüfen,  und  darüber  dem  Land- 
tage Bericht  zu  erstatten. 

c)  Er  hat  die  nöthigen  Vorbereitungen  für  die  Abhaltung  der  Land- 
tagssitzungen und  die  Ausmittelung,  Instandhaltung  und  Einrichtung 
der  für  die  Landesvertretung  und  die  ihr  unmittelbar  unterstehenden 
Aemter  und  Organe  bestimmten  Räumlichkeiten  zu  besorgen. 

2.  Der  Landesausschuss  ist  das  Repräsentativ-  und  Verwal- 
tungsorgan des  Landes. 

Der  Landesausschuss  vertritt  somit: 

a)  das  Land  als  juristische  Person  im  vermögensrechtlichen  Ver- 
kehr und  in  allen  Rechtssachen.  Die  im  Namen  der  Landesvertretung 
auszustellenden  Urkunden  sind  von  dem  Vorsitzenden  des  Landesaus- 
schusses (Oberstlandmarschall,  Landmarschall,  Landeshauptmann,  Land- 
tagspräsidenten) und  zwei  Beisitzern  zu  vollziehen  und  mit  dem  Landes- 
siegel zu  versehen. 

b)  Der  Landesausschuss  ist  das  Vollzugsorgan  des  Landtages 
und  als  solches  an  dessen  Instruktionen  gebunden. 

c)  Der  Landesausschuss  ist  endlich  ein  selbständiges  Ver- 
waltungsorgan des  Landes,  welches  nach  Massgabe  der  Gesetze  und 
der  Verwaltungsregulative  die  dem  Lande  im  Gebiete  seiner  Selbstver- 
waltung zukommenden  Geschäfte  besorgt  Insbesondere  besorgt  er: 
«)  Die  gewöhnlichen  Verwaltungsgeschäfte  des  Landesvermögens,  der 
Landesfonde  und  Anstalten ;  ß)  die  Leitung  und  Ueberwachung  der 
Dienstleistung  und  aller  ihm  untergebenen  Beamten  und  Diener;  >•)  die 
Ausübung  der  dem  Lande  oder  den  vormaligen  Ständen  des  Landes  zu- 
stehenden Patronats-  und  Präsentationsrechte,  des  Vorschlags-  und  Er- 
nennungsrechtes für  Stiftplätze  oder  Stipendien  und  des  Rechtes  der 

!)  Beiträge  zur  Darstellung  des  Rechtes  der  Landtage  und  ihrer  Mit- 
glieder von  Dr.  Franz  von  Juraschek  1879.  (Separatabdruck  aus  der 
Ztschft.  f.  Verw.) 

*)  v.  Juraschek  a.  a.  0.  S.  39. 
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Aufnahme  in  ständische  Anstalten  und  Stiftungen;  d)  alle  übrigen  Ge- 
schäfte des  bisherigen  ständischen  Yerordnetenkollegs  oder  ständischen 
Ausschusses,  jedoch  nur  in  Ländern,  welche  früher  Stände  besassen  und 
soweit  dieselben  nicht  schon  an  andere  Organe  übergegangen  sind  oder 
in  Folge  der  veränderten  Verhältnisse  nicht  mehr  bestehen  können« 

3.  Der  Landesausschuss  ist  endlich  eine  administrative  Kon- 
trollinstanz gegenüber  den  Selbstverwaltungskörpern  niederer  Ordnung. 

III.  Die  Scheidung  der  verschiedenen  Funktionen  des  Landesausschusses 
ist  noth wendig,  weil  innerhalb  derselben  seine  Stellung  gegenüber  dem 
Landtage  und  der  Staatsregierung  eine  verschiedene  ist 

Soweit  der  Landesausschuss  bloss  ein  Mandatar  des  Landtages  ist, 
unterliegt  er  den  Weisungen  und  der  Kontrolle  des  letztern,  auch  trägt 
er  dem  Landtage  gegenüber  die  Verantwortung.  Es  wird  daher,  wenn 
der  Landesausschuss  beauftragt  wurde,  ein  Geschäft  im  Namen  des 
Landtages  zu  erledigen,  dem  in  seinem  Individualinteresse  durch  eine 
Verfugung  des  Landesausschusses  verletzten  Theile  der  Weg  der  Bitte 
und  Beschwerde  an  den  Landtag  offen  stehen.  *)  Es  können  in  diesen 
Fällen  Beschlüsse  des  Landesausschusses  durch  Beschlüsse  des  Land- 
tages aufgehoben  werden. 

Soweit  dagegen  der  Landesausschuss  als  selbständige  administrative 
Rekursinstanz  durch  die  verschiedenen  Verwaltungsgesetze  bestellt  ist, 
ist  der  Rekurs  an  den  Landtag  ausgeschlossen  ;3)  denn  dieser  Geschäfts- 
auftrag rührt  nicht  vom  Landtage,  sondern  vom  Staate  her.  Der  Staat 
übertragt  dem  Landesausschusse  Geschäfte  der  Oberaufsicht  und  Kon- 
trolle, die  eigentlich  Geschäfte  des  Staates  sind. 

IV.  Zu  der  Staatsverwaltung  kann  der  Landesausschuss  als  Verwal- 
tungsorgan des  Landes  in  verschiedene  Beziehungen  treten.   Es  kann: 

a)  durch  eine  Verfügung  staatlicher  Organe  ein  wohlerworbenos 
Becht  des  Landes  in  Frage  gestellt  werden ,  sei  es  ein  privatrechtlicher 
Anspruch  gegen  den  Fiscus,  sei  es  ein  sonstiges,  durch  ein  Verhältniss 
des  öffentlichen  Rechtes  begründetes  Vermögensrecht.9)  In  diesen  beiden 
Fällen  erscheint  der  Landesausschuss  legitimirt.  im  Namen  des  Landes 
dessen  Ansprüche,  sei  es  vor  den  Civilgerichten,  sei  es  bei  dem  Reichs- 
gerichte, je  nach  Lage  des  Falles,  geltend  zu  machen. 

*)  z.  B.  der  Landesausschuss  entscheidet  Ober  das  Pensionsausmass 
eines  Landesbeamten,  der  eine  günstigere  Behandlung  erwartet  hatte. 

*)  Mayerhofer  I.  643.  Entscheidung  des  österreichischen  Landesaus- 
schusses 11.  April  1867  Z.  920. 

3)  z.  B.  der  Staat  verweigert  die  Auszahlung  einer  Kaufschillingsrate 
für  ein  dem  Lande  abgekauftes  Grundstück,  oder  die  Abfuhr  der  für  das 
Land  eingehobenen  Landessteuer  (vgl.  Entsch.  R.  G.  21.  Jänner  1880  Z.  8.) 
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b)  Es  kann  durch  die  Verfügungen  der  Staatsbehörden  ein  Eingrift 
in  die  Kompetenzsphäre  des  Landesausschusses  erfolgt  sein.  In  diesem 
Falle  steht  dem  die  Kompetenz  des  Landes  behauptenden  Landesaus- 
schusse, falls  durch  das  nach  Lage  des  Falles  zuständige  Ministerium 
keine  Abhülfe  erfolgt,  die  Erhebung  des  Kompetenzkonfliktes  bei  dem 
Beichsgerichte  offen.1) 

c)  Wo  das  Land  als  Verwaltungskörper  auf  Grund  der  Gesetze 
Anstalten  errichtet  oder  öffentliche  Pflichten  zu  erfüllen  hat,  kann  der 
Landesau8schuss  gegen  Verfugungen  und  Entscheidungen  der  staatlichen 
Verwaltungsbehörden  selbst  als  Beschwerdeführer  bei  dem  Verwaltungs- 
gerichtshofe auftreten.2) 

d)  Wo  dagegen  der  Landesausschuss  als  administrative  Bekursin- 
stanz  auftritt,  unterliegen  seine  Entscheidungen  der  Bechtskontrolle 
durch  den  Verwaltungsgerichtshof.3) 

Siebentes  Hauptstück. 

Der  Reichsrath. 

I.  Rechtsstellung  desselben. 

§  127. 

Im  Allgemeinen. 

L  Das  Staatsgrundgesetz  vom  21.  Dezember  1867  erklärt  den  Reichs- 
rath  als  eine  gemeinsame  Vertretung  der  Königreiche  Böhmen, 
Dalmatien,  Galizien  und  Lodomerien  mit  dem  Grossherzogthume  Krakau, 
des  Erzherzogthumes  Oesterreichs  unter  und  ob  der  Enns,  der  Herzog- 
tümer Salzburg,  Steiermark,  Kärnthen,  Krain  und  Bukowina,  der  Mark- 
grafschaft Mähren,  des  Herzogthumes  Ober-  und  Nieder-Schlesien,  der 
geforsteten  Grafschaft  Tirol  und  des  Landes  Vorarlberg,  der  Markgraf- 
schaft Istrien,  der  geforsteten  Grafschaft  Görz  und  Gradiska  und  der 
Stadt  Triest  mit  ihrem  Gebiete. 

Dasselbe  verweist  in  seinen  Wirkungskreis  alle  Angelegenheiten, 
welche  sich  auf  Rechte,  Pflichten  und  Interessen  beziehen,  die  allen 
Königreichen  und  Ländern  gemeinsam  sind. 

Es  wird  somit  aus  der  Gesammtheit  der  Länder  ein  centrales 
staatliches  Organ  geschaffen,  welches  in  den  durch  die  Verfassung 

§  15  Ges.  18.  April  1869  R.  44. 
2)  Vgl.  V.  G.  H.  9.  Februar  1881  Z.  228  (Bnd.  1009). 
8)  Ges.  22.  Okt.  1875  über  den  V.  G.  H. 
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bestimmten  Verhältnissen  zur  Mitwirkung  bei  der  Bildung  des  Staats- 
willens berufen  ist. 

Die  theoretische  Auffassung  der  rechtlichen  Natur  des  österreichi- 
schen Staatskörpers  beeinflusst  notwendiger  Weise  die  Bestimmung  des 
rechtlichen  Charakters  des  Reichsrathes. 

Die  eine  Richtung  erblickt  in  dem  Reichsrathe  blos  eine  Summe  von  Dele- 
girten  und  Vertretern  der  einzelnen  Länder,  die  sich  zwar  zu  einem  einheit- 
lichen Kollegium  vereinigen,  aber  nur  die  einzelnen  Länder,  denen  sie  an- 
gehören oder  die  sie  entsendet  haben,  repräsentiren.  Diese  Auflassung 
sucht  ihre  Anhaltspunkte  in  dem  Wortlaute  des  Staatsgrundgesetzes,  wel- 
ches von  einer  Vertretung  der  Länder  spricht,  ferner  in  der  vor  dem 
Gesetze  vom  2.  April  1873  (S.  57  III.  d.)  normirten  Art  der  Bildung 
des  Abgeordnetenhauses,  für  welches  die  Landtage  der  einzelnen  Län- 
der als  Wahlkörper  bestellt  waren. 

Die  zweite  entgegengesetzte  Richtung  dagegen  sieht  in  dem  Reichs- 
rathe nicht  nur  ein  äusserlich  einheitliches  Kollegium,  sondern  eine 
Vertretung  des  ganzen,  in  dem  österreichischen  Staatskörper  zu  einer 
Einheit  verbundenen  Volkes.  Man  legt  Gewicht  auf  die  im  Staatsgrund- 
gesetze enthaltene  Hervorhebung  der  gemeinsamen  Vertretung  und 
der  gemeinsamen  Rechte,  Pflichten  und  Interessen,  denen  gegenüber 
der  Partikularismus  der  einzelnen  Länder  notwendiger  Weise  in  den 
Hintergrund  tritt. 

In  der  That  übersieht  die  erste  Auffassung,  dass  der  Reichsrath 
aus  dem  Herrenhause  und  dem  Abgeordnetenhause  besteht,  und  dass 
nur  bei  der  Bildung  des  letztern  die  einzelnen  Länder  berücksichtigt  werden, 
wahrend  eine  individuelle  Berücksichtigung  der  einzelnen  Länder  bei 
Bildung  des  Herrenhauses  nicht  einzutreten  hat. 

Auch  der  Umstand,  dass  früher  die  Landtage  bei  Bildung  des  Ab- 
geordnetenhauses mitzuwirken  hatten,  ist  nicht  entscheidend. 

Das  Staatsrecht  bedarf  bestimmter  juristischer  Thatsachen,  um  die 
persönlichen  Träger  des  staatlichen  Willens  zu  gewinnen  und  damit  die 
Staatsgewalt  zur  konkreten  Erscheinung  zu  bringen.  Allein  sobald 
diese  staatsrechtlichen  Thatsachen  ihre  Wirkung  erzielt  haben,  hört  der 
Zusammenhang  zwischen  Grund  und  Folge  auf;  das  staatsrechtliche 
Organ  wird  losgelöst  von  den  Faktoren  und  Elementen  seiner  Entstehung 
und  fuhrt  ein  selbständiges  Leben. 

II.  Die  Reichsvertretung  ist  somit  nicht  eine  Summe  privatrechtlicher 
Mandatare  der  einzelnen  Staatsbürger,  WTahlkörper,  Korporationen  und 
Länder,  sondern  ein  zu  dem  Monarchen  hinzutretendes,  von  demselben 
unabhängiges  zweites  Organ  der  Staatsgewalt.  Der  Monarch  ist  für 
gewisse  Willensäusserungen  und  Geschäfte  an  die  Mitwirkung  der  Volks- 
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Vertretung  gebunden,  so  dass  erst  durch  Hinzutreten  eines  Beschlusses 
der  Volksvertretung  zu  dem  mit  diesem  Beschlüsse  übereinstimmenden 
Willen  des  Monarchen  eine  Aeusserung  des  Staatswillens  zu  Stande 
kömmt  Der  Begriff  Vertretung  ist  daher  ein  öffentlich  recht- 
licher. Er  bedeutet,  dass  aus  dem  zur  Einheit  verbundenen  Volke 
heraus  neben  dem  Monarchen  ein  zweites  Organ  der  Staatsgewalt  ge- 
bildet werden  soll,  damit  bei  der  Führung  der  Staatsgeschäfte  die  Be- 
dürfnisse des  Volkes  und  seine  sittlichen  und  rechtlichen  üeberzeugun- 
gen  zur  Berücksichtigung  gelangen.  Es  wird  sich  daher  die  Mitwirkung 
der  Volksvertretung  nach  einer  dreifachen  Richtung  als  möglich  oder 
nothwendig  herausstellen: 

a)  Bei  der  Gesetzgebung,  insofern  es  sich  um  Erlassung  von 
Rechtsnormen  und  allgemeinen  Verwaltungsvorschriften  handelt; 

b)  Bei  einzelnen  wichtigen  Verwaltungsgeschäften,  insbe- 
sondere bei  Feststellung  des  Staatshaushaltes,  um  die  Verwendung  der  öko- 
nomischen Mittel  zur  möglichsten  Produktivität  zu  sichern. 

c)  Dazu  kommt  die  Kontrolle  der  Regierung,  um  die  Garantie 
ihrer  Rechtmässigkeit  und  Zweckmässigkeit  zu  erhöhen. 

Diese  Kontrolle  wird  durch  eine  Reihe  selbständiger  Befugnisse 
z.  B.  das  Beschwerde-  und  Petitionsrecht  geübt,  und  findet  in  letzterer 
Reihe  in  der  Ministerverantwortlichkeit  ihren  Ausdruck. 

Aber  die  Reichsvertretung  ist  nicht  wie  der  Monarch  Träger  der 
Souveränität  und  hat  auch  nicht  einmal  einen  Antheil  an  dersel- 
ben. 

Ebensowenig  ist  die  Reichsvertretung  nach  Art  der  früheren  Land- 
stände eine  dem  Landesherrn  gegenüberstehende  selbständige  Körpor- 
schaft, mit  welcher  der  Landesherr  als  einem  selbständigen  Rechtssub- 
jekte, Vertrage,  Vergleiche  oder  sonstige  Geschäfte  in  privatrechtlichen 
Formen  abschliessen  würde.  Es  wäre  daher  ein  Grundirrthum,  die  mo- 
derne Volksvertretung  als  eine  Fortsetzung  der  älteren  Landstände  auf- 
zufassen, selbst  wenn  einzelne  Elemente  der  früheren  landständischen 
Verfassung  in  diese  moderne  Volksvertretung  mit  hinübergenommen 
worden  sind. 

§  128. 

a)  Die  politischen  Rechte  des  Reichsrathes. 

I.  Die  politischen  Rechte  des  Reichsrathes  betreffen  entweder  ein 
Znsammenwirken  mit  dem  Willen  des  Monarchen,  um  in  bestimmten 
Formen  einen  gültigen  Staatswillen  zu  erzeugen,  oder  sie  sind  selbstän- 
dige Befugnisse  zur  Kontrolle  der  Regierungsthätigkeit. 

II.  Die  Mitwirkung  des  Reichsrathes  bei  der  Staatsthätigkeit 
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beschränkt  sich  nun  aber  keineswegs  anfeinen  blossen  Beirath,  sondern 
die  Verfassungsgesetze  erfordern  für  gewisse  Formen  der  staatlichen 
Willensthätigkeit  Identität  des  Willens  des  Monarchen  und  des  Reichs- 
rathes. Diese  Willensübereinstimmung  beider  staatlichen  Organe  kann 
aber  in  zwei  verschiedenen  Formen  zu  Tage  treten. 

a)  Als  Zustimmung,  d.h.  ein  gültiger  Beschluss  des  Reichsrathes 
ist  die  begriffliche  Voraussetzung  des  Willensaktes  des  Monarchen.  Es 
muss  dieser  Beschluss  der  Zeit  nach  dem  Willensakte  des  Monarchen 
vorangehen,  und  dieser  macht  sodann  den  Beschluss  des  Reichsrathes 
zu  seinem  eigenen  Willen  und  damit  zum  Staatswillen. 

Diese  Zustimmung  kann  erforderlich  sein  sowohl  für  die  Anord- 
nungen des  Monarchen,  welche  den  Zweck  haben,  die  bürgerliche  und 
öffentliche  Rechtsordnung  zu  bestimmen,  als  auch  zu  gewissen  Verwal- 
tungsverfügungen. 

Diese  auf  Grund  der  vorhergehenden,  verfassungsmässig  notwen- 
digen, Zustimmung  des  Reichsrathes  ergehenden  Willensakte  des  Monar- 
chen werden  in  die  Form  eines  Gesetzes  eingekleidet,  ohne  Rück- 
sicht darauf,  ob  dieselben  nach  ihrem  materiellen  Gehalte  als  wirkliche 
Rechtssatzungen  oder  als  blosse  Verwaltungsakte  erscheinen.1) 

b)  Als  Genehmigung.  Genehmigen  heisst  im  Allgemeinen  eine 
fremde  Handlung  billigen,  gutheissen.  Die  Genehmigung  wird  bei  solchen 
Regierungsakten  eintreten,  die  ihrer  Natur  nach  aus  der  Repräsentativgewalt 
und  Regierungsgewalt  des  Kaisers  (§  51  d.  B.)  entspringen  und  daher 
an  und  für  sich  zu  ihrer  formellen  Rechtsbeständigkeit  der  Mitwirkung 
des  Reichsrathes  nicht  bedürfen,  die  aber  aus  politischen  Motiven  an 
die  nachträgliche  Billigung  der  Reichsvertretung  gebunden  sind.  Das 
charakteristische  Moment  der  Genehmigung  im  Gegensatze  zur  Gesetz- 
gebung liegt  darin,  dass  bei  dem  Gesetze  die  Willenserklärungen  beider 
Organe  in  Eins  zusammenschmelzen,  während  im  Falle  der  Genehmigung 
einer  Regierungshandlung  die  Willenserklärungen  beider  Organe  getrennt 
erhalten  bleiben  (vgl.  Laband  Deutsches  Staatsrecht  S.  501).  Der  Re- 
gierungsakt, welcher  der  Genehmigung  bedarf,  wird  zunächst  einseitig 
vom  Monarchen  vorgenommen,  und  gelangt  in  dieser  Form  zu  seiner 
Erscheinung;  seine  Gültigkeit  ist  aber  suspensiv  oder  resolutiv  bedingt 
durch  die  Genehmigung  des  Reichsrathes.  Die  Form  der  Genehmigung 
tritt  insbesondere  ein:  bei  Staatsverträgen  und  bei  Notverordnungen. 


*)  z.  B.  Das  Gesetz,  womit  der  Finanzminister  ermächtigt  wird,  ein  be- 
stimmtes Objekt  des  Staatseigcnthums  zu  veräussern  (Verfügung  in  Form 
eines  Gesetzes),  und  das  Gesetz  über  die  Rechtsverhältnisse  der  katholischen 
Kirche  (Gesetz  im  materiellen  Sinne). 
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III.  Die  selbständigen  Befugnisse  des  Reichsrathes,  beziehungsweise 
eines  jeden  der  beiden  Häuser  des  Reichsrathes,  zur  Kontrolle  der  Re- 
gierungsthätigkeit  nach  ihrer  wirtschaftlichen,  rechtlichen  und  politischen 
Seite  umfassen  folgende  Punkte: 

a)  Jedes  der  beiden  Häuser  des  Reichsrathes  kann  seinen  Ansichten 
in  Form  von  Adressen  und  Resolutionen  Ausdruck  verleihen.1) 
Die  Adresse  kann  sich  auf  einen  einzelnen  Punkt  oder  auf  die  ganze 
Lage  des  Reiches  beziehen;  es  können  in  derselben  Wünsche  ausge- 
sprochen, Vorstellungen  gemacht  oder  Beschwerden,  sei  es  gegen  ein- 
zelne Missbräuche  der  Verwaltung,  sei  es  gegen  die  ganze  Amtsführung 
und  politische  Haltung  des  Ministeriums,  erhoben  werden. 

b)  Jedes  der  beiden  Häuser  des  Reichsrathes  kann  in  Allem,  was 
sein  Wirkungskreis  erfordert,  die  Verwaltungsakte  der  Regierung  der 
Prüfung  unterziehen  und  Kommissionen  ernennen,  denen  von  Seite  der 
Ministerien  die  erforderliche  Auskunft  zu  geben  ist. 

In  einzelnen  Verwaltungszweigen  ist  zur  Sicherung  der  Kontrolle 
periodische  Berichterstattung  vorgeschrieben,  so  z.  B.  im  Finanz- 
wesen die  periodische  Vorlage  der  Staatsrechnungsabschlüsse  und  der 
Resultate  der  Finanzabrechnung  (§  11  litt  c.  St.  6.)  Ebenso  besteht 
eine  ständige  Kommission  des  Reichsrathes  zur  Kontrolle  der  Staats- 
schuld. 

c)  Weiter  gehört  hierher  das  Recht,  Petitionen  entgegenzuneh- 
men, wenn  dieselben  durch  ein  Mitglied  des  Hauses  überreicht  werden. 

Der  Reichsrath  ist  befugt,  über  diese  Petitionen  von  der  Regierung 
Auskunft  zu  verlangen  und  entweder  in  der  Form  von  Resolutionen 
oder  durch  Ueberweisung  an  die  Regierung  seine  Ansicht  darüber  aus- 
zusprechen. 

d)  Die  Mitglieder  beider  Häuser  des  Reichsrathes  können  Interpel- 
lationen an  die  Regierung  stellen.  Der  interpellirte  Minister  kann 
sogleich  Antwort  geben,  diese  für  eine  spätere  Sitzung  zusichern,  oder 
mit  Angabe  der  Gründe  die  Beantwortung  ablehnen  (§  12  G.  0.) 

e)  Endlich  muss  das  den  beiden  Häusern  des  Reichsrathes  gewährte 
Recht,  bei  der  Bildung  des  zum  Schutze  der  politischen  Rechte  be- 
stimmten Reichsgerichtes  (S.  176)  mitzuwirken,  dann  das  Recht  der 
Ministeranklage,  zu  den  politischen  Rechten  des  Reichsrathes,  welche  ein 
gesetz-  und  verfassungsmässiges  Regiment  sichern  sollen,  gezählt  werden. 

IV.  Neben  diesen  dem  Reichsrathe  im  gewöhnlichen  Kreislaufe  des 
Staatslebens  zukommenden,  notwendiger  oder  möglicher  Weise  aus- 
zuübenden, Rechte  kommen  demselben  auch  noch  bei  ausserordent- 
lichen Anlässen  gewisse  Funktionen  zu: 

• 

*)  §  21  St.  G.  über  die  Reichsvertretung. 
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a)  Bei  einem  Thronwechsel  die  Entgegennahme  des  Verfassungs- 
gelöbnisses des  neuen  Monarchen  (S.  135). 

b)  In  analoger  Anwendung  dieser  Bestimmung  des  Staatsgrundge- 
setzes über  das  Verfassungsgelobniss  des  Monarchen  wird  man  dem 
Reichsrathe  das  Recht  beimessen  müssen,  bei  Eintritt  einer  Regentschaft 
(§  60  d.  W.)  von  dem  Regenten  die  Ablegung  des  Verfassungsgelöb- 
nisses zu  verlangen,  da  der  Regent  Stellvertreter  des  verhinderten  Monar- 
chen, in  seinen  Rechten  und  in  seinen  Pflichten,  ist  Dagegen  wird 
man  dem  Reichsrathe  weitergehende  Rechte,  als:  die  Zustimmung  zur 
Einrichtung  der  Regentschaft  und  die  Prüfung  der  Notwendigkeit  ihres 
Eintrittes  oder  ihrer  Beendigung  nicht  zuschreiben  können,  weil  die  Ver- 
fassungsgesetze den  Reichsrath  nach  diesen  Richtungen  nicht  zur  Mit- 
wirkung berufen  und  der  Reichsrath  nur  jene  Rechte  ausüben  kann, 
welche  ihm  die  Verfassungsgesetze  ausdrücklich  zuweisen. 

c)  Im  Zusammenhange  mit  dem  nach  ungarischem  Staatsrechte 
nothwendigen  Inaugurationsakte  (S.  136)  wird  im  ungarischen  Staats- 
rechte bei  einem  durch  Abdikation  eintretenden  Thronwechsel  die  Vor- 
lage der  Abdikationsurkunde  zum  Zwecke  der  Inartikulirung  in  das 
Gesetzbuch  gefordert ') 

Auch  dem  Reichsrathe  würde  man  das  Recht  auf  Mittheilung  dieser 
Abdikationsurkunden  nicht  absprechen  können;  denn  es  entspricht  der 
Stellung  des  Reichsrathes  als  eines  dem  Monarchen  beigeordneten,  mit 
demselben  verkehrenden  Organes  der  Staatsgewalt,  in  authentischer 
Weise  von  dem  Entschlüsse  des  bisherigen  Throninhabers,  wodurch  des- 
sen Recht  erlischt  und  ein  neues  Monarchenrecht  begründet  wird,  in 
Kenntnißs  gesetzt  zu  werden. 

§  129. 

b)  Die  materielle  Zuständigkeit  des  Reichsrathes.  *) 

Die  Erörterung  der  materiellen  Zuständigkeit  des  Reichsrathes  um- 
fasst  die  Behandlung  der  einzelnen,  im  §  11  des  Staatsgrundgesetzes 
erschöpfend  aufgezählten,  objektiven  Richtungen  seiner  Thätigkeii 
Die  Thätigkeit  des  Reichsrathes  kann  sich  beziehen: 
1.  Auf  die  auswärtigen  Angelegenheiten,  insofernedem  Reichs- 
rathe zukommt: 

„Die  Prüfung  und  Genehmigung  der  Handelsverträge  und  jener 
Staatsverträge,  die  das  Reich  oder  Theile  desselben  belasten,  oder  ein- 


*)  Vgl.  Aegidi  der  ungarische  Verfassungsptreit  S.  77. 
l)  Hu  gelmann,  Ztschft.  f.  Verw.   VIII.   N.  15—17. 
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zelne  Bärger  verpflichten,  oder  eine  Gebietsänderung  der  im  Reichsrathe 
vertretenen  Königreiche  nnd  Länder  zur  Folge  haben." 

Der  Vorbehalt  der  Genehmigung  gewisser  Gattungen  von  Staats- 
verträgen kann  juristisch  eine  doppelte  Bedeutung  haben.  Es  ist  ent- 
weder die  Genehmigung  nur  die  Voraussetzung  und  Gestattung  der 
Durchfuhrung  eines  abgeschlossenen  Staatsvertrages,  oder  sie  ist  die 
Voraussetzung  seiner  juristischen  Gültigkeit,  so  dass  also  Nichtgeneh- 
migung  Nichtigkeit  des  Vertrages  bedeutet. 

Für  die  letzte  Ansicht  spricht  der  Wortlaut  des  korrespondirenden 
Art.  VI  des  St  G.  über  die  Reg.-  und  Vollzugsgewalt: 

„Der  Kaiser  schliesst  die  Staatsverträge  ab. 

Zur  Gültigkeit  der  Handelsverträge  jener  Staatsvertrage,  die  das 
Reich  oder  Theile  desselben  belasten  oder  einzelne  Bürger  verpflichten, 
ist  die  Zustimmung  des  Reichsrathes  erforderlich." 

Gültigkeit  bedeutet  richterliche  Existenz,  die  von  der  Zustimmung 
des  Reichsrathes  abhängig  gemacht  ist.1) 

Somit  zerfallen  die  Staatsverträge  in  zwei  Kategorien:  a)  In  Ver- 
träge, welche  zu  ihrer  Gültigkeit  der  Zustimmung  des  Reichrathes  be- 
dürfen, und  b)  in  Verträge,  welche  an  diese  Zustimmung  nicht  gebun- 
den sind. 

Zu  den  Verträgen  der  ersten  Art  gehören: 

«)  Die  Handelsverträge.2)  Sie  scheiden  sich  in  zwei  Kate- 
gorien: 

In  Verträge,  welche  die  Anknüpfung  von  Handelsbeziehungen  mit 
Völkern,  die  bisher  ausserhalb  der  internationalen  Rechtegemeinschaft 
standen,  und  in  solche  Verträge,  die  nur  die  Erleichterung  des  bereits 
bestehenden  internationalen,  namentlich  merkantilen  Verkehres  be- 
zwecken.3) 

ß)  Die  Verträge,  welche  den  Staat  belasten  oder  den  Bürgern  Ver- 
pflichtungen auferlegen.4) 

Unter  Staatsverträgen,  welche  den  Staat  belasten,  sind  jene 
zu  verstehen,  welche  entweder  eine  Beschränkung  oder  ein  Aufgeben 

')  Vgl.  darüber  die  betreffenden  Ausführungen  in  der  Schrift  von  E. 
Meier  über  den  Abschluss  von  Staatsverträgen  (S.  91  — 100).  Die  Bestim- 
mungen der  oesterr.  Verfassung  stimmen  im  Wesentlichen  überein  mit  Art.  48 
der  preu8sischen  und  Art.  68  der  belgischen  Verfassung. 

*)  Vgl.  Bluntschli  St.  W.  B.  Art.  Handelsverträge  IV.  663; 
Holtzendorff  Rechtslcxikon  II.  262.  Über  den  Begriff  der  Handelsverträge 
E.  Meier  a.  a.  0.  231. 

s)  E.  Meier  Art.  Handelsverträge  in  Holtzendorff  Rechtslex. 

4)  In  der  belgischen  Verfassungsurkunde  heisst  es:  „Ceux  qui  pou- 
vaient  grever  l'etat  ou  her  indivuellement  les  Beiges. 
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einzelner  staatlicher  Hoheitsrechte  bezwecken1),  oder  zu  ihrer  Erfül- 
lung wiederholte  Ausgaben  nach  sich  ziehen.5) 

Verträge,  welche  den  Bürgern  Verpflichtungen  auferlegen,  bedürfen 
insoweit  der  Genehmigung,  als  die  Anflegung  solcher  Pflichten  sonst 
nur  im  Wege  des  Gesetzes  möglich  wäre. 

Eine  weitergehende  Interpretation  müsste  alle  Staatsverträge  an  die 
Genehmigung  des  Reichsrathes  binden,  weil  es  sich  bei  jedem  Vertrage 
um  die  Uebernahme  von  Pflichten  handelt;  diese  Interpretation  würde 
aber  im  Widerspruche  stehen  mit  dem  offenbaren  Zwecke  dieser  Ver- 
fassun^sbestimmungen,  dem  Reichsrathe  eine  Mitwirkung  nur  da  zu 
wahren,  wo  durch  Staatsverträge  das  Budgetrecht  der  Volksvertretung 
oder  ihre  Mitwirkung  bei  der  Gesetzgebung  berührt  wird. 

Es  werden  daher  nur  jene  Staatsverträge,  welche  dem  Staate  Lasten 
auferlegen,  die  Gegenstand  der  Budgetbewilligang  sind,  oder  welche 
die  Rechtsordnung  ändern,  der  Genehmigung  des  Reichsrathes  bedürfen. 

y)  Endlich  bedürfen  Verträge,  welche  eine  Gebietsveränderung  der 
Reichsrathsländer  bezwecken,  gleichfalls  der  Genehmigung  des  Reichs- 
rathes. 

Alle  diese  Staatverträge  können  zunächst  mit  fremden  Staate  abgeschlos- 
sen werden.  Da  jedoch  nach  Aussen  die  österreichisch-ungarische  Monar- 
chie als  Gesammtstaat  erscheint,  so  werden  Staatsverträge  mit  fremden 
Staaten  stets  von  der  Gesammtmonarchie  abgeschlossen.  Diese  erscheint 
völkerrechtlich  als  verpflichtetes  Subjekt  Allein  der  Vertragswille 
des  Gesammtstaates  lässt  sich  nur  durch  den  Willen  der  Theilstaaten 
erfüllen,  daher  diese  durch  ihre  verfassungsmässigen  Organe  in  den  vor- 
erwähnten Fällen  den  Vertragsabschluss  genehmigen  müssen. 


1)  z.  B.  Beschränkungen  der  Gebietshoheit  durch  Staatsdienstbarkeiten, 
Eintritt  in  ein  Bundesverhältniss,  durch  welches  der  Staatsgewalt  bundes- 
rechtliche Schranken  gezogen  werden. 

2)  Vgl.E.  Meier  Abschluss  der  Staatsverträge  S.  234  und  das  daselbst  im 
Anhange  abgedruckte  Gutachten  von  Gneist  über  den  Art.  48  der  preussi- 
sehen  Verfassungsurkunde.  Gneist  beschränkt  die  Genehmigung  auf  jene 
Vertrüge,  die  einer  Budgetbewilligung  zu  ihrer  Ausführung  bedürfen.  Diese 
Interpretation  erscheint  jedoch,  wenigsten»  für  das  österreichische  Recht, 
zu  weit  und  auch  wieder  zu  eng.  Man  wird  zugeben  müssen,  dass  ein 
sog.  transitorischer  Staatsvertrag,  der  durch  einen  einzigen  Akt  erfüllt  wird, 
keiner  besonderen  Genehmigung  bedarf,  selbst  wenn  er  eine  ökonomische 
Leistung  bedingt;  es  genügt  die  Einstellung  der  erforderlichen  Summen  in 
der  Staatsvoranschlag.  Andererseits  wird  man  die  Bestellung  einer  Staats- 
servitut gewiss  zu  einer  Belastung  des  Staates  rechnen  müssen,  weil  der 
Staat  Etwas  dulden  muss,  was  er  abwehren  könnte,  oder  Etwas  unterlassen 
muss,  was  er  thun  könnte. 
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Es  können  aber  auch  zwischen  den  Reichsrathsländern  und  den  Län- 
dern der  ungarischen  Krone,  als  selbständigen  Rechtssubjekten  Staatsver- 
träge  vorkommen,  die  gleichfalls  der  Genehmigung  des  Reichsrathes  be- 
dürfen, falls  dieselben  unter  die  vorerwähnten  Kategorien  fallen. 

Friedensverträge  mit  fremden  Staaten  bedürfen  zu  ihrer  Gültigkeit 
niemals  der  Zustimmung  des  Reichsrathes,  was  sich  aus  Art  V  des 
Staatsgrundgesetzes  über  die  Reg.-Vollzugsgewalt  ergiebt,  worin  dem 
Kaiser  als  Prärogative  das  Recht  der  Kriegserklärung  und  des  Friedens- 
schlusses eingeräumt  wird.  Dagegen  werden  die  zur  Ausführung  des 
Friedensvertrages  nöthigen  Massregeln  allerdings  der  Zustimmung  des 
Reichsrathes  bedürfen,  insofern  dadurch  die  Rechtsordnung  des  Landes 
geändert  wird,  oder  für  die  Bedeckung  der  übernommenen  Leistungen 
zu  sorgen  ist.  Während  somit  bei  sonstigen,  an  die  Genehmigung  des 
Reichsrathes  gebundenen  Staatsverträgen,  diese  Genehmigung  Voraus- 
setzung ihrer  rechtlichen  Existenz  ist,  erscheint  der  Friedensvertrag 
sofort  wirksam  und  verbindlich;  nur  seine  Durchführung  erscheint 
T>ei  einzelnen  Massnahmen  von  der  Mitwirkung  des  Reichsrathes  ab- 
hängig. 

2.  Im  Gebiete  des  Heerwesens  kommt  dem  Reichsrathe  zu: 

a)  Die  Mitwirkung  bei  der  die  Ordnung  und  Dauer  der  Militärpflicht 
bestimmenden  Gesetzgebung;  dann  bei  der,  die  allgemeinen  Grundsätze 
über  die  öffentlichen  Sachleistungen  für  das  Heer:  Vorspannsleistung, 
Verpflegung,  Einquartierung  aufstellenden  Gesetzgebung,  deren  nähere 
Ausführung  der  Landesgesetzgebung  zukommt  *). 

b)  Die  jährliche  Bewilligung  der  Anzahl  der  auszuhebenden  Mann- 
schaft 5). 

3.  Im  Gebiete  des  Finanzwesens  wirkt  der  Reichsrath  mit: 

a)  Bei  der  Finanzgesetagebung  im  eigentlichen  Sinne,  d.  h. 
bei  der  Gesetzgebung  über  die  öffentlichen  Abgaben  (direkte  Steuern, 
Zölle,  indirekte  Binnensteuern,  Gebühren  und  Stempelauflagen,  Regalien 
und  Monopole),  um  die  Subjekte,  Objekte,  das  Mass  und  die  Erhebungs- 
formen dieser  Auflagen  zu  bestimmen. 

b)  Bei  der  jährlichen  Feststellung  der  Voranschläge  des  Staats- 
haushaltes. 

c)  Dem  Reichsrathe  kommt  zu  die  jährliche  Bewilligung  der  ein- 
zuhebenden Steuern,  Abgaben  und  Gefälle. 


*)  Vgl.  §  18  II.  Punkt  3  der  Landesordnungen. 

2)  Inwieweit  diese  periodische,  in  die  Form  eines  Gesetzes  gekleidete 
Bewilligung  ein  Gesetz  im  materiellen  oder  nur  formellen  Sinne  ist,  wird 
«ich  aus  der  Lehre  der  Gesetzgebung  ergeben. 
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Die  Bedeutung  des  Finanzgesetzes  und  der  damit  zusammenhän- 
genden Steuerbewilligung  ist  im  Finanzrechte  zu  erörtern  1). 

d)  Dem  Reichsrathe  kommt  zu  die  Ertheilung  der  Ermächtigung 
zum  Abschlüsse  von  Geschäften  des  Staates  als  Fiscus,  wenn  «)  durch 
dieses  Geschäft  eine  Veräußerung,  Umwandlung  oder  Belastung  des 
unbeweglichen  Staatseigenthums  bezweckt  wird,  ß)  Aber  ebenso  sind 
jene  Rechtsgeschäfte  ein  Gegenstand  der  Genehmigung  oder  Ermäch- 
tigung, welche  dem  Staate  ökonomische  Leistungen  als  Verpflichtung 
auferlegen.  r) 

e)  Weiter  gehört  dem  Reichsrathe  die  Prüfung  der  Staatsrechnungs- 
abschlüsse und  der  Resultate  der  Finanzgebahrung,  sowie 

f)  die  Zustimmung  zur  Aufnahme  neuer  Anlehen  oder  zur  Kon- 
vertirung  bestehender  Staatsschulden. 

4.  Der  Reichsrath  ist  berufen  zur  Mitwirkung  bei  der  volks- 
wirtschaftlichen Gesetzgebung  und  zwar: 

a)  Ueber  Geld-,  Münz-  oder  Zettelbankwesen;  über  die  Zoll-  und 
Handelsangelegenheiten,  sowie  über  das  Telegraphen-,  Post-,  Eisenbahn-, 
Schifffahrt8-  und  das  sonstige  Reichskommunikationswesen; 

b)  Bei  der  Kredit-,  Bank-,  Privilegien-,  und  Gewerbegesetzgebung ; 
dann  bei  der  Gesetzgebung  über  Mass  und  Gewicht,  über  Marken-  und 
Musterschutz.  3) 

Die  Gesetzgebung  über  die  Propinationsrechte  gehört  jedoch 
in  den  Wirkungskreis  der  Landtage.  4) 

5.  Die  Medizinalgesetzgebung  sowie  die  Gesetzgebung  zum 
8chutze  gegen  Epidemien  und  Viehseuchen;  dann 


*)  Vgl.  VIII.  Hptst.  des  n.  Buches. 

2)  Vgl.  über  diese  Frage  E.  Meier  Abschluss  von  Staatsverträgen  S. 
52  ff.  Es  stehen  zwei  Ansichten  einander  gegenüber.  Die  eine  sagt: 
Dem  Gläubiger  stehe  der  Staat  als  privatrechtliclie  Korporation  gegenüber, 
die  durch  ihr  gesetzliches  Organ  rechtswirksam  verpflichtet  werde;  ob 
dieses  Organ  in  Folge  dessen  mit  einem  andern  Organe  derselben  Korpo- 
ration in  Konflikt  gerathe,  sei  eine  res  interna  dieser  Korporation,  die  den 
Gläubiger  nicht  berühren.  Allein  dagegen  ist  einzuwenden,  dass  ein  gül- 
tiger Staatswille  nur  dort  vorliegt,  wo  die  berufenen  Organe  innerhalb  ihrer 
verfassungsmässigen  Schranken  gehandelt  haben.  Vertragsabschluss  ist  nur 
eine  bestimmte  Form  der  staatlichen  Willensäußerung.  Wenn  durch  die- 
selbe das  Budgetrecht  des  Reichsrathes  berührt  wird,  ist  diese  Willens« 
äussening  an  die  Zustimmung  des  Reichsrathes  gebunden,  die  entweder  in 
der  Form  eines  Ermächtigungsgesetzes  oder  einer  nachträglichen  Genehmi- 
gung des  Geschäftes  ertheilt  werden  kann. 

3)  §  11  litt.  d.  und  e  St.  G. 

4)  Vgl.  darüber  das  II.  Buch,  V.  Hauptstück  (IV.  über  das  Gewerbe- 
recht.) 
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6.  die  Gesetzgebung  über  Staatsbürger-  und  Heimathsrecht,  über 
Fremdenpolizei  und  Passwesen,  sowie  über  Volkszählung;  dann 

7.  die  Gesetzgebung  über  die  konfessionellen  Verhältnisse,  über 
Vereins-  und  Versammlungsrecht,  über  die  Presse  und  den  Schutz  des 
geistigen  Eigenthums  ressortiren  gleichfalls  in  den  Reichsrath. 

8.  Im  Unterrichtswesen  kommt  dem  Reichsrathe  zu  die  Fest- 
stellung der  Grundsätze  bezüglich  der  Volksschulen  und  Gymnasien, 
dann  die  Gesetzgebung  über  die  Universitäten. 

9.  Im  Gebiete  der  Justizgesetzgebung  fällt  in  die  Kompe- 
tenz des  Reichsrathes: 

a)  die  Gesetzgebung  über  das  allgemeine  und  besondere  Privat- 
recht (Handels-  und  Wechselrecht,  See-,  Berg-  und  Lehenrecht)  ;*) 

b)  die  Civilprozessgesetzgebung;2) 

c)  die  Strafjustiz-  und  Polizeistrafgesetzgebung; 

d)  die  Gesetzgebung  über  den  Strafprozess.  s) 

Die  Landtage  sind  nur  nach  zwei  Richtungen  in  diesen  Gebieten 
zur  Mitwirkung  berufen:  «)  insofern  denselben  die  Gesetzgebung  über 
die  innere  (technische)  Einrichtung  der  öffentlichen  Bücher  zukommt 
und  ß)  insofern  über  Gegenstände,  welche  auf  Grund  der  Verfassungs- 
gesetze in  die  Kompetenz  der  Landtage  gehören,  privatrechtliche  oder 
Strafbestimmungen  zu  erlassen  sind.  Die  Polizeigesetzgebung  sieht  Bich 
veranlasst,  Beschränkungen  der  Eigenthumsausübung,  im  Interesse  der 
Sicherheit  und  des  allgemeinen  Wohles,  eintreten  zu  lassen.  Ebenso  sind 
Polizeigesetze  ohne  Strafsanktion  nicht  denkbar.  Schon  das  allgemeine 
bürgerliche  Gesetzbuch  verweist  an  einzelnen  Stellen4)  auf  die  die 
Privatrechte  beschränkenden,  oder  näher  bestimmenden,  politischen  Ge- 
setze und  auf  die  Landesverfassung.  Es  soll  den  Landtagen  durch 
diese  Bestimmung  das  Recht  gewahrt  werden,  in  den  nach  den  Landes- 
ordnungen und  sonstigen  Gesetzen  ihnen  zugewiesenen  Gegenständen, 
Bestimmungen  zu  treffen,  die  das  Civil-  und  Strafrecht  berühren.  5) 

*)  §  11  litt  k. 

2)  Dies  ergiebt  sich  aus  §  1 1  litt,  n.,  weil  die  Civilprozessgesetzge- 
bung  ein  Gesetz  zur  Durchfuhrung  des  Staatsgrundgesetzes  über  die  richter- 
liche Gewalt  ist. 

3)  Folgt  gleichfalls  aus  §  11  litt  q. 

*)  Art.  IX.  K.  P.  zu  al.  G.  B.  §§  13,  26,  27,  32,  140,  287,  290, 
325,  383,  385,  387,  499,  501,  544,  573,  634,  643,  694,  760,  761, 
818,  867,  1044,  1171,  1174,  1272,  1317. 

5)  Vgl.  über  §  11  litt.  k.  den  Bericht  der  vereinigten  juridisch-poli- 
tischen Kommission  des  Herrenhauses  (Gesetzgebung  Oesterreichs,  erläutert 
aus  den  Reichsrathsverhandlungen  S.  218),  welche  für  die  Beseitigung  dieser 
Bestimmung  (unter  ß)  war,  weil  den  Landtagen  die  Gesetzgebung  bezüglich  der 
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10.  Die  Gesetzgebung  über  die  Grandzüge  der  Organisirung  der 
Gerichts-  oder  Verwaltungsbehörden.  (§  11  1.  St  G.) 

11.  Die  zur  Durchfuhrung  der  Staatsgrundgesetze  über  die  allge- 
meinen Hechte  der  Staatsbürger,  über  das  Reichsgericht,  über  die 
richterliche,  Regierungs-  und  Vollzugsgewalt  zu  erlassenden  und  dort 
bezogenen  Gesetze.  Es  muss,  damit  ein  Gesetz  aus  diesem  Grunde 
in  die  Kompetenz  des  Reichsrathes  falle,  zweierlei  zusammentreffen: 

a)  Es  muss  einerseits  in  diesem  Kausalnexus  stehen  und 

b)  andererseits  ausdrücklich  darin  berufen  sein.  *) 

12.  Die  Gesetzgebung  über  jene  Gegenstände,  weche  sich  auf 
Pflichten  und  Verhältnisse  der  einzelnen  Länder  unter  einander  beziehen 
(§11  litt  N.);  z.  B.  die  Gesetzgebung  über  den  Ersatz  von  Verwal- 
tungsauslagen, welche  ein  Land  für  die  Angehörigen  eines  anderen 
Landes  machen  muss. 

13.  Rücksichtlich  der  Angelegenheiten  des  österreichisch-ungari- 
schen Gesammtstaates  ist  dem  Reichsrathe  ein  doppelter  Wirkungs- 
kreis zugemessen: 

a)  Ein  mittelbarer,  indem  der  Reichsrath  durch  eine  Dele- 
gation bei  der  Geschäftsführung  des  Gesammtstaates  mitzuwirken  hat l) 

b)  Ein  unmittelbarer,  indem  die  Feststellung  des  zwischen 
beiden  Theilstaaten  der  Gesammtmonarchie  bestehenden  Rechtsverhält- 
nisses und  die  Ausbildung  der  politischen  Institutionen  des  Gesammt- 

Landeskultur,  des  Kommunikationswesens  und  der  Wohlthätigkeitsanstalten  zu- 
kommt, daher  folgerichtig  auf  Grund  des  erwähnten  Zugeständnisses  auch 
die  Gesetzgebung  bezüglich  des  Realkredites,  der  Theilbarkeit  und  Belastung 
unbeweglicher  Güter,  dann  der  Fideikommisse,  Servituten  u.  s.  w.,  die  ganze 
Agrargesetzgebung  in  civil-  und  strafrechtlicher  Beziehung,  als  sämmtlich 
in  das  Gebiet  der  Landeskultur  gehörig,  von  den  Landtagen  in  Anspruch 
genommen  würde.  Dagegen  bemerkte  der  Berichterstatter  des  Abgeordne- 
tenhauses (S.  287  a.  a.  0.),  zur  Begründung  der  nachher  vom  Herrenhause 
angenommenen  Fassung  des  §  1 1  litt,  k,  dass  doch  gewisse  Gesetzgebungs- 
zweige, wie  namentlich  das  Landeskulturwesen,  sich  gar  nicht  denken  lassen, 
wenn  man  von  jeder  Strafbestimmung,  von  jeder  Beziehung  auf  civilrecht- 
liehe  Bestimmungen  absehen  wollte.  Es  Hesse  sich  bei  Eliminirung  die- 
ser Bestimmung  kein  Landeskulturgesetz  geben,  kein  Zusammenlegungs- 
gesetz, kein  Gesetz,  in  welchem  irgendwie  ein  Expropriationsrecht  ausge- 
sprochen wird,  kein  Feldpolizeigesetz,  in  welchem  irgend  eine  Strafe  aus- 
gesprochen ist.  Es  soll  mit  dieser  Bestimmung  nichts  Anderes  gewahrt 
sein,  als  dass  den  Landtagen,  mit  Beziehung  auf  die  ihnen  ohnehin 
landesordnungsmässig  zustehende  Kompetenz,  nicht  etwa  der  Einwand  ent- 
gegengestellt werde,  dass  wegen  Berührung  mit  dem  Civil-  und  Strafrechte 
der  Gegenstand  von  ihrer  Kompetenz  ausgeschlossen  ist. 

*)  §  11  litt,  m.,  Reichsraths  Verhandlungen  a.  a.  0.  S.  204. 

*)  Das  Nähere  gehört  in  das  III.  Buch  d.  W. 
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Staates  mittelst  materiell  übereinstimmender  Doppelgesetze  beider 
Theilstaaten  erfolgt,  deren  Festsetzung  einerseits  dem  Reichsrathe, 
andererseits  dem  tingarischen  Reichstage  zukommt.  ') 

II.  Die  Zusammensetzung  des  Reichrathes. 
A.  Dessen  äussere  Gestaltung. 

§  130. 

a)  Die  beiden  Hiluser  des  Reichsrathes  überhaupt. 

I.  Der  Reichsrath  besteht  aus  zwei  getrennten  Kollegien: 
Dem  Herrenhause  und  dem  Hause  der  Abgeordneten.   Diese  Tren- 
nung^ des  Reichsrathes  in  zwei  Häuser  hebt  aber  seine  Einheit  nicht 
auf;  es  können  sich  daher: 

a)  Beide  Häuser  des  Reichsrathes  nur  gleichzeitig  versammeln  und 
die  Einberufung,  Vertagung  und  Schliessung  des  Reichsrathes  bezieht 
sich  stets  auf  beide  Häuser  zugleich.  Die  Auflösung  des  Abgeordneten- 
hauses zieht  notwendiger  Weise  die  Schliessung  der  Thätigkeit  des 
Herrenhauses  nach  sich. 

b)  Ein  rechtlich  wirksamer  Beschluss  des  Reichsrathes  liegt  erst 
dann  vor,  wenn  beide  Häuser  materiell  übereinstimmende  Beschlüsse 
gefasst  haben.  Daraus  folgt,  dass  jeder  positive  Beschluss  des  einen 
Hauses  dem  anderen  Hause  mitzutheilen  ist.  Tritt  das  andere  Haus 
dem  Beschlüsse  einfach  bei,  oder  lehnt  es  den  Beschluss  des  andern 
Hauses  einfach  ab,  so  findet  keine  Rückleitung  des  gefassten  Be- 
schlusses an  das  erste  Haus,  sondern  eine  blosse  Mittheilung  statt 
Weicht  dagegen  der  Beschluss  des  andern  Hauses  in  gewissen  Punkten 
ab,  so  ist  die  gegenseitige  Kommunikation  der  Beschlüsse  so  lange 
fortzusetzen,  bis  über  die  Abänderungen  die  Einigung  erzielt  ist  (§  10 
Gesch.  Odg.  12.  Mai  1873.) 

Eine  Ausnahme  von  dem  Prinzipe,  dass  zu  einem  Beschlüsse  des 
Reichsrathes  ein  materiell  übereinstimmender  Beschluss  beider  Häuser 
erforderlich  ist,  besteht  nur  rücksichtlich  des  Finanz-  und  Rekruten- 
gesetzes, indem  bei  Nichterzielung  eines  übereinstimmenden  Beschlusses 
beider  Häuser  über  einzelne  Punkte  des  Finanzetats  oder  übor  die  Höhe 
des  auszuhebenden  Rekrutenkontingentes  die  geringere  Ziffer  für  bewil- 
ligt gilt  (§  13  0.) 


»)  §  11  litt.  o.  St.  G. 


§  130.   a)  Die  beiden  Häuser  des  Reichsrathes  überhaupt.  341 


II.  Andererseits  sind  aber  die  beiden  Häuser  des  Reichsrathes 
zwei  für  sich  bestehende,  selbständig  handelnde,  gleichberechtigte 
Kollegien. 

Daraus  folgt: 

a)  Niemand  kann  gleichzeitig  Mitglied  beider  Häuser  sein. 

b)  In  jenen  Angelegenheiten,  in  denen  die  Häuser  des  Reichs- 
rathes Befugnisse  der  Kontrolle  ausüben,  kann  jedes  derselben  selb- 
ständig handeln. 

c)  Regierungsvorlagen  können  nach  Ermessen  der  Regierung  ent- 
weder in  dem  einen  oder  andern  Hause  eingebracht  werden. 

Nur  Finanzvorlagen  d.  h.  Regierungsvorlagen  über  Finanzgn- 
setze  und  Budgetposten,  über  Veräusserung  von  Staatseigenthum  und 
Aufnahme  von  Staatsschulden;  dann  der  Entwurf  des  Rekrutengesetzes 
sind  im  Abgeordnetenhause  einzubringen. 

Eine  Vereinigung  beider  Häuser  zu  gemeinschaft  liehen  Sitzungen 
und  Beschlussfassungen  findet  nicht  statt  Bloss  zu  formellen  Geschäf- 
ten ohne  BescMussfassung,  wie  bei  der  Eröffnung  und  Schliessung  des 
Reichsrathes  und'  bei  Leistung  des  Verfassungsgelöbnisses  durch  den 
Kaiser,  findet  ein  solcher  Zusammentritt  statt,  was  jedoch  keine  Aus- 
nahme von  dem  erwähnten  Prinzipe  bildet 

Dagegen  sind  (§  11  G.  0.)  Deputationskonferenzen  beider  Häuser 
zur  Erzielung  eines  übereinstimmenden  Beschlusses  nicht  nur  zulässig, 
sondern  sogar  geboten,  wenn  bei  Berathung  des  Jahresbudgets  oder 
eines  andern  Finanzgesetzes,  des  Bekrutengesetzes  oder  einer  dringen- 
den Regierungsvorlage,  in  Betreff  deren  die  Entscheidung  nicht  bis 
zur  nächsten  Session  verschoben  werden  kann,1)  in  anderer  Weise  keine 
Uebereinstimmung  zu  erzielen  ist. 

f)  Es  haben  in  diesen  Fällen  von  beiden  Häusern  in  gleicher  Anzahl 
gewählte  Mitglieder  zu  einer  Konferenz  zusammenzutreten,  um  einen  gemein- 
schaftlichen Bericht  zu  erstatten,  welcher  sofort  in  demjenigen  Hause  zuerst 
in  Verhandlung  kommt,  welches  in  diesem  Gegenstande  früher  Beschluss 
gefasst  hat. 

Der  Antrag  auf  Einsetzung  dieser  Konferenz  kann  in  jedem  der  beiden 
Häuser  gestellt  werden,  sobald  über  den  betreffenden  Gegenstand  in  jedem 
Hause  mindestens  zweimal  Beschluss  gefasst  wurde. 

Ein  solcher  Antrag,  von  dem  einen  Hause  zum  Beschlüsse  erhoben, 
leann  von  dem  anderen  Hause  nicht  abgelehnt  werden. 

Die  gemeinsamen  Konferenzen  wählen  zwei  Vorsitzende,  und  zwar  je 
Einen  aus  den  Mitgliedern  des  Herrenhauses  und  jenen  des  Abgeordneten- 
hauses, welche  abwechselnd  den  Vorsitz  fuhren. 

Ueber  den  Vorsitz  in  der  ersten  Sitzung  entscheidet  das  Loos. 

Die  Abstimmungen  erfolgen  mittelst  Stimmzettel,  aus  welchen  über  die 
gestellte  Abstimmungsfrage  mit  „Ja"  oder  „Nein"  votirt  wird. 
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§  131. 

b)  Das  Herrenhauft. 

Das  Herrenhaus  besteht  ans  drei  verschiedenen  Kategorien  von 
Personen: 

1.  VermOge  der  Geburt  sind  zur  Mitgliedschaft  berufen  die  gross- 
jährigen Prinzen  des  kaiserlichen  Hauses. 

Dieses  Eecht  der  Mitglieder  des  kaiserlichen  Hauses  beruht  somit 
unmittelbar  auf  einem  Rechtssatze;  es  wird  nicht  erst  durch  eine  Ver- 
fügung des  Monarchen  begründet 

Das  Vorhandensein  der  die  Mitgliedschaft  begründenden  zwei  sub- 
jektiven Voraussetzungen,  als:  die  Eigenschaft  eines  Mitgliedes  der 
Dynastie  und  die  Grossjährigkeit  ist  nach  den  Hausgesetzen  zu  be- 
urtheilen.   (vgl.  §  54  d.  W.) 

2.  Mitglieder  des  Herrenhauses  vermöge  ihrer  hohen  Kirchen- 
würde in  den  Reichsrathsländern  sind  alle  Erzbischöfe  und  jene  Bi- 
schöfe, denen  fürstlicher  Rang  zukommt  Das  Gesetz  verlangt  nicht, 
dass  diese  berufenen  Personen  ihren  Amtssitz  in  Oesterreich  haben; 
es  genügt,  dass  sich  die  Diöcese  oder  Provinz  über  österreichisches  Ge- 
biet erstreckt,  weil  sie  dann  (wie  der  Fürstbischof  von  Breslau) 
in  Oesterreich  ein  Kirchenamt  ausüben.  Oesterreichische  Staatsbürger- 
schaft ist  im  Gesetze  als  Voraussetzung  der  Ausübung  dieses  der  Kirche 
eingeräumten  politischen  Rechtes  nicht  aufgestellt. 

3.  Die  übrigen  durch  den  Kaiser  berufenen  Mitglieder  des 
Herrenhauses  zerfallen  in  zwei  Kategorien: 

a)  Als  Mitglieder  erscheinen  die  jeweiligen  grossjährigen  Häupter 
jener  in  den  Reichsrathsländern  durch  ausgedehnten  Grundbesitz 
hervorragenden  inländischen  Adelsgeschlechter,  welchen  der  Kaiser 
die  „erbliche"  Reichsrathswürde  verliehen  hat.  Der  Ausdruck  „erb- 
liche Reichsrathswürde"  will  nur  andeuten,  dass  die  Mitglied- 
schaft des  Herrenhauses,  innerhalb  der  Personen  eines  bestimmten 
Geschlechtes,  von  Fall  zu  Fall  auf  einen  individuell  Berechtigten  als 
nachrückendes  Haupt  dieser  Familie  übergeht. 

Das  Gesetz  knüpft  die  Verleihung  dieses  politischen  Rechtes  an 
Adelsfamilien  an  zwei  Voraussetzungen:  «)  Es  sollen  nur  inlän- 


Die  Präsidenten  beider  Häuser  haben  das  Recht,  den  Conferensen  mit 
beratheuder  Stimme  beizuwohnen. 

Das  Ergebniss  der  Berathung  wird  in  einem  gemeinsamen  Berichte 
beiden  Häusern  mitgetheilt,  und  zwar  in  jedem  Hause  durch  den  betreffen- 
den Vorsitzenden  der  Conferenz. 
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dische  Adelsfamilien  in  dieser  Weise  ausgezeichnet  werden;  d.  h. 
solche,  welche  den  österreichischen  Adel  besitzen;  und  diese  sollen  ft)  durch 
grossen  Grundbesitz,  der  innerhalb  der  Reichsrathsländer  gelegen  ist, 
hervorragen. 

Dagegen  lässt  das  Gesetz  eine  ganze  Reihe  von  Fragen  über 
rechtliche  Qualität  des  vorausgesetzten  Grundbesitzes  und  über  die  je- 
weilige Bestimmung  des  individuell  Berechtigten  ungelöst 

Das  Gesetz  bestimmt  nicht,  ob  der  Grundbesitz  ein  durch  beson- 
dere  Erbfolge  (Lehen-  oder  Fideikommisserbfolge)  befestigter  sein 
muss,  oder  ob  ein  freivererblicher  Grundbesitz  genügt.  Im  letztern  Falle 
würde,  da  die  Begründung  einer  besondern  Hausverfassnng  des  Adels  in 
Oesterreich  durch  Observanz  oder  Familienautonomie  nicht  vorkommt, 
die  Bestimmung  des  Familienhauptes  Schwierigkeiten  unterliegen; 
es  müsste  zum  Mindesten  in  der  Verleihungsurkunde  die  Folgeordnung 
bestimmt  werden,  nach  der  das  Mitgliedschaftsrecht  ausgeübt  werden 
soll.  Allein  in  diesem  Falle  ergiebt  sich  wieder  die  Schwierigkeit, 
dass  der  hierdurch  Berufene  möglicher  Weise  seinen  Grundbesitz  längst 
aufgegeben  hat,  und  dass  auch  die  übrigen  Mitglieder  des  Geschlechtes 
ihren  Grundbesitz  verloren  haben.  Es  würden  damit,  im  Widerspruche 
mit  der  Absicht  des  Gesetzes,  politische  Rechte  eines  Personenkreises 
fortdauern,  obwohl  die  bei  der  ursprünglichen  Verleihung  gewollten 
Voraussetzungen  längst  geschwunden  sind. 

Man  wird  daher,  in  Uebereinstimmung  mit  der  bisherigen  Uebung, 
einen  durch  besondere  Erbfolge  befestigten  Grundbesitz  als  Voraussetzung 
der  Verleihung  dieses  politischen  Rechtes  annehmen  müssen,  weil  nur 
durch  diese  die  Erhaltung  des  Grundbesitzes  von  entsprechender  Grösse 
und  damit  die  Fortdauer  der  ursprünglichen  Voraussetzung  der  Verlei- 
hung verbürgt,  die  äussere  Einheit  des  Adelsgeschlechtes  als  einer 
Summe  eventuell  et  pacto  et  Providentia  maiorum  Successionsberech- 
tigter,  sowie  die  Bestimmung  des  jeweiligen  Familienhauptes  ermög- 
licht wird. 

Die  Grossjährigkeit,  als  Voraussetzung  der  Ausübung  dieses  poli- 
tischen Rechtes,  ist  nach  Civilrecht  zu  beurtheilen.  Ist  der  individuell  Be- 
rechtigte minderjährig  oder  durch  mangelnde  Eigenberechtigung  (wegen 
Wahnsinns)  an  der  Ausübung  dieses  Rechtes  gehindert,  so  ruht  das- 
selbe für  die  Familie;  die  Berufung  eines  mittlerweiligen  Stellver- 
treters ist  unstatthaft.  (§  17  St  G.) 

b)  Auf  Lebenszeit  können  vom  Kaiser  ausgezeichnete  österrei- 
chische Staatsbürger1),  welche  sich  um  Staat,  oder  Kirche,  Wissenschaft 

!)  Diess  ergibt  sich  aus  §  5  St.  G.,  welches  verlangt,  dass  diese  Mit- 
glieder aus  den  durch  den  Reichsrath  vertretenen  Ländern  zu  berufen  sind. 
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oder  Kunst  verdient  gemacht  haben,  als  Mitglieder  des  Herrenhauses 
berufen  werden. 

Das  Staatsgrundgesetz  bestimmt  nicht,  ob  den  Berufenen  die  Ab- 
lehnung freisteht.  Ein  Interesse  an  der  Möglichkeit  der  Ablehnung 
könnte  der  Berufene  darin  finden,  dass  er  durch  den  Eintritt  in  das 
Herrenhaus  die  ihm  subjektiv  wichtiger  erscheinende  Mitgliedschaft  des 
Abgeordnetenhaus  aufgeben  muss,  da  Niemand  gleichzeitig  Mitglied  beider 
Häuser  sein  kann  (§  1  St.  G.).  Man  wird  aber  an  dem  Rechte,  die  Be- 
rufung abzulehnen,  nicht  zweifeln  können,  da  eine  Pflicht  zur  TJeber- 
nahme  und  Ausübung  öffentlicher  Funktionen  eine  ausdrückliche  Fest- 
setzung voraussetzen  würde.  Auch  wird  die  Mitgliedschaft  nicht  schon 
durch  die  Berufung,  sondern  erst  durch  den  Eintritt  und  die  Ab- 
legung des  Verfassungsgelöbnisses  erworben,1)  ein  Zwang 
zu  diesen  Handlungen  ist  aber  undenkbar. 

Die  Berufung  in  das  Herrenhaus  durch  den  Kaiser  bedeutet  daher 
nicht  einen  Imperativ,  einzutreten,  sondern  will  nur  die  Möglichkeit 
gewähren,  durch  die  Willenserklärung  des  Eintrittes  die  Mitgliedschafts- 
rechte zu  erwerben.  Es  erfolgt  daher,  wenn  ein  Abgeordneter  in  das 
Herrenhaus  berufen  wird,  nicht  ipso  jure  durch  diese  Ernennung,  son- 
dern erst  durch  den  Eintritt,  das  Ausscheiden  aus  dem  Abgeordneten- 
hause. 

Die  Zahl  der  vom  Kaiser  zu  berufenden  Herrenhausmitglieder  ist 
nicht  beschränkt. 

§  132. 

c)  Das  Haus  der  Abgeordneten. 

In  das  Haus  der  Abgeordneten  kommen  durch  Wahl  353  Mit- 
glieder, und  zwar  in  der  für  die  einzelnen  Königreiche  und  Länder  auf 
folgende  Art  festgesetzten  Zahl: 

für  das  Königreich  Böhmen   92 

„    „         „        Dalmatien   9 

„    „         „        Galizien  und  Lodomerien  mit  dem  Gross- 

herzogthume  Krakau   63 

tt    „   Erzherzogthum  Oesterreich  unter  der  Enns.   ...  37 

w      n  n  w  Ob       „„....  17 

„  „   Herzogthum  Salzburg   5 

„  «         h         Steiermark  4   ...  23 

»  *         „         Kämthen   9 

ff  ,»         «         Krain   10 
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für  das  Herzogthura  Bukowina     .    .    9 

„   die  Markgrafschaft  Mähren   36 

„   das  Herzogthum  Ober-  und  Nieder-Schlesien   ....  10 

„    die  geforstete  Grafschaft  Tirol   18 

„    das  Land  Vorarlberg   3 

„    die  Markgrafschaft  Istrien   4 

„    „   gefüretete  Grafschaft  Görz  und  Gradiska   ....  4 

„    „   Stadt  Triest  mit  ihrem  Gebiete   4 


Die  für  jedes  Land  festgesetzte  Zahl  der  Mitglieder  wir)  unter  die 
in  den  Landesordnungen  enthaltenen  Wählerklassen 

a)  des  grossen  (landtäflichen,  lehentäflichen)  Grundbesitzes,  der 
Höchstbesteuerten  in  Dalmatien,  des  adeligen  grossen  Grundbesitzes 
sammt  den  im  §  3,  I  der  Landesordnung  bezeichneten  Personen  in 
Tirol; 

b)  der  Städte  (Städte  —  Märkte  —  Industrialorte  —  Orte) ; 

c)  der  Handels-  und  Gewerbekammern  und 

d)  der  Landgemeinden 
vortheill 

Die  nähere  Vertheilung  gibt  die  folgende  Tabelle: 


Land. 

Grossgrund- 

besitz 
(Höchstbest.) 

Städte,  Märkte, 
Industrialorte. 

Handels-  und 
Gewerbe- 
kammem. 

Landge- 
meinden. 

Böhmen. 

23 

32 

7 

30 

Dalmatien. 

2 

6 

Galizien. 

20 

13 

3 

27 

Niederöster- 
reich. 

8 

17 

2 

10 

Oberösterreich. 

3  ' 

6 

1 

7 

Salzburg. 

1 

2 

9 

Steiermark. 

4 

8 

2 

9 

Eärnthen. 

1 

1  3 

1 

4 

■ 

8 

5 
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Land. 

Grossgrund- 

besitz 
(Hochstbest.) 

Städte,  Markte, 
Industrialorte. 

Handels-  und 
Gewerbe- 
kammern. 

Landge- 
meinden. 

Bukowina. 

3 

2 

1 

3 

Mahren. 

9 

13 

3 

11 

Schlesien. 

3 

4 

3 

Tirol. 

b 

5 

8 

Vorarlberg,   j  — 

1 

3 

Istrh'n. 

|  1 

1 

2 

Gor/,  und 
Gradiska, 

■ 

1 

2 

Triest, 

3 

Summe. 

85 

137 

131 

B.  Die  Bildung  des  Abgeordnetenhauses. 

§  133. 

a)  Allgemeine  Grundsätze. 

I.  Das  Abgeordnetenhaus  ist  keine  Delegirten-Vereammlung  der  ein- 
zelnen Kronländer,  sondern  in  seiner  Zusammensetzung  und  Bildung 
soll  sich  die  Einheit  des  Staates  ausprägen.  Dieser  Gedanke  hat  in 
drei  Prinzipien  seinen  Ausdruck  gefunden: 

a)  Die  Mitglieder  des  Abgeordnetenhauses  werden  seit  dem  Gesetze 
vom  2.  April  1873  nicht  mehr  von  den  Landtagen,  sondern  von  den 
Wahlberechtigten  selbst,  innerhalb  der  einzelnen  Wählerklassen  und 
Wahlbezirke,  entsendet. 

b)  Das  aktive  Wahlrecht  innerhalb  einer  bestimmten  Wählerklasse 
des  einzelnen  Kronlandes  ist,  abgesehen  von  den  sonstigen  Voraus- 
setzungen, nur  durch  die  allgemeine  Osterreichische  Staatsbürgerschaft 
keineswegs  aber  durch  die  Heimathszuständigkeit  innerhalb  des  betref- 
fenden Kronlandes  bedingt 

c)  Ebensowenig  ist  die  Wählbarkeit  auf  jene  Personen  be- 
schränkt, die  innerhalb  des  einzelnen  Kronlandes  heimathsberechtigt 
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oder  wahlberechtigt  sind,  vielmehr  genügt  es  rar  die  Wahlfähigkeit, 
abgesehen  von  den  besonderen  Voraussetzungen,  dass  der  zu  Wählende 
in  einem  der  Länder  überhaupt  wahlberechtigt  oder  in  den  Landtag 
wählbar  sei.   (§  19  der  Reichsrathswahlordnung.) 

Die  Kronländer,  als  relativ  selbständige  Bestandteile  des  Staates, 
werden  jedoch  bei  Bildung  des  Abgeordnetenhauses  in  einer  dreifachen 
Weise  berücksichtigt  Es  wird  die  Gesammtzahl  der  Abgeordneten 
unter  die  einzelnen  Kronländer  vertheilt;  die  Abgrenzung  der  einzelnen 
Wahlbezirke  findet  nur  innerhalb  der  einzelnen  Kronländer  statt;  und 
jeder  Staatsbürger  kann  sein  Wahlrecht  in  demselben  Lande  nur  einmal 
ausüben,  wenn  er  gleichzeitig  in  verschiedenen  Wählerklassen  desselben 
Landes  wahlberechtigt  ist  Dagegen  ist  es  gestattet,  dass  ein  und 
derselbe  Wahlberechtigte  in  verschiedenen  Kronländern  das  Wahlrecht 
ausübe. 

Analog  wie  bei  den  Landtagswahlen  kommen  für  die  Wahl  der 
Abgeordneten  in  Betracht:  Die  räumlichen  Bezirke  des  Staatsge- 
bietes, innerhalb  welcher  die  Wahl  stattfindet,  und  die  innerhalb  dieser 
Bezirke  zu  einem  Wahlkörper  verbundene  Summe  von  Personen. 

In  räumlicher  Beziehung  sind  zu  unterscheiden: 

a)  Die  Kronländer  als  Gebiete,  in  denen  eine  bestimmte  Anzahl 
von  Abgeordneten  zu  wählen  ist 

b)  Die  Wahlbezirke,  innerhalb  welcher  alle  Wahlberechtigten 
einer  bestimmten  Klasse  zu  einer  Wählerschaft  verbunden  sind. 

c)  Für  die  wirkliche  Stimmenabgabe  ist  entweder  in  jedem  Wahl- 
bezirke nur  Ein  Wahlort  festgesetzt,  oder  es  zerfällt  jeder  Wahlbezirk  zum 
Zwecke  der  Stimmenabgabe  ineinzelneDistrikte  (Unter-Wahlbezirke 
oder  Stimmbezirke  mit  je  einem  Wahlorte),  in  denen  abgesonderte 
Wählerversammlungen  stattfinden.  Ist  das  Letztere  der  Fall,  so  ist  für 
den  ganzen  Wahlbezirk  zugleich  ein  Hauptwahlort  bestimmt,  in  wel- 
chem die  Feststellung  des  Wahlresultates  für  den  ganzen  Wahlbezirk 
zu  erfolgen  hat 

II.  Als  Wählerk lassen  werden  die  in  den  Landesordnungen  ent- 
haltenen Wählerklassen  berücksichtigt  Bücksichtlich  der  Ausübung 
des  Wahlstimmrechtes  in  den  einzelnen  Wählerklassen  enthält  die 
Reichsrathswahlordnung  (§  1—9)  folgende  Grundsätze: 

1.  Für  die  Wahl  der  Abgeordneten  aus  der  Klasse  des  grossen 
Grundbesitzes  bilden  die  Länder,  in  denen  diese  Wählerklasse  besteht 
je  Einen  Wahlbezirk,  und  die  wahlberechtigten  Grossgrundbesitzer  je 
Einen  Wahlkörper.  Der  Wahlort  für  die  Wahlen  des  in  einem  Wahl- 
körper wählenden  grossen  Grundbesitzes  ist  jene  Stadt,  in  welcher  der- 
selbe seinen  Abgeordneten  für  den  Landtag  zu  wählen  hat  (§.  8  B.O.) 
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Von  diesen  Grundsätzen  bestehen  aber  folgende  Ausnahmen: 

a)  In  Galizien  werden  die  20  Abgeordneten  des  grossen  Grund- 
besitzes in  20  Wahlbezirken  gewählt,  deren  jeder  je  einen  Abge- 
ordneten entsendet.  ' 

Die  Wahlbezirke  und  Wahlorte  sind  aus  dem  der  Reichstagswahl- 
ordnung beigefügten  tabellarischen  Anhange  zu  entnehmen. 

b)  In  der  Bukowina  zerfällt  der  grosso  Grundbesitz  in' zwei 
Wahlkörper,  davon  den  ersten  die  stimmberechtigten  Mitglieder  des 
Bukowinaer  bischöflichen  Konsistoriums  und  die  Vorsteher  der  Klöster 
zu  Dragomirna,  Putna  und  Suczawica,  den  zweiten  alle  übrigen  wahl- 
berechtigten Grossgrundbesitzer  zu  bilden  haben. 

2.  In  Tirol  bestehen  an  Stelle  der  in  den  übrigen  Kronländern 
Torkommenden  Klasse  des  Grossgrundbesitzes  zwei  Wahlkörper.  Den 
ersten  Wahlkörper  bilden  die  im  §  3  Abs.  1  der  Ld.  0.  genannten 
geistlichen  Personen:  Die  Abte  von  Wüten,  Stamms  und  Fiecht,  der 
Probst  von  Neustift,  der  Abt  von  Marienberg,  der  Prior  von  Gries,  der 
Landeskomthur  des  deutschen  Ordens,  der  Probst  von  Bötzen,  der 
Probst  von  Innichen,  der  Probst  von  Arco  und  der  Erzpriester  von 
Roveredo,  welche  einen  Abgeordneten  durch  an  den  Landeschef 
innerhalb  eines  von  diesem  bestimmten  Termines  einzusendende,  eigen- 
händig unterfertigte  Wahlzettel  wählen  (§  2  und  53  B.  0.).  Den 
zweiten  Wahlkörper  bilden  Wahlberechtigte  des  adeligen  grossen  Grund- 
besitzes. 

3.  Die  Wahlberechtigten  der  Klassen  der  Höchstbesteuerten 
in  Dalmatien  wählen  zwar  in  einem  Wahlbezirke  und  in  einem 
Wahlkörper,  aber  in  vier  Wahlorten  nämlich  Zara,  Spalato,  Ragusa, 
Cattaro  mit  dem  Hauptwahlorte  Zara. 

4.  In  der  Wählerklasse  der  Städte  bilden  die  Wahlberechtig- 
ten eines  jeden  Wahlbezirkes  Einen  Wahlkörper.  Die  einzelne  Stadt  zer- 
fällt entweder  in  mehrere  Wahlbezirke,  oder  es  sind  in  den  meisten 
Fällen  mehrere  Städte,  Märkte,  Industrialorte,  Orte,  zu  einem  Wahlbe- 
zirke verbunden. 

Die  einzelnen  zu  einem  Wahlbezirke  verbundenen  Städte  (Stadt- 
bezirke oder  Stadttheile)  sind  zugleich  Wahlorte.  Sind  mehrere  Städte 
zu  einem  Wahlbezirke  verbunden,  so  ist  in  der  Reichsrathswahlordnung  der 
erstgenannte  Ort  der  Hauptwahlori  Nur  Triest  bildet  zwar  einen 
Wahlbezirk,  aber  in  diesem  Wahlbezirke  bestehen  drei  Wahlkörper. 

5.  Die  Handels-  und  Gewerbekammern  wählen  entweder  für 
sich  allein  (Prag,  Reichenberg,  Eger,  Pilsen,  Budweis,  Lemberg,  Krakau, 
Brody,  Wien,  Linz,  Gratz,  Leoben,  Klagenfurt,  Cernowitz,  Brünn, 
Olmütz,  Triest),  oder  gemeinsam  mit  den  städtischen  Wahlbezirken. 
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Im  ersten  Falle  bilden  die  wirklichen  Mitglieder  der  Kammer  einen 
Wahlkörper,  im  zweiten  Fall  dagegen  bilden  die  wirklichen  Kammer- 
mitglieder in  Verbindung  mit  den  Wahlberechtigten  des  städtischen 
Wahlbezirkes  zusammen  Einen  Wahlkörper,  sie  wählen  jedoch  in  einer 
abgesonderten  Wählerversammlung. 

6.  In  der  Wählerklasse  der  Landgemeinden  werden  die  Abge- 
ordneten durch  von  den  Wahlberechtigten  gewählte  Wahlmänner;  in 
den  andern  Wählerklassen  dagegen  durch  die  Wahlberechtigten  unmittelbar 
gewählt  (§  7  litt  c  des  revidirten  Staatsgrundgesetzes  über  die  Reichs- 
vertretung.) Es  bilden  daher,  wie  bei  den  Landtagswahlen  die  Wahl- 
männer des  Wahlbezirkes  den  Wahlkörper;  sie  wählen  in  Wahlbezirken, 
für  welche  mehrere  Wahlorte  bestimmt  sind,  in  diesen  Wahlorten, 
worauf  dann  die  Feststellung  des  Wahlresultates  in  dem  Hauptwahl- 
orte erfolgt. 

7.  Die  besondere  Vertheilung  der  in  jedem  Lande  zu  wählenden 
Abgeordneten  auf  die  einzelnen  Wählerklassen,  Wahlkörper  und  Wahl- 
bezirke ist  aus  dem  tabellarischen  Anhange  der  Reichsrathswahlordnung, 
der  natürlich  einen  Bestandteil  des  Gesetzes  bildet,  zu  entnehmen. 

§  134. 
b)  Das  Wahlrecht. 

I.  Da  auch  bei  der  Zusammensetzung  des  Abgeordnetenhauses  die 
bei  Bildung  der  Landtage  berücksichtigten  wirtschaftlichen  Interessen- 
gruppen in  Betracht  kommen,  so  beruht  auch  das  Wahlrecht  für  den 
Reichsrath  auf  zwei  Arten  von  Voraussetzungen. 

I.  auf  allgemeinen,  und  2.  auf  besonderen.  Personen,  bei 
denen  die  allgemeinen  Voraussetzungen  nicht  zutreffen,  sind  überhaupt 
vom  Wahlrecht  ausgeschlossen,  während  die  besonderen  Voraussetzungen 
zu  den  allgemeinen  hinzutreten  müssen,  um  das  Wahlrecht  in  einer 
bestimmten  Wählerklasse  des  Landes  zu  begründen. 

II.  Das  Staatsgrundgesetz  über  die  Reichsvertretung1)  sowie  die 
Reichsrathswahlordnung  stellen  als  allgemeine  subjektive  Voraus- 
setzungen des  Wahlrechtes  auf: 

1.  Die  österreichische  Staatsbürgerschaft.  Dieses  Krfor- 
demis8  gilt  auch  für  die  Wahlen  der  Triester  Handelskammer.2) 

2.  Eigenberechtigung;  daher  sind  alle  unter  Vormundschaft 
oder  Kuratel  stehenden  Personen,  —  dann  Kridatare  während  der  Dauer 
der  Konkursverhandlung,  vom  Wahlrechte  ausgeschlossen.3) 

')  §  7  litt.  D.  des  durch  das  Gesetz  vom  2.  April  1873  revidirten 
Reichsrathsstatuts. 

*)  §  9  al.  2.  Reichsrathswahlordnung. 
3)  §  9  und  20  R.  W.  0. 
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3.  Vollstreckung  dos  vierundzwanzigsten  Lebensjahres. 

4.  Männliches  Geschlecht.  Nur  in  der  Wählerklasse  des 
grossen  Grundbesitzes  werden  auch  Frauen,  bei  Eintritt  der  sonstigen 
allgemeinen  Voraussetzungen,  als  wahlberechtigt  behandelt 

5.  Nichtvorhandensein  eines  besonderen  Aus- 
schliessungsgrundes.   Vom  Wahlrechte  sind  ausgeschlossen: 

a)  Personen,  welche  eine  Armenversorgung  aus  Öffentlichen  oder 
Gemeindemitteln  gemessen  oder  in  den  der  Wahl  unmittelbar  vorange- 
gangenen Jahre  genossen  haben. 

b)  Diejenigen  Personen,  welche  wegen  eines  Vorbrechens  oder 
wegen  der  Uebertretung  des  Diebstahles,  der  Veruntreuung,  der  Theil- 
nehraung  hieran  oder  des  Betruges  (§§  460,  461,  463,  464  St.  G.)  zu 
einer  Strafe  verurtheilt  worden  sind. 

Diese  Folge  der  Verurtheilung  hat  bei  den  im  §  H,  Z.  1  —  10  des 
Ges.  vom  15.  November  1867  K.  G.  BLN.  131  aufgezählten  Verbrechen 
mit  dem  Ende  der  Strafe,  bei  anderen  Verbrochen  mit  dem  Ablaufe 
von  10  Jahren,  wenn  der  Schuldige  zu  einer  wenigstens  fünfjährigen 
Strafe  verurtheilt  wurde,  und  ausserdem  mit  dem  Ablaufe  von  5  Jahren, 
bei  den  oben  angeführten  Uebertretungen  aber  mit  dem  Ablaufe  von 
drei  Jahren  nach  dem  Ende  der  Strafe  aufzuhören. 

Werden  durch  die  Strafgesetzgebung  neue  Bestimmungen  darüber 
getroffen,  in  Folge  welcher  strafrechtlichen  Verurtheilung  und  für  welche 
Dauer  das  Wahlrecht  und  die  Wählbarkeit  zu  Gemeindevertretungen 
verloren  geht  oder  nicht  ausgeübt  werden  darf,  so  haben  die  nämlichen 
Bestimmungen  auch  hinsichtlich  des  Wahlrechtes  und  der  Wählbarkeit 
in  den  Reichsrath  zu  gelten. 

II.  Ausser  diesen  allgemeinen  Voraussetzungen  müssen  die  beson- 
deren Voraussetzungen  zutreffen,  wodurch  das  Wahlrecht  in  einer  Wäh- 
lerklasse des  Landes  erworben  wird.  Die  Reichsrathswahlordnung  ver- 
weist in  dieser  Richtung  auf  die  Landtagswahlordnungen  (für  Triest 
auf  das  Statut). 

Künftige  Aenderungen  dieser  Bestimmungen  der  Land  tags  wähl  Ord- 
nungen, durch  ein  Landesgesetz,  sollen  jedoch  auf  das  Wahlrecht  zum 
Reichsrathe  ohne  Einfluss  sein;  es  sind  daher  für  die  Reichsraths- 
wahlen diese  Bestimmungen  in  dem  Umfange,  wie  sie  zur  Zeit  der 
Publikation  der  Reichsrathswahlordnung  bestanden,  Reichsrecht  geworden. 

Es  können  daher  Modifikationen  derselben  und  des  darauf  beruhen- 
den aktiven  Wahlrechtes  zum  Reichsrathe  nur  durch  ein  Reichsgesetz 
erfolgen. 

Auch  enthält  die  Reichsrathswahlordnung,  den  Landesordnungen 
gegenüber,  überdies  folgende  allgemeine  Bestimmungen: 
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a)  Öffentliche  Gesellschaften  einer  Erwerbsunternehmung  können 
das  Wahlrecht,  bei  Eintritt  der  allgemeinen  Voraussetzungen,  nach 
Massgabe  der  auf  jeden  entfallenden  Quote  der  von  dieser  Erwerbsun- 
ternehmung gezahlten  Gesammtsteuer  ausüben. 

b)  Jeder  Staatsbörger  ist  in  jener  Gemeinde,  in  welcher  er  wohnt, 
and  von  seinem  Realbesitze,  Erwerbe  oder  Einkommen  eine  Steuer  entrichtet, 
unter  denselben  Bedingungen  wie  die  Gemeindeangehörigen  wahlbe- 
rechtigt, selbst  wenn  er  nach  den  Bestimmungen  der  Gemeindeordnung 
zur  Gemeindevertretung  nicht  wahlberechtigt  sein  sollte." 

c)  In  denjenigen  Kronländern,  in  welchen  vom  Gemeindeverbande 
ausgeschiedene  Gutsgebiete  bestehen  (Galizien,  Bukowina,  Mähren),  kann 
ihr  Besitzer,  wofern  er  nicht  als  Grossgrundbesitzer  wahlberechtigt  sein 
sollte,  an  der  Wahl  des  Reichsrathsabgeordneten  der  Landgemeinden 
des  Wahlbezirkes,  in  welchem  das  Gut  gelegen  ist,  als  Wahlmann  theil- 
nehmen. 

Unter  mehreren  Mitbesitzern  eines  solchen  Gutes  kann  jedoch  nur 
derjenige  als  Wahlmann  eintreten,  welcher  urkundlich  nachweist,  dass  er 
von  den  Mitbesitzern  hierzu  ermächtigt  worden  ist 

d)  Als  Regel  gilt  die  persönliche  Ausübung  des  Wahlrechtes. 
Hiervon  besteht  nur  in  der  Wfihlerklasse  des  grossen  Grundbesitzes 
eine  Ausnahme  dahin,  dass  in  derselben  das  Wahlrecht  überhaupt  im 
Vollmachtswege  ausgeübt  werden  darf,  von  aktiv  dienenden  Militärper- 
Bonen  und  Frauen  nur  durch  Bevollmächtigte  ausgeübt  werden  kann. 

e)  In  der  Wählerklasse  des  grossen  Grundbesitzes  und  der  Höchst- 
besteuerten sind  auch  Korporationen  und  Gesellschaften,  dann  Stiftun- 
gen und  juristische  Personen  überhaupt  insoweit  wahlberechtigt,  als 
denselben  in  den  Landtagswahlordnungen  der  einzelnen  Länder  das 
Wahlrecht  in  dieser  Wählerklasse  ausdrücklich  zugestanden  ist  Hierbei 
werden  diese  juristischen  Personen  und  Gesellschaften  von  der  nach 
dem  Gesellschaftsvertrage  oder  den  Statuten  zur  Vertretung  berechtigten 
Person,  oder  wenn  die  Vertretung  mehreren  zukommt,  durch  jene  Person 
vertreten,  welche  hierzu  von  den  berufenen  Vertretern  aus  ihrer  Mitte 
bestellt  wird.  Der  Vertreter  der  Gesellschaft  oder  juristischen  Person 
muss  eigenberechtigter  österreichischer  Staatsbürger  männlichen  Ge- 
schlechts sein  und  das  24.  Lebensjahr  vollstreckt  haben.  Auch  darf 
er  wegen  persönlicher  Verhältnisse  vom  Wahlrecht  n  icht  ausgeschlossen 
sein. 

f)  Das  allgemeine  Prinzip,  dass  jeder  Wahlberechtigte  in  demsel- 
ben Lande  sein  Wahlrecht  nur  einmal  ausüben  darf,  findet  seine  nähere 
Erläuterung  in  dem  §  17  R.  0.  dahin,  dass  «)  das  Wahlrecht  in  der 
Wählerklasse  des  grossen  Grundbesitzes  das  Wahlrecht  in  den  übrigen 
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Wählerklassen  des  Landes  ausschliesst  Personen,  die  im  ersten 
und  im  zweiten  Wahlkörper  des  grossen  Grundbesitzes  in  Tirol  oder  in 
der  Bukowina  wahlberechtigt  sind,  können  ihr  Wahlrecht  in  diesem 
Lande  nur  im  ersten  Wahlkörper  ausüben,  y)  Wahlberechtigte  des 
grossen  Grundbesitzes  in  Galizien  oder  der  Höchstbesteuerten  in  Dal- 
matien  üben,  wenn  sie  mehrere  Güter  oder  Steuerobjekte  besitzen,  das 
Wahlrecht  in  dem  Wahlorte  jenes  Bezirkes  aus,  in  welchem  das  höchst- 
besteuerte Gut  oder  Steuerobjekt  gelegen  ist  8)  Ebenso  schliesst  das 
Wahlrecht  in  der  Wählerklasse  der  Städte  das  Wahlrecht  in  den 
Landgemeinden  desselben  Landes  aus.  *)  Ist  Jemand  in  mehreren 
Städten  oder  Landgemeinden  gleichzeitig  wahlberechtigt,  so  übt  er  das 
Wahlrecht  in  dem  Wahlbezirke  seines  ordentlichen  Wohnsitzes,  und 
wenn  er  in  keinem  der  Wahlbezirke  seinen  ordentlichen  Wohnsitz  hat, 
dort  aus,  wo  er  die  höchste  Steuer  entrichtet 

Das  Prinzip,  dass  ein  mehrfaches  Wahlrecht  in  demselben  Lande 
nicht  stattfindet,  erleidet  jedoch  die  scheinbare  Ausnahme  rücksicht- 
lich der  Mitglieder  der  Handels-  und  Gewerbekammer  und  der  Mitglie- 
der von  wahlberechtigten  Korporationen  und  Gesellschaften,  welche 
nicht  gehindert  sind,  das  ihnen  persönlich  zustehende  Wahlrecht  in 
ihrer  Wählerklasse  desselben  Landes  auszuüben. 

Die  Berechtigung  zum  Wählen  ist  suspendirt  bei  aktiv  die- 
nenden Militärpersonen,  mit  Ausnahme  der  Wählerklasse  des  grossen 
Grundbesitzes,  weil  dieselben  ihr  Wahlrecht  nicht  persönlich  ausüben 
dürfen  und  nur  in  der  Wählerklasse  des  Grossgrundbesitzes  die 
Ausübung  des  Wahlrechtes  durch  Bevollmächtigte  gestattet  ist 

§  135. 

c)  Die  Wählbarkeit. 

Die  Wählbarkeit  ist  zunächst  an  das  aktive  Wahlrecht  gebunden. 
Niemand  ist  wählbar,  der  nicht  in  einem  der  Reichsrathsländer  aktiv 
wahlberechtigt  oder  in  den  Landtag  wählbar  ist  Ausserdem  wird  zur 
Wählbarkeit  gefordert: 

a)  männliches  Geschlecht; 

b)  Zurücklegung  des  dreissigsten  Lebensjahres  und 

c)  Besitz  der  österreichischen  Staatsbürgerschaft  seit  mindestens 
drei  Jahren. 

Diese  drei  Jahre  sind  vom  Wahltage,  nicht  vom  Zusammentritt  des 
Beichsrathes  oder  von  der  Wahlprüfung  zurückzurechnen,  weil  die 
Wählbarkeit  im  Momente  der  Vornahme  der  Wahl  vorhanden  sein 
muss  und  durch  nachträglichen  Ablauf  der  gesetzlichen  dreijährigen 
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Frist  der  ursprungliche  Mangel  nicht  behoben  werden  kann.  Erforder- 
lich ist  jedoch  nur  der  Besitz  der  Staatsbürgerschaft;  keineswegs  aber 
"Wohnsitz  oder  Aufenthalt  im  Inlande. 

Trifft  die  Wahl  eine  Person,  welcher  die  Wählbarkeit  mangelt,  so 
ist  die  Wahl  als  ungültig  zu  erklären. 

Anders  gestaltet  sich  die  Sache,  wenn  die  Wahl  eine  Person  trifft, 
deren  Wählbarkeit  nur  zeitlich  suspendirt  ist  (aktive  Militärpersonen), 
oder  deren  Eintritt  in  das  Abgeordnetenhaus  unmöglich  ist  (z.  B.  bei 
Wahl  eines  Herrenhausmitgliedes).  Die  Wahl  dieser  Personen  ist  zwar 
nicht  an  und  für  sich  ungültig;  es  müsste  jedoch,  wegen  der  Unmöglich- 
keit, im  AbgeordnetenhauBe  zu  erscheinen,  eine  Neuwahl  angeordnet 
werden.  !) 

§  136. 
d)  Das  Wahlverfahren. 

Die  Formen  des  Wahlgeschäftes  sind  in  der  Mehrheit  die  gleichen 
wie  bei  der  Bildung  der  Landtage. 

Es  erfolgt:  1)  Die  Anordnung  der  Wahlen  über  Aufforderung  des 
Ministers  des  Innern  durch  Erlässe  des  Landeschefs,  welche  den  Tag, 
an  welchem  die  Wahl  in  den  gesetzlich  bestimmten  Wahlorten  vorzu- 
nehmen ist,  festsetzen.  Bei  Bestimmung  der  Wahltage  soll  die  zur 
Vorbereitung  der  Wahlen  erforderliche  Zeit  berücksichtigt  werden. 

2.  Die  Ausschreibung  allgemeiner  Wahlen  für  den  Reichs- 
rath hat  in  der  Art  zu  geschehen,  dass  zuerst  die  Abgeordneten  der 
Landgemeinden,  dann  jene  der  Städte,  hierauf  jene  der  Handels-  und 
Gewerbekammern  und  endlich  die  Abgeordneten  der  Wählerklasse  des 
grossen  Grundbesitzes  (der  Höchstbesteuerten)  gewählt  werden.  Die 
Wahlen  der  Abgeordneten  der  Landgemeinden,  dann  jene  der  Abge- 
ordneten der  Städte,  hierauf  jene  der  Handels-  und  Gewerbekammern, 
endlich  jene  des  grossen  Grundbesitzes  (der  Höchstbesteuerten)  haben 
im  Lande  an  dem  nämlichen  Tage  zu  beginnen. 

Die  Wähler  des  ersten  Wahlkörpers  des  grossen  Grundbesitzes  in 
der  Bukowina,  sowie  die  geistlichen  Wähler  in  Tirol  haben  innerhalb 
des  vom  Landeschef  bestimmten  Termins  ihre  eigenhändig  unter- 
schriebenen Stimmzettel  an  den  Landeschef  einzusenden. 

3.  Ergänzungswahlen  finden  in  drei  Fällen  statt:  a)  Wenn 
der  Gewählte  ablehnt;  b)  wenn  die  Wahl  für  ungültig  erklärt  wird 
oder  c)  wenn  ein  Abgeordneter  während  der  sechsjährigen  Legislatur- 

*)  In  analoger  Anwendung  des  §  4  der  Gesch.-Odg. 
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periode  aus  dem  Hause,  aus  was  immer  für  einem  Grunde  (Tod,  Ver- 
lust der  Wählbarkeit,  Niederlegung  des  Mandates)  ausscheidet 

4.  Eine  notwendige  Vorbereitung  der  Wahlen  ist  die  Anfertigung 
der  Wählerlisten. 

Es  kommt  zu  die  Anfertigung  a)  der  in  der  Landeszeitung  zu  publizi- 
renden  Wählerlisten  der  grossen  Grundbesitzer  dem  Landeschef; 

b)  der  Wählerlisten  der  Städte,  dann  der  Wählerlisten  behufs  der 
Wahl  der  Wahlmänner  in  den  Landgemeinden  in  jeder  Gemeinde  dem 
Gemeindevorsteher; 

c)  der  Wählerlisten  der  zur  Theilnahme  an  der  Wahl  der  Abge- 
ordneten der  Landgemeinden  in  der  Eigenschaft  von  Wahlmännern 
berufenen  Gutsbesitzer  der  Bezirkshauptmannschaft. 

Die  Reklamationsfrist  beträgt  bei  den  Wählerlisten  der  Grossgrund- 
besitzer  vierzehn,  in  den  anderen  Wählerklassen  acht  Tage.  Ueber 
Wahlreklamationen  entscheidet  beim  Grossgrundbesitz  der  Landeschef 
in  erster  und  letzter  Instanz;  in  den  andern  Wählerklassen  regelmässig 
die  zuständige  Bezirkshauptmannschaft,  und  in  zweiter  und  letzter 
Instanz  über  die  an  eine  Nothfrist  von  drei  Tagen  gebundene  Berufung 
der  Landeschef.  Aktiv  legitimirt  zur  Einbringung  von  Reklamationen 
sind  nur  die  Wahlberechtigten  des  betreffenden  Wahlkörpers.  Die 
Reklamation  kann  entweder  gerichtet  sein  auf  Streichung  von  einzelnen 
Personen,  deren  Wahlrecht  bestritten  wird,  oder  auf  nachträgliche 
Eintragung  von  Wahlberechtigten.  In  dem  ersten  Falle  muss  der  An- 
trag von  Personen  ausgehen,  die  bereits  in  die  Wählerlisten  aufge- 
nommen sind;  im  zweiten  Falle  hingegen  entweder  von  demjenigen, 
der  sein  Wahlrecht  in  dem  in  Frage  stehenden  Wahlkörper  behauptet, 
oder  von  den  übrigen  bereits  eingetragenen  Wählern.  Ein  bestimmtes 
Verfahren  bei  Prüfung  der  Wahlreklamationen,  insbesondere  eine  kon- 
tradiktorische Verhandlung,  ist  nicht  vorgeschrieben. 

Der  zur  Reklamationsentscheidung  berufene  landesfurstliche  Beamte 
hat  bis  24  Stunden  vor  dem  Wahltermine  etwa  notwendige  Berichti- 
gungen der  Wählerliste  von  Amtswegen  vorzunehmen. 

Es  ist  somit  die  Berücksichtigung  verspäteter  Reklamationen  durch 
Ergänzung  nicht  ausgeschlossen,  wofern  nur  die  nachträgliche  Aenderung 
der  Wählerliste  24  Stunden  vor  dem  Wahltermine  erfolgen  kann. 

5.  Der  Wahlakt  erfolgt  in  Gegenwart  des  von  der  Regierung  ent- 
sendeten Wahlkommissärs  vor  einer  siebengliedrigen  Wahlkom- 
mission. 

Jeder  Wahlkommission  wird  von  dem  Regierungskommissär  ein 
Schriftführer  beigegeben,  welcher  über  den  Verlauf  der  Wahlhandlung  ein 
Protokoll  zu  führen  und  in  dasselbe  alle  wichtigen,  bei  der  Wahl- 
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handlung  sich  ergebenden  Vorkommnisse,  insbesondere  die  von  der 
Wahlkommission  gefällten  Entscheidungen,  aufzunehmen  hat 

Für  die  von  den  Wählern  des  grossen  Grundbesitzes  (der  Höchst- 
besteuerten) und  von  den  Wahlmännern  der  Landgemeinden  zu  voll- 
ziehenden Wahlhandlungen  werden  drei  Mitglieder  der  Wahlkommission 
von  den  Wahlberechtigten  gewählt. 

Nach  deren  Wahl  werden  eben  so  viele  Mitglieder  der  Wahlkom- 
mission vom  Wahlkommissär  benannt 

Für  die  von  den  Städten  zu  vollziehenden  Wahlhandlungen  wer- 
den von  der  Gemeindevertretung  des  Wahlortes  und  von  dem  Begie- 
rungskommissär je  drei  Mitglieder  der  Wahlkommission  aus  den 
Wählern  bestimmt 

Die  in  der  vorbezeichneten  Weise  bestimmten  sechs  Mitglieder 
wählen  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  das  siebente  Mitglied  der  Wahl- 
kommission. 

Kommt  eine  solche  Stimmenmehrheit  auch  bei  einem  zweiten  Wahl- 
gange nicht  zustande,  so  wird  dieses  Mitglied  vom  Regierungskommissär 
benannt 

Die  Mitglieder  der  Wahlkommission  wählen  aus  ihrer  Mitte  mit 
relativer  Stimmenmehrheit  den  Vorsitzenden. 

Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  das  vom  Regierungskommissär 
zu  ziehende  Loos. 

Die  Beschlüsse  der  Wahlkommission  werden  durch  Stimmenmehr- 
heit, ohne  Rucksiebt  auf  die  Zahl  der  Stimmenden,  gefasst. 

Der  Vorsitzende  der  Wahlkommission  stimmt  nur  bei  gleich  ge- 
theilten  Stimmen  mit  und  gibt  in  einem  solchen  Falle  mit  seiner 
Stimme  den  Ausschlag. 

Eine  Entscheidung  über  die  Zulassung  zur  Stimmabgabe  oder  über 
die  Giltigkeit  abgegebener  Stimmen  steht  der  Wahlkommission  nur 
dann  zu: 

a)  wenn  sich  bei  der  Stimmabgabe  über  die  Identität  eines  Wäh- 
lers Anstände  ergeben; 

b)  wenn  die  Giltigkeit  oder  Ungiltigkeit  einzelner  abgegebener 
Stimmen  oder  Vollmachten,  oder  Widerrufe  der  letzteren  in  Frage  kommt, 
oder 

c)  wenn  gegen  die  Wahlberechtigung  einer  in  den  Wählerlisten 
eingetragenen  Person  bei  der  Wahlhandlung  Einsprache  erhoben 
wird. 

Eine  solche  Einsprache  kann  nur  insolange,  als  diejenige  Person, 
deren  Wahlberechtigung  angefochten  wird,  ihre  Stimme  nicht  abgegeben 
hat,  und  nur  insoferne  erhoben  werden,  als  behauptet  wird,  dass  bei 
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dieser  Pereon  seit  der  Feststellung  der  Wählerliste  ein  Erforderniss 
des  Wahlrechtes  entfallen  sei. 

Die  Entscheidungen  der  Wahlkommission  müssen  in  jedem  einzelnen 
Falle  vor  Fortsetzung  des  Wahlaktes  erfolgen. 

Ein  Rekurs  gegen  dieselben  ist  unzulässig. 

6.  Die  Abstimmung  erfolgt  in  der  Wählerklasse  des  grossen  Grund- 
besitzes (der  Höchstbesteuerten)  und  der  Städte  ausnahmslos  mittelst 
Stimmzettel;  in  Aen  Landgemeinden  aber  mündlich  oder  mittelst  Stimm- 
zettel, je  nach  den  dermal  bestehenden  Gesetzen  in  dem  betreffenden  Lande 
die  Wähler  bei  den  Wahlen  der  Abgeordneten  für  die  Landgemeinden 
zum  Landtag  mündlich  oder  mittelst  Stimmzettel  wählen.  Bei  der  Wahl 
mittelst  Stimmzettel  dürfen  bei  sonstiger  Ungiltigkeit  der  Wahl- 
stimme nur  die  behördlich  erfolgten  Stimmzettel  in  Anwendung  kommen. 

Auf  jedem  Stimmzettel  sind  so  viel  Namen  zu  verzeichnen,  als  von 
dem  Wahlkörper  Abgeordnete  zu  wählen  sind. 

Enthält  ein  Stimmzettel  mehr  Namen,  so  sind  die  über  diese  Zahl 
auf  dem  Stimmzettel  zuletzt  angesetzten  Namen  unberücksichtigt  zu 
lassen.  Sind  weniger  Namen  auf  dem  Stimmzettel  angeführt,  so  ver- 
liert er  desshalb  seine  Giltigkeit  nicht. 

Ist  der  Name  einer  und  derselben  Person  auf  einem  Stimmzettel 
mehrmals  verzeichnet,  so  wird  er  bei  der  Zählung  der  Stimmen  nur 
einmal  gezählt. 

Stimmen,  welche  a)  auf  eine  von  der  Wählbarkeit  ausge- 
schlossene Person  gefallen;  b)  Stimmen,  welche  an  Bedingungen 
geknüpft  oder  denen  Aufträge  an  den  zu  Wählenden  beigefügt  sind; 
c)  endlich  Stimmen,  welche  die  damit  bezeichnete  Person  nicht  deutlich 
entnehmen  lassen,  sind  ungültig  und  werden  den  abgegebenen  Stimmen 
nicht  beigezählt. 

7.  Das  Resultat  der  Stimmzählung  ist  von  dem  Vorsitzenden  der 
Wahlkommission  sogleich  bekannt  zu  geben,  und  falls  die  Abgeordneten- 
wahl durch  die  vorgenommene  Wahlhandlung  nicht  vollendet  ist,  bei- 
zufügen, dass  das  Gesammtergebniss  aller  zusammengehörigen  Abstim- 
mungen am  Hauptwahlorte  ermittelt  werden  wird. 

Als  gewählter  Abgeordneter  ist  derjenige  anzusehen,  welcher  mehr 
als  die  Hälfte  aller  abgegebenen  giltigen  Stimmen  für  sich  hat 

Wenn  mehr  Personen,  als  zu  wählen  sind,  die  absolute  Stimmen- 
mehrheit für  sich  haben,  so  entscheidet  die  überwiegende  Stimmenzahl 
oder  bei  gleicher  Stimmenzahl  das  von  dem  Vorsitzenden  der  Wahl- 
kommission zu  ziehende  Loos  darüber,  wer  von  ihnen  als  gewählt  an- 
zusehen sei. 
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Wurde  die  absolute  Stimmenmehrheit  nicht  erlangt,  so  wird  rück- 
sichtlich der  noch  zu  wählenden  Abgeordneten  zur  engeren  Wahl  ge- 
schritten. 

Bei  der  engeren  Wahl  haben  sich  die  Wähler  auf  jene  Personen  zu 
beschränken,  die  bei  dem  ersten  Skrutinium  nach  denjenigen,  welche  die 
absolute  Mehrheit  erlangten,  die  relativ  meisten  Stimmen  für  sich  hatten. 

Die  Zahl  der  in  die  engere  Wahl  zn  bringenden  Personen  ist 
immer  die  doppelte  von  der  Zahl  der  noch  zu  wählenden  Abgeordneten. 

Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  das  Loos,  wer  in  die  engere 
Wahl  zu  bringen  sei. 

Jede  Stimme,  welche  bei  der  engeren  Wahl  auf  eine  nicht  in 
diese  Wahl  gebrachte  Person  fallt,  ist  als  ungültig  zu  betrachten. 

Wahlberechtigte  sind  desshalb,  weil  sie  bei  einem  früheren  Wahl- 
gange ihr  Stimmrecht  nicht  ausgeübt  haben,  bei  dem  folgenden  Wahl- 
gange von  der  Ausübung  dieses  Rechtes  nicht  ausgeschlossen. 

8.  In  jenen  Fällen,  in  welchen  die  Stimmgebung  für  eine  und 
dieselbe  Abgeordnetenwahl  in  mehr  als  einer  Wahlversammlung  statt- 
findet, ist  im  Hauptwahlorte  von  dem  hiezu  berufenen  Beamten  aus 
den  eingelangten  Wahlakten  das  Gesammtergebniss  aller  zusammen- 
gehörigen Abstimmungen  zu  ermitteln  und  schriftlich  darzustellen. 
Diese  Amtshandlung  obliegt  am  Sitze  der  politischen  Landesbehörde 
dem  vom  Landeschef  damit  beauftragten  Beamten,  an  anderen  Haupt- 
wahlorten  aber  dem  Bezirkshaupt  manne,  in  dessen  Bezirke  dioscr  Ort 
liegt,  oder  der  vom  Landeschef  hiezu  angewiesen  worden  ist. 

9.  Der  Landeschef  hat  nach  Einsichtnahme  in  die  an  ihn  gelang- 
ten Wahlakten  jedem  gewählten  Abgeordneten,  gegen  den  nicht  Aus- 
schliessungsgründe von  der  Wählbarkeit  vorliegen,  ein  Wahlcertifikat  aus- 
zufertigen und  zustellen  zu  lassen,  welches  Certifikat  den  gewählten 
Abgeordneten  zum  Eintritte  in  das  Haus  der  Abgeordneten  des  Reichs- 
rathes  berechtigt. 

Wenn  wegen  eines  Ausschliessungsgrundes  die  Ausfertigung  des 
Wahlcertifikates  verweigert  wird,  so  kann  eine  Neuwahl  nur  dann  an- 
geordnet werden,  wenn  das  Haus  der  Abgeordneten  die  Wahl  als  un- 
giltig  erklärt 

Die  Wahlakten  sind  an  den  Minister  des  Innern  einzusenden,  wel- 
cher sie  dem  Präsidium  des  Hauses  der  Abgeordneten  übergibt. 

Wenn  Doppelwahlen  vorkommen,  so  hat  der  Gewählte  längstens 
acht  Tage  nach  Verificirung  seiner  Wahl  im  Abgeordnetenhause  zu 
erklären,  welche  Wahl  er  annimmt.  Bezüglich  des  Wahlbezirks, 
rücksichtlich  dessen  er  die  Wahl  nicht  annimmt,  ist  eine  Neuwahl  aus- 
zuschreiben. 
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Wenn  ausser  dem  Falle  allgemeiner  Neuwahlen  binnen  90  Tagen 
nach  der  Wahl  eines  Abgeordneten  die  Nothwendigkeit  einer  Neuwahl 
an  seine  Stelle  eintritt,  so  ist  sie  auf  Grund  der  bei  der  letztvoraus- 
gegangenen Wahl  benützten  Wähler-  (Wahlmänner-)  Listen  vorzunehmen, 
insoweit  nicht  die  Wahl  des  Abgeordneten  eben  wegen  der  Unrichtig- 
keit dieser  Listen  für  ungiltig  erklärt  worden  ist. 

10.  Das  Haus  der  Abgeordneten  veranlasst  die  Vorberathung  über  die 
Wahlakten  und  entscheidet  nach  erstattetem  Berichte  über  die  Giltig- 
keit  jeder  Wahl. 

Insolange  das  Haus  die  Wahl  eines  mit  dem  Wahlcertifikate  ver- 
sehenen Abgeordneten  nicht  für  ungiltig  erklärt,  hat  derselbe  Sitz 
und  Stimme. 

Wird  die  Wahl  eines  Abgeordneten,  dem  die  Ausfertigung  des 
Wahlcertifikates  verweigert  wurde,  für  giltig  erklärt,  so  ist  derselbe 
durch  den  Präsidenten  zum  Eintritte  in  das  Haus  der  Abgeordneten 
aufzufordern. 

III.  Geschäftsformen. 
§  137. 

Bedingungen  der  Thätigkeit  des  Reichsrathes. 

Der  Reichsrath  versammelt  sich  und  eröffnet  seine  Wirksamkeit 
nach  erfolgter  Einberufung  durch  den  Kaiser,  welcher  den  Zeitpunkt 
und  den  Ort  der  Versammlung  bestimmt.  Die  Einberufung  des  Reichs- 
rathes  hat  alljährlich,  wo  möglich  in  den  Wintermonaten,  zu  geschehen 
(§  10  St.  G.  v.  21.  Dezbr.);  ausser  diesen  mit  periodischer  Regel- 
mässigkeit  wiederkehrender  Sessionen  kann  der  Reichsrath  aus  besonde- 
ren Gründen  zu  einer  ausserordentlichen  Session  einberufen  wer- 
den. Die  Form  der  Einberufung  ist  die  eines  kaiserlichen,  in  dem 
Beichsgesetzblatte  kundgemachten,  Patentes.  Haben  sich  die  beiden 
Häuser  am  Orte  der  Versammlung  auf  gesetzliche  Weise  konstituirt, 
dann  wird  der  Reichsrath  entweder  vom  Kaiser  in  Person  oder  durch 
eine  vom  Kaiser  beauftragte  Kommission  eröffnet,  die  den  Reichsrath 
mit  einer  kaiserlichen  Botschaft  begrüsst  (§  2  Ges.  v.  12.  Mai  1873). 

Vor  der  Eröffnung  kann  keines  der  beiden  Häuser  in  andern  als 
ihre  Konstituirung  betreffenden  Angelegenheiten  wirksam  Beschlüsse 
fassen. 

Dem  Kaiser  steht  das  Recht  zu,  den  Reichsrath  zu  vertagen,  zu 
8chliessen  oder  aufzulösen.    Die  Wirkung  der  Vertagung  besteht  da- 
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rin,  dass  das  Abhalten  von  Sitzungen  und  die  Verhandlung  von  Ge- 
schäften während  der  Zeit  der  Vertagung  ausgesetzt  wird. 

Die  beiden  Häuser  bleiben  konstituirt,  behalten  ihre  Vorstände, 
Schriftführer  und  Ausschösse  bei,  und  setzen  nach  Ablauf  der  Ver- 
tagungsfrist ihre  Arbeiten  an  dem  Punkte  fort,  in  welchem  diese  im 
Momente  der  Vertagung  verlassen  wurden.  Die  Schliessung  der 
Session  bewirkt  die  Unterbrechung  der  Kontinuität  der  Beichsrathsge- 
schäfte,  so  dass  alle  in  der  geschlossenen  Session  nicht  zum  Abschlüsse 
gebrachten  Seichsrathsgeschäfte  in  der  neuen  Session  wieder  von  Anfang 
begonnen  werden.  Nicht  erledigte  Vorlagen  müssen  in  der  neuenSession  dem 
Beichsrathe  wieder  vorgelegt  werden,  wenn  er  sich  mit  denselben  beschäftigen 
soll.  Es  dauert  jedoch  a)  die  Funktion  des  Präsidenten  und  Vizepräsiden- 
ten des  Abgeordnetenhauses  bezüglich  der  Führung  der  laufenden  Ge- 
schäfte des  Hauses,  sowie  der  Vorbereitung  für  die  nächste  Session  bis 
zum  Wiederzusammentritte  des  Hauses  fort  (§  16  G.  0.);  b)  mit  kaiser- 
licher Genehmigung  kann  jedes  der  beiden  Häuser  beschliessen,  dass 
die  zur  Vorberathung  umfangreicher  Gesetzentwürfe  gewählten  Aus- 
schlüsse auch  nach  Schliessung  der  Session  in  Thätigkeit  zu  bleiben 
haben  (§  11  Ges.  30.  Juli  1867).  Die  Auflösung  des  Abgeordneten- 
hauses hat  zur  Folge,  dass  die  durch  Wahl  erfolgte  Berufung  der  Mit- 
glieder des  Abgeordnetenhauses  ihr  Ende  findet  Erfolgt  die  Auflösung 
zu  einer  Zeit,  wo  der  Reichsrath  versammelt  ist,  so  hat  die  Auflösung 
ipso  jure  die  Schliessung  zur  Folge;  denn  von  dem  Momente  der  Auf- 
lösung gibt  es  kein  Abgeordnetenhaus  mehr.  Es  kann  daher  ein  bereits 
aufgelöstes  Abgeordnetenhaus  nicht  nochmals  einberufen  werden. 

§  138. 

Die  kollegialen  Befugnisse  des  Reichsrathes. 

Jedem  der  beiden  Häuser  des  Reichsrathes  steht  zur  Regelung 
seiner  internen  Angelegenheiten  eine  Reihe  kollegialer  Befugnisse  zu: 

1.  Das  Abgeordnetenhaus  prüft  die  Legitimation  seiner  Mit- 
glieder und  entscheidet  darüber  endgültig.  Das  Verfahren  ist  im  §  3 
des  Gesetzes  vom  12.  Mai  1873  normirt  und  besteht  darin,  dass  a)  das 
Haus  sich  zum  Zwecke  der  Wahlprüfung  durch  das  Loos  in  neun  Ab- 
teilungen theilt,  denen  die  einzelnen  Wahlakte  gleichfalls  durch  das 
Loos  zugewiesen  werden,  b)  Diese  Abtheilungen  prüfen  die  einzelnen 
Wahlakte  formell  und  überweisen  die  unbeanstandeten  Wahlakte  dem 
Präsidenten,  der  dieselben  dem  Hause  vorlegt.  Das  Haus  erkennt  die- 
selben entweder  ohne  Debatte  als  giltig  an  oder  überweist  dieselben 
einem  Legitimationsausschusse,  c)  Dieser  Legitimationsausschuss  wird 
aus  dem  ganzen  Hause  gewählt  und  es  sind  demselben  diejenigen 
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Wahlakten,  bei  denen  die  Abtheilung  erhebliche  Bedenken  findet,  oder 
bei  denen  eine  Wahlanfechtnng  (Protest)  vorliegt,  oder  bezüglich  welcher 
wegen  mangelnder  Wahlbeteiligung  des  Gewählten  die  Ausstellung  des 
Wahlcertifikates  nach  §  55  der  R.  V.  0.  von  dem  Landeschef  ver- 
weigert wurde,  zur  Berichterstattung  zuzuweisen.  .  d)  Die  Entscheidung 
des  Hauses  kann  über  Bericht  des  Legitimationsausschusses  entweder 
auf  die  Giltigkeits-  oder  Ungiltigkeitserklärung  hinausgehen.  Im  erste- 
ren  Falle  bleibt  der  bereits  im  Besitze  des  Wahlcertifikates  befindliche 
Abgeordnete  weiter  Mitglied  des  Hauses  und  Derjenige,  dem  vom  Lau- 
deschef die  Ausstellung  des  Wahlcertifikates  verweigert  worden  war, 
erhält  durch  den  Präsidenten  die  Aufforderung  zum  Eintritte;  bei  Un- 
giltigkeitserklärung hat  sofort  die  Neuwahl  stattzufinden. 

2.  Das  Abgeordnetenhaus  wählt  aus  seiner  Mitte  den  Präsidenten 
und  den  Vizepräsidenten  sowie  die  übrigen  Funktionäre  für  die  Dauer 
der  Session.  Bei  dem  Herrenhause  beschränkt  sich  dieses  Wahlrecht 
auf  die  Funktionäre  ausser  dem  Präsidenten  und  den  Vizepräsidenten, 
da  die  letzteren  vom  Kaiser  ernannt  werden. 

3.  Jedes  Haus  übt  während  der  Dauer  der  Sitzungsperiode  die 
Polizei  in  seinem  Sitzungsgebäude  durch  seinen  Präsidenten. 

4.  Jedes  Haus  regelt  seinen  Geschäftsgang  und  seine  Disziplin  im 
Wege  der  kollegialen  Autonomie  durch  eine  eigene  Geschäftsordnung. 

Diese  Autonomie  findet  ihre  Grenzen  in  den  Bestimmungen  des 
St.  G.  über  die  Reichsvertretung  und  das  Gesetz  vom  12.  Mai  1873 
über  die  Geschäftsordnung  des  Reichsrathes. 

DieBestimmungen  des  letzteren  Gesetzes  sind  in  die  Geschäftsordnung 
jedes  Hauses,  soweit  sie  dasselbe  betreffen,  ausdrücklich  aufzunehmen. 

§  139. 
Die  Geschäftsordnung. 

Im  Einzelnen  gelten  für  die  Geschäftsformen  des  Reichsrathes. 
folgende  Normen: 

1.  Die  Sitzungen  beider  Häuser  des  Reichsrathes  sind  öffentlich. 
Dies  bedeutet  ein  Doppeltes: 

a)  Dem  Publikum  ist  gestattet,  den  Sitzungen  des  Reichsrathes 
beizuwohnen.  Die  Handhabung  der  Polizei  auf  den  für  das  Publi- 
kum bestimmten  Galerien  steht  dem  Präsidenten  zu,  welcher  Ruhestörer 
von  den  Galerien  entfernen  und  letztere  im  äussersten  Falle  räumen 
lassen  kann. 

b)  Für  wahrheitsgetreue  Mittheilungen  Öffentlicher  Verhandlungen 
des  Reichsrathes  kann  Niemand  zur  Verantwortung  gezogen  werden 
(§   28  P.  G.  v.  17.   Dezember   18G2).    Der  Richter  wird  somit 
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über  die  Vorfrage  zu  urtheilen  haben,  ob  „wahrheitsgetreue 
Mittheilungen"  vorliegen.  Die  G.  0.  des  Reichsrathes  gestattet  jedem 
Hause  ausnahmsweise  die  Oeffentlichkeit  auszuschliessen,  wenn  es 
vom  Präsidenten  oder  wenigstens  zehn  Mitgliedern  verlangt  und  vom 
Hause  nach  Entfernung  der  Zuhörer  beschlossen  wird. 

2.  lieber  die  Xonstituirung  des  Reichsrathes  d.  h.  die  Vornahme 
derjenigen  Handlungen  und  Geschäfte,  welche  erforderlich  sind,  damit 
beide  Häuser  als  Kollegien  berathen  und  beschliessen  können,  enthal- 
ten die  §§  1—4  des  Ges.  vom  12.  Mai  1873  über  die  G.  0.  Fol- 
gendes : 

a)  Die  beiden  Häuser  des  Reichsrathes  versammeln  sich  an  dem 
in  der  kaiserlichen  Einberufung  festgesetzten  Tage,  zu  der  durch  ihre 
Kanzlei  festgesetzten  Stunde,  in  ihren  Sitzungssälen. 

b)  Im  Herren  hause  werden  der  ernannte  Präsident  und  die  Vize- 
präsidenten durch  den  vom  Kaiser  bestimmten  Minister  vorgestellt,  und 
übernimmt  der  ernannte  Präsident  sofort  den  Vorsitz.  Im  Abgeord- 
netenhause hat  über  Einladung  des  vom  Kaiser  bestimmten  Mini- 
sters das  älteste  Mitglied  einstweilen  den  Vorsitz  zu  übernehmen. 

c)  Hierauf  haben  die  neu  eintretenden  Mitglieder  dem  Kaiser  Ge- 
horsam nnd  Treue,  unverbrüch  liehe  Beobachtung  der  Staatsgrundgesetze 
und  aller  übrigen  Gesetze  und  gewissenhafte  Erfüllung  ihrer  Pflichten 
an  Eidesstatt  zu  geloben. 

d)  Ist  der  vom  Kaiser  ernannte  Präsident  des  Herrenhauses  und 
der  zum  einstweiligen  Vorsitze  im  Abgeordnetenhausc  berufene  Abge- 
ordnete selbst  ein  neu  eintretendes  Mitglied,  so  hat  ersterer  vor  Eröff- 
nung der  Session  in  die  Hände  des  Kaisers,  letzterer  vor  Uebemahme 
des  Vorsitzes  in  die  Hände  des  vom  Kaiser  bestimmten  Ministers  die 
Angelobung  zu  leisten. 

e)  Nach  erfolgter  feierlicher  Eröffnung  des  Reichsrathes  nimmt 
das  Abgeordnetenhaus  die  Prüfung  der  Wahlakte  vor.  Ist  die  zur  Be- 
schlussfähigkeit  des  Abgeordnetenhauses  nöthige  Anzahl  von  Mitgliedern 
unbeanstandet  geblieben,  so  wählt  das  Abgeordnetenhaus  den  Präsi- 
denten und  die  Vicepräsidenten,  und  zwar  in  der  ersten  Session  einer  neuen 
Wahlperiode  auf  vier  Wochen,  und  erst  nach  Ablauf  derselben  für  die 
ganze  Session,  in  den  späteren  Sessionen  derselben  Wahlperiode  so- 
gleich für  die  ganze  Session;  ferner  die  Schriftführer. 

3.  Ueber  die  Beschlussfassung  bestimmt  das  St  G.  über  die 
Reichsvertretung: 

a)  Die  beiden  Häuser  des  Reichsrathes  beschliessen  regelmässig 
nach  absoluter  Stimmenmehrheit 

b)  Zu  einem  gültigen  Beschlüsse  ist  im  Hause  der  Abgeordneten 
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die  Anwesenheit  von  hundert,  im  Herrenhause  von  vierzig  Mitgliedern 
nothwendig. 

Die  Anwesenheit  der  bestimmten  Anzahl  von  Mitgliedern  ist  aber 
nur  zu  einem  Beschlüsse,  nicht  zu  Verhandlungen  erforderlich;  es 
könnten  daher  die  Debatten  fortgesetzt  werden,  selbst  wenn  die  Be- 
schlussfähigkeit des  Hauses  nicht  konstatirt  ist. 

c)  Zur  Fassung  von  Beschlössen  über  die  Abänderung  von  Staats - 
grundgesetzen  ist  im  Abgeordnetenhause  die  Anwesenheit  von  minde- 
stens der  Hälfte  der  Mitglieder  (also  177  ohne  Bucksicht  darauf, 
wieviel  Sitze  erledigt  sind)  und  in  beiden  Häusern  die  Mehrheit  von 
zwei  Dritteln  der  Stimmen  der  Anwesenden  erforderlich. 

4.  Die  Präsidenten  (beziehungsweise  die  Vicepräsidenten)  beider 
Häuser  eröffnen  und  schliessen  die  Sitzungen,  fuhren  den  Vorsitz, 
wachen  über  die  Beobachtung  der  Geschäftsordnungen,  leiten  die  Ver- 
handlungen, ertheilen  das  Wort,  stellen  Fragen  zur  Abstimmung  und 
sprechen  das  Endergebniss  aus.  Sie  vertreten  das  betreffende  Haus 
nach  aussen  und  vermitteln  den  Verkehr  des  Hauses  und  der  Abthei- 
lungen, Kommissionen,  Ausschüsse  nach  aussen,  d.  h.  mit  dem  andern 
Hause  und  den  Ministern  und  Chefs  der  Central  stellen. 

5.  Die  Behandlung  aller  den  beiden  Häusern  des  Reichsrathes  ge- 
machten Vorlagen,  d.  h.  die  Vorlagen  der  Regierung  oder  des  andern 
Hauses  und  Anträge  der  Mitglieder,  welche  Gesotzentwürfe  enthalten, 
durchläuft  folgende  Stadien: 

a)  Die  Begierungsvorlagen,  sowie  gehörig  unterstützte  Anträge 
werden  in  Druck  gelegt  und  unter  die  Mitglieder  des  Hauses  vertheilt. 
Nach  erfolgter  Vertheilung  kommt  die  Vorlage  oder  der  Antrag  zur 
ersten  Lesung.  Bei  Anträgen,  welche  von  Mitgliedern  ausgehen,  wird 
die  erste  Berathung  damit  eröffnet,  dass  der  Antragsteller  das  Wort 
zur  Begründung  erhält. 

Der  Beschluss  des  Reichsrathes  ist  lediglich  darauf  gerichtet,  ob 
der  Antrag  an  einen  schon  bestehenden  oder  an  einen  besonderen 
Ausschuss  verwiesen  werden  soll.  Vorlagen  der  Regierung  können  ohne 
Vorberathung  nicht  abgelehnt  werden. 

b)  Die  zweite  Berathung  erfolgt  nach  Feststellung  und  Drucklegung 
des  zur  Vorberathung  berufenen  Ausschusses,  und  betrifft  die  einzelnen 
Artikel  und  die  zu  denselben  gestellten  Abänderungsanträge.  Besteht 
ein  Antrag  aus  mehreren  Theilen,  so  hat  eine  allgemeine  Debatte 
vorauszugehen,  der  die  spezielle  Debatte  nachfolgt. 

Am  Schlus  p  der  allgemeinen  Debatte  findet  eine  Abstimmung  nur 
insoweit  statt,  als  ein  Antrag  auf  Uebergang  zur  Tagesordnung  oder 
Vertagung  vorliegt. 
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c)  Auf  die  Abstimmung  über  die  einzelnen  Theile  folgt  die  Ab- 
*  Stimmung  über  das  Ganze,  d.  h.  die  sogenannte  dritte  Lesung,  und 
zwar  im  Herrenhause  in  der  Regel  sogleich,  im  Abgeordnetenhause  in 
der  Begel  in  der  nächsten  Sitzung.  Bei  der  dritten  Lesung  können 
Nebenanträge ,  nicht  mehr  gestellt  werden  und  findet  keine  Debatte 
statt  Diese  Geschäftsbehandlung  kann  durch  Beschluss  des  Hauses 
abgekürzt  werden.  Anträge  von  Mitgliedern,  welche  keine  Gesetzent- 
würfe enthalten,  können  eine  einfachere  Behandlung  erfahren. 

6.  Die  Yorberathung  erfolgt  in  Kommissionen  und  Ausschüssen. 
Im  Herrenhause  werden  ständige  Kommissionen  für  politische,  Justiz- 
und  Finanzgegenstande  nach  Eröffnung  desselben  bestellt. 

Im  Abgeordnetenhause  werden  Ausschüsse  entweder  durch  die 
Abtheilungen  oder  durch  unmittelbare  Wahl  des  Hauses,  oder  zum  Theil 
durch  die  Abtheilungen,  zum  Theil  unmittelbar  durch  die  Wahl  des  Hauses 
bestellt  Die  Aufgabe  dieser  Kommissionen  ist  die  Vorberathung 
der  überwiesenen  Gegenstände  und  die  Berichterstattung  an  das 
Plenum.  Die  Kommissionen  und  Ausschüsse  haben  das  Recht,  die 
Minister  und  Chefs  der  Centralstellen  um  Aufklärung  und  Auskünfte  zu 
ersuchen  und  zu  diesem  Zwecke  dieselben  in  die  Sitzungen  einzuladen. 
Sie  können  in  gleichem  Wege  die  Minister  und  Chefs  der  Centralstellen 
um  die  Einleitung  von  Erhebungen  angehen  und  selbst  Sachverständige 
oder  Zeugen  zur  mündlichen  Einvernehmung  vorladen,  oder  zur  Abgabe 
eines  schriftlichen  Gutachtens  oder  Zeugnisses  auffordern  lassen.  Aus- 
schüsse und  Kommissionen  konstituiren  sich  selbständig,  wählen  den 
Vorsitzenden  und  Schriftführer  und  deren  Stellvertreter  und  regeln  ihre 
Tagesordnung  selbst. 

7.  Die  Beurkundung  der  Sitzungsvorgänge  geschieht  durch  die 
amtlichen  Sitzungs Protokolle. 

Das  Protokoll  hat  ausschliesslich  die  Bestätigung  über  die  An- 
wesenheit der  zur  Beschlussfassung  nöthigen  Anzahl  der  Mitglieder, 
die  amtlichen  Anzeigen  des  Präsidenten,  die  Verhandlungsgegenstände, 
die  gestellten  Anträge  mit  den  Namen  der  Antragsteller,  die  wörtliche 
Fassung  der  zur  Abstimmung  gebrachten  Fragen,  das  Ergebniss  der 
Abstimmung  und  die  gefassten  Beschlüsse  zu  enthalten.  Das  Protokoll 
jeder  Sitzung  liegt  in  dem  Bureau  des  Hauses  zur  Einsicht  auf  und 
wird,  wenn  dagegen  in  der  nächsten  Sitzung  keine  Einsprache  erhoben 
wird,  als  genehmigt  erachtet.  Ueber  Rektificirungen  entscheidet 
das  Haus.  Das  Protokoll  wird  vom  Präsidenten  und  zwei 
Schriftführern  gefertigt  Ausserdem  werden  über  die  Sitzungen 
unter  Aufeicht  von  Verifikatoren  stenographische  Berichte  verfasst 
und   veröffentlicht,    welche   ein   vollständiges   Bild   der  Verhand- 
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langen  mit  Inbegriff  der  Anträge,  Vorlagen,  Kommi6sionsberichte  und 
Interpellationen  zn  geben  haben. 

§  140. 

Aeussere  Verhältnisse  der  beiden  Hänser  des  Reichsrathes. 

I.  Der  äussere  Verkehr  betrifft  die  Beziehungen  der  beiden  Hauser 
des  Reichsrathes  zur  Regierung,  zu  einander  und  zu  dritten  Personen. 
In  ersterer  Richtung  ist  zu  bemerken: 

1.  Die  Minister  und  die  Chefs  der  Centralstellen  und  deren  Stell- 
vertreter (Regierungs-Kommissäre)  nehmen  an  den  Verhandlungen  der 
beiden  Häuser  des  Reichsrathes  Theil;  ein  Stimmrecht  kommt  densel- 
ben nur  insoweit  zu,  als  sie  Mitglieder  des  einen  oder  des  andern 
Hauses  sind. 

2.  Die  Abgeordneten  der  Regierung  können  in  den  Kommissionen 
und  Ausschusssitzungen  und  in  den  Komitesitzungen  des  ganzen  Hauses 
erscheinen  und  in  Ansehung  der  Regierungsvorlagen  und  anderer  Be- 
rathungsgegenstände  Aufklärungen  und  Auskünfte  ertheilen;  dagegen 
haben  sie  kein  Recht,  bei  der  Schlussberathung  und  Abstimmung  zu- 
gegen zu  sein. 

3.  Die  Festsetzung  der  Tagesordnung  kommt  zwar  dem  Präsiden- 
ten zu,  die  Vertreter  der  Regierung  können  jedoch  verlangen,  dass  jene 
Gegenstände,  welche  sich  auf  Vorlagen  der  Regierung  beziehen,  vor 
allen  andern  auf  die  Tagesordnung  gesetzt  werden,  insoweit  die  Ver- 
handlung der  letztern  nicht  bereits  im  Zuge  ist.  Ein  Aufschub  kann 
nur  stattfinden,  wenn  die  Regierung  denselben  verlangt  oder  demselben 
beistimmt. 

Die  Regierungsvorlagen  können  ohne  Vorberathung  nicht  abge- 
lehnt werden  und  bedürfen  keiner  IL.terstützungsfrage. 

4.  Die  Vertreter  der  Regierung  haben  das  Recht,  ohne  Unter- 
brechung des  einzelnen  Redners,  aber  selbst  ohne  Rücksicht  auf  die 
Tagesordnung,  jederzeit  das  Wort  zu  ergreifen,  um  im  Namen  der  Re- 
gierung Vorlagen  oder  Mittheilungen  zu  machen,  zu  den  in  Berathung 
stehenden  Gegenständen  Anträge  zu  stellen  und  auf  Zuwiderhandlungen 
gegen  die  Geschäftsordnung  aufmerksam  zu  machen.  (§  6  G.  0.) 

5.  Die  Bestimmung  der  Geschäftsordnung,  dass  ein  Redner  über 
denselben  Gegenstand  nicht  mehrmals  das  Wort  ergreifen  darf,  und  das 
Verbot  des  Abiesens  schriftlich  abgefasster  Vorträge  findet  auf  sie  keine 
Anwendung  (§  6  G.  0.) 

6.  Bei  beantragten  Modifikationen  der  Regierungsvorlagen  kommen 
für  den  Fall  der  Ablehnung  solcher  Abweichungen  diese  Vorlagen  auch 
in  ihrer  ursprünglichen  Fassung  zur  Abstimmung  (§  5  eodem). 
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7.  Die  Regierung  kann  ihre  Vorlage  jederzeit  modificiren  und  auch 
ganz  zurückziehen,  ohne  dass  diese  von  einem  Mitgliede  des  Hauses 
zur  weiteren  Fortführung  aufgenommen  werden  könnte.  (§  8.) 

8.  Von  der  Ablehnung  einer  Regierungsvorlage  ist  das  Ministerium 
jederzeit  in  Kenntniss  zu  setzen,  die  Ablehnung  mag  in  dem  einen 
oder  andern  Hause  erfolgt  sein  (§  10). 

9.  Die  beiden  Häuser  verkehren  mit  der  Regierung  nur  durch  die 
Minister  und  Chefe  der  Centralstellen  vermittelst  ihres  Präsidenten. 

10.  Deputationen  eines  Hauses  an  das  allerhöchste  Hoflager  dür- 
fen nur  über  vorläufig  eingeholte  allerhöchste  Genehmigung  abgesendet 
werden. 

H.  In  Betreff  des  Verkehres  des  einen  Hauses  mit  dem 
andern  ist  zu  bemerken: 

a)  Die  beiden  Häuser  verkehren  mit  einander,  entweder  mündlich 
durch  Botschaften  oder  schriftlich  durch  ihre  Präsidenten. 

b)  Beschlüsse  über  Gesetze  und  Anträge,  zu  deren  Wirksamkeit 
die  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  nothwendig  ist,  werden 
von  dem  einen  Hause  in  das  andere  geleitet,  welches  für  den  Fall 
des  ungeänderten  Beitritts  den  Gegenstand  an  das  Ministerium  unter 
gleichzeitiger  Verständigung  des  andern  Hauses  leitet,  für  den  Fall  der 
Ablehnung  das  andere  Haus  einfach  verständigt,  und  bei  Vornahme  von 
Abänderungen  den  Gegenstand  an  das  andere  Haus  zurückleitet. 

c)  Zur  Erzielung  der  Uebereinstimmung  über  streitige  Budgetposten, 
das  Rekrutengesetz  und  dringende  Regierungsvorlagen  haben  von  beiden 
Häusern  in  gleicher  Anzahl  gewählte  Mitglieder  zu  einer  Konferenz  zu- 
sammenzutreten und  das  Ergebniss  der  Berathung  in  einem  gemein- 
samen Berichte  beiden  Häusern  mitzutheilen. 

DL  In  Betreif  des  Verkehres  mit  dritten  Personen  gilt 
Folgendes : 

a)  Deputationen  dürfen  weder  in  den  Sitzungen  des  Hauses  noch 
in  jenen  ihrer  Abtheilungen,  Kommissionen  und  Ausschüsse  zugelassen 
werden. 

b)  Die  Reichsvertretung  ist  nicht  ermächtigt,  mit  einer  Landesver- 
tretung in  direkten  Verkehr  zu  treten. 

c)  Sie  darf  keine  Kundmachungen  zu  erlassen,  und  darf 

d)  Bittschriften  und  Eingaben  nur  dann  annehmen  ,  wenn  die- 
selben durch  ein  Mitglied  des  Hauses  überreicht  werden  (§§  13—15 
G.  0.) 
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IV.  Die  Mitgliedschaftsrechte. 

§  141. 
Inhalt  derselben. 

1.  Die  Mitglieder  des  Reichsrathes  sind  Vertreter  des  gesammten 
Volkes;  es  sind  daher  die  von  den  einzelnen  Wahlbezirken  nnd  Wahl- 
körpem  gewählten  Mitglieder  des  Abgeordnetenhauses  keine  privat- 
rechtlichen Mandatare  ihrer  Wähler  nnd  daher  an  Aufträge  und  Instruk- 
tionen ihrer  Wähler  nicht  gebunden.  (§  16  des  St  G.  über  die 
Reichsvertretung). J) 

2.  Jedes  einzelne  Mitglied  des  einen  der  beiden  Häuser  des  Reichs- 
rathes, welches  auf  Grund  eines  gültigen  Rechtstitels  eingetreten  ist, 
ist  ebenso  berechtigt  wie  verpflichtet,  an  den  Berathungen  wie  Schluss- 
fassungen des  Hauses  persönlich  theilzunehmen.  Eine Theilnehmung 
durch  Stellvertreter  findet  nicht  statt  (§  17  St  G.  über  die  R.  V.) 

3.  Die  rücksichtlich  der  Landtagsmitglieder  ausgesprochene  Befrei- 
ung von  der  Verantwortlichkeit  für  Aeusserungen  und  Abstimmungen 
sowie  die  Beschränkung  strafgerichtlicher  Verfolgung  beziehen  sich 
auch  auf  die  Mitglieder  des  Reichsrathes. 

Während  jedoch  rücksichtlich  der  Landtagsmitglieder  diese  Be- 
stimmung auf  einem  einfachen  Gesetze2)  beruht,  ist  dieselbe  rücksicht- 
lich der  Mitglieder  des  Reichsrathes  durch  Aufnahme  des  früheren  Ge- 
setzes vom  3.  Oktober  1861  in  das  Statut  der  Reichsvertretung  (§  16) 
zu  einem  Staatsgrandgesetz  geworden.3) 

4.  Sämmtliche  Mitglieder  des  Abgeordnetenhauses  des  Reichs- 
rathes erhalten  ein  Taggeld  von  zehn  Gulden  für  die  Zeit  ihrer  An- 
wesenheit bei  dem  Reichsrathe.  4) 

*)  Felix  Stoerck,  das  verfassungsmässige  Verhältniss  der  Abgeord- 
neten zur  Wählerschaft  (Separatabdruck  aus  den  Jurist  Blättern)  Wien 
1882. 

2)  Ges.  3.  Okt.  1861  R.  98. 

3j  Vgl.  E.  Herrmann,  Die  strafrechtliche  Verantwortlichkeit  der 
Mitglieder  der  Ständeversammlung  (Archiv  des  Krim.  Rechts  1853  S.  341). 
v.  Bar.  Die  Rechte  der  Mitglieder  gesetzgebender  Versammlungen  mit 
besonderer  Beziehung  auf  Preussen  1868.    Laband  Staatsrecht  I.  570  ff. 

Art.  IX  der  Bill  of  Rights:  That  the  freedom  of  speech  and  debates 
or  proeeedings  in  Parliament  ought  not  to  be  impeached  or  questiened  in  any 
court  or  place  out  of  Parliament  Vgl.  May  (übersetzt  von  Oppenheim) 
das  engl.  Parlament  und  sein  Verfahren  S.  114. 

<)  Ges.  7.  Juni  1861  R.  63. 
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Der  Bezug  des  Taggeldes  beginnt  bei  Eröffnung  der  Session,  so- 
wie nach  einer  über  Verfügung  des  Kaisers  erfolgten  Vertagung  des 
Hauses,  welche  länger  als  14  Tage  dauert,  mit  dem  Tage,  an  welchem 
der  Abgeordnete  sein  Eintreffen  in  der  Kanzlei  des  Hauses  angezeigt 
und  seinen  Namen  in  die  diesfalls  aufgelegte  Liste  eingetragen  hat. 

Im  Falle  der  Ertheilung  eines  Urlaubes  hört  der  Bezug  des  Tag- 
geldes mit  dem  Tage,  von  welchem  ab  der  Urlaub  ertheilt  ist,  auf  und 
beginnt  wieder  mit  dem  Tage,  an  welchem  der  Abgeordnete  sein  Wie- 
dereintreffen angezeigt  hat. 

Im  Falle  ein  Abgeordneter  durch  Krankheit  verhindert  ist,  an  den 
Sitzungen  theilzunehmen,  und  dies  dem  Präsidenten  angezeigt  wurde 
wird  der  Bezug  des  Taggeldes  nicht  unterbrochen. 

Die  Taggelder  werden  während  der  Session  mit  Schluss  jedes 
Monates  (eventuell  vor  einer  Vertagung)  und  am  Schlüsse  der  Session 
ausbezahlt.  l) 

Ausserdem  erhalten  die  Abgeordneten  eine  Beisekostenentschädigung 
von  einem  Gulden  für  jede  Meile  Entfernung  des  Wahlortes  ihres  Wahl- 
bezirkes oder,  woferne  für  den  Wahlbezirk  mehrere  Wahlorte  bestimmt 
sind,  für  jede  Meile  Entfernung  des  Hauptwahlortes  von  Wien,  sowohl 
für  die  Hin-  als  auch  für  die  Bückreise. 

Jene  Abgeordneten  jedoch,  welche  in  Wien  und  dessen  Vororten 
wohnen,  haben  auf  eine  Beisekostenentschädigung  keinen  Anspruch.  2) 

Diese  Beisekostenentschädigung  wird  nicht  nur  mit  Beginn  und 
Schluss  jeder  Session,  sondern  auch  am  Beginne  und  mit  Schluss  jeder 
vom  Kaiser  verfugten  Vertagung  ausbezahlt,  wenn  die  Vertagung  länger 
als  14  Tage  dauert  In  diesem  Falle  hört  der  Bezug  des  Taggeldes 
während  der  Vertagung  auf.  3) 

Kein  Mitglied  darf  auf  Diäten  und  Beisekostenentschädigung  ver- 
zichten. 4) 

§  142 

Verlust  der  Mitgliedschaftsrechte. 

I.  Im  Herrenhause  erlischt  die  Mitgliedschaft  bei  den  verschie- 
denen Kategorien  der  Mitglieder  auf  verschiedene  Weise: 

1.  Bei  den  vermöge  ihres  Kirchenamtes  berufenen  Per- 
sonen durch  Aufgeben  ihres  Amtes. 

')  §  13  der  G.  0.  des  Abgeordnetenhauses. 
*)  Ges.  19.  März  1874  R.  22. 

3)  §  14  G.  0.  des  A.  H. 

4)  Art.  IV.  Ges.  7.  Juni  1861  R.  63.  Vgl.  Art.  Abgeordnete  in 
Bluntschli's  Staatswörterbuch  I.  6;  Milner  zur  Diätenfrage  1874.  Bau- 
Wagner  Finanzwissenschaft  I.  224  ff. 
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2.  Bei  den  lebenslänglichen  Mitgliedern  können  drei  Er- 
löschungsgründe in  Frage  kommen :  Verlast  der  österreichischen  Staats- 
bürgerschaft; Verlust  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  oder  der  Dispositions- 
fahigkeit;  freiwillige  Entsagung.  Das  Staatsgrundgesetz  über  die  Reichs- 
vertretung enthält  keine  Norm  über  den  möglichen  Einfluss  dieser 
Thatsachen  auf  die  Fortdauer  oder  das  Erlöschen  dieser  Mitgliedschafts- 
rechte. 

Betreffond : 

a)  den  Verlust  der  österreichischen  Staatsbürgerschaft 
muss  man  denselben  als  Erlöschungsgrund  des  Mitgliedschaftsrechtes 
annehmen;  denn  die  Ausübung  politischer  Rechte  ist  in  der  Regel  an 
die  österreichische  Staatsbürgerschaft  geknüpft,  —  Fremden  sind  poli- 
tische Rechte  nur  in  bestimmten  Ausnahmsfällen  gewährt,  die  man 
weder  ausdehnen  noch  analog  anwenden  kann. 

b)  Ebenso  hat  strafgerichtliche  Verurtheilung  wegen  eines  Ver- 
brechens und  wegen  der  Uebertretungen  des  Diebstahls,  der  Veruntreu- 
ung, der  Theilnehmung  an  denselben  und  des  Betruges  (§§  460,  461, 
463  und  464  St  G.)  den  Verlust  des  Mitgliedschaftsrechtes  zur  Folge. 
Dies  ergiebt  sich  aus  §  26  des  St.  G.  im  Zusammenhalte  mit  §  6  des 
Ges.  vom  15.  November  1867  über  den  Verlust  öffentlicher  Aemterals 
Folge  dieser  strafgerichtlichen  Vernrthe Hungen,  dann  aus  den  analogen 
Bestimmungen  der  Gemeinde-,  Landtags-  und  Reichsrathsordnung  über 
den  Verlust  der  Wählbarkeit  für  Gemeindevertretung,  Landtag  und  das 
Abgeordnetenhaus.  Es  wäre  ein  Widerspruch,  die  Möglichkeit  der  Fort- 
dauer des  Mitgliedschaftsrechtes  in  einer  Körperschaft,  die  aus  ausge- 
zeichneten Männern  bestehen  soll,  bei  solchen  Mitgliedern  anzunehmen, 
die  durch  Verletzung  der  Ehrenhaftigkeit  der  Würde  des  Hauses  nicht 
mehr  entsprechen. 

c)  Dagegen  ist  es  fraglich,  ob  Verlust  der  Eigenberechtigung  durch 
Verhängung  der  Kuratel,  oder  Verlust  der  Dispositionsfahigkeit  durch 
Eröffnung  des  Konkurses  den  Verlust,  oder  nur  eine  mittlerweilige  Sus- 
pension der  Ausübung  des  Mitgliedschaftsrechtes  zur  Folge  hat.  Für  die 
erstere  Ansicht  scheint  die  Analogie  des  §  20  der  Reichsrathswahlordnung, 
welcher  mit  diesen  Thatsachen  den  Verlust  der  Wählbarkeit  und  damit 
das  Ausscheiden  aus  dem  Abgeordnetenhause  verbindet,  zu  sprechen. 
Allein  diese  Analogie  ist  nicht  vollständig  zutreffend,  weil  bei  allen 
diesen  Personen  die  Wählbarkeit  wieder  auflebt,  so  bald  die  Kuratel 
oder  das  Konkursverfahren  endet.  Es  erscheint  daher  richtiger,  sich 
nicht  für  einen  definitiven  Verlust,  sondern  für  eine  zeitweilige  Sus- 
pension des  einmal  erworbenen  politischen  Rechtes  zu  entscheiden, 
d)  Da  das  Gesetz  die  Ernennung  als  eine  lebenslängliche  bezeich- 
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net,  und  von  einem  Rechte  der  Niederlegnng  keine  Erwähnung  macht, 
so  moss  man  annehmen,  dass  einem  Herrenhausmitgliede  ein  ein- 
seitiger Verzicht  auf  die  einmal  verliehene  und  angenommene  Würde 
nicht  zusteht.  !)  Dagegen  liegt  kein  Grund  gegen  die  Annahme  vor, 
dass  durch  eine  Verfugung  des  Monarchen  eine  Enthebung  von  der 
Mitgliedschaft  stattfinden  kann;  denn  wenn  dem  Monarchen  die  Be- 
rufung freisteht,  kann  man  ihm  andererseits  auch  nicht  das  Recht 
absprechen,  auf  die  Thätigkeit  eines  Mitgliedes  zu  verzichten,  das  in 
dieser  Richtung  seinen  Willen  ausdrücklich  erklärt  hat. 

Dagegen  kennt  das  Österreichische  Staatsrecht  den  Verlust  der 
Mitgliedschaft  wegen  dauernder  Nichttheilnahme  an  den  Geschäften  nicht. 

Die  Verweigerung  der  Ablegung  des  Gelöbnisses  wäre  eine  kon- 
kludente Willenserklärung,  dass  der  Berufene  von  dieser  Berufung  keinen 
Gebrauch  machen  wolle. 

3.  Wenn  eine  der  vorerwähnten  Thatsachen  bei  einem  sog.  erb- 
lichen Herrenhausmitglied  eintritt,  so  vermag  sie  stets  nur  auf  sein 
persönliches  Recht,  nicht  aber  auf  das  Recht  der  übrigen  Familien- 
glieder einen  Einfluss  zu  üben. 

Wenn  daher  das  ins  Herrenhaus  berufene  Familienhaupt  die  öster- 
reichische Staatsbürgerschaft  verliert,  wegen  Delikten  verurtheilt  wird, 
unter  Kuratel  geräth  oder  von  seinem  Rechte  keinen  Gebrauch  macht, 
so  wird  nur  sein  persönliches  Recht  aufgehoben  oder  suspendirt  Ob 
anlässlich  dieser  Fälle  das  Nachrücken  eines  anderen  Familienmitglie- 
des stattfindet,  hängt  davon  ab,  ob  der  bisherige  Berechtigte  in  Folge 
dieser  Thatsachen  seine  Eigenschaft  als  Familienhaupt  aufgiebt  oder 
trotz  derselben  weiter  behält.  Im  letzteren  Falle  wird  das  Einrücken 
eines  anderen  Familiengliedes  kotz  der  Verhinderung  des  Familenhaup- 
tes  unzulässig  sein,  weil  das  Gesetz  nur  dem  Familienhaupte  dies 
Mitgliedschaftsrecht  zugesteht  und  der  Anwärter  bei  Fortexistenz  des 
bisherigen  Hauptes  noch  nicht  Familienhaupt  geworden  sein  kann. 
Es  ruht  daher  in  diesen  Fällen  für  die  betreffende  Familie  zeitweilig  das 
ihr  gewährte  politische  Recht2) 

J)  Dieser  Meinung  ist  auch  Robert  von  Mohl  (Württemb.  St.  R.  I. 
S.  546)  rücksichtlich  der  auf  Lebenszeit  ernannten  Mitglieder  der  Kanuner 
der  Standesherren  in  Württemberg.  Derselbe  führt  als  politisches  Motiv  dieser 
Interpretation  an,  dass  durch  die  Unverzichtbarkeit  auf  dieses  Recht  die 
Möglichkeit  zu  einem  heimlichen  Zwange  gegen  ein  der  Regierung  miss- 
liebig  oder  einer  übermächtigen  Partei  lästiges  Mitglied  ausgeschlossen 
werde.  In  demselben  Sinne  hat  sich  die  Matrikaikommission  des  Herren- 
hauses in  Preussen  ausgesprochen.  (Rönne  Preuss.  St.  R.  I.  217.  H. 
Schulze  II.  153.) 

2)  In  Preussen  kann  (Rönne  L  216)  in  diesem  Falle  wegen  der 

U 1  b  r  i  c  h,  Oesterreich.  SUatirechL  24 
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n.  Die  Mitgliedschaftsrechte  im  Abgeordnetenhanse  erlöschen  (für 
einzelne  Mitglieder): 

1.  Durch  freien  Entschluss: 

a)  Durch  die  Niederlegung  des  Mandates  oder 
.  b)  Eintritt  in  das  Herrenhaus. 

2.  Gegen  den  Willen  des  Mitgliedes: 

a)  Wenn  derselbe  die  Wählbarkeit  verliert.  Verlust  der  öster- 
reichischen Staatsbürgerschaft,  der  Eigenberechtigung,  Eintritt  in  die 
Annenversorgung,  Eröffnung  des  Eonkurses  über  das  Vermögen,  Verur- 
theilung  wegen  der  das  Wahlrecht  und  die  Wählbarkeit  entziehenden 
Delikte  haben  notwendiger  Weise  den  Austritt  aus  dem  Abgeordneten- 
hause zur  Folge.  Aber  auch  dann,  wenn  trotz  Fortdauer  der  allge- 
meinen Voraussetzungen  des  Wahlrechtes  und  der  Wählbarkeit  Grunde 
eintreten,  wodurch  der  Abgeordnete  aufhört,  in  einem  der  Beichsrath- 
länder  in  irgend  einer  Wählerklasse  wahlberechtigt  oder  in  den  Land- 
tag wählbar  zu  sein,  müssen  seine  Mitgliedschaftsrechte  erlöschen.1) 

Wenn  darüber  ein  Zweifel  besteht,  ob  das  Mandat  eines  Abge- 
ordneten aus  diesen  Gründen  erloschen  ist  oder  noch  fortbesteht,  so 
gebührt  die  Entscheidung  darüber  allein  dem  Abgeordnetenhause;  denn 
das  demselben  zukommende  Recht  der  Prüfung  der  Legitimation  seiner 
Mitglieder  umfasst  nicht  bloss  die  Entscheidung  darüber,  ob  dieselbe 
anfänglich  vorhanden  gewesen,  sondern  auch  darüber,  ob  sie  noch 
fortbesteht a) 

b)  Durch  einen  Beschluss  der  Häuser  kann  dem  Mitglied e  das 
Mandat  entzogen  werden: 

«)  Wenn  dasselbe  die  gesetzlich  vorgeschriebene  Angelobung  nicht 
leistet,  oder  sie  unter  Beschränkungen  oder  Vorbehalten  ablegen  will; 
oder: 

ß)  durch  acht  Tage  entweder  den  Eintritt  verzögert,  oder  ohne 
Urlaub,  oder  über  die  Zeit  des  Urlaubes  von  den  Sitzungen  des  Hauses 
ausbleibt,  und  der  sofort  nach  Ablauf  der  acht  Tage  vom  Präsidenten 
zu  erlassenden  Aufforderung,  binnen  14  Tagen  zu  erscheinen  oder  seine 
Abwesenheit  zu  rechtfertigen,  nicht  Folge  leistet3) 

Wahl  eines  andern  Mitgliedes  der  Familie  von  dem  Könige  Bestimmung 
getroffen  werden. 

*)  z.  B.  Einem  als  wahlberechtigtem  Grossgrundbesitzer  gewählten  Abge- 
ordneten wird  seine  Liegenschaft  exekutiv  verkauft,  ohne  dass  derselbe 
durch  Versteuerung  eines  sonstigen  Einkommens  in  einer  Gemeinde  in  einem 
städtischen  oder  Landwahlbezirke  das  Wahlrecht  und  damit  die  Wählbar- 
keit weiter  behält. 

2)  Rönne  Preuss.  St.  R.  I.  267. 

3)  §  4  G.  0.  12.  Mai  1873. 
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Dagegen  kommt  dem  Abgeordnetenhause  das  Recht  nicht  zu,  diese 
gesetzlich  festgestellten  Gründe  des  Mandatsverlustes  durch  die  auto- 
nome Geschäftsordnung  willkürlich  zu  vermehren;  denn  dasselbe  kann 
seine  Geschäftsordnung  und  Disciplin  nur  innerhalb  der  Grenzen  der 
Gesetze  selbständig  regeln. 

y)  Die  Ungiltigkeitserklärung  der  Wahl  eines  Abgeordneten,  der 
auf  Grund  des  Wahlcertiflcates  in  das  Abgeordnetenhaus  eingetreten 
ist,  hat  gleichfalls  das  Ausscheiden  desselben  zur  Folge.1) 

In  allen  diesen  Fällen,  in  denen  ein  Mitglied  mit  oder  gegen  sei- 
nen Willen  aus  dem  Hause  scheidet,  oder  wenn  der  Abgeordnetensitz 
durch  Tod  erledigt  wird,  ist  sofort  die  Ergänzungswahl  auszu- 
schreiben. 2) 

3.  Für  sämmtliche  Mitglieder  des  Abgeordnetenhauses  erlöschen 
die  Mitgliedschaftsrechte: 

«)  Mit  dem  Ablaufe  der  Zeit,  für  welche  sie  gewählt  worden 
sind,  somit  mit  dem  Ablaufe  der  sechsjährigen  Wahlperiode.  Es  ist 
ffleichgiltig,  ob  die  Gewählten  schon  mit  dem  Beginn  oder  erst  im 
Verlaufe  dieser  Wahlperiode  eingetreten  sind. 

ß)  Durch  Auflösung  des  Abgeordnetenhauses. 

»)  §  4  G.  0.  12.  Mai  1873. 

*)  §  4  G.  0.  und  §  18  St.  G.  über  die  R.  V. 
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Das  Regierungsrecht 

des  österreichischen  Staatskörpers. 

§  143. 
Systematik. 

Die  Funktionen  des  Staates,  mit  denen  sich  das  Regierungsrecht 
befasst,  erscheinen  als  Rechtsbildung,  Verwaltung  und  richter- 
liche Thätigkeit. 

Das  Begierungsrecht  betrachtet  die  Stadien,  welche  der  Staatswille 
innerhalb  dieser  verschiedenen  Funktionen  durchläuft,  ehe  er  zur  Exi- 
stenz gelangt;  es  stellt  die  objektiven  Richtungen  des  Staatswillens  dar; 
es  zeigt  das  wechselseitige  Verhältniss  der  staatlichen  Funktionen  und 
die  denselben  gezogenen  rechtlichen  Schranken. 

Die  Bechtsbildung  erfolgt  entweder  durch  streng  einseitige 
Ausübung  der  staatlichen  Herrschaftsrechte  mittelst  der  Gesetze  und 
Verordnungen,  oder  mittelst  der  Rechtsnormen  festsetzenden  regulato- 
rischen Staats  Verträge. 

Die  Verwaltung,  als  Thätigkeit  für  die  kollektiven  Interessen 
der  Gesammterhaltung  und  Gesammtentwicklung,  umfasst  als  dem  öster- 
reichischen Staatskörper  vorbehaltene  Gebiete  die  Polizei,  die  Wirth- 
schaftspflege,  die  Sorge  für  die  geistige  Kultur  und  für  das  religiöse 
Leben,  endlich  das  Finanzwesen. 

Die  richterliche  Thätigkeit  ist  auf  Beseitigung  von  Rechts- 
verletzungen gerichtet  und  dient  dem  vornehmsten  Zwecke  des  Staates, 
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Sie  weist  zwei  Gebiete  auf: 
den  Rechtsschutz  im  Gebiete 


die 
des 


A.  Die  Rechtsbildung. 


I 


der  Erhaltung  der  Rechtsordnung. 
Justiz  (Civil-  und  Strafjustiz)  und 
Staatsrechtes. 

Daraus  ergibt  sich  die  folgende  Systematik  dieses  Buches: 

I.  Hptst  Gesetze  u.  Verordnungen. 
II.  Hptst.  Staatsverträge. 

III.  Hptst.  Die  Verwaltung  überhaupt 

IV.  Hptst  Die  Polizei. 
V.  Hptst  Die  Wirthschaflspflege. 

VI.  Hptst.  Das  Bildungswesen. 

TO.  Hptst.  Die  staatliche  Kultusver- 
waltung. 

VIII.  Hptst  Die  Finanzverwaltung. 

IX.  Hptst  Die  Justiz. 
X.  Hptst  Der   Rechtsschutz  im 
|  Staatsrechte. 


B.  Die  Verwaltung. 


C.  Die  richterliche  Thätig 
keit 


•i 


A.  Die  Rechtsbildnng. 

Erstes  Hauptstück. 

Gesetze  und  Verordnungen. 

I.  Die  Gesetzgebung. 
A.  Allgemeines. 

§  144. 

Begriff  des  Gesetzes.1) 

I.  Gesetz  ist  ein  von  dem  Staatsoberhaupte  in  den  verfassungs- 
mässigen Formen,  d.  l  unter  Mitwirkung  des  Reichsrathes  oder  eines 
Landtags  erlassener  allgemeiner,  den  ünterthanen  mit  Beziehung  auf 
diese  Zustimmung  der  verfassungsmässigen  Vertretnngskörper,  unter 
Mitfertigung  eines  verantwortlichen  Ministers  gehörig  publicirter  Befehl 
zur  Bestimmung  der  bürgerlichen  und  Öffentlichen  Rechtsordnung. 

*)  Gerber,  Grundzüge  §  45;  Laband  H.  1  — 120;  v.  Mohl,  Würtemb. 
Staatsrecht  I.  §  31.  Pözl,  Bayer.  Verfessungsrecht  §  153  S.403.  H.  Schulze, 
Deutsches  St  R.  S.  515  ff. 
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ü.  Eb  liegen  somit  im  Begriffe  des  Gesetzes  folgende  Momente: 

1.  Die  im  Gesetze  enthaltene  Anordnung  wird  vom  Staate  mit- 
telst direkten  Willensaktes  des  Monarchen,  nach  erfolgter  Zustimmung 
des  zuständigen  Vertretungskörpers,  erlassen. 

Als  ausdrückliche  Festsetzung  des  objektiven  Rechtes  unter- 
scheidet sich  das  Gesetzesrecht  von  dem  durch  Gewohnheit  geschaffe- 
nen Bechte.1) 

Als  staatliche  Anordnung  unterscheidet  sich  das  Gesetz  von  den 
autonomen  Anordnungen  der  im  Staate  bestehenden  politischen  Ver- 
bände.*) 


*)  In  Oesterreich  ist  die  Rechtsbildung  mittelst  Gewohnheitsrechtes  durch 
die  Kodifikationen,  namentlich  der  Justitzgesetze,  beschränkt,  ja  auf  ganzen 
Gebieten  des  Rechtslebens  beseitigt.  ,  Dazu  trug  wesentlich  jene  Theorie  bei, 
welche  die  verbindende  Kraft  der  Gewohnheit  in  einer  stillschweigenden  Ein- 
willigung des  Gesetzgebers  suchte.  Schon  der  §  437  der  allgemeinen  Gerichts- 
ordnung vom  1.  Mai  1781  verbietet  dem  Richter,  unter  dem  Vorwande  eines 
widrigen  Gebrauches  (d.  h.  einer  consuetudo  contra  jus)  von  der  klaren  Be- 
stimmung der  Gerichtsordnung  abzuweichen.  Das  Josefinische  Gesetzbuch 
bestimmt  in  dem  ersten  Hauptstücke  über  die  Gesetze  überhaupt  (§  10),  dass 
auch  in  denjenigen  Fällen,  worüber  in  den  Gesetzen  nichts  verordnet  ist,  keine 
Gewohnheit  zulässig  noch  von  verbindlicher  Kraft  sei.  Das  allgemeine  bür- 
gerliche Gesetzbuch  endlich  bestimmt,  dass  auf  Gewohnheiten  nur  in  jenen 
Fällen,  in  denen  sich  ein  Gesetz  darauf  beruft,  Rücksicht  genommen  werden 
dürfe.  Nur  im  Gebiete  des  Handelsrechtes  ist  (Art  I.  H.  G.  B.)  die  Geltung 
des  das  Gesetz  ergänzenden  und  vervollständigenden  Gewohnheitsrechtes 
(consuetudo  praeter  jus)  wieder  anerkannt  worden. 

*)  H.  Schulze  Deutsches  Staatsrecht  S.  9  und  516:  „Die  kleinern  im 
Staate  bestehenden  Organismen  haben  eine  dem  Gesetze  verwandte  Rechtsquelle 
in  der  Autonomie,  welche  ebenfalls  absichtlich  Rechtssätze  feststellt,  von  bin- 
dender Kraft  für  alle  Glieder  des  engern  Verbandes. 

Ihre  Rechtsverbindlichkeit  beruht  in  dem  organischen  Charakter  des  Ver- 
bandes, welcher  innerhalb  seiner  Sphäre  alle  seine  Glieder  beherrscht." 

Gerber  Archiv  für  civil.  Praxis  XXXVII.  35;  Derselbe  in  Jbering's 
Jahrb.  für  Dogmatik  m.  411  Otto  Mejer  in  der  Grünhut'schen  Zeitschrift 
für  öffentl.  nnd  Privatrecht  der  Gegenwart  V.  229,  VI.  201. 

Beseler  ebd.  V.  540  und  Gierke  V.  591. 

Heinrich  Brunner  im  HoltzendorfTschen  Rechtslex.  S.  219  (Art. 
Autonomie).  Derselbe  bemerkt  gegen  Gerber,  welcher  die  Realität  der 
Autonomie  in  Abrede  stellt  (vgl.  dessen  Staatsrecht  S.  140),  treffend:  „In  der 
That  liegt  kein  haltbarer  Grund  vor,  den  Begriff  vollständig  über  Bord  zu 
werfen  und  das  Recht  der  Satzung  engherzig  auf  die  oberste  Staatsgewalt  zu 
beschränken.  Gleichwie  Gewohnheitsrechte  sich  nicht  blos  im  Staatsganzen, 
sondern  auch  innerhalb  der  organischen  Gliederungen  des  Staates  zu  bilden 
vermögen,  ebenso  ist  der  Gesetzgebung  des  Staates  die  Selbstsatzung  kleinerer 
Verbände  innerhalb  des  Staates  begrifflich  gegenüberzustellen. 
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Als  ein  an  die  Zustimmung  der  Vertretungskörper  ge- 
bundener Willensakt1)  des  Monarchen  wird  das  Gesetz  den  ohne 
diese  Zustimmung  ergehenden  direkten  Anordnungen  des  Monarchen, 
den  kaiserlichen  Verordnungen,  entgegenstellt. 

Endlich  unterscheidet  sich  das  Gesetz  als  direkter  Willensakt  des 
Monarchen  von  den  im  Namen  des  Monarchen  erlassenen  allgemeinen 
Anordnungen  der  staatlichen  Verwaltungsbehörden  (den  Verordnun- 
gen im  engern  Sinne.)2) 

Dieser  formelle  technische  Begriff  des  Gesetzes,  als  einer  an  die 
Zustimmung  der  Vertretungskörper  gebundenen  Anordnung  des  Kaisers, 
ist  erst  seit  dem  Zeitpunkte  bedeutsam,  von  dem  ab  der  Monarch  das 
Gesetzgebungsrecht  an  die  Mitwirkung  der  Vertretungskörper  gebunden 
hat.') 

In  der  früheren  Zeit,  so  lange  dem  Monarchen  die  gesetzgebende 
Gewalt  allein  zustand,  hatte  jede  Anordnung  desselben,  sobald  sie 

J)  Es  ist  ein  formelles  Requisit  eines  Gesetzes,  dass  in  der  Publikation 
die  Berufung  auf  die  verfassungsmässige  Zustimmung  der  Vertretungskörper 
enthalten  sei. 

l)  Die  österreichische  Verfassung  enthalt  keine  prinzipielle  Bestimmung 
flber  das  Recht  des  Kaisers,  Verordnungen  zu  erlassen,  sondern  spricht  im 
Art.  11  der  St.  G.  G.  über  die  Regierungs-  und  Vertretungsgewalt  nur  von 
dem  Rechte  der  Behörden,  innerhalb  ihres  Wirkungskreises  auf  Grund  der 
Gesetze  Verordnungen  zu  erlassen.  Da  aber  der  Kaiser  der  Träger  der  Re- 
gierungsgewalt ist,  die  Staatsbehörden  ihre  Amtsgewalt  nur  vom  Kaiser  ab- 
leiten, so  ergiebt  sich  von  selbst  auch  da»  Recht  des  Kaisers  zur  Erlassung 
von  Verordnungen,  da  es  ein  Widerspruch  wäre,  den  Ministern  und  den  den- 
selben untergeordneten  Behörden  ein  Verordnungsrecht  zuzugestehen,  ohne 
der  Krone  als  Quelle  aller  Amtsgewalten  im  Staate,  und  dem  Monarchen  als 
persönlichen  Träger  des  Staatswillens  ein  solches  beizulegen. 

Allerdings  bedarf  jede  vom  Kaiser  direkt  ausgehende  Verordnung  der  , 
Kontrasignatur  des  verantwortlichen  Ministers  (§  1  Ges.  v.  25.  Juli  1867), 
und  es  ist  eben  desshalb  Gewohnheit  geworden,  in  Verordnungen,  die  auf  einer 
a.  h.  Entschliessung  beruhen,  den  Kaiser  nicht  direkt  redend  anzuführen, 
sondern  derartige  a.  h.  Entschliessungen  in  Form  einer  Ministerialkund- 
machung  zu  publiciren. 

Man  beschränkt  daher  den  Begriff  der  kais.  Vdg.  auf  zwei  Fälle: 
a)  auf  die  nach  §  U  des  St.  G.  ergehenden  Notverordnungen,  und  b)  auf 
die  nach  dem  Ges.  vom  5.  Mai  1869  R.  66  ergehenden  Anordnungen  über 
die  zeitweilige  und  örtliche  Suspension  der  allgemeinen  Rechte  der  Staats- 
bürger. 

Alle  übrigen  Anordnungen,  mag  denselben  eine  kaiserliche  Entschlies- 
sung zu  Grunde  liegen  oder  nicht,  heissen  dann  schlechtweg  Verordnungen 
(Pfa  ff  und  Hofmann  Kommentar  zum  a.  b.  G.  B.  I.  130  ff.) 

*)  Diplom  20.  Okt.  1860;  Pat.  26.  Febr.  1861  Beil.  I.  (Grundgesetz 
über  die  Reichsvertretung  §  10 — 12),  Beil.  II.  Landesordnungen  §  16  ff.  — 
Ges.  21.  Dez.  1867  über  die  Reichsvertretung  §  11  —  18. 
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puhlicirt  worden  war,  der  formellen  Geltung  nach  die  Bedeutung  eines 
Gesetzes,  gleichviel  anter  welchem  Namen  (Edikt,  Generale,  Pragmatikale, 
Ordnung,  Patent,  Reskript,  Kabinetsscbreiben,  Verordnung,  Resolution) 
sie  erlassen  war.1) 

Aber  auch  die  auf  Grund  einer  allerhöchsten  Entschliessung  er- 
gangenen Anordnungen  der  Hofstellen  (Hofkanzlei-,  Hofkammer-,  Justiz- 
Dekret),  sowie  der  Ministerien  seit  1848  (Ministerialerlässe,  Mini- 
sterialdekrete)  hatten  den  Charakter  von  Gesetzen,  die  nur  durch  eine 
neue  Entschliessung  des  Monarchen  geändert  werden  konnten.5) 

2.  Das  Gesetz  will  objektives  Recht  erzeugen,3)  es  befiehlt  in 

1)  Vgl.  auch  H.  Schulze  Preuss.  St.  R.  8.  ünger  System  des 
Osten*.  Privatrechtes  I.  25 — 28.  Dies  gilt  für  die  Zeit  vor  dem  Jahre 
1848  und  nach  Aufhebung  der  Verfassung  vom  4.  Marz  1849  bis  zum 
Diplom  vom  20.  Okt.  1860.  Während  der  Geltung  der  Verfassung  vom 
4.  März  1849  kam  es  gar  nicht  zur  Verkündigung  von  Gesetzen  im  tech- 
nischen Sinne;  die  wichtigsten  Rechtsmaterien  wurden  durch  Anordnungen 
auf  Grund  des  §  120  dieser  Verfassung  (Nothgesetze)  bestimmt. 

2)  Winniwarter,  Commentar  zum  a.  b.  G.  B.  2.  Aufl.  I.  49  unter- 
scheidet nach  der  Form  Patente  und  Hofdekrete,  und  sieht  in  letzteren 
nur  dann  „Gesetze  im  strengen  Verstände",  wenn  sie  sich  auf  eine  Ent- 
schliessung des  Monarchen  gründen. 

Ueber  die  alteren  Namen  der  Gesetze  vgl.  Schuster  Commentar 
zum  a.  b.  G.  B.  177— 180,  Nippel  Commentar  zum  a.  b.  G.  B.  I.  90.  Pfaff 
und  Hofmann  I.  129. 

Neben  diesen  Gesetzen  kommen  noch  in  dieser  älteren  Zeit  Verord- 
nungen der  Behörden  (Bekanntmachungen,  Erlässe,  Instructionen  u.  s.  w.) 
vor,  die  natürlich  nur  innerhalb  des  Geschäftskreises  und  der  Kompetenz 
der  betreffenden  Behörde  erlassen  wurden  und  keine  neue  Normen,  son- 
dern nur  Massregel n  zur  Geltendmachung  der  diesen  Behörden  zustehenden 
Oberaufsichts-  und  Disciplinargewalt,  oder  die  Ausführung,  Anwendung  oder 
Erläuterung  einzelner  Gesetze  in  sich  fassen  konnten. 

Für  die  absolute  Monarchie  ist  allerdings  der  Unterschied  zwischen 
Gesetz  und  Verordnung  (in  technischer  Bedeutung)  in  öffentlich-rechtlicher 
Hinsicht  ohne  Belang,  weil  es  selbstverständlich  von  dem  Willen  des  Kaisers 
abhing,  ob  er  Anordnungen,  die  von  den  Hofstellen  in  gewissen  Fällen 
innerhalb  ihres  Wirkungskreises  getroffen  wurden,  nicht  in  anderen  Fällen 
seiner  allerh.  Entschliessung  vorbehalten  wollte,  und  ob  er  nicht  anderseits 
gewissen  Hofstellen  eine  mehr  oder  minder  ausgedehnte  allgemeine  Dele- 
gation zur  Erlassung  von  Normalien  gewähren  wollte. 

3)  Das  Gesetz  ist  eine  Recht  schaffende  Satzung.  (Brinz  Pandekten 
2.  Aufl.  S.  92.)    H.  Schulze  D.  St.  R.  §  17: 

„Die  allgemeine  Vorschrift,  welche  das  Gesetz  ausspricht,  muss  ein 
wirklicher  Befehl  sein,  nicht  blos  ein  logischer  Satz,  ein  wissenschaftliches 
Axiom.  Allgemeine  Empfehlungen  gewisser  landwirtschaftlicher  Kultur- 
arten, gewisser  Gesundheitsmassregeln,  wie  sie  besonders  früher  von  den 
Regierungen  häufig  auszugehen  pflegten,  sind  eben  so  wenig  Gesetze,  als 
Ansprachen  und  Proklamationen  der  Herrscher,  wenn  darin  auch  noch  so 
wichtige  Grundsätze  verkündigt  werden." 
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allgemeiner  Weise,  seine  Vorschrift  als  Recht  anzuerkennen  und  zu  be- 
folgen. Dadurch  unterscheidet  sich  das  Gesetz  vom  Rechtsgeschäfte, 
welches  nur  auf  Grund  des  objektiven  Rechtes  ein  konkretes  subjek- 
tives Recht  begründen,  erhalten,  umändern  oder  aufheben  will,  sowie 
von  der  Verfügung,  die  sich  als  Befehl  gleichfalls  nur  an  einen  oder 
mehrere  konkret  gegebene  Interessenten  richtet1) 

Dagegen  ist  kein  nothwendiges  Requisit  des  Gesetzesbegriffes  eine 
längere  Dauer  der  Anordnung.  Es  giebt  Gesetze,  die  sich  selbst  aus- 
drücklich als  transitorische  bezeichnen,  d.  h.  als  solche,  die  eine  blos 
vorübergehende  Wirksamkeit  haben,  um  den  Uebergang  aus  dem 
alten  Rechtszustand  in  den  neuen  zu  vermitteln.2) 

3.  Das  Gesetz  ist  zunächst  a)  Selbstbindung  des  Staatswillens,3) 
d.  h.  der  Staat  erklärt,  sein  künftiges  Handeln  nach  Massgabe  der  in 
dem  Gesetze  enthaltenen  Vorschrift  einzurichten. 

Daher  ist  das  Gesetz  o)  ein  Imperativ,  den  die  Staatsgewalt  an  die 
in  ihrem  Namen  handelnden  Organe  richtet4)  Es  kann  sich  aber  mit 
diesem  Befehle5)  zugleich  ß)  die  Verheissung  imlnteresse  derUnter- 
thanen  verbinden,  dass  die  staatlichen  Organe  dieses  vorgeschriebene 
Verhalten  befolgen  werden.  Dann  verpflichtet  sich  der  Staat  mit  dieser 
Norm  gegen  diejenigen  Personen,  an  welche  die  Zusicherung  gerichtet 
ist.  Dieselben  erhalten  ein  Recht  gegenüber  dem  Staate,  und  gegen 
das  gesetzwidrige  Verhalten  der  staatlichen  Organe  das  Rechtsmittel  der 
Beschwerde.  •) 

})  Laband  II.  S.  1. 

5)  Unger  Oesterr.  Privatrecht  I.  S.  102.  Vgl.  z.  B.  Ehegesetz  25. 
Mai  1868  R.  47  Art.  IV. 

*)  Thon  Rechtsnorm  und  subjektives  Recht  S.  141.  Jhering  der 
Zweck  im  Recht  321 — 426.  G.  Jellinek  die  rechtliche  Natur  der  Staats- 
verträge S.  21. 

*)  Laband  II.  94. 

6)  So  ist  das  Strafgesetz  zunächst  ein  Komplex  von  Imperativen 
an  die  Justizbehörden,  die  im  Gesetze  bezeichneten  Thatbestände  zu  ver- 
folgen und  zu  bestrafen.  Das  Gesetz  über  die  Volkszählung  enthält 
den  Imperativ  an  die  Verwaltungsbehörden,  in  den  bestimmten  Zeiträumen 
in  der  bezeichneten  Art  die  Zählung  vorzunehmen.  Deutlich  weist  die  in 
jedem  Gesetze  enthaltene  Vollzugsklausel  auf  diesen  Imperativ  hin.  Dagegen 
erwächst  aus  dem  blossen  Imperativ  noch  kein  subjektives  Recht  des  Ein- 
zelnen, z.  B.  aus  dem  Strafgesetz  des  Uebelthäters  auf  Strafe.  Vgl. 
Laband  II.  93:  „Sehr  zahlreiche  Gesetze  regeln  nur  die  eigene  Thätig- 
keit  des  Staates,  seine  Verfassung,  die  Zusammensetzung,  Geschäfte  und 
Geschäftsformen  der  Behörden,  die  wirth schaftliche  Ordnung  des  Staats- 
wesens, den  Betrieb  der  Staatsanstalten.  Solche  Gesetze  berühren  den  Un- 
terthan  unmittelbar  gar  nicht  und  sind  auf  ihn  unanwendbar." 

•)  Vgl.  Thon  S.  192  und  §  46  dieses  Buches. 
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Endlich  kann  aber  y)  die  Rechtsnorm  die  Znsicherang  enthalten, 
dass  das  anf  Grand  dieser  Rechtsnorm  entstandene  Recht  dem  Staate 
gegenüber  einen  gegen  einseitige  Entziehung  geschützten  Ansprach  des 
Berechtigten  bilden  soll.1) 

b)  Das  Gesetz  ist  aber  überdies  ein  Imperativ  an  die  Unterthanen, 
die  darin  enthaltene  Vorschrift  als  Norm  ihres  Handelns  zu  beachten. 
Es  kann  in  dieser  Richtung: 

o)  Eine  Handlung  oder  Unterlassung  direkt  befohlen  werden 
(Präceptivgesetze)  oder  ß)  an  einen  bestimmten  Thatbestand  eine 
subjektive  Berechtigung  geknüpft  und  die  Anerkennung  der  dadurch  ge- 
währten rechtlichen  Macht  durch  Andere  angeordnet  werden  (Per- 
missivgesetze),  oder  endlich  y)  eine  supple torische  Norm  aufgestellt 
werden,  welche  die  Betheiligten  insoweit  bindet,  als  sie  nicht  eine 
andere  Disposition  getroffen  haben  (Dispositivge setze). 

4.  Bestritten  ist  die  Frage,2)  ob  die  in  dem  Gesetze  enthaltene 
Rechtsvorschrift  eine  allgemeine  Regel  sein  soll,  unter  die  sich  ein 
gewisser  Kreis  von  Fällen  logisch  unterordnen  lässt,  oder  ob  es  mit 
dem  Begriffe  des  Gesetzes  vereinbar  ist,  dass  der  in  demselben  ent- 
haltene Rechtssatz  nur  auf  einen  einzigen  Thatbestand  anwendbar  er- 
scheint und  nur  ein  konkretes  Rechtsverhältniss  regelt.  Sowohl  das  oster- 
reichische  als  das  fremde  Recht  bieten  Beispiele,  dass  über  eine 
einzelne  Person  und  ihre  Rechtsphäre,  oder  über  ein  einzelnes  Geschäft 
staatliche  Gesetze  erflossen  sind.    Der  Weg  der  Gesetzgebung  wird  sich 


»)  Vgl.  §  41  d.  W. 

2)  H.  Schulze.  Deutsches  Staatsrecht  sagt  (S.  517): 
Zum  Begriffe  des  Gesetzes  gehört  die  Allgemeinheit  der  Regel.  Es 
verwirrt  den  begrifflichen  Unterschied,  wenn  man  die  sog.  constitutione* 
personales  oder  die  Privilegienertheilungen  als  Spezialgesetze  bezeichnet  und 
unter  der  Lehre  von  der  Gesetzgebung  abhandelt.  Es  ist  möglich,  dass 
ein  Gesetz  thatsächlich  nur  einmal,  vielleicht  niemals  zur  Anwendung 
kommt;  dies  schadet  dem  Begriffe  des  Gesetzes  eben  so  wenig,  als  wenn 
es  sich  nur  auf  einzelne  Klassen  der  Staatsbürger,  Soldaten,  Frauen,  Min- 
derjährige, Kaufleute  erstreckt  (jus  singulare),  oder  wenn  es  nur  für  ein- 
zelne Theile  des  Staatsgebietes  erlassen  ist  (lokale  Gesetze).  Dem  Begriffe 
der  Allgemeinheit  ist  genügt,  wenn  sich  der  Regel  eine  Anzahl  von  Fällen 
unterzuordnen  hat,  welche  ihren  Merkmalen  nach  logisch  darunter  fallen. 
In  der  Gesetzgebung  offenbart  der  Staat  seine  obrigkeitliche  Autorität  in 
der  Form  abstrakter  Normen,  in  der  Verfügung  regelt  er  individuell  be- 
stimmte Thatbestände. 

Vgl.  auch  G.  Meyer:  „Der  Begriff  des  Gesetzes  und  die  rechtliche 
Natur  des  Staatshaushaltes.''  Grünhut  Ztschft.  VIU.  S.  15  ff.  Dagegen 
Laband  Bd.  II.  S.  3. 
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selbst  bei  Bestimmung  eines  konkreten  Verhältnisses  als  nothwendig 
herausstellen,  wenn  dabei  eine  sonst  geltende  allgemeine  Rechtsregel 
als  unanwendbar  erklärt,  oder  ein  bisher  im  objektiven  Recht  nicht 
enthaltener  Rechtssatz  für  diesen  einzelnen  Fall  aufgestellt  werden  soll. 
Als  Abänderungen  des  objektiven  Rechtes  sind  somit  auch  diese 
Spezialbestimmungen  Gesetze  im  materiellen  Sinne,  keineswegs 
blosse  Verwaltungsakte.1)  Verwaltungsakte  können  kein  neues  objek- 
tives Recht  erzeugen,  sondern  nur  objektives  Recht  anwenden.  Auch 
richtet  sich  der  in  Verwaltungsverrugungen  enthaltene  Befehl  stets  nur  an 
eine  einzelne  oder  an  mehrere  in  dem  konkreten  Verhältnisse  stehende 
Personen.  Das  Spezialgesetz  dagegen  schafft  einen  neuen  Rechtssatz 
und  befiehlt  dessen  Beachtung  in  abstrakter  Weise  allen  Staatsbürgern. 

Es  liegt  somit  das  Requisit  der  Allgemeinheit  eines  Gesetzes  nicht 
darin,  dass  es  für  eine  abstrakte  Mehrheit  von  Fällen  berechnet  ist;  es 
genügt,  dass  der  in  demselben  enthaltene  Befehl,  selbst  wenn  er  sich 
auf  nur  Einen  Fall  bezieht*  an  die  Mitglieder  des  Gemeinwesens 
überhaupt  gerichtet  ist.  Es  soll  das  durch  ein  Spezialgesetz  ge- 
schaffene Rechtsverhältniss  von  Allen  anerkannt  werden.  Der  logische 
Umfang  des  Gesetzes  dagegen  ist  für  seinen  Begriff  bedeutungslos.  Es 
sind: 

«)  Gesetze,  welche  jus  commune  begründen,  d.  h.  tur  alle 
logisch  darunter  sich  unterordnenden  Thatbestände  berechnet  sind; 

ß)  Gesetze,  welche  ein  jus  singulare  feststellen,  das  Ausnahmen 
von  dem  jus  commune  in  Ansehnung  ganzer  Klassen  von  Personen 
enthält;  und 

/)  Spezialgesetze  (leges  speciales,  privilegia  sensu  strictiori), 
die  nur  einen  einzelnen  konkreten  Thatbestand  in  singulärer  Weise 
bestimmen,1)  in  gleicher  Weise  Gesetze  im  technischen  Sinne. 

5.  Zum  Wesen  des  Gesetzes  gehört  dessen  Publikation,3)  wo- 
durch dasselbe  erst  seine  juristische  Existenz  erlangt 

III.  Man  macht  den  Unterschied  zwischen  Gesetzen  im  materiel- 
len und  im  formellen  Sinne.4)   Unter  den  letztern  begreift  man 


1)  Lab  and  a.  a.  0.  S.  3. 

2)  Die  Wehrpflicht  ist  allgemein  (jus  commune),  die  Mitglieder  der 
reichsständischen  Familien  sind  davon  befreit  (jus  singulare),  der  A.  wird  von 
der  Wehrpflicht  losgezilhlt  (jus  speciale). 

3)  Ueber  die  Bedeutung  und  die  Formen  der  Publikation  vgl.  unten 
die  Lehre  von  der  Entstehung  der  Gesetze. 

A)  Gneist,  Budget  und  Gesetz  nach  dem  konstitutionellen  Staats- 
rechte Englands  mit  Rücksicht  auf  die  deutsche  Reichsverfassung  1867. 
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Rechtsgeschäfte,  Entscheidungen  und  Verwaltungsbefehle,  welche  in 
die  Form  eines  Gesetzes  gekleidet  sind. 

Es  kann  dnrch  ein  Gesetz  z.  B.  der  Wirthschaftsplan  des  Staates  fest- 
gestellt, ein  Rechtsstreit ')  entschieden,  eine  Vollmacht  ertheilt  werden. 

Es  ist  jedoch  die  Grenze  zwischen  einem  Gesetze  im  formellen  und 
im  materiellen  Sinne  oft  sehr  schwankend.  Nicht  alle  in  die  Form 
des  Gesetzes  gekleideten  Geschäfte  der  Vollziehung  sind  schon  an  und 
für  sich  Gesetze  im  formellen  Sinne.  Wenn  durch  diese  Verfügung 
in  einem  konkreten  Falle  ein  sonst  bestehender  allgemeiner  Rechts- 
satz aufgehoben  oder  suspendirt  werden  soll,  so  ist  die  fragliche  Ver- 
fügung nicht  blos  ein  in  die  Form  eines  Gesetzes  gekleideter  Ver- 
waltungsakt, sondern  zugleich  ein  Gesetz  im  materiellen  Sinne.2) 

Auch  das  Gesetz  über  die  jährliche  Festsetzung  der  auszuheben- 
den Mannschaft  ist  ein  Gesetz  im  materiellen  Sinne,  weil  es  eine 
nähere  Determination  der  Wehrpflicht  des  Unterthanen  enthält 

Dagegen  sind  allerdings  z.  B.  Gesetze  über  den  Bau  einer  be- 
stimmten Eisenbahn3)  über  die  Errichtung  eines  Nationaldenkmals4) 
Gesetze  blos  im  formellen  Sinne.  Die  geringste  Kongruenz  zwischen 
der  Natur  des  Gesetzes  und  seinem  Gegenstande  findet  bei  dem  sog. 
Finanzgesetze  statt,  das  dem  grössten  Theile  seines  Inhaltes. nach 
nur  scheinbar  ein  Gesetz  ist5) 


Laband.  Das  Budgetrecht  nach  den  Bestimmungen  der  Preussischen 
Verfassungsurkunde  1871  S.  3—11. 

Derselbe.    Reichsstaatsrecht  II.  §  58. 
H.  Schulze  Preuss.  Staatsrecht  II.  205. 
E.  Meier  in  Holtzendorff  Encykl.  882. 

Dagegen  Martitz:  Ueber  den  konstitutionellen  Begriff  des  Gesetzes 
nach  deutschem  Staatsrecht  (Ztschft.  für  Staats  Wissenschaft  XXX  VT.  Jahrg.) 

*)  So  kann  eine  Ausgleichung  vermögensrechtlicher  Ansprüche  der 
Kronlander  gegen  einander  oder  an  das  Reich  im  Wege  eines  Gesetzes  er- 
folgen (§  11  litt  o  St.  G.) 

2)  So  sind  das  z.  B.  die  Gesetze  Uber  die  Konfiskation  des  Vermögens 
einer  bestimmten  Familie,  über  die  Verbannung  eines  Inländers,  —  die 
englischen  bills  of  attainder,  d.  i.  Strafurtheile  auf  Grund  einer  für  einen 
konkreten  Fall  erlassenen  Strafsatzung,  zugleich  Gesetze  im  materiellen 
Sinne  und  nicht  blos  Individual Verfügungen,  weil  sie  objektive  Rechtsnormen 
wie:  Unverletzlichkeit  des  Eigenthums,  UnStatthaftigkeit  der  Landesver- 
weisung, nulla  pocna  sine  lege  für  einen  konkreten  Fall  aufheben. 

3)  z.  B.  Ges.  über  den  Bau  der  Arlbergbahn  7.  Mai  1880  R.  48. 

4)  z.  B.  der  ID.  ung.  Gesetzartikel  1875  über  die  Inartikulirung  des 
Andenkens  an  Franz  Deak. 

5)  Gerber,  Deutsches  Staatsrecht  S.  139.  Das  Nähere  über  das 
Finanzgesetz  s.  unten  in  der  Lehre  vom  Finanzrecht. 
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Allein  trotz  der  inneren  Verschiedenheit  der  Gesetze  im  materiellen 
und  formellen  Sinne  sind  doch: 

a)  die  Formen  ihrer  Entstehung  bei  beiden  dieselben;  und 

b)  alle  in  die  Form  eines  Gesetzes  gekleideten  Regierungsakte  ge- 
winnen, abgesehen  von  ihrem  materiellen  Gehalte,  den  Charakter  einer 
besonders  feierlichen  Willenserklärung  des  Staates.  Sie  sind  als  Gesetze 
der  Prüfung  ihrer  Gültigkeit  durch  die  Gerichte  entrückt  und  können 
nur  mit  Zustimmung  der  bei  ihrem  Zustandekommen  betheiligten  Ver- 
tretungskörper geändert  oder  aufgehoben  werden. 

8  145. 

Grenzen  der  Gesetzgebung. 

I.  Die  Gesetzgebung  ist  die  höchste  Funktion  des  Staates.  An  und 
für  sich  bestehen  für  die  Gesetzgebung  keine  Schranken,  der  verfassungs- 
mässig zustande  gekommene  und  kundgemachte  Staats  wille  kann  anordnen, 
was  er  für  gut  findet.  Allein,  wie  Bich  der  vernünftige  Wille  des  Indi- 
viduums nur  auf  erreichbare  und  sittlich  zulässige  Zwecke  richten  kann 
und  soll,  ebenso  bestehen  für  die  Staatsgewalt  und  ihre  gesetzgebende 
Funktion  solche  natürliche  und  sittliche  Schranken.  Dazu  kommen 
die  rechtlichen  Schranken,  welche  die  Staatsgewalt  sich  selbst  ge- 
zogen hat 

Natürliche  Schranken  der  Gesetzgebung  sind  gegeben  durch  die 
in  der  Natur  der  Sache  liegende  Unmöglichkeit,  über  die  menschlicher 
Willensmacht  entzogenen  Dinge  Anordnungen  zu  treffen.  Der  Staat 
kann  vernünftiger  Weise  nicht  etwas  natürlich  Unmögliches  befehlen ;  *) 
nicht  das  innere  Gedanken-  und  Gemüthsleben  der  Persönlichkeit  be- 
herrschen;3) endlich  nicht  Handlungen  oder  Unterlassungen  gebieten, 
deren  Kontrolle  unmöglich  ist. 

III.  Die  sittlichen  Schranken  der  Gesetzgebung  bestehen  in  der 
Anforderung,  bei  Festsetzung  der  Rechtsordnung  die  Gebote  der  Sitt- 
lichkeit zu  beachten.  Allerdings  kann  sich  der  Staat  über  diese  Schran- 
ken hinwegsetzen ;  er  geräth  aber,  abgesehen  von  dem  sittlichen  Tadel, 
dem  er  sich  aussetzt,  mit  seiner  eigenen  Idee  in  Widerspruch. 

IV.  Die  rechtlichen  Schranken  der  staatlichen  Gesetzgebung  sind 
das  Produkt  der  eigenen  Selbstbeschränkung.  Sie  liegen  in  verschie- 
denen Punkten,  als: 

a)  In  der  Unterscheidung  der  Gesetzesnormen  nach  ihrer  Bedeu- 
tung: in  Staatsgrundgesetze  und  in  einfache  Gesetze.   Jene  werden  als 

1)  z.  B.  Hemmung  des  sozialen  Verkehrs  der  Menschen  unter  ein- 
ander. 

2)  Befehl,  eine  bestimmte  religiöse  Ueberzeugung  wirklich  zu  haben. 
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unangreifbare  und  dauernde  Normen  gedacht;  sie  bilden  Schranken  für 
die  einfachen  Gesetze,  welche  mit  den  Staatsgrundgesetzen  nicht  in 
Widerspruch  gerathen  dürfen.  Absolut  unveränderlich  können  zwar 
auch  die  Staatsgrundgesetze  nicht  sein,  aber  ihre  Abänderung  ist  an 
erschwerte  Formen  gebunden.  Diese  Abänderung  der  Staatsgrundgesetze 
ist  in  zweifacher  Weise  möglich.  Entweder  wird  der  betreffende  Artikel 
des  Staatagrundgesetzes,  welcher  dem  Erlasse  des  derogirenden  Gesetzes 
entgegensteht,  zuerst  durch  ein  Verfassungsänderungsgesetz  beseitigt 
oder  modificirt  (ausdrückliche  Verfassungsänderung);  oder  man  be- 
gnügt sich  damit,  bei  Gesetzen,  welche  materiell  Abänderungen  der 
Staatsgrundgesetze  enthalten,  die  Formen  der  Verfassungsände- 
rungsgesetze einzuhalten  (stillschweigende  Verfassungsänderung). 
Dieser  letztere  Weg  wird  regelmässig  gewählt1) 

Es  ist  gleichgültig,  ob  sich  die  Verfassungsänderung  auf  einen 
unmittelbar  anwendbaren  Rechtssatz  oder  eine  blosse  Verheissung  der 
Staatsgrundgesetze  bezieht  In  beiden  Fällen  müssen  die  verfassungs- 
mässigen Formen  beobachtet  werden.2) 

Die  Sanktion  eines  formwidrigen  Gesetzes  würde  den  diesen  Re- 
gierungsakt kontrasignirenden  Minister  verantwortlich  machen;  allein 
da  das  gehörig  kundgemachte  Gesetz  dem  Prüfungsrechte  entzogen 
ist,  würde  selbst  dieses  verfassungswidrige  Gesetz  bis  zu  seiner  Aende- 
rung  oder  Aufhebung  als  Rechtsnorm  anzuwenden  und  zu  befolgen  sein. 

Die  Ausstattung  eines  Gesetzes  mit  der  Weihe  und  Heiligkeit  eines 
Staatsgrundgesetzes  erfordert  stets  eine  ausdrückliche  Bezeichnung 
desselben  als  Staatsgrundgesetz. 

Im  Wege  der  Reichsgesetzgebung  könnte  jedoch  eine  Vermehrung 
der  im  §  15  des  Grundgesetzes  über  die  Reichsvertretung  taxativ  aufge- 
zählten, an  erschwerende  Abänderungsformen  gebundenen  Staatsgrundge- 
setze,  gleichfalls  nur  im  Wege  einer  Verfassungsänderung  erfolgen.3) 


*)  Vgl.  über  die  Frage  H.  Schulze  Preuss.  St.  R.  II.  256. 

2)  z.  B.  Es  müssten  bei  einem  Civilprozessgesetze,  welches  das  im 
Art.  X.  des  St.  G.  über  die  richterliche  Gewalt  aufgestellte  Prinzip  der 
Mündlichkeit  und  Öffentlichkeit  vor  dem  erkennenden  Richter  ausser  Acht 
Hesse,  die  Form  einer  Verfassungsänderung  eingehalten  werden. 

3)  Bei  Berathung  der  Staatsgrundgesetze  über  die  allgemeiuen  Rechte 
der  Staatsbürger,  das  Reichsgericht,  die  Reg.-  und  Vollzugsgewalt,  die 
richterliche  Gewalt  wurde  von  einer  Seite  des  Hauses  Zweidrittelmajorität 
verlangt;  es  wurde  jedoch  zum  Beschlüsse  über  diese  Gesetze  einfache 
Majorität  für  genügend  erklärt,  weil  §  14  des  damals  geltenden  Patentes 
vom  26.  Febr.  1861  nur  für  die  Abänderung  dieses  Grundgesetzes  über 
die  Reichsvertretung  besondere  Fonnen  vorschrieb. 

Vgl.  die  neue  Gesetzgebung  Oesterreichs  S.  429—440. 
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b)  Bundesrechtliche  oder  vertragsmässige  Schranken  der* 
Gesetzgebung  entstehen  aus  dem  Verhältnisse  der  Reichsrathsländer  zu 
den  Ländern  der  ungarischen  Krone: 

a)  Die  unauflösliche  Verbindung  Oesterreichs  und  Ungarns  entzieht 
alle  den  Bestand  dieser  Bealunion  berührenden  Gegenstände  der  einsei- 
tigen Gesetzgebung  des  einen  oder  des  andern  Theiles. 

Die  Verfassung  der  Österr.-ungar.  Monarchie  beruht  nicht  auf  einem 
gemeinsamen  Grundgesetze,  sondern  auf  zwei  gesonderten  Spezialge- 
setzen (dem  Ges.  vom  21.  Dez.  1867  Nr.  146  R.  G.  Bl.  für  Oester- 
reich, und  dem  XII.  ung.  Ges.  Art.  vom  31.  August  1867)  und  trägt 
somit  den  Charakter  einer  Vereinbarung.  Dasselbe  ist  der  Fall  mit 
der  Bestimmung  des  Quotenverhältnisses  der  Beiträge  für  die  gemein- 
samen Angelegenheiten,  welches  durch  ein  vom  Kaiser  zu  Sanktioniren- 
des  Uebereinkommen  beider  Reichshälften  von  Zeit  zu  Zeit  festzusetzen 
ist  Es  könnte  daher  eine  Aenderung  der  Verfassung  des  Gesammt- 
staates  durch  Modifikation  des  Rechtsverhältnisses  beider  Theilstaaten 
nur  im  Wege  der  Vereinbarung  mittelst  materiell  übereinstimmender 
Doppelgesetze  stattfinden. 

/?)  In  beiden  Staaten  sollen  die  kommerziellen  Angelegenheiten,  das 
Zollwesen,  die  mit  der  industriellen  Produktion  in  Verbindung  stehen- 
den indirekten  Abgaben,  das  Münzwesen  und  der  Geldfuss,  endlich  das 
Wehrsystem  durch  materiell  übereinstimmende  Doppelgesetze  geregelt 
werden. 

Diese  Angelegenheiten  sind  somit  gleichfalls  der  einseitigen  Rege- 
lung entzogen.1) 

§  146. 

ßeiehs-  und  Landesgesetze. 

I.  Reichsgesetze  sind  die  mit  Zustimmung  des  Reichsrathes,  Lan- 
desgesetze die  mit  Zustimmung  eines  Landtages  erlassenen  Gesetze.2) 
Diese  Unterscheidung  ist  nicht  identisch  mit  der  Unterscheidung  der 
Gesetze  nach  dem  Geltungsgebiete  in  allgemeine  (für  das  ganze 
Staatsgebiet  geltende)  und  in  besondere  (nur  für  einzelne  Bezirke 
des  Staatsgebietes  geltende)  Gesetze. 

Die  Reichsgesetze  erzeugen  zwar  regelmässig  allgemeines  Recht, 
insofern  bei  Mangel  ausdrücklicher  Beschränkung  ihres  Gel- 

')  Vgl.  darüber  Juraschek,  Personal-  und  Realunion  S.  120;  Ul- 
bricht Rechtl.  Natur  8.  62;  D an t scher,  Der  monarchische  Bundesstaat 
8.  352  und  Jellinek  Uber  Staatenverbindungen  1882  8.  250. 

2)  Ges.  10.  Juni  1869  R.  113.  §  1  litt,  c;  Kais.  Vdg.  17.  Feb.  1863, 
§  17  der  Landesordnungen. 
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tungsgebietes  dieses  die  Gesammtheit  der  Reichsrathsländer  umfasst1) 
In  zwei  Fällen  jedoch  kann  durch  ein  Reichsgesetz  partikulares  Recht 
erzeugt  werden: 

a)  Innormaler  Weise,  wenn  das  unter  Mitwirkung  des  Reichsrathes 
zu  Stande  gekommene  Gesetz  auf  ein  bestimmtes  Geltungsgebiet  be- 
schränkt ist2) 

b)  In  nicht  normaler  Weise,  wenn  ein  Landtag  durch  einen  Be- 
schluss  einen  zu  seiner  Kompetenz  gehörigen  Gegenstand  für  den  einzelnen 
konkreten  Fall  dem  Reichsrathe  überlässt,  und  dann  unter  Mitwirkung 
des  Reichsrathes  darüber  ein  Gesetz  für  das  betreffende  Kronland  er- 
fliesst3) 

Die  Landesgesetze  erzeugen  in  allen  Fällen  partikulares 
Recht,  dessen  Geltungsgebiet  entweder  auf  den  Gebietsumfang  des  be- 
treffenden Landes4)  oder  sogar  nur  auf  einen  Gebietsteil  desselben 
beschränkt  ist.*) 

II.  Der  Unterschied  von  Reichs-  nnd  Landesgesetzen  hat  in  Oester- 
reich eine  andere  Bedeutung  als  in  einem  Staatswesen  mit  bundes- 
staatlicher Organisation. 

In  einem  Bundesstaate  sind  die  Reichs- (Bundes-) gesetze 
Aeusserungen  der  Central-  (Bundes-)Gewalt,  die  Landesgesetze  Aeusse- 
rungen  der  relativ  selbständigen  Staatsgewalt  des  Einzelstaates. 

In  Oesterreich  dagegen  sind  Reichs-  und  Landesgesetze  Aeusse- 
rungen derselben  Staatsgewalt. 

Es  besteht  keine  Bestimmung  über  die  stärkere  Kraft  der  Reichs- 
gesetze gegenüber  den  Landesgesetzen.6) 


')  §  3  Ges.  10.  Juni  1869. 

J)  Wie  das  Gesetz  19.  Juli  1877  R.  67  zur  Hintanhaltung  der  Trun- 
kenheit für  Galizien. 

3)  Vgl.  z.  B.  die  Reichsgesetze  vom  2.  Juni  1874  über  die  innere 
Einrichtung  der  Grundbücher  in  Niederösterreich  (R.  88);  Ober- 
österreich (R.  89);  Salzburg  (R.  90);  Kärnthen  (R.  91);  Mähren 
(R.  97);  Schlesien  (R.  98).  §  12  des  St.  G.  (al.  2)  sagt: 

„Sollte  jedoch  irgend  ein  Landtag  beschliessen,  dass  ein  oder  der  an- 
dere ihm  Uberlassene  Gegenstand  der  Gesetzgebung  im  Reichsrathe  behan- 
delt und  erledigt  werde,  so  übergeht  ein  solcher  Gegenstand  für  diesen  Fall 
und  rücksichtlich  des  betreffenden  Landtages  in  den  Wirkungskreis  des 
Reichsrathes/1 

4)  Dies  wird  regelmässig  der  Fall  sein. 

5)  Vgl.  z.  B.  das  Gesetz  vom  1.  November  1874  (Nr.  71  L.  G.  B. 
für  Böhmen)  über  das  Verbot  der  Errichtung  vierter  Stockwerke  in  der 
Kurstadt  Karlsbad  in  Böhmen. 

•)  Im  deutschen  Reiche  bestimmt  sich  das  Verhältniss  der  Reichsgesetze 
zu  den  Landesgesetzen  durch  den  Grundsatz,  dass  das  Reich  die  souveraine 
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Auch  sind  in  Oesterreich  die  Grenzen  zwischen  Beichs-  und  Lan- 
desgesetzgebung absoluter  Art,  indem  durch  Beichsgesetze  ein  in  den 
Kompetenzkreis  der  Landtage  fallender  Gegenstand  nicht  geregelt  wer- 
den darf  und  umgekehrt.1) 

m.  Allerdings  können  Aber  ein  und  dasselbe  Gebiet  gleichzeitig 
Beichs-  und  Landesgesetze  bestehen. 

Der  Grund  dessen  kann  ein  verschiedener  sein : 

a)  Weil  dem  Beichsrathe  nur  die  Feststellung  der  Grundsatze, 
dem  Landtage  aber  die  Detailbestimmungen  zukommen,  wie  diess 
bezüglich  der  Unterrichtsgesetzgebung  für  Volksschulen  und  Gymnasien 
der  Fall  ist 

b)  Weil  ein  und  derselbe  Gegenstand  von  verschiedenen  Stand- 
punkten aus  geregelt  ist  So  besteht  z.  B.  ein  Beichswassergesetz  vom 
30.  Mai  1869,  enthaltend  die  civilrechtlichen  Grundsätze  über  das 
Wasserrecht  und  daneben  bestehen  die  partikularen  Landeswassergesetze, 
welche  die  Benutzung,  Leitung  und  Abwehr  der  Gewässer  vom  Stand- 
punkte der  Landeskultur  und  Sicherheitspolizei  bestimmen. 

c)  Da  nach  dem  Beichsrathsstatut  vom  21.  Dezember  1867  gegen- 
über dem  Patente  vom  26.  Februar  1861  die  gegenseitige  Abgrenzung 
der  Kompetenz  des  Beichsrathes  und  der  Landtage  Veränderungen 
erlitten  hat,  so  können  aus  diesen  verschiedenen  Zeitperioden  über 
denselben  Gegenstand  Gesetze  vorhanden  sein.2) 

IV.  Stehen  Beichs-  und  Landesgesetze  mit  einander  in  Widerspruch, 
so  wird: 

a)  Bei  Gesetzen  verschiedenen  Alters  und  mit  verschiedenem  Be- 
ginne der  Wirksamkeit  das  neue  Gesetz  durch  seinen  Inhalt  ein  ihm 


Gewalt,  die  Einzelstaaten  die  Autonomie  haben.  Daraus  ergibt  sich,  dass 
die  Beichsgesetze  den  Landesgesetzen  vorangehen.  (R.  V.  Art.  II.)  Vgl. 
Laband  II.  109.  Daselbst  steht  die  Bcfiigniss  zur  Gesetzgebung  dem 
B eiche  theils  ausschliesslich  in  der  Weise  zu,  dass  gewisse  Gegenstände 
dem  Gesetzgebungsrechte  der  Einzelstaaten  gänzlich  entzogen  sind,  z.  B. 
die  Gesetzgebung  in  Betreff  des  Militärwesens  und  der  Kriegsmarine,  sowie 
hinsichtlich  des  Zollwesens,  theils  in  der  Weise,  dass  zwar  den  Einzel- 
staaten das  Becht  der  Gesetzgebung  nicht  unbedingt  entzogen,  jedoch 
dem  Beiche  freigestellt  ist,  die  betreffenden  Angelegenheiten  zum  Gegen- 
stande seiner  Gesetzgebung  und  zwar  mit  der  Wirkung  zu  machen,  dass 
das  Reichsrecht  das  Landesrecht  bricht  (Rönne,  Das  Staatsrecht  des  deut- 
schen Reiches  §  63). 

])  Ausgenommen  den  Fall  des  §  12  al.  2.  St.  G. 
*)  Vgl.  z.  B.  Art.  IV.  des  Staatsgrundgesetzes  über  die  allg.  Rechte 
der  Staatsburger  und  die  früher  ergangenen  partikularen  Gemeindeordnungen 
über  das  Gemeindewahlrecht. 

Ulbrloh,  Outorreicb.  Staatsrecht.  25 
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widersprechendes  älteres  Gesetz,  welches  über  denselben  Gegenstand  in 
derselben  Beziehung  eine  Anordnung  trifft,  soweit  aufheben,  als  der  Wider- 
spruch besteht  Es  kann  somit  ein  Reichsgesetz  durch  ein  Landesgesetz 
.  und  umgekehrt  ein  Landesgesetz  durch  ein  Reichsgesetz  aufgehoben 
werden. 

Namentlich  sind  alle  zur  unmittelbaren  Verwirklichung  geeigneten 
und  eines  Ausfuhrungsgesetzes  nicht  bedürftigen  Bestimmungen  der 
Staatsgrtmdgesetze  sofort  in  Wirksamkeit  getreten,  ohne  dass  es  erst 
einer  Reception  durch  die  Landesgesetzgebung  bedurfte.1) 

b)  Wenn  dagegen  das  Reichsgesotz  bloss  dio  Feststellung  der 
Grundsätze  enthält,  zu  deren  Ausführung  Landesgesetze  nothwendig 
sind,  so  tritt  das  Reichsgesetz  regelmässig  erst  gleichzeitig  mit  diesen 
Landesgesetzen  in  Wirksamkeit2).  Die  gewöhnlich  stattfindende  Recep- 
tion der  Bestimmungen  dos  ReichBgesetzes  in  das  Landesgesetz  soll  die 
nunmehr  eingetretene  Wirksamkeit  der  Reichsgesetze  konstatiren. 

In  diesem  Falle  sind  Reichs-  und  Landesgesetze  gleichzeitig  in 
Wirksamkeit  getretene  Normen;  Antinomien  zwischen  beiden  sind 
nach  allgemeinen  Interpretationsregeln,  unter  Festhaltung  des  Grund- 
satzes, dass  Reichs-  und  Landesgesetze  gleichwerthigo  Normen  sind,  zu 
lösen. 

V.  Die  Einhaltung  der  beiderseitigen  Kompetenzsphären  des  Reichs- 
rathes  und  der  Landtage  findet  ihre  Garantie  lediglich  in  der  Minister- 
verantwortlichkeit. Die  Minister  haften  dafür,  dass  bei  der  Sanktion 
der  Gesetze  durch  den  Kaiser  die  verfassungsmassigen  Formen  einge- 
halten und  die  Wirkungssphäre  der  Vertretungskörper  genau  beachtet 
werde.  Eine  Instanz  zur  Entscheidung  von  Kompetenzkonflikten  zwischen 
dem  Reichsrath  und  den  Landtagen  besteht  jedoch  nicht.3) 


Vgl.  die  Entschdg.  des  R.  G.  bei  Hye  Nr.  42,  90,  106. 

2)  Vgl.  z.  B.  §  76  des  Reichsvolksschulsgesetzes  vom  14.  Mai  1869. 
Ebenso  sagt  das  Wassergesetz  vom  30.  Mai  1869: 

§  28.  Die  Bestimmungen  der  §§  15  und  16  und  die  Bestimmungen 
des  V.  Abschnittes  über  die  zwangsweise  Gründung  von  Wassergenossen- 
schaften treten  in  jedem  einzelnen  Königreiche  und  Lande  erst  mit  dem 
Zeitpunkte  in  Wirksamkeit,  mit  welchem  die  der  Landesgesetzgebung  zu 
deren  Ausführung  vorbehaltcncn  Anordnungen  erlassen  sein  werden. 

3)  Anlasslich  der  Verfassungsrevision  hatte  die  Regierungsvorlage  über 
das  Rcichsrathsstatut  die  auch  vom  Herrenhause  befürwortete  Bestimmung 
aufgenommen,  dass  bei  vorkommenden  Zweifeln  rücksichtlich  der  Korape- 
enz  des  Reichsrathes  in  gemeinsamen  Gesetzgebungsangelegenheiten  gegen- 
über der  Kompetenz  eines  einzelnen  im  Reichsratho  vertretenen  Landtages, 
über  Antrag  des  Reichsrathes  der  Kaiser  entscheide.  Dieser 
Antrag  wurde  vom  Abgeordnetenhause  abgelehnt. 
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B.  Die  Entstehung  der  Gesetze. 

§  147. 

a)  Der  Gang  der  Gesetzgebung  überhaupt. 

I.  Die  Funktion  des  Monarchen  und  der  Vertretungskörper  bei 
der  Gesetzgebung  wird  erst  verständlich  durch  Scheidung  der  Bestand- 
teile des  Gesetzes  und  der  bei  der  Entstehung  des  Gesetzes  statt- 
findenden Rechtshandlungen. 

n.  Wir  haben  bei  jedem  Gesetze  zu  unterscheidenden  Gesetzes  - 
befehl,  d.  i.  die  Anordnung,  dass  etwas  Recht  sein  soll,  von  dem 
Gesetzesinhalt,  d.  i.  dem  Inbegriffe  der  im  Gesetze  enthaltenen 
materiellen  Bestimmungen.  Diese  beiden  Bestandteile  des  Gesetzes 
lassen  sich  schon  äusserlich  in  seiner  Textirung  unterscheiden.  Der 
Eingang  des  Gesetzes  führt  den  Kaiser  als  redend  an  und  lautet:  „Mit 
Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  anzuordnen" 
(Gesetzesbefehl),  wie  folgt  (Mittheilung  des  Gesetzesinhaltes). 

Die  Erlassung  des  Gesetzesbefehles  ist  allein  Sache  des  Kaisers. 
Er  allein  hat  das  Recht  zu  bestimmen,  ob  eine  ihm  im  Entwürfe  vor- 
gelegte Anordnung  mit  dem  formellen  Gesetzesbefehl  zu  versehen  und 
kundzumachen  ist 

Erst  durch  diesen  Gesetzesbefehl  wird  der  dem  Kaiser  vorge- 
legte Entwurf  zum  Gesetze.  Dagegen  ist  es  nicht  nothwendig,  dass 
derjenige,  welcher  den  Gesetzesbefehl  erlässt,  auch  den  materiellen 
Inhalt  selbst  feststellt.  Die  Redaktion  eines  Gesetzes  ist  in  der  Regel 
ein  besonderes  technisches  Geschäft,  mit  dem  selbst  ein  bei  der  Gesetz- 
gebung an  keine  besonderen  Formen  gebundener  Monarch  seine  Käthe 
oder  sachverständige  Kommissionen  betrauen  wird. 

Die  Mitwirkung  der  Vertretungskörper  bezieht  sich  nun  bloss  auf  die 
Feststellung  des  Gesetzesinhaltes.  Sie  können  entweder  einen  aus 
eigener  Initiative  ausgearbeiteten  und  durch  Beschluss  angenommenen 
Gesetzentwurf  dem  Monarchen  zur  Sanktion  vorlegen,  oder  sie  nehmen 
durch  Berathung,  Amendirung  und  Annahme  der  von  der  Regierung 
vorgelegten  Gesetzentwürfe  Theil  an  der  Feststellung  des  Gesetzes- 
inhaltes. Allerdings  ist  die  Zustimmung  der  Volksvertretung  (§  128) 
Voraussetzung  des  das  Gesetz  schaffenden  Willensaktes  des  Monarchen ; 
aber  die  Volksvertretung  hat  keine  rechtliche  Macht,  den  Monarchen  zu 
nöthigen,  einen  von  ihr  angenommenen  Gesetzentwurf  mit  dem  formellen 
Geseteesbefehl  zu  versehen  und  dadurch  zum  Gesetze  zu  erheben. 

25* 


Digitized  by  Google 


388    Zweites  Buch.   Regierungsrecht  des  Österreich.  Staatskörpers. 

in.  Als  einzelne  Stadien  der  Entstehung  des  Gesetzes- 
willens lassen  sich  daher  unterscheiden: 

a)  Die  Ausarbeitung  des  Gesetzentwurfes.  Bei  den  ans  der  I  n  i  t  i  a  t  i  v  e 
der  Begierung  hervorgehenden  Gesetzen  erfolgt  die  Ausarbeitung  des 
Entwurfes  durch  die  betheiligten  Ministerien,  worauf  der  Entwurf  mit 
Ermächtigung  des  Kaisers  dem  zuständigen  Vertretungßkörper  als 
Regierungsvorlage  zukommt.  Die  aus  der  Initiative  der  Ver- 
tretungskörper hervorgehenden  Gesetzentwürfe  dagegen  werden  durch 
die  parlamentarischen  Ausschüsse  redigirt  Eine  Beschränkung  des 
Rechtes  der  Initiative  findet  insofern  statt,  als:  «)  Anträge  auf  Er- 
lassung von  Gesetzen,  welche  durch  den  Kaiser  oder  durch  den  Landtag 
abgelehnt  worden  sind,  in  derselben  Session  nicht  wieder  vorgebracht 
werden  dürfen  (§  17  L.  0.);  und  ß)  auch  im  Reichsrathe  abgelehnte 
Vorlagen  der  Regierung  und  des  andern  Hauses  oder  Hauptanträge  in 
der  laufenden  Jahressession  nicht  mehr  auf  die  Tagesordnung  gesetzt 
werden  dürfen1)- 

b)  Sobald  nach  gepflogener  Berathung  ein  giltiger  Beschluss  des 
zuständigen  Vertretungskörpers  vorliegt,  wird  der  angenommene  Gesetz- 
entwurf dem  Monarchen  zur  Ertheilung  des  Gesetzesbefehles,  d.  i.  zur 
Sanktion  vorgelegt  Es  besteht  jedoch  für  den  Monarchen  keine 
Verpflichtung  zur  Sanktion,  selbst  wenn  von  dem  Vertretungskörper  eine 
Regierungsvorlage  unverändert  angenommen  wurde. 

c)  Die  Sanktion  des  Gesetzes  ist  nicht  bloss  die  Ausstattung  des 
Entwurfes  mit  dem  formellen  Gesetzesbefehle,  sondern  es  verbindet  sich 
damit  der  weitere  Befehl,  das  Gesetz  im  Namen  des  Kaisers  kund- 
zumachen. 

d)  Erst  durch  die  Publikation  tritt  der  Gesetzeswille  als  objektives 
Recht  allen  Unterthanen  gegenüber.  Erst  durch  die  Publikation  er- 
langt derselbe  für  diese  verbindende  Kraft 

Das  österreichische  Staatsrecht  schreibt  für  die  Willensäusserung 
des  Monarchen,  einem  von  den  Vertretungskörper  angenommenen  Gesetz- 
entwurfe die  Sanktion  zu  ertheilen  oder  zu  verweigern,  keine  bestimmte 
Zeitgrenze  vor.  Man  wird  daher  durch  den  Eintritt  einer  neuen  Session 
des  Vertretungskörpers  das  Recht  des  Monarchen  zur  Sanktion  eines 
in  der  frühem  Session  beschlossenen  Gesetzentwurfes  nicht  für  er- 
loschen erklären,  weil  die  Diskontinuität  der  Sitzungsperioden  giltig  zu 
Stande  gekommene  Beschlüsse  der  Vertretungskörper  nicht  annullirt2). 

t)  Ausnahme  Gesch.  Vdg.  §  10  und  11  bezüglich  des  Finanz- und  Re- 
krutengesetzes sowie  anderer  unaufschiebbarer  Gesetze. 

*)  Vgl.  darüber  H.  Schulze  Preuss.  St.  R.  n.  S.  223  gegen  Rönne 
(Bd.  II.  S.  196),  welcher  den  Satz  des  bayer.  Staatsrechtes,  dass  die  Er- 
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Dagegen  erreicht  mit  der  Neuwahl  der  Vertretungskörper  die  Frist  für 
die  Sanktion  ihr  Ende,  weil  durch  Ablauf  der  Legislaturperiode  oder 
Auflösung  das  Kollegium,  welches  die  Zustimmung  zu  einem  Gesetzent- 
wurfe ertheilt  hat,  nicht  mehr  besteht1) 

Uebrigens  können  Sanktion  und  Kundmachung  des  Gesetzes  durch 
einen  langern  Zeitraum  von  einander  getrennt  sein,  indem  der  Kaiser 
befehlen  kann,  dass  ein  sanktionirtes  Gesetz  erst  in  einem  spätem 
Zeitpunkte  kundgemacht  werden  soll.2) 

Da  das  Gesetz  erst  durch  die  Publikation  allgemein  bindender 
Staatswille  wird  und  die  Sanktion  ein  innerer  Vorgang  ist,  so  kann  der 
Monarch  die  ertheilte  Sanktion  bis  zur  Publikation  wieder  zurück- 
nehmen5). Wenn  dagegen  der  Monarch  die  Sanktion  verweigert  hat,  und 
dieser  Entechluss  dem  Vertretungskörper,  welcher  das  Gesetz  beschlossen 
hatte,  mitgetheilt  worden  ist,  so  ist  der  Monarch  an  diese  Willenser- 
klärung gebunden  und  kann  die  Sanktion  nicht  noch  nachträglich  er- 
theilen.  Es  müsste  zum  Zustandekommen  des  Gesetzes  eine  neue  Vorlage 
gemacht  und  der  verfassungsmässigen  Berathung  und  Beschlussfassung 
unterzogen  werden. 

§  148. 

b)  Die  Publikation  der  Gesetze. 

I.  Die  Kundmachung  der  Gesetze  erfolgt  im  Namen  des  Kaisers 
mit  Berufung  auf  die  Zustimmung  der  verfassungsmässigen  Vertretungs- 
körper und  unter  Mitfertigung  eines  verantwortlichen  Ministers.4) 

Damit  ist  ausgesprochen:  «)  Die  Publikation  der  Gesetze  ist  eine 
Angelegenheit  der  damit  beauftragten,  im  Namen  des  Monarchen  han- 
delnden Staatsbehörden,  ß)  In  der  Publikation  muss  ersichtlich  sein, 
dass  die  als  Gesetz  bezeichnete  Anordnung  (auf  einem  Willensakte  des 
Monarchen  beruhe,  und  y)  dass  der  Regierungsakt,  welcher  den  Gesetzes- 
befehl enthält,  von  einem  verantwortlichen  Minister  kontrasignirt  ist. 

n.  Diese  Kundmachung,  in  der  bezeichneten  Form,  erfolgt  durch 
Abdruck  der  Gesetzesurkunde  in  den  dermal  als  verfassungsmässige 
Publikationsmittel  bestehenden  Gesetzblättern: 


theilung  oder  Verweigerung  der  Sanktion  spätestens  beim  Schlüsse  der  Ver- 
sammlung im  Landtagsabschiede  erfolgen  soll  (bayr.  Ges.  25.  Juli  1850 
Art.  40),  für  eine  gemeinrechtliche  Bestimmung  ansieht. 
*)  G.  Meyer  D.  St.  R.  S.  407. 

2)  So  ist  z.  B.  das  Gesetz  über  den  Verwaltungsgerichtshof  vom  22. 
Oktober  1875  sanktionirt,  und  erst  am  2.  April  1876  publicirt  worden. 

3)  H.  Schulze  a.  a.  0.  S.  222. 

*)  Art  X.  St.  G.  Über  die  Reg.-  und  Vollzugsgewalt. 
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a)  Die  verbindende  Kundmachung  der  Reichsgesetze,  d.  i.  der  unter 
Mitwirkung  des  Reichsrathes  zu  Stande  gekommenen  Gesetze,  erfolgt 
durch  das  Reichsgesetzblatt.1)  Dasselbe  ist  dermal  das  einzige  legale 
Publikationsmittel  dieser  Gesetze.  Dasselbe  muss  daher  eine  vollständige 
8ammlung  aller  Reichsgesetze  enthalten;  es  kann  kein  Reichsgesetz 
.  geben,  das  nicht  im  Reichsgesetzblatte  enthalten  wäre. 

Die  Herausgabe  des  Reichsgesetzblattes  erfolgt  durch  das  Ministerium 
des  Innern.  Dasselbe  ist  somit  für  dessen  Inhalt  verantwortlich.  Es 
darf  daher  kein  Gesetz  aufnehmen,  welches  ihm  nicht  in  gehöriger 
Ausfertigung  mit  dem  Publikationsbefehle  des  Kaisers  zugegangen  ist. 
Es  hat  auch  darüber  zu  wachen,  dass  der  Abdruck  der  Gesetzurkunde 
fehlerfrei,  ohne  Zusätze  und  Auslassungen,  erfolge.  Es  enthält  somit  das 
Reichsgesetzblatt,  und  zwar  die  deutsche  Ausgabe,  den  authentischen 
Gesetzestext.  Die  in  den  übrigen  landesüblichen  Sprachen  veranstalteten 
Uebersetzungen  haben  den  Charakter  amtlicher  üebersetzungen,  d.h. 
sie  sollen  die  Gewähr  besonderer  Richtigkeit  und  Genauigkeit  bieten. 
Der  Minister  des  Innern  trägt  daher  die  Verantwortung,  dass  diese 
Uebersetzungen  von  entsprechend  befähigten  Sachverständigen  mit  der 
nöthigen  Sorgfalt  angefertigt  werden. 

Andere  Publikationsarten,  z.  B.  Einrückung  in  die  amtlichen 
Zeitungen,  in  die  Landesgesetz-  und  Verordnungsblätter,  öffentlicher  An- 
schlag sind  gestattet2);  sie  sind  aber  bloss  ein  tatsächlicher  Vorgang, 
um  die  Zugänglichkeit  und  das  Bekanntwerden  des  Gesetzes  zu  beför- 
dern, können  jedoch  die  Kundmachung  durch  das  Reichsgesetzblatt  nicht 
ersetzen  und  entbehrlich  machen.3) 


l)  §  1  Ges.  10.  Juni  1869  R.  113. 
>)  §  11  Ges.  10.  Juni  1869. 

*)  Ueber  die  frühere  Einrichtung  des  seit  1849  erscheinenden  Reichs- 
gesetzblattes (S.  65  m.  d.  W.)  vgl.: 

a)  Pat  4.  Mars  1849  R.  158. 

Dasselbe  schuf  das  Reichsgesetzblatt  und  daneben  in  jedem Kron- 
lande ein  Landes-  und  Regierungsblatt,  um  hinsichtlich  der  Kundmachung 
der  Gesetze,  Verordnungen  und  sonstigen  zur  Veröffentlichung  bestimmten 
Regiemngserl&ssen  die  Unbestimmtheit  der  bisherigen  Vorschriften  zu  be- 
seitigen, und  in  denselben  eine  grössere  Zuverlässigkeit  und  Vereinfachung 
herzustellen  ;  dann  um  hiebei  auch  dem  Grundsatze  der  Gleichberechtigung 
aller  Nationalitäten  Rechnung  zu  tragen. 

b)  Das  kais.  Pat.  vom  27.  Dec.  1852  R.  260  (§§  2,  3)  erklärte  für 
alle  im  Reichsgesetzblatte  erscheinenden  Gesetze  und  Verordnungen  ferner- 
hin den  deutschen  Text  als  den  allein  authentischen  und  bestimmte,  dass 
das  Reichsgesetzblatt  künftig  nur  in  der  deutschen  Gesetzessprache  zu  er- 
scheinen habe,  die  Uebersetzungen  in  die  Landessprachen  aber  durch  die 
Landesregierungsblatter  zu  veröffentlichen  und  die  hinsichtlich  der  Ueber- 
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b)  Bücksichtlich  der  Landesgesetze  hat  die  Notverordnung 
vom  17.  Februar  1863  R.  19  bestimmt,  dass  rucksichtüch  der  Kund- 
machung der  Landesgesetze  und  des  Beginnes  ihrer  verbindenden  Kraft 
bis  zur  verfassungsmässigen  Revision  des  Patents  vom  1.  Jänner  1860 
B.  3  die  daselbst  (§§  4  und  5)  enthaltenen  Bestimmungen  in  Betreff 
der  Verordnungen  der  Landesbehörden  in  Anwendung  kommen.  Seit- 
her erscheinen  die  Landesgesetze  and  die  Verordnungen  der  Landesbe- 
hörden gesammelt  in  Gesetz-  und  Verordnungsblättern.1) 

II.  Die  Verordnungen.2) 

§  149. 

Begriff  und  Arten. 

I.  Verordnung  ist  ein  allgemeiner,  nicht  als  Gesetz  und  nicht  in  den 
Formen  eines  Gesetzes,  erlassener  Befehl. 

Die  Verordnung  kann  einen  doppelten  Zweck  verfolgen: 

1.  Sie  will  als  Verwaltungsverordnung  auf  dem  den  Behör- 
den und  politischen  Körperschaften  freigelassenen  Gebiete  öffentlicher 
Fürsorge  entweder  die  Organisation  oder  die  Thätigkeit  des  Verwal- 
tungsapparates  in  allgemeiner  Weise  bestimmen. 

Diese  in  der  Lehre  von  der  Verwaltung  näher  zu  betrachtende  Art 
von  Verordnungen  ist  ein  Ausfluss  der  Verwaltung. 

Ihre  verbindende  Kraft  innerhalb  des  Verwaltungsorganismus  be- 
ruht auf  den  Subordinationsverhältnissen  der  Verwaltungsorgane.8) 


Setzungen  entstehenden  Zweifel  stets  nach  dem  deutschen  Texte  zu  lösen 
seien. 

c)  Durch  die  Min.  Vdg.  19.  Märe  1853  R.  G.  Nr.  51  wurde  die  Be- 
stimmung, dass  der  deutsche  Text  als  der  allein  authentische  anzusehen 
sei,  auch  auf  die  schon  früher  in  dem  R.  G.  B.  erschienenen  Gesetze  und 
Verorduungen  ausgedehnt. 

*)  Dieses  Patent  bestimmte,  dass  der  Druck  der  zur  Verlautbarung  be- 
stimmten Verordnungen  der  Landesbehörden  auf  Veranlassung  der  Landes- 
stellen auf  Kosten  der  Landesfonde  stattfinden,  und  Behörden  und  Gemein- 
den nach  Bedarf  mit  den  Exemplaren  betheilt  werden  sollten.  Als  gesetzlich 
kundgemacht  sollten  sie  erscheinen  an  dem  Tage  ihrer  Einrückung;  der 
Beginn  ihrer  Wirksamkeit  war  regelmässig  in  ihnen  selbst  ausdrücklich  zu 
bezeichnen,  in  subsidium  hatte  der  fonfeehnte  Tag  nach  dem  Tage  der 
Herausgabe  als  der  des  Beginnes  der  Wirksamkeit  zu  gelten. 

s)  G.  Meyer  §  159.  Laband  II.  §  59,  67,  68.  Gierke  Ztschft. 
f.  St  W.  XXX.  S.  188. 

3)  Laband  II.  S.  68.    Gierke  a.  a.  0.  188. 
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2.  Sie  enthält  möglicher  Weise  einen  Befehl  an  die  Unterthanen  nnd 
will  durch  Aufstellung  eines  Rechtssatzes  öffentliche  Pflichten  derselben 
bestimmen  (Bechtsverordnung). 

Diese  Verordnungen  sind  ihrem  materiellem  Gehalte  nach 
eigentlich  Gesetze.  Sie  sind  nur  zulässig  durch  eine  gesetzliche  Er- 
mächtigung.  Es  sind  zwei  Fälle  zu  unterscheiden: 

a)  Es  ist  dem  Monarchen  verfassungsmässig  das  Recht  gegeben, 
für  den  Fall  ausserordentlicher  Verhältnisse  den  Weg  der  Verordnung 
anstatt  den  des  Gesetzes  zu  ergreifen  (Notverordnungen). 

b)  Es  ist  den  Staatsbehörden  im  Namen  des  Monarchen  oder  den 
autonomen  Körperschaften,  entweder  in  Bezug  auf  einen  einzelnen  Fall 
oder  für  eine  gewisse  Klasse  von  Fällen,  der  Erlaus  obrigkeitlicher 
Anordnungen  gestattet1) 

II.  Gegenüber  dem  Gesetze  ist  die  Verordnung  in  allen  Fällen 
eine  Anordnung  von  minderer  Kraft. 

Sie  hat  entweder  (wie  die  Nothverordnung)  nur  eine  provisorische 
Gesetzeskraft,  oder  sie  muss  sich  (wie  die  übrigen  Arten  von  Verord- 
nungen) in  den  Schranken  des  Gesetzes  bewegen,  ohne  die  Kraft  zu 
besitzen,  einer  gesetzlichen  Anordnung  zu  derogiren. 

Sie  unterliegt  der  richterlichen  Kritik  vom  Standpunkte 
ihrer  Gesetzmässigkeit  Sie  kann  endlich  als  beweglicher 
Bestandtheil  der  Rechtsordnung  durch  Verordnung  aufgehoben,  ab- 
geändert oder  suspendirt  werden.  Auch  kann  durch  Dispensation  in 
einzelnen  Fällen  von  ihrer  Anwendung  abgesehen  werden. 

Das  Verhältniss  der  Verordnung  zum  Gesetze  kann  übrigens  ein 
zweifaches  sein:2) 

a)  Es  ist  ein  Gegenstand  durch  ein  Gesetz  geordnet,  dann  er- 
scheint die  Verordnung  als  eine  Ausfuhrung  des  Gesetzes  (Ausfüh- 
rungsverordnung), um  entweder  o)  als  Rechtsverordnung  das 
Gesetz  durch  Detailvorschriften  zu  ergänzen,  deren  Erlass  dem  Verord- 
nungsrechte überlassen  wurde;  oder  um  ß)  als  Verwaltungsver- 
ordnung die  zur  Durchfuhrung  des  Gesetzes  nöthigen  Behörden  und 
Anstalten  zu  organisiren  (Organisationsverordnungen)  und  die 
gleichmässige  Anwendung  des  Gesetzes  zu  sichern  (Instruktionen.8) 

l)  So  ermächtigt  §  30  der  Gew.  Ordg.  das  Ministerium  des  Innern, 
die  Zahl  der  concessionirten  Gewerbe  zu  vermehren;  so  enthält  die  Schul- 
und  Unterrichtsordnung  vom  20.  August  1870  Nr.  105  R.  G.  Bl.  Be- 
stimmungen  zur  Ausführung  der  Volksschulgesetze  vom  14.  Mai  1869  Nr. 
62  R.  G.  Bl. 

*)  Vgl.  Art.  „Verordnungsrecht"  von  Gneist  im  Rechtslex.  von 
Holtzendorff  III.  1064. 

s)  Viele  Administrativverordnungen  erscheinen  nur  als  Interpretation 
eines  Gesetzes  in  einem  einzelnen  Falle,  aus  Anlass  einer  administrativen 
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b)  Die  Verordnung  kann  aber  auch  als  eine  selbständige  Norm 
ohne  Voraussetzung  eines  bestimmten  Gesetzes  erscheinen. 

Auch  diese  selbständigen  Verordnungen  können  Rechts-  oder  Ver- 
waltungsverordnungen sein. 

Im  Wege  der  Nothverordnungen  wird  regelmässig  eine  bisher 
nicht  bestehende  Rechtsnorm  selbständig,  wenn  auch  vorläufig  mit 
provisorischer  Gesetzeskraft,  erzeugt.1)  Ebenso  können  im  Gebiete  der 
Polizei,  auf  Grund  des  allgemeinen  Rechtes  des  Staates,  den  Einzel- 
nen im  Interesse  der  Sicherheit  und  Wohlfahrt  mit  Zwang  entgegenzu- 
treten, selbst  ohne  besondere  Ermächtigungsklausel  eines  bestimmten 
Gesetzes  Handlungen  und  Unterlassungen  verordnet  werden.2) 

Endlich  können  Verwaltungsverordnungen  auf  allen,  nicht 


Entscheidung,  die  aber  den  untergeordneten  Verwaltungsbehörden  zur 
Beachtung  in  künftigen  Fällen  mitgetheilt  wird.  In  diese  Kategorie 
gehören  z.  B.  die  zahlreichen  Verordnungen  zum  Gebührengesetze.  Stein, 
Verwaltungslehre  I.  S.  306  bemerkt:  „Die  Ministerien  müssen  dieses 
Recht  haben,  weil  die  Interpretation  die  Bedingung  der  wirklichen  Thätig- 
keit  der  Verwaltung  ist,  welche  so  lange  aufhört  und  unsicher  ist,  als  ein 
zweifelhaftes  Gesetz  unklar  bleibt  Das  Recht  auf  die  ministerielle  Inter- 
pretation eines  Gesetzes  erscheint  daher  als  ein  wesentliches  Element  der 
Verordnungsgewalt,  weil  es  eine  wesentliche  Voraussetzung  der  Verwaltung 
überhaupt  ist.  Eben  daraus  folgt  auch  die  Grenze  dieses  Rechtes  auf 
Interpretation.  Während  ein  neues  Gesetz  die  Interpretation  bis  zur  Aen- 
derung  auch  nicht  bestrittener  Punkte  des  bestehenden  Gesetzes  ausdehnen 
kann,  muss  sich  die  ministerielle  Interpretation  streng  innerhalb  des  zweifel- 
haften Inhaltes  des  Gesetzes  halten." 

Selbstverständlich  ist  dieses  Recht  der  Erläuterung  der  Gesetze  (S.  146) 
kein  Recht  zur  authentischen  Interpretation  der  Gesetze,  die  nur  im  Ge- 
setagebungswege  möglich  ist.  Vgl.  Randa  Gerichtshalle  1870.  Nr.  6;  Pf  äff 
und  Hof  mann,  Kommentar  zum  a.  b.  G.  B.  I.  213.  Die  ministerielle  In- 
terpretation unterliegt  der  richterlichen  Kritik. 

i)  z.  B.  kais.  Vdg.  8.  Mai  1870  R.  72  betreffend  die  Gerichtsbarkeit 
über  die  Landwehr. 

*)  G.  Meyer  StR.  §  178.  Für  die  Richtigkeit  dieser  Ansicht  spricht 
§  7  der  kais.  Vdg.  20.  April  1854  R.  96  und  §  63  der  Gemeindeordnun- 
gen. A.  M.  ist  Praiak  in  dem  Aufsatze  „das  richterliche  Prttfungs- 
recht"  IH.  Jahrg.  der  ZtschfL  von  Samitsch,  weil  nach  Art.  XI.  des 
St.  G.  über  die  Reg.-  und  Vollzugsgewalt  Verordnungen  nur  auf  Grund 
bestehender  Gesetze  ergehen  können,  daher  alle  Verordnungen  nur 
Ausführungsverordnungen  sind.  Allein  es  genügt  eine  generelle  Er- 
mächtigungsklausel. Zahlreiche  Polizeiverordnungen,  z.  B.  die  neuesten  Ver- 
ordnungen 21.  April  1876  R.  60  über  den  Gifthandel-,  16.  Okt.  1876 
R.  128  über  die  Sicherheitsmassregeln  bei  üeberfuhren;  2.  Juli  1877  R. 
68  über  die  Erzeugung  und  den  Verkehr  mit  Sprengmitteln  sind  keines- 
wegs Ausführungsverordnungen  eines  speziellen  Gesetzes. 
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durch  Verwaltungsgesetze  eingenommenen  Gebieten,  selbständig  er- 
scheinen.1) 

IQ.  Subjekt  des  staatlichen  Verordnungsrechtes  ist  der  Monarch. 
Allein  nur  bei  Nothverordnungen  ist  eine  kaiserliche  Verordnung, 
d.  h.  ein  direkter  Willensakt  des  Kaisers,  der  auch  als  solcher  kund- 
gemacht wird,  erforderlich.  In  andern  Fällen  erscheinen  die  Staats- 
behörden legitimirt,  im  Namen  des  Monarchen  Verordnungen  zu  erlassen1). 
Ob  zum  Erlasse  einer  von  den  Ministerien  ausgehenden  Verordnung  im 
konkreten  Falle  die  Entschliessung  des  Kaisers  nothwendig  ist,  wird 
sich  darnach  bestimmen,  inwieweit  die  Minister  nach  den  ihnen  ertheilten 
wechselnden  Verwaltungsregulativen  selbständig  handeln  dürfen  oder 
höhere  Genehmigung  einzuholen  haben.  Ihrer  Form  nach  bleiben  aber 
die  von  den  Ministerien  ausgehenden  Verordnungen  in  allen  Fällen 
Ministerialerlässe ;  die  Einholung  der  kaiserlichen  Genehmigung  bleibt 
ein  interner  Vorgang.  Auch  die  übrigen  Staatsbehörden  können  inner- 
halb ihres  Wirkungskreises  Verordnungen  erlassen.  Es  bildet  aber  jede 
Verordnung  eines  höheren  Verwaltungsorgans  eine  verbindliche  Norm 
für  die  denselben  untergeordneten  Organe  und  eine  Schranke  für  die 
von  diesen  zu  erlassenden  Verordnungen3). 

Das  Becht  der  autonomen  politischen  Selbstverwaltungskörper 
zum  Erlasse  von  Verordnungen  ergibt  sich  aus  ihrem  Wirkungskreise 
und  ihrer  Verfassung.4) 

IV.  Rechtsverordnungen  bedürfen  gleich  den  Gesetzen  zu 
ihrer  verbindlichen  Kraft  der  gehörigen  Kundmachung.  Die  Publikation 
der  Nothverordnungen  (§  150  d.  W.)  ist  besonders  geregelt 

Die  zur  Ausführung  der  Reichsgesetze  bestimmten,  von  den 
Centralstellen  ergangenen  Verordnungen  werden  durch  das  Reichsgesetz- 
blatt kundgemacht. 

Es  ist  somit  die  Notwendigkeit  der  Aufnahme  in  das  Reichs- 
gesetzblatt dann  gegeben,  wenn  das  die  allgemeine  oder  besondere 
Ermächtigungsklausel  ertheilende  Gesetz  entweder  unter  Mitwirkung  des 
Reichsrathes  zu  Stande  gekommen  ist,  oder,  sofern  es  eine  Norm  aus 
der  Zeit  vor  Wirksamkeit  des  Staatgrundgesetzes  vom  21.  Dezember  1867 
ist,  doch  dermal  in  den  Wirkungskreis  des  Reichsrath  fallen  würde.*) 

l)  Vgl.  z.  B.  das  Statut  über  die  Verwaltung  der  Bukowina'er  Reli- 
gionsfondsgüter A.  M.  19.  Mai  1875  R.  81. 

*)  Art.  XI.  St.  G.  über  Reg  -  und  Vollzugsgewalt. 

3)  G.  Meyer  St.  R.  S.  408. 

*)  Vgl.  z.  B.  über  die  Gemeinde  §  109  d.  W. 

5)  Es  sind  daher  z.  B.  gewerbepolizeiliche  Vorschriften  auf  Grund  der 
Gew.  Odg.  vom  20.  Dez.  1859  mit  Rücksicht  auf  §§  11  litt,  e  des  St.  G. 
21.  Dez.  1867  durch  das  Reichsgesetzblatt  zu  publiciren. 
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Es  macht  dabei  keinen  Unterschied,  wenn  das  Geltangsgebiet  der 
kundzumachenden  Verordnung  sich  auf  ein  einzelnes  Kronland  erstreckt1) 
In  den  Landesgesetzblättern  dagegen  sind  kundzumachen: 

a)  Mini  sterialverordnungen  zur  Ausführung  von  Landesgesetzen ; 

b)  die  Verordnungen  der  Landesbehörden. 

V.  Eine  Publikation  von  Verwaltungsverordnungen  ist  nicht 
erforderlich;  es  genügt  die  Mittheilung  an  die  betreifenden  Verwaltungs- 
organe im  internen  Geschäftsverkehr  (durch  Cirkulare  und  Amts- 
schreiben).  Es  wird  jedoch  häufig  die  Publikation  von  Verwaltungs- 
verordnungen durch  die  Gesetzblätter  gewählt  Dieselbe  hat  die  Wirkung: 
<0  dass  sich  Niemand  mit  der  Unkenntniss  derselben  entschuldigen 
kann;  und  ß)  dass  man  die  in  dieser  Weise  publicirte  Verordnung  so 
lange  als  geltend  ansehen  muss,  bis  sie  durch  eine  Publikation  gleicher 
Art  abgeändert  wird  oder  ausser  Wirksamkeit  tritt2). 

Zumeist  erfolgt  die  Mittheilung  dieser  Administrativverordnungen 
durch  die  Verordnungsblätter.  Dieselben  sind  aber  nicht  gleich  den 
Gesetzblättern  Publikationsmittel,  sondern  wollen  bloss  die  schriftliche 
Vervielfältigung  und  besondere  Insinuation  der  Verordnung  durch  den 
Druck  ersetzen.  Insofern  dem  Publikum  solche  Verordnungsblätter 
käuflich  überlassen  werden,  liegt  darin  eine  bloss  thatsächliche  Mit- 
theilung ihres  Inhaltes3). 

§  150. 

Insbesondere:  die  Notverordnungen. 

L  Nothverordnungen  sind  kaiserliche  Verordnungen,  welche 
über  an  die  Zustimmung  der  Vertretungskörper  gebundene  Gegenstände 

l)  Mit  Recht  wurden  daher  die  Vollzugsbestimmungen  aber  die  Anle- 
gung, Richtigstellung  und  Führung  der  Grundbacher  in  Niederösterreich, 
Oberösterreich,  Salzburg  u.  s.  w.  zur  Ausfuhrung  der  betreffenden  parti- 
kularen Reichsgesetze,  im  Reichsgesetzblatte  (Vdg.  des  Justiz-Min.  10.  Juli 
1874  R.  103)  publicirt. 

?)  So  ist  z.  B.  das  Statut  für  die  Centraikommission  zur  Erforschung 
und  Erhaltung  der  Kunst-  und  historischen  Denkmale  durch  Vdg.  des  U. 
M.  21.  Juli  1873  R.  231  kundgemacht  worden. 

Dagegen  ist  andererseits  der  auf  Grund  der  a.  h.  Entschliessung  vom 
2  Mai  1874  durch  Vdg.  des  Finanz-M.  29.  Mai  1874  Z.  1181  festge- 
stellte Amtsunterricht  für  die  Finanzlandesbehörden  durch  ein  Gesetzblatt 
nicht  publicirt  worden. 

3)  Lab  and  II.  Vgl.  die  richtigen  Bemerkungen  in  dem  Erlasse  des 
Finanzministeriums  10.  Dez.  1855  Z.  20026  über  Zweck  und  Einrichtung 
seines  Verordnungsblattes  und  die  Entsch.  des  R.  G.  23.  Okt  1873  Z.  103 
(Hye  Nr.  47.) 
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ohne  diese  Zustimmuug  zu  einer  Zeit,  wo  der  zuständige  Vertretungs- 
körper nicht  versammelt  ist,  als  provisorische  Gesetze  erlassen  werden,  weil 
dringende  Staatsinteressen  das  Eingreifen  der  Gesetzgebung  erheischen.1) 

Die  Nothgesetzgebung"  beruht  auf  der  Erwägung,  dass  erfahrungs- 
gemäß überall  im  Leben  der  Staaten  und  Völker  Nothstände  eintreten 
können,  welche  entweder  mit  Bäcksicht  auf  das  Wohl  und  die  Sicher- 
heit des  Staates  oder  mit  Bücksicht  darauf,  dass  durch  Zögerung  der 
Zweck  der  Anordnung  vereitelt  würde,  dringende  Eile  bei  Erlassung 
der  erforderlichen  Anordnungen  erheischen.  Das  Staatsrecht  betimmt 
jedoch  die  Bedürfnissfalle,  Grenzen  und  Formen  der  Ausübung  dieses 
Bechtes*).  Es  wird  (Art.  XIV.  St-G.  über  die  Beichsvertretung  :s) 

1.  Als  Voraussetzung  der  Erlassung  einer  Noth Verordnung  verlangt, 
dass  die  dringende  Notwendigkeit  sich  zu  einer  Zeit  herausstellt, 
in  der  Reichsrath  nicht  versammelt  ist.  Es  wird  nach  dem 
Wortlaute  erfordert,  dass  die  Veranlassung  zur  Nothgesetzgebung  sich 

*)  v.  Gerber  Grundzüge  §  47.  Die  Nothgesetzgebung  ist  somit  eine 
Ausnahme  von  der  Regel,  dass  der  Monarch  Gesetze  nur  mit  Zustimmung 
des  Beichsrathes,  beziehungsweise  der  Landtage  erlassen  kann.  Sie  kann 
sich  aber  auf  alles  dasjenige  erstrecken,  was  überhaupt  durch  Gesetze  be- 
stimmt werden  kann,  soweit  nicht  bestimmte  Ausnahmen  gemacht  sind. 

2)  Vgl.  Über  Nothgesetzgebung: 

a)  §  120  der  Reichsverfassung  4.  März  1849:  „Insolange  die  durch 
diese  Reichsverfassung  bedingten  organischen  Gesetze  nicht  im  verfassungs- 
mässigen Wege  zu  Stande  gekommen  sind,  werden  die  entsprechenden  Ver- 
fügungen in  Verordnungen  erlassen. 

b)  Der  dem  gegenwärtigen  §  14  des  St.  G.  G.  entsprechende  §  13 
des  kais.  Pak  v.  26.  Februar  1861  lautete:  „Wenn  zur  Zeit,  da  der 
Reichsrath  nicht  versammelt  ist,  in  einem  Gegenstande  seines  Wirkungs- 
kreises dringende  Massregeln  getroffen  werden  müssen,  ist  das  Ministerium 
verpflichtet,  dem  nächsten  Reichsrathe  die  Gründe  und  Erfolge  der  Ver- 
fügung darzulegen."  Nach  diesem  §  13  des  kais.  Pat.  vom  26.  Februar 
1861  war  unzweifelhaft,  dass  derlei  Verordnungen  unbedingte  und  der  Zeit 
nach  unbeschränkte  Geltung  hatten.  Die  Verpflichtung  des  Ministeriums 
zur  Darlegung  der  Gründe  und  Erfolge  beruhte  bei  dem  Mangel  der  Mini- 
sterverantwortlichkeit auf  einer  vollständigen  lex  imperfecta. 

3)  Es  heisst  daselbst:  „Wenn  sich  die  dringende  Nothwendigkeit 
solcher  Anordnungen,  zu  welchen  verfassungsmässig  die  Zustimmung  des 
Reichsrathes  erforderlich  ist,  zu  einer  Zeit  herausstellt,  da  dieser  nicht 
versammelt  ist,  so  können  dieselben  unter  Verantwortung  des 
Gesammtministeriums  durch  kaiserliche  Verordnung  erlassen  werden, 
insoferne  solche  keine  Abänderung  des  Staatsgrundgesetzes  bezwecken, 
keine  dauernde  Belastung  des  Staatsschatzes  und  keine  Veräusserung  von 
Staatsgut  betreffen.  Solche  Verordnungen  haben  provisorische  Gesetzeskraft, 
wenn  sie  von  sämmtlichen  Ministern  unterzeichnet  sind,  und  mit  ausdrück- 
licher Beziehung  auf  diese  Bestimmung  des  Staatsgrundgesetzes  kundge- 
macht werden." 
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während  der  Zeit,  wo  die  Session  des  Reichsraths  geschlossen,  der- 
selbe vertagt  und  aufgelöst  ist,  herausstellt.  Daraus  ergibt  sich,  dass 
der  normale  Weg  der  Gesetzgebung  zu  beschreiten  ist,  wenn  sich  der 
Bedürfhissfall  einer  derartigen  Anordnung  während  der  Session  des 
Reichsraths  herausstellt,  und  dass  es  nicht  angeht,  das  Aufhören  oder 
die  Unterbrechung  der  Thätigkeit  des  Reichsraths  abzuwarten  und  erst 
dann  mit  Erlassung  eines  Nothgesetzes  vorzugehen. 

2.  Nur  dringende  Notwendigkeit  rechtfertigt  die  Noth- 
gesetzgebung, blosse  Nützlichkeit  der  Massregel  dagegen  genügt  nicht 
zur  Rechtfertigung  derselben1). 

3.  Aenderu ngen  der  Staatsgrundgesetze,  dauernde  Belastung  des 
Staatsschatzes  und  Veräusserungen  unbeweglichen  Staatsgutes  sind  von 
der  Nothgesetzgebung  ausgenommen.2) 

4.  Die  auf  Grund  des  §  14  des  Ges.  v.  21.  Dez.  1867  erlassenen 
Nothgesetze  sind  wirkliche  Gesetze,  bei  denen  die  sonst  in  der 
Kundmachung  vorgeschriebene  (Art.  X  St.  G.  G.  über  die  Regierungs- 
und Vollzugsgewalt)  Berufung  auf  die  Zustimmung  der  Vertretungs- 
körper durch  die  Berufung  des  erwähnten  §  14  supplirt  wird.  Ein 
derartig  gehörig  kundgemachtes  Nothgesetz  bindet  den  Richter  ebenso 
wie  ein  anderes  normal  erlassenes  Gesetz.  Allein  die  Gesetzeskraft  des 
NothgeBetzes  ist  eine  provisorische;  der  Gesetzgeber  hat  das  Nothgesetz 
nur  mit  Resolutivcharakter  gewollt  und  erlassen.  Die  provisorische 
Geltung  zeigt  sich: 


*)  Die  deutschen  Verfassungsgesetze  versuchen,  die  Bedürfhissfiille 
näher  zu  specialisiren.  So  verlangt  Art.  63  der  preuss.  Verfassung: 
„Aufrechthaltung  der  öffentlichen  Sicherheit  oder  Beseitigung  eines  unge- 
wöhnlichen Nothstandes."  Die  sächsische  Verfassungsurkunde  (Art.  88) 
und  die  badische  Verfassungsurkunde  (Art.  66)  sprechen  von  „durch  das 
Staatswohl  dringend  gebotenen  Verordnungen,  deren  vorübergehender  Zweck 
durch  Verzögerung  vereitelt  werden  würde."  Die  württembergische  Ver- 
fassung spricht  Art.  89  von  der  Vorkehrung  des  Nöthigen  zur  Sicherheit 
des  Staates  in  dringenden  Fallen.  Das  österr.  Gesetz  enthält  sich  mit 
Recht  des  unmöglichen  Versuches,  den  Begriff  der  Noth  zu  definiren. 

2)  Dass  Nothgesetze  die  Verfassung  nicht  abändern  können,  beruht 
darauf,  a)  dass  Verfassungsänderungen  nicht  einmal  durch  einfache  Ge- 
setze, viel  weniger  durch  blosse  Verordnungen  eintreten  können,  sowie  b) 
dass  die  Autorisation  zur  Nothgesetzgebung  auf  der  Verfassung  beruht, 
daher  nur  auf  dem  Boden  und  innerhalb  des  Rahmens  der  letztern  denk- 
bar ist,  keineswegs  aber  diese  Grundlagen  selbst  in  Frage  stellen  kann, 
(v.  Gerber  S.  147).  —  Die  Ausschliessung  von  Gegenständen  weit  tra- 
gender finanzieller  Interessen  dagegen  beruht  gleichfalls  auf  der  Erwägung, 
das  verfassungsmässig  zustehende  Recht  des  Reichsrath.es  bei  Ausübung  der 
Finanzgewalt  gegen  Beeinträchtigung  zu  sichern. 
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a)  Die  Gesetzeskraft  dieser  Verordnungen  erlischt,  wenn  die  Re- 
gierung unierlassen  hat,  dieselben  dem  nächsten  nach  deren  Kund- 
machung zusammentretenden  Reichsrathe,  und  zwar  zuvorderst  dem  Hause 
der  Abgeordneten  binnen  vier  Wochen  nach  dessen  Zusammentritt  zur 
Genehmigung  vorzulegen.  Die  Prüfung  des  Reichsrathes  wird  sich  auf  zwei 
Punkte  erstrecken.  Der  Reichsrath  wird  zunächst  die  Verfassungsmässig- 
keit der  Notverordnung  prüfen;  also:  ob  dieselbe  durch  dringende  Not- 
wendigkeit geboten  war,  ob  ihr  Inhalt  nicht  gegen  die  Verfassung  ver- 
stösst,  und  ob  bei  ihrer  Publikation  die  gesetzlichen  Formen  eingehalten 
worden  sind. 

Die  Anerkennung  der  Verfassungsmässigkeit  der  Verordnung 
befreit  das  Ministerium  von  der  Verantwortlichkeit  Sodann  wird  sich 
unter  dieser  Voraussetzung  die  Prüfung  auf  die  Zweckmässigkeit 
der  Anordnung  erstrecken. 

Genehmigt  sohin  der  Reichsrath  die  Verordnung,  so  wird  aus  dem 
provisorischen  Gesetze  ein  definitives;  dagegen  ist 

b)  Nichtgenehmigung  der  Verordnung  wegen  Verfassungswidrigkeit 
oder  Unzweckmä88igkeit  gleichfalls  ein  Erlöschungsgrund  ihrer  Wirk- 
samkeit. 

Die  Gesetzeskraft  der  Verordnungen  erlischt  durch  diese  beiden 
Thatsachen  (a  und  b)  ipso  jure.1) 

Das  Gesammtministerium  ist  dafür  verantwortlich,  dass  solche  Ver- 
ordnungen, sobald  sie  ihre  provisorische  Gesetzeskraft  verloren  haben, 
sofort  ausser  Wirksamkeit  gesetzt  werden. 

Ebenso  wird  andererseits  die  erfolgte  Genehmigung  durch  den 
Reichsrath  im  Reichsgesetzblatte  zu  publicieren  sein. 

II.  Ob  im  Gebiete  der  Land  esges  etzgebung  Notverordnungen 
zulässig  sind,  ist  nicht  entschieden. 

Auch  hier  sind  die  Bedürfhissfälle  der  Nothgesetze  denkbar;  wie 
wenn  aus  Anlass  plötzlich  eintretender  Elementarereignisse  in  den  Ge- 
bieten der  Landeskulturgesetzgebung  (z.  B.  der  Forstgesetzgebnng,  dem 
Wasserrechte)  dringende,  unaufschiebliche  Massregeln  zu  treffen  sind, 
oder  wenn  ein  Landtag  die  Durchfuhrung  eines  Reichsgesetzes  (z.  B. 
des  Volksschulgesetzes)  konsequent  verweigert. 

Man  wird  daher  auch  auf  diesem  Gebiete  ein  auch  wirklich  geüb- 
tes Nothverordnungsrecht  annehmen  müssen,  rücksichtlich  dessen  aber 
nicht  wie  bei  der  Reichsgesetzgebung  besondere  Formen  vorgeschrieben 
und  Garantien  aufgestellt  sind. 


*)  Dies  ergibt  sich  aus  der  strikten  Fassung  des  cit.  §  U  St.  G.; 
„Die  Giltigkeit  erlischt,  wenn  .  .  .  ." 
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Nut  eine  Aenderung  der  Landesverfassung  wird  aus  denselben 
Gründen,  wie  bei  der  Reichsverfassung,  von  der  Nothgsetzgobung  aus- 
genommen sein. 

m.  Von  der  Wirksamkeit  der  Gesetze  und 

Verordnungen. 

§  151. 

a)  Die  verbindliche  Kraft  der  Gesetze  und  Verordnungen 

überhaupt. 

I.  Als  allgemeine  Befehle  wollen  die  Gesetze  und  Verordnungen 
das  Handeln  derjenigen  Personen  bestimmen,  an  welche  sie  gerich- 
tet sind. 

Der  Grund  der  rechtsverbindlichen  Kraft  der  Gesetze  überhaupt  und 
der  die  Stelle  der  Gesetze  vertretenden  Bechtsverordnungen  beruht  in 
der  allgemeinen  Gehorsamspflicht  der  Unterthanen,  während  die  Rechts- 
verbindlichkeit der  Verwaltungsverordnungen  auf  der  besonderen  Gehor- 
sams- und  Dienstpflicht  der  Beamten  beruht 

II.  Der  Beginn  der  Wirksamkeit  einer  durch  die  Gesetzblätter 
kundgemachten  Norm  kann  mit  dem  Kundmachungstage  zusammen- 
fallen.  Es  kann  jedoch: 

a)  Der  Beginn  ihrer  Wirksamkeit  auf  einen  spätem  Zeitpunkt  ver- 
schoben werden.  Dieses  gilt  sogar  als  Regel,  indem  bei  Nichtfest- 
setzung  eines  bestimmten  Wirksamkeitstermines1)  Reichsgesetze  mit  dem 
Anfange  des  45.  Tages  nach  Ablauf  des  Tages,  an  welchem  die  das 
Gesetz  enthaltende  Abtheilung  des  Reichsgesetzblattes  herausgegeben 
wurde,  in  Kraft  treten.  Der  Tag  der  Heransgabe,  welcher  mit  dem  Ver- 
sendungstage zusammenfallen  muss,  ist  auf  jedem  Stücke  des  Reichs- 
gesetzblattes ausdrücklich  anzugeben.1) 

*)  Publikationstag,  oder  z.  B.  ein  bestimmtes  Datum,  oder  drei  Monate 
nach  Kundmachung. 

*)  §  6  Ges.  10.  Juni  1869  R.  113.  Vgl.  Justiz-Min.-Erlass  7.  Fe- 
bruar 1872  Z.  1438: 

„Es  darf  nicht  Obersehen  werden,  dass  unsere  Legislative  so  oft  sie 
darauf  angewiesen  ist,  fQr  den  Beginn  der  Wirksamkeit  eines  Gesetzes  eine 
besondere  von  der  Kundmachung  laufende  Frist  zu  bestimmen,  und  diese 
nicht  nach  Tagen  festzustellen,  sondern  nach  Kalenderfristen,  namentlich 
nach  Monaten  zu  bemessen,  unverkennbar  von  dem  Bestreben  geleitet  wird, 
mit  dem  allgemeinen  und  dem  geschäftlichen  Sprachgebrauche  in  Ueberein- 
stimmung  zu  bleiben,  welcher  auch  in  der  Regel  des  Art.  32  Z.  2  der 
Wechselordnung  seinen  präcisen  Ausdruck  gefunden  hat  und  hiernach  das  Ge- 
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Verordnungen  der  Landesbehörden  und  Landesgesetze  sind  von 
dem  Tage  als  kundgemacht  anzusehen,  an  welchem  sie  in  das  zu  ihrer 
Verlautbarung  bestimmte  Verordnungsblatt  eingerückt  erscheinen.  In 
der  Regel  haben  die  Landesbehörden  bei  jeder  in  ihrem  eigenen  Wir- 
kungskreise erlassenen  Verordnung  den  Tag  genau  zu  bezeichnen,  an 
welchem  dieselbe  in  Wirksamkeit  zu  treten  hat.  Ist  dies  nicht  ge- 
schehen, so  hat  die  verbindende  Kraft  dieser  Verordnungen  mit  dem 
Anfange  des  15.  Tages  nach  Ablauf  desjenigen  Tages  zu  beginnen,  an 
welchem  sie  kundgemacht  wurden.  (Min.  Vdg.  vom  14.  März  1860  Nr. 
65  R.  6.  B.) 

Es  ist  jedoch  bei  Organisationsgesetzen  die  Wirksamkeit  des 
Gesetzes  mit  der  Wirksamkeit  der  damit  begründeten  Behörde  oder 
Anstalt  nicht  zu  verwechseln.  Es  kann  der  Beginn  der  Wirksamkeit 
der  zu  organisirenden  Behörden  oder  Anstalten  einem  spätem,  vom  Be- 
ginn der  Wirksamkeit  des  Gesetzes  selbst  verschiedenen  Zeitpunkte  vor- 
behalten sein.1) 

b)  Ausnahmsweise  kann  durch  ausdrückliche  Bestimmung  jedem 
Gesetze  rückwirkende  Kraft  beigelegt  werden. 

III.  Wirksamkeit  eines  Gesetzes  bedeutet,  dass  alle  seiner  Herr- 
schaft unterworfenen  Personen  die  in  demselben  enthaltenen  Befehle 
als  Norm  ihrer  Handlungen  zu  beachten  haben. 

Die  Wirksamkeit  der  Gesetze  und  der  denselben  gleichkommenden 
Verordnungen  dauert  so  lange,  bis  sie  in  verfassungsmässiger  Weise 
geändert  oder  aufgehoben  worden  sind.  Nur  die  Geltung  der  Notver- 
ordnungen ist  schon  von  vornherein  an  den  Nichteintritt  der  Resolutiv- 
bedingungen geknüpft  (§  150  d.  W.)  Auch  kann  das  Gesetz  selbst 
einen  Endtermin  seiner  Wirksamkeit  festsetzen.2) 


setz  an  eben  jenem  Tage  in  Geltung  treten  zu  lassen,  welcher  seiner  Zahl  nach 
dem  Monatstage  der  Kundmachung  entspricht,  wobei  bisher  mit  dem  wech- 
selnden Ausdrucke  nach  dem  Tage  der  Kundmachung  oder  vom  Tage  der 
Kundmachung  die  Statuirung  eines  Unterschiedes  in  der  Berechnung  nicht 
beabsichtigt  war. 

l)  Vgl.  z.  B.  das  Ges.  22.  Oct.  1875  über  den  Verwaltungsgerichts- 
hof (publicirt  am  2.  April  1876),  welches  mit  dem  45.  Tage  nach  der 
Publication  in  Wirksamkeit  getreten  ist,  während  der  V.  G.  H.  seine 
Thätigkeit  erst  drei  Monate  nach  der  Kundmachung  zu  beginnen  hatte. 

Diese  Unterscheidung  ist  wichtig  für  die  Bestimmung  dieses  Gesetzes 
(§  48):  Entscheidungen  und  Verfügungen,  welche  vor  Wirksamkeit  des 
gegenwärtigen  Gesetzes  in  Rechtskraft  erwachsen  sind,  können  vor  dem 
Verwaltungsgerichtshofe  nicht  angefochten  werden. 

*)  Z.  B.  das  Ges.  31.  März  1875  R.  52  über  die  Gebührenentrich- 
tung bei  der  Löschung  kleiner  Satzposten. 
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Suspension  eines  Gesetzes  ist  eine  provisorische  Aufhebung 
seiner  Wirksamkeit  mit  der  Absicht,  entweder  nach  Wegfall  der  Gründe 
der  Suspension  den  früheren  Rechtszustand  wieder  herzustellen  oder  die 
definitive  Beseitigung  der  Bechtsnorm  vorzubereiten.  Die  Suspension 
kann  entweder  eine  einfache  provisorische  Aufhebung  eines  Rechtssatzes 
sein1),  oder  es  kann  unter  Einem  eine  abändernde  Rechtsnorm  mit  provi- 
sorischer Geltung  (d.  h.  eine  resolutiv  bedingte  oder  zeitlich  begrenzte 
Bechtsnorm)  festgesetzt  werden,  nach  deren  Wegfall  das  suspendirte 
Gesetz,  wenn  eine  definitive  Aufhebung  oder  Abänderung  nicht  erfolgt, 
wieder  auflebt2) 

Gesetze  werden  in  der  Regel  durch  Notverordnungen  suspendirt 
werden ;  die  Staatsgrundgesetze  sind  verfassungsmässig  gegen  diese  Art 
von  Suspensionen  geschützt. 

Nur  einzelne  Bestimmungen  des  Gesetzes  über  die  allgemeinen 
Rechte  der  Staatsbürger,  und  zwar:  über  die  Freiheit  der  Person,  über 
das  Hausrecht,  das  Briefgeheimniss,  das  Vereins-  und  Versammlungs- 
recht (Art  VIII,  IX,  X.,  XII,  XIII)  können  Ortlich  und  zeitlich  durch 
Notverordnung  suspendirt  werden.3) 

Die  Voraussetzungen,  Formen  und  Wirkungen  dieser  Suspension 
sind  in  dem  Ges.  vom  5.  Mai  1869,  R.  66  enthalten. 

Die  Voraussetzungen  sind:  wirklich  eingetretener  oder  nahe 
bevorstehender  Kriegszustand,  innere  Unruhen,  die  ausgedehnte  Aeusse- 
rung  hochverrätherischer  oder  sonst  die  Verfassung  bedrohender  oder 
die  persönliche  Sicherheit  gefährdender  Umtriebe.  Die  Form,  in  der 
die  Suspension  erfolgt,  ist  ein  vom  Kaiser  zu  genehmigender,  im  Reichs- 
gesetzblatte kund  zu  machender  Besch luss  des  Gesammtministeriums. 

Die  Wirkungen  dieser  Suspension  sind  Verstärkung  der  Polizei- 
gewalt und  sind  in  der  Lehre  von  der  Sicherheitspolizei  (IV.  Hauptst.) 
näher  zu  erörtern. 

Neben  der  Suspension  dieser  einzelnen  Gesetzesartikel  können  Aus- 
nahmsanordnungen zur  Handhabung  der  Straf-  und  Polizeigewalt  in  Be- 
zug auf  die  Erzeugung,  den  Verkauf,  den  Besitz  und  das  Tragen  von 
Waffen  und  Munitionsgegenständen;  in  Bezug  auf  dasPass-  und  Meldungs- 


*)  Vgl.  z.  B.  das  kais.  Manifest  vom  20.  Sept  1865,  R.  88  über  die 
Suspension  der  Februarverfassung. 

2)  Suspension  des  §  H  der  Bankstatuten  durch  Vdg.  28.  Juli  1870 
R.  93. 

3)  Art.  20  des  Staatsgrundgesetzes  über  die  allg.  Rechte  der  Staats- 
bürger. 

ülbrio  h,  Oesterreich.  StMterecht.  26 
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wesen;  in  Bezug  auf  das  Verhalten  an  Öffentlichen  Orten  und  die  Ansamm- 
lung von  Leuten;  in  Bezog  auf  die  Vornahme  demonstrativer  Handlungen 
und  den  Gebrauch  von  Abzeichen  vom  Oesammtministerium  erlassen  werden. 
Die  Suspension  der  betreffenden  Gesetzartikel  hört  auf: 

a)  Durch  ausdrückliche  Aufhebung  mittelst  eines  vom  Kaiser  ge- 
nehmigten, im  Beichsgesetzblatte  publicirten  Beschlusses  des  Gesammt- 
ministeriuros. 

b)  Durch  Nichtvorlage  der  Ausnahmsverfügungen  an  den  Beichs- 
rath,  oder  durch  die  versagte  Genehmigung  derselben.1) 

§  152. 

b)  Kritik  der  Gesetze  und  Verordnungen. 

I.  In  Ansehung  der  als  Gesetze  gehörig  verkündeten  Willensäusse- 
rungen des  Staates  schliesst  das  Staatsgrundgesetz  über  die  richterliche 
Gewalt  (Art  VII)  das  Prufungsrecht  aus.   Damit  ist  gesagt: 

a)  Niemand  ist  befugt,  dem  gehörig  kundgemachten  Gesetzes  willen 
unter  Behauptung  seiner  Verfassungswidrigkeit  den  Gehorsam  zu  ver- 
weigern, und 

b)  der  Richter,  dem  der  Monarch  in  der  Publikationsformel  die 
verfassungsmässige  Mitwirkung  der  Vertretungskörper  bezeugt,  ist  an 


!)  §  11  des  Ges.  5.  Mai  1869  sagt: 

Das  Ministerium  hat,  wenn  es  auf  Grund  dieses  Gesetzes  AusnaJuns- 
verfügungen  getroffen  oder  deren  Fortdauer  beschlossen  hat,  bei  sonsti- 
gem Erlöschen  der  getroffenen  Verfügungen  dem  Reichsrathe,  wenn  er 
versammelt  ist,  sofort,  ausserdem  aber  sogleich  bei  seinem  nächsten  Zusam- 
mentritte, und  zwar  in  beiden  Fällen  zuvörderst  dem  Hause  der  Abgeord- 
neten in  dessen  erster  Sitzung  unter  Darlegung  der  Gründe  über  die  Aus- 
nahmsverfügungen Rechenschaft  zu  geben  und  die  Beschlussfassung  den 
Reichsrathes  einzuholen. 

Man  könnte  allerdings  im  Zweifel  sein,  ob  Genehmigung  durch  den 
Reichsrath  nothwendig  ist,  da  das  Gesetz  nur  von  der  Beschlussfassung 
des  Reichsrathes  spricht.  Allein  jeder  Zweifel  schwindet  bei  der  Erwägung, 
dass  in  dem  Begriffe  Beschlussfassung  wohl  die  Genehmigung  als  engerer 
Begriff  enthalten  ist,  und  dass  es  widersprechend  wäre,  die  Suspension  ge- 
wöhnlicher Gesetze  an  die  nachträgliche  Genehmigung  des  Reichsrathes  au 
binden,  dagegen  die  Suspension  von  Verfassungsgesetzen  davon  auszunehmen. 
Der  Gesetzgeber  wählte  offenbar  den  weiteren  Ausdruck  Beschlussfassung 
desshalb,  weil  die  verfugte  Suspension  so  transitorischer  Natur  sein  kann, 
dass  dieselbe  bereits  wieder  aufgehoben  ist,  wenn  der  Reichsrath  zusammen- 
tritt, so  dass  die  Beschlussfassung  dann  nicht  mehr  eine  Genehmigung, 
ßondem  nur  eine  nachträgliche  Prüfung,  die  Erlassung  einer  Adresse  oder 
Resolution  (§  21  St.-G.  G.  vom  21.  Dez.  1867  Nr.  141),  oder  eventuell 
die  Ministeranklage  zum  Gegenstande  haben  kann. 
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dieses  Zengniss  der  höchsten  staatlichen  Autorität  gebunden,  ohne  sich 
von  Amtswegen  oder  über  Begehren  einer  Partei  in  irgend  eine  Unter- 
suchung über  die  Giltigkeit  des  mit  den  formellen  Kriterien  versehenen 
Gesetzes  einlassen  zu  dürfen. 

Als  die  formellen  Kriterien  des  Gesetzes  erscheinen:  Die  Kund- 
machung als  Gesetz  im  Namen  des  Kaisers  unter  Berufung  der  Zu- 
stimmung des  zuständigen  Vertretungskörpers  und  unter  Mitfertigung 
eines  verantwortlichen  Ministers  in  dem  zur  Publikation  bestimmten 
Gesetzblatte.  Fehlt  eines  dieser  Kriterien,  so  ist  die,  wenngleich 
als  Gesetz  bezeichnete,  Norm  als  blosse  Verordnung  anzusehen  und  un- 
terliegt als  solche  dem  Prüfungsrechte  des  Richters. 

Sind  dagegen  die  formellen  Kriterien  des  Gesetzes  vorhanden,  so 
hat  der  Richter  nicht  zu  prüfen,  ob  der  Vertretungskörper  wirklich  zu- 
gestimmt hat;  ob  er  verfassungsmässig  konstituirt;  ob  seine  Mitglieder 
gesetzlich  berufen,  in  der  gehörigen  Anzahl  versammelt  waren;  und  ob 
sie  die  Zustimmung  in  der  gehörigen  Weise,  z.  B.  mit  der  erforder- 
lichen Zweidrittelmajorität,  gegeben  haben.  (Vgl.  Pfaff-Hofmann,  Com- 
mentar  zum  a,  b.  G.  B.  S.  133.)  Ebensowenig  hat  der  Richter  zu 
prüfen,  ob  der  Reichsrath  und  die  Landtage  bei  Votirung  von  Gesetzen 
den  ihnen  in  der  Verfassung  vorgeschriebenen  Wirkungskreis  nicht 
überschritten  haben  (vgl.  Menger,  System  des  Österreich.  Civ.-Processes 
S.  239).  *) 

II.  Dagegen  steht  dem  Richter  das  Prüfungsrecht  der  Verordnungen 
insoferne  zu,  als  dieselben  in  einem  konkreten  Rechtsfalle  anzuwenden 
sind.  Der  Richter  kann  die  Anwendung  einer  von  ihm  als  gesetzwidrig 
erkannten  Verordnung  ablehnen.  Dieses  Recht  kommt  den  Justizbe- 
hörden aller  Instanzen,  sowie  den  Gerichtshöfen  des  öffentlichen 
Rochtos  zu. 

!)  Ueber  die  Frage  bemerkt  der  Bericht  des  Verfassungsausschusaes : 
„Wenn  auch  die  gerichtlichen  Organe  bei  Ausübung  richterlicher  Funktionen 
nur  dem  Gesetze  unterworfen  sind,  so  darf  ihnen  doch  nicht  das  Recht 
eingeräumt  werden,  über  den  rechtagiltigcn  Inhalt  der  Gesetze  und  insbe- 
sondere darüber  zu  entscheiden,  ob  die  Gesetze  nach  ihrem  Inhalte  und 
ihrer  Entstehung  verfassungsmässige  sind.  Dieses  Prüflings-  und  Entschei- 
dungsrecht würde  den  Richter  über  das  Gesetz  stellen  und  die  Rechtsan- 
wendnng  verwirren;  es  würde  dem  Richter  eine  nur  den  legislativen  Fak- 
toren zustehende  Befugniss  einräumen  und  hiermit  die  richterliche  Gewalt 
mit  der  gesetzgebenden  vermengen.  Es  versteht  sich  übrigens  von  selbst, 
dass  dem  Richter  das  Recht  zusteht,  die  formelle  Beschaffenheit  der  ange- 
wendeten Gesetze  —  die  Richtigkeit  und  verfassungsmässige  Form  ihrer 
Verkündigung  zu  prüfen,  sowie  über  die  Rechtsbestandigkeit  und  Anwend- 
barkeit der  von  der  Regierung  ausgegangenen  Verordnungen  im  gesetzlichen 
Instanzenzuge  zu  entscheiden." 

26* 
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Es  gestaltet  sich  jedoch  dieses  Prüfungsrecht  verschieden  in  An» 
sehnng  der  Notverordnungen  und  in  Ansehung  der  sonstigen  Verordnungen. 

a)  Rücksichtlich  der  als  provisorische  Gesetze  geltenden  Noth Ver- 
ordnungen kann  der  Richter  zunächst  nur  die  formellen  Voraussetzun- 
gen (Kundmachung  durch  den  Kaiser,  Kontrasignatur  sammtlicher 
Minister,  Berufung  auf  den  §  14  des  St  6.  vom  21.  Dez.  1867,  R.  141), 
nicht  aber  die  materiellen  Requisite  (Dringlichkeit,  Abwesenheit  des 
Reichsrathes)  prüfen.1)  Es  wird  Jedoch  dem  Richter  die  Prüfung  dar- 
über zukommen: 

«)  Ob  sich  die  Nothverordnung  innerhalb  der  verfassungsmässigen 
Schranken  bewege,  d.  h.  ob  sie  nicht  einen  Gegenstand  betreffe,  wel- 
cher dem  Nothverordnungsrechte  entzogen  ist,  und 

ß)  ob  nicht  die  Nothverordnung  wegen  Eintrittes  der  gesetzlichen 
Resolutivbedingungen  (Nichtvorlage  an  den  Reichsrath,  Nichtgeneh- 
migung  durch  denselben)  erloschen  ist. 

b)  Ein  weiter  gehendes  Prüfungsrecht  kommt  dem  Richter  zu  hin- 
sichtlich der  sonstigen  Verordnungen.  Dasselbe  erstreckt  sich  in 
gleicher  Weise  auf  die  Rechts-  und  auf  die  Administrativverordnungen ; 
dann  auf  die  staatlichen  und  die  autonomen  Verordnungen.2) 

Der  Richter  wird  prüfen  können: 

«)  Die  Kompetenz  der  Behörde,  welche  die  Verordnung  er- 
lassen hat; 

/?)  ob  es  zulässig  ist,  den  Gegenstand  überhaupt  im  Verordnungs- 
wege zu  regeln  oder  ob  es  dazu  eines  Gesetzes  bedurft  hätte. 


1)  Meng  er  Civilprocess  S.  242. 

2)  Die  ordentlichen  Civil-  und  Strafgerichte  werden  in  die  Lage  kom- 
men, die  Giltigkeit  einer  Verordnung  zu  prüfen,  wenn  sich  im  Civil- 
prozesse  eine  Klage  oder  Einrede  auf  eine  Verordnung  stützt,  oder  wenn 
im  Strafverfahren  die  Frage  aufgeworfen  wird,  ob  der  Beschuldigte 
wegen  TJebertretung  einer  Verordnung  zur  Verantwortung  gezogen  werden 
kann:  A.  kündigt  z.  B.  seine  Wohnung  auf  Grund  einer  nach  dem 
Ges.  vom  7.  März  1869  Nr.  41  R.  G.  Bl.  und  der  kais.  Verordnimg  vom 
16.  November  1858  Nr.  213  R.  G.  Bl.  bestehenden  lokalen  Auaziehord- 
nung. Der  Gekündigte  bestreitet  die  Rechtsgiltigkeit  dieser  Verordnung. 
—  Oder  Jemand  wird  nach  §  434  St.  G.  wegen  Verabsäumung  irgend 
einer  der  zur  Abwendimg  der  Feuergefahr  bestehenden  Vorschriften  zur 
Verantwortung  gezogen  und  beruft  sich  darauf,  dass  die  lokale  Vorschrift, 
deren  Uebertretung  ihm  zur  Last  gelegt  wird,  nicht  zu  Recht  besteht,  weil 
beispielsweise  die  Verordnung  nicht  auf  einem  förmlichen,  nach  §  6  und 
59  der  Feuerpolizeiordnung  für  Böhmen  (Ges.  vom  25.  Mai  1876  Nr  45 
L.  G.  B.)  geschöpften  Beschlüsse  des  Gemeindeausschusses  beruht  In 
beiden  Fällen  kommt  der  ordentliche  Richter  in  die  Lage,  über  die  Rechts- 
giltigkeit von  Verordnungen  im  gesetzlichen  Instanzenzuge  zu  erkennen. 
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y)  Ob  sich  eine  Ausführangsverordming  in  den  Tom  Gesetze  ge- 
zogenen Schranken  bewegt 

8)  Ob  eine  den  Eechtsznstand  der  Staatsbürger  beeinflussende  Ver- 
ordnung gehörig  kundgemacht  worden  ist1) 

Zweites  Hauptstück. 

Die  Staatsverträge. 

§  153. 

%)  Die  Verträge  mit  fremden  Staaten.2) 

I.  Staatsvertrage  sind  Rechtsgeschäfte  unter,  einander  selbständig 
gegenüber  stehenden,  Staaten  zur  Begründung  von  Verpflichtungsverhält- 
nissen.3) 

Staatsverträge  erzeugen  an  und  für  sich  nur  volkerrechtliche  An- 
sprüche und  Verbindlichkeiten  unter  den  Kontrahenten;  sie  äussern 
zunächst  keine  Wirkungen  auf  die  innere  Rechtsordnung  derjenigen 
Staaten,  welche  als  völkerrechtliche  Subjekte  die  Vereinbarung  unter 
einander  getroffen  haben. 

Als  völkerrechtliches  Subjekt  erscheint  nur  der  österreichisch- 
ungarische Gesammtstaat4),  nicht  aber  der  eine  oder  der  andere  der 

*)  Vgl.  die  Entscheidungen  des  R.  G.  15.  Juli  1871  Z.  98  (Hye 
18);  27.  April  1874  Z.  67  (Hye  51);  29.  October  1874  Z.  189  (Hye  63); 
27.  Jänner  1875  Z.  7  (Hye  66.)  Bemerkenswerth  ist  auch  die  Entschdg. 
24.  October  1870  Z.  116  (Hye  8):  „Das  Reichsgericht  ist  nicht  ermäch- 
tigt, einen  bei  demselben  ohne  Stellung  eines  konkreten  Anspruches  be- 
gehrten Ausspruch  Uber  die  principielle  Interpretation  eines  Gesetzes  zu 
fallen."  Damit  ist  auch  ausgesprochen,  dass  auch  die  Prüfung  der  Ver- 
ordnungen selbst  nur  anlässlich  konkreter  Fälle  stattfinden  kann.  Aus  der 
kaum  übersehbaren  Literatur  über  die  ganze  Frage  sind  für  das  österr. 
Recht  nur  zu  bemerken :  Der  Aufsatz  von  Dr.  F.  K.,  Prüfung  der  Giltigkeit 
der  Gesetze  und  Verordnungen  nach  österr.  Staatsrecht,  in  den  juristischen 
Blatten  1873  Nr.  5,  9,  11,  dann  Dr.  G.  Pralak,  das  richterliche 
Prüfungrechtin  Samitsch  Ztschr.  HI.  Jahrg.  Menger  Oesterr.  Civilprozess. 
S.  231  ff.  Pfaff  und  Hofmann  Kommentar  zum  a.  b.  G.  B.  L  S. 
130  ff. 

*)  Laband  H.  152  ff. 

3)  Der  Vertrag  ist  das  Zusammentreffen  mehrerer  Willen  in  Einem 
Gewollten,  wodurch  die  getrennten  Willen  in  Beziehung  auf  ihr  Object  in 
einen  einzigen  zusammenschmelzen  (Vgl.  G.  Jellinek,  die  Lehre  von 
den  Staatenverbindungen  S.  101). 

4)  Die  innere  Struktur  des  österr.-ung.  Gesammtstaates  (vgl.  in.  Buch) 
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beiden  die  Gesammtmonarchie  bildenden  Theilstaaten.  Diesen  ist  ver- 
fassungsmässig der  völkerrechtliche  Verkehr  mit  fremden  Staaten  ent- 
zogen.1) 

Ans  internationalen  Verträgen  wird  somit  der  Gesammtstaat  be- 
rechtigt und  verpflichtet,  und  zwar  auch  dann,  wenn  der  Staatsvertrag 
nur  in  einem  Theilstaate  seine  Wirksamkeit  äussern  soll.2) 

Nur  der  Gesammtstaat  kann  die  zur  Erzwingung  der  Erfüllung 
nöthigen  volkerrechtlichen  Mittel  in  Bewegung  setzen,  während  sich  an- 
dererseits der  auswärtige  Staat  mit  seinen  Ansprächen  auf  Erfüllung 
stets  an  den  Gesammtstaat  wenden  wird,  selbst  wenn  die  Erfül- 
lung des  Staatsvertrages  nur  die  Thätigkeit  des  einen  oder  des  andern 
Staatskörpers  bedingt5) 

II.  Allein  die  Erfüllung  des  Vertrages  und  die  Atisübung  der  durch 
denselben  eingeräumten  Rechte  bedingt  notwendiger  Weise  eine  Thätig- 
keit der  Staatsbehörden. 

An  diese  muss  somit  der  Befehl  ergehen,  dass  sie  die  Ver- 
tragsbestimmungen als  Regulative  ihrer  Thätigkeit  beachten.4) 

Setzt  die  Erfüllung  des  Vertrages  ein  bestimmtes  Verhalten  der 
Unterthanen  voraus,  so  wird  auch  an  diese  ein  entsprechender  Befehl 
erlassen  werden  müssen.6)   Es  ist  daher  der  abgeschlossene  Staatsver- 


beeinträchtigt  nicht  seine  Rolle  als  völkerrechtliche  Einheit.  „Man  nimmt 
Staaten,  welche  dauernd  dieselbe  Politik  verfolgen,  wenn  sie  als  Gesammt- 
heit  auftreten,  als  eine  einzige  Macht."  (Jellinek  a.  a.  0.  182.) 

*)  Diess  ergibt  sich  aus  dem  Ges.  21.  Des.  1867  R.  146  (§2)  und 
XII  ung.  G.  A.  (§  8),  welche  die  in  Betreff  der  internationalen  Verträge 
nöthigen  Verfügungen  ausdrücklich  aus  dem  Kompetenzkreise  der  Theil- 
staaten in  jenen  des  Gcsaramtstaates  überweisen. 

2)  Vgl.  z.  B.  Staatsvertrag  mit  Sachsen  über  die  Eisenbahnanschlüsse 
an  der  böhmischen  Grenze  (R  G.  B.  1871  R  62),  der  nur  Ocsterreic 
allein  berührt 

3)  Es  wird  daher  beispielsweise  der  verabredete  Anschluss  der  Eisen- 
bahnen, selbst  wenn  sie  nur  das  österreichische  oder  das  ungarische  Staats- 
gebiet allein  berühren,  vom  Gesammtstaate  zu  reklamiren  sein. 

4)  Z.  B.  ein  Staatsvertrag  über  die  Gestattung  der  Verfolgung  von 
Verbrechern  auf  fremdem  Staatsgebiete  wird  von  Seiten  des  berechtigten 
Staates  den  Befehl  an  seine  Sicherheits wachen  zur  Folge  haben,  im  Be- 
darfsfalle die  Verfolgung  eines  flüchtigen  Verbrechers  über  die  Grenze  vor- 
zunehmen, wahrend  der  verpflichtete  Staat  seine  Grenzbehörden  anweisen 
wird,  diesen  üebertritt  fremder  Wachen  zu  dulden. 

*)  z.  B.  ein  Vertrag  über  den  Schutz  auslandischer  Uterarischer  Er- 
zeugnisse zieht  nothwendiger  Weise  ein  Nachdrucksverbot  nach  sich. 

Vgl.  die  Entschdg.  des  R.  G.  1.  Mai  1874  Z.  64  (Hye  55): 
„Staatsvertrage  können  richterlichen  Entscheidungen  nur  dann  als  Ent- 
scheidungspunkte dienen,  wenn  sie  als  Gesetz  kundgemacht  worden  sind. 
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trag  die  Veranlassung  zur  Bestimmung  der  Verwaltungsthätigkeit  durch 
Verwaltungsbefehle,  sowie  der  Rechtsordnung  durch  Gesetzesbefehle. 

Diese  Akte  zur  Ausfuhrung  eines  Vertrages  konnten  völlig  selb- 
ständig erscheinen.  Es  könnten,  sei  es  mit,  sei  es  ohne  Beziehung  auf 
den  abgeschlossenen  Vertrag,  Verordnungen  und  Gesetze  zur  Ausfüh- 
rung des  Vertrages  erscheinen.1) 

Die  staatliche  Praxis  befolgt  jedoch  in  der  Regel  eine  andere 
Methode. 

Der  Staat  theilt  entweder  den  Inhalt  des  Vertrages  seinen  Behör- 
den mit,  oder  es  wird  der  Vertrag  in  seiner  Totalitat  im  Reichs ge- 
Betzblatte2)  kundgemacht 

Diese  Kundmachung  erfolgt  durch  Abdruck  der  Vertragsurkunde 
mit  der  Klausel:  „Der  vorstehende  Vertrag  wird  mit  Wirk- 
samkeit für  die  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreiche 
und  Lander  kundgemacht."  Ist  der  Vertrag  durch  die  beiden 
Häuser  des  Reichsrathes  genehmigt  worden,  so  wird  überdies  diese  Zu- 
stimmung in  der  Publikationsklausel  erwähnt. 

Wahrend  die  blosse  Mittheilung  des  Vertrages  an  die  Behörden,  im 
internen  Verwaltungsdienste,  nur  den  Charakter  eines  Verwaltungsbe- 
fehles hat,3)  gewinnt  der  Staatsvertrag  durch  die  gehörige  Kundmachung 
im  Reichsgesetzblatte  regelmässig  den  Charakter  einer  die  Unterthanen 
verbindenden  Rechtsnorm. 

Es  wird  von  dem  Inhalte  des  Staatsvertrages  abhängen,  ob  mit 
Rücksicht  auf  die  Verfassung  des  Gesammtstaates  und  der  Reichsrath- 
länder der  eine  oder  der  andere  Weg  zulässig  oder  nöthig  ist 

Fällt  der  Vertrag  nicht  unter  die  an  die  Genehmigung  des  Reichs- 
rathes gebundenen  Verträge  (siehe  oben  S.  333  ff.):  so  wird  in  der 
Kegel  ein  blosser  Verwaltungsbefehl  genügen.  Dabei  wird  jedoch 
zu  unterscheiden  sein,  ob  zur  Ausführung  des  Vertrages  eine  Thätigkeit 
der  Organe  des  Gesammtstaates  genügt,  oder  ob  die  Ausfuhrung  des 
Vertrages  durch  die  Mitwirkung  der  Behörden  des  österreichischen 
Staatskörpers  bedingt  ist.  Es  wird  daher  je  nach  Lage  des  Falles  sich 
der  Verwaltungsbefehl  an  die  Behörden  des  Gesammtstaates  oder  an 


*)  Z.  B.  Die  Verordnung  des  Handelsministeriums  vom  25.  August 
1878  R.  112  über  die  Einfuhrung  von  Postanweisungen  nach  Frankreich 
und  Algier,  der  ein  Uebereinkommen  su  Grunde  liegt 

2)  §  1  litt  b.  Ges.  10.  Juni  1869. 

3)  Wie  z.  B.  das  Circularscbrciben  des  Ministers  des  Innern  vom  30. 
November  1854  (bei  Vesque  v.  Püttlingen  Oesterreichs  Staatsverträge 
8.  39),  betreffend  die  Uebereinkunft  mit  Bayern  über  die  Detentionskosten 
ausweisloser  Personen. 
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die  in  den  Reichsrathsländern  zur  Ausführung  berufenen  Organe  der 
innern  und  Finanzverwaltung  wenden.1) 

Die  Kundmachung  des  Vertrages  durch  das  Reichs- 
gesetzblatt dagegen  wird  gewählt: 

a)  Bei  allen  durch  den  Reichsrath  genehmigten  Verträgen,  um 
diese  Zustimmung  zu  konstatiren  und  diese  Verträge  als  Gesetze  in 
formellem  Sinne  zu  charakterisiren. 

b)  Auch  bei  sonstigen  nicht  an  diese  Zustimmung  gebundenen  Ver- 
trägen, um  dieselben  als  einen  Bestandteil  der  staatlichen  Rechtsord- 
nung zu  bezeichnen,  mit  dessen  ünkenntniss  sich  Niemand  entschuldigen 
kann. 

Ein  in  dieser  Weise  kundgemachter  Staatevertrag  gilt,  sofern 
nicht  schon  bei  dieser  Publikation  ein  Endtermin  seiner  Wirksamkeit 
festgestellt  ist,  insolange  als  Rechtsnorm,  bis  durch  eine  gleichfalls 
wieder  in  dem  Reichsgesetzblatt  eingerückte  Kundmachung  diese  Rechts- 
norm ausser  Kraft  gesetzt  wird.2) 

III.  Die  durch  Staatsverträge  begründeten  Rechtsnormen  können 
sich,  gleich  den  Gesetzen,  auf  alle  möglichen  Verhältnisse,  somit  auf 
die  bürgerliche  und  die  öffentliche  Rechtsordnung  beziehen. 

Sie  können  also  sein: 

1)  Privatrechtsnormen;8) 

2)  Normen  für  die  Ausübung  der  Justizgewalt;4) 

3)  Normen  für  die  polizeiliche  Thätigkeit,  wie 
a)  für  die  gerichtliche  Polizei,6) 

*)  So  hätte  es  z.  B.  genügt,  wenn  die  Petersburger  Deklaration  v.  11. 
Dez.  1868  über  die  Ausschliessung  gewisser  Sprenggeschosse  vom  Kriegs- 
gebrauche  durch  Armeebefehl  mitgetheilt  worden  wäre. 

*)  Es  wird  daher,  wenn  durch  Ablauf  der  bestimmten  Zeit  völkerrecht- 
lich der  Vertrag  erloschen  ist,  sein  Inhalt  auch  nicht  mehr  als  Rechtsnorm 
gelten,  sofern  nicht  Verlängerung  oder  Erneuerung  publicirt  worden  ist.  Wenn 
dagegen  ein  an  keine  bestimmte  Zeitgrenze  geknöpftes  Vertragsverhältniss  er- 
lischt oder  modificirt  wird,  so  wird  sich  die  Nothwendigkeit  ergeben,  die 
Aufhebung  oder  Modificationen  der  im  Reichsgesetzblatt  kundgemachten  Nor- 
men in  gleicher  Weise  wieder  kundzumachen.  Beispiele:  Vdg.  13.  Juni 
1867  R.  122  über  das  Ausscheiden  Oesterreichs  aus  dem  deutschen  Münz- 
vertrage (vgl.  Staatsvertrag  24.  Januar  1857  R.  101).  Vertrag  11.  Okt. 
1878  R.  22.  (1879)  Modification  des  Art.  V.  des  Prager  Friedens  (vgl. 
St.  V.  23.  August  1866  R.  103). 

3)  Z.  B.  Schutz  des  Urheberrechtes  an  Werken  der  Literatur  und  Kunst. 
(St  V.  mit  Frankreich  11.  Dezember  1866  R.  169.) 

*)  Hierher  gehören  die  Auslieferungsverträge  (vgl.  Starr  Reg.  zum 
Reichsgesetzblatte  S.  223),  die  Verträge  über  Gewähruug  von  Rechts- 
hülfe. 

5)  Z.  B.  Vertrag  mit  Preussen  zur  Beförderung  des  Sicherheitsdien- 
stes im  Grenzgebiete.    (Erl.  Min.  d.  Aeussern  16.  Jänner  1864  R.  27.) 
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b)  för  die  Hilfspolizei  in  Erkrankungs- und  Verarmungs- 
fällen,1) 

c)  für  die  Landwirthschafts-  und  Forstpolizei,2) 

d)  die  Gewerbe-,  Handels-  und  Schiffahrtspolizei.8) 

4)  Normen  über  die  zur  Pflege  des  allgemeinen  Verkehrs  bestimm 
ten  Verwaltungsanstalten. 

Hierher  gehören  beispielsweise  die  Postverträge4);  die  Tele- 
graphenverträge.5) 

5)  Normen  für  die  Ausübung  der  Finanzgewalt.8) 

IV.  Eine  besondere  Bedeutung  gewinnen  Staatsverträge  auf  dem 
Gebiete  der  Verwaltung  dadurch,  dass  die  Staaten  übereinstimmende 
Verwaltungseinrichtungen  verabreden  nnd  einfuhren.  Daraus  entstehen 
die  sogenannten  Verwaltungsbündnisse  der  Staaten,  die  sich: 

a)  als  nicht  organisirte  Bündnisse  auf  ein  übereinstimmen- 
des Verhalten  gegenüber  gewissen  Verwaltungszwecken  beschränken1); 
oder 

b)  als  organisirte  Verwaltungsvereine  erscheinen,  in  denen 
ein  dem  Einzelninteresse  gegenüber  gestelltes  und  selbständig  gedachtes 
Gesammtinteresse  den  objektiven  Zweck  bildet,  für  den  die  Einzelnen 
ihre  Mittel  und  Kräfte  verbinden  und  gemeinsame  Verwaltungsorgane 
bestellen.*) 

Zu  diesen  die  österreichisch-ungarische  Monarchie  berührenden 
internationalen  Verwaltungsvereinen  gehören  insbesondere: 

a)  Der  Verwaltungsverein  für  Regelung  der  Schifffahrt  auf  inter- 
nationalen Strömen,  als:  rücksichtlich  der  Pruth*),  der  Donau.10) 


l)  Z.  B.  Vertrag  mit  Bern  wegen  unentgeltlicher  Spitalsverpflegung 
der  beiderseitigen  Unterthanen  (Vdg.  M.  A.  31.  Januar  1865  R.  11.) 

*)  Z.  B.  Uebereinkommen  mit  der  sächsischen  Regierung  wegen 
möglichster  Verhütung  der  Forst-,  Jagd-,  Fischerei-,  Waldfrevel. 
(M.  Ä.  2.  Okt.  1855  R.  176.)  Internationale  Konvention  vom  17.  Septem- 
ber 1878  (R.  19  d.  Jahres  1880)  zur  Bekämpfung  der  Reblaus. 

3)  Vgl.  z.  B.  die  Handelsverträge  bei  Starr  S.  227. 

4)  Starr  S.  231.  Art.  Postverträge  in  Holtzcndorff  Rechtslex. 
HI.  107. 

*)  Starr  S.  233. 

•)  Zollverträge  (Starr  S.  234);  Verträge  über  das  Abfahrts- 
geld. 

*)  Vgl.  den  internationalen  Telegraphenverein  14.  Jänner  1872  Rg.  152. 
8)  Vgl.  J  eil  ine  k  die  Lehre  von  Staatsverbindungen  S.  108  ff. 
■)  Vertrag  3.  Dezember  1860  R.  69  (1870). 

10)  Pariser  Vertrag  30.  März  1856  Art.  15  und  16  ;  Berliner  Vertrag 
13.  Juli  1878  Art.  53—56. 
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b)  der  Weltpostverein,1)  der  ein  internationales  Postbureaa  in 
Aussicht  nimmt. 

c)  Die  internationale  Meterconvention,  die  ein  internationales 
Bureau  für  Mass  und  Gewicht  in  Paris  bestellt3) 

§  154. 

b)  Vereinbarungen  mit  den  Ländern  der  ungarischen 

Krone. 

Die  Möglichkeit  von  Vereinbarungen  mit  den  Ländern  der  un- 
garischen Krone  ergibt  sich  aus  der  staatsrechtlichen  und  administrati- 
ven Selbständigkeit  der  beiden  die  Gesammtmonarchie  bildenden  Staats- 
körper und  ist  ausdrücklich  anerkannt s)  Gegenüber  den  internationalen 
Staatsverträgen  zeigen  jedoch  diese  Vereinbarungen  zwei  wesentliche 
Abweichungen : 

a)  Sie  werden  nicht  unter  zwei,  sich  völlig  unabhängig  gegenüber- 
stehenden Staaten  geschlossen,  sondern  entstehen  unter  zwei  durch  ein 
staatsrechtliches  Band  mit  einander  verknüpften  Staatskörpern.  Das 
Staatsrecht  beider  Staaten  enthält  mit  Bücksicht  auf  diese  Realunion 
den  Imperativ,  dass  über  gewisse  Gegenstände  von  Zeit  zu  Zeit 
Vereinbarungen  abgeschlossen  werden  müssen:  nämlich  <*)  über  die 
Proportion,  nach  welcher  die  beiden  Staaten  zu  dem  Bedarfe  des  Ge- 
sammtstaates  beizutragen  haben;  fl)  über  die  Beitragsquote  Ungarns  zur 
Staatsschuld,  und  y)  über  ein  Zoll-  und  Handelsbündniss. 4) 

b)  Ferner  ergibt  sich  aus  der  Personenidentität  des  Monarchen  in 
beiden  Staatskörpern  eine  von  internationalen  Staatsverträgen  abweichende 
Form  der  Vereinbarung. 

Ist  «)  die  Vereinbarung  hinsichtlich  ihrer  Giltigkeit  an  die  Ge- 
nehmigung der  Vertretungskörper  (des  Beichsrathes  und  des  ungarischen 
Beichstages)  geknüpft,  so  kann  die  Vereinbarung  auf  doppelte  Weise  zu 
Stande  kommen.  Entweder  werden  in  beiden  Staatskörpern  materiell 
übereinstimmende  Gesetze  erlassen,  welche  einseitiger  Abänderung  ent- 


»)  Vertrag  9.  Okt.  1874  (B.  G.  Bl.  19.  Juni  1876  (XXXI.  Nr.  88.) 

*)  Konvention  20.  Mai  1875  (B.  G.  Bl.  4.  Marx  1876  Nr.  20.) 

s)  Xn.  G.  0.  1867  und  Ges.  21.  Dez.  1867  B.  146.  Vgl.  Bider- 
mann  Rechtl.  Natur  der  österr.-ungar.  Monarchie  S.  42,  Juraschek 
Personal-  und  Realunion  8.  120,  Ulbrich  Bechtl.  Natur  S.  62,  Dant- 
s eher  der  monarchische  Bundesstaat  S.  352.  Jellinek  Staatsverbindungen 
S.  250. 

«)  §  2—4,  Ges.  21.  Dez.  1867  R.  146.  §  22  und  62  XII.  G.  A. 
1867. 
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rockt  sind;1)  oder  es  wird  den  beiderseitigen  Ministerien  durch  ma- 
teriell übereinstimmende  Ermächtigungsgesetze  die  Vollmacht  zum  Ab- 
schlüsse der  Vereinbarung  ertheilt,  deren  wirklich  stattgefundener  Ab- 
schlu8S  sodann  kundgemacht  wird.1) 

ß)  Die  an  dieses  Erforderniss  nicht  geknüpften  Vereinbarungen 
werden  durch  die  beiderseitigen  Ministerien  geschlossen  und  nach  Art 
sonstiger  Staatsverträge  als  Verordnungen  kundgemacht. 

B.  Die  Verwaltung. 

Drittes  Hauptstück. 

Die  Verwaltung  Im  Allgemeinen. 

I.  Das  Wesen  der  Verwaltung. 

§  155. 

Begriff  der  Verwaltung. 

Verwaltung3)  nennen  wir  die  von  einem  Gemeinwesen  ausgehende 
Geschäftsführung  für  kollektive  Interessen.4) 

Die  Verwaltung  ist  somit  thätiges  Handeln;  sie  beschränkt  sich 
jedoch  keineswegs  auf  die  blosse  Ausführung  der  Gesetze,  sondern  ist 


*)  Dieser  Vorgang  ist  bei  Bestimmung  der  Beitragsquote  beobachtet 
worden  (Ges.  27.  Juni  1878  R.  61.) 

*)  Vgl.  z.  B.  das  Ges.  27.  Juni  1878  R.  63,  wodurch  die  Ermächtigung 
zum  Abschlüsse  eines  Zoll-  und  HandelsbQndnisses  ertheilt  wird,  und  die 
Kundmachung  vom  29.  Juni  1878  R.  81  über  den  wirklich  erfolgten  Ab- 
schluss  dieses  Vertrages. 

3)  Ueber  den  Begriff  der  Verwaltung  vgl.:  Lab  and  §  67,  H.Schulze 
Preuss.  Staatsrecht  §  179,  Stein  Verwaltungslehre  Bd.  I.  S.  66,  und  meinen 
Aufsatz:  „Der  Rechtsbogriff  der  Verwaltung"  in  der  Ztachft.  von 
Grünhut  IX.  Bd.  S.  1  ff. 

*)  Die  kollektiven  Interessen  entspringen  der  Koexistenz  der  Menschen 
und  finden  ihren  Ausdruck  in  den  Staatszwecken.  (Rau-  Wagner  Lehrb. 
der  pol.  Oekonomie  Bd.  I.  S.  266;  v.  Holtzendorff  Principien  der  Politik 
Vm— XCap.).  Selbstverständlich  erstrecken  sich  die  kollektiven  Interessen 
auch  auf  die  äussern  Durchfuhrungsmittel  des  Staatszweckes.  (Rau- Wag- 
ner Bd.  I.  S.  258;  H.  Rösler  Deutsches  Verwaltungsrecht  Bd.  I.  S.  1; 
G.  Meyer  Lehrb.  des  deutschen  Staatsrechtes  S.  176). 
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zumeist  eine  freie  Thätigkeit  innerhalb  der  Schranken  derselben1),  nach 
den  Gesichtspunkten  des  Gemeinwohls  und  der  Zweckmässigkeit.3) 

II.  Als  Thätigkeit  zeigt  die  Verwaltung  die  allgemeinen  Begriffs- 
momente der  That 

Wir  unterscheiden  in  der  Verwaltung: 

a)  Die  geistigen  Funktionen  der  Beobachtung  und 
Wahrnehmung  thatsächlicher  Zustände  und  deren  Beurtheilung 
nach  allgemeinen  Gesichtspunkten, 

b)  dann  die  in  Anordnung  und  Vollziehung  erscheinenden 
Willensfunktionen. 

Die  Verwaltung  bezieht  sich  auf  bestimmte  Objekte  und  verfolgt 
bestimmte  Zwecke.  Sie  umfasst  eine  kaum  übersehbare  Menge  einzelner 
Arbeiten,  die  sich  nach  Objekt,  Zweck,  Technik  und  rechtlicher  Natur 
unterscheiden.  Sie  bedarf: 

a)  Persönlicher  Arbeitskräfte,  unter  welche  die  Arbeiten 
nach  dem  Principe  der  Arbeitsteilung  zugewiesen  werden.  In  der 
Stellung  dieser  Arbeitskräfte  tritt  die  Scheidung  zwischen  leitender 
und  ausführender  Arbeit  zu  Tage. 

b)  Aeusserer  technischer  Mittel  z.  B.  Gebäude,  Apparate, 
Requisiten.  Man  nennt  diese  Sachen  das  Gebrauchsvermögen  der 
Verwaltung,  und  kann  dasselbe  scheiden:  in  das  den  Staatsbürgern  zum 
Gemeingebrauche  überlassene  öffentliche  Gut3),  und  in  das 
sonstige  Verwaltungsvermögen.4) 

c)  Arbeitskräfte  und  Verwaltungsvermögen  verweben  sich  zu  öffent- 
lichen Anstalten  z.  B.  Heil-,  Unterrichts-,  Verkehrsanstalten.  Verwaltungs- 
anstalten sind  organisirte,  persönliche  Dienste,  verbunden  mit  der  Ge- 
stattung des  Gebrauches  gewisser  Sachgüter. 

d)  Die  Verwaltung  ist  an  die  Mitwirkung  der  Staatsbürger  ge- 
bunden, von  denen  persönliche  Dienste  und  ökonomische  Leistungen, 
sowie  überhaupt  ein  bestimmtes  Verhalten  gefordert  werden. 

HI.  Die  Verwaltungsgeschäfte  gruppiren  sich  nach  ihren  Objekten 
und  Zwecken  zu  einzelnen  Verwaltungszweigen,  Innerhalb  dieser  Ver- 
waltungszweige können  jedoch  gleichartige  Geschäfte  als  allgemeines 
Element  der  Verwaltung  vorkommen,  nämlich: 


»)  Laband  II.  S.  200.  G.  Meyer  S.  13;  H.  Schulze  II.  266. 

*)  Das  selbständige  Element  der  Verwaltung  besteht  in  der  Machtbe- 
fugniss,  im  einzelnen  Falle  das  Gemeinnützige  anzuordnen,  das  Gesammtwohl 
anzustreben,  den  Staat  zu  schützen  und  nach  Aussen  zu  vertreten  (H.  Schulze). 

*)  Z.  B.  Strassen,  Wege,  H&fen. 

4)  Kasernen,  Festungen,  Amtsgebäude. 
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a)  Die  sogenannte  Regiminalthätigkeitder  Verwaltung,  welche 
in  der  Bestelllung,  Ergänzung  und  Leitung  des  persönlichen  Ver- 
waltungsapparates besteht. 

b)  Die  ökonomische  Thätigkeit  der  Verwaltung,  welche  dieT  Er- 
werbung, die  Zurüstung,  Erhaltung  und  Verwendung  der  äusseren 
ökonomischen  Mittel  der  Verwaltung  betrifft. 

c)  Die  obrigkeitliche,  den  Staatsbürgern  gegenüber  herrschende 
Seite  der  Verwaltung.1) 

§  156. 

Die  einzelnen  Verwaltuugszweige. 

I.  Als  Hauptgebiete  der  Verwaltung  können  unterschieden  werden: 
die  innere  Verwaltung,  das  Finanzwesen,  das  Heerwesen  und  die  Ver- 
waltung der  auswärtigen  Angelegenheiten. 

II.  Die  innere  Verwaltung  umfasst  die  Sorge  für  die  kollek- 
tiven Interessen  der  Gesammterhaltung  und  Gesammtentwicklung:  a)  durch 
Abwendung  von  störenden  oder  gefährdenden  Zuständen  und  Vorgängen, 
mögen  dieselben  in  dem  natürlichen  Dasein  oder  in  dem  Verhalten 
der  Persönlichkeit  ihren  Grund  haben  (polizeiliche  Thätigkeit);2) 

b)  durch  Förderung  der  wirthschaftlichen  und  der  Kulturarbeit 
(Staat8pflege)in  drei  Hauptgebieten: «)Volksw irth Schaftspflege; 
ß)  Bildungswesen;  y)  staatlicher  Kultusverwaltung. 

Die  Polizei  ist  im  SyBtem  des  Verwaltungsrechtes  an  zwei  Punkten 
zu  behandeln.  Sie  ist  theils  als  selbständiges  Verwaltungsgebiet,  theils 
als  eine  die  Staatspflege  begleitende  Funktion  darzustellen. 

Als  selbständiges  Verwaltungsgebiet  erscheint  die  Polizei, 
insofern  sie  der  Gesellschaft  gegenüber  die  ungehemmte  Thätigkeit  des 
Verwaltungsapparates  sichert,  —  Gefährdungen  des  Rechtszustandes  ver- 
hütet und  hemmt,  und  die  der  Persönlichkeit  und  ihren  Gütern  drohen- 


l)  Beispiel:  Im  Unterrichtswesen  erscheint  die  Bestellung,  Kontrolle 
und  Instruction  des  Lehrpcrsonals  als  Regimina  lthätigkeit ;  die  Sorge 
für  den  Sachbedarf  der  Lehranstalten  als  ökonomische  Verwaltung; 
der  Schulzwang  als  obrigkeitliche  Thätigkeit. 

*)  Abwendung  von  Gefährdungen  und  Anwendung  von  Zwang  sind  die 
beiden  charakteristischen  Merkmale  der  polizeilichen  Thätigkeit.  Wenn  der 
Staat  gemeingefährliche  Personen  unter  besondere  Aufsicht  stellt  ;  die  Presse, 
Vereine  und  Versammlungen  kontrollirt;  wenn  er  dio  Gemeinde  zur  Bereit- 
haltung der  Löschgeräthe  anhält ;  wenn  er  Epidemien  bekämpft,  bei  individu- 
ellen oder  allgemeinen  Nothstanden  eingreift,  so  wirkt  er  schon  dem  allge- 
meinen Sprachgebrauch  nach  polizeilich. 
• 
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den  natürlichen  Gefahren  mit  gemeinsamen  Mitteln  bekämpft  (allge- 
meine Sicherheitspolizei.)1) 

Als  begleitende  Funktion  der  Staatspflege  (Verwaltungs- 
polizei) dagegen  erscheint  die  Polizei: 

a)  Als  besondere  Sicherheitspolizei  innerhalb  der  Wirth- 
schafts-  und  Kulturpflege,  um  hier  ordnend  einzugreifen,  Gemeinschädliches 
abzuwehren,  oder  gesellschaftliche  Hilfe  zu  organisiren.  Es  handelt  sich 
um  die  Ordnung  gewisser  Arbeitsgebiete ;  um  die  Sicherung  bestimmter 
Objekte,  oder  gegen  die  aus  bestimmten  Thätigkeitsformen  hervorgehen- 
den Gefahren;  um  Hilfe  für  bestimmte  sociale  Klassen.2) 

b)  Als  Wohlfahr tspolizei,  welche  im  Gebiete  der  Wirthschaft 
(Wirthschaftspolizei)  oder  der  Kultur  (Kulturpolizei)  den 
Einzelnen  zu  gewissen  Handlungen  nöthigt,  die  sein  eigenes  Interesse 
abor  zugleich  das  kollektive  Interesse  der  Gesammtentwicklung  be- 
friedigen.3) 

III.  Zwei  weitere  Verwaltungszweige  im  Gebiete  der  Finanz-  und 
Militärhoheit  bestehen  in  der  Organisation  der  Äusseren  Machtmittel  für 
die  Staatsthätigkeit.  Das  Finanzwesen  besorgt  die  Beschaffung  und 
Verwendung  von  Geldmitteln  zur  Unterhaltung  der  Organe  und  Anstalten 
des  Gemeinwesens,  während  das  Heerwesen  eine  physische  Macht 
zum  Kampfe  gegen  innere  und  äussere  Feinde  des  Staates  organisirt 

IV.  Die  äussere  Verwaltung  endlich  betrifft  die  Pflege  des 
internationalen  Verkehrs  und  die  Leitung  der  Beziehungen  zu  fremden 
Staaten. 

V.  Das  Heerwesen  und  die  äussere  Verwaltung  ist  eine 
Angelegenheit  des  Gesamratstaates  und  im  dritten  Buche  darzustellen 

Es  sind  daher  an  dieser  Stelle  nur  die  innere  Verwaltung  (Polizei, 
Wirthschafts-  und  Kulturpflege)  und  das  Finanzwesen  zu  behandeln. 

§  157. 

Staats-  und  Selbstverwaltung. 

I.  Die  Fürsorge  für  die  kollektiven  Interessen  der  Gesammterhaltung 
und  Gesammtentwicklung  im  Gebiete  der  inneren  Verwaltung  wird  theils 

!)  Wir  ziehen  nach  dem  Vorgange  Pözls  die  Ordnungs-,  Unfalls- 
und Hilfspolizei  und  das  Gesundheitswesen  in  Ein  Gebiet  zusammen. 

2)  Man  wird  daher  z.  B.  im  Gewerberechte  diese  besondere  Gewer- 
b e p o  1  i z e i  darzustellen  haben,  welche  a)  ordnend  eingreift,  insofern  sie 
beim  Gewerbeantritte,  bei  Eintritt  von  Gehilfen  Meldung  verlangt;  b)  das 
Publikum  gegen  Gefahren,  die  aus  dem  Gewerbetriebe  erwachsen  können, 
sichert  (z.  B.  Kontrolle  der  Betriebsanlagen,  des  Gifthandels);  c)  für  die 
Klasse  der  Gewerbearbeiter  gesellschaftliche  Hilfe  organisirt  (Hilfskassen). 

')  Schulzwang,  Bildung  von  Wassergenossenschaften,  Kommissations« 
zwang.  ■ 
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direkt  yom  Staate  selbst,  theils  von  korporativen  Verbänden  mit  eigenen 
Organen  und  eigenen  ökonomischen  Mitteln  ausgeübt  Daraus 
entsteht  im  Gebiete  der  inneren  Verwaltung  und  des  Finanzwesens  die 
Konkurrenz  von  Staats-  und  Selbstverwaltung. 

II.  Selbstverwaltung1)  ist  die  Fürsorge  für  kollektive  Interessen 
durch  selbständige  Körper  im  Staate  mit  eigenen  Organen  und  eigenen 
wirtschaftlichen  Mitteln  nach  Massgabe  der  Gesetze  und  unter  Eontrolle 
des  Staates.  Im  Begriff  der  Selbstverwaltung  liegen  somit  folgende  Momente: 

1.  Die  Selbstverwaltungskörper  entstehen  durch  Zusammenfassung 
einer  Mehrheit  von  Staatsbürgern  zu  einem  Gemeinwesen  im  Staate. 

2.  Die  Selbstverwaltungskörper  beruhen  entweder  auf  territorialer 
Basis,  wie  z.  B.  die  Gemeinde  und  Landschaft,  oder  auf  Gemeinsamkeit 
des  Berufes.  Man  unterscheidet  daher  politische  und  genossen- 
schaftliche Selbstverwaltungskörper.  *) 

3.  Während  der  Staat  souveränes  Gemeinwesen  mit  sachlich  un- 
begrenztem Wirkungskreise  ist,  sind  die  politischen  und  genossenschaft- 
lichen Selbstverwaltungskörper,  als  Glieder  des  Staates  und  Verbände 
der  Staatsbürger,  der  Staatsgewalt  unterworfen;  ihr  Wirkungskreis  ist 
stets  ein  sachlich  begrenzter. 

Ihre  Zwecke  liegen  in  den  kollektiven  Bedürfnissen,  welche  das 
nachbarliche  Leben  In  der  Gemeinde,  die  territoriale  Verbindung  in 
Bezirk  und  Land,  die  gemeinsame  Berufs-  oder  wirthschaftliche  Arbeit 

')  Ueber  den  Begriff  der  Selbstverwaltung  vgl.  Gneist  Selfgovernement 
Kommunal-Verfassung  und  Verwaltungsgerichte  in  England.  3.  Auflage. 
Stein,  Verwaltungslehre  I.  Theil  2.  Abthl.  Laband  §  10.  £.  Meier  in 
Holtzendorff,  Encyklopadie  I.  Bd.,  2.  Aufl.  S.  853.  3.  Aufl.  S.  886. 

*)  Die  territorialen  Selbstverwaltungskörper  dienen  mit  allen  ihren 
Funktionen  dem  Staate,  sie  sind  nicht  nach  gesellschaftlichen  Gemeinbedürf- 
nissen gruppirt.  Diese  gesellschaftlichen  Interessen  treten  allerdings  bei  den  ge- 
nossenschaftlichen Selbstverwaltungskörpern  in  erster  Reihe  hervor,  sie  er- 
scheinen aber  dem  Staate  von  solcher  Wichtigkeit,  dass  er  Zwang  zur  Bil- 
dung dieser  Körper  eintreten  lässt.  Es  erscheint  jedoch  dieser  Zwang  nicht 
in  demselben  Masse,  wie  bei  den  territorialen  Verwaltungskörpern,  als 
Existenz-  und  Gedeihensbedingung.  Der  Uebergang  dieser  Körperschaften 
in  freie  Vereine  (gewerbliche  Zwangsgenossenschaften  in  freie  Genossenschaften) 
und  umgekehrt  der  Vereine  in  Zwangsgenossenschaften  ist  geschichtlich 
vielfach  vorgekommen.  Da  die  Unterlage  dieser  Genossenschaften  aus- 
schliesslich Berufsstände.  gesellschaftliche  Klassen  sind,  so  erscheinen  sie 
stets  conservativer  in  Aufrechterhaltung  ihrer  Rechte  als  in  Erfüllung  ihrer 
Pflichten.  Es  tritt  daher  stets  ein  Zeitpunkt  ein,  in  welchem  sie  sich  ihrer 
ursprünglichen  Bestimmung  entfremden,  und  in  welchem  das  Recht  der 
höchsten  Gewalt  zu  ihrer  Abänderung  eintreten  muss  (Gneist,  Selfgoverne- 
ment.  2.  Aufl.  S.  1193). 
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hervorruft.  Wohl  wird  man  aber,  soll  der  Begriff  der  Selbstverwaltung 
seine  scharfe  Begrenzung  nicht  verlieren,  daran  festhalten  müssen,  dass 
die  Thätigkeit  der  Selbstverwaltungskörper  sich  auf  solche  Aufgaben 
erstreckt,  an  deren  Erfüllung  der  Staat  ein  Interesse  hat  Die  Selbst- 
verwaltungskörper wirken  bei  der  Staatsverwaltung  mit,  indem  sie  die 
zerstreuten  Kräfte  in  eine  Gesammtheit  zusammenfassen,  den  Staat  bei 
Verwaltung  der  öffentlichen  Angelegenheiten  durch  informative  Thätig- 
keit unterstützen,  oder  Verwaltungsgeschäfte  besorgen,  die  in  das  Gebiet 
der  Polizei  oder  der  Staatspflege  fallen. 

Selbstverwaltung  bedeutet  somit  Selbstbeschränkung  des 
Staates  in  Durchführung  seiner  Aufgaben,  indem  ein  Theil  dieser  Auf- 
gaben territorialen  Verbänden,  oder  Körperschaften  auf  gesellschaftlicher 
Grundlage  aber  zu  staatlichen  Zwecken,  zur  Ausfuhrung  übertragen 
wird.  Die  Selbstverwaltung:  erscheint  somit  als  ein  Staats  au  ftrag 
an  die  auf  geschichtlicher  oder  bewusster  Bildung  beruhenden  Kom- 
munalverbände und  Korporationen.  Die  Selbstverwaltung  ist 
daher  ein  Theil  der  öffentlichen  Verwaltung;  sie  ist  an  die  Ge- 
setze gebunden,  welche  den  Verwaltungskörpern  theils  gewisse  Schranken 
ziehen,  theils  gewisse  Pflichten  auferlegen.  In  diesem  Sinne  ist  die 
Selbstverwaltung  Ausführung  des  Staatswillens.  Die  Selbst- 
verwaltungskörper unterliegen  daher  der  Oberaufsicht  des  Staates, 
der  von  ihren  Beschlüssen  Kenntniss  nimmt,  die  Erfüllung  ihrer  Obliegen- 
heiten erzwingt,  verfassungs-  und  gesetzwidrige  Beschlüsse  vernichten 
und  ihre  Organe  auflösen  kann. 

4.  Als  Gemeinwesen  sind  die  Verwaltungskörper  juristische 
Personen. 

Als  willensfahiges  Subjekt  kann  sich  der  Verwaltungskörper  faktisch 
und  rechtlich  bethätigen.  Jeder  Verwaltungskörper  ist  zunächst  eine 
universitas  im  Sinne  des  Privatrechtes,  daher  möglicher  Träger  von  Ver- 
mögensrechten. Wie  der  Staat  als  Fiscus  kann  der  Verwaltungskörper 
den  Boden  des  Privatverkehrs  betreten,  Eigenthum  erwerben,  Gläubiger, 
Erbe  und  Schuldner  werden.  Vermögensrecht  und  Vermögensverwaltung 
erschöpfen  jedoch  die  Wirksamkeit  dieser  Körper  nicht;  ja  sie  bilden 
sogar,  gerade  wie  beim  Staate,  nur  eine  sekundäre  Seite  derselben. 
Würde  die  Wirksamkeit  der  Gemeinden,  Kreise,  Provinzial-Verbände, 
Kollegien  auf  die  Verwaltung  und  freie  Verwendung  ihres  Vermögens 
beschränkt  sein,  so  hätte  das  Verwaltungsrecht  keine  Veranlassung,  sich 
mit  diesen  Körpern  zu  befassen.  Die  Verwaltungskörper  sind  aber  als 
Glieder  des  Verwaltungs-Organismus  Träger  Öffentlicher  Rechte  und 
Pflichten.   Schon  ihr  Vermögen  ist  durch  den  Zweck,  für  den  sie  be- 
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stimmt  sind,  gebunden.  Sie  beherrschen  ferner  ihre  Glieder  zunächst 
in  wirtschaftlicher  Hinsicht,  indem  sie  denselben  Zwangsbeiträge  für 
ihre  Zwecke  auferlegen  können,  aus  denen  sich  ein  Öffentliches  Ein- 
kommen bildet.  Es  kann  nun  allerdings  die  Funktion  der  Verwaltungs- 
körper auf  private  Vermögensverwaltung,  Besteuerung  und  Verwendung 
des  Einkommens  für  die  kollektiven  Bedürfhisse  des  Verbandes  beschränkt 
sein.  In  diesem  Falle  bestehen  die  übrigen  Verwaltungs-Funktionen 
nur  entweder  in  Handlungen  und  Geschäften  technischer  und  faktischer 
Natur,  oder  in  Dienstbefehlen  an  die  eigenen  Organe,  oder  endlich  in 
dem  Abschlüsse  privater  Rechtsgeschäfte.1) 

Der  Staat  kann  aber  den  Verwaltungskörpern  auch  obrigkeitliche 
Funktionen  übertragen,  d.  i.  das  Recht  zur  Erlassung  obrigkeitlicher 
Verordnungen,  Entscheidungen  und  Verfügungen. 

Erst  bei  Festhaltung  aller  dieser  Gesichtspunkte  wird  es  möglich, 
den  Begriff  der  Selbstverwaltung  von  der  unjuristischen  Trübung  zu  be- 
freien, die  derselbe  vielfach  erfahren  hat  Man  wird  den  Begriff  der 
Selbstverwaltung  nach  einer  vierfachen  Weise  streng  abzugrenzen  haben : 

a)  Nicht  unter  den  Begriff  der  Selbstverwaltung  zu  subsumiren  ist 
die  Selbstthätigkeit  der  Staatsbürger  für  ihre  Bedürfnisse  und  Interessen, 
mag  dieselbe  von  einzelnen  Personen  oder  von  Gesellschafken  oder 
Vereinen  ausgehen.2) 

b)  Ebensowenig  ist  das  Recht  der  auf  privatrechtliche  und  wirth- 
schaftlicho  Verhältnisse  beschränkten  juristischen  Personen  zur  Ver- 
mögensverwaltung, mit  anderen  Worten  die  privatrechtliche  Rechts-  und 
Handlungs-Fähigkeit  derselben  unter  diesen  Begriff  aufzunehmen. s) 

c)  Es  ist  verfehlt,  von  Selbstverwaltung  der  Kirchen  und  Religions- 
gesellschaften zu  reden.  Wenn  Art.  XV.  des  Staatsgrundgesetzes  über 
die  allgemeinen  Rechte  der  Staatsbürger  den  gesetzlich  anerkannten 


*)  Wir  können  jene  Selbstverwaltungskörper,  deren  Aufgaben  sich  im 
Einkommenbezug  und  der  Einkommensverwendung  erschöpfen,  nach  dem  Vor- 
gange Gneist's  als  wirtschaftliche  Selbstverwaltungskörper  bezeichnen. 

*)  In  diesem  unjuristischen  Sinne  definirt  H.  Rösler,  sociales  Ver- 
waltungsrecht I.  S.  43,  den  Begrifl  der  Selbstverwaltung.  Mit  Recht  be- 
merkt dagegen  Laband,  deutsches  St  R.  S.  101  (I.  Bd.),  dass  nach  dieser 
Begriffsstimmung  der  Selbstverwaltung  Heirathen,  Zeitungslesen,  Brief- 
schreiben, vielleicht  auch  Essen,  Trinken,  Tabakrauchen  zum  Bereich  der 
Selbstverwaltung  gehöre,  da  in  diesen  Dingen  die  freie  Entscheidung  und 
Thätigkeit  der  Staatsbürger  als  sittliche  Nothwendigkeit  empfunden  wird. 

3)  Es  ist  daher  nicht  zutreffend,  Korporationen  und  Stiftungen  unter 
die  Selbstverwaltungskörper  zu  zählen,  wie  das  z.  B.  Stein  (Verwaltungs- 
lehre I.  2.  Abthl.  S.  344  f.)  und  von  Jnama  Sternegg  (Verwaltungslehre 
S.  25)  thun. 

ülbricb,  OMtorroich.  SUftttreoht.  27 
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Kirchen  und  Beligionsgesellschaften  das  Recht  zuerkennt,  ihre  inneren 
Angelegenheiten  selbständig  zu  ordnen  und  zu  verwalten,  so  will  damit 
nur  gesagt  sein,  dass  der  Staat  seiner  Natur  und  seinem  Zwecke  nach 
darauf  verzichten  muss,  auf  den  materiellen  Gehalt  der  kirchlichen  Lehre, 
auf  die  kirchliche  Disciplin  und  den  Kultus  einen  bestimmenden  Ein- 
8fluss  zu  nehmen,  weil  er  die  Kirche  als  einen  von  ihm  verschiedenen 
elbständigen  Organismus  auffasst,  welcher  durch  sein  eigenes  Lebens- 
princip  bestimmt  und  durch  eine  aus  ihm  selbst  hervorgehende  Macht 
regiert  werden  muss.  Da  nur  Staatsverwaltungs- Aufgaben  Gegenstand 
des  Selbverwaltungsrechtes  sein  können,  so  ist  das  kirchliche  Regiment 
keine  Selbstverwaltung  in  unserem  Sinne;  die  Kirchen  und  Religions- 
gesellschaften sind  staatsrechtlich  keine  Selbstverwaltungskörper. 

d)  Aber  auch  rein  wirtschaftliche  Verbände  der  Staatsbürger  zur 
kollektiven  Ausübung  gewisser  im  Grundeigenthum  liegenden  Befugnisse, 
oder  zu  dessen  Schutz  und  Meliorirung,  z.  B.  die  Jagd-  und  Wasser- 
Genossenschaften,  bilden  keine  Selbstverwaltungskörper;  denn  ihr  Zweck 
und  ihre  Thätigkeit  beschränkt  sich  entweder  blos  auf  die  Ausübung 
privatrechtlicher  Befugnisse  (Jagd)  oder  auf  die  durch  den  Nachbar- 
verband gegebenen  wirthschaftlichen  Interessen  der  Grundeigenthümer. 

Die  Organisation  der  politischen  Selbstverwaltungskörper  in 
Oesterreich  beruht  auf  der  Ortsgemeinde,  dem  Bezirke  und  Lande  (vgl. 
V.  und  VI.  Hauptstück  des  ersten  Buches). 

Die  genossenschaftliche  Selbstverwaltung  wird  gebildet  durch 
die  korporative  Verbindung  einzelner  Berufsstände  oder  Zweige  der 
wirthschaftlichen  Arbeit.  Ihre  Aufgabe  beschränkt  sich  auf  Aufbringung 
der  für  ihre  Zwecke  erforderlichen  Mittel  und  die  Art  ihrer  Verwendung, 
auf  Errichtung  gewisser  Anstalten  und  ihre  Verwaltung,  endlich  auf  Wahr- 
nehmung gesellschaftlicher  Interessen  gegenüber  der  Staatsgewalt.  Hierher 
gehören:  Die  korporative  Verfassung  der  Advokatur  und  des  Notariats, 
die  Handels-  und  Gewerbekammern,  deren  Aufgabe  darin  besteht, 
die  Staatsbehörden  in  der  Förderung  der  Industrie  und  des  Handels 
durch  thatsächliche  Mittheilungen,  durch  Anträge  und  Gutachten  zu 
unterstützen;  —  endlich  die  gewerblichen  Genossenschaften  zur 
Selbstverwaltung  der  einen  einzelnen  Gewerbszweig  berührenden  Interessen. 

III.  Die  Scheidung  zwischen  Staats-  und  Selbstverwaltung  hängt 
mit  dem  Begriffe  der  Decontralisation  der  Verwaltung  und  mit  der  Art 
der  Bildung  der  Verwaltungsorgane  zusammon. 

Erweiterung  des  Wirkungskreises  der  Selbstverwaltungskörper  und 
Ausstattung  derselben  mit  obrigkeitlichen  Funktionen  ist  eine  Art  der 
administrativen  Decentralisation  (S.  299). 

Die  Bestellung  der  Verwaltungsorgane  kann  auf  zweifache  Weise 
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erfolgen:  durch  unmittelbare  oder  mittelbare  Berufung  durch  den  Mo- 
narchen, oder  durch  Wahlen  aus  den  korporativen  Verbänden  heraus. 

Jene  büdet  in  der  unmittelbaren  Staatsverwaltung,  diese  in  der 
Selbstverwaltung  die  Begel. 

Indess  gibt  es  auch  staatliche  Verwaltungsorgane,  bei  deren  Bildung 
das  Princip  der  Wahl  wenigstens  theilweise  zur  Anwendung  gelangt 
während  anderseits  im  Gebiete  der  Selbstverwaltung  der  Staat  auf  Be- 
stellung der  Verwaltungsorgane  einen  mehr  oder  minder  weitgehenden 
Einfluss  nimmt1) 

§  158. 

Yerhältniss  der  Verwaltung  zur  Gesetzgebung.2) 

I.  Die  Verwaltung  ist  keine  blosse  Vollziehung  der  Gesetze,  sondern 
eine  freie  schöpferische  Thätigkeit  des  Gemeinwesens.  Der  Inhalt 
dieser  Thätigkeit  ist- daher  zunächst  nicht  durch  Rechtsnormen,  sondern 
durch  die  Natur  des  Arbeitsstoffes  und  den  beabsichtigten  Zweck,  somit 
durch  technische  Gesichtspunkte  gegeben. 3)  So  wenig  als  die  Thätig- 
keit der  Individuen  zur  Verfolgung  ihrer  Lebensziele  Ausführung  von 
Rechtsnormen  ist,  ebenso  wenig  ist  die  Verwaltung  bloss  Ausführung 
des  Gesetzeswillens.  Ein  grosser  Theil  der  Verwaltungsgeschäfte  ist 
faktischer,  technischer  oder  ökonomischer  Natur.4) 

Würde  sich  der  Staat  bei  seiner  Verwaltungsthätigkeit  bloss  auf 
dem  Bodsm  des  Privatrechtes,  in  Konkurrenz  mit  andern  Rechtssubjekten, 
bewegen,  so  bedürfte  man  keiner  besonderen  Verwaltungsgesetzgebung.  *) 

1)  So  besteht  z.  B.  der  Landesschulrath  als  oberste  Schulbehörde  im 
Lande  ausser  den   vom  Kaiser  ernannten  Mitgliedern  auch  aus  DeWirten 
des  Landesausschusses  (§  40  des  böhm.  Ges.  vom  24.  Febr.  1873  Ober  die 
Schulaufsicht).    Andererseits  unterliegt  die  Wahl  der  Obmänner  der  Be 
zirksvertretungen  der  kaiserl.  Bestätigung. 

2)  Vgl.  E.  Meier  in  Holtzendorff  Encyclopädic  S.  882. 

3)  In  der  Verwaltung  entscheiden  die  Anforderungen  der  Technik 
Zweckmässigkeit  und  Wahrscheinlichkeit  (Stein  Verwaltungslehre  I  S  49* 
Vgl.  Laband  §  67.)  '  * 

«)  Soldaten  ausbilden,  Waffen  anschaffen,  Festungen  anlegen,  Brücken 
und  Kanüle  bauen,  Briefe  und  Telegramme  befördern,  Schulen  errichten 
(Laband  II.  S.  200)  sind  solche  technische  und  faktische  Verwaltunirs- 
tliätigkeitcn.  6 

»)  Wenn  der  Staat  für  Beförderung  der  Briefe  und  Packete  mittelst  der  Post 
diejenigen  Rechtssätze  gelten  lässt,  welche  für  alle  Frachtführer  im  Allge- 
meinen bestehen,  so  bedarf  es  keines  Postgesetzes.  Auch  wenn  der  Staat 
seine  militärischen  Streitkräfte,  wie  dies  unter  der  Herrschaft  des  Werbe- 
systems der  Fall  war,  durch  gewöhnlichen  Dienstvertrag  sich  verschafft,  wie 
der  labnksherr  seine  Arbeiter  oder  Schiffsherr  seine  Schiffsleute  miethet, 

27* 
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Wenn  trotzdem  der  moderne  Staat  zur  Regelung  der  Xerwaltungs- 
thätigkeit  einer  ausgedehnten  Verwaltungsgesetzgebung  bedarf, 
so  liegen  die  Gründe  in  folgenden  Punkten: 

1)  Der  Staat  kann  in  vielen  Fällen  seine  Zwecke  in  der  Ver- 
waltung nur  dadurch  erreichen,  dass  er  den  ünterthanen  gegenüber 
befehlend,  fordernd  und  beschränkend  auftritt.  Er  verlangt  z.  B. 
Abtretung  von  Grundeigenthum,  Steuern,  Naturalleistungen,  die  Wehr- 
pflicht und  andere  persönliche  Dienste.  Es  muss  daher  der  Umfang 
und  Inhalt  dieser  Rechte  des  Staates  und  der  denselben  gegenüber- 
stehenden öffentlichen  Pflichten  durch  Gesetze  bestimmt  werden.1) 

Durch  Bestimmung  dieser  öffentlichen  Pflichten  begrenzt  der  Staat 
zugleich  seine  eigene  Gewalt,  indem  er  Nichts  fordern  kann,  was  über 
den  Umfang  der  einmal  definirten  Pflicht  hinausgeht.  Es  wird  daher 
ein  wesentlicher  Theil  des  Verwaltungsrechtes  eine  nähere  Determina- 
tion der  Grenzen  der  Staatsgewalt  enthalten.2) 

2)  Ein  zweiter  Bestandteil  der  Verwaltungsgesetze  bestimmt  und 
organisirt  die  zur  Ausführung  der  Verwaltungszwecke  bestimmten  Organe 
(Organisationsgesetze). 

3)  In  dritter  Reihe  erscheinen  Verwaltungsgesetse  nöthig,  um  die 
Zwecko  des  Staates  im  Gebiete  der  Verwaltung  durch  dauernde  Normen 
zu  bestimmen,  die  Thätigkeit  der  Verwaltungsorgane  zu  reguliren  und 
den  Staatsbürgern  Ansprüche  auf  Staatsleistungen  zu  sichern.  Es  ent- 
hält somit  dieser  Theil  der  Verwaltungsgesetze  die  konkrete  Bestimmung 
der  Staatszwecke ;  er  umfasst  dauernde  Befehle  und  Instruktionen  des 
Staates  an  seine  Organe  darüber,  was  zur  Erreichung  dieser  Zwecke  zu  ge- 
schehen hat;  er  erthcilt  den  Ünterthanen  Zusicherungen,  dass  in  ihrem 
Interesse  für  ihre  Sicherheit  und  Wohlfahrt  in  bestimmter  Weise  gesorgt 
wird.3) 


bedarf  die  Verwaltung  keines  Militärgesetees.  Ebensowenig  bedarf  es  eines 
Schulgesetzes,  wenn  die  Ertheilung  von  Unterricht  Jedem  freisteht  und  der 
Staat  von  dieser  Freiheit  unter  der  für  Alle  geltenden  Regel  durch  Errichtung 
von  Schulen  Gebrauch  macht  (Laban d  II.  S.  201). 

!)  Dies  fordert  die  Idee  des  Rechtsstaates,  dessen  Wesen  (Stahl 
Rechts-  und  Staatslehre  II.  Bd.  S.  137;  Stein  innere  Verwaltung  I.  Theil 
S.  27)  darin  besteht,  dass  die  Bahnen  und  Grenzen  seiner  Wirksamkeit  wie 
die  freie  Sphäre  seiner  Bürger  durch  das  Recht  genau  bestimmt  und  ge- 
sichert werden. 

2)  Laband  II.  S.  205. 

3)  So  enthält  z.  B.  das  Volksschulgesetz  vom  14.  Mai  1869  die  Ziele 
des  Elementarunterrichtes  und  damit  den  Zweck  des  Staates  im  Gebiete  der 
Kulturpflege.  Je  grössere  Ausdehnung  dieser  dritte  Bcstandtheil  der  Ver- 
waltungsgesetzgebung erlangt,   desto  mehr  wächst  der  Einfluss  der  Volks- 
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4)  Ein  grosser  Theil  der  Verwaltungsgeschäfte  ist  privatrechtlichen 
Inhaltes  z.  B.  im  Bethebe  der  Post,  der  Telegraphier  des  Depositen- 
geschäftes. An  und  für  sich  könnten  diese  Verkehrsgeschäfte  mit  einem 
von  Fall  zu  Fall  wechselnden  Inhalte  abgeschlossen  und  lediglich  durch 
das  allgemeine  Privat-  und  Prozessrecht  beherrscht  werden.  Die  Ver- 
waltungsgesetze machen  aber  in  Ansehung  dieser  Geschäfte  einerseits 
Ausnahmen  von  allgemeinen  Rechtssätzen  zu  Gunsten  des  Staates,  und 
stellen  andrerseits  zur  Sicherung  der  allgemeinen  Benutzung  der  Öffent- 
lichen Anstalten  einen  gleichbleibenden  Inhalt  dieser  Geschäfte  fest1) 

II.  Verwaltungsgesetze  besitzen  nicht  jene  Stabilität,  die  den  Pri- 
vatrechts- und  überhaupt  den  Justizgesetzen  regelmässig  zukommt  Sie 
unterliegen  der  Veränderung  nach  den  vielgestaltigen  Bedürfnissen  des 
wirklichen  Lebens.  Eine  Kodifikation  des  Verwaltungsrechtes  findet 
daher  ihre  Schwierigkeiten  nicht  bloss  in  der  Fülle,  sondern  auch  in 
der  Beweglichkeit  der  Rechtsnormen  des  Verwaltungsrechtes.2) 

Man  kann  die  Verwaltungsgesetze  in  zwei  Klassen  scheiden:  a)  In 
Einzelngesetze  über  eine  vereinzelte  administrative  Massnahme3) 
und  b)  in  Kodifikationen  über  ein  bestimmtes  Verwaltungsgebiet, 
um  dasselbe  in  der  Gesammtheit  seiner  Verhältnisse  zu  ordnen,4) 

III.  Allein  das  in  den  Gesetzen  festgestellte  VerwaltungBrecht  findet 
notwendiger  Weise  seine  Ergänzung  in  dem  Verordnungsrechte  der  Be- 
hörden und  der  autonomen  Körperschaften.  Jenes  findet  seinen  Grund  in 
den  Ermächtigungsklauseln  der  Gesetze,  welche  das  den  noch  wechseln- 
den Bedürfnissen  anzupassende  Detail  dem  ministeriellen  Verordnungs- 


vertretung, das  Gebiet  des  freien  Ermessens  der  Regierung  wird  eingeengt, 
die  Verwaltung  wird  immermehr  zur  blossen  Gesetzanwendung  (v.  Gerber 
GrundzOge  §  9  Anm.  2). 

,)  Die  Haftpflicht  der  Postanstalt  wird  nicht  nach  dem  Handelsgesetz- 
buch, sondern  nach  dem  Postgesetz  beurtheilt,  welches  aber  zugleich  die 
allgemeine  Benützbarkeit  der  Postanstalt  sichert  und  Normen  über  den  In- 
halt der  abzuschliessenden  Fracht-,  Anweisungsgeschäfte  u.  s.  w.  enthält. 

l)  Stein  (Innere  Verwaltung  L  S.  93):  „Eine  Kodifikation  des  ganzen 
Verwaltungsrechtes  giebt  es  nicht  und  wird  es  nicht  geben."  Ueber  den 
Kodifikationsversuch  in  Oesterreich  vgl.  Stuben  rauch  Verwaltungsgesetz- 
kunde §  4.  Die  am  2.  März  1808  aus  Räthen  der  politischen  und  Kam- 
merhofstellen, dann  einem  Referenten  und  zwei  Justitzhofräthen  zusammen- 
gesetzte Kommission  zur  Redaktion  eines  systematischen  politischen  Gesetz- 
buches musste  bald  ihre  Aufgabe  als  unausführbar  erkennen  und  wurde  im 
Jahre  1818  aufgelöst. 

3)  Z.  B.  das  Ges.  3.  April  1875  R.  61  über  die  Massregeln  gegen 
die  Verbreitung  der  Reblaus. 

*)  Z.  B.  das  Volksschulgesetz  14.  Mai  1869,  das  Ges.  7.  Mai  1874 
R.  50  über  die  Rechtsverhaltnisse  der  katholischen  Kirche. 
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rechte  überlassen;1)  dieses  kommt  im  Gebiete  der  Lokalpolizei  zur 
Anwendung,  weil  die  Verschiedenheit  der  örtlichen  Verhältnisse  das 
Bedürfniss  nach  lokalen  Anordnungen  erzeugt2) 

IV.  Gegenüber  den  durch  Rechtsnormen  aufgestellten  Aufgaben  der 
Verwaltung  erscheint  dieselbe  allerdings  als  Vollziehung  des  Gesetzes- 
willens.  Man  wird  daher  in  der  Verwaltung  das  Gebiet  der  Voll- 
ziehung, in  welchem  die  Verwaltung  durch  Rechtsnormen  gebunden 
und  in  ihrem  freien  Ermessen  beschränkt  ist,  von  dem  Gebiete  des 
freien  Ermessens  (der  freien  Verwaltung,  Re gierung  im  engern  Sinnet 
voie  gracieuse)  unterscheiden  müssen. 

Im  ersten  Falle  entscheidet  der  Gesetzesbefehl  allein,  im  letzten 
findet  das  freie  Ermessen  bloss  in  allgemeinen  Rechtssätzen  seine 
Schranken.3)  Nichtbeachtung  der  Rechtsordnung  durch  die  Verwaltung 
wäre  eine  Rechtsverletzung ,  unzweckmässiges  Handeln  eine  blosse 
Interessenverletzung. 4) 

§  159. 

Schranken  der  Verwaltung. 

I.  Durch  das  Recht  sind  der  Verwalt  ungsthätigkeit  nach  verschie- 
denen Richtungen  materielle  Schranken  gezogen. 
Dieselben  liegen: 

1)  In  der  Anerkennung  individueller  Freiheitsrechte. 
Die  Verwaltung  muss  darauf  verzichten,  die  Handlungen  der  Staatsbürger 
nach  solchen  Richtungen  zu  bestimmen,  in  denen  denselben  verfassungs- 
mässig Freiheit  von  staatlicher  Einwirkung  zugesichert  ist6) 


J)  Vgl.  Gneist  Verwaltung,  Justitz,  Rechtsweg  S.  63. 

2)  Blosse  Administrativverordnungen  als  generelle  Verwaltungsbe- 
fehle sind  keine  Rechtsquellc  (Pözl  Bayr.  Verwaltungsrecht  §  2). 

9)  En  mattere  gracieuse,  dans  les  cas  ordinaires,  aucune  forme  n'est 
pas  speciellement  indiquee,  aucune  decheance  ne  peut  etre  encourue,  aucune 
Instruction  n'est  exig6e  a  peine  de  nullite  (A.  Chaveau  Code  d'instruction 
admistrative  §  2.) 

4)  Vgl.  Entschdg.  des  R.  G.  30.  April  1875  Z.  115,  welches  aus- 
spricht, dass  bei  Verbot  einer  öffentlichen  Versammlung  aus  sicherheitspoli- 
zeilichen Rücksichten  dem  Reichsgerichte  eine  Prüfung  darüber  nicht  zu- 
kommt, ob  die  vorliegenden  Verhältnisse  so  beschaffen  waren,  dass  die 
Behörde  die  Bcsorgniss  der  Ruhestörung  daraus  ableiten  konnte.  —  Diese 
Unterscheidung  zwischen  der  durch  das  Recht  gebundenen  und  der  freien 
Verwaltung  ist  wichtig  für  die  Ministerverantwortlichkeit  und  für  die  Kom- 
petenz der  Gerichtshöfe  des  öffentlichen  Rechtes,  die  nur  bei  Gesetzes- 
verletzungen eintreten. 

h)  Die  Verwaltungsbehörden  können  daher  z.  B.  den  Einzelnen  nicht 
ein  bestimmtes  religiöses  Bekenntniss,  den  Weiterbetrieb  eines  bestimmten 


Digitized  by  Google 


$  159.   Schranken  der  Verwaltung. 


423 


2)  In  den  wohlerworbenen  Rechten  (§  41  d.  B.).  Dieselben 
bilden  eine  Schranke  der  verwaltenden  Thätigkeit  selbst  dann,  wenn 
dieselben  sich  als  Hemmung  eines  kollektiven  Interesses  darstellen. 
Die  Verwaltung  kann  dieselben  durch  eine  Verfügung,  bei  Nichtein- 
tritt  der  gesetzlichen  Ermächtigungsklauseln  (Nothstand,  Expropriations- 
fall), nicht  einfach  beseitigen.1)  Die  Verwaltung  muss  auch  jene  wohler- 
worbenen Rechte  beachten,  welche  sie  durch  ihre  eigenen  Verfugungen 
hat  entstehen  lassen5.) 

3)  In  den  durch  die  verschiedenen  Verwaltungsgesetze  den  ünter- 
thanen  gegenüber  gezogenen  Determinationen  der  Staatsgewalt3) 

4)  In  der  Begrenzung  der  Kompetenzsphäre  der  Justiz  und  der 
Verwaltung.  Justizsachen  dürfen  nicht  als  Verwaltungssachen  be- 
handelt werden.  Es  ist  der  Grundsatz  ausgesprochen,  dass  in  Privat- 
Justizsachen  keine  andere  Erledigung  als  durch  die  Gerichtsbe- 
hörden stattfinden  könne,  und  jedes  auf  welch'  immer  anderem  Wege 
erhaltene  Erkenntniss  für  erschlichen  zu  halten  sei  (Hfd.  v.  8.  Jänner 
1795,  Nr.  212  der  J.  G.  S.),  dass  aber  im  Gegentheile  auch  ein  über 
einen  offenbar  nicht  zum  Rechtswege  geeigneten  Gegenstand  geschöpftes 
Urtheil  niemals  in  Rechtskraft  erwachsen  könne  (Hfd.  v.  28.  Oktober 
1815,  Nr.  1187  der  J.  G.  S.). 

5)  Endlich  in  der  Begrenzung  der  Kompetenzsphäre  der  Staate- 
und  der  Selbstverwaltung,  sowie  der  Selbstverwaltungskörper  unter- 
einander. 

II.  Andererseits  findet  die  innere  Verwaltung  ihre  Ergänzung: 

a)  Durch  die  unternehmungsweise  Befriedigung  von  kollek- 
tiven Bedürfnissen,  der  sich  einzelne  Privatwirthschaften  nach  den  Grund- 
sätzen der  Arbeitsteilung  und  in  der  Absicht  des  Erwerbes  widmen. 4) 

b)  Durch  die  Verwaltungsvereine,  welche  durch  freie  That 

Berufes  aufhöthigen,  nicht  die  freie  Bewegung  im  Staatsgebiete 
hemmen. 

!)  Es  mag  z.  B.  für  den  Bau  einer  Sternwarte  die  Beseitigung  neben- 
stehender Gebäude  geboten  sein,  bei  dem  Mangel  einer  Expropriationsklausel 
für  diesen  Fall  kann  das  Enteignungsrecht  nicht  angewendet  werden. 

*)  Sie  kann  z.  B.  die  Koncession  einer  Wasseranlage  nicht  willkürlich  ent- 
ziehen. 

3)  Die  Verwaltung  kann  z.  B.  eine  Steuer  ohne  Rechtsgrund  von  den  Ein- 
zelnen nicht  fordern. 

4)  Rau -Wagner  Volkswirtschaftslehre  I.  215.  Beispiele  sind:  Privat- 
schulwesen, spekulatives  Versicherungswesen,  Verkehrsanstalten  als  Erwerbs- 
unternehmungen, Kreditanstalten.  Namentlich  fungirt  die  Kapitalassocia- 
tion,  besonders  die  Aktiengesellschaft,  hier  als  Vertreterin  des  privatwirth- 
schaftlichen  Systems,  wenn  es  sich  um  Anstalten  eines  gewissen  Risikos  oder 
grösseren  Kapitalbedarfes  bandelt  (Rau-Wagner  a.  a.  0.). 
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der  zunächst  betheiligten  Personen  rar  kollektive  Interessen  ins  Leben 
gerufen  werden.1) 

Sie  können  nach  dem  Princip  der  Liberalität  oder  der  Solidarität 
organisirt  sein. 2)  Im  ersten  Falle  wollen  sie  als  freizugängliche  Verbin- 
dungsformen (Vereine.)  in  dem  Gesundheitewesen,  dem  Hilfswesen,  der 
Volkswirtschaft  und  dem  Bildungswesen  durch  Darbietung  von  Leistun- 
gen für  das  gemeine  Wohl  wirken;3)  in  letzterem  Falle  wollen  sie  ein 
kollektives  Interesse  der  durch  Gleichartigkeit  des  Berufes  oder  Besitzes 
mit  einander  verbundenen  Personen  befriedigen,  das  auf  die  Gesammt- 
heit  seine  Rückwirkung  äussert.4) 

c)  Endlich  findet  die  Fürsorge  des  Einzelnen  für  das  Gemeinwohl 
seinen  Ausdruck  in  dem  Stiftungswesen. 

Die  Stiftungen  kommen  in  der  Verwaltung  insofern  in  Betracht, 
als  durch  das  Stiftungsvermögen  ein  bestimmter,  dauernder,  gemein- 
nütziger Zweck  erreicht  werden  soll. 

Das  Stiftungsvermögen  ist  entweder  ein  blosses  Finanzvermögen, 
dessen  Einkünfte  zur  Unterstützung  einzelner  Personen  verwendet  werden, 
oder  es  soll  zur  Herstellung  und  Erhaltung  einer  gemeinnützigen  An- 
stalt dienen. 

Es  kann  dieses  Stiftungsvermögen  dem  Staate,  den  Gemeinden  oder 
Korporationen  zur  Verwaltung  übergeben  werden,  oder  es  kann  auch 
das  Stiftungsvermögen  und  die  darauf  beruhende  Anstalt  selbständig 
verwaltet  werden. 

Der  Staat  tritt  zu  allen  diesen  Einrichtungen  in  besondere  Be- 
ziehungen. Er  unterstützt  gemeinnützige  Erwerbsunternehmungen  odor 
Vereine  aus  öffentlichen  Mitteln  und  gewinnt  dadurch  den  Anlass  zu 
einer  besonderen  Kontrolle  ihrer  Geschäftsführung.  Ebenso  übt  der 
Staat  die  Tutel  über  Stiftungen,  deren  Errichtung  seine  Genehmigung 
voraussetzt5).   Diese  Tutel  äussert  sich: 


1)  Z.  B.  Wasseranlagen  durch  Grundbesitzervereine,  Schulvereine,  Ver- 
eine zum  Unterhalte  von  Schutzwachen  (vgl.  §  19  des  böhm.  Feldschutz- 
gesetzes.) 

2)  Schaff le  das  gesellschaftliche  System  der  menschlichen  Wirthschaft 
H.  107,  177. 

3)  Unterstützungsvereine,  Vereine  für  Bildungsanstalten,  Sparkassen- 
vereine. 

4)  Z.  B.  Vereine  der  Grundbesitzer  für  Wasserschutz  (Wassergenossenschaf- 
ten), für  Forstschutz  (Forstgenossenschaften),  Kranken-  und  Invalidenkassen 
der  Arbeiter. 

*)  Vgl.  Dominik  Kostezky  System  der  politischen  Gesetze  Böhmens, 
IV.  Theil  S.  4. 
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«)  In  der  Hereinbringung  des  Stiftungsvermögens  zum  Zwecke  der 
Konstituirung  der  Stiftung. 

ß)  In  der  unmittelbaren  Verwaltung  desselben  und  der  gerichtlichen 
Vertretung,  wenn  das  Vermögen  dem  Willen  des  Stifters  zu  Folge  dem 
Staate  in  die  Verwaltung  gegeben  wird. 

y)  In  der  Oberaufsicht  und  Kontrolle  der  Verwaltung  bei  den  nicht 
in  unmittelbarer  Verwaltung  des  Staates  befindlichen  Stiftungen. 

II.  Die  Verwaltungsgeschäfte. 
§  160. 

Dio  Thätigkeitsformen  der  Verwaltung. 

Die  einzelnen  Verwaltungsgeschäfte,  soweit  dieselben  überhaupt 
rechtlich  in  Betracht  kommen,  lassen  sich  auf  gewisse  Thätigkeits- 
formen  zurückfuhren,  als:  Information,  Entscheidungen,  Dienstbefehle, 
Verfügungen,  Vollzugshandlungen. 

1.  Die  informative  Thätigkeit  zeigt  sich  im  Allgemeinen  als 
Oberaufsicht,  in  einzelnen  Fallen  als  Instruktion.1) 

Sie  ist  eine  geistige,  die  gesammte  Verwaltung  durchziehende 
Funktion.   Objekte  der  Oberaufsicht  sind: 

a)  Die  persönlichen,  wirthschaftlichen  und  socialen  Zustände  der 
Bevölkerung  und  die  sich  daraus  ergebenden  Bedürfnisse.  Ihre  besondere 
Organisation  findet  diese  Beobachtungsthätigkeit  in  der  administra- 
tiven Statistik,2)  deren  Aufgabe  die  Herstellung  eines  möglichst 
wahrheitsgetreuen  Bildes  von  dem  jeweiligen  Zustande  des  Staates  ist; 
sowie  in  den  administrativen  Enqueten,  welche  in  Befragung  aller  bei 
einer  Verwaltungsmassregel  direkt  Betheiligten,  von  denen  entweder 
Aufschluss  über  thatsächliche  Verhältnisse  oder  ein  sachverständiges 
Urtheil  erwartet  werden  kann,  bestehen. 

b)  Die  Handlungen  der  Unterthanen  und  zwar  sowohl  der  Einzel- 
nen als  ihrer  Vereinigungen  in  Ansehung  ihrer  Gesetzmässigkeit  Der 
Staat  überwacht  z  B.  die  Vereine,  Beligionsgesellschaften,  den  Gewerbe- 
betrieb u.  s.  w. 

c)  Die  Geschäftsführung  der  eigenen  Organe,  d.  i.  der  Behörden 
und  Selbstverwaltungskörper.  In  dieser  Bichtung  ist  die  Oberaufsicht 
zunächst: 


*)  Stein  n.  S.  115:  Oberaufsicht  ist  allgemeine  Beobachtung,  Beurkun- 
dung und  Mittheilung  der  für  die  Staatsverwaltung  bedeutsamen  Thatsachen, 
Zustande  und  Verhältnisse. 

l)  Haushofer  Statistik  1872  S.  109;  Rümelin Zeitschrift  für  Staate- 
wissenschaft J.  1868;  A.  Wagner  in  Bluntschli  Staatswörterbuch  X.  Bd. 
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«)  Selbstkontrolle,  welche  in  der  unmittelbaren  Staatsverwaltung 
von  den  übergeordneten  Organen  gegenüber  den  untergeordneten  Be- 
hörden, im  Gebiete  der  Selbstverwaltung  dagegen  von  den  Selbstver- 
waltungskörpern höherer  Ordnung  gegenüber  den  Selbstverwaltungskörpern 
niederer  Ordnung  ausgeübt  wird.  Sodann  erscheint  aber  diese  Ober- 
aufsicht 

ß)  als  indirekte,  äussere  Kontrolle,  welche  durch  Organe  geübt  wird, 
die  nach  Art  und  Richtung  von  den  zu  kontrollirenden  differiren  und 
von  denselben  unabhängig  sind.  So  üben  die  Staatsbehörden  gegenüber 
den  Selbstverwaltungskörpern,  die  Volksvertretung  gegenüber  der  Staats- 
verwaltung eine  politische  Kontrolle;  die  Finanzkontrolle  gegen- 
über der  gesammten  Staatsverwaltung  obliegt  dem  Rechnungshofe, 
während  die  Verwaltungsgerichte  gegenüber  der  Staats-  und  Selbstver- 
waltung die  Rechts kontrolle  ausüben.1) 

Rücksichtlich  einzelner  konkreter  Fälle  zeigt  sich  die  informative 
Thätigkeit  als  Instruktion,  d.  h.  als  Feststellung  aller  zur  rechtlichen 
und  administrativen  Beurtheilung  nöthigen,  thatsächlichen  Momente. 
Die  Mittel  sind  denen  des  Civil-  und  Strafprozesses  analog.  In  manchen 
Fällen  erscheint  das  Konstatiren  von  Thatsachen  für  einen  spätem 
Gebrauch  und  die  Beurkundung  derselben  als  selbständig  abgeschlossener 
Verwaltungsakt.  Hieher  gehört  z.  B.  die  Ausstellung  von  Amtszeug- 
nissen, welche  dann  öffentlichen  Glauben  geniessen,  wenn  der  Gegenstand, 
über  welchen  die  Urkunde  ausgestellt  wurde,  zu  dem  amtlichen  Wirkungs- 
kreise des  Ausstellers  gehörte  und  dieser  auch  in  amtlicher  Eigenschaft 
dabei  thätig  war. 

2)  Das  Verwaltungsdecernat  besteht  in  der  Unterordnung  des  fest 
gestellten  Thatbestandes  unter  eine  allgemeine  Norm.  Diese  logische 
Funktion  des  Urtheils  entscheidet,  ob  und  mit  welchem  Inhalt  das  Ver- 
waltungsgeschäft vorzunehmen  ist.  Das  unterscheidende  Merkmal  der 
Justiz  und  der  Verwaltung  besteht  darin,  dass  die  Justiz  einen  That" 
bestand  lediglich  unter  objektive  Rechtsnormen  subsnmirt,  während  in 
der  Verwaltung  theils  absolute,  theils  relative  Gesichtspunkte  enscheiden. 
(v.  Gerber,  Staatsrecht  §  56.)    Absolute  Gesichtspunkte  sind  durch 


*)  Laband  Staatsrecht  des  d.  R.  II.  S.  227.  Die  politische  Kontrolle  ist 
darauf  gerichtet,  dass  die  Verwaltungsbehörden  nicht  eine  Thätigkeit  ent- 
wickeln, welche  dem  allgemeinen  Wohle  des  Staates  schädlich  oder  gefährlich 
werden  könnte,  und  dass  sie  nicht  Tendenzen  entwickeln,  welche  der  Staat  als 
solche  nicht  theilt.  Die  Finanzkontrolle  betrifft  die  staatswirthschaftliche 
Seite  der  staatlichen  Geschäftsführung,  während  sich  die  Rechtskontrolle  nur  auf 
die  Regelmässigkeit  der  von  der  Verwaltung  vorgenommenen  Rechtsakte 
bezieht. 
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Moralprincipien  und  Rechtsnormen  gegeben.  Die  Verwaltung  subsumirt 
die  tatsächlichen  Verhältnisse  unter  sittliche  Principien,  um  die 
sitÜicho  Zulässigkeit  des  angestrebten  Zweckes  und  der  zu  wählenden 
Mittel  zu  bestimmen.1)  Die  Rechtsfrage  ist  ein  wesentlicher  Bestand- 
teil aller  administrativen  Massnahmen.  Sie  löst  sich  in  die  Fragen 
auf,  ob  das  objektive  Recht  das  Geschäft  gebiete,  verbiete,  gestatte,  und 
inwieweit  dadurch  der  Rechtskreis  anderer  Personen  berührt  werde.2) 

Allein  mit  dieser  absoluten  Beurtheilung  kann  sich  die  Verwaltung 
nicht  begnügen. 

Sie  muss  das  Geschäft  auch  unter  den  relativen  Gesichtspunkt  der 
Zweckmässigkeit  bringen  und  erwägen,  ob  das  Geschäft  für  den  Staats- 
zweck nothwendig  oder  nützlich  sei,  ob  der  Aufwand  an  Mitteln  und 
Kräften  mit  der  erwarteten  Befriedigung  im  Verhältnisse  stehe,  und  ob 
nicht  der  vorgesetzte  Zweck  in  seinem  Werthe  einem  andern  wichtigeren 
nachstehen  müsse.  Ein  Gemeinwesen  soll  von  seinen  Kräften,  seinen 
Mitteln  und  seiner  Gewalt  nicht  nur  einen  rechtmässigen  und  sittlichen, 
sondern  auch  einen  zweckmässigen  Gebrauch  machen.  Die  administra- 
tive Entscheidung  ist  dann  ein  abgeschlossener  Verwaltungsakt,  wenn 
sie  ein  Präjudicalerkenntnis  ist,  z.  B.  die  Ausstellung  eines  Heimath- 
scheines. Sie  enthält  in  diesem  Falle  den  anerkennenden  oder  nicht 
anerkennenden  Ausspruch  über  einen  Zustand.  In  den  meisten  Fällen 
dagegen  ist  die  Entscheidung  nur  die  Voraussetzung  eines  besonderen 
Willensaktes,  dessen  Motiv  und  Grund  sie  bildet,  z.  B.  einer  Verfügung, 
eines  dienstlichen  Befehles,  einer  privatrochtlichen  Willenserklärung. 

3)  Die  Scheidung  der  leitenden  und  der  ausfahrenden  Arbeit  im 
Gebiete  der  Verwaltung  erzeugt  jene  Verwaltungsgeschäfte,  die  wir  als 
Dienstbefehle  bezeichnen.  Sie  sind  Aufträge  der  leitenden  Organe 
an  die  durch  ihre  Dienstpflicht  gebundenen,  untergeordneten  und  aus- 
führenden, Organe  zur  Vornahme  von  Verwaltungsgeschäften.  Sie  können 
einen  einzelnen  konkreten  Fall  betreffen,  d.  h.  dem  untergeordneten 
Verwaltungsorgane  die  Vornahme  oder  Unterlassung  einer  konkreten 
Handlung  auftragen  und  in  dem  ersten  Falle  zugleich  deron  Inhalt 
bestimmen,  oder  sie  können  sich  als  generelle  Verwaltungsmandate 
(Administrations- Verordnungen)  auf  künftige  gleiche  oder  analoge  Fälle 
beziehen  und  der  Verwaltungsthätigkeit  der  Behörden  eine  allgemeine 
Richtung  vorzeichnen  (Laband  St.  R.  II.  S.  223).   Diese  Verwaltungs- 


*)  v.  Holtzendorff,  Principien  der  Politik,  VI.  Kapitel,  und  die  daselbst  an- 
geführten Schriften.  R.  v.  Mohl,  Geschichte  und  Literatur  der  Staatswissen- 
Bchaft  I.  45,  116,  m.  709.  Jnama,  Verwaltungslehre  §  5. 

2)  v.  Holtzendorff,  Politik  IV.  Kapitel,  Jnama  Verwaltungslehre  §  6. 
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Verordnungen  bedürfen  keiner  Publikation,  sondern  werden  den  Behörden 
entweder  im  internen  Geschäftsverkehr  (als  Cirkulare  oder  Amtsschreiben) 
oder  durch  Abdrucken  in  den  Behörden  mitgetheilten  Verordnungs- 
blättern bekannt  gegeben. 

Diese  Verordnungsblätter  sind  rein  administrativer  Natur,  sie  be- 
zwecken bloss  die  Mittheilung  dieser  Verwaltungsverordnungen  an  die 
Behörden,  nicht  aber  deren  Publikation-  Die  Behörden  sind  zum  pünkt- 
lichsten Vollzuge  der  darin  enthaltenen  Weisungen  ebenso  verpflichtet 
wie  gegenüber  den  in  schriftlicher  Ausfertigung  gegebenen  Anordnungen; 
dem  Publikum  gegenüber  hat  jedoch  der  Abdruck  der  Verordnungen 
nicht  die  Recktswirkung  der  Verkündigung.  Insofern  dem  Publikum 
solche  Verordnungsblätter  käuflich  überlassen  werden,  liegt  darin  eine 
bloss  thatsächliche  Mittbeilung  ihres  Inhaltes.1) 

Verwaltungsverordnungen  können  mit  sehr  verschiedenem  Inhalte 
und  Namen  vorkommen,  z.  B. 

a)  als  Organisationsbestimmungen  über  Behörden  und  Anstalten; 

b)  als  Statuten  öffentlicher  Körperschaften,  die  der  Staat  in  seiner 
Verwaltungsthätigkeit  als  Beirath  benützt; 

c)  als  Reglements  über  die  Benützung  öffentlicher  Sachen  und 
Anstalten; 

d)  als  Instruktionen  über  die  Geschäftsführung  innerhalb  der 
Grenzen  der  Gesetze. 

4)  Ein  Theil  der  Verwaltungsgeschäfte  erscheint  in  der  Vertragsform 
oder  überhaupt  der  privatrechlichen  Willenserklärung.  Die  Vertragsform 
muss  in  der  äusseren  Verwaltung  bei  Rechtsgeschäften  mit  fremden 
Staaten  angewendet  werden,  da  die  Staaten  einander  als  unabhängige 
Personen  gegenüberstehen.  Allein  auch  im  innern  Staatsleben  findet 
die  Vertragsform  dort  ihre  Anwendung,  wo  der  Staat  seinen  obrigkeit- 
lichen Charakter  abstreift  und  in  das  Bereich  des  Privatrechts  hinein- 
tritt2) 

Dies  ist  der  Fall  z.  B.  bei  dem  Betriebe  gewisser  wirthschaftlicher 
Anstalten  des  Staates,  sowie  dort,  wo  seine  Herrschaftsrechte  zur  Er- 
füllung seiner  Aufgaben  nicht  ausreichen. 

Der  Staat  übernimmt  z.  B.  kontraktlich  die  Leistung  von  Arbeiten 
im  Betriebe  der  Post-  und  Telegraphenanstalt,  er  lässt  sich  anderseits 
Waaren  liefern,  Arbeiten  leisten,  Werke  herstellen.   Er  tritt  hier  als 

*)  Laband  II.  S.  224.  Vgl.  die  richtigen  Bemerkungen  in  dem  Erlass* 
des  Finanzministeriums  10.  Dez.  1853  Z.  2002  6  über  Zweck  und  Einrichtung 
seines  Verordnungsblattes,  und  die  Entscheidung  des  Reichsgerichtes  vom  23. 
Oktober  1873  Z.  103  (Hye  Sammlung  Nr.  47). 

*)  Gerber  öffentl.  Recht  S.  40;  v.  Holtzendorff  Encyklopäde  S.  1006; 
G.  Meyer  St.  R.  S.  451. 
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privates  Rechtssubjekt  auf;  er  wird  Eigentümer,  Gläubiger,  Schuldner. 
Unter  welchen  Formen  und  mit  welchem  Inhalte  diese  Geschäfte,  inso- 
weit sich  dieselben  bloss  nach  den  allgemeinen  Normen  des  Privatrechts 
richten,  abzuschliessen  sind,  bildet  den  Gegenstand  der  fiskalischen 
Kautelarjurisprudenz. 

5)  Eine  direkte  Beziehung  zu  den  Unterthanen  erlangen  die  Ver- 
waltungsgeschäfte in  den  obrigkeitlichen  Verfügungen,  welche 
die  Verwaltung  vermöge  ihres  Herrschaftsrechtes  in  konkreten  Fällen 
erlässt.  Sie  sind  obrigkeitliche  Willenserklärungen  gegenüber  den  der 
Staatsgewalt  unterworfenen  Personen.  Sie  wenden  sich  nicht  wie  die 
Verwaltungsbefehle  an  die  zum  dienstlichen  Gehorsam  verpflichteten 
untergeordneten  Organe,  sondern  direkt  an  die  Unterthanen.  Sie  ent- 
halten nicht  wie  die  Verwaltungsverordnungen  generelle  Anordnungen 
für  die  Zukunft,  sondern  sind  nur  für  den  einzelnen  Fall  bestimmt,  in 
dem  sich  ihre  Wirksamkeit  erschöpft.  Ihr  Inhalt  kann  ein  verschiedener 
sein.   Sie  können  sein: 

a)  obrigkeitliche  Befehle,  welche  die  Erfüllung  öffentlicher 
Pflichten  verlangen,  daher  eine  einzelne  konkrete  Handlung  oder  Unter- 
lassung gebieten.1) 

b)  Sie  können  dem  Einzelnen  eine  Thätigkeit  gestatten,  die  von 
obrigkeitlicher  Erlaubniss  abhängig  ist  (Concessionen,  Automa- 
tionen,Licenzen)  oder  die  Anwendung  einer  zwingenden  Rechtsnorm 
in  einem  konkreten  Falle  ausscldiessen  (Dispensationen).2) 

!)  Gebote:  Das  Gebot  der  Steuerleistung,  des  Eintrittes  in  den  Militär- 
dienst, der  Hilfeleistung  im  Falle  gemeiner  Noth,  der  Tödtung  von  Vieh  bei 
Viehseuchen,  Auflösung  einer  Vsrsammlung. 

Verbote:  Verbot  des  Aufenthaltes  an  einem  bestimmten  Orte,  der  Ver- 
breitung von  Presserzeugnissen,  der  Abhaltung  einer  Versammlung,  der  Errich- 
tung einer  Gewerbsanlage  (G.  Meyer,  D.  St.  R.  S.  452). 

2)  Die  gewerbliche  Koncession  enthält  kein  Privilegium,  ihr  Inhalt  beruht 
auf  dem  jus  commune.  Sie  erklärt  eine  bestimmte  Thätigkeit  als  frei  von  polizei- 
lichen Einreden.  Sie  begründet  dann  ein  subjektives  Recht,  wenn  ihre 
Entziehung  nur  bei  Eintritt  gewisser  gesetzlich  bestimmten  Voraussetzungen 
stattfinden  kann,  dagegen  ein  blosses  Precarium,  wenn  sie  nach  Ermessen 
der  Verwaltungsbehörde  zurückgenommen  werden  kann.  Inwieweit  erworbene 
Koncessionen  bei  Aenderung  der  Gesetzgebung  Widerstandskraft  behaupten, 
oder  Entschädigungsanspruch  begründen,  ist  Gegenstand  gesetzlicher  Normi- 
rung  (Gerber  St.  R.  S.  39).  So  bemerkt  z.  B.  Art.  VI.  des  K.  P.  der  Gewerbe- 
ordnung vom  20.  Dezember  1859:  Die  nach  den  bisherigen  gesetzlichen  Be- 
stimmungen erworbenen  persönlichen  Gewerbe-,  Fabriks-  und  Handelsbefugnisse 
bleiben  aufrecht. 

Ebenso  bestimmt  §  35  der  Adv.-Ord.  vom  6.  Juli  1868:  Das  Recht  der 
bei  Eintritt  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  ernannten  Advokaten  zur  weiteren 
Ausübung  der  Advokatur  bleibt  unberührt. 
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Das  österreichische  Staatsrecht  enthält  über  das  Dispensationsrecht 
des  Monarchen  keine  Bestimmung.  Es  muss  daher  auch  für  das  öster- 
reichische Recht  angenommen  werden,  das  nur  in  jenen  Fullen  dis- 
pensirt  werden  kann,  in  denen  das  Gesetz  dies  ausdrücklich  gestattet  *) 

c)  Verfügungen  endlich  können  Rechtsverhältnisse  begründen,  ab- 
ändern oder  auflösen2).  Spezialverfögungen,  welche  einer  bestimmten 
Person  unter  Einräumung  einer  bevorrechteten  Ausnahmsstellung  sub- 
jektive Rechte  gewähren,  sind  Privilegien. 

6)  Gegenüber  der  Anordnung  erscheint  die  Ausführung  als  Voll- 
ziehung.   Vollziehung  ist  daher  im  Gebiete  der  Verwaltung: 

a)  Durchführung  der  in  den  Gesetzen  enthaltenen  Verwaltungs- 
befehle; 

b)  Ausführung  der  an  die  untergeordneten  Verwaltungsorgane 
ergangenen  allgemeinen  und  besonderen  Dienstbefehle; 

c)  Durchsetzung  der  den  ünterthanen  auferlegten  öffentlichen 
Pflichten. 

In  der  letzten  Richtung  geschieht  die  Vollziehung  durch  Anwendung 
des  obrigkeitlichen  Zwanges,  vermöge  dessen  die  Staatsgewalt  ihren 
Willen  gegen  den  Einzelnen  zur  Verwirklichung  bringt   Dies  gibt  das 


Unter  Dispensationsrecht  verstehen  wir  die  Befugniss  der  Staatsge- 
walt für  einen  einzelnen  Fall,  welcher  seinem  Thatbestande  nach  unter  die 
Regel  eines  Gesetzes  fallen  würde,  die  Anwendnung  dieses  Gesetzes  zu  hemmen. 
Es  wird  dadurch  eine  an  sich  strafbare  oder  nichtige  Handlung  zu  einer  erlaub- 
ten und  giltigen  gemacht  (H.  Schulze,  Preuss.  St.  R.  11.  S.  260). 

!)  v.  Gerber,  Uebor  Privilegienhoheit  und  Dispensation  sgewalt  im  moder- 
nen Staate.  Juristische  Abhandlungen  1872  N.  XIII  S.  470  und  Zeitschrift 
für  Staatswissenschaften  Bd. XXV  II,  S.  430.  A.M.  ist  Zachariae  St.  R.§  163, 
der  dem  Landesherrn  das  Dispensationsrecht  zugesteht  und  nur  die  Einschränkung 
macht,  dass  die  Gestattung  absolut  rechtswidriger  Handlungen,  Eingriffe  in  die 
Privatrechtsphäre  eines  Dritten  keinen  Gegenstand  der  Dispensation  bilden,  und 
dass  auch  das  Verfassungsgesetz  durch  Dispensationen  nicht  berührt  werden 
darf.  Derselben  Meinung  ist  R.  v.  Mohl  (Württembergisches  Staatsrecht  I. 
S.  209),  der  die  Dispensation  dort  anwenden  will,  wo  zwar  der  Buchstabe, 
nicht  aber  der  Sinn  des  Gesetzes  ausgeführt  wurde  und  daher  in  einem  einzel- 
nen Falle  zu  offenbarer  Unbilligkeit,  zu  Widersinn  oder  zu  einem  allgemeinen 
Nachtheile  führen  würde.  Es  dürfen  daher  Dispensationen  nicht  als  Gunstbe- 
zeugungen ohne  einen  in  den  Thatsachcn  liegenden  Grund  und  auch  nicht  so 
häufig  bewilligt  werden,  dass  das  Gesetz  der  Wirkung  nach  ganz  aufge- 
hoben ist. 

2)  Z.  B.  Ernennung  und  Entlassung  eines  Staatsdieners,  Aufnahme  iu 
den  Heimaths-  oder  Staatsverband. 
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4.H1 


Gebiet  der  administrativen1)  Exekution.2)  Bei  derselben  tritt 
der  Staat  mit  der  Rechtssphäre  des  Einzelnen  in  Berührnng,  daher 
das  Recht  das  Mass  und  die  Mittel  des  Zwanges  bestimmen  muss. 

§  161. 

Aeusserer  Geschäftsmechanismus. 

Der  äussere  Geschäftsmechanismus  bei  den  Verwaltungsbehörden 
beruht  auf  einer  ausgedehnten  Anwendung  der  Schrift,  indem  die  Be- 
hörden unter  einander  und  mit  den  Parteien  regelmässig  schriftlich 
verkehren  und  die  Verwaltungsgeschäfte  schriftlich  fixirt  werden. 

Die  bei  den  Verwaltungsbehörden  einlangenden  oder  bei  denselben 
verfassten  Schriften  lassen  sich  in  vier  Kategorien  scheiden:  Eingaben, 
Protokolle,  Mittheilungen  an  Parteien  und  Amtskorrespondenz  der  Be- 
hörden unter  einander. 

1.  Eingaben  heissen  alle  von  Parteien  bei  den  Verwaltungsbehör- 
den überreichten  Schriften,  die  entweder 

a)  Gesuche  um  eine  Verfugung  im  Interesse  eines  Einzelnen,  oder 

b)  Petitionen  um  Befriedigung  eines  kollektiven  Interesses,  oder 

c)  Beschwerden,  oder 

d)  Anzeigen  und  Mittheilungen  im  Interesse  des  Staates  selbst 
enthalten  können. 

2.  Protokolle  sind  schriftliche  Beurkundungen  über  Vorgänge, 
deren  Zeuge  die  Behörde  selbst  war,  z.  B.  über  mündlich  gestellte 
Bitten,  über  gepflogene  Verhandlungen. 

3.  Schriftliche  Mittheilungen  an  Parteien  erscheinen: 

a)  als  Beurkundungen,  wie  z.  B.  die  Pässe,  Legitimationskarten, 
Lebensatteste;  oder  sie  sind: 

b)  Bescheide.  Darunter  begreift  man  zwei  verschiedene  Gattun- 
gen von  Schriftstücken: 

«)  Selbständige  Schriftstücke,  die  aber  weder  eine  Beurkun- 
dung noch  eine  Entscheidung,  sondern  nur  eine  thatsächliche  Mitthei- 
lung (Notifikationsbescheide)3)  oder  die  Erinnerung,  von  einem 
Rechte  Gebrauch  zu  machen  (monitorische  Bescheide)4)  enthalten. 

*)  Stein  V.  L.  I.  S.  319—330.  H.  Schulze,  Preuss.  St.  R.  §  181. 
Foerstemann,  Principien  des  preuss.  Polizeirechts  S.  392—470. 

*)  Den  Gegensatz  zur  Verwaltungsexekution  bildet  die  im  Civil-  und 
Strafprocesse  normirte  gerichtliche  Exekution  richterlicher  Bescheide,  Verfü- 
gungen und  Urtheile. 

Mittheilung,   dass  die  überreichte  Beschwerde  der  höheren  Instanz 
vorgelegt  wurde. 

4)  Erinnerung  an  die  Anrainer,  bei  der  Baukommission  ihre  Interessen 
zu  wahren. 
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ß)  Indorsatbesc  heide,  welche  auf  dem  Rücken  einer  rückge- 
stellten Eingabe  als  Antwort  auf  dieselbe  ergehen,  ohne  dass  es  weiter 
auf  ihren  Inhalt  ankömmt1) 

c)  Dekrete  d.  h.  selbständige  Schriftstücke,  die  entweder  im  Laufe 
des  Instruktionsverfahrens  Befehle  ertheilen  (wie  z.  B.  die  Citations- 
dekrete),  oder  sonst  eine  entscheidende  obrigkeitliche  Verfügung, 
wie  die  Befehle  zu  einer  Zahlung  (Zahlungsauftrag),  die  Ertheilung 
einer  Concession  (Concessionsurkunden,  Licenzscheine),  oder  die  Be- 
gründung eines  subjektiven  Rechtes  (Verleihungsdekrete,  Ernennungs- 
dekrete),  eroffnen. 

d)  Erkennt nisse,  d.  h.  Entscheidungen,  die  über  ein  ausge- 
führtes kontradiktorisches  Verfahren  ergehen.2) 

e)  Edikte,  d.  h.  Mittheilungen  und  Verfügungen,  die  nicht  an  indi- 
viduell bestimmte  Personen,  sondern  an  eine  Mehrheit  von  Interessenten 
oder  an  unbekannte  Personen  gerichtet  sind,  daher  bei  denselben  nach 
Analogie  des  gerichtlichen  Aufgebotes  bei  Konkursen,  Subhastationen, 
als  Surrogat  der  Behändigung  die  öffentliche  Bekanntmachung  durch 
Zeitungen  und  Amtsblätter  oder  durch  Maueranschlag  tritt 

4.  Korrespondenzen  der  Behörden  unter  einander. 

Die  Schreiben  sind  entweder  an  koordinirte  Behörden  zum  Zwecke 
der  Notifikation  oder  Requisition  gerichtet  und  heissen  Amtsuch  rei- 
ben, Zuschriften,  Noten;  oder  sie  ergehen  von  der  übergeordneten 
Behörde  an  eine  subordinirte  Behörde  und  heissen  im  Allgemeinen  E  r- 
läsBe,  oder  von  untergeordneten  Behörden  an  vorgesetzte  Behörden  und 
heissen  Berichte.  Ebenso  erlässt  innerhalb  derselben  Behörde  der 
Vorsteher  an  seine  Gehülfen  schriftliche  Dienstbefehle  in  der  Form  von 
Dekreten,  während  die  Beamten  an  die  Behörde  selbst  oder  den  Vor- 
steher schriftliche  Mittheilungen  als  Relationen  erstatten. 

II.  Durch  Sammlung  der  sich  auf  eine  Angelegenheit  beziehen- 
den Schriftstücken  entstehen  die  Akten  über  diesen  Gegenstand. 

Dieselben  setzen  sich  zusammen: 

a)  aus  den  zurückbehaltenen  Eingaben,  den  aufgenommenen  Pro- 
tokollen und  einlangenden  Dienstschreiben;  dann 

b)  aus  den  Entwürfen  (Concepten)  der  an  Parteien  oder  an  andere 
Behörden  abgesendeten  Schriftstücke. 

Die  bei  den  Behörden  einlangenden  Geschäftsstücke  werden  täg- 
lich in  einem  Journal  (Einreichungspr oto  koll)  mit  kurzer  In- 

*)  Sie  können  z.  B.  die  Eingabe  als  gegenstandslos,  wegen  Inkompetenz, 
Formfehlern,  wegen  UnStatthaftigkeit  rückstellen.  Sie  können  eine  Mittheilung, 
einen  Auftrag  oder  eine  Entscheidung  enthalten. 

*)  Z.  B.  die  Erkenntnisse  in  Wasser-  und  Expropriationssachen. 
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haltsangabe  verzeichnet  und  mit  dorch  das  Geschäftsjahr  fortlaufenden 
Nummern  versehen. 

Sie  sind,  soweit  sie  nicht  einfach  zur  Kenntniss  genommen  und 
für  den  künftigen  Gebrauch  aufbewahrt  werden,  Veranlassung  einer 
besonderen  Thätigkeit  der  Behörde. 

Die  Entwürfe  der  abgehenden  Schriftstücke  bedürfen  bei  Be- 
hörden mit  bureaukratischer  Verfassung  in  der  Kegel  der  Genehmigung 
durch  den  Amtsvorsteher,  bei  Behörden  mit  kollegialer  Verfassung  durch 
einen  Sitzungsbeschluss. 

Die  Reinschrift  der  an  Parteien  oder  Behörden  abgehenden  Schrift- 
stücke nach  den  approbirten  Entwürfen  wird  durch  das  Expedit  (oder 
die  Kanzlei);  die  Sammlung  und  Aufbewahrung  der  Akten  durch  die 
Registratur  (das  Archiv)  besorgt. 

III.  Das  Verfahren  in  reinen  Verwaltungssachen. 

S  162. 

Allgemeine  Grundsätze. 

I.  Von  einem  Verfahren  in  Verwaltungssachen  nach  Analogie  des 
Civil-  oder  Strafprocesses  kann  nur  dort  die  Rede  sein,  wo  der  Staat 
in  seinen  Verwaltungsfunktionen  in  konkreten  Fällen  mit  seinen  Unter- 
thanen  in  direkte  Berührung  tritt,  um  ihnen  nach  vorausgegangener 
Instruktion  Rechte  einzuräumen,  Pflichten  aufzuerlegen  oder  gegen  sie 
Zwang  auszuüben.  Dieses  Verfahren  in  reinen  Verwaltungssachen  setzt 
sich  zusammen  aus  der  Thätigkeit  der  Behörden  und  der  Parteien.1) 

II.  Da  die  Verwaltung  öffentlichen  Interessen  dient,  so  wird  das 
Verfahren  in  Verwaltungssachen  von  zwei  Grundprincipien  beherrscht: 
dem  Officialprincip  (Verfahren  von  Amtswegen)  und  dem  Prin- 
cip  der  Erforschung  der  materiellen  Wahrheit  Die  Aus- 
übung der  Rechte  des  Staates  im  öffentlichen  Interesse  bildet  eine 
Pflicht  der  mit  der  Verwaltung  beauftragten  Organe,  deren  Handeln  nur 


J)  Wo  der  Verwaltungsakt  aus  einer  für  sich  abgeschlossenen  Handlung 
besteht,  z.B.  derUebernahme  eines  Briefes  zur  Beförderung,  oder  ein  rein  tech- 
nisches Geschäft  ist,  wie  die  Sammlung  von  statischem  Material,  kann  von 
einem  Verfahren  in  Verwaltungssachen  nicht  die  Rede  sein.  Ebensowenig 
gehört  aber  hierher  das  Verfahren  der  Verwaltungsbehörden  in  Justizsachen 
(Straf-  oder  Civilsachen),  in  denen  dieselben  keine  Verwaltungsfunktionen, 
sondern  richterliche  Funktionen  ausüben. 
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auf  Grund  des  konkret  vorhandenen,  materiell  richtig  aufgenommenen 
Thatbestandes  dem  Gemeinwohl  dienen  kann. 

Die  Verwaltungsbehörden  haben  daher  ohne  Aufforderung  einzu- 
schreiten,1) das  zur  Wahrheitserforschung  nöthige  Material  selbst  wider 
den  Willen  der  Betheiligten  herbeizuschaffen  und  die  Motive  ihrer  Ent- 
scheidungen aus  der  Erwägung  aller  bekannten  Thatumstände  zu 
schöpfen.  Daraus  folgt,  dass  sich  das  Administrativverfahren  in  freieren 
Formen  bewegen  muss,  als  der  von  dem  Verhandlungsprincipe  beherrschte 
Civilprocess,  und  selbst  auch  als  der  gleichfalls  auf  Geltendmachung 
Öffentlicher  Bechte  gerichtete  Strafprocess;  denn  auch  in  dem  letzteren 
ist  die  Thätigkeit  des  Untersuchungsrichters  auf  Herbeischaffung  der 
Grundlagen  juristischer  Erwägungen  beschrankt,  während  die  Verwal- 
tung auch  die  Grundlagen  für  die  Erwägung  nach  Zweckmässigkeits- 
rucksichten  gewinnen  muss.  In  Verwaltungssachen  ist  weniger  die 
Rechts-  als  die  Thatfrage  schwierig  (Gneist).  Es  besteht  aber  auch 
nicht  für  alle  Verwaltungssachen  ein  gleichmassiges  Verfahren,  vielmehr 
gewinnt  dieses  seine  besondere  Gestaltung  nach  den  besonderen  Zwecken 
und  Aufgaben  der  Verwaltung.  Verschieden  ist  z.  B.  das  Verwaltongs- 
verfahren  in  Eisenbahn-,  Eipropriations-,  Bau-,  Gewerbe-,  Wasser-, 
Steuer-  und  Militärangelegenheiten.  Diese  Vorschriften  haben  zunächst 
nur  die  Bedeutung  einer  Instruktion  für  die  Verwaltungsbehörden.  Sie 
begründen  aber  zugleich  ein  Recht  der  Parteien  auf  Einhaltung  der 
wesentlichen  Formen  des  Administratiwerfahrens -und  auf  Anfechtung 
der  Verfugung  vor  dem  Verwaltungsgerichtshofe  bei  Ausserachtiassung 
dieser  Formen  (Ges.  22.  Okt  1875). 

Die  Einleitung  des  Verfahrens  von  Amtswegen  erleidet  dort  Aus- 
nahmen, wo  ein  direktes  Parteiinteresse  zu  Tage  tritt,  daher  das  Gesuch 
der  Partei  abzuwarten  ist  Dies  ist  der  Fall  bei  Beurkundungen,  Kon- 
cessionen,  Licenzen,  Antorisationen,  Dispensen,  Privilegien.  Aber  auch 
in  diesen  Fällen  wird  auf  Erforschung  der  materiellen  Wahrheit  nicht 
verzichtet  werden  können,  weil  hier  kollektive  und  Privatinteressen  gegen 
einander  abzugrenzen  sind.2) 

III.  Bei  allen  Geschäften  entsteht  für  die  Verwaltungsorgane  zu- 
nächst die  Frage  der  Kompetenz,  d.  h.  ob  das  einzelne  Verwaltungs- 


*)  Z.  B.  von  Amtswcgon  einen  gefahrlichen  Bau  einzustellen,  feuergefahr- 
liche Gegenstände  entfernen  zu  lassen,  Steuern  und  Gebühren  zu  bemessen. 

*)  Eine  Analogie  bilden  die  Antragsverbrechen  in  dem  gleichfalls  vom 
Officialprincip  beherrschten  Strafprocesse,  bei  denen  die  Thätigkeit  der  Straf- 
gerichte gleichfalls  erst  eintritt,  wenn  der  Verletzte  sein  Privatinteresse 
durch  einen  Strafantrag  geltend  macht. 
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organ  Geschäfte  derjenigen  Gattung  überhaupt  vornehmen  dar£  unter 
die  das  beabsichtigte  Geschäft  fällt1) 

Für  den  Fall  der  Bejahung  der  allgemeinen  Kompetenzfrage  erhebt 
sich  die  weitere  Frage  nach  der  konkreten  Zuständigkeit.  Diese 
wird  durch  besondere  Thatsachen  und  Verhältnisse  begründet,  welche 
die  einzelne  konkrete  Behörde  zur  Thätigkeit  verpflichten. 

Jedes  Verwaltungsorgan  hat  einen  Amtsbezirk,  innerhalb  dessen 
dasselbe  obrigkeitliche  Befugnisse  ausübt  Hier  gilt  das  Territorial- 
princip,  d.  h.  der  Amtsbezirk  ist  der  Herrschaftsbereich  rücksichtlich 
der  in  demselben  sich  aufhaltenden  oder  wohnenden  Personen  und  der 
darin  gelegenen  Sachen. 

Das  Recht  zur  Ausübung  polizeilichen  Zwanges,  aber  auch  ande- 
rerseits die  Verpflichtung  zum  polizeilichen  Schutz  gegenüber  der  Per- 
son, wird  durch  den  Aufenthalt  begründet1) 

Der  Wohnsitz,  d.h.  der  regelmässige  Mittelpunkt  des  häuslichen 
Lebens  und  bürgerlichen  Verkehrs,  ist  für  jene  Verwaltungsgeschäfte  ent- 
scheidend, die  eine  genaue  Kenntniss  der  persönlichen  Verhältnisse 
voraussetzen  oder  für  den  Einzelnen  einen  besonderen  Rechts-  und 
Pflichtenkreis  begründen.  Der  Wohnsitz  kommt  nicht  nur  bei  physi- 
schen, sondern  auch  bei  juristischen  Personen  in  Betracht;  bei  diesen 
hald  mit  Rücksicht  auf  den  Zusammenhang  mit  Grund  und  Boden, 
bald  mit  Rücksicht  auf  den  Mittelpunkt  der  Geschäftsführung.8) 


*)  Es  begrenzen  sich  gegenseitig  die  Kompetenz  der  Verwaltung  und 
der  Justiz,  und  innerhalb  der  Verwaltung  wieder  Staats-  und  Selbstver- 
waltung.  In  der  Staatsverwaltung  selbst  wird  die  Behördenkompetenz  durch 
die  technische  und  territoriale  Arbeitsteilung  bestimmt  So  können 
z.  B.  die  Staatsbehörden  keine  Geschäfte  vornehmen,  die  den  Selbst- 
verwaltungskörpern überlassen  sind.  Eine  Verwaltungsbehörde  kann 
sich  nicht  mit  Justizgeschäften  befassen  und  umgekehrt;  eine  poli- 
tische Behörde  kann  nicht  Geschäfte  der  Finanzbehörden  besorgen. 
Aber  ebenso  entscheiden  die  besonderen  Schranken  der  Geschäftsvoll- 
macht Eine  untergeordnete  Behörde  kann  keine  Geschäfte  vornehmen,  die 
wegen  ihrer  Bedeutung  höheren  Organen  zugewiesen  sind. 

*)  Vgl.  §  1  der  kais.  Vdg.  20.  April  1854,  Nr.  96,  der  von  der  Voll- 
streckung von  Verfügungen  und  Erkenntnissen  im  Bereiche  der  Amts- 
wirksamkeit spricht.  Es  sind  daher  zur  Fällung  von  Schuberkenntnissen 
die  politischen  Behörden  des  Aufenthaltsortes  zuständig  (§  6  Ges.  17.  Juli 
1871  Nr  88).  Bei  Polizeidelikten  entscheidet  der  Aufenthalt,  während  dessen 
das  Delikt  begangen  wurde  (Vdg.  3.  April  1855  Nr.  61). 

3)  Daher  ist  zur  Ausstellung  von  Reisepässen  §  5  der  Vdg.  10.  Mai  1867 
Nr.  80,  und  von  Waffenpässen  §  19  kais.Pat.  24.  Oct  1852  Nr.  223  die  Be- 
hörde des  Wohnsitzes  competent. 

28* 
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Für  rein  sachliche  Aufgaben  entscheidet  der  Ort  der  gelegenen 
Sache.1) 

Neben  diesen  auf  dem  Territorialprincip  beruhenden  Zuständig- 
keitsgründen kennt  jedoch  das  administrative  Recht  noch  zwei  andere, 
die  an  das  forum  originis  und  das  forum  contractus  des  gemeinen 
Civilprocesses  erinnern. 

Die  Heimath  ist  z.  B.  entscheidend  für  die  Stellung  zum  Militär- 
dienste.3) Ist  dagegen  eine  Leistung  an  einem  bestimmten  Orte  zu 
erfüllen,  so  ist  die  Verwaltungsbehörde  des  Erfüllungsortes  zum 
Erlasse  der  Verfügung  berufen.8) 

IV.  Das  Verfahren  in  Verwaltungssachen  scheidet  sich  in  die 
Stadien  der  Instruktion  und  der  Entscheidung,  dann  in  das  Stadium 
des  Rechtsmittel-  und  des  Exekutionsverfahrens. 

§  163. 

Das  Instmktionsyerfahren. 

I.  Das  Instruktionsverfahren  ist: 

1.  Ein  einseitiges  unbestimmt  summarisches  Verfahren,  wenn 
es  sich  lediglich  um  die  Bestimmung  der  öffentlichen  Pflicht,  oder  um  die 
Anerkennung  und  Gewährung  eines  Rechtes  einer  einzelnen  physischen 
oder  juristischen  Person  handelt,  so  dass  also  dieselbe  in  Verfolgung 
ihrer  Individualinteressen  dem  Staate  gegenüber  steht  und  der  Ver- 
waltungsakt sich  in  seinen  Wirkungen  in  diesem  Verhältnisse  erschöpft; 
oder: 

2.  Ein  kontradiktorisches  Parteiverfahren,  welches  die 
Klarstellung  und  Begrenzung  der  anlässlich  einer  begehrten  Verwaltungs- 
verfügung einander  widersprechenden  Parteiinteressen  4)  zum  In- 
halte hat. 


l)  Zur  Konsentirung  von  Wasseranlagen  ist  jene  politische  Behörde  be- 
rufen, in  deren  Bezirk  die  Anlage  errichtet  werden  soll  (§76  Wassergesetz). 
Ebenso  ist  zur  Ausfertigung  von  Gewerbescheinen  und  zur  Erthcilung  von  Ge- 
werbeconcessionen  die  Behörde  competent,  in  deren  Bezirk  der  Standort  des 
Unternehmens  sich  befindet. 

l)  Vgl.  Heimathsgesetz  v.  3.  Dez.  1863. 

*)  So  sind  Rechtsurkunden  und  Rechtsgeschäfte  dort  zur  Gebührenbe- 
messung anzumelden,  wo  das  Rechtsgeschäft  abgeschlossen  wurde.  (F.  M.  Vdg. 
2.  Okt  1868  Nr.  135  R.  G.  Bl.). 

*)  Wenn  Jemand  um  die  Ausstellung  eines  Reisepasses  ansucht,  wird 
sich  das  summarische  Instructionsverfahren  auf  die  persönlichen  Verhält- 
nisse des  Gesuchstcllers  beschränken;  vor  Konsentirung  eines  Baues,  einer 
gewerblichen  Betriebsanlage  ist  dagegen  Ladung  der  Anrainer  zur  Wahrung  ihrer 
Rechte  und  Interessen  geboten.    ,,Die  neueste  Entwicklung  geht  darauf,  in 
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II.  Bei  der  ersten  Art  des  Verfahrens  ist  dem  Ermessen  der  Be- 
hörde die  Art  und  die  Aufeinanderfolge  der  Erhebungen  überlassen ;  es 
wird  auch  ohne  Ververfahren  der  Erlass  der  Verfügungen  gestattet  sein, 
wenn  in  dem  Gesuche  die  entscheidenden  Thatsachen  angeführt  und 
urkundlich  bewiesen  oder  wenigstens  bescheinigt  sind. 

Es  wird  jedoch  (nach  Analogie  der  §§  5  und  6  des  Ges.  vom 
9.  August  1854  über  das  Verfahren  ausser  Streitsachen)  die  Behörde  : 

a)  Alle  Umstände  und  Verhältnisse,  welche  auf  die  Verfugung  Ein- 
fluss  haben  können,  von  Amts  wegen  zu  untersuchen;  und 

b)  auch  auf  die  von  den  Parteien  nicht  angebrachten,  aber  der 
Behörde  auf  andere  Art  bekannten  Thatumstände,  vorzüglich  auf  etwaige 
frühere  Verhandlungen  über  dieselbe  Angelegenheit  Bücksicht  zu  neh- 
men haben. 

c)  Wo  in  den  Administrativgesetzen  ausdrücklich  der  Erlass  von 
Verfugungen  an  bestimmte  Voraussetzungen  geknüpft  ist,  sind  diese 
Thatumstände  in  der  besonders  bestimmten  Weise  festzustellen.1) 

III.  Das  kontradiktorische  Verfahren  ist  dort  anzuwenden,  wo 
die  zu  erlassende  Verfügung  die  Interessen  und  Rechte  dritter  Personen 
berührt  Es  soll  die  Möglichkeit  wechselseitigen  Gehörs 
geboten  werden.  Es  hat  daher  die  Ladung  der  Interessenten  zur 
Verhandlung  zu  erfolgen.2) 

Dabei  ist  zu  unterscheiden: 

a)  Ob  einander  individuell  bestimmte  Personen  gegenüberstehen ; 
in  diesem  Falle  wird  individuelle  monitorische  Ladung  an  diese  Per- 
sonen ergehen;  oder: 

dem  Verwaltungsdeccrnate  rechtliches  Gehör,  ordnungsmüssige  Beweisauf- 
nahme und  sichere  Formen  wieder  herzustellen,  soweit  dadurch  die  poli- 
tischen und  kommunalen  Rechte,  sowie  erhebliche  Interessen  der  persön- 
lichen Freiheit  und  des  Vermögens  berührt  werden  (Gneist  Beschwerde 
in  HoltzendorfF,  Rechtster.  I.  328).  In  Parteistreitigkeiten  stehen  einzelne 
physische  oder  juristische  Personen  in  ihren  Individualinteressen  einander 
gegenüber  (Sarwey,  Oeffentl.  Recht  S.  701). 

l)  Z.  B.  Bei  der,  auf  Grund  der  Einreihung  einer  Krankheitsform  unter 
die  Epidemien,  der  Gemeinde  auferlegten  Errichtung  eines  abgesonderten 
Nothspitales  ist  mit  Rücksicht  auf  die  besondere  Wichtigkeit  dieser  sani- 
tatspolizeilichen  Massregel  die  Einvernehmung  des  Landessani  tätsrathes  ge- 
boten (Entschdg.  des  V.  G.  H.  3.  März  1879  Z.  280.) 

*)  Das  Landesgesetz  für  Böhmen  vom  19.  Februar  1870  L.  22  setzt 
die  Bedingungen  fest,  welche  zusammentreffen  müssen,  wenn  die  Errichtung 
einer  neuen  Volksschule  und  die  Bildung  eines  neuen  Schulaprengels  be- 
hördlich angeordnet  werden  soll.  Diese  massgebenden  Umstände  sind  unter 
Vernehmung  sämmtlicher  Interessenten  festzustellen.  Es  ist  daher  die  Un- 
terlassung dieser  Ladung  ein  wesentlicher  Formfehler  im  Administratiwer- 
fahren.    (Vgl.  Entsch.  V.  G.  H.  28.  Juni  1880  Z.  1165.) 
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b)  Ob  neben  diesen  individuellen  Interessenten  nicht  noch  eine 
unbestimmte  Mehrheit  von  Personen  besteht»  die  an  der  zn  erlassen- 
den Verfügung  betheiligt  sind.  In  diesem  Falle  ist  das  Aufgebots- 
(Ediktal-)  Verfahren  einzuleiten. 

Nicht  minder  macht  es  einen  Unterschied,  ob  ein  blosser  Inter- 
essenkonflikt  nach  freiem  Ermessen  zu  lösen  ist,  oder  ob  die  zu 
erlassende  Verfügung  an  wohlerworbenen  Rechten  dritter  Personen  ihre 
Schranken  finden  muss.  In  diesem  letzten  Falle  sind  auch  diese  recht- 
lichen Einwendungen  im  kontradiktorischen  Vei  fahren  zu  erörtern, 
um  sie  entweder  durch  Vergleich  zu  beseitigen,  oder  um  die  Grundlage 
für  ein  Expropriationserkenntniss  oder  für  eine  der  Verwaltungsbehörde 
durch  besondere  Normen  zugewiesene  definitive  oder  interimistische 
Entscheidung  über  diese  Privatrechte  zu  gewinnen. 

S  164. 

Die  administrative  Entscheidung. 

I.  Die  Entscheidung  und  die  darauf  beruhende  Verfügung  kann 
entweder: 

a)  In  Anwendung  eines  objektiven  Rechtssatzes  lediglich  eine  dar- 
auf beruhende  öffentliche  Pflicht  determiniren,  oder  ein  im  objektiven 
Rechte  gewährtes  öffentliches  Recht  des  Einzelnen  anerkennen  (dekla- 
ratorische Verfügungen) ;  oder: 

b)  eine  subjektive  Berechtigung  des  Einzelnen  erst  schaffen  (kon- 
stitutive Verfugungen).1) 

II.  Die  materielle  Rechtskraft  einer  Verwaitungsverfügung  richtet 
sich  nach  ihrem  Inhalte: 

a)  Enthalt  die  Verfügung  einen  Imperativ  an  eine  bestimmte 
Person,  so  ist  dieselbe  so  lange  daran  gebunden,  als  nicht  etwa  die 
Behörde  diesen  Imperativ  zurücknimmt  Dritte  Personen  werden  zu- 
nächst von   diesem  Imperativ  nicht  berührt.   Allein  Befehle  über 


*)  Z.  B.  Auftrag,  eine  Steuer  zu  zahlen  (deklaratorischer  Befehl);  Ein» 
tragung  in  die  Wählerliste  (deklaratorische  Anerkennung);  Gewährung  der 
Konzession  zur  Errichtung  einer  Wasseranlage  (konstitutive  Verfügung). 

Lasson  (Rechtsphilosophie  S.  671)  bemerkt  richtig:  „Alle  Staats- 
thätigkeit  ist  determinirend;  es  wird  im  kontinuirlichen  Stufengange  das 
Einzelne  rechtgemüss  gestaltet" 

Der  juristische  Inhalt  der  administrativen  Entscheidung  in  Parteisachen 
erschöpft  sich  in  der  Bestimmung  öffentlicher  Pflichten  oder  in  der  Anerken- 
nung und  Gewährung  von  Rechten.  Entscheidungen  Qber  streitige  Pri- 
vatrechte sind  keine  administrative,  sondern  eine  richterliche  Thätigkeit. 
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Geldleistungen  treffen  auch  die  Erben1);  Verbote,  welche  Eigenthums- 
besctiränkungen  aussprechen,  auch  den  Singulare accessor,  der  die  Sache 
erwirbt1) 

b)  Enthält  die  Verfügung  die  Deklaration  über  den  Bestand 
eines  Öffentlichen  Rechtes  einer  bestimmten  Person,  so  kommt  es 
auf  die  Natur  dieses  Rechtes  an.  Anerkennung  öffentlicher  Zustands- 
rechte  z.  B.  der  Staatsbürgerschaft,  des  Heimathsrechtes  wirkt  gegen 
Jedermann;  sie  äussert  überdies  Bückwirkung  auf  die  Familienangehö- 
rigen desjenigen,  dessen  Recht 'anerkannt  worden  ist 

Bei  sonstigen  Verfügungen  erschöpft  sich  dagegen  die  Wirksam- 
keit für  die  einzelne  Person  und  für  den  konkreten  Fall.3) 

c)  Gestattet  die  Verfügung  eine  bestimmte  Thätigkeit,  d.  h.  erklärt 
sie  die  Thätigkeit  frei  von  polizeilichen  Einreden,  so  ist  die  Verwal- 
tungsbehörde an  diese  Erklärung  insolange  gebunden,  als  nicht  durch 
das  polizeiwidrige  Verhalten  desjenigen,  dem  diese  Thätigkeit  erlaubt 
wurde,  ein  rechtlicher  Grund  zu  der  Zurücknahme  dieser  Verfügung 
eintritt4)   Versagt  dagegen  die  Behörde  durch  ihre  Verfügung  eine 


>)  So  verfugt  die  Min.-Vdg.  vom  3.  April  1859  Nr.  52  R.  G.  B.,  dass 
alle,  sowohl  in  dem  allgemeinen  Strafgesetzbuche  als  in  anderen  Gesetzen 
verhängten  Geld-  nnd  übrigen  Vermögensstrafen,  daher  insbesondere  auch  die 
mit  der  unerlaubten  Geschenkannahme  in  Amtssachen  und  der  Verleitung 
zum  Missbrauche  der  Amtsgewalt  verbundene  Verpflichtung  zum  Erläge  des 
unerlaubten  Geschenkes,  ferner  die  in  Folge  der  Desertionsbegünstigung  zu 
leistenden  Zahlungen  an  die  Kriegskasse,  dann  die  Strafen  des  Verfalls  von 
Cautionen,  Waaren,  Feilschaften  und  anderen  Gegenständen,  wozu  Jemand 
dttrch  ein  Straferkenntniss  verartheilt  worden  ist,  auf  die  Erben  des  Verur- 
theilten  übergehen,  wenn  der  Tod  des  Letzteren  erst  nach  eingetretener  Rechts- 
kraft des  Straferkenntnisses  erfolgt  ist 

Ebenso  geht  auf  die  Erben  die  Jemandem  durch  ein  vor  seinem  Tode 
rechtskräftig  gewordenes  Straferkenntniss  auferlegte  Verpflichtung  zur  Leistung 
eines  Ersatzes  oder  einer  Entschädigung  (§  527  allg.  St.  G.  B.),  oder  zum 
Ersätze  der  Kosten  des  Strafverfahrens  über. 

*)  Dagegen  wirkt,  wenn  rücksichtlich  einer  Geldleistung  eine  Mitver- 
pflichtung Mehrerer  bestand,  wie  dies  in  Gebührensachen  der  Fall  ist,  der 
Zahlungsbefehl  nur  gegen  jene,  welchen  dieser  Zahlungsbefehl  zugestellt  wurde, 
während  die  von  einem  Solidarverpfiichteten  erwirkte  Verfügung,  welche  den 
Zahlungsbefehl  wegen  überhaupt  nicht  bestehender  Gebührenpflicht  behebt, 
auch  den  übrigen  Solidarverpfiichteten  zu  Gute  kommt. 

3)  Die  Verfügung,  wodurch  über  Reklamation  des  Wahlrechtes  eine 
bestimmte  Person  in  die  Wählerliste  eingetragen  wird,  wirkt  nicht  für 
künftige  Wahlperioden. 

4)  Die  Gewerbekoncession  kann  (§  138  Gew.  Odg.)  entzogen  werden, 
wenn  der  Gewerbetreibende  nach  wiederholter  schriftlicher  Warnung  sich 
Handlungen  zu  Schulden  kommen  lässt,  durch  welche  das  gesetzliche  Er- 
fordernis8  der  Verlässlichkeit  beeinträchtigt  erscheint. 
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Thätigkeit,  so  ist  ein  wiederholtes  Gesuch,  welches  keine  neue  That- 
umstände  anfuhrt,  auf  die  erste  Verfügung  zu  verweisen.  Die  Behörde 
kann  aber  auch  diese  Verfügung  zurücknehmen,  wenn  sie  deren  Aufrecht- 
haltung im  öffentlichen  Interesse  nicht  mehr  für  nothwendig  findet.1) 

§  165. 

* 

Das  Rechtsmittelverfahren. 

I.  Unter  Rechtsmitteln  im  Administrativverfahren  versteht  man  die 
Mittel,  welche  dem  durch  eine  Verfügung  Betroffenen  zu  Gebote  stehen, 
um  eine  Abänderung  oder  Aufhebung  der  in  der  Verfugung  enthalte- 
nen staatlichen  Willensäusserung  zu  seinen  Gunsten  zu  erwirken. 

Diese  Rechtsmittel  können  sein: 

Das  Gesuch  und  die  Beschwerde,  mittelst  welcher  bei  den  Ver- 
waltungsbehörden und  ihren  Kontrollinstanzen  die  Behebung  oder  Ab- 
änderung der  Verfugung  bezweckt  wird;  oder  in  gewissen  Fällen  die 
Klage,  d.  i.  die  selbstthatige  Geltendmachung  eines  der  Verfügung 
entgegenstehenden  Anspruchs  vor  dem  dazu  kompetenten  Gerichte.2) 

II.  Das  Gesuch  ist  die  bei  der  entscheidenden  Behörde  selbst 
angebrachte  Bitte  um  Abänderung  oder  Behebung  ihrer  Verfügung. 
Das  Gesuch  hat  somit  keinen  Devolutiveffekt.   Es  kann  sein : 

a)  Eine  Vorstellung,  in  der  die  Gesetzwidrigkeit  oder  Unzweck- 
mässigkeit  der  Verfügung  mit  Bücksicht  auf  den  ihr  zu  Grunde  liegen- 
den Thatbestand  dargestellt  wird;  oder 

b)  Ein  Wiederaufnahme-  (Restitutions-)  Gesuch,  worin  eine 
Abänderung  der  Entscheidung  begehrt  wird,  weil  neue  Thatsachen,  welche 
bei  der  ersten  Entscheidung  nicht  berücksichtigt  werden  konnten,  eine 
andere  Entscheidung  begründen.') 

III.  Die  Beschwerde  (Berufung,  Rekurs)  dagegen  hat  Devolutiv- 
effekt, d.  h.  sie  bewirkt  regelmässig  die  Ueberprüfung  der  Verfügung 
durch  die  höhere  administrative  Instanz. 

*)  Die  Baubehörde  kann  den  versagten  Baukonsens  Uber  ein  neues 
Gesuch  gewähren,  denn  sie  entscheidet  hier  lediglich  Ober  öffentliche  Inter- 
essen (Sarwey  733). 

*)  Vor  den  Civilgerichten  oder  dem  Reichsgerichte  (IX.  und  X.  Hptst.) 

s)  Z.  B.  es  ist  ein  Zahlungsbefehl  über  eine  aus  einem  Rechtsgeschäfte 
erwachsene  VermögensQbertragungsgebühr  erlassen  worden.  Nachträglich 
wird  durch  richterliches  Urtheil  dieses  Rechtsgeschäft  kassirt  und  um 
Behebung  dieser  Verfügung  gebeten.  Vgl.  über  die  Wiederaufnahme 
des  Verfahrens  Mayerhofer  I.  728.  L.  Santer  in  der  Ztschft.  f.  Verw. 
1876  S.  34.  Das  Detail  über  diese  noch  nirgend  genügend  erörterte  Frage 
gehört  in  eine  besondere,  monographische  Darstellung  des  Adnunistrativver- 
fahrens. 
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Als  Regel  gilt,  dass  die  Beschwerde  bei  derjenigen  Instanz,  gegen 
deren  Entscheidung  dieselbe  erhoben  wird,  in  gesetzlicher  Frist  anzu- 
bringen ist 

Die  Bekursfristen  sind  in  den  verschiedenen  Ressortsachen  ver- 
schieden bestimmt1) 

Wo  keine  besondere  Frist  festgesetzt  ist,  gilt  in  der  politischen 
Verwaltung  die  Rekursfrist  von  vierzehn  Tagen  gegenüber  Entschei- 
dungen der  Bezirksbehörden,  und  von  vier  Wochen  gegenüber  Entschei- 
dungen der  Landesbehörden.1)  In  Finanzsachen  gilt  die  Frist  von 
drei ss ig  Tagen  als  Regel.3) 

Da  jedoch  im  Administratiwerfahren  der  Staat  über  seine  eigenen 
Kochte  entscheidet,  so  sind: 

a)  Diese  Rekursfristen  keine  uneretreckbaren  Nothfristen,  deren  Ver- 
säumniss  die  Zurückweisung  des  Rekurses  zur  Folge  haben  muss.  Es 
bleibt  vielmehr  dem  Ermessen  der  Verwaltungsbehörde  überlassen,  diese 
Fristen  zu  erstrecken,4)  und  auch  nach  verstrichener  Frist  auf  Be- 
schwerden in  denjenigen  Fällen  Bücksicht  zu  nehmen,  wo  sich  die 
Verfügung  noch  ohne  Nachtheil  des  Dritten  abändern  lässt5) 

b)  Die  untern  Verwaltungsbehörden  sind  ermächtigt,  die  den  Gegen- 
stand der  Beschwerde  bildende  Entscheidung  oder  Verfügung,  insoferne 
dadurch  nicht  einem  Andern  ein  Recht  zuerkannt  wurde,  selbst  abzu- 
ändern, anstatt  die  Beschwerde  der  höhern  Instanz  vorzulegen.6) 

c)  Es  können  in  den  Rekursen  neue  Thatsachen  und  Beweismittel 
angeführt  werden.7) 

d)  Auch  steht  es  in  dem  Ermessen  der  Oberbehörden,  die  bei  ihnen 
direkt  und  nicht  im  Wege  der  untern  Instanzen  eingebrachten  Beschwer- 
den zu  berücksichtigen. 

Andererseits  hat  die  Berufung  nur  dort  Suspensiveffekt»  wo  dies 
ausdrücklich  ausgesprochen  ist,  oder  durch  den  Vollzug  des  geschöpften 
Erkenntnisses  der  günstige  Effekt  des  Rekurses  vereitelt  würde.8)  In 
andern  Fällen  kann  die  Verfugung  auch  vor  formeller  Rechtskraft  d.  h. 
vor  Ablauf  der  Rekursfrist  oder  trotz  eingebrachter  Beschwerde  sicher- 
stellungsweise  oder  exekutiv  durchgeführt  werden. 


!)  z.  B.  §  146  Gewerbe-Odg.  sechs  Wochen. 
*)  Vdg.  M.  J.  22.  Juni  1869  R.  116. 
3)  Ges.  19.  März  1876  R.  28. 

A)  M.  J.  30.  August  1868  R.  124;  Ges.  19.  März  1876. 
&)  Analogie  §  11  Ges.  9.  August  1854. 
•)  M.  J.  30.  August  1868  R.  124. 

Analogie  §  10  Ges.  9.  August  1854. 
*)  Hofkzld.  9.  März  1799. 
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Materiell  kann  die  Beschwerde  sein:  eine  Rechtsbeschwerde 
oder  eine  Verwaltnngsbeschwerde,  je  nachdem  es  sich  um  die 
Verletzung  von  Rechten  oder  von  Interessen  handelt  Die  verletzende 
Verwaltungshandlung  kann  anfechtbar  erscheinen,  weil  sie  im  Wider- 
spruch mit  der  Verfassung  oder  einem  sonstigen  Rechtsgesetze  oder  mit 
den  aus  der  Natur  der  Sache  hervorgehenden  Grundsätzen  einer  rich- 
tigen Verwaltung  steht  In  beiden  Fällen  ist  der  Gedanke  der  Be- 
schwerde der,  dass  die  Behörde,  gegen  deren  Verfahren  das  Rechtsmittel 
erhoben  wird,  nicht  in  Uebereinstimmung  mit  dem  wahren  Willen  der 
Regierung  gehandelt  hat,  der  von  der  obern  Behörde  durch  Aufhebung 
oder  Abänderung  der  angefochtenen  Entscheidung  zur  Geltung  gebracht 
werden  wird.  Während  aber  bei  einer  blossen  Verwaltungsbeschwerde 
die  obere  Behörde  gleichfalls  nur  nach  relativen  Gesichtspunkten  der 
Zweckmässigkeit  ihre  Entscheidung  trifft,  erscheint  bei  einer  Rechtsbe- 
schwerde die  obere  Instanz  in  einer  richterlichen  Funktion.  (Gerber.) 

Sie  soll  das  in  der  angefochtenen  Verfügung  zu  Tage  tretende  Un- 
recht durch  richtige  Anwendung  des  objektiven  Rechtes  beseitigen. 

Diese  Beschwerde  kann  einen  verschiedenen  Effekt  haben.  Es 
kann: 

a)  Zunächst  die  OberbehOrde  den  Thatbestand  nicht  für  liquid 
halten;  daher  sie  im  Interesse  der  Erforschung  der  materiellen  Wahrheit 
zuerst  die  Ergänzung  des  Thatbestandes  veranlasst  und  dann  erst 
selbst  entscheidet.   Sodann  kann: 

b)  die  Beschwerde  nach  stattgehabtem  Ergänzungsverfahren  oder  ohne 
dieses  die  Abänderung  (Reformation)  der  Verfügung  herbeiführen ;  oder 

c)  endlich  eine  Kassation  der  Verfügung. 
Die  Kassation  der  Verfügung  wird  eintreten: 

«)  Wenn  der  Behörde,  welche  die  Entscheidung  getroffen  hat,  die 
Verfügungsgewalt  überhaupt  mangelt,  also  wenn  sie  eine  offenbar  kom- 
petenzwidrige Verfügung  erlassen  hat1) 

fl)  Wenn  den  betheiligten  Parteien  dio  Legitimation  zum  Ein- 
schreiten mangelt 

y)  Wenn  das  Verfahren  selbst  an  unheilbaren  Mängeln  leidet 
In  diesem  Falle  ist  das  Verfahren  zugleich  insoweit  aufzuheben,  als  es 
durch  den  Mangel  betroffen  wird. 

J)  Das  Reichsgericht  und  der  Verwaltungsgerichtshof  als  oberste 


*)  Z.  B.  eine  Verwaltungsbehörde  erlässt  in  einer  reinen  Justizsache 
eine  Verfügung,  oder  die  Gemeindebehörde  fiberschreitet  durch  die  Verfü- 
gung ihren  Wirkungskreis  {vgl.  Art.  XVI.  Genieindegesetz  5.  März  1862; 
§  113  d.  W.;  Mayerhofer  I  „S  istirungsverfahren"  S.  699.) 
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Eontrollinstanzen  der  Verwaltung  entscheiden  über  eingelegte  Beschwer- 
den gegen  Verwaltungsverfugungen  stets  kassatorisch,  wenn  die  Ver- 
fugung auf  einer  unrichtigen  Gesetzanwendung  beruht1) 

§  166. 

Die  Verwaltungsexekution.2) 

I.  Unter  Verwaltungsexekution  versteht  man  den  zwangsweisen 
Vollzug  der  behördlichen  Verfügungen  im  Falle  des  Ungehorsams. 

In  dem  Rechte,  Entscheidungen  und  Verfügungen  zu  treffen,  ist 
das  Recht,  dieselben  in  Vollzug  zu  setzen,  stillschweigend  inbegriffen; 
die  Exekution  bildet  einen  integrirenden  Bestandteil  des  Befehles.3) 

Die  Durchführung  der  Verwaltungsexekution  geschieht  in  der  Regel 
durch  die  politischen  Bezirksbehörden  oder  die  selbständigen  staat- 
lichen Polizeibehörden,  welche  somit  nicht  bloss  innerhalb  der  Polizei- 
verwaltang die  gesetzlichen  Zwangsmittel  anzuwenden  haben,  sondern 
auch  als  Hilfsbehörden  anderer  Behörden  z.  B.  der  Finanz-  und  Mili- 
tärbehörden erscheinen.  Innerhalb  der  lokalen  Polizei-  und  Finanz- 
verwaltung haben  die  Gemeindevorsteher  das  Recht  der  Anwendung  von 
Zwangsmitteln  nach  Massgabe  der  gesetzlichen  Vorschriften;  auch 
können  sie  im  übertragenen  Wirkungskreise  mit  der  Ausübung  der  staat- 
lichen Zwangsgewalt  betraut  werden.4) 

Die  Mittel  des  Erfullungszwanges  sind  verschieden,  je  nachdem  es 
sich  um  wirtschaftliche  oder  persönliche  Leistungen  oder  um  den  Er- 
füllungszwang gegenüber  einem  Verbote  handelt: 

1)  Geldleistungen  (Steuern,  deren  Zuschläge,  Gebühren,  Kon- 
knrrenzbeiträge,  Geldstrafen)  sind  durch  Mobilienexekution  (Pfändung, 
Schätzung,  Feilbietung)  hereinzubringen. 

In  diesem  Exekutionsverfahren  haben  die  Bestimmungen  der  Ge- 
richtsordnung über  die  gerichtliche  Exekution  analog  Anwendung  zu 
finden.  Es  sind  daher  die  zum  Betriebe  der  Wirthschaft  und  der  Haus- 
haltung unumgänglich  notwendigen  Gegenstände,  die  zum  Betriebe 


*)  Vgl.  darüber  das  X.  Hauptstück  dieses  Buches. 

Vgl.  Gneist  Art.  ,,Verwaltungsexekution"  im  Rechtslex.  v.  Holtzen- 
dorff  HI.  1166  ff.  Mayerhofer  L  S.  700. 

3)  §  1  der  kais.  Vdg.  20.  April  1854  R.  96  über  die  Vollstreckung 
von  Verfügungen  in  Erkenntnissen. 

4)  Vgl.  z.  B  §§  63  und  91  der  böhm.  Gemeindeordnung  und  Art.  VI. 
des  Gem.  Ges.  5.  Marz  1862. 
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eines  Gewerbes  erforderlichen  Werkzeuge  und  die  gewöhnliche  nöthige 
Leibeskleidung  toii  der  Exekution  freizulassen.1) 

Sind  die  zu  pfändenden  Objekte  bereits  gerichtlich  gepfändet,  so 
ist  der  Beitritt  zn  der  gerichtlichen  Exekution  zu  erwirken.  Erheben 
dritte  Personen  auf  die  gepfändeten  Objekte  Eigenthumsansprüche,  so 
haben  sie  dieselben  im  Rechtswege  gegen  den  Fiskus  auszutragen.3) 
Bleibt  die  Mobilienexekution  erfolglos,  hat  aber  der  Exekut  unbeweg- 
liches Vermögen,  so  tritt  die  Realexekution  ein.  Geniessen  die  einzu- 
bringenden Abgaben  auf  dem  unbeweglichen  Gute  ein  gesetzliches 
Pfandrecht,  so  kann  dasselbe  von  den  Administrativbehörden  durch 
administrative  Sequestration  der  Liegenschaften  geltend  gemacht  werden. 
Diese  administrative  Sequestration  kann  wieder  in  zwei  Formen  erschei- 
nen: sie  kann  durch  Aufstellung  eines  sequestrirenden  Verwalters  oder 
durch  Verpachtung  geführt  werden.3) 

Soll  dagegen  der  Rückstand  durch  Verkauf  der  Liegenschaft  herein- 
gebracht werden,  so  sind  die  Exekutionsgrade  nach  Vorschrift  der  Civil- 
processordnung  zu  erwirken. 

2)  Naturalleistungen  sind  auf  Kosten  und  Gefahr  der  Verpflich- 
teten zu  vollziehen;  der  gemachte  Geldaufwand  ist  sodann  nach  Art 
der  Geldleistungen  hervorzubringen.4)  Bei  dringenden  Leistungen  kann 
auch  direkter  Zwang  gegen  die  Person  aasgeübt  werden.6) 

3)  Streng  persönliche  Leistungen,  welche  durch  Thätigkeit 
eines  Anderen  nicht  ersetzt  werden  können,  sind  durch  direkten  Zwang 
gegen  die  Person  durchzusetzen.6) 

In  den  gesetzlich  bestimmten  Fällen  ist  jedoch  auch  indirekter 
Zwang  statthaft,  indem  durch  Androhung  und  Verhängung  von  Geld- 
bussen als  Zwangs  strafen  der  widerstrebende  Wille  gebrochen 
und  der  Ungehorsam  in  seinen  einzelnen  bereits  zu  Tage  liegenden 
Aeusserungen  getroffen  werden  soll.7) 

*)  Mayerhofer  I.  S.  231.  Erlass  des  F.  M.  11.  November  1855 
Z.  49834. 

*)  Vgl.  die  Entschdg.  des  0.  G.  H.  12.  November  1872  Z.  11305. 

3)  Mayerhoferl.  S.  231  und  232. 

4)  Gegen  diesen  von  der  Verwaltungsbehörde  festzustellenden  Betrag 
ist  keine  Einwendung  zulässig.  (§  5  kais.  Vdg.  20.  April  1854  R.  96.) 

b)  §  6  ebendaselbst 

•)  Z.  B.  ein  Vorftthrung*befehl ;  der  Befehl  einen  Ort  zu  verlassen. 

7)  So  können  die  Finanzbehörden  die  rechtzeitige  Einreichung  der 
Fassionen  für  Bemessung  der  Einkommensteuer  durch  Zwangsstrafen  er- 
zwingen. (§  32  Einkommensteuerpatent  29.  Okt.  1849,  dazu  V.  G.  H.  2. 
März  1880  Z.  409  Bnd.  717.)  Die  Zwangsstrafe  wendet  sich  gegen  die 
Vergangenheit,  um  die  Zukunft  zu  sichern,  sie  gestattet  Häufung  bis  zu 
dem  Zeitpunkte,   wo  die  konkrete  Leistung  erfüllt  ist.    Sie  unterscheidet 
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4)  Handelt  es  sich  um  die  Durchsetzung  eines  individuellen  Ver- 
botes1), so  ist  bei  dem  Versuche,  dasselbe  zu  umgehen,  direkter  Zwang 
gegen  die  Person  oder  zwangsweise  Beseitigung  der  verbotswidrig  her- 
beigeführten Znstandes  gestattet 

Inwieweit  dieser  Ungehorsam  überdies  einen  deliktartigen  Tbat- 
bestand  bildet,  ist  nach  Lage  des  Falles  zu  bestimmen.2) 

II.  Wo  es  sich  um  die  Ausübung  eines  direkten  mechanischen 
Zwanges  gegen  eine  Person  oder  gegen  mehrere  Personen  handelt,  um 
ihren  Ungehorsam  zu  beugen,  bedarf  die  Verwaltung  besonderer  Voll- 
zugsorgane. Als  äusseretes  Mittel  ist  die  Requisition  der  Militär- 
asBistenz  gestattet3) 

IV.  Verwaltung  und  Justiz. 

8  167. 

Im  Allgemeinen. 

I.  Die  Verwaltung,  als  Sorge  für  die  Gesammterhaltung  und  Ge- 
sammtentwickelung,  und  die  Justiz,  als  Repression  des  Unrechtes,  sind 

sich  von  einer  Deliktsstrafe  dadurch,  dass  diese  als  Folge  der  Nichtbefol- 
gung  einer  mit  Strafsanction  versehenen  Norm,  die  Zwangsstrafe  als  Folge 
des  Ungehorsams  gegen  einen  konkreten  Befehl  und  als  Prävention  gegen 
weiteren  Ungehorsam  eintritt.  Die  Deliktsstrafe  hat  somit  einen  blos  re- 
pressiven Charakter,  die  Zwangsstrafe  will  künftigen  Gehorsam  sichern  und 
erzwingen.  Deshalb  können  auch  Delikts-  und  Zwangsstrafen  kumulirt 
werden,    (v.  Liszt  im  Rechtslex.  „Ordnungsstrafe"  II.  967.) 

x)  Z.  6.  des  Verbotes  weiter  zu  bauen,  Entziehung  des  Wortes  gegen- 
über einem  Redner  in  einer  Volksversammlung. 

2)  §  7  der  kais.  Vdg.  20.  April  1854  sagt: 

Ist  im  Wirkungskreise  der  politischen  oder  polizeilichen  Behörden  ein 
Verbot  erlassen  worden,  solches  mag  sich  auf  eine  einzelne  Handlung  oder 
auf  eine  bestimmte  Gattung  von  Handlungen  beziehen,  so  haben  die  betref- 
den  politischen  oder  polizeilichen  Behörden  zur  Durchsetzung  dieser  Vor- 
schrift unmittelbar  gegen  diejenigen,  welche  das  Verbot  zu  übertreten 
suchen,  oder  in  dessen  Nichtbeachtung  verharren,  die  zum  Zwecke  führenden 
Vollzugs-  und  Exekutionsmittel  in  Anwendung  zu  bringen,  und  die  für  den 
Fall  der  Uebertretung  oder  Widersetzlichkeit  bestimmte  oder  in  Ermange- 
lung einer  ausdrücklichen  besonderen  Strafsanction  die  im  §  11  festgesetzte 
Strafe  zu  verhängen.  Uebertretungen  oder  Ausserachtlassungen  solcher 
Verbote  unterliegen,  wenn  dafür  nicht  ausdrücklich  eine  besondere  Straf- 
sanction festgesetzt  ist,  der  im  §  11  bestimmten  Strafe.  (Geldstrafe  bis  105 
Gulden  oder  Arrest  bis  vierzehn  Tagen,  je  nach  dem  die  eine  oder  die  an- 
dere Strafart  wirksam  erscheint.) 

Die  Uebertretung  eines  inkompetenter  Weise  erlassenen  Verbotes 
macht  nicht  strafbar.  (Entscheidung  des  Ackerbauministeriums  im  Einver- 
nehmen mit  dem  Ministerium  des  Innern  v.  28.  November  1868,  Z.  2863; 
siehe  Lienbacher,  öffentliche  Sicherheit  n.  S.  214.) 

3)  Vgl.  über  das  Detail  Mayerhofer  I.  S.  329. 
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zwar  innerlich  verschiedene,  an  verschiedene  Organe  vertheilte,  aber 
doch  wieder  auf  Kooperation  angewiesene  Funktionen  desselben  Staats- 
willenB. 

Es  wird  daher  Verwaltung  und  Justiz  vielfach  Gelegenheit  haben, 
sich  mit  derselben  Angelegenheit,  wenn  auch  von  verschiedenen  Stand- 
punkten aus,  zu  befassen. 

II.  Die  Verwaltung  steht  in  Beziehungen  zur  Strafjustiz.1)  Das 
Strafrecht  schätzt  nicht  bloss  die  Güter  des  Einzelnen  sowie  die  Ge- 
meingüter der  menschlichen  Gesellungen,  sondern  auch  den  Staat  selbst 
und  seine  Funktionen  gegen  Verletzungen  durch  Delikte. 

Strafrechtliche  Normen  dienen  daher  vielfach  den  Zwecken  der 
Verwaltung,  indem  sie  dieselbe  gegen  Ungehorsam  und  Widersetzlich- 
keit, sowie  in  ihren  einzelnen  materiellen  Richtungen  gegen  solche 
Handlungen  oder  Unterlassungen  der  Staatsbürger  schützen  wollen, 
durch  welche  die  Erreichung  ihrer  Zwecke  gefährdet  oder  vereitelt  wird. 
Es  wird  daher  eine  nicht  unbedeutende  Aufgabe  der  Verwaltung  darin 
bestehen,  Delikten  nachzuspüren,  um  sie  der  Justiz  zur  Bestrafung  zu 
überweisen2);  auch  kann  rücksichtlich  desselben  Verhältnisses  die  prä- 
ventive, oder  Erfullungszwang  anwendende  Thätigkeit  der  Verwaltung 
mit  der  Strafjustiz  konkurriren.3) 

Dabei  sind  jedoch  Verwaltung  und  Strafjustiz  in  der  Beurtheilung 
des  Falles  von  einander  unabhängig4).  Die  Verwaltungsbehörde  erlässt 
in  ihrem  Wirkungskreise  selbständig  Verfugungen  und  wendet  Er- 


')  Gerber  sagt  (Gnindzüge  des  Staatsrechtes  S.  176):  „Jn  den  Kom- 
petenzkreis der  Justiz  gehört  zunächst  das  Gebiet  des  Strafrechts;  dass  die 
Bestimmung  der  einer  verbrecherischen  Handlung  folgenden  Strafe  nur  nach 
dem  Massstabe  der  Gerechtigkeit,  mit  Ausschluss  aller  subjectiven  und  aus 
anderen  Intercssenkreisen  entlehnten  Motive  zu  geschehen  habe,  ist  ein 
Satz,  der  nicht  blos  als  unentbehrliche  Garantie  der  staatsbürgerlichen 
Freiheit  besteht,  sondern  auch  die  nothwendige  Voraussetzung  der  Rechtfer- 
tigung der  Strafgewalt  des  Staats  selbst  bildet,  welche  auf  kein  anderes 
Fundament  als  auf  das  der  Gerechtigkeit  gestützt  werden  kann." 

2)  So  werden  z.  B.  die  Verwaltungsbehörden  bei  unterlassener  Anzeige 
über  die  Bildung  eines  Vereins,  bei  Abhalten  verbotener  Versammlungen, 
bei  Entdeckung  verbotenen  Hausirens  mit  Presserzeugnissen,  die  Einleitung 
der  gerichtlichen  Amtshandlung  veranlassen. 

8)  Z.  B.  die  Polizei  löst  eine  nicht  gehörig  angemeldete  Versammlung 
auf,  das  Gericht  hat  darüber  zu  urtheilen,  ob  in  der  Abhaltung  einer  derar- 
tigen Versammlung  ein  Delikt  gegen  das  Gesetz  über  das  Versammlungsrecht 
liegt. 

4)  Z.  B.  die  Verwaltungsbehörde  verlangt  Anzeigepflicht  der  Wahlerver- 
sammlungen,  der  Strafrichter  interpretirt  das  Gesetz  in  entgegengesetzter 
Weise. 
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füllungszwang  an;  der  Strafrichter  beschränkt  seine  Kognition  anf  die 
Frage,  ob  in  dem  Ungehorsam  gegen  Verfügungen  der  Behörden  ein 
Delikt  liegt. 

Jede  Einmischung  der  Verwaltungsbehörde  in  den  Bechtsgang  der 
Justiz  ist  ausgeschlossen,  umgekehrt  hemmt  die  Justiz  auch  nicht  die 
selbstständige  Thätigkeit  der  Verwaltung  in  ihrem  Kreise.  Nur  dort,  wo  die 
Verwaltung  als  Hilfsorgan  der  Straf  justiz  im  Interesse  derselben  handelt, 
z.  B.  Verhaftungen  vornimmt,  Beschlagnahme  von  Druckschriften  ver- 
fügt, unterliegen  diese  Verwaltungsakte  der  richterlichen  Kognition.1) 

III.  Das  zweite  Gebiet  der  Justiz  ist  der  Schutz  der  Privatrechte- 
Es  können  jedoch:  a)  Privatrechtsachen  und  Administrativsachen  mit 
einander  in  Konnexität  stehen.1)  So  ist  beispielsweise  die  Fest- 
stellung der  ehelichen  Abstammung  von  einem  österreichischen  Staats- 
bürger präjudiciell  für  die  Verfügungen  in  Staatsbürger-  und  Heimaths- 
sachen.  Die  Giltigkeit  eines  abgeschlossenen  ßechtsgeschäftes  bedingt 
die  Verpflichtung  zur  Leistung  der  Vermögensübertragungsgebühr,  wäh- 
rend die  Nichtigkeit  des  Geschäftes  das  Becht  des  Staates  auf  diese 
Gebühr  nicht  entstehen  lässi  In  diesen  Fällen  kann  die  Verwaltungs- 
behörde über  das  Privatrechtsverhältniss  als  incidenten  Präjudicialpunkt 
miterkennen;  allein  die  Annahme  der  Verwaltungsbehörde  wirkt  nur  als 
Motiv  der  Verwaltungsverfugung ,  ohne  einer  civilrechüichen  Entschei- 
dung zu  präjudiciren.3)  Die  Verwaltungsbehörde  hat  jedoch,  um  einer 
selbständigen  Benrtheilung  des  streitigen  Privatrechteverhältnisses  zu 
entgehen,  in  den  gesetzlichen  Fällen  die  Entscheidung  des  kompetenten 
Richters  abzuwarten.4) 

b)  In  manchen  Fällen  ist  die  rasche  Durchführung  einer  Verwal- 
tungsmassregel ohne  interimistische  Regelung  streitiger  Privatrechts- 
verhältnisse nicht  denkbar.  In  diesen  Fällen  ermächtigen  einzelne  ge- 
setzliche Bestimmungen  die  Verwaltung,  eine  interimistische  Verfügung 


*)  So  ist  die  polizeiliche  Beschlagnahme  einer  Druckschrift  gerichtlich  zu 
rechtfertigen. 

*)  Sarwey  das  öffentliche  Recht  und  die  Verwaltungspflege.  S.  648. 

*)  Das  Rechtgeschäft  wird  von  den  Finanzbehörden  für  die  Gebührenbe- 
messung als  gültig  erklärt;  der  Civilrichter  kann  aber  Klage  des  einen  Kontra- 
henten dasselbe  als  nichtig  erklären. 

4)  So  sagt  das  Heimathsgeeetz  (§§  36  und  37): 

Die  Verhandlung  und  Entscheidung  in  Angelegenheiten,  welche  das 
Heimathsrecht  betreffen,  gehören,  die  in  diesem  Gesetze  bezeichneten  Fälle 
ausgenommen,  zur  Kompetenz  der  politischen  Behörde. 

In  soweit  bei  diesen  Angelegenheiten  streitige  Fragen  des  Civilrechts, 
z.  3.  Ober  die  eheliche  oder  uneheliche  Geburt  mit  einfliessen,  steht  die  Ent- 
scheidung Ober  diese  Fragen  dem  Gerichte  zu. 
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zu  treffen,  welche  die  Interessenten  vorläufig,  jedoch  gleichfalls  ohne 
Präjudiz  für  die  künftige  richterliche  Entscheidung,  anerkennen 
müssen.1) 

c)  Insoferne  der  Staat  den  einzelnen  Personen  nicht  als  obrigkeit- 
liche Person,  sondern  als  Fiskus  gegen  übertritt,  enthalten  die  admini- 
strativen Bescheide  vielfach  Erklärungen  über  das  zwischen  ihm  und 
einer  andern  Person  bestehende  Rechtsverhältniss.  Der  Staat  gibt  seine 
Auffassung  dieses  Rechtsverhältnisses  kund  und  entscheidet  über  seine 
privaten  Rechte  und  Pflichten  und  über  die  der  andern  in  dem  Recht- 
verhältnisse befangenen  Person.3) 

In  diesen  drei  Fällen  (a — c)  wird  regelmässig  die  administrative 
Entscheidung  weder  der  Betretung  des  Civilrechtsweges  hinderlich  noch, 
für  denselben  präjudicierend  sein.3) 

S  168. 

Richterliche  Thütigkeit  der  Verwaltungsbehörden. 

Verschieden  von  der  Hilfstätigkeit  der  Verwaltung  für  die  Straf- 
justiz und  der  incidenten  oder  provisorischen  Kognition  derselben  in 
Pnvatrechtssachen  ist  die  den  Verwaltungsbehörden  aus  Zweckmässig- 
keita  rück  sichten  ausnahmsweise  überwiesene  richterliche  Thätigkeit  Bei 
dieser  betreten  die  Verwaltungsbehörden  ein  ihnen  eigentlich  fremdes 
Gebiet;  sie  üben  anstatt  der  Gerichte  richterliche  Funktionen  aus.  Ihre 


*)  Feststellung  der  Entschädigungssumme  in  Expropriationssachen.  Die 
Verwaltungsbehörden  sind  bei  Streitigkeiten  über  Leistungen  zu  Kultuszwecken 
berechtigt,  auf  Grund  der  summarisch  erhobenen  tatsächlichen  und  recht- 
lichen Verhältnisse  ein  Provisorium  zu  treffen.  (§  56  Ges.  7.  Mai  1870  R. 
50  über  die  Rechtsverhältnisse  der  katholischen  Kirche.) 

2)  Der  Staat  weist  z.  B.  den  Ersatzanspruch  für  eine  in  Verlust  gerathene 
Postsendung  ab. 

3)  Dies  ergibt  sich  aus  dem  Art  15  al.  1  des  St.  G.  über  die  richterliche 
Gewalt: 

„In  allen  Fällen,  wo  eine  Verwaltungsbehörde  nach  den  bestehenden  oder 
künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  über  einander  widerstreitende  Ansprüche  von 
Privatpersonen  zu  entscheiden  hat,  steht  es  dem  durch  diese  Entscheidung  in 
seinen  Privatrechten  Benachteiligten  frei,  Abhilfe  gegen  die  andere  Partei  im 
ordentlichen  Rechtswege  zu  suchen." 

Der  Motivenbericht  sagt  über  diese  Stelle:  „Handelt  es  sich  um  die  be- 
strittene Legalität  einer  administrativen  Entscheidung  oder  Verfügung,  wodurch 
nach  dem  Gesetze  über  einander  widerstreitende  Privatrechtc  erkannt  wurde, 
so  muss  dem  Benachteiligten  der  ordentliche  Rechtsweg  gegen  die  andere 
Partei  offen  stehen,  um  auf  diesem  Wege  die  nachtheiligen  Folgen  dieser 
Entscheidung  beseitigen  oder  die  Entschädigung  erlangen  zu  können. 
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Erkenntnisse  sind  definitive,  ohne  einer  Kontrolle  durch  die  Gerichte 
unterworfen  zu  sein  und  erlangen  materielle  Rechtskraft  Das-  Verfah- 
ren in  diesen  der  Verwaltung  überwiesenen  Justizsachen  bewegt  sich 
allerdings  in  den  Formen  des  Administratiwerfahrens ;  es  sind  jedoch 
gewisse  prinzipielle  Nonnen  des  Straf-  und  Civilprozesses  dabei  zu  be- 
achten. 

Diese  richterliche  Thätigkeit  nmfasst: 

1)  Das  Gebiet  der  Verwaltungsstrafjustiz.  Das  Motiv  der 
Ueberweisung  gewisser  Delikte  an  die  Verwaltungsbehörden  liegt  in  der 
besonderen  Natur  oder  in  der  Geringfügigkeit  derselben,  oder  darin, 
dass  dieselben  anlässlich  der  Verwaltungsthätigkeit  zu  Tage  treten.  Die 
Zweige  dieses  Verwaltungsstrafrechtes  sind: 

a)  Das  Gebiet  des  den  politischen  und  Polizeibehörden,  sowie  den 
Gemeindevorstehern  überwiesenen  Polizeistrafrechtes.1) 

Polizeidelikte  sind  jene  im  Voraus  in  einer  Rechtsnorm  (Gesetz 
oder  Verordnung)  mit  einer  Strafe  bedrohten  Handlungen  und  Unterlassun- 
gen, die  der  Kognition  der  Polizeibehörde  überwiesen  sind.  Soweit  nicht 
für  einzelne  Polizeidelikte  (z.  B.  die  Uebertretung  der  Gewerbeordnung, 
des  Marken-  und  Musterschutzgesetzes)  ein  besonderes  Verfahren  gilt, 
hat  die  Vdg.  vom  3.  April  1855  auf  dieselben  Anwendung  zu  finden. 
Das  Verfahren  in  solchen  TJebertretungsfallen  hat  sich  in  möglichst 
summarischer  Weise  auf  die  Erhebung  der  wesentlichen  Umstände  zu 
beschränken.  In  das  darüber  aufzunehmende  Protokoll  ist  das  geschöpfte, 
Erkenntniss  nebst  der  Begründung  einzutragen  und  der  Partei  auf  ihr 
Verlangen  eine  Abschrift  des  Erkenntnisses  sammt  Gründen  mit- 
zutheilen.  Gegen  das  gefällte  Erkenntniss  steht  der  Partei,  wenn  sie 
sich  dadurch  beschwert  erachtet,  der  Rekurs  an  die  höhere  politische 
Behörde  offen.  Der  Rekurs  in  letzter  Instanz  ist,  soweit  er  über- 
haupt gesetzlich  zulässig  ist,  an  das  Ministerium  des  Innern 
zu  richten,  welches  hierüber  entscheidet.  Der  Rekurs  muss 
binnen  24  Stunden  nach  Verkündigung  des  Erkenntnisses  angemeldet 
und  binnen  weiteren  drei  Tagen  bei  der  ersten  Instanz  überreicht  wer- 
den. Derselbe  hemmt  die  Vollstreckung  des  Straferkenntnisses  bis  zur 
rechtskräftigen  Entscheidung,  insoferne  nicht  durch  besondere  Vorschrif- 
ten etwas  Anderes  verordnet  ist  (§  3).  Insoweit  nicht  durch  besondere 
Gesetze  für  einzelne  Uebertretungen  etwas  Abweichendes  angeordnet 

*)  Vgl.  darüber  die  Entscheidungen  des  Reichsgerichtes  beiHye  172  und 
202.  Die  Zuweisung  der  Polizeidelicte  an  die  politischen  Behörden  steht  nicht 
im  Widerspruche  mit  dem  Satz,  dass  Niemand  seinem  gesetzlichen  Richter  ent- 
zogen werden  dürfe,  weil  diese  Behörden  eben  durch  das  Gesetz  zur  Ausübung 
der  Strafgerichtsbarkeit  in  diesen  Fällen  berufen  sind,  somit  als  die  gesetzlichen 
Richter  erscheinen. 

Ul  brich,  Oeiterreieb.  Staatsrecht.  29 
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wird,  hat  die  Untersuchung  und  Bestrafung  wegen  dieser  Uebertretun- 
gen  ohne  weitere  Bedingung  zu  entfallen,  wenn  vom  Zeitpunkte  der 
begangenen  Uebertretung  drei  Monate  verstrichen  sind,  ohne  dass  hier- 
über ein  Verfahren  eingeleitet  worden  ist. 

b)  Das  Gebiet  des  Finanzstrafrechtes  soweit  dasselbe  nicht 
den  besonderen  Kausalgerichten  (Gefällsgerichten),  sondern  den  Finanz- 
behörden zugewiesen  ist 

c)  Das  Gebiet  des  Disciplinarstrafrechtes,  welches  der  Staat 
gegen  die  zu  ihm  in  einem  besonderen  Gewaltverhältnisse  stehenden 
Personen  (Beamte,  Militärpersonen)  ausübt,  oder  welches  durch  öffent- 
liche Berufskorporationen  über  ihre  Angehörigen  im  Interesse  treuer 
Pflichterfüllung  und  standesmässigen  Verhaltens  unter  Kontrolle  des 
Staats  ausgeübt  wird. 

2.  Das  Gebiet  der  administrativen  Civi^justiz  umfasst  die  Kognition 
in  den  sog.  administrati v-kontentiösen  Sachen,  die  wegen  ihres 
Zusammenhanges  mit  einem  Verhältnisse  des  öffentlichen  Rechtes  oder 
mit  der  Verwaltung  von  den  Verwaltungsbehörden  endgültig  entschieden 
werden. 

Hierher  gehören  beispielsweise: 

a)  Die  mit  Verfügungen  im  Gebiete  der  Landeskultur  zusammen- 
hängenden Streitsachen  als: 

«)  Die  endgültige  Fixation  des  Ablösungskapitales  in  Grundent- 
lastungssachen;1) 

ß)  die  Entscheidung  von  Streitigkeiten  über  Weiderechte  und  an- 
dere Servitutsrechte,  dann  Besitz-  und  Benutzungsrechte;2) 

y)  Entscheidungen  über  Wildschadenersatzantsprüche  im  Geltungs- 
gebiete des  Jagdpatents  vom  28.  Februar  17863),  und 

*)  über  Ersatz  für  Schäden  durch  Feldfrevel.4) 

b)  Die  mit  der  Gesinde-  und  Arbeiterpolizei  zusammenhän- 
gende Entscheidung  von  Dienstbotenstreitigkeiten,  sowie  von  Streitig- 
keiten zwischen  Gewerbtreibenden  und  Hilfsarbeitern.5) 

c)  Die  Streitigkeiten  über  den  Bückersat/,  der  von  einer  Gemeinde  den 
hilfsbedürftigen  Angehörigen  einer  andern  Gemeinde  geleisteten  Unter- 
stützung.®) 

*)  Vgl.  z.  B.  Landesgesetz  für  Böhmen  11.  Mai  1869  R.  87. 

2)  Pat.  5.  Juli  1853  R.  130. 

3)  Vdg.  14.  Juli  1859  R.  128.  vgl.  Entechdg.  R.  G.  9.  Juli  1874.  Z. 
126.  (Hye  S.  8.) 

4)  M.  Vdg.  30.  Jänner  1860  R.  28;  vgl.  §  40  böhm.  Landesgesetzes  12. 
Okt  1875  über  Schutz  des  Feldgutes. 

%)  Vdg.  7.  Dezember  1856  R.  224.  Gew.  Odg.  20.  Dezember  1859 
§  102. 

6)  §  39  Heimathsgesetz. 
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d)  Die  Entscheidung  des  Staates  über  seine  Ersatzansprüche  als 
Fiskus  gegen  seine  Beamten  aus  dem  Dienstverhältnisse  (S.  200)1) 

Viertes  HauptBtück. 

Die  Polizei. 

I.  Das  Wesen  der  Polizei. 

§  169. 

Begriff  der  Polizei.2) 

Die  Polizei  (allgemeine  Sicherheitspolizei)  ist  die  im  In- 
teresse der  Gesammterhaltung  organisirte,  Störungen  und  Gefahrdungen 
des  Gemeinwesens  und  seiner  Funktionen  abwehrende  Thätigkeit 
Im  Begriffe  der  Polizei  liegen  folgende  Momente: 
1.  Zweck  der  Polizei  ist  die  Sicherung  des  Gemeinwesens,  d.  h. 
Sicherung  seiner  Existenz  und  Wirksamkeit  als  Voraussetzung  dos  indi- 
viduellen Lebens,  und  Sicherung  des  Einzelnen  als  eines  Elementes  der 
Gesammtheit.  Die  Sicherheitspolizei  dient  gleichzeitig  verschiedenen 
Staatszwecken. 

Sie  will  Rechtsverletzungen  verhüten  und  dient  damit  dem  Rechts- 
zwecke des  Staates;  sie  will  aber  auch  sonstige  Uebel  verhindern  und 
beseitigen,  welche  die  Erreichung  des  Macht-,  Wohlfahrts-  und  Kultur- 
zweckes beeinträchtigen ;  sie  will  endlich  der  Gesellschaft  gegenüber  die 
ungehemmte  Wirksamkeit  des  Verwaltungsapparates  befördern.  Sie  ist 
also  eine  Hilfsfunktion  für  die  Regierungsthätigkeit  überhaupt  und  für 
die  einzelnen  Verwaltungszweige.3) 

')  Vgl.  Entschdg.  R.  G.  29.  April  1871  Z.  45  (Hye  13). 

2)  Stein  Handbuch  der  Verwaltungslehre  2.  Aufl.  S.  186—201. 

Lasson  Rechtsphilosophie  1882.  8.  676.  Derselbe  nennt  die  Polizei 
„abwehrende  Staatsfursorge." 

Für  das  positive  österreichische  Recht  ist  zu  vergleichen : 

Lienbach  e  r  das  österr.  Polizeistrafrecht.  4.  Auflage  1880.  Prucha 
Die  österr.  Polizeipraxis  1877. 

Licnbacher  Sammlung  oberbehördlicher  Entscheidungen  in  Polizei- 
strafsachen 1872. 

DcrselbeZtsohft.  „Oeffentliche  Sicherheit"  (eingegangen). 

*)  Sämmt liehe  Zweige  der  Staatsthätigkeit  stellen  bei  aller  Theilung  der 
Arbeit  eine  zusammenhängende  Arbeitsvereinigung  dar,  alle  sind  in  einzelnen 
Fällen  auf  Kooperation  angewiesen.  (Schäffle  System  der  gesellschaftlichen 
Wirtschaft 'h.  170.) 

29* 
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2.  Diesen  Zweck  sacht  die  Polizei  wesentlich  durch  Anwendung  der 
obrigkeitlichen  Macht  zu  erreichen,  indem  sie  den  einzelnen  Unterfhanen 

•   im  Interesse  der  Gesammterhaltung  positive  Leistungen  und  Beschrän- 
kungen auferlegt,  die  sie  erzwingt.  >) 

3.  Unmittelbares  Objekt  der  Polizei  sind  somit  Handlungen  der 
Persönlichkeit;5)  mittelbar  werden  aber  auch  natürliche  Vorgänge  sowie 
die  Zustände  der  Persönlichkeit  zu  ihrem  Objekte,  insofern  dieselben 
durch  die  Thätigkeit  der  Persönlichkeit  erzeugt  werden  können,  oder  der 
Staat  zu  ihrer  Abwehr  die  Thätigkeit  der  Persönlichkeit  in  Anspruch 
nimmt3) 

4.  Gegenfiber  diesen  Objekten  verhält  sich  die  Polizei  beaufsichti- 
gend, verhütend,  hemmend  oder  wiederherstellend. 

Die  kontrollirende  Thätigkeit,  der  die  Anzeige-  und  Melde- 
pflicht der  Staatsbürger  entspricht,  bezieht  sich  in  gleicher  Weise  auf 
menschliche  Handlungen  und  Zustände,  wie  auf  natürliche  Vor- 
gänge.4) 

Diese  Beobachtungsthätigkeit  ist  ein  notwendiger  Vorläufer  der 
sonstigen  Thätigkeiten  der  Polizei,  liefert  aber  vielfach  nur  ein  nega- 
tives Resultat,  wenn  die  wahrgenommenen  Zustände  und  Vorgänge 
keinen  Grund  zu  einem  Einschreiten  bieten. 

Störungen  der  Rechtsordnung  sucht  die  Polizei  zu  verhüten, 
indem  sie  solche  Vorkehrungen  trifft,  die  einen  rechtswidrigen  Willen  wegen 
Aussichtslosigkeit  oder  faktischer  Unmöglichkeit  seiner  Verwirklichung 
nicht  aufkommen  lassen.5)  Ebenso  liegt  es  in  der  Aufgabe  der  Polizei, 
bereits  eingetretene  Störungen  der  Rechtsordnung  in  ihrem  Weiterschreiten 
und  Fortwirken  zu  hemmen.6)  Dagegen  kommt,  an  und  für  sich,  der  Polizei 


*)  Wo  der  Staat  nur  anregt  und  belehrt,  schirmende  und  fördernde  Ver- 
anstaltungen ohne  Machtanwendung  entweder  unmittelbar  trifft  oder  hervor- 
ruft und  unterstützt:  dort  ist  die  Thätigkeit  keine  polizeiliche.  (Medicus  Art. 
Polizei  im  Staatswörterbuch  VIEL  S.  131.) 

*)  Z.  B.  örtliche  Bewegung  der  Persönlichkeit,  Meinungsäusserung  durch 
die  Presse,  Waffenbesitz. 

s)  Geburt  und  Tod  als  naturliche  Vorgänge  sind  Objekt  der  polizeilichen 
Thätigkeit  in  der  Matrikenführung;  dieser  polizeilichen  Thätigkeit  entspricht 
die  Meldungspflicht.  Krankheit  und  Armuth  als  Zustände  der  Person  werden 
die  polizeiliche  Thätigkeit  dadurch  herausfordern,  dass  der  Staat  jene  Hand- 
lungen hemmt,  die  diese  Zustände  veranlassen  können  (Sanitätspolizei,  präven- 
tive Armenpolizei)  und  bei  ihrem  Eintritte  dritte  Personen  zur  Hilfeleistung 
zwingt. 

4)  Kontrolle  der  Vereinsthätigkeit,  Beschreibung  der  Armen,  Beurkun- 
dung der  Geburten  und  Todesfälle. 

b)  Die  Polizei  wird  daher  eine  Versammlung,  sobald  die  Gefahr  einer  Be- 
drohung einer  öffentlichen  Ordnung  vorhanden  ist,  auflösen. 

•)  Beschlagnahme  einer  Druckschrift  wegen  verbrecherischen  Inhaltes. 
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der  gestörten  Bechtsordnung  gegenüber  eine  wiederherstellende  Tätig- 
keit nicht  zu;  diese  ist  Sache  der  Justiz. 

Gegenüber  natürlichen  Vorgängen  besteht  die  Prävention: 
«)  darin,  dass  den  natürlichen  Kräften  solche  Zurüstungen  entge- 
gengestellt werden,  die  eine  Entfaltung  derselben  gar  nicht  aufkommen 
lassen;1)  sowie 

ß)  in  dem  Zwange  zu  einem  entsprechenden  Verhalten  der  Persönlich- 
keit, insbesondere  zu  erhöhter  Aufmerksamkeit  bei  wirthschaftlicherVerwer- 
thung  der  Naturkräfte,  um  eine  Entfesselung  derselben  hintanzuhalten.*) 

Die  Repression  hemmt  das  Fortschreiten  natürlicher  Uebel. 

Die  reparative  (wiederherstellende)  Thätigkeit  der  Polizei  gegen- 
über natürlichen  Uebeln  kann  sich  nur  darauf  beschränken,  die  als 
Folge  natürlicher  oder  persönlicher  Vorgänge  eingetretene  individuelle 
oder  gesellschaftliche  Noth  zu  lindern  oder  zu  beseitigen. 

§  170. 

Eintheilung  der  Polizei. 

I.  Man  unterscheidet: 

a)  die  Landes-  und  die  lokale  Sicherheitspolizei,  je  nach- 
dem die  zu  wahrenden  Interessen  die  Kollektivinteressen  der  Gesammt- 
heit  oder  eines  engern  nachbarlichen  Verbandes  sind.3)  Nicht  identisch 
ist  diese  Scheidung  mit  den  Begriffen  Staats-  und  Kommunal- 
(Selbstverwaltungs-)  Polizei,  indem  in  vielen  Fällen  auch  An- 
gelenheiten  der  Lokalpolizei  direkt  von  Staatsorganen  besorgt  werden, 
weil  die  Kräfte  der  Gemeinde  nicht  zureichen. 

b)  Die  allgemeine  und  die  besondere  Sicherheitspolizei.  Jene 
dient  der  Gesammtunterhaltung  überhaupt,  ohne  in  den  Dienst  eines 
besondern  Verwaltungszweiges  zu  treten ;  diese  erscheint  als  konkurriren- 
des  Element  bestimmter  Zweige  der  Staatspflege  und  ist  daher  in  der 
systematischen  Darstellung  aus  methodischen  Rücksichten  mit  der  Lehre 
von  diesen  besondern  Verwaltungszweigen  zu  verbinden,  zumal  dieselbe 
auch  vielfach  besondern  Organen  übertragen  ist 

c)  Die  höhere  und  die  niedere  Sicherheitspolizei.  Unter  der 
ersten  begreift  man  jene  Massnahmen,  welche  den  Schutz  des  Staates 
und  der  bestehenden  Gesellschaftsordnung,  gegen  hochverrätherische  Be- 

l)  Dämme  gegen  Wassergefahren,  feuersichorc  Herstellung  der  Ge- 
bäude. 

*)  Der  Staat  beschränkt  z.  B.  die  Anfertigung  und  den  Gebrauch  von  ex- 
plosiven Stoffen  und  verlangt  periodische  Revision  der  Dampfkessel. 

*)  Die  Abwehr  von  Epidemien  ist  eine  allgemeine  Angelegenheit,  eine 
Feuersbrunst  bedroht  zunächst  nur  die  Interessen  einer  Ortschaft. 
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strebungen  und  gewaltsame  Störungen  durch  elementare  Volkskräfte, 
bezwecken,  während  die  niedere  Sicherheitspolizei  den  regelmässigen 
Gang  des  Verwaltungsapparates  und  die  Güter  der  einzelnen  Staats- 
bürger sichern  will. 

d)  Endlich  unterscheidet  man  die  gerichtliche  und  die  admi- 
nistrative Polizei.  Die  allgemeine  Sicherheit  wird  auch  dadurch 
gefährdet,  dass  bereits  begangene  Verbrechen  unentdeckt  und  unbestraft 
bleiben.  Die  Sicherung  der  Bestrafung  jedes  begangenen  Verbrechens 
ist  eine  ebenso  wesentliche  Bedingung  der  Erhaltung  der  Sicherheit, 
als  die  Verhinderung  drohender  Gefahrdungen  der  Rechtsordnung.1) 
Man  versteht  unter  gerichtlicher  Polizei  (Kriminalpolizei)  die 
Thätigkeit  der  Polizeibehörden  zur  Unterstützung  der  Btrafrechtspflege. 
Ihro  auf  Ausspürung  und  Konstatirung  begangener  Delikte,  auf  Vorer- 
hebungen, auf  Sicherung  des  Beweismaterials,  Festnahme  der  Beschul- 
digten, dann  auf  Mitwirkung  bei  dem  Vollzuge  der  Strafurtheile  ge- 
richtete Thätigkeit  ist  in  der  selbständigen  Disciplin  des  Strafprocosses 
darzustellen.  Im  Gegensatz  zur  gerichtlichen  Polizei  begreift  man  die 
sonstigen  Funktionen  und  Richtungen  der  Polizei  unter  dem  Begriffe 
der  administrativen  Polizei. 

II.  Als  Hauptzweige  der  administrativen  Polizei  erscheinen: 

l)  Die  Ordnungspolizei.  Darunter  begreift  man  jene  Zweige 
der  Sicherheitspolizei,  welche  den  Zweck  haben,  die  durch  Recht  und 
Sitte  festgesetzte,  die  friedliche  Koexistenz  der  Menschen  verbürgende 
und  den  Einzelnwillen  dem  kollektiven  Zwecke  der  Gesammterhaltung 
unterwerfende  Ordnung  zu  sichern. 

Als  einzelne  Zweige  der  Ordnungspolizei  erscheinen: 

a)  Die  Bevölkerungspolizei,  welche  im  Interesse  der  sicheren 
Wirksamkeit  des  Verwaltungsapparatcs  überhaupt  und  zum  Schutz  der 
Rechtsordnung  die  innerhalb  der  Bevölkerung  sich  vollziehenden  That- 
sachen  und  Verhältnisse  des  persönlichen  Lebens  (Geburt,  Namens- 
fuhrung,  Eheschliessung,  Ortswechsel,  Tod)  kontrollirt.  Hierher  gehört 
also  die  Volkszählung,  die  Matrikenführung,  das  Namenwesen,  das 
Melde-  und  das  Passwesen. 

b)  Die  Polizei  des  öffentlichen,  geistigen  Lebens  im 
Interesse  des  Rechtsschutzes :  Vereins-,  Versammlungs-,  Press-,  Theater- 
polizei. 

c)  Die  Abwehr  der  durch  Volksbewegungen  hervorgerufenen 
Störungen  der  öffentlichen  Ordnung. 


!)  H.  Schulze  Deutsches  Staatsrecht  S.  621. 
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d)  Die  Sittenpolizei  als  Prävention  oder  Repression  gegenüber 
unsittlichen  oder  unanständigen  Handinngen,  die  in  eine  Verletzung  der 
Rechtsordnung  übergehen  konnten. 

e)  Die  Polizei  gefährlicher  Personen  in  den  Formen  der 
Ausweisung,  Anhaltung  und  besonderen  Beaufsichtigung  im  Interesse 
der  Rechtssicherheit. 

f)  Die  Polizei  gefährlicher  Sachen,  die  als  Mittel  der 
Verübung  von  dolosen  oder  kulposen  Delikten  dienen  können:  Waffen- 
nnd  Giftpolizei. 

Die  Abwehr  natürlicher  Uebel  umfasst  dann  drei  Hauptzweige, 
nämlich : 

2)  Die  Unfallspolizei,  welche  natürliche  Vorgänge,  die  das 
Leben  der  Persönlichkeit  oder  die  Sachgüter  bedrohen,  präventiv  oder 
repressiv  zu  hemmen  sucht;  sodann 

3)  als  besonderes  technisches  Verwaltungsgebiet  das  Gesund- 
heitswesen. Dasselbe  ist  der  organisirte  Kampf  gegen  mögliche 
oder  wirklich  eingetretene  Gesundheitsstörungen,  und  dient  insofern 
der  Gesammterhaltung,  als  die  Gesundheit  die  Voraussetzung  der  ent- 
sprechenden physischen  und  geistigen  Bethätigung  der  Persönlichkeit  ist. 

4)  Als  letztes  Gebiet  endlich  erscheint  das  Hilfswesen,  d.  h.  das 
unterstützende  Eingreifen  der  staatlichen  Zwangsgowalt  zur  Verhütung 
und  Behämpfung  individueller  oder  gesellschaftlicher  Noth,  die  in  dem 
Mangel  der  materiellen  Bedingungen  des  Daseins  zu  Tage  tritt  und 
nicht  nur  die  physische  Existenz  der  Einzelnen,  sondern  auch  den 
Frieden  des  Gemeinwesens  bedroht. 

§  171. 

Organisation  der  Polizei. 

I.  Die  oberste  Leitung  der  Polizei  koncentrirt  sich  im  Ministerium 
des  Innern,  und  in  den  einzelnen  Ländern  in  den  Händen  der  Landes- 
chefs. Als  unterste  Instanzen  der  Polizeiverwaltung  erscheinen  die  Be- 
zirkhauptmannschaften, die  besonderen  Polizeibehörden1)  und  die  Kom- 


*)  Durch  die  allerh.  EntscUliessung  vom  15.  Jänner  1866  wurde  die 
Auflösung  der  Polizeidirektionen  in  Linz,  Salzburg,  Troppau,  Innsbruck, 
Laibach,  Zara,  dann  der  Polizeikommissariate  in  Klagenfurt  und  Czerno- 
witz  verfügt,  und  die  üebernahme  der  gesammten  Lokalpolizei  von  den  be- 
treffenden Gemeinden  genehmigt.  Das  Polizeikommissariat  in  Olmutz  war 
bereits  durch  Verordnung  vom  8.  April  1863  Nr.  20  L.  Bl.  aufgelöst 
worden.  Es  bestehen  somit  blos  die  Polizeidirektionen  in  Wien,  Prag,  Brünn, 
Lemberg,  Krakau,  Triest,  und  die  laut  Kundin,  der  Statthaltern  vom  17.  Aug. 
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munalämter.  Diese  letzteren  besorgen  Polizeigeschäfte  theils  im  eige- 
nen theils  im  übertragenen  Wirkungskreise. 

IL  Für  den  äusseren  Dienst  zur  Unterstützung  der  Polizeibehörden 
bestehen  die  Wachen  und  zwar: 

a)  Die  den  Polizei-Direktionen  untergeordneten  Sicherheitswachen 
in  grösseren  Städten  z.  B.  Wien,  Prag,  Triest.1) 

b)  Die  Gendarmerie,  die  nach  dem  Gesetz  vom  6.  Febr.  1876 
Kr.  19  R.  GL  B.  ein  militärisch  organisirter,  einheitlicher  Wachkörper 
ist,  dessen  gewöhnliche  Dienstverrichtungen  sich  auf  die  allgemeine 
Landespolizei  beziehen.  Die  Mitwirkung  bei  der  Lokalpolizei  wird  durch 
die  Dienstbehörde  geregelt. 

Waffengebrauch  von  Seite  des  Gendarmen  kann  nach  §  13  des 
erwähnten  Gesetzes  in  drei  Fällen  stattfinden 

«)  im  Falle  der  Nothwehr  zur  Abwendung  eines  gegen  seine  Per- 
son gerichteten  thätlichen  Angriffes; 

ß)  zur  Bezwingung  eines  auf  Vereitlung  seiner  Dienstverrichtung 
abzielenden  Widerstandes; 

y)  zur  Vereitlung  von  Fluchtversuchen  gefährlicher  Verbrecher,  in- 
sofern kein  anderes  Mittel  zur  Anhaltung  vorhanden  ist. 

c)  Für  die  Zwecke  der  Lokalpolizei  haben  die  Gemeinden  Gemein- 
dediener und  Polizeiorgane  aufzustellen,  deren  Adjustirung  und 
Armirung  von  der  Statthai terei  zu  genehmigen  ist.  Die  Errichtung 
eines  förmlich  organisirten  Polizeiwachkorps  ist  von  der  Genehmigung 
des  Ministeriums  des  Innern  abhängig.3)  Die  Kosten  dieser  Polizei- 
wachen, wie  auch  die  Kosten  der  Nachtwachen  sind  als  eine  der  gan- 
zen Gemeinde  zu  Gute  kommende  Massregel  der  Sicherheitspolizei 
durch  gleichmässige  Umlegung  auf  alle  Steuerpflichtigen  zu  decken.3) 


1876  Nr.  31  L.  G.  Bl.  reaktivirte  Polizeidirektion  in  Graz;  dann  das  Polizei- 
kommissariat in  Trient  mit  den  Exposituren  in  Südtirol  (Mayerhofer 
Handbuch  für  den  pol.  Verwaltungsdienst  4.  Aufl.  S.  392).  In  den  Städten, 
die  mit  der  politischen  Geschäftsführung  betraut  sind,  besorgt  bei  Mangel  be- 
sonderer Polizeidirektionen  die  politische  Bezirksbehörde  die  Geschäfte  der 
Staatspolizei  (Vdg.  23.  März  1866  Nr.  38  L.  G.  Bl.).  Ueber  die  Abgren- 
zung des  Wirkungskreises  der  Polizeidirektion  und  des  Prager 
Magistrates  vgl.  Statth.  Vdg.  8.  Februar  1868  Nr.  5  L.  G.  Bl. 

*)  Organisationsstatut  der  Sicherheitswache  in  Wien  vom  29.  Dez.  1869 
L.  G.  Bl.  Nr.  6;  in  Triest  vom  19.  Juni  1872  Nr.  14  L.  G.  Bl.  Die  ausser- 
halb des  Gemeindebezirkes  der  Hauptstadt  Prag  liegenden  und  in  den  Prager 
Polizeirayon  einbezogenen  Gemeinden  haben  für  die  Sicherheitswache  12°/0 
beizutragen  (Ges.  1.  März  1874  Nr.  4  L.  G.  Bl.) 

*)  Mayerhofer  I.  Bd.  4.  Aufl.  S.  403. 

3)  E.  V.  G.  H.  9.  Juli  1879  Z.  1154. 
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Dagegen  sind  die  blos  im  Interesse  einzelner  Klassen  der  Gemein- 
demitglieder  bestehenden  Wachen  z.  B.  das  Feldschutzpersonal  durch 
besondere  Zwecksteuern  zu  erhalten,  die  nur  auf  die  Betheiligten  zu  re- 
partiren  sind.1) 

IH.  Die  Polizei  bedarf  zur  Verwirklichung  ihrer  Aufgaben  verschie- 
dener äusserer  Anstalten  und  Zurüstungen,  die  sie  herstellen,  erhalten, 
benützen  und  beaufsichtigen  muss. 

Hierher  gehören: 

a)  Zwangsarbeitshäuser; 

b)  Erziehungsbäuser  für  jugendliche  Korrigenden;2) 

c)  Sanitäts- Anstalten;5) 

d)  Wohlthätigkeits-  und  Humanitäts-Anstalten;4) 

e)  Zurastungen  für  Zwecke  der  Feuerpolizei,  z.  B.  Löschgeräthe.5) 

Dieselben  werden  entweder  direkt  vom  Staate  hergestellt  und  ver- 
waltet, oder  sind  Anstalten  der  Selbstverwaltungskörper,  oder  sie  be- 
ruhen auf  einem  gestifteten  Vermögen  und  freiwilligen  Beiträgen.  Die 
Errichtung  gewisser  Anstalten  ist  den  Gemeinden  als  öffentliche 
Pflicht  aufgelegt,  deren  Erfüllung  nötigenfalls  durch  den  Staat  er- 
zwungen wird. 

§  172. 

Funktionen  der  Polizei. 

I.  Die  allgemeinen  Funktionen  der  Polizei  sind  die  der  vollziehen- 
den Staatsgewalt  überhaupt:  Oberaufsicht,  Verordnung,  Verfügung, 
zwangsweise  Durchführung  des  Verfügten.  Die  informative  Thätig- 
keit  geschieht  durch  folgende  Mittel: 

a)  Durch  die  administrative  Statistik  z.  B.  Volkszählung,  über  Be- 


l)  Gewölbwache  in  Wien  M.  J.  vom  27.  November  1850  Nr.  105  L.  G. 
Bl.;  vgl.  auch  böhm.  Gem.-Ordn.  §  78  und  §  18  Ges.  Aber  den  Schutz  des 
Feldgutes  (Böhmen)  vom  12.  Oct.  1875  Nr.  76  L.  G.  Bl.  —  E.  V.  G.  H.  30. 
Oct.  1879  Z.  1470. 

*)  Vgl.  über  Korrektionsanstalten.  Mayerhofer  IV.  Auflage.  IH.  Bd. 
Seite  113. 

*)  Z.  B.  Kranken-,  Irren-,  Findel-  und  Ammenanstalten;  Impfinstitute, 
Siechenh&user,  Heilbäder  und  Gesundheitsbrunuen.  Ges.  v.  30.  April  1870 
Nr.  68  R.-G.-B1. 

«)  Versorgungsanstalten  für  Blinde,  Taubstumme,  Blödsinnige,  Sieche, 
kranke  Waisenkinder. 

5)  Vgl.  über  die  obligaten  Löschgeräthe  §  27  der  Feuerpolizeiordnung 
für  Böhmen  vom  25.  Mai  1876  Nr.  45  L.-G.-Bl. 
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wegnng  der  Bevölkerung,  Vereinsstatistik,  Tabellen  über  die  Kinder- 
arbeit in  Fabriken.  l) 

b)  Durch  periodische  Bezirksbereisangen,  für  welche  das  Hofdekret 
vom  11.  März  1784  und  weitere  Verordnungen  Instruktionen  enthalten. 

c)  Durch  die  den  Vollzugsorganen  z.  B.  der  Gendarmerie  auferlegte 
überwachende  Thätigkeit. 2) 

d)  Durch  Evidenzhaltung  gewisser  Verhältnisse  z.  B.  der  Namen 
der  gerichtlich  Verurtheilten  des  Polizei  -  Bezirkes  in  besonderen  Be- 
gistern.  3) 

e)  Durch  Redaktion  besonderer  Polizeianzeiger  (Centralpolizeiblatt 
und  Polizeianzeiger,  Mayerhofer  I.  S.  399),  um  die  gemachten  Wahr- 
nehmungen auch  anderen  Behörden  mitzutheilen. 

f)  Durch  Wahrnehmung  der  Volksstimmung  und  Kenntnissnahme 
von  dem  Inhalte  der  Tagespresse.  4) 

g)  Durch  direkte  Befragung  der  einzelnen  Staatsbürger,  welche 
verpflichtet  sind,  der  ergangenen  Vorladung  Folge  zu  loisten  und  die 
verlangten  Auskünfte  zu  geben.  5) 

II.  Auch  die  Polizei  ist  wie  die  Verwaltung  überhaupt  von  Normen 
beherrscht,  die  sich  entweder  als  generelle  Verwaltungsbefehle  (Polizei- 
Verwaltungsnormen)  an  die  Polizeiobrigkeiten  wenden,  um  deren 
Thätigkeit  zu  reguliren  und  zu  determiniren ;  oder  die  direkt  an  die 
Unterthanen  gerichtet  sind,  um  zur  Erreichung  polizeilicher  Zwecke 
deren  Handlungen  und  Unterlassungen  durch  allgemeine  Strafandrohung 
zu  bestimmen.  (Polizeistrafgesetze.) 

Diese  Polizeinormen  sind  aber  nur  zum  geringen  Theile  Gesetzes- 
recht; sie  beruhen  vielmehr  auf  dem  Verordnungsrechte  dor  Polizei- 
behörden ,  welches  denselben  durch  allgemeine  oder  besondere  Er- 
mächtigungsklauseln eingeräumt  ist. 


!)  Z.  B.  Verciosstatistik  St.-M.  13.  Dezember  1866  Z.  9359. 

2)  Hierher  gehören  auch  die  Haupt-  und  Particularstreifungen.  Jene  er- 
strecken sich  auf  das  ganze  Kronland,  diese  auf  einen  oder  mehrere  Bezirke. 
(Mayerhofer  II.  S.  680). 

3)  E.-M.-J.  21.  Juni  1879  Z.  4818. 

4)  Die  Polizeibehörden  haben  sich  von  den  Bedürfnissen  und  Wün- 
schen der  Bevölkeruug  Kcnntniss  zu  verschaffen,  die  thatsachlichen  Verhält- 
nisse, welche  dem  Bedürfnisse  nach  neuen  Einrichtungen  und  den  Wün- 
schen nach  Aenderung  bestehender  Einrichtungen  zu  Grunde  liegen,  sorgfältig 
zu  prüfen  und  gerechte  Wünsche  und  Beschwerden  ungesäumt  zur  hohen 
Kenntniss  zu  bringen,  unberechtigten  Wünschen  durch  Aufklärung  entgegen- 
treten. (Instr.  für  die  Polizeibehörden  vom  10  Dez.  1 850,  Stubenrauch  Ver- 
waltungsgesetz-Kunde I.  §  1 80.) 

*)  §  9  kais.  Verord.  20.  April  1854  Nr.  96  R.-G.-Bl. 
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Diese  weitgehende  Anwendung  des  Verordnungsrechtes  ergiebt  sich 
aus  dem  Bedürfhisse  raschen  Eingreifens  und  der  Berücksichtigung 
lokaler  Verschiedenheiten.  Es  können  daher  gleichmassig  Verordnungen 
der  Centralstellen,  der  Landesbehörden,  der  Bezirkshauptmannschaften 
und  selbstfindigen  Polizeidirektionen  wie  der  Gemeinden,  vorkommen.1) 

Die  Wirksamkeit  der  Polizeiverordnungen  ist  durch  zwei  Momente 
bedingt: 

a)  Die  Verordnung  muss  gesetzlich,  beziehungsweise  landes-  oder 
ortsüblich  kundgemacht  worden  sein: 

b)  Die  Verordnung  darf  nicht  mit  einem  Gesetze  im  Widerspruch 
stehen,  und  ebensowenig  eine  Verordnung  der  untern  Verwaltungsorgane 
oder  der  Gemeinden  mit  kompetenzmässigen  Verordnungen  der  höheren 
Verwaltungsorgane. 

Gegenüber  diesen  Normen  ist  nun  das  Verfügungsrecht  der 
Polizeibehörden  von  verschiedenem  Inhalte. 

Gegenüber  den  Polizeiverwaltungsnorm en  besteht  die  Polizeiver- 
fügung in  der  Festsetzung  des  nach  Lage  des  konkreten  Falles  unter 
Erwägung  aller  Umstände  Zulässigen,  Notwendigen  oder  Nützlichen: 

a)  Ein  Theil  der  Verfugungen  umfasst  das  Gebiet  der  polizei- 
lichen Licenzen,  Autorisationen ,  Koncessionen ,  welche  überall  da  ein- 
treten, wo  der  Besitz  gewisser  Sachen  oder  die  Vornahme  gewisser  Hand- 
lungen von  einer  vorausgehenden  Prüfung  und  Genehmigung  der 
Behörde  abhängt. 

b)  Ein  zweiter  Theil  umfasst  die  durch  administrative  Exekution, 
insbesondere  durch  Exekutivstrafen  erzwungenen  obrigkeitlichen  Befehle, 
durch  welche  bestimmte  Handlungen  oder  Unterlassungen  gefordert 
werden. 

c)  Im  Falle  der  Noth  kann  der  Staat  vermöge  des  Staatsnoth- 
rechtes  auch  in  das  Privateigenthum  eingreifen.  Anwendungen  dieses 
Grundsatzes  begegnet  man  auf  allen  Gebieten  der  Polizei;  namentlich 
in  der  Unfallspolizei  (Maassregeln  zum  Schutze  gegen  Beschädigungen 
durch  baufällige  Gebäude  §  64  d.  böhm.  Bauordnung.)  —  in  der 
Sanitäts polizei  (Vernichten  von  Gegenständen  zum  Schutze  gegen 
ansteckende  Krankheiten)  —  in  der  Feuerpolizei  (Niederzissen,  Sprengen 
von  Bauten). 


*)  Vgl.  G.-O.  für  Böhmen  §§  35—36.  Ein  von  der  Gemeinde  in  Sachen 
der  Ortspolizei  erlassenes  Verbot  des  Fahrens  mit  Velocipeden  kann  sich  auch 
auf  das  Gebiet  der  die  Gemeinden  durchziehenden  Reichsstrassen  erstrecken 
(M.-J.  26.  März  1879,  Mayerhofer  II.  S.  151.)  Das  Recht  der  Strafverord- 
nung steht  jedoch  der  Gemeinde  nur  in  Ansehung  ortspolizeilichcr  Angelegen- 
heiten, keineswegs  zur  Sicherung  der  Gemeindegefalle  zu.  (M.-J.  25.  Jänner 
1875  Z.  19078.) 
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Die  polizeilichen  Strafnormen  dagegen  begründen  das  Becht  der 
Polizeibehörden,  nach  durchgeführtem  Strafverfahren  die  in  der  anzu- 
wendenden Rechtenorm  angedrohte  Strafe  zu  verhängen. 

Insofern  gewisse  Handinngen  in  einzelnen  Gesetzen  und  Verord- 
nungen zwar  im  Allgemeinen  als  strafbar  erklärt  sind,  ohne  dass 
jedoch  dagegen  eine  bestimmte  Strafe  verhängt  erscheint,  sind  dieselben 
nach  der  a.  h.  Entschliessung  vom  16.  September  1857  Nr.  198  mit 
Geldstrafen  bis  100  fl.  oder  mit  Arrest  von  6  Stunden  bis  14  Tagen 
zu  ahnden. 

Die  rechtskräftig  gewordene  Strafverfügung  wirkt  wie  ein  richter- 
liches Urtheü;  schliefst  aber  eine  nachträgliche  Kriminalverfolgung 
nicht  aus,  wenn  in  der  polizeilich  geahndeten  Uebertretung  nachtrag- 
lich ein  kriminelles  Delikt  erkannt  wird.1) 

Die  gegenseitige  Kompetenz  der  Gerichte  und  der  Polizeibehörden 
rücksichtlich  des  Strafrichteramtes  in  Polizeiübertretungen  ist  gegen- 
wärtig normirt  durch  die  Strafprocessordnung  vom  23.  Mai  1873,  welche 
alle  im  allgemeinen  Strafgesetzbuche  normirten  Uebertretungsfälle  den 
Justizbehörden  zuweist. 

Die  Gemeinden  haben  in  Angelegenheit  der  Lokalpolizei  das  Straf- 
recht im  übertragenen  Wirkungskreise  auszuüben.  Kann  die  Strafge- 
richtsbarkeit in  einem  einzelnen  Falle  durch  die  Gemeinde  wegen  Be- 
fangenheit des  Gemeindevorstehers  nicht  ausgeübt  werden,  so  devolvirt 
das  Strafrecht  an  die  politische  Bezirks-Behörde.2) 

III.  Eine  Polizeiverfügung  kann  sich  als  überflüssig  oder  als 
unzweckmässig  herausstellen,  somit  Interessen  verletzten  oder  sie  kann 
des  Rechtsgrundes  entbehren,  somit  gesetzwidrig  sein.  Das  formelle 
Mittel  des  Rechts-  und  Interessenschutzes  ist  die  Beschwerde  des  Ver- 
letzten an  die  höhere  Instanz.  Materiell  sind  jedoch  die  Beschwerden 
wegen  Rechts-  und  wegen  Interessenverletzungen  zu  scheiden  (S.  442).  Im 

*)  Vgl.  Gne  ist  Art.  Polizeistrafverfahren  im  Rechtslexikon  III.  79.  Vgl. 
§  11  des  kais.  Pat.  20.  April  1854  R.  96,  welches  demonstrative  Handlungen 
gegen  die  Regierung  vorbehaltlich  krimineller  Ahndung  mit  Polizeistrafe  be- 
droht. Ebenso  die  Theaterordnung  vom  25.  November  1850  R.  454 
R.-G.-B1. 

2)  M.-I.  26.  Mai  1872  Z.  4302  und  8.  März  1877  Z.  849.  Nach  der 
böhm.  und  galizischen  Gemeindeordnung  sind  Straferkenntnisse,  welche  gegen 
Geistliche  anerkannter  Religionsgesellschaften,  öffentliche  Lehrer,  Staats-  oder 
Landesbeamte  in  activer  Dienstleistung,  Mitglieder  des  Reichsrathes  oder  der 
Landtage  oder  die  mit  Virilstimmen  in  den  Gcmeindeausschusg  tretenden  Per- 
sonen gefallt  werden,  der  politischen  Bezirksbehörde  zur  Prüfung  und  Bestäti- 
gung vorzulegen.  Gegen  Personen,  welche  der  Jurisdiction  der  Militärbehörde 
unterstehen,  kann  die  Gemeinde  ein  polizeiliches  Strafrichteramt  nicht  ausüben. 
(M.-J.  23.  März  1873  Z.  1969.) 
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ersten  Falle  ist  die  Beschwerde  eine  Klage  wegen  Rechtsverletzung 
und  die  höhere  Instanz  wird  auf  Grund  des  festgestellten  Tatbestan- 
des blos  durch  Anwendung  objektiver  Rechtsnormen  darüber  zu  ent- 
scheiden haben,  ob  sie  in  der  angefochtenen  Verfügung  eine  Rechts- 
verletzung finde.  Im  zweiten  Falle  dagegen  hat  die  Verwaltungsbehörde 
nicht  die  Rechts-  sondern  die  Thatfrage  allein  nach  Gesichtspunkten 
der  Technik  und  Zweckmässigkeit  zu  prüfen  und  entscheidet  gleichfalls 
nach  dem  administrativen  Ermessen. 

Diese  Unterscheidung  ist  auch  von  Bedeutung  für  die  Kontrolle 
der  Polizeiverwaltung  durch  die  Gerichtshöfe  des  öffentlichen  Rechtes: 
das  Reichsgericht  und  den  Verwaltungsgerichtshof. 

üeber  die  Wirksamkeit  derselben  in  Polizeisachen  lassen  sich 
folgende  vier  Grundsätze  aufstellen: 

a)  Angelegenheiten,  in  denen  und  soweit  die  Polizeibehörden  nach 
freiem  Ermessen  entscheiden,  sind  von  der  Kompetenz  dieser  Gerichts- 
höfe ausgenommen. 

b)  Ist  durch  die  Verfügung  der  Behörde  ein  durch  die  Verfassung 
gewährleistetes  politisches  Recht  des  Staatsbürgers  verletzt  worden,  so 
ist  das  Reichsgericht,  und 

c)  bei  Verletzung  sonstiger  Rechte  der  Verwaltungsgerichtshof 
kompetent. 

d)  Strafverfügungen  der  Polizeibehörden  dagegen  können  dermal 
vor  dem  Verwaltungsgerichtshofe  nicht  angefochten  werden,  weil  durch 
§  28  d.  Ges.  v.  22.  Oct  1875  die  Zuständigkeit  des  Verwaltungsge- 
richtshofes bis  zum  Erscheinen  eines  Polizeistraf-Gesetzbuches  suspendirt 
ist.  Handlungen,  welche  die  Polizei  innerhalb  ihrer  Zuständigkeit  vor- 
genommen hat,  können  daher  vor  den  ordentlichen  Gerichten  nicht 
angefochten  werden.  Dagegen  können  auf  Grund  einer  Polizeiver- 
fugung  Schadenersatz -Ansprüche  vor  dem  ordentlichen  Richter  geltend 
gemacht  werden,  wenn  dem  durch  Handlungen  der  Polizei  in  seinen 
Privatrechten  Verletzten  dieser  Ersatz  durch  ein  besonderes  Gesetz  aus- 
drücklich zugesichert  ist.  Ist  dagegen  eine  solche  besondere  Zusicherung 
nicht  erfolgt,  und  behauptet  jemand,  durch  eine  rechtswidrige  Ver- 
fügung einen  Schaden  erlitten  zu  haben,  so  kommen  die  allgemeinen 
Grundsätze  über  die  Haftung  des  Staates  für  seine  Organe  zur  An- 
wendung. (S.  200.) 


Digitized  by  Google 


462  Zweites  Buch.   Regierungsrecht  des  osterreich.  Staatskbrpers. 


IL  Die  Ordnungspolizei. 
A.  Die  Bevölkerungspolizei. 

S  173. 

Die  Volkszählung.1) 

I  Unter  Volkszählung  versteht  man  die  Summe  der  Geschäfte,  welche 
den  Zweck  haben,  der  Verwaltung  ein  Bild  von  der  Zahl,  der  Verthei- 
lung  und  den  Zuständen  der  Bevölkerung  zu  verschaffen.  Die  Volks- 
zählung ist  somit  ein  faktisches,  technisches  Geschäft,  das  nicht  nach 
Rechtsregeln  ausgeführt  wird.  Volkszählungen  sind  auch  denkbar,  ohne 
dass  ein  Gesetz  über  die  Volkszählung  besteht 

Allein  die  gesetzliche  Ordnung  dieser  Verwaltungsthätigkeit  wird 
ein  Bedürfnis8,  weil  der  Akt  der  Volkszählung  stets  in  die  Sphäre 
des  Einzelnlebens  hineingreift  und  eine  zuverlässige  Zählung  ohne  die 
rechtliche  Verpflichtung  der  Unterthanen  zur  Angabe  der  statistisch 
merkwürdigen  Thatsachen  seines  individuellen  Lebens  nicht  denk- 
bar ist1) 

Die  älteren  Zählungen  in  Oesterreich  schlössen  sich  an  das  Heer- 
wesen an  und  erschienen  als  Konscriptionen  zur  Konstatirung  der 
wehrpflichtigen  Mannschaft3) 

Umfassende  Volkszählungen  waren  in  Oesterreich  zuerst  durch 
die  Hfd.  vom  19.  Jänner  und  16.  Februar  1754  eingeleitet,  aber  durch 
den  siebenjährigen  Krieg  wieder  unterbrochen  worden.  Erst  das  Pat 
vom  18.  Sept  1777  und  eine  demselben  beigefugte  Instruktion  stellte 
genauere  Vorschriften  über  die  „Seelenbeschreibung"  auf.  Diesen  folgte 
das  Konskriptions-  und  Werbebezirks-System  vom  27.  April  1781. 
Später  erschien  das  Pat  vom  25.  Oktober  1804,  welches  eigentlich  nur 
den  ersten  Abschnitt  eines  neuen,  das  Konskriptions-  und  Rekruti- 
rungswesen  umfassenden  Gesetzes  bildet,  dessen  zweiter  Theil  jedoch 
nicht  vollständig  ans  Licht  getreten  ist   Die  in  diesem  Patente  ent- 


*)  Schopf  (Fr.  Jos.)  Sammlung  aller  in  Konskriptions-,  Rekrutirungs-  und 
Militär-Entlassungs- Angelegenheiten  erlassenen  Vorschriften.  Wien,  1833,  8, 
nebst  einem  Fortsetzungshefte.  Wien,  1836,  8. 

*)  Stein  Innere  Verwaltung  I.  S.  215. 

s)  Das  Konskriptionspatent  vom  25.  Oktober  1804  (P.  G.  S.  XXIII.  S.  3) 
sagt:  Die  Konskription  ist  die  Aufnahme  der  Volksmenge  Überhaupt  und  der 
Qualifikation  der  Einzelnen  insbesondere,  mit  der  Rücksicht,  die  Armee  ohne 
Nachtheil  des  Nährstandes  vollzählig  zu  erhalten. 
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haltenen  Anordnungen  bezogen  sich  blos  auf  die  Provinzen  Ober-  und 
Niederösterreich,  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien,  Galizien,  die  Buko- 
wina (Hfkzd.  vom  7.  Mai  1787)  und  Innerösterreich,  mit  Ausschluss 
von  Triest  (Hfd.  vom  31.  Mai  1818),  welche  desshalb  auch  die  alt- 
konskri  birten  Provinzen  genannt  wurden.  Für  Tirol  und  Vorarl- 
berg, dann  die  Stadt  Triest,  Dalmatien,  bestanden  eigenthümliche  Vor- 
schriften, welche  von  den  in  den  altkonskribirten  Ländern  geltenden 
Bestimmungen  wesentlich  abwichen.1) 

Erst  in  der  neuern  Zeit  wurde  das  Zählungswesen  durch  die  Vdg. 
23.  März  1857  B.  67  und  dermal  durch  das  Ges.  vom  29.  März  1869 
R  67  geregelt  Die  erste  Volkszählung  nach  diesem  Gesetze  wurde  am 
31.  Dezember  1869,  die  zweite  am  31.  Dezember  1880  vorgenommen 
und  soll  sich  von  da  ab  von  zehn  zu  zehn  Jahren  wiederholen. 

n.  Das  Volkszählungsgesetz  umfasst  die  Normen: 

a)  Ueber  die  Vorbereitung  zur  Zählung;  und 

b)  über  die  Zählung  selbst 

Der  erste  Abschnitt  des  Gesetzes  enthält: 

1.  Den  Auftrag  an  die  Gemeinde-Vorsteher  und  politischen  Behör- 
den, dafür  zu  sorgen,  dass  alle  zur  Wohnung  der  Menschen  bestimmten 
Gebäude  in  den  Ortschaften,  sowie  Einschichten,  auf  Seite  des  Haupt- 
einganges mit  fortlaufenden,  lesbar  zu  erhaltenden  Nummern  versehen 
werden.  Die  Kosten  der  Numerirung  und  Instandhaltung  hat  der 
Eigenthümer  zu  tragen.  Unterlässt  derselbe  die  Anbringung  der  Kon- 
skriptionsnuramer,  so  hat  der  Gemeindevorsteher  die  Numerirung  auf 
Kosten  des  Hauseigentümers  vornehmen  zu  lassen. 

2.  Die  Gemeinden  sind  verpflichtet,  an  den  Ein-  und  Ausgängen 
einer  jeden  Ortschaft  Ortstafeln  anzubringen  und  zu  erhalten. 

IQ.  Ueber  die  Vornahme  der  Zählung  selbst  bestimmt  das  Gesetz: 
a)  Die  Zählung  wird  ortschafts-  und  gemeindeweise  von 
den  Gemeinden,  Gutsgebieten  und  politischen  Behörden  nach  den 
Wohngebäuden,  und  in  denselben  nach  den  Wohnungen  ausgeführt 
Nur  die  Verzeichnung  des  im  aktiven  Dienste  stehenden  Militärs  bleibt 
den  Militärbehörden  überlassen.1) 


*)  Stubenrauch  I.  335. 
2)  §  13  cit.  Ges.: 

Als  durch  die  Militärbehörden  zu  verzeichnende  Militärs  werden  alle  in 
einer  aktiven  Dienstleistung  stehenden  oder  bloss  zeitlich  beurlaubten  oder 
zum  Stande  der  militärischen  Anstalten  gehörigen  Mitglieder  des  stehenden 
Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Heeresverwaltung  betrachtet. 

Von  der  Verzeichnung  durch  die  Militärbehörden  sind  dagegen  ausge- 
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b)  Die  Zählung  ist  in  den  Landeshauptstädten  und  in  den  übri- 
gen mit  besonderen  Kommunalstatuten  versehenen  Gemeinden  vollstän- 
dig durch  die  Gemeindeämter  zu  leiten.  Auch  anderen  Gemeinden 
kann  nach  Massgabe  ihrer  Eignung  von  der  politischen  Landesbehörde 
die  vollständige  Besorgung  dieses  Geschäftes  übertragen  werden,  ohne 
dass  gegen  eine  derartige  Verfügung  eine  Berufung  stattfindet 

In  den  übrigen  Fällen  wird  das  Zählungsgeschäft  unter  Mitwir- 
kung der  Gemeinden  von  den  Bezirkshauptmannschaften  geleitet. 

c)  Der  Staat  trägt  in  allen  Fällen  die  Kosten  der  Drucksachen« 
die  übrigen  Kosten  dagegen  nur  insofern,  als  er  das  Zählungsgeschäft 
durch  seine  eigenen  Behörden  vornimmt. 

d)  In  jeder  Ortschaft  ist  sowohl  die  gesammte  anwesende  (ein- 
heimische und  fremde)  als  auch,  abgesondert  hiervon,  die  abwesende 
einheimische  Bevölkerung  zu  zählen.  Zu  den  Einheimischen  zählt 
man  nicht  nur  die  in  der  Gemeinde,  zu  welcher  die  Ortschaft  gehört, 
Heimathsberechtigten,  sondern  auch  jene  daselbst  anwesenden  österrei- 
chischen Staatsbürger,  von  denen  es  nicht  bekannt  ist,  in  welcher  Ge- 
meinde sie  nach  dem  Heimathsgesetze  vom  3.  Dez.  1863  als  heimaths- 
berechtigt  zu  behandeln  sind.  Alle  anderen  in  der  Ortschaft  anwesen- 
den Personen  werden  als  Fremde  gezählt. 

Die  Zählung  ist  in  der  Art  vorzunehmen,  dass  die  anwesende  Be- 
völkerung nach  den  Hauptgesichtspunkten,  als:  Geschlecht,  Alter, 
Religion,  Stand,  Heimath,  Beruf  oder  Beschäftigung;  die  ab- 
wesende Bevölkerung  nach  Geschlecht  und  Aufenthalt  unterschieden 
sich  darstellt. 

Ausserdem  können  noch  andere  wichtige  Daten,  z.  B.  Zahl  der 
Blinden  und  Taubstummen,  Beschaffenheit  der  Wohnungsverhältnisse 
u.  dgl.  erhoben  worden. 

In  welcher  Form  diess  zu  geschehen  habe,  wird  im  Verordnungs- 
wege bestimmt. 

e)  Das  Verfahren  bei  der  Volkszählung  ist  verschieden,  je  nach- 
dem dabei  ein  Anzeigezettel  zur  Anwendung  kommt  odor  nicht. 

Die  Zählung  mittelst  Anzeigezettel  erfolgt  durch  Ausfüllung 
der  Rubriken  der  den  Hauseigentümern  zu  übergebenden  Anzeigezettel 
durch   die   einzelnen  Wohnparteien.     Der    Gemeindevorsteher  hat 


nommcn :  die  pensionirten  und  die  mit  Beibehaltung  des  Milit&rcharakters 
quittirten  Militärpersonen,  die  zum  Staude  der  Militäranstalten  gehörigen 
Civilpersoncn,  die  dauernd  beurlaubte  linienpflichtige  Mannschaft,  die  Officierc 
und  Mannschaft  der  Reserve  und  Landwehr,  die  ausser  den  militärischen  Inva- 
lidenhäusern lebenden  Patental-  und  die  Rcservations-Invaliden. 
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aus  den  geprüften  Anzeigezetteln  die  Ortsübersicht  and,  wenn  die 
Gemeinde  ans  mehreren  Ortschaften  besteht,  ans  den  einzelnen  Ort- 
schaftsübersichten die  Gemeindeübersicht  zn  verfassen. 

Wo  nicht  mittelst  Anzeigezettels  gezählt  wird,  hat  der  von  der  Ge- 
meinde anter  ihrer  Haftung  bestellte  Zählungskommissär  nach  den 
mündlichen  Angaben  der  Familienhäupter  und  der  selbständig  lebenden 
Einzelnpersonen  die  Aufnahmsbogen  anzufertigen. 

Ueber  jede  Ortschaft  wird  aus  den  Aufnahmsbogen,  oder,  wo  solche 
Bogen  nicht  angefertigt  wurden,  aus  den  Anzeigezetteln  und  der  Orts- 
übersicht  das  Zählungsbuch  gebildet  und  bei  der  politischen  Be- 
zirksbehörde aufbewahrt 

y)  Aus  den  einzelnen  Gemeinde-  (Gutsgebiets-)  TJebersichten  wird 
durch  die  Bezirkshauptmannschaft  die  Bezirksübersicht  zusammen- 
gestellt 

Die  politischen  Bezirksbehörden  haben  die  Bezirksübersichten  der 
politischen  Landesbehörde,  und  letztere  hat  dieselben,  unter  Anschluss 
der  militärischen  Standeslisten  und  Eingaben,  der  statistischen  Centrai- 
kommission behufs  Zusammenstellung  derLandesübersichtin  der  der 
Bezirksübersicht  entsprechenden  Form  sowie  der  aus  den  Landesüber- 
sichten zu  bildenden  Uebersicht  sämmtlicher  im  Beichsrathe 
vertretenen  Königreiche  und  Länder  zuzusenden. 

IV.  Wer  sich  der  Zählung  entzieht  oder  eine  unwahre  Angabe 
macht,  oder  sonst  einer  ihm  gesetzlich  obliegenden  Verpflichtung 
nicht  nachkommt,  ist  von  der  kompetenten  Behörde  nach  Mass- 
gabe der  Umstände  mit  einer  dem  Armenfonde  der  Gemeinde 
seines  Aufenthaltes  zufallenden  Geldbusse  von  1  bis  20  fl.,  und  wenn 
er  selbe  zu  erlegen  nicht  im  Stande  ist,  mit  einer  angemessenen,  die 
Dauer  von  vier  Tagen  nicht  übersteigenden  Freiheitsstrafe  zu  belegen. 

Sollte  aber  der  Fall  sich  zur  Behandlung  nach  dem  Strafgesetze 
eignen,  so  ist  hiernach  vorzugehen. 

§  174. 

Die  Matriken.») 

L  Die  urkundliche  Feststellung  der,  Rechtsverhältnisse  begründen- 
den und  ändernden  sowie  die  statistische  Bewegung  der  Bevölkerung 
anzeigenden  Thatsachen  der  Geburt,  der  Eheschliessung  und  des  Todes 

*)  Sehl  euerer  (Dr.  Jos.),  üeber  die  Führung  der  Pfarrbücher  oder 
Geburt8-,  Trauungs-  und  Sterbeprotocolle  und  ihre  Beweiskraft  Innsbruck, 
1824.  8. 

Pfleger  Ritter  von  Wertenau  (Sev.),    Compendium  oder  gedrängte 

U  1  brich,  Oesterreich.  SU*Urecht  30 
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erfolgt,  zur  Sicherung  der  individuellen  Zustandsrechte  (z.  B.  der 
Familienangehörigkeit,  der  Heimath  und  Staatsbürgerschaft)  des  Ein- 
zelnen und  für  die  verschiedenen  Bedürfnisse  der  Verwaltung,  durch  die 
unter  öffentlicher  Autorität  geführten  Civilstandsregister  oder  M  atrik  en. 
II.  Es  besteht: 

a)  in  Ansehung  der  natürlichen  ThatsacÜen  der  Geburt  und  des 
Todes  die  Meldepflicht. 

Zur  Erstattung  der  Geburtsanzeige  ist  zunächst  der  eheliche  Vater 
des  Neugeborenen  verpflichtet.  Ist  der  Vater  nicht  anwesend  oder 
ausser  Stande,  die  Anzeige  zu  machen ,  oder  handelt  es  sich  um  ein  un- 
eheliches Kind:  so  ist  die  Anzeige  von  dem  Geburtshelfer  oder  der 
Hebamme,  in  deren  Ermangelung  von  demjenigen  zu  erstatten,  in  dessen 
Wohnung  das  Kind  geboren  wurde.  Tritt  keiner  dieser  Fälle  ein,  so 
ist  die  Mutter  verpflichtet,  die  Anzeige  zu  veranlassen. 

Die  Todesanzeige  ist  von  dem  überlebenden  Ehegatten,  in  dessen 
Ermangelung  von  dem  nächsten  Angehörigen,  und  wenn  ein  solcher 
nicht  anwesend  ist,  von  demjenigen  zu  erstatten,  in  dessen  Wohnung 
oder  Hause  der  Todesfall  eingetreten  ist.1) 

b)  Rücksichtlich  der  Ehe  Schliessung  dagegen  verlangt  das 
österreichische  Recht  für  die  Angehörigen  der  gesetzlich  anerkannten 
christlichen  Konfessionen  Abschluss  der  Ehe  vordem  ordentlichen 
Seelsorger,  dem  auch  die  Vornahme  des  Aufgebotes  übertragen  ist.  Die 
Verkündigung  der  Judenehen  muss  in  der  Synagoge  oder  in  dem  ge- 
meinschaftlichen Bethanse,  wo  aber  kein  solches  besteht,  von  derOrfc*- 
obrigkeit  an  die  Haupt-  oder  besondere  Gemeinde,  welcher  ein  oder  der 
andere  verlobte  Theil  einverleibt  ist,  geschehen  (§  126  a.  b.  G.-B.). 
Die  Trauung  erfolgt  vor  dem  Rabbiner  der  Hauptgemeinde  des  einen 
oder  des  andern  Theiles. 

Eine  Mitwirkung  der  staatlichen  Verwaltungsbehörden  bei  der  Ehe- 
schliessung erfolgt  nur  in  folgenden  Richtungen: 

Sammlung  aller  in  der  österreichischen  Monarchie  geltenden  Vorschriften, 
welche  unmittelbar  die  Führung  der  Geburts-  oder  Tauf-,  der  Trauungs- 
(sammt  Trauungs-Rapulare  und  Verkündbuch)  und  der  Sterbeprotokolle  von 
Seite  der  Civil-Seelsorge  u.  s.  w.  betreffen.  Wien,  1830.  8.  Supplement- 
blätter hierzu.    Wien,  1831.  8. 

Pfleger  (Scv.),  Die  Matriken  der  Katholiken,  Akatholiken  und  Israe- 
liten.   Wien,  1835.  8. 

Millauer  (Dr.  Max),  Die  Matriken  der  Akatholiken.   Prag,  1830.  8. 

*)  Ges.  9.  April  1870  R.  51  (§  5),  dessen  Bestimmung  wohl  zunächst 
nur  für  die  keiner  gesetzlich  anerkannten  Religionsgesellschaft  angehörenden 
Personen  gelten,  rücksichtlich  der  Meldepflicht  aber  wohl  in  analoger  Weise 
allgemein  anzuwenden  sind. 
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«)  Die  staatlichen  Verwaltungsbehörden  ertheilen  Dispens  von  der 
Vornahme  der  Verkündigung  (§  85—87  a.  b.  G.-B.). 

/?)  Ans  wichtigen  Gründen  kann  die  Landesstelle,  bezw.  das  Mini- 
sterium des  Innern,  die  Nachsicht  von  Ehehindornissen  ertheilen.  (§  83 
a.  b.  G.-B.  und  §  1  M.-Vdg.  1.  Juli  1868  Nr.  80  d.  R.  G.  Bl.) 

y)  Die  Landesstelle  ertheilt  die  Bewilligung  zum  Eheabschluss 
durch  einen  Bevollmächtigten  (§  76  a.  b.  G.-Bl.). 

Bücksichtlich  der  keiner  gesetzlich  anerkannten  Kirche  oder 
Religionsgesellschaft  angehörenden  Personen  nimmt  die  politische  Be- 
zirksbehörde das  Aufgebot  vor  und  die  Erklärung  der  Einwilligung  ent- 
gegen (Ges.  v.  9.  April  L870  Nr.  51.). 

«)  Bei  ungerechtfertigter  Weigerung  des  Seelsorgers  zur  Vornahm« 
des  Aufgebotes  oder  Entgegennahme  des  Ehekonsenses  tritt  nach  dem 
Ges.  v.  25.  Mai  1868  dieselbe  Thätigkeit  des  Staates  auch  hinsichtlich 
der  Angehörigen  anerkannter  Religionsgesellschaften  ein. 

III.  Auf  Grund  der  Entgegennahme  dieser  Meldungen  und  Erklä- 
rungen werden  die  Matriken  geführt,  deren  Einrichtung  durch  das 
Gesetz  vom  20.  Februar  1784  und  die  sich  an  dasselbe  anschliessenden 
Novellen  geordnet  ist 

Der  gegenwärtige  Rechtszustand  ist  folgender: 

Die  Führung  der  Matriken  für  Katholiken  ist  der  Pfarrgeistlich- 
keit übertragen.  Ebenso  ist  dermal  (Verordnung  vom  30.  Jänner  1849) 
die  evangelische  und  griechisch-orientalische  Geistlichheit  für  ihre  Kon- 
fessionsverwandten mit  der  Matrikenfuhrung  betraut,  während  nach  dem 
Gesetze  vom  10.  Juli  1868  die  Matriken  der  Israeliten  durch  oberge- 
richtlich bestellte,  beeidete  Matrikenfuhrer  gefuhrt  werden.  Endlich 
kommt  nach  der  M.-Vdg.  v.  8.  November  1877  Nr.  100  den  Seelsor- 
gern (Pfarrern)  der  altkatholischen  Kultusgemeinden,  sowie  jenen  der 
evangelischen  Brudergemeinde  (Herrnhuter)1)  die  Führung  der  Ma- 
triken in  Ansehung  der  Angehörigen  dieser  Kultusgemeinden  zu.  Bück- 
sichtlich der  keiner  gesetzlich  anerkannten  Keligionsgesellschaft  ange- 
hörenden Personen  erfolgt  die  Matrikenführung  durch  die  politischen 
Bezirksbehörden  (Ges.  v.  9.  April  1870  Nr.  51  R.-G.-B1.).  Es  sind 
drei  verschiedene  Register  (Geburts-,  Ehe-,  Sterberegister)  zu  führen, 
deren  Formular  gleichmässig  bestimmt  ist. 

IV.  Das  Tauf-  (Geburts-)  Buch  enthält  in  der  Regel  acht 
Rubriken: 

a)  Jahr,  Monat  und  Tag  der  Geburt;  b)  die  Hausnummer;  c)  der 
dem  Kinde  beigelegte  Vorname;  d)  das  Geschlecht  des  Kindes;  e)  Vor- 

')  Vdg.  30.  März  1880  R.  40. 

30" 
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und  Zuname  der  Eltern;1)  t)  die  Religion  der  Eltern;  g)  Vor-  und 
Zuname  sowie  Stand  der  Taufzeugen  (Pathen).1) 

V.  Das  Trauungsbuch  hat  folgende  Rubriken  zu  enthalten: 

1.  Jahr,  Monat  und  Tag  der  Trauung;  2.  Nummer  des  Hauses; 

3.  Tauf-  und  Zuname  des  Bräutigams;  3.  Religion  und  Alter  desselben, 
wie  auch  seinen  Stand,  und  die  Vor-  und  Familiennamen  und  den 
Stand  seiner  Eltern;  4.  ob  er  unverheirathet  oder  Wittwer  ist;  5.  Tauf- 
und Zuname  der  Braut;  ihre  Religion  und  ihr  Alter;  dann  ihren  Stand, 
und  den  Vor-  und  Familiennamen  und  Stand  ihrer  Eltern;  6.  ob  sie 
unverheirathet  oder  Wittwe  ist;  7.  Tauf-  und  Zunamen  der  Zeugen  oder 
sogenannten  Beistände  und  ihren  Stand. 

Bei  Ehen,  deren  Abschliessung  ein  Anstand  oder  gar  ein  Hinder- 
nis* entgegenstand,  muss  in  dem  Trauungsbuche  eine  kurze  Erwähnung 
der  im  Pfarrarchive  aufzubewahrenden  Urkunden  geschehen,  durch 
welche  die  Aufhebung  desselben  bewirkt  wurde.  (Hofd.  21.  Mai  1786.) 

VI.  Die  Sterberegister  sind  mit  6  Rubriken  zu  fuhren,  und  zwar: 

1.  Jahr,  Monat  und  Tag  des  Todes;  2.  Hausnummer;  3.  Namen; 

4.  Religion;  5.  Geschlecht,  und  6.  angegebenes  Alter  des  Verstorbenen 

In  dem  Todtenbuche  haben  alle  in  dem  Pfarrbezirke  verstorbenen 
Personen  ohne  Rucksicht  auf  den  Ort  der  Beerdigung  zu  erscheinen. 
Es  müssen  daher  auch  Fremde,  sowie  Diejenigen,  welche  von  dem 


»)  Es  handelt  sich  dabei:  a)  Um  die  Feststellung  der Thatsache,  dass 
die  als  Mutter  des  Kindes  angegebene  Person  wirklich  die 
Kindesmutter  ist.  Diese  Thatsache  ist  durch  Aussage  der  Hebamme 
oder  des  Geburtshelfers  festzustellen.  (Hofkzld.  21.  Oct.  1813  Pol.  G.  S. 
X  41  S.  95.)  b)  Um  die  Konstatirung  des  Namens  der  Mutter  (vgl.  V. 
G.  H.  23.  März  1881  Z.  390).  Der  Umstand,  dass  der  von  der  Kindes- 
muttcr  angegebene  Name  ihr  wahrer  Name  sei,  ist  bei  dem  Seelsorger 
fremden  Personen  durch  Aussage  von  zwei  im  Geburtsbnchc  zu  unterferti- 
genden Personen  zu  konstatiren;  es  ist  übrigens  dort,  wo  die  Mutter  die 
uneheliche  Geburt  ihres  Kindes  eingesteht  und  kein  Anspruch  auf  Eintra- 
gung des  Namens  des  unehelichen  Vaters  gestellt  wird,  den  unehelichen 
Müttern  das  Geheimniss  ihres  wahren  Namens  nicht  zu  entreissen.  Es 
genügt  diessfalls  die  Eintragung  des  angegebeneu  Namens  mit  dem  Zu- 
sätze: „angeblich."  (Hofd.  13.  Jänner  1814  Pol.  G.  S.  X  L.  II  Nr.  7.) 
c)  Um  die  eheliche  oder  uneheliche  Qualität  des  Kindes.  Soll  das  Kind 
als  ehelich  eingetragen  werden,  so  muss  der  Beweis  der  Ehe  erbracht  sein, 
und  bei  einer  noch  nicht  über  sechs  Monate  dauernden  Ehe  ist  die  per- 
sönliche Erklärung  des  Ehegatten  zu  fordern,  dass  er  das  Kind  als  das 
neiuige  anerkenne.  Bei  unehelichen  Kindern  wird  der  Name  der  Mutter, 
der  des  Vaters  aber  nur  danu  eingetragen,  wenn  dieser  ausdrücklich  ein- 
willigt. (§  K>:>  a.  B.-G.-B.) 
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kirchlichen  Begräbnisse  ausgeschlossen  worden  sind,  dahin  eingetragen 
werden.  Selbst  todtgeborene  Kinder  müssen  darin  vorkommen.  Ist 
Jemand  in  einer  andern  Pfarre  begraben  worden,  als  in  welcher  er 
verstorben  war,  so  hat  die  Eintragung  des  Sterbefalls  in  dem  Todten- 
buche  der  einen  und  der  andern  Pfarre  zu  geschehen. 

VII.  In  Betreff  der  Mathkenführung  über  Militärpersonen  gilt 
gegenwärtig  die  Verordg.  vom  24.  Aug.  1878  (A.-V.-B.  S.  205).  In 
Orten  mit  grösserer  Garnison  und  dem  Amtssitze  eines  Militär-Pfarrers 
führt  dieser  die  Militärpfarr-Matrikel.  In  grösseren  Orten  mit  bedeuten- 
der Garnison  sind  Garnisons-Matriken  zu  führen.  In  kleinen  Garni- 
sonsorten trägt  der  Ortspfarrer  die  vorgenommenen  Funktionen  in  seine 
Pfarrmatrikel  ein. 

VIII.  üeber  Geburts-  und  Taufakte,  dann  über  Sterbefälle  auf 
österr.  Kriegs-  und  Handelsschiffen,  sind  unter  Zaziehung  des  Schiffs- 
schreibers und  eines  Zeugen  von  Schifffahrern  Protokolle  aufzunehmen 
und  bei  dem  nächsten  Einlaufen  in  einen  österreichischen  Hafen  den 
Hafenbehörden,  bei  Einlaufen  in  ausländische  Häfen,  in  denen  sich 
österr.  Konsulate  oder  Gesandtschaften  befinden,  diesen  zu  übergeben. 
(Vdg.  25.  Aug.  1860,  Nr.  210,  R.-G.-B1.). 

IX.  Ergänzungen  der  Matriken,  wenn  die  Eintragung  ursprünglich 
aus  Vergessenheit  oder  einer  anderen  Ursache  unterblieben  war,  sowie 
Wiederherstellungen  zerstörter  Blätter  der  Matriken  dürfen  nur  über 
Vertagung  der  politischen  Landesstelle  stattfinden,1)  welche  den  Wort- 
laut des  getreu  aufzunehmenden  Zusatzes  oder  derAenderung  dem  Ma- 
trikenführer mitzutheilen  hat.2) 

In  Fällen  von  Abänderungen  darf  das  Unrichtige  nicht  gelöscht 
oder  ausgestrichen  werden,  sondern  die  Aenderungen  sind  anmerkungs- 
weise beizusetzen.3)  Nur  bei  der  Legitimation  unehelicher  Kinder 
durch  nachfolgende  Ehe  ist  in  zweifellosen  Fällen  eine  Intervention 
der  politischen  Behörde  nicht  nöthig,  wenn  der  Beweis  der  geschehe- 
nen Legitimation  durch  den  Taufschein  in  Verbindung  mit  dem  Trau- 
ungsscheine hergestellt  werden  kann.  Eine  Schwierigkeit  ergibt  sich  , 
jedoch  dann,  wenn  der  uneheliche  Vater  des  legitimirten  Kindes  noch 
nicht  als  solcher  in  der  Matrik  eingetragen  war.  Diese  Schwierigkeit 
behebt  sich  dadurch,  dass  es  dem  unehelichen  Vater  jederzeit  freisteht, 
die  Eintragung  seines  Namens  in  das  Geburtsregister  zu  verlangen, 


i)  Hofkzld.  5.  April  1814  Nr.  799  I.  G.  S. 

Erlass   M.   I.   28.  November    1859  Z.    10901    (Mayerhofe  r 
n.  298.)   Hofd.  21.  October  1796. 
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was  in  Gegenwart  des  Seelsorgers  und  eines  Zeugen  jederzeit  zu  ge- 
statten ist.1) 

§  175. 

Die  Personennamen.2) 

I.  Der  durch  Sitte  eingeführte  Gebrauch  bestimmter  Vor-  und  Zu- 
namen erscheint  dermal  als  ein  Imperativ  der  Ordnungspolizei,  um  jede 
einzelne  Person  vor  allen  andern,  insbesondere  auch  in  rechtlicher  Be- 
ziehung sicher  und  dauernd  zu  unterscheiden. 

Die  Erwerbung  eines  bestimmten  Zunamens  (Geschieht-,  Fami- 
lien-, Stammnamens)  ist  die  Folge  familienrechtlicher  Thatsachen, 
indem  a)  eheliche  Kinder  und  die  denselben  gleichstehenden  den  Namen 
des  Vaters;3)  uneheliche  Kinder  den  Namen  der  Mutter  zu  führen 
haben,4)  und  b)  die  Gattin  den  Familiennamen  des  Mannes  führt. 

Wird  die  Ehe  für  ungültig  erklärt,  so  hat  die  Frau  wieder  den 
Namen  zu  führen,  welchen  sie  vor  Eingehung  der  Ehe  hatte. 

Im  Falle  des  Ablebens  des  Ehegatten  und  nach  rechtsgiltig  ausge- 
sprochener Trennung  behält  die  Frau  den  Namen  ihres  Ehegatten  bis 
zu  ihrem  Tode  oder  bis  zur  Eingehung  einer  neuen  Ehe.5) 


1)  M.  J.  12.  September  1868  Z.  3649  (Maverhofer  II.  299)  und 
Hfkzd.  27.  Juni  1835  Z.  16406  P.  G.  S.  LXIII  Nr.  97. 

2)  Vgl.  Käser  er  über  die  Personennamen  und  deren  Aenderung  nach 
österreichischen  Gesetzen  1879. 

Hermann  über  das  Recht  der  Namensführung  und  Namensänderung. 
Archiv  f.  civ.  Praxis  XLV.  Bd. 

3)  §  146  a.  b.  G.  B. 

4)  Vgl.  Käser  er  a.  m.  a.  0.  Es  ist  zulässig,  dass  die  Aenderung 
des  Geschlechtsnamens  eines  unehelichen  Kindes  von  dem  Staate  in  der 
Art  bewilligt  wird,  dass  das  Kind  statt  des  Geschlechtsnamens  der  Mutter 
den  Familiennamen  des  ausserehelichen  Vaters  führt.  Diese  Bewilligung 
kann  sogar  gegen  den  Willen  der  Mutter  ertheilt  werden  (vgl.  „Oester- 
reichische Zeitschrift  für  Verwaltung,"  IV,  Nr.  20). 

Die  von  einer  verheiratheten  Frauensperson  geborenen  Kinder,  deren 
eheliche  Geburt  mit  Erfolg  angefochten  worden  ist,  führen  den  Geschlcchts- 
namen  der  Mutter.  Als  Gcschlechtsname  der  Mutter  ist  derjenige  Name 
anzusehen,  welchen  sie  vor  ihrer  Verehelichung  führte;  und  hatte  sie  als 
Wittwe  oder  getrennte  Ehefrau  geheirathet,  so  erhält  das  unehelich  zu  be- 
trachtende Kind  den  Geschlechtsnamen  der  Mutter  im  ledigen  Stande. 

5)  Entsch.  des  Ministeriums  des  Innern  vom  20.  März  1870,  Z.  3988 
und  vom  3.  Juni  1871,  Z.  6828  („Oesterreichische  Zeitschrift  für  Verwal- 
tung", IV.  Jahrgang  Nr.  26).  Note  des  Justizministeriums  vom  13.  März 
1870,  Z.  2180  („Oesterreichische  Zeitschrift  für  Verwaltung",  IV.  Jahr- 
gang, Nr.  26). 
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II.  Eine  Aenderung  des  Namens  durch  Wahl  kann  in  drei 
Fällen  stattfinden:1) 

1.  Aus  Anlass  des  Uebertrittes  zur  christlichen  Beligion  nach  er- 
langter und  immatrikulirter  Taufe. 

Zur  Aenderung  des  Geschlechtsnamens  bedarf  es  in  diesem  Falle 
keiner  besonderen  behördlichen  Bewilligung;  es  genügt  das  Vorhanden- 
sein der  Voraussetzung  zur  Namensänderung  nachzuweisen.  Eine  Kund- 
machung der  Namensänderung  erfolgt  nicht,  ist  wenigstens  nicht  vor- 
geschrieben und  nicht  üblich. 

Unzulässig  ist  es,  dass  eine  jüdische  Ehegattin,  welche  znm 
Christenthumo  übertritt,  ohne  dass  die  Ehe  getrennt  wird,  einen  von 
dem  Geschlechtsnamen  des  Ehemannes  verschiedenen  Geschlechtsnamen 
annimmt. 

2.  Mit  der  Standeserhöhung  (Verleihung  eines  Adelsgrades)  kann 
auch  die  Bewilligung  zur  Führung  eines  neuen  Geschlechtsnamens  ent- 
weder als  Zusatz  zu  dem  bisherigen  oder  an  Stelle  desselben  ertheilt 
werden.  Der  Geschlechtsname  heisst  in  diesem  Falle  „Prädikat"  Die 
Verleihung  des  Prädikats  erfolgt  durch  kaiserliche  Entschliessung. 

In  den  Fällen,  in  welchen  das  Prädikat  zu  dem  Geschlechtsnamen 
verliehen  worden  ist,  lässt  die  Sitte  häufig  den  ursprünglichen  Ge- 
schlechtsnamen in  den  Hintergrund  treten,  so  dass  von  der  späteren 
Generation  das  Prädikat  ausschliesslich  statt  des  Geschlechtsnamens 
geführt  wird. 

3.  Endlich  kann  ein  Namenswechsel  in  besonders  rücksichts- 
würdigen Fällen  durch  die  politische  Landesstelle  bewilligt 
werden.2) 

III.  Ebenso  verlangt  der  Staat,  dass  jeder  Staatsbürger  mindestens 
einen  Vornamen  habe,  welcher  in  den  Standesregistern  ersichtlich  zu 
machen  ist  Eine  Aenderung  des  beigelegten  Vornamens  ist  nur  bei 
dem  Üebertritte  zum  Christenthum  möglich,  indem  der  Taufname  des 
TJebertretenden  an  Stelle  seines  frühern  Vornamens  tritt.3)  Eine  will- 
kürliche Aenderung  des  Vornamens  ist  unstatthaft,  weil  das  Gesetz 
nur  die  Aenderung  der  Familiennamen  als  zulässig  erklärt.4) 

!)  Kaserer  a.  a.  0.  S.  28. 

*)  Kais.  Vdg.  20.  Dezember  1848  R.  39.  Vdg.  des  Staatsministeriums 
18.  März  1866  Z.  1482. 

3)  Die  Klosternamen  gelten  nicht  für  das  weltliche  Bereich,  denn  das 
Hofd.  12.  März  1834  P.  G.  S.  LXII.  S.  87  unterscheidet  bei  Verzeich- 
nung des  Klosterqersonales  ausdrücklich  zwei  Rubriken  für  den  Namen: 
„im  Stifte  oder  Kloster*4  und  „in  der  Welt.'* 

*)  Entsch.  M.  I.  9.  Juni  1877  Z.  6953  und  23.  Mai  1873  Z. 
7875. 


Digitized  by  Google 


472    Zweites  Buch.   Regiernngsrecht  des  Österreich.  Staatskörpers. 

§  176. 
Meldewesen. 

Die  Vorschriften  über  das  Meldewesen  sind  lokal  verschieden, 
je  nachdem  es  sich  um  Orte,  in  denen  staatliche  Polizeibehörden  ihren 
Sitz  haben,  oder  nm  andere  Gemeinden  handelt 

Rücksichtlich  derjenigen  Orte,  in  denen  sich  Polizeibehörden  (Di- 
rektionen, exponirte  Kommissäre,  Karinspektionen)  befinden,  wurden 
durch  die  M.-Vdg.  vom  15.  Februar  1857  Nr.  33  des  R-G.-Bl.  die 
bestehenden  Meldevorschriften  aufrecht  erhalten  und  die  politische  Lan- 
desstelle ermächtigt,  im  Bedarfsfalle  die  Vorschriften  nach  dem  Muster 
der  für  Wien  erlassenen  Vorschriften  (Vdg.  vom  16.  Mai  1S49  Nr. 
250  B.-G.-B1.)  zu  modificiren  und  zu  pubüciren.  Die  Meldepflicht  ob- 
liegt daselbst: 

a)  Den  Hauseigentümern,  Administratoren,  und  sonstigen  mit  der 
Verwaltung  eines  Hauses  betrauten  Personen.  Sie  haben  die  mit  den 
Bestandnehmern  vorgehenden  Veränderungen  in  der  vorgeschriebenen  Zeit, 
nämlich  sogleich  an  dem  Tage,  an  dem  die  Partei  einzieht  oder  läng- 
stens bis  9  Uhr  des  andern  Tages  bei  der  Polizeibehörde  anzuzeigen. 

b)  Wenn  jemand  Zimmer  wochen-  oder  monatweise  in  Afterbestand 
verlässt,  oder  Bettgeher  hält,  ist  bei  jedesmaliger  Veränderung  binnen 
24  Stunden  die  Anzeige  zu  erstatten. 

c)  Ebenso  sind  die  zur  Aufnahme  von  Fremden  berechtigten  Gast- 
wirthe  zur  Anzeige  verpflichtet;  ingleichen  die  zur  Beherbergung  von 
Fremden  nicht  berechtigten  Schankhäuser,  welche  ausnahmsweise  einen 
Fremden  über  Nacht  aufnehmen. 

d)  Handwerker,  Künstler,  Meister,  welche  einen  Arbeiter,  Gesellen 
und  dgl.  aufnehmen,  haben  binnen  24  Stunden  die  Anzeige  zu  erstatten. 

An  Orten,  an  welchen  sich  staatliche  Polizeibehörden  nicht  befinden, 
handhabt  der  Gemeinde-Vorsteher  das  Meldungswescn  im  über- 
tragenen Wirkungskreise  unter  Aufsicht  und  Leitung  der  politischen 
Bezirksbehörden.  Es  haben  daher  die  vorgeschriebenen  Meldungen 
an  die  Gemeindevorsteher  zu  erfolgen. 

In  Orten,  wo  sich  Fremde  aufzuhalten  pflegen,  also :  an  Orten,  wo  die 
politische  Bezirksbehörde  ihren  Sitz  hat;  in  den  in  der  Nähe  der  Haupt- 
stadt gelegenen  Orten,  sowie  dort,  wo  sich  industrielle  Etablissements 
von  einiger  Erheblichkeit,  namentlich  Fabriken,  Spinnereien,  Ziegelöfen 
Glashütten,  Zuckerraffinerien,  Bergwerke  n.  dgl.  befinden,  haben  die  zur 
Fremdenbeherbergung  berechtigten  Gastwirthe  über  die  bei  ihnen  über- 
nachtenden Fremden  ein  Fremdenbuch  zu  führen  und  in  der  Regel 
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noch  am  Tage  der  Ankunft  des  Fremden  die  Meldung  zu  machen. 
Ebenso  müssen  an  diesen  Orten  auch  alle  andern  Unterstandgeber  die 
übernachtenden  Fremden  melden.  In  Herbergen  sind  Herbergsproto- 
kolle zu  fuhren. 

Dienstboten,  Gesellen  und  sonstige  Gewerbs-,  Arbeits-  und  Beschäf- 
tigungsgehilfen und  Lehrlinge  müssen  in  allen  Orten  von  Seite  ihrer 
Dienst-  beziehungsweise  Arbeitsgeber  binnen  längstens  drei  Tagen  nach 
ihrem  Eintritt  gemeldet  werden.  Durch  die  M.-Vdg.  vom  2.  April 
1858  Nr.  51  wurden  Üebertretungen  der  Meldungsvorschriften  der  Kom- 
petenz der  politischen  Behörde  zugewiesen.  Da  nach  Art.  VIII.  des 
Gesetzes  vom  23.  Mai  1873  Nr.  119  des  E.-G.-BL  (E.  G.  z.  St. 
P.  0.)  die  ürtheilsfällung  hinsichtlich  aller  im  allgemeinen  Strafgesetz- 
buch vorkommenden  üebertretungen  den  Bezirksgerichten  zusteht,  so 
erscheint  nunmehr  die  den  Verwaltungsbehörden  in  Betreff  der  üeber- 
tretungen der  Meldungsvorschriften  (§  320  a— d)  zugewiesene  Straf- 
kompetenz wieder  aufgehoben.  (E.  d.  obersten  G.-H.  vom  21.  November 
1874  Z  8879.) 

§  177. 
Passwesen. 

Die  Bestimmungen  hierüber  enthalten  die  Verordnungen  vom 
6.  November  1865  Nr.  116  R.-G.-B1.  und  16.  Mai  1867  Nr.  80 
B.-G.-BI. 

Dieselben  umfassen  folgende  Hauptpunkte: 

1.  Inländer  bedürfen  zu  Reisen  im  Inlande  in  der  Regel  einen 
Pass  nicht,  haben  sich  jedoch  mit  Legitimationsurkunden  zu  versehen. 
Als  solche  gelten: 

a)  Die  von  den  Polizeibehörden  bezw.  politischen  Behörden  des 
ordentlichen  Wohnsitzes  auf  die  Dauer  eines  Jahres  festgestellten  Legi- 
timationskarten. 

b)  Dio  durch  Dienstboten-Ordnungen  und  die  Gewerbeordnung  ein- 
geführten Dienstboten-  und  Arbeitsbücher,  sowie  die  für  Bergarbeiter 
und  Aufseher  in  Bergwerken  vorgeschriebenen  Arbeitsbücher,  wenn  sie 
von  der  Polizei-  bezw.  politischen  Behörde  für  die  Dauer  eines  Jahres 
als  Legitimationsurkunden  klausulirt  sind.  Ausnahmsweise  kann  bei 
besonderen  Bedürfnissen  rücksichtlich  vollständig  unbescholtener  Per- 
sonen die  Giltigkeit  dieser  Legitimations-Klausel  auf  drei  Jahre  ausge- 
dehnt werden. 

2.  Zu  Reisen  in  das  Ausland  bedürfen  Inländer  in  der  Regel  eines 
ordnungsmässig  ausgefertigten  Reisepasses,  welcher  in  der  Regel  von 
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der  Polizei-  bezw.  politischen  Behörde  des  ordentlichen  Wohnsitzes 
an  unbedenkliche,  in  dem  betreffenden  Kronlande  heimathsberechtigte 
Personen  auf  die  Dauer  von  höchstens  drei  Jahre  ausgestellt  wird. 
Dem  Landeschef  ist  die  Ertheilung  von  Pässen  vorbehalten: 

a)  wenn  die  Unterbehörden  begründete  Bedenken  gegen  die  Pass- 
ertheilung  erheben; 

b)  wonn  der  Pass  an  eine  zwar  im  Kronlande  wohnende,  aber  in 
einem  andern  Kronlande  heimathsberechtigte  Person  ertheilt  werden 
soll.  Die  Gesandtschaften  sind  ermächtigt,  den  im  Auslande  befind- 
lichen Oesterreichern  die  Pässe  zu  vidiren,  zu  verlängern  oder  auch 
neue  Pässe  zu  ertheilen. 

Die  Ausstellung  von  Pässen  ist  zu  verweigern : 

a)  nicht  eigenberechtigton  Personen,  welche  die  Zustimmung  ihrer 
Vertreter  nicht  beibringen; 

bj  Personen,  die  in  dem  Rechte  zu  Reisen  durch  polizeiliche  oder 
gerichtliche  Verfügungen  beschränkt  sind; 

c)  Stellungspflichtigen  der  ersten  Altersklasse  über  die  Zeit  des 
Beginnes  der  regelmässigen  Stellungsperiode,  sowie  Stellungspflichtigen 
der  zweiten  und  dritten  Altersklasse,  denen  ein  Versäumniss  der  Stel- 
lungspflicht zur  Last  fällt. 

In  der  Regel  darf  der  Reisepass  nur  auf  eine  Person  lauten;  er 
kann  sich  jedoch  unter  Haftung  des  Reisenden  für  die  Identität  auch 
auf  dessen  in  dem  Reisepasse  mit  Vor-  und  Zunamen  und  dem  Ver- 
hältnisse zum  Reisenden  zu  bezeichnende  Begleitung  (Ehegattin,  Kin- 
der, Pflegebefohlene,  minderjährige  Anverwandte,  Gefolge,  Dienerschaft) 
erstrecken. 

Pässe  können  ersetzt  werden: 

a)  durch  Roisecertifikate  für  die  Grenzbewohner  zu  Zwecken  des 
taglichen  Verkehrs  und  zu  kurzen  Lustfahrten. 

b)  Durch  Passkarten,  welche  für  die  Geltungsdauer  eines  Jahres 
von  den  Polizei-Behörden  des  ordentlichen  Wohnsitzes  an  eigenberech- 
tigte, unbedenkliche,  durch  die  Wehrpflicht  nicht  gebundene  Personen 
für  die  dem  deutschen  Passkartenverein  beigetretenen  Staaten  ertheilt 
werden  können. 

c)  Durch  Arbeitsbücher,  welche  von  Fall  zu  Fall  mit  den  für  die 
Reisepässe  vorgezeichneten  Erfordernissen  durch  die  zur  Ausstellung 
der  Reisebewilligung  kompetente  Behörde  zu  versehen  sind. 

3.  Jeder  Ausländer,  welcher  sich  in  den  österr.  Kaiserstaat  begibt, 
mus8  mit  einem  ordnungsmässigen  Reisepasse  oder  einem  hinreichenden 
Personalausweise  über  Vor-  und  Zuname,  Charakter,  Beschäftigung  und 
Zuständigkeitsort  versehen  sein.    Für  den  Grenzverkehr  genügen  ein- 
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fache  Certifikate,  für  die  Angehörigen  der  Staaten  des  Passkartenvereines 
Passkarten.  Souveräne  Fürsten  und  die  Glieder  jener  regierenden  Häuser, 
welche  königliche  Ehren  geniesson,  bedürfen  nebst  den  sie  begleitenden 
oder  einzeln  reisenden  Gemahlinnen  [und  Kindern  für  sich,  ihr  Gefolge 
und  ihre  Dienerschaft  keines  Reisedokumentes.  Ausländer,  die  sich 
über  ihre  Person  und  die  Mittel  zu  ihrem  Unterhalte  nicht  aus- 
weisen können,  sind  nach  dem  Ges.  vom  27.  Juli  1875  Nr.  88 
abzuschieben.  Weist  sich  dagegen  der  Reisende  über  die  Mittel 
seines  Unterhaltes  und  sonst  als  unverdächtig  aus,  so  kann  ihm  bei 
mangelnden  Reiseurkunden  ein  Interimsschein  auf  die  Dauer  von  höch- 
stens 14  Tagen  für  die  Reise  zum  Orte  der  nächsten  politischen  Be- 
hörde ausgesetzt  werden. 

Der  politische  Landeschef  kann  Ausländern,  deren  Reiseurkunde  in 
Verlust  gerathen  ist,  oder  aus  sonst  wichtigen  und  dringenden  Gründen 
einen  Reisepass  zur  Fortsetzung  der  Reise  ins  Ausland  oder  zur  Rück- 
reise gegen  Anzeige  an  die  Ministerien  des  Aeussern  und  des  Innern 
ausstellen. 

4.  Uebertretungen  der  Passvorschriften,  insbesondere  Fälschung  der 
Pässe  und  Personalausweise,  falsche  Angaben,  Ueberlassung  der  Doku- 
mente an  Andere,  sind,  insofern  nicht  der  Thatbestand  eines  krimi- 
nellen Deliktes  vorliegt,  nach  der  kais.  Verordnung  v.  20.  April  1854 
Nr.  96  R.-B1.  polizeilich  zu  bestrafen. 

B.  Kontrolle  des  öffentlichen  Lebens. 

S  178. 

Yereiuspolizei.1) 

I.  Unter  einem  Verein  versteht  man  eine  freiwillige  dauornde  Verei- 
nigung mehrerer  Personen  zur  Erreichung  eines  bleibenden  kollektiven 
Zweckes  mit  einer  bestimmten  Organisation  der  gesellschaftlichen  Kräfte 
und  bestimmten  Regeln  ihrer  Wirksamkeit. 

Zu  unterscheiden  von  den  Vereinen  sind: 

a)  Die  privatrechtlichen  Erwerbsgesellschaften,  bei  denen 
nur  das  Einzelinterosse  der  Mitglieder  der  gemeinsame  Zweck  ist,  während 
ein  Verein  das  kollektive  Interesse  einer  Gesellschaftsgruppe  umfasst  oder 
mit  seinem  Zwecke  sogar  über  die  Mitglieder  hinausreicht.  Privatrecht- 


')  Vgl.  II  u  gel  mann  Studien  zum  österr.  Vereins-  und  Versamm- 
lungsrechte. Graz  1879. 
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liehe  Erwerbsgesellschaften  (Societät,  Aktiengesellschaft,  Gewerkschaft) 
finden  ihre  Bestimmung  in  dem  allgemeinen  Privatrechte,  dann  in  dem 
Handels-  und  Bergrechte;  die  wirth schaftspolizeiliche  Einwirkung  des 
Staates  auf  diese  Erwerbsgesellschaften  normirt  das  kais.  Pak  vom  26. 
November  1852. 

b)  Die  Verwaltungsverbände  für  gewisse  Zwecke,  z.  B.  die 
gewerblichen  Genossenschaften,  die  Bruderladen,  deren  Existenz  nicht 
auf  freiem  Entschlüsse  der  Theilnehmer,  sondern  auf  staatlichem 
Zwange  beruht. 

c)  Aber  ebenso  wenig  gehört  die  Geselligkeit,  d.  h.  die  freie, 
flüchtige  Berührung  der  Personen  und  deren  Umgang  ohne  rechtliche 
Erzwingbarkeit  unter  den  Begriff  des  Vereins. 

d)  Geistliche  Orden  und  Kongregationen,  dann  die  Relionsgesell- 
schaften  können  insoferne  nicht  zu  den  Vereinen  gerechnet  werden,  als 
ihre  Bildung  und  Anerkennung  sich  nicht  nach  den  allgemeinen  Nor- 
men des  Vereinsrechtes  richtet. 

Das  grundgesetzlich  anerkannte  Recht  der  Staatsbürger,  für  erlaubte 
Zwecke  Vereine  zu  bilden,  findet  seine  nähere  Bestimmung  in  dem  Ver- 
einsgesetz vom  15.  November  1867. 

Dasselbe  bestimmt: 

1.  Bei  Bildung  des  Vereines  die  Anzeigepflicht  unter  Vorlage  der 
Statuten,  welche  die  im  §  4  litt,  a— i  des  erwähnten  Gesetzes  auf- 
gezählten Punkte  enthalten  müssen:  a)  den  Zweck  und  die  Mittel; 
b)  die  Bildung  und  Erneuerung;  c)  den  Sitz  des  Vereines;  d)  die 
Rechte  und  Pflichten  der  Vereinsmitglieder;  e)  die  Organe  der  Veroins- 
leitung;  f)  Erfordernisse  gültiger  Beschlussfassungen,  Ausfertigungen 
und  Bekanntmachungen;  g)  Schlichtung  der  Streitigkeiten  aus  dem 
Vereinsverhältnisse;  h)  Vertretung  des  Vereins  nach  Aussen;  i)  Auf- 
lösung desselben. 

2.  Die  Landesbehörde  kann  die  Bildung  eines  Vereines  untersagen, 
wenn  derselbe  nach  seinem  Zwecke  oder  seiner  Einrichtung  gesetz- 
oder  rechtswidrig  oder  staatsgefahrlich  ist.  Die  Frage  der  Staatsge- 
fährlichkeit  ist  kein  Gegenstand  der  blossen  Subsumtion  eines  Tatbe- 
standes unter  eine  Rechtsregel,  sondern  ein  Gegenstand  des  freien  Er- 
messens. (E.  d.  R.  G.  30.  April  1874  Z.  66.) 

3  Der  Vereinsvorstand  hat  seine  Mitglieder  unter  Angabe  ihres 
Wohnortes  und  unter  besonderer  Bezeichnung  derjenigen,  die  den  Verein 
nach  Aussen  vertreten,  binnen  drei  Tagen  nach  ihrer  Bestellung  der 
Behörde  anzuzeigen. 

4.  Die  Vereine  habon  ihre  Rechenschaftsberichte  in  drei  Exem- 
plaren der  Behörde  zu  überreichen. 
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5.  Vereinsversammlungen  sind  mindestens  24  Stunden  vor  ihrer 
Abhaltung  der  Behörde  anzuzeigen,  welche  zu  denselben  einen  Abge- 
ordneten entsenden,  eine  nicht  angemeldete  Versammlung  verbieten  oder 
schliessen,  und  eine  zwar  gesetzmässig  einberufene  Versammlung  bei 
Vorkommen  gesetzwidriger  Vorgänge,  Bedrohung  der  öffentlichen  Ord- 
nung und  Ueberschreitung  des  statutenmäßigen  Wirkungskreises  auf- 
lösen kann. 

6.  Der  Verein  selbst  kann  aufgelöst  werden: 

a)  wenn  er  gesetzwidrige  Beschlüsse  fasst  und  ausfertigt,  die  ent- 
weder mit  dem  Strafgesetze  kollidiren  oder  dem  Vereine  eine  Autorität 
in  Gesetzgebung  oder  Exekutive  anmassen; 

bj  wenn  er  seinen  statutenmäßigen  Wirkungskreis  überschreitet. 
Die  Veranstaltung  einer  Vereinsversammlung  von  Seite  eines  nicht 
politischen  Vereins  mit  erweisbar  politischer  Tendenz,  sowie  das  Statt- 
finden politischer  Reden,  Diskussionen,  Demonstrationen  in  der  Ver- 
einssammlung ist  als  eine  solche  Statutenüberschreitung  anzusehen. 
(E.  d.  R.  G.  25.  Od  1877  Z.  228); 

c)  wenn  der  Verein  überhaupt  den  Bedingungen  seines  rechtlichen 
Bestandes  nicht  mehr  entspricht, 

7.  Die  freiwillige  Auflösung  eines  Vereines  ist  der  Behörde  anzu- 
zeigen. 

ILBesondoren  Beschränkungen  unterliegen  die  politischen  Vereine , 
welche  eine  Einwirkung  auf  die  bestehenden  Staatseinrichtungen  durch 
Besprechung  und  Beschlussfassung  über  Gegenstände  der  Verfassung, 
Gesetzgebung,  Staats-  und  Selbstverwaltung,  über  religiöse  und  sociale 
Tagesfragen  beabsichtigen. 

Die  Beschränkungen  betreffen: 

a)  das  Verbot  der  Aufnahme  von  Ausländern,  Frauenspersonen 
und  Minderjährigen; 

b)  der  Vereinsvorstand  ist  aus  mindestens  fünf  und  höchstens 
zehn  Mitgliedern  zu  bilden; 

c)  die  Vereine  haben  die  Pflicht,  neu  eintretende  Mitglieder  binnen 
drei  Tagen  der  Behörde  anzuzeigen; 

d)  der  Verkehr  politischer  Vereine  unter  einander  durch  Kor- 
respondenz, Abgeordnete,  Verbände  oder  dieselben  Vorstandsmitglieder 
ist  verboten; 

e)  ebenso  das  Tragen  von  Vereinsabzeichen. 

III.  Die  Geschäfte  der  Vereinspolizei  besorgen,  insoweit  nicht  ausdrück- 
lich eine  andere  Bestimmung  getroffen  ist,  die  politischen  Bezirksbe- 
hörden und  an  Orten,  wo  sich  eigene  landosfurstliche  Sicherheitsbehör- 
den befinden,  diese  letzteren. 
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Verletzungen  des  Vereinsgesotzes  sind,  insofern  das  allgemeine 
Strafgesetzbuch  darauf  Reine  Anwendung  findet,  von  den  Gerichten  als 
Uebertretungen  mit  Arrest  bis  zur  Dauer  von  sechs  Wochen  oder  mit 
Geldstrafen  bis  zu  zweihundert  Gulden  zu  bestrafen. 

§  179. 

Versammlungen. 

Unter  einer  Versammlung  versteht  man  die  Zusammenkunft  einer 
Mehrheit  von  Menschen  an  einem  bestimmten  Orte,  um  durch  diese 
Zusammenkunft  einen  einzelnen  kollektiven  Zweck  zu  erreichen.  Es 
ist  daher  eine  bloss  zufällige  Vereinigung  oder  Anhäufung  einer  Mehr- 
zahl von  Personen  ebensowenig  eine  Versammlung,  als  eine  Zusammen- 
kunft, welche  sich  nur  auf  die  augenblicklichen  geselligen,  wirthschaft- 
lichen  oder  persönlichen  Einzelninteressen  der  Anwesenden  bezieht 

1.  Unter  das  Gesetz  vom  15.  November  1867  über  das  Versammlungs- 
recht fallen  nur  allgemein  zugängliche  Versammlungen,  ohne  Beschrän- 
kung auf  geladene  Gäste,  und  Volksversammlungen.  Unter  letztem 
verstehen  wir  jene  Versammlungen,  die  von  vornherein  auf  eine  grössere 
Zahl  von  Theilnehmern  berechnet  und  zur  Erörterung  öffentlicher  Ange- 
legenheiten bestimmt  sind.  Das  Kriterium  einer  unter  das  Gesetz  fal- 
lenden Versammlung  liegt  in  deren  allgemeiner  Zugänglichkeit,  wobei 
die  Form  der  Einladung  (Zeitung,  Maueranschlag,  mündliche  Ausrufung 
briefliche  Einladung  mit  der  Aufforderung  zum  Anwerben  weiterer 
Theilnehmer)  gleichgültig  ist.  Diese  Versammlungen  sind  zu  unter- 
scheiden: in  Versammlungen  in  geschlossenen  Bäumen,  und  in  Ver- 
sammlungen oder  Aufzüge,  welche  unter  freiem  Himmel  abgehalten 
werden  sollen. 

Die  ersteren  sind  von  den  Arrangeuren,  die  aber  nicht  Ausländer 
sein  dürfen,  unter  Angabe  des  Ortes,  der  Zeit  und  des  Zweckes,  wenig- 
stens drei  Tage  vor  der  beabsichtigten  Abhaltung,  schriftlich  anzuzeigen, 
worüber  die  Behörde  eine  Bescheinigung  zu  ertheilen  hat.  Die  letzte- 
ren bedürfen  einer  ausdrücklichen  Genehmigung.  Während  der  Reichs- 
rath oder  ein  Landtag  versammelt  ist,  darf  an  dem  Orte  ihres  Sitzes 
und  in  einem  Umkreise  von  zwei  bis  fünf  Meilen  keine  Versammlung 
unter  freiem  Himmel  gestattet  werden. 

2.  Die  Behörde  hat  Versammlungen  zu  verbieten,  deren  Zweck 
den  Strafgesetzen  zuwiderläuft  oder  deren  Abhaltung  die  öffentliche 
Sicherheit  und  das  öffentliche  Wohl  gefährdet  Wird  gegen  ein  derar- 
tiges Verbot  die  Klage  bei  dem  Reichsgerichte  eingebracht,  so  hat  sich 
dessen  Kognition  auf  die  Frage  zu  beschränken,  ob  der  Behörde  solche 
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Thatsachen  vorlagen,  ans  denen  sie  für  sich  die  Besorgniss  ableiten 
konnte,  —  keineswegs  hat  aber  das  Reichsgericht  zu  prüfen,  ob  diese 
Thatsachen  so  beschaffen  waren,  dass  die  Besorgniss  begründet  war, 
da  dies  eine  Frage  des  administrativen  Ermessens  ist.  (E.  d.  R.  G. 
30.  April  1875  Z.  116). 

3.  Die  Behörde  kann  in  die  Versammlung  einen  oder  mehrere 
Abgeordnete  entsenden,  denen  ein  angemessener  Platz  in  der  Ver- 
sammlung nach  ihrer  Wahl  eiuzuräumen  und  auf  Verlangen  Auskunft 
über  die  Person  der  Antragsteller  und  Redner  ertheilt  werden  muss. 

4.  Bewaffnete  dürfen  an  Versammlungen  nicht  Theil  nehmen. 
Adressen  und  Petitionen,  welche  von  Versammlungen  ausgehen,  dürfen 
von  nicht  mehr  als  zehn  Personen  überbracht  werden. 

5.  Eine  Versammlung  kann  aufgelöst  werden: 

a)  Wenn  sie  gegen  ein  ausdrückliches  Verbot  veranstaltet  worden  ist; 

b)  wenn  in  derselben  gesetzwidrige  Vorgänge  vorkommen  oder  die 
öffentliche  Ordnung  bedroht  wird. 

Die  Auflösungsverfügung  enthält  das  Verbot  an  sämmtliche  Theil- 
nehmer,  weiter  zu  berathen  und  den  Befehl,  sogleich  auseinander  zu 
gehen.  Dieser  Befehl  kann  durch  physischen  Zwang  gegen  die  Theil- 
nehmer  durchgesetzt  werden. 

6.  Verletzungen  dieses  Gesetzes  sind,  insoferne  das  allgemeine 
Strafgesetzbuch  darauf  keine  Anwendung  findet,  von  den  Gerichten  als 
Uebertretung  mit  Arrest  bis  zu  sechs  Wochen  oder  mit  Geldstrafe  bis 
zu  200  fl.  zu  ahnden. 

7.  Unter  Behörde  im  Sinne  des  Gesetzes  über  das  Versammlungs- 
recht i8t  zu  verstehen: 

a)  an  Orten,  wo  sich  eine  landesfurstliche  Sicherheitsbehörde  be- 
findet, diese  Behörde; 

b)  am  Sitze  der  politischen  Landesstelle,  wenn  sich  daselbst  keine 
landesfurstliche  Sicherheitsbehörde  befindet,  die  Landesstelle,  und  an 
allen  andern  Orten  die  politische  Bezirksbehörde. 

8.  Von  der  Anmeldungspflicht  und  der  Kontrolle  durch  die  Behörde 
sind  ausgenommen: 

a)  Versammlungen  der  Wähler  zu  Wahlbesprechungen,  dann  zu 
Besprechungen  mit  den  gewählten  Abgeordneten  in  geschlossenen 
Räumen  zur  Zeit  der  ausgeschriebenen  Wahlen.  Die  Zeit  der  ausge- 
schriebenen Wahlen  umfasst  einen  längeren,  von  der  Wahlausschrei- 
bung bis  zur  Beendigung  des  Wahlgeschäftes  in  allen  Wählergruppen 
und  Wahlbezirken  des  Landes  dauernden  Zeitraum  (R.  G.  26.  Okt. 
1872  Z.  147). 

b)  OeffenÜiche  Belustigungen,  Hochzeitszüge,  volksgebräuchliche 
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Feste  und  Aufzüge,  Leichenbegängnisse,  Prozessionen,  Wallfahrten,  so 
wie  sonstige  Aufzuge  zur  Feier  eines  gesetzlich  anerkannten  Kultus, 
wenn  sie  in  hergebrachter  Art  stattfindet. 

§  180. 
Presspolizei.1) 

Die  Presspolizei  bezieht  sich  einerseits  auf  die  Begelung  und 
Ueberwachung  des  Pressgewerbes,  andererseits  auf  die  Massnahmen  zur 
Verhütung  von  Pressdelikten  und  möglichst  rasche  Repression  began- 
gener Delikte  (Presspolizei  im  engern  Sinne). 

I.  Die  Pressgewerbepolizei  gibt  dem  Staat  das  Recht: 

1.  Die  Pressgewerbe  an  eine  Koncession  zu  binden.  Unter  Press- 
gewerbe versteht  man  die  Gewerbe,  die  auf  mechanischem  oder  chemi- 
schem Wege  literarische  oder  artistische  Produkte  vervielfältigen,  oder 
Handel  mit  denselben  treiben;  dann  die  Unternehmung  von  Lese- 
kabinetten und  Leihanstalten.  Die  Ertheilung  dieser  Koncession 
ist  insoferne  an  erschwerte  Bedingungen  geknüpft,  als  Pressgewerbe  in 
der  Regel  nur  in  Orten,  in  denen  eine  landesrurstliche  Bezirks-  oder 
fcicherheitsbehörde  ihren  Sitz  hat,  betrieben  werden  dürfen,  und  die  Er- 
theilung der  Koncession  nicht  in  den  Wirkungskreis  der  gewöhnlichen 
Gewerbsbehörden,  sondern  in  jene  der  Landesbehörden  fallt  Soll  aus- 
nahmsweise ein  Pressgewerbe  in  einem  andern  Orte  betrieben  werden, 
so  ist  dazu  die  Koncession  des  Ministers  des  Innern  nöthig.  Von 
diesem  verschärften  Koncessionssystem  gibt  es  drei  Ausnahmen: 

a)  Autoren  können  ihre  Werke  in  Selbstverlag  nehmen  und  ohne 
besondere  Koncession  in  einem  der  Behörde  anzuzeigenden  Lokale 
verkaufen. 

b)  Das  Recht  der  Herausgabe  einer  periodischen  Druckschrift  ent- 
hält zugleich  das  Recht  zum  Verlage  und  Verkaufe,  darf  aber  staate- 
gTundgesetzlich  nicht  an  eine  Koncession  gebunden  werden. 

c)  Der  Verkauf  von  Schulbüchern,  Kalendern,  Heiligenbildern,  Ge- 
beten und  Gebetbüchern  ist  durch  eine  einfache  Licenz  der  Polizeibe- 
hörde gestattet 

2.  Der  Hausirhandel  mit  Druckschriften  ist  unbedingt  untersagt; 
ebenso  das  Ausrufen,  Vertheilen  und  Feilbieten  ausserhalb  der  dazu 
bestimmten  Lokale.  Hausiren  mit  Druckschriften  und  Feilbieten  der- 
selben schliessen  allerdings  den  Begriff  der  entgeltlichen  Weiterver- 
breitung in  sich;  Ausrufen  und  Vertheilen  sind  auch  dann  strafbar, 


')  Dr.  F.  v.  Liszt,  Lehrbuch  des  österr.  Pressrechtes.    Leipzig  1878. 
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wenn  der  Thäter  damit  nicht  die  Absicht  eines  Erwerbes  verknüpft 
(PI.  E.  d.  0.  G.  H.  24.  Sept  1876  Z.  8593). 

3.  Das  Sammeln  von  Subskribenten  nnd  Pränumeranten  durch 
Personen,  welche  nicht  durch  einen  von  der  Sicherheitsbehörde  ausge- 
stellten Erlaubnissschein  berechtigt  sind,  ist  verboten. 

4.  Das  Anschlagen  und  Aushängen  von  Druckschriften  in  den 
Strassen  oder  an  andern  öffentlichen  Stellen  ist  von  der  Bewilligung  der 
Sicherheitsbehörde  abhängig.  Ausgenommen  hiervon  sind  blos  Druck- 
schriften von  rein  örtlichem  oder  gewerblichem  Interesse,  als:  Theater- 
zettel, Ankündigung  öffentlicher  Lustbarkeiten,  von  Vermiethungen  und 
Verkäufen  u.  s.  w. 

5.  Bei  Herausgabe  einer  wenigstens  einmal  im  Monate,  wenngleich 
in  ungleichen  Zwischenräumen,  erscheinenden  periodischen  Druckschrift 
verlangt  das  Pressgesetz  vorläufige  Anmeldung  bei  dem  Staatsanwalt 
nnd  der  landesfürstlichen  Sicherheitsbehörde  des  Bezirkes,  in  dem  der 
Ort  der  Herausgabe  liegt,  um  den  Nachweis  herzustellen,  dass  jene 
Bedingungen  erfüllt  sind,  an  die  das  Gesetz  die  Berechtigung  zur  Her- 
ausgabe knüpft,  und  um  der  Behörde  den  nöthigen  Ueberblick  über  die 
periodischen  Druckschriften  zu  verschaffen.  Die  Anzeige  soll  ent- 
halten: 

a)  Titel,  Zeitabschnitt  des  Erscheinens  und  Programm. 

b)  Namen  und  Wohnort  des  Redakteurs  unter  Nachweis  der  ge- 
setzlichen Qualifikation  (Staatsbürgerschaft,  Wohnsitz  am  Orte  der  Aus- 
gabe, Vollbesitz  der  bürgerlichen  Ehre). 

c)  Namen  und  Wohnort  des  Druckers,  Herausgebers  und  Verlegers. 
Jeder  Wechsel  in  diesen  Verhältnissen  ist  gleichfalls  anzuzeigen. 

6.  Periodische  Druckschriften  unterliegen  besonderen  pressrechtlichen 
Bestimmungen.  Abgesehen  von  der  erwähnten  Anzeigepflicht  unter- 
liegen dieselben  der  Verpflichtung: 

a)  zum  Kautionserlage  bei  Eintritt  der  Voraussetzungen  des  §  13 
P.-G. ; 

b)  zur  Hinterlegung  der  Probeexemplare  mit  Beginn  der  Austheilung ; 

c)  zur  Ablieferung  eines  Pflichtexemplares  an  den  Chef  des  Ver- 
waltungsgebietes (§  18); 

d)  zur  Entrichtung  des  Zeitungsstempels; 

e)  zur  Aufnahme  von  amtlichen  Erlässen; 

f)  endlich  unterliegen  sie  dem  Berichtignngszwange. 

n.  Die  Presspolizei  im  engern  Sinne  umfasst  folgende  Zwecke: 
1.  Die  Verhütung  von  Pressdelikten.    Diesem  Zwecke  dient  die 

Verpflichtung  zur  Ablieferung  von  Probeexemplaren,  um  die  rechtzeitige 

Beschlagnahme  zu  ermöglichen  (§  17  P.  G.). 

Ulbrich,  Oesterreich.  StMttreoht.  31 
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2.  Die  Repression  des  Fortwirkens  des  durch  die  Presse  begangenen 
Deliktes.   Diesem  Zwecke  dient: 

a)  Die  polizeiliche  Beschlagnahme  der  Druckschrift,  welche 
die  Sicherheitsbehörde  aus  eigener  Initiative  oder  über  Requisition  der 
Staatsanwaltschaft  vornehmen  kann,  wenn  entweder  die  Druckschrift 
ihrem  Inhalte  nach  ein  Offizialdelikt  begründet,  oder  gegen  die  Vor- 
schriften des  Pressgesetzes  verbreitet  wurde.  Diese  Beschlagnahme  ist 
binnen  drei  Tagen  gerichtlich  zu  rechtfertigen. 

b)  Der  Berichtigungszwang.  Derselbe  begründet  die  Verpflich- 
tung der  periodischen  Presse,  auf  Verlangen  der  Betheiligten  eine  Be- 
richtigung der  von  ihr  mitgetheilten  Thatsachen  nnter  gewissen  Voraus- 
setzungen aufzunehmen,  um  dem  Angegriffenen  Gelegenheit  zu  geben, 
ohne  Verzug,  an  derselben  Stelle,  wo  der  Angriff  stattgefunden  hatte, 
vor  demselben  Publikum,  vor  dem  der  Gegner  gesprochen  hatte,  seine 
Verteidigung  zu  fuhren.   Es  ist: 

a)  Voraussetzung  des  Eintrittes  des  Berichtigungszwanges  die 
Mittheilung  einer  unrichtigen  Thatsache  durch  die  Presse. 

ß)  Subjekt  des  Berichtigungszwanges  ist  eine  Behörde  oder  eine 
physische  oder  juristische  Privatperson. 

y)  Die  Berichtigung  ist  in  das  nächst  erscheinende  Blatt  oder 
Heft  und  zwar  sowohl  bezüglich  des  Ortes  der  Einreihung  als  bezüg- 
lich der  Schrift  oder  der  Lettern  ganz  in  derselben  Weise  aufzunehmen, 
in  welcher  der  zu  berichtigende  Artikel  zum  Abdruck  gebracht  wor- 
den ist 

Die  Berichtigung  ist  unverändert  und  ohne  jede  Einschaltung 
und  «)  bei  amtlichen  Berichtigungen  stets  unentgeltlich,  bei  nicht 
amtlichen  insofern  unentgeltlich  aufzunehmen,  als  der  Umfang  derselben 
das  zweifache  Mass  desjenigen  Artikels,  gegen  den  die  Berichtigung 
gerichtet  ist,  nicht  überschreitet. 

5)  Die  grundlose  Weigerung  der  Aufnahme  der  Berichtigung  bilde 
eine  mit  Geldstrafen  bis  200  fl.  und  mit  Einstellung  des  Blattes  bis 
zur  Erfüllung  der  Verpflichtung  zu  ahndende  Pressübertretung. 

3.  Eine  dritte  Kategorie  presspolizeilicher  Normen  hat  den  Zweck, 
den  Thäter  und  Thatort  von  Pressdelikten  zu  konstatiron. 

a)  Der  §  9  P.-G.  verlangt  bei  nicht  periodischen  Druckschriften 
Angabe  des  Druckortes,  des  Namens  oder  der  Firma  des  Druckers  und 
Verlegers.  Ausgenommen  von  dieser  Bestimmung  sind  bloss  Druck- 
schriften, die  den  Bedürfhissen  des  Gewerbes,  Verkehres,  des  häuslichen 
und  socialen  Lebens  dienen  sollen  z.  B.  Formulare,  Preiszettel,  Visit- 
karten, Frachtbriefe,  Wechsel,  Kassenzettel,  Kourszettel,  Fakturen,  Ver- 
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Sendungslisten,  Rechnungsabschlüsse,  Etiquetten,  Einladungs-,  Verlo- 
bungs-,  Vermählungsanzeigen  u.  s.  w. 

b)  Bei  periodischen  Druckschriften  muss  ausserdem  auf  jeder 
Nummer  der  Name  eines  verantwortlichen  Bedakteure  genannt  werden. 

4.  Kautionspflicht  tritt  nach  §  13  P.-G.  für  den  Herausgeber  jeder 
periodischen  Druckschrift  ein,  welche  öfter  als  zweimal  in  einem  Mo- 
nate erscheint  und,  sei  es  auch  nur  nebenher,  die  politische  Tagesge- 
schichte behandelt,  oder  politische,  religiöse  oder  sociale  Tagesfragen 
bespricht  Durch  die  Kautionspflicht  soll  das  Erscheinen  kleiner,  nicht 
mit  dem  genügenden  Kapital  ausgerüsteter  Zeitungen  verhindert  wer- 
den ;  es  soll  die  Einbringung  der  verhängten  Geldstrafen  gesichert  und 
die  Nebenstrafe  des  Kautionsverfalls  möglich  gemacht  werden. 

§  181. 

Die  Theaterpolizei.1) 

Theatralische  Vorstellungen  dürfen  in  der  Regel  nur  in  Theater- 
gebäuden oder  in  hiezu  bestimmten  concessionirten  Räumlichkeiten 
stattfinden.  Zur  Errichtung  eines  stehenden  Theaters  muss  die  höchste 
Bewilligung  eingeholt  werden.  Unternehmer  theatralischer  Vorstellungen 
bedürfen  einer  persönlichen  Concession,  deren  Ertheilung  dem  Landes- 
chef vorbehalten  ist  Ausnahmsweise  Bewilligungen  zu  einzelnen  Vor- 
stellungen von  Dilettanten  ertheilt  der  Bezirkshauptmann,  oder  in 
Städten,  wo  Polizeidirektionen  bestehen,  der  Polizei-Direktor.  Jede 
Bühnenproduktion  bedarf  vor  ihrer  ersten  Aufführung  der  Bewilligung 
der  Statthalterei.  Die  erlangte  Aufführungsbewilligung  ist  nur  für  den 
Unternehmer  und  die  Bühnen  giltig,  die  ausdrücklich  in  derselben  ge- 
nannt sind ;  nur  Bühnenwerke,  welche  mit  erlangter  Bewilligung  bereits 
auf  der  Bühne  der  Kronlandeshauptstadt  zur  Darstellung  gelangt  sind, 
bedürfen  zu  einer  weiteren  Aufführung  an  einer  andern  Bühne  desselben 
Kronlandes  keiner  neuerlichen  Bewilligung.  Die  ertheilte  Aufführungs- 
bewilligung kann  jederzeit  aus  Gründen  der  öffentlichen  Ordnung  zurück- 
genommen werden.  Einzelne  anstössige  Abweichungen  von  dem  ge- 
nehmigten Texte  eines  Bühnenwerkes,  sowie  Aergerniss  gebende  Un- 
anständigkeiten in  der  Darstellung  werden  mit  Geldbussen  polizeilich 
geahndet 


*)  Vdg.  25.  November  1850  R.  454. 
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C.  Abwehr  von  Staatsverbrechen. 

S  182. 

Im  Allgemeinen.1) 

I.  Der  Schutz  des  Staates  und  seiner  Organe  liegt  in  dem  Strafrechte, 
welches  Hochverrath  (§  58—62  St.  G.  B.),  Störung  der  Öffentlichen  Ruhe 
(§  65  St  G.  B.),  Aufstand  und  Aufruhr  (§  68—75  St  G.  B),  gewaltsames 
Handeln  gegen  eine  von  der  Regierung  zur  Verhandlung  öffentlicher 
Angelegenheiten  berufene  Versammlung,  gegen  ein  Gericht  oder  eine 
andere  Öffentliche  Behörde  (§  76  St  G.  B.);  ferner  den  Auflauf  (§  279), 
geheime  Gesellschaften  (§  285),  Herabwürdigung  behördlicher  Ver- 
fügungen und  Aufwieglung  (§  300),  die  Aufforderung  zu  grundlosen 
Beschwerden  (§301),  die  Aufreizung  zu  Feindseligkeiten  gegen  Nationa- 
litäten, Religionsgenossenschaften,  Körperschaften  u.  dgl.  (§  302);  die 
öffentliche  Herabwürdigung  der  Einrichtungen  der  Ehe,  der  Familie,  des 
Eigenthums  oder  die  Gutheissung  von  ungesetzlichen  oder  unsittlichen 
Handlungen  (§  308);  gesetzwidrige  Verlautbarungen  (§  309)  und  Samm- 
lungen oder  Subskriptionen  zur  Vereitlung  der  Folgen  einer  strafbaren 
Handlung  (§  310)  mit  kriminellen  Strafen  bedroht. 

II.  Überdiess  können  zur  Erhaltung  der  Autorität: 

1.  demonstrative  Handlungen  gegen  die  Regierung,  wodurch  Ab- 
neigung gegen  dieselbe  oder  Geringschätzung  ihrer  Anordnungen  aus- 
gedrückt werden  soll,  nach  §  11  des  kais.  Pat  vom  20.  April  1854 
Nr.  96  R.  G.  B.  polizeilich  geahndet  werden. 

2)  Dasselbe  gilt  rücksichtlich  ungestümen  oder  beleidigenden  Be- 
nehmens gegen  öffentliche  Funktionäre  und  beleidigender  Schreibweise 
in  Eingaben  (§  12  litt,  a— c.  kais.  Pat  v.  20.  April  1854  Nr.  96 
B.  G.  Bl.). 

III.  Die  Aufgabe  der  Polizei  besteht  vorzugsweise  darin,  die  straf- 
baren Bestrebungen  zu  ermitteln,  deren  Urheber  ausfindig  zu  machen,  um 
sie  dem  Gerichte  zur  Anzeige  zu  bringen  oder  zu  überliefern. *) 

Eine  besondere  Aufgabe  der  Polizei  erwächst  in  der  Verhinderung 
und  Unterdrückung  von  Zusammenrottungen  mehrerer  Menschen,  insofern 
diese  Massenbewegung  entweder  von  vornherein  auf  einen  erkennbaren 
rechtswidrigen  Zweck  gerichtet  ist,  oder  wenigstens  in  derselben  eine 
Gefährdung  der  Rechtsordnung  liegt. 


l)  Pözl,  Bair.  Yerw.-Recht  S.  278. 
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Gegenüber  der  elementaren  Gewalt  der  Masse  erscheint  die  Sicher- 
heitspolizei berechtigt  und  sogar]  berufen,  nach  ihrem  Ermessen  gleich- 
falls materielle  Gewalt  anzuwenden.1)  Die  Massregeln  der  Sicherheits- 
polizei können  bestehen: 

a)  In  Anordnungen,  welche  die  freie  Bewegung  der  Einzelnen 
hemmen.2) 

b)  In  der  Aufforderung  auseinander  zu  gehen  und  Anwendung  mecha- 
nischer Gewalt  bei  Nichtbeachtung  der  Verfügung. 

In  diesen  Fällen  erwächst  für  die  Polizei  die  Aufgabe,  Militär- 
assistenz zu  requiriren,  wenn  die  gütlichen  Mittel  der  Belehrung,  Er- 
mahnung, Warnung  und  Drohung  erschöpft  sind. 

Das  Assistenz  leistende  Militär  ist  nach  der  a.  h.  Entschliessung 
vom  27.  August  1844  zum  Waffengebrauche  berechtigt,  wenn 

a)  der  Civilkommissär  selbst  sein  ferneres  abwehrendes  Einschreiten 
als  unfruchtbar  oder  unzulänglich  darstellt  und  daher  zum  Waffenge- 
brauche auffordert,  und 

b)  wenn  das  Militär  thätlich  angegriffen  wird. 

§  183. 

Verhängnng  des  Ausnahmszustandes. 

1.  Bei  Bedrohung  des  Staates  durch  einen  äussern  Feind  oder 
durch  eine  Volksbewegung  im  Innern  kann  eine  Suspension  der  Staats- 
grundgesetzlich  gewährleisteten  Freiheitsrechte  eintreten  (S.  401). 

Diese  Massregel  kann  sich  beziehen: 

a)  Auf  die  Suspension  des  Gesetzes  zum  Schutze  der  persönlichen 
Freiheit  vom  27.  Oktober  1862.  Dadurch  wird  die  Frist  zur  Abgabe 
des  polizeilich  Verhafteten  an  das  zuständige  Gericht  auf  acht  Tage 
erweitert,  —  die  Entlassung  gegen  Kaution  wird  ausgeschlossen;  die 
Sicherheitsbehörden  erlangen  eine  diskretionäre  Gewalt  zur  Ausweisung 
von  Personen  aus  dem  vom  Ausnahmszustand  besetzten  Gebiete  oder 
zur  Konfinirung  derselben  innerhalb  dieses  Gebietes  in  ihrer  Zuständig- 
keitsgemeinde. 

b)  Auf  die  Suspension  des  Gesetzes  zum  Schutze  des  Haus- 
r echte 8.  Dadurch  wird  die  Vornahme  von  Hausdurchsuchungen  ohne 
richterlichen  Befehl  gestattet 


*)  Stein,  Innere  Verwaltungslehre  m.  TheiL  S.  120. 
*)  Absperrung  von  Strassen,  Schliessung  der  Läden,  Verbot  das  Ilaus 
m  verlassen  (§  281  allg.  St.  G.  B.). 
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c)  Auf  die  Suspension  des  Vereinsrechtes.  Es  dürfen  sich 
keine  neuen  Vereine  bilden;  die  bestehenden  Vereine  dürfen  keine  oder 
nur  unter  besonderen  von  der  Behörde  zu  bestimmenden  Bedingungen 
Versammlungen  abhalten  und  ihre  Thätigkeit  fortsetzen.  Auch  kann  die 
Behörde  zu  Sitzungen  und  Versammlungen  der  nicht  unter  das  Oes.  v. 
15.  November  1867  fallenden  Vereine  einen  Kommissär  entsenden,  der 
bei  Ueberschreitung  des  statutenmäßigen  Wirkungskreises  die  Sitzung 
oder  Versammlung  schliessen  kann. 

d)  Es  dürfen  keine  Versammlungen  im  Sinne  des  Ges.  v. 
15.  November  1867  abgehalten  werden,  und  auch  die  Abhaltung  von 
Versammlungen,  die  nicht  unter  dieses  Gesetz  fallen,  ist  von  einer  vor- 
läufigen Genehmigung  abhängig. 

e)  Rücksichtlich  der  Presse  findet  Einstellung  von  Druckschriften 
und  von  Pressgewerben,  die  Erlassung  administrativer  Postverbote  und 
eine  verschärfte  Kontrolle  von  Presserzeugnissen  statt. 

2)  Im  Falle  eines  Aufruhrs  kann  das  standrechtliche  Ver- 
fahren stattfinden,  wenn  die  übrigen  gesetzlichen  Mittel  zu  dessen 
Unterdrückung  nicht  ausreichen.  Die  Erklärung,  dass  die  Notwendig- 
keit des  Standrechtes  vorhanden  sei,  steht^  dem  Landeschef  imEin- 
verständnisse  mit  dem  Präsidenten  des  Gerichtshofes 
zweiter  Instanz  und  mit  dem  Oberstaatsanwälte  zu.  Wenn 
jedoch  Gefahr  auf  dem  Verzuge  haftet,  ist  auch  der  Vorsteher  der  poli- 
tischen Bezirksbehörde  berechtigt,  diese  Erklärung  im  Einverständnisse 
mit  dem  Präsidenten  des  Gerichtshofes  erster  Instanz  und  dem  Staats- 
anwälte zu  erlassen. 

Ausserdem  kann  das  standrechtliche  Verfahren  auch  dann  angeordnet 
werden,  wenn  in  einzelnen  oder  mehreren  Bezirken  Mord,  Raub,  Brand- 
legung oder  das  im  §  85  des  Strafgesetzes  vorgesehene  Verbrechen 
der  öffentlichen  Gewaltthätigkeit  in  besonders  gefahrdrohender  Weise 
um  sich  greifen.  Das  Erkenntniss  über  die  Notwendigkeit  der  An- 
wendung des  Standrechtes  steht  in  solchen  Fällen  dem  Minister  des 
Innern  im  Einverständnisse  mit  dem  Justizminister  zu.1) 


*)  §  429  und  430  St.  P.  0.  23.  Mai  1873. 
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D.  Die  Sittenpolizei. 

§  184. 
Begriff. 

Die  Sittenpolizei  hat  die  Aufgabe,  jenen  Handinngen  vorbeugend 
und  hemmend  entgegenzutreten,  welche: 

a)  durch  ihre  Widerwärtigkeit,  Rohheit  und  Gemeinheit  Abscheu 
und  Öffentliches  Aergerniss  erregen,  oder 

b)  sonst  durch  den  in  ihnen  hegenden  Anreiz  zu  Unordnungen 
und  Ausschweifungen  gefährdend  wirken.  *) 

Eine  Reihe  solcher  Handlungen  ist  unter  die  kriminellen  Vergehen 
und  Uebertretungen  gegen  die  öffentliche  Sittlichkeit  eingereiht  worden.  *) 
Rücksichtlich  dieser  Handlungen  können  die  Polizeibehörden  somit 
lediglich  die  Funktionen  der  gerichtlichen  Polizei  ausüben. 

Ergänzend  zum  kriminellen  Sittenstrafrecht  tritt  aber  das  polizei- 
liche Sit  tens  trafrecht,  indem  die  Polizeibehörde  unter  den  er- 
wähnten Voraussetzungen  auch  solche  Handlungen,  die  nicht  im  allge- 
meinen Strafgesetzbuche  mit  Strafe  bedroht  sind,  die  aber  eine  Ge- 
fährdung der  Sittlichkeit  enthalten,  unter  Androhung  von  Polizeistrafen 
verbieten  kann. 

Nicht  minder  hat  die  Polizei  auf  diesen  Gebieten  ein  besonderes 
Verfögungs-  und  Zwangsrecht,  um  verbotswidrig  herbeigeführte  Zustände 
zu  beseitigen  oder  die  Fortsetzung  des  unziemenden  Verhaltens  zu 
hemmen. 

Ihre  Grenze  findet  die  Sittenpolizei  in  den  Freiheitsrechten  der 
Persönlichkeit.  Sie  hat  kein  Recht,  unberufener  Weise  in  das  Innere  des 
individuellen  Lebens,  in  den  Kreis  des  Hauses  und  der  Familie  einzu- 
dringen; sie  mus8  Unordnungen,  die  der  Einzelne  sich  in  seinem  Privat- 
leben erlaubt,  oder  die  im  Kreise  der  Familie  vorkommen,  dem  Gewissen 
des  Einzelnen  oder  der  häuslichen  Zucht  überlassen. 

§  185. 

Hauptgebiete  der  Sittenpolizei. 

I.  Als  Hauptgebiete  der  Sittenpolizei  erscheinen: 

a)  Die  Beseitigung  häuslicher  Unordnungen; 

b)  Die  Beseitigung  des  polizeiwidrigen  Verhaltens  an  öffentlichen 
Orten; 

*)  Vgl.  §  500  St.  G.  B. 

*)  Xffl.  Hptst  des  H.  Th.  des  allg.  St.  G.  B.  (§§  500—525). 
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c)  Die  Bekämpfung  der  Spielsacht; 

d)  Die  Polizei  öffentlicher  Vergnügungen; 
.    e)  Die  Bekämpfung  der  Trunkenheit; 

f)  der  Unzucht;  und 

g)  der  Thierquälerei. 

II.  Zur  Beseitigung  häuslicher  Unordnungen,  als:  Verletzung 
der  elterlichen  Autorität,  der  ehelichen  Treue,  unziem  enden  Benehmens 
der  Dienstleute  hat  die  Polizei  nur  insoweit  einzugreifen,  als  dies  von 
Eltern,  Ehegatten,  Verwandten,  Vormündern,  Dienstgebern  verlangt 
wird.   Die  Polizeibehörden  können: 

a)  obrigkeitlichen  Beistand  zur  Zurückbringung  flüchtiger  Kinder 
bieten.1) 

b)  Sie  können  durch  Mahnungen  einer  Ehegattin,  die  sich  weigert, 
dem  Manne  in  seinen  Wohnsitz  zu  folgen,  die  Rechts Widrigkeit  ihres 
Verhaltens  vorhalten;  die  Anwendung  von  Zwang  zur  Rückkehr  liegt 
aber  nicht  im  Wirkungskreise  der  Polizeibehörden.2) 

c)  Ebenso  steht  denselben  zu  im  Gebiete  der  Gesindepolizei:  die  An- 
wendung von  Polizeistrafen  gegen  Dienstboten  wegen  Kontraktsbruches, 
und  von  Zwangsmitteln  zum  Dienstantritt  oder  zur  Rückkehr.3) 

m.  Störung  der  Ordnung  an  öffentlichen  Versammlungsorten 
oder  Verletzung  des  Anstandes  z.  B.  in  Hörsälen,  Ballsälen,  Wirths- 
und  Kaffeehäusern,  auf  Eisenbahnen  und  Dampfschiffen  kann,  abgesehen 
von  persönlicher  Hinausweisung,  mit  Ordnungsbussen  von  1  bis  100  fl 
oder  Arrest  von  6  Stunden  bis  14  Tagen  geahndet  werden  (Kais. 
Vdg.  v.  20  April  1854  Nr.  96  R.  G.  BL). 

IV.  Die  Spielpolizei  gehört  dem  Strafrechte  an  (§  522  St.  G.); 
nur  durch  die  Gewerbepolizei  tritt  der  Staat  präventiv  ein,  indem  er 
das  Halten  von  Spielen  als  einen  Theil  des  Gastgewerbes  erklärt  und 
von  besonderen  Koncessionen  abhängig  macht. 

V.  Die  Polizei  öffentlicher  Vergnügungen  bindet: 

a)  Tanzmusiken,  öffentliche  Bälle  und  Redouten  an  die  Licenz 
der  Gemeindevorsteher  und  an  Orten,  wo  besondere  Polizeibehörden  be- 
stehen, an  die  Licenz  dieser  (Hofvdg.  12.  Mai  1827  Z.  13112). 

b)  Oeffentliche  Schauproduktionen,  als:  Produktionen  der  Kunst- 
reiter, gymnastischen  Künstler,  Seiltänzer,  Taschenspieler,  Marionetten- 
theater, Affen-  und  Hundekomödien,  Vorzeigen  mechanischer  Kunst- 
werke, Wachsfiguren-Kabinette,  Menagerien  sind  an  eine  doppelte  Kon- 


*)  §  145  a.  b.  G.  B. 

*)  Entschdg.  M.  I.  14.  Dezember  1878  Z.  15927. 
*)  Mayerhoier  m.  S.  37  ff.  „Gesindewesen." 
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Zession  gebunden,  an  eine  allgemeine,  welche  der  Landeschef  ertheilt: 
und  an  eine  spezielle  der  Bezirksbehörde,  welche  die  Orte  bezeichnet, 
wo  diese  Produktionen  stattfinden  dürfen.  Ueberdies  hat  Meldung  bei 
dem  Gemeindevorsteher  stattzufinden,  der  die  Produktion  aus  besonde- 
ren Gründen  untersagen  kann. 

c)  Dieselben  Bestimmungen  gelten  rücksichtlich  der  Licenzen  der 
wandernden  Musikanten.  Licenzen  für  Bettelmusikanten  dürfen  nur 
solchen  Personen  ertheilt  werden,  welche  von  Natur  zu  jedem  andern 
Erwerb  unfähig  sind  und  sich  auch  zur  Aufnahme  in  eine  Versorgungs- 
Anstalt  nicht  eignen  (Hofvdg.  v.  29.  Mai  1821  Z.  14617).  Die  Licenz 
soll  sich  auf  die  Gegend  der  Heimath  beschränken. 

VI.  An  und  für  sich  ist  (Jnmässigkeit  im  Genüsse  geisti- 
ger Getränke  (Trunkenheit)  nicht  strafbar,  ausgenommen  die  Fälle 
der  §§  523  und  524  d.  St  G.  B. 

Vorbeugende  Massregeln  sind: 

a)  Der  Ausschank  geistiger  Getränke  ist  ein  konzessionirtes  Ge- 
werbe. 

b)  Zu  einer  bestimmten  Stunde  der  Nacht  müssen  Gast-  und 
Schanklokaiitäten,  sowie  Kaifeehäuser  geschlossen  werden;  nach  dieser 
Stunde  darf  Gästen  weder  der  Zutritt  noch  das  längere  Verweilen  da- 
selbst gestattet  werden.  Der  Landeschef  hat  diese  Polizeistunde  mit 
Rücksicht  auf  die  Landes-  und  Ortsyerhältnisse  festzusetzen;  er  kann 
diese  Bestimmung  nach  seinem  Ermessen  auch  für  einzelne  Gebiets- 
teile und  Orte  untergeordneten  Behörden  überlassen.  Von  Fall  zu 
Fall  kann  die  Lokalpolizei  für  gewisse  Nächte  oder  Zeitabschnitte 
gegen  Erlag  einer  Taxe  für  Armenzwecke  die  Erlaubniss  zum  Offen- 
halten dieser  Lokalitäten  über  die  Polizeistunde  hinaus  gestatten  (M. 
E.  vom  3.  April  1855  Nr.  62  B.  G.  BL).  Sperrstundenübertretungen  ge- 
hören zur  Kompetenz  der  Lokal-  bez.  Gemeindepolizei  (Erl.  d.  o.  österr 
SUtth.  v.  28.  Jänner  1865  L.  G.  Bl.  Nr.  2). 

Besondere  Vorkehrungen  gegen  die  Trunkenheit  wurden  durch  das 
für  die  Länder  Galizien  und  Bukowina  geltende  Gesetz  v.  19.  Juli 
1877  Nr.  67  B.  G.  Bl.  getroffen. 

Als  besondere,  der  Kompetenz  der  Bezirksgerichte  zugewiesene 
Delikte  werden  dort  bestraft: 

«)  Trunkenheit  auf  der  Strasse  oder  an  sonstigen  öffentlichen  Orten ; 

ß)  absichtliche  Versetzung  eines  Andern  in  den  Zustand  der  Trun- 
kenheit; 

y)  Verabreichung  geistiger  Getränke  an  bereits  Betrunkene  oder 
offenbar  Unmündige  in  Gast-  und  Schankhäusern; 
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d)  Umgehung  des  Verbotes,  für  verbrauchte  geistige  Getränke  zu 
kreditiren,  durch  Scheingeschäfte; 

*)  Uebertretung  des  gegen  bestimmte  Personen,  welche  während 
eines  Jahres  dreimal  wegen  Trunkenheit  bestraft  wurden,  von  der  poli- 
tischen Bezirksbehörde  auf  die  Dauer  eines  Jahres  ausgesprochenen 
Verbotes,  Gast-  und  Schankräumlichkeiten  ihres  Wohnsitzes  und  der 
nächsten  Umgebung  zu  besuchen. 

Forderungen  an  Gäste  für  die  Verabreichung  geistiger  Getränke  in 
Gast-  und  Schankräumlichkeiten  sind  nicht  klagbar,  wenn  der  Kredit- 
nehmer zur  Zeit  der  Verabreichung  eine  frühere  Schuld  gleicher  Art  an 
denselben  Gläubiger  noch  nicht  bezahlt  hat.  Inhabern  von  Gast-  und 
Schankräumlichkeiten,  bei  denen  sich  vorausgegangene  wiederholte  Ab- 
strafungen wegen  Uebertretung  dieses  Gesetzes  als  fruchtlos  erwiesen 
haben,  kann  ihr  Gewerbe  durch  die  politische  Bezirksbehörde  für  eine 
bestimmte  Zeit  oder  dauernd  entzogen  werden. 

VH.  Die  Polizei  der  geschlechtlichen  Unsittlichkeit  umfasst: 

a)  Verhinderung  der  Konkubinate,  welche  gleich  nach  ihrem 
Entstehen  getrennt  werden  sollen  (Vdg.  v  4.  Jänner  1825) ;  insbesondere 
sind  blutsverwandte  oder  verschwägerte  Personen,  welche  einander  zu 
ehelichen  wünschen,  aber  mit  ihrem  Gesuche  um  kirchliche  Trauung 
wegen  obwaltender  Ehehindernisse  abgewiesen  worden  sind,  sogleich 
aus  der  bezogenen  gemeinschaftlichen  Wohnung  zu  trennen  (Hofdek. 
9.  Juli  1809  Z.  13142).  Es  ist  jedoch  das  blosse  Zusammenleben 
von  Personen  verschiedenen  Geschlechtes  noch  nicht  als  Konku- 
binat anzusehen;  zu  dem  Begriffe  gehört  ein  auf  aussereheliche  Ge- 
schlechtsverbindung gerichtetes  Zusammenleben  (E.  M.  J.  v.  29.  Juli 
1872  Z.  9261).  An  und  für  sich  ist  das  Konkubinat  nicht  strafbar; 
erst  dann,  wenn  dem  polizeilichen  Auftrage  der  Trennung  nicht  Folge 
geleistet  wird,  ist  Zwangsstrafe  statthaft. 

b)  Ueberwachung  der  Lustdirnen,  denen  jederzeit  der  polizeiliche 
Auftrag  zur  Abreise  aus  einem  Orte  oder  Gebiete,  in  welchem  sie  nicht 
heimathsberechtigt  sind,  ertheilt  werden  kann  (§  1  litt  c  Ges.  vom 
27.  Juli  1871). 

VHI.  Thierquälerei.  Nach  der  Vdg.  vom  15.  Februar  1855  Nr. 
31  R.  G.  Bl.  ist  derjenige,  welcher  öffentlich  auf  eine  Aergerniss  erre- 
gende Art  Thiere,  sie  mögen  ihm  gehören  oder  nicht,  misshandelt,  von 
der  Gemeinde  und  an  Orten,  wo  sich  eine  Polizeibehörde  befindet,  von 
dieser  nach  §  11  der  Vdg.  vom  20.  April  1854  Nr.  96  R.  G.  B.  zu 
bestrafen. 
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E.  Die  Kontrolle  gefä-hrlicher  Personen. 

S  186. 

Das  Schubwesen.1) 

I.  Abschiebung  ans  einem  bestimmten  Orte  und  Verweisung  in 
die  Heimathsgemeinde  mit  gebundener  Marschroute  oder  durch  zwangs- 
weise Beförderung  mittelst  Schubes  kann  stattfinden: 

«)  gegen  Landstreicher  und  sonstige  arbeitsscheue  Personen,  welche 
die  öffentliche  Mildthätigkeit  in  Anspruch  nehmen, 

ß)  gegen  ausweis-  und  bestimmungslose  Individuen,  ohne  erlaubten 
Erwerb  und  ohne  Einkommen; 

y)  gegen  öffentliche  Dirnen,  und 

8)  gegen  aus  der  Haft  tretende  Sträflinge  oder  Zwänglinge. 

II.  Die  Abschaffung  ist  eine  verschärfte  Abschiebung;  es  ver- 
bindet sich  mit  derselben  das  Verbot,  jemals  oder  binnen  eines  gewissen 
Zeitraumes  in  den  Ort,  aus  dem  die  Abschiebung  stattfand,  zurück- 
zukehren.   Sie  kann  stattfinden 

«)  bei  wiederholt  fruchtloser  Abschiebung, 

/*)  wenn  das  öffentliche^Interesse  das  Fernhalten  des  Betroffenen 
von  dem  Orte  der  Abschiebung  gebietet, 

y)  gegenüber  Ausländern,  deren  Anwesenheit  die  öffentliche  Ord- 
nung und  Sicherheit  gefährdet. 

Die  Abschiebung  und  Abschaffung  setzt  ein  rechtskräftiges  Er- 
kenntniss  der  politischen  Behörde  voraus.  Die  Kosten  der  Anhaltung 
bis  zur  Vollstreckung  des  Schuberkenntnisses  trägt  die  Gemeinde,  wo 
die  Anhaltung  stattfindet,  als  Auslagen  der  Ortspolizei;  die  Schubkosten 
selbst  werden  vom  Landesfond  getragen,  gegen  Regress  an  den  etwa 
zahlungsfähigen  Schübling  oder  den  Landesfond  desjenigen  Kronlandes, 
in  dem  der  Schübling  heimathsberechtigt  ist 

§  187. 

Massregeln  gegen  Arbeitsscheue  und  Landstreicher.2) 

I.  Die  Stellung  unter  Polizeiaufsicht  kann  durch  Urtheil 
des  Strafgerichtes  als  zulässig  ausgesprochen  und  durch  die  Polizei- 
behörde auf  die  Dauer  von  höchstens  drei  Jahren  gegen  Personen  ver- 
hängt werden,  welche  wegen  Verfälschung  Öffentlicher  Creditpapiere, 

*)  Ges.  17.  Juli  1871  R.  88. 
*)  Ges.  10.  Mai  1873  R.  108. 
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wegen  Münzverfälschung  oder  wegen  strafbarer  Handinngen  wider  fremdes 
Eigenthum  zu  einer  mehr  als  sechsmonatlichen,  oder  wiederholt  zu 
kürzeren  Freiheitsstrafen,  oder  welche  als  Landstreicher  yerurtheilt 
worden  sind  und  für  die  Sicherheit  des  Eigenthums  gefährlich  erscheinen. 
Die  Rechtsfolgen  dieser  Verfügung  sind: 

a)  Es  kann  dem  Betroffenen  der  Aufenthalt  in  einzelnen  Gebieten 
oder  Orten  gänzlich  untersagt  oder  auch  ein  bestimmter  Ort  zum  Auf- 
enthalte angewiesen  und  zur  Pflicht  gemacht  werden,  diesen  oder  einen 
von  ihm  selbstgewählten  Aufenthaltsort  nicht  ohne  Erlaub  niss  zu 
verlassen. 

b)  Er  ist  verpflichtet,  jeden  Wechsel  seiner  Wohnung  noch  an 
demselben  Tage  der  Sicherheitsbehörde  anzuzeigen,  auf  jedesmalige  Auf- 
forderung vor  derselben  zu  erscheinen  und  über  seine  Beschäftigung, 
seinen  Unterhalt  oder  Erwerb,  sowie  über  seinen  Verkehr  mit  andern 
Personen  Auskunft  zu  geben. 

c)  Die  Sicherheitsbehörde  kann  ihm  auch  die  Verpflichtung  auf- 
erlegen, sich  in  bestimmten  Fristen  bei  ihr  zu  melden.  Sie  kann  ihm 
untersagen,  an  bestimmten  Versammlungen  Theil  zu  nehmen,  gewisse 
Räumlichkeiten  zu  besuchen,  und  zur  Nachtzeit,  sowie  zur  Zeit  eines 
ausserordentlichen  Zusammenströmens  von  Menschen  ohne  zwingenden 
Grund  seine  Wohnung  zu  verlassen. 

d)  Es  darf  bei  ihm  zum  Zwecke  der  polizeilichen  Aufsicht  jederzeit 
eine  Haus-  oder  Personsdurchsuchung  vorgenommen  werden. 

Die  Nichtbeachtung  der  auferlegten  Beschränkungen  und  Ver- 
pflichtungen bildet  ein  Delikt,  dessen  Bestrafung  dem  Strafgerichte  zu- 
kommt (§  10  und  12  des  cit.  Ges.). 

II.  Gegen  arbeitsscheue  Personen  kann  bei  Verurtheilung  wegen 
Landstreicherei,  Arbeitsscheu,  Nichtbeachtung  der  Beschränkungen  der 
Polizeiaufsicht,  oder  wegen  gewerbmässiger  Unzucht  oder  Betteins  durch 
strafgerichtlich  es  Urtheil  die  Zulässigkeit  der  Verwahrung  in  einer 
Zwangs arbeitsanstalt  ausgesprochen  und  von  der  Polizeibehörde  auf 
die  Dauer  von  höchstens  drei  Jahren  verfügt  werden. 

III.  Jugendliche  Personen  unter  achtzehn  Jahren  dürfen  nur  in 
eine  Besserungsanstalt  unterbracht  werden.    Dies  kann  eintreten: 

a)  über  Antrag  der  Eltern  oder  der  Vormünder  durch  eine  Ver- 
fügung der  Pflegschaftsbehörde; 

b)  durch  eine  Verfügung  der  Polizeibehörde,  wenn  nach  Lage  des 
Falles  die  Voraussetzungen  der  Abgabe  in  ein  Zwangsarbeitshaus  (II) 
gegeben  sind,  und 

c)  durch  eine  Verfügung  der  Landesstelle  bei  Delikten  von  Un- 
mündigen, die  sich  entweder  nach  ihrem  objektiven  Thatbestande  als 
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Verbrechen  qualificiren,  oder  eine  gänzliche  Verwahrlosung  des  Unmündi- 
gen an  den  Tag  legen. 

Die  Anhaltung  in  einer  Besserungsanstalt  kann  so  lange  dauern, 
als  der  Zweck  der  Anhaltung  es  erheischt,  jedoch  über  das  zwanzigste 
Lebensjahr  nicht  ausgedehnt  werden. 

F.  Kontrolle  gefährlicher  Mittel. 

§  188. 
Waffenpolizei. 

Das  Waffenpatent  vom  24.  Oktober  1852,  Nr.  223  R.  G.  Bl.,  bestimmt: 

1.  Die  Erzeugung  von  Waffen  und  Munitionsgegenständen  ist  nach 
der  Gewerbeordnung  ein  koncessionirtes  Gewerbe,  das  nur  in  den  der 
Behörde  angemeldeten  Werkstätten  und  Verkaufslokalitäten  betrieben 
werden  darf  (§  57  Waffen-P.). 

2.  Unter  den  Waffen  und  Munitionsgegenständen  bilden  die  in 
§§  2  und  3  des  Waffenpatents  aufgezählten  verbotenen  Waffen  und 
Munitionsgegenstände  eine  besondere  Kategorie,  deren  Anfertigung, 
Verkauf  und  Besitz  einzelnen  Gewerbetreibenden  oder  Privatpersonen 
nur  mit  einer  besonderen  Bewilligung  der  Landesbehörde  gestattet  ist 

3.  Nicht  verbotene  Waffen  und  Munitionsgegenstände  kann  in  der 
Regel  jeder  ohne  besondere  Erlaubniss  besitzen,  jedoch  nicht  in  unver- 
hältnissmässiger  Menge.    Hievon  treten  zwei  Ausnahmen  ein : 

*  «)  Personen,  welche  wegen  Uebertretung  des  Waffenpatents  bereits 
bestraft  worden  sind,  kann  die  Befugniss  zum  Besitze  (oder  zum  Tragen) 
von  Waffen  entzogen  werden  (§  41  W.-P.).  Diese  Entziehung  wird 
von  der  das  Straferkenntniss  fallenden  Behörde  auszusprechen  sein,  ist 
ihrem  Ermessen  anheimgestellt  und  kann  daher  zeitweilig  oder  beständig 
verhängt  werden. 

ß)  Das  Recht  zum  Besitze  von  Waffen  kann  aus  höheren  staats- 
polizeilichen Gründen  zeitweilig  und  örtlich  entweder  rücksichtlich  aller 
Personen  oder  einzelner  Individuen  durch  Anordnung  des  Statthalters 
beschränkt  werden  (§  42  W.-P.). 

4.  Verschieden  von  dem  Rechte,  Waffen  zu  besitzen,  ist  das  Recht, 
Waffen  zu  tragen.  Dieses  Recht  wird  nur  durch  Behebung  eines  auf 
höchstens  drei  Jahre  nur  an  unbedenkliche  Personen  auszufolgenden, 
die  einzelnen  Waffenstücke  und  den  Zweck  des  Waffentragens  bezeich- 
nenden Waffenpasses  erworben. 

Ausnahmsweise  ist  das  Waffentragen  ohne  Pass  folgenden  Personen 
gestattet: 
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a)  jenen  Personen,  die  nach  ihrem  Berufe  Waffen  tragen  müssen, 
z.  B.  dem  Forstschutzpersonale; 

ß)  als  Zugehör  der  Landestracht  nach  Landessitte; 
y)  Privatdienern  als  Zugehör  der  Livr6e; 

S)  Ausländern,  welche  zur  Uniform,  Landestracht  oder  Livr6e 
Waffen  tragen; 

e)  den  Schätzen  eines  ordentlich  organisirten,  mit  Bewilligung  der 
Behörde  bestehenden  Schiessstandes. 

5.  Kriminell  wird  bestraft  nach  der  Rubrik  des  §  372  St-G.  die 
Verfertigung  und  Ausbesserung  verdächtiger  Waffen.  Diese  Uebertretung 
wird  entweder  durch  Verfertigung  oder  aber  dadurch  begangen,  dass 
eine  zur  Ausbesserung  überbrachte  Waffe  von  solcher  Beschaffenheit 
nicht  angehalten  und  der  Obrigkeit  davon  keine  Anzeige  gemacht  wird. 
Polizeilich  wird  bestraft 

«)  unbefugte  Erzeugung  von  unverdächtigen  Waffen,  von  Munitions- 
gegenständen, sowie  unbefugter  Handel  mit  Waffen  und  Munitions- 
gegenständen (§  29  W.-P.), 

ß)  unverhältnissmässig  grosser  Waffen-  und  Munitionsbesitz,  ebenso 
Erzeugung,  Bestellung,  Bezug  und  Veräusserung  von  Waffen-  und  Muni- 
tionsgegenständen in  einer  unverhältnissmässig  grossen  Menge,  wodurch 
gegründeter  Verdacht  eines  Missbrauches  erregt  wird.  Als  eine  unver- 
hältnissmässige  Menge  können  bei  einer  Person,  nach  deren  Standes- 
und Erwerbsverhältnissen  der  Besitz  selbst  eines  Feuergewehrs  durch 
den  persönlichen  Bedarf  nicht  gerechtfertigt  erscheint,  allerdings  auch 
schon  zwei  Gewehre  angesehen  werden  (E.  28.  Juni  1854).  Die  un- 
verhältnissmässige  Menge  bildet  jedoch  für  sich  allein  noch  keinen 
gegründeten  Verdacht  eines  Missbrauches;  es  müssen  vielmehr  auch 
andere  Umstände  vorhanden  sein,  aus  denen  dieser  Verdacht  geschöpft 
werden  kann,  indem  Jemand  Waffen  in  unverhältnissmässiger  Menge 
besitzen  kann,  ohne  im  Mindesten  eines  Missbrauches  derselben  ver- 
dächtig zu  sein.  Es  muss  jedoch  der  Besitzer  die  Anzeige  an  die 
politische  Landesstelle  machen;  die  Unterlassung  dieser  Anzeige  zieht 
die  Verfolgung  wegen  unbefugten  Waffenbesitzes  nach  sich. 

y)  Unbefugter  Waffen-  und  Munitionsbesitz.  Unbefugt  kann  der- 
selbe aus  einem  doppelten  Grunde  sein,  weil  er  verbotene  Waffen-  und 
Munitionsgegenstände  umfasst  oder  unverhältnissmässig  gross  ist,  ohne 
dass  hiezu  die  Bewilligung  der  Landesbehörde  eingeholt  worden  ist 

8)  Unbefugtes  Waffentragen  ohne  erwiesene  Notwendigkeit  oder 

e)  Waffentragen,  ohne  den  Waflfenpass  mit  sich  zu  führen.  Mit 
Ausnahme  der  in  §  372  St  G.  B.  normirten  Uebertretung  sind  nach  der 
kais.  Vdg.  v.  20.  Juni  1858  Nr.  88  R.  G.  Bl.  alle  Uebertretungen  gegen 
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das  Waffenpatent  der  politischen,  nnd  nur,  wenn  sie  mit  einem  andern 
kriminellen  Delikt  zusammentreffen,  der  gerichtlichen  Abartheilung  zu- 
gewiesen. 

§  189. 
Giftpolizei. 

Gifte  (gifthaltige  Droguen  nnd  gesundheitsschädliche  chemische 
Präparate)  sind  nach  der  M.-Vdg,  21.  April  1876  Nr.  60  R.  G.  BL  be- 
sonderen Verkehrsbeschränkungen  unterworfen. 

Als  Gifte  sind  erklärt: 

«)  Das  Arsen  und  alle  arsenhaltigen  Verbindungen; 

ft)  die  chlor-  und  sauerstoffhaltigen  Verbindungen  des  Antimon; 

y)  die  Oxyde  und  Salze  des  Quecksilbers; 

9)  der  gewöhnliche  Phosphor; 

«)  der  Brom; 

5)  die  Blausäure,  blausäurehaltige  Präparate,  sowie  alle  Cyanmetalle, 
jene  ausgenommen,  welche  Eisen  als  Bestandteile  enthalten; 

»7)  die  aus  giftigen  Thieren  und  Pflanzen  entnommenen  oder  auf 
dem  Wege  der  Kunst  dargestellten  heftig  wirkenden  Präparate. 

Der  Gifthandel  ist  ein  koncessionirtes  Gewerbe  (§  27  G.-O.). 

Gift  darf  nur  an  die  zum  Absätze  von  Giften  berechtigten  Gewerbs- 
leute, an  wissenschaftliche  Institute  und  öffentliche  Lehranstalten  und 
an  die  mit  einem  Bezugsscheine  oder  einer  Bezugslicenz  sich  ausweisen- 
den Personen  verabfolgt  werden. 

Der  Bezugschein  lautet  stets  nur  auf  einen  konkreten  einzelnen 
Fall,  die  Bezugslicenz  dagegen  auf  einen  wiederholten,  fortgesetzten 
Giftbezug  für  solche  Personen,  die  zum  Betriebe  ihres  Gewerbes  oder 
ihrer  Beschäftigung  regelmässig  Gift  brauchen. 

Jeder  Bezugsschein  nnd  jede  Bezugslicenz  hat  den  Namen  der 
bezugsberechtigten  Person  und  die  Bezeichnung  des  zu  beziehenden 
Giftes  zu  enthalten.  Die  Bezugslicenz  ist  auf  die  Maximaldauer 
von  drei  Jahren  beschränkt,  üeber  den  Giftverkauf  ist  ein  die  Personen, 
an  die  Gift  verkauft  wurde,  die  verabfolgten  Quantitäten  und  die  Be- 
zugsscheine und  Licenzen  ersichtlich  machendes  Vormerkbuch  zu  fuhren. 

in.  Die  Unfallspolizei. 

§  190. 
Begriff. 

Die  Unfallpolizei  sucht  Tödtnng  oder  Beschädigung  von  Per- 
sonen und  Vernichtung  oder  Beschädigung  von  Sachen  durch  die  dem 
Menschen  feindlichen  Naturgewalten  zu  verhüten  und  zu  hemmen. 
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Die  Aufgabe  der  Polizei  ist  auf  diesem  Gebiete  eine  mehrfache: 
1.  Wo  sich  eine  wirksame  Abwendung  und  Bekämpfung  der  Gefahr 
nur  durch  ein  gleichmässiges  Verhalten  Aller  bewirken  lässt,  wird  die 
Polizei  anordnend  eintreten  und  von  Allen  einen  gewissen  Grad  von 
Aufmerksamkeit  und  Sorgfalt  in  ihren  Betätigungen  verlangen.  Die 
verschiedenen  Polizeinormen  auf  diesem  Gebiete  haben  den  Zweck,  diesen 
Grad  der  Aufmerksamkeit  zu  bestimmen,  den  der  Staat  entweder  im 
Allgemeinen  oder  von  den  in  einem  bestimmten  Lebensberufe  Stehenden 
erwartet.  (§  335  St-G.-Bl.) 

Die  Nichtbeachtung  dieser  Polizeivorschriften  zur  Sicherung  des 
Lebens  und  des  Eigenthums  kann  verschiedene  Folgen  haben.  Sie  wird: 

o)  bei  wirklich  eingetretener  Beschädigung  eines  Menschen  oder 
einer  Sache  ein  kriminelles  kulposes  Delikt  bilden;1) 

ß)  aber  auch  schon  der  blosse  Ungehorsam  gegen  diese  Polizei- 
vorschriften bildet  ein  Delikt,  welches  in  den  im  allgemeinen  Straf- 
gesetzbuch vorgesehenen  Fällen2)  als  kriminelle  Uebertretung  verfolgt 
wird,  in  andern  Fällen  dagegen  unter  der  allgemeinen  Strafklausel  der 
Verordnung  vom  20.  April  1854  Nr.  96  R.-G.-B1.  steht  Daneben  wird  die 
ünfallspolizei  Erfullungszwang  anwenden,  z.  B.  gefährliche  Anlagen 
umzäunen  oder  beseitigen  lassen. 

Selbst  solche  Handlungen,  die  bloss  dem  Einzelnen  verderblich  zu 
werden  drohen,  können  wegen  des  Interesses,  das  der  Staat  an  dem 
Individuum  nimmt,  und  wegen  der  unabsehbaren  Folgen  verboten  und 
geahndet  werdtn.8) 

2.  Da  selbst  die  Anwendung  der  grössten  Sorgfalt  nicht  alle  Un- 
fälle abwenden  kann,  so  muss  die  Polizei  auf  solche  ungünstige  Even- 
tualitäten hin  die  nöthigen  Anstalten  treffen.  Der  Staat  wird  entweder 
selbst  die  nöthigen  Schutz-  und  Bettungsanstalten  bereitstellen,  oder 
er  wird  diese  Pflicht  den  politischen  Körperschaften  auferlegen,  z.  B. 
den  Gemeinden,  oder  endlich  besondere  Zwangsverbände  der  Betheiligten 
für  solche  Zwecke  ins  Leben  rufen. 

3.  Im  Momente  der  Gefahr  wird  der  Staat  mit  seiner  Zwangsgewalt 
dazwischen  treten.  Er  fordert  und  erzwingt  von  den  einzelnen  Staats- 
bürgern Hilfeleistung;  er  greift  in  das  individuelle  Leben  und  in  das 
Eigenthum  hinein,  um  zu  retten  und  das  Fortschreiten  der  dem  Men- 
schen oder  der  Sachwelt  feindlichen  Naturgewalt  zu  hemmen.4) 

*)  §§  335  ff.  St.  G.  und  §  434. 

2)  z.  B.  §  428  Bestrafung  des  schnellen  Fahrens  und  Reitens. 

3)  Vgl.  z.  B.  §  338  St.  G.  B.  über  das  Laden  an  verbotenen  Plätzen. 

4)  So  kann  z.  B.  die  Polizei  einen  Ertrinkenden  wider  seinen  Willen 
retten.  Im  Gebiete  der  Feuerpolizei  ist  Eindringen  in  die  Wohnung,  Weg- 
räumung oder  Zerstörung  von  Sachen  erlaubt. 
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§  191. 

Anwendungsfälle  der  Unfallspolizei. 

I.  Das  Gebiet  der  Unfallspolizei  ist  ein  weitausgedehntes.  Für  die 
systematische  Darstellung  lässt  sich  auch  hier  die  allgemeine  und  die 
besondere  Unfallspolizei  unterscheiden. 

Jene  umfasst  den  Schutz  gegen  solche  Gefahren,  die  Person  und 
Vermögen  jedes  Einzelnen,  ohne  Bücksicht  auf  seine  Lebensstellung  und 
Thätigkeit,  bedrohen  können,  weil  jeder  Einzelne  mit  jenen  Kräften 
fortwährend  in  Berührung  tritt,  von  denen  her  Gefahr  droht  Die 
besondere  Unfallspolizei  dagegen  betrifft  theils  bestimmte  wirtschaft- 
liche Objekte  (z.  B.  Schutz  der  Hausthiere  gegen  Thierkrankheiten,  der 
Wälder  gegen  Insektenschäden),  theils  tritt  sie  anlässlich  der  besonderen 
wirtschaftlichen  Beschäftigungen,  welche  Anwendung  einer  besonderen 
Technik  verlangen,  zu  Tage,  z.  B.  im  Bergbau-  oder  Eisenbahnbetriebe. 

Diese  Unterscheidung  kann  nach  einer  zweifachen  Richtung  hin 
bedeutsam  sein,  insofern: 

«)  in  der  besonderen  Unfallspolizei  (z.  B.  dem  Schutze  des  Grund- 
eigenthums gegen  Ueberschwemmungen,  der  Weingärten  gegen  die 
Beblaus)  ein  engerer  Zwangsverband  für  Erhaltung  von  Schutzan  stalten 
oder  für  Kostenrepartition  von  Rettungsmassregeln  hergestellt,  und 

ß)  bei  einzelnen  wirtschaftlichen  Beschäftigungen  die  Anwendung 
einer  besonders  qualifizirten,  durch  besondere  Polizeivorschriften  ein- 
geschärften und  der  besonderen  Technik  entsprechenden  Sorgfalt  ver- 
langt wird. 

II.  Die  Hauptanwendungsfälle  der,  in  der  Lehre  von  der  wirt- 
schaftlichen Verwaltung  (V.  Hptst)  mit  zu  behandelnden  besonderen  Un- 
fallspolizei betreffen: 

a)  Das  Bauwesen; 

b)  die  Abwehr  der  Gewässer; 

c)  den  Schutz  der  Landwirtschaft  und  ihrer  Hilfszweige  (z.  B.  gegen 
Vegetationsschäden,  Thierkrankheiten) ; 

d)  die  Forstwirtschaft  (z.  B.  Schutz  gegen  Insektenschäden); 

e)  den  Bergbau; 

f)  den  Gewerbebetrieb; 

g)  den  Schifffahrtsbetrieb. 

HI.  Die  allgemeine  Unfallspolizei  umfasst  insbesondere  die  'Ab- 
wendung allgemeiner  äusserer  Lebensgefahren  im  häuslichen  und  im 
gewöhnlichen  Verkehrsleben  und  die  Feuerpolizei. 

ü  lb r  i c h.  OeiterTcich.  Staatsrecht  32 
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S  192. 

a)  Abwendung  allgemeiner  Lebensgefahren. 

Die  Polizei  (insbesondere  die  Lokalpolizei)  wird  anordnend  ein- 
greifen, nm  entweder  gewisse  Handinngen  nnd  Veranstaltungen  bei 
Strafe  zn  gebieten  oder  zn  verbieten,  z.  B. : 

a)  Sichere  Eindeckung  der  Brunnen,  Cisternen,  Kellerzugänge; 

b)  Anbringung  von  Sicherheitsmitteln  an  öffentlichen  Wegen,  die 
an  Abhängen  oder  Abgründen  vorüberfuhren; 

c)  Aufstellung  von  Warnungszeichen  bei  gefährlichen  Arbeiten; 

d)  Schutz  gegen  Herabsturz  von  Gegenständen; 

e)  Verbot  schnellen  Fahrens  und  Reitens  auf  öffentlichen  Plätzen; 

f)  Aufrechthaltung  der  Ordnung  beim  Zusammentreffen  vieler 
Menschen  an  einem  Orte,  insbesondere  in  geschlossenen  Räumen 
(Theatern,  Konzertsälen). 

In  allen  diesen  und  ähnlichen  Fällen  kann  die  Polizei  verfugend, 
zwingend  oder  strafend  eintreten. 

§  193. 

b)  Die  Feuerpolizei.1) 

I.  Die  Feuerpolizei  gehört  zum  selbständigen  Wirkungskreise 
der  Ortsgemeinde.  Sie  wird  durch  den  Gemeindevorsteher  und  durch 
besondere  Kommissäre  besorgt 

IL  In  der  präventiven  Feuerpolizei  liegt: 

a)  Der  Erlass  obrigkeitlicher  Anordnungen  durch  den  Ge- 
rne indeausschuss  rücksichtlich  solcher  Handlungen  und  Unterlassungen, 
die  nach  den  örtlichen  Verhältnissen  leicht  eine  Feuersgefahr  nach  sich 
fuhren  könnten,  und  nicht  schon  durch  das  allgemeine  Strafgesetzbuch 
oder  politische  Verordnungen  normirt  sind. 

b)  Die  Kontrolle  über  die  allseitige  Beachtung  aller  dieser 
Normen,  insbesondere  die  Vornahme  der  Feuerbeschau. 

c)  Das  Verfügungsrecht,  um  die  Einwohner  der  Gemeinde  zu 
den  im  Interesse  der  Feuersicherheit  erforderlichen  Handlungen,  z.  B. 
zur  Reinigung  der  Rauchfänge  anzuhalten  oder  gefährdende  Zustände 
zu  beseitigen. 

l)  Vgl.  die  neueren  Feuerpolizeiordnungen  z.  B.  für  Böhmen  25. 
Mai  1876  L.  45,  für  Niederösterreich  mit  Ausschluss  von  Wien  1. 
Juni  1870  L.  39;  für  Oberösterreich  2.  Februar  1873  L.  18;  für 
Mähren  5.  April  1873  L.  35;  für  Schlesien  2.  Februar  1873  L,  30. 
Die  alteren  Normen  bei  Mayerhofer  H.  768. 
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d)  Die  Zurüstung  der  gesetzlich  vorgeschriebenen  Löschgeräthe, 
die  Bestellung  von  Feuerwachen  und  die  Organisation  von  Feuerwehren. 

IE.  Die  repressive  Feuerpolizei  dagegen  besteht  in  dem  organi- 
sirten  Zusammenwirken  der  persönlichen  Kräfte  unter  Leitung  des  Ge- 
meindevorstehers, um  einem  ausgebrochenen  Feuer  Einhalt  zu  thun. 

In  dieser  Beziehung  normirt  das  Gesetz: 

a)  Die  öffentliche  Pflicht  aller  Einwohner  der  Gemeinde  zu  unent- 
geltlicher Leistung  persönlicher  Dienste; 

b)  die  Pflicht  der  Pferdebesitzer  zur  Bei&tellung  ihrer  Pferde  zur 
Bespannung  der  Spritzen  und  Wasserwägen; 

c)  die  Pflicht  zur  wechselseitigen  Hülfe  der  Nachbargemeinden. 

IV.  Das  Gesundheitswesen. 
A.  Allgemeines. 

§  194. 

Gliederung  des  Stoffes. 

I.  Das  Gesundheitswesen  als  Theil  der  innern  Verwaltung  umfasst 
jene  Einrichtungen  und  Anstalten,  welche  gemeine  Gefährdungen  der 
Gesundheit  hemmen  und  die  Mittel  zur  Heilung  entstandener  Krank- 
heiten in  zweckentsprechender  Weise  bereit  halten.  Das  Gesundheits- 
wesen ist  ein  besonderes  technisches  Gebiet  der  Polizei.  Dieselbe  be- 
darf daher  eines  besonderen  Organismus  von  sachverständigen  Personen, 
um  die  Aufgaben  der  Beobachtung,  Prävention  und  Hülfeleistung  in 
zweckentsprechender  Weise  zu  vollziehen. 

Das  Gesundheitswesen  umfasst  zwei  Gebiete: 

1.  Die  Sanitätspolizei  als  Kampf  gegen  abwendbare,  natür- 
liche, die  Gesundheit  bedrohende  Vorgänge  und  Zustände.  Dieselbe 
lässt  sich  in  die  allgemeine  und  in  die  besondere  Sanitätspolizei 
unterscheiden.  Jene  will  die  Alle  in  gleicher  Weise  bedrohenden  Ge- 
fahren für  die  Gesundheit  abwenden,  während  diese  einzelne  Bevölke- 
rungsklassen vor  Gefährdungen  schätzen  will  (Schulhygiene,  gewerbliche 
Gesundheitspolizei). 

2.  Das  Medizinal-  (Heil-)  Wesen  als  polizeiliche  Fürsorge 
gegenüber  entstandenen  Krankheiten  mit  seinen  zwei  Gebieten:  Der 
Kontrolle  des  Heilberufes  und  der  Verwaltung  der  Heilanstalten. 

II.  Die  Thätigkeit  der  Staatsverwaltung  auf  diesen  Gebieten  ist 
wesentlich  eine  rein  technische  und  bietet  nur  insoweit  ein  juristisches 

32* 
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Interesse,  als  es  sich  um  Feststellung  der  Grenzen  der  kontrollirenden 
und  eingreifenden  Staatsgewalt  gegenüber  der  Freiheitssphäre  der  Ein- 
zelnen handelt. 

Das  Gebiet  des  Gesundheitswesens  wird  nur  zum  geringen 
Theil  durch  Gesetze  beherrscht ,  den  Hauptbestandteil  der  dies- 
fälligen  Nonnen  machen  die  den  unausgesetzt  neu  auftretenden  Bedürf- 
nissen und  Erfahrungen  anzupassenden  Verwaltungsregulative  aus. 

Das  Gebiet  des  Gesundheitswesens  bedarf  gleichzeitig  der  mög- 
lichsten Centralisation  und  einheitlichen  Leitung,  wenn  es  sich  um  die 
Bekämpfung  allgemeiner  Gefahren  handelt  (z.  B.  von  Epidemien),  wie 
andererseits  der  weitgehendsten  lokalen  Entwicklung  zur  Beseitigung 
örtlicher  Gefährdungen  und  Gewährung  möglichst  rascher  Hülfe. 

Die  Organisation  des  Sanitätswesens  beruht  auf  dem  Gesetze  vom 
30.  April  1870.  B.  68. 

§  195. 

Yertheilnng  der  Geschäfte. 

Die  einzelnen  Zweige  des  Sanitätswesens  scheiden  sich  nach  ihrer 
Bedeutung  in  drei  Kategorien: 

1.  Einen  Theil  der  diessfälligen  Geschäfte  besorgt  der  Staat  wegen 
ihrer  Wichtigkeit  durch  seine  eigenen  Behörden,  als: 

a)  die  Approbation,  Evidenzhaltung  und  Beaufsichtigung  des  ge- 
sammten  Sanitätspersonales; 

b)  die  Oberaufsicht  über  die  Heilanstalten; 

c)  die  Seuchenpolizei; 

d)  das  Impfwesen; 

e)  das  Apothekerwesen; 

0  die  Anordnung  und  Durchführung  sanitätspolizeilicher  Obduk- 
tionen; 

g)  das  Begräbnisswesen,  sowie  die  Bewilligung  zu  Ausgrabung  und 
Ueberführung  von  Leichen. 

2.  Eine  zweite  Kategorie  von  Geschäften  gehört  prinzipiell  zur 
Wirksamkeit  des  Staates,  der  hierbei  jedoch  die  Hilfstätigkeit  der 
Gemeinden  (§  110  d.  W.)  in  Anspruch  nimmt,  als: 

Die  örtliche  Durchführung  der  Massnahmen  in  Betreff  der  Seuchen- 
und  Begräbnisspolizei;  die  Todtenbeschau ;  die  unmittelbare  Kontrolle 
der  privaten  Heilanstalten;  die  Erstattung  von  periodischen  Sanitäts- 
berichten. 

3.  Ein  dritter  Kreis  von  Geschäften  endlich  ist  der  Selbstverwal- 
tung der  Gemeinde  überwiesen: 
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a)  Die  Handhabung  der  sanitätspolizeilichen  Vorschriften  in  Bezug- 
auf Strassen,  Wege,  Plätze  und  Fluren,  öffentliche  Versammlungsorte, 
Wohnungen,  ünrathskanäle  und  Senkgruben,  fliessende  und  stehende 
Gewässer,  dann  in  Bezug  auf  Trink-  und  Nutzwasser,  Lebensmittel 
(Vieh-  und  Fleischbeschau  u.  s.  w.)  und  Gefässe,  endlich  in  Betreff 
öffentlicher  Badeanstalten; 

b)  die  Fürsorge  für  die  Erreichbarkeit  der  nöthigen  Hülfe  bei  Er- 
krankungen und  Entbindungen,  sowie  für  Rettungsmittel  bei  plötzlichen 
Lebensgefahren; 

c)  die  Evidenthaltung  der  nicht  in  öffentlichen  Anstalten  unterge- 
brachten Findlinge,  Taubstummen,  Irren  und  Kretins,  sowie  die  Ueber- 
wachung  der  Pflege  dieser  Personen; 

d)  die  Errichtung,  Instandhaltung  und  üeberwachung  der  Leichen- 
kammern und  Begräbnissplätze; 

e)  die  sanitätspolizeiliche  üeberwachung  der  Viehplätze  und  Vieh- 
triebe; 

f)  die  Errichtung  und  Instandhaltung  der  Aasplätze. 

B.  Die  Sanitätspolizei.1) 

§  196. 

Im  Allgemeinen. 

Die  Sanitätspolizei  zeigt  die  allgemeinen  Funktionen  der  Polizei. 
Zunächst  sind  durch  das  allgemeine  Strafgesetzbuch  eine  Reihe  von 
Handlungen  als  gesundheitsgefährlich  verboten.2) 

Diese  Normen  finden  ihre  Ergänzung  in  einer  grossen  Menge  von 
allgemeinen  und  lokalen  Polizeivorschriften. 

In  den  dem  Staate  vorbehaltenen  Zweigen  der  Sanitätspolizei  sind 
Verordnungen  der  staatlichen  Behörden;  in  den  der  Gemeinde  überlasse- 
nen  Zweigen  der  Sanitätspolizei,  also  z.  B.  der  Strassen-,  Wege-,  Gassen- 
polizei, der  Polizei  der  ünrathskanäle  und  Senkgruben  dagegen  die 
autonomen  Verordnungen  der  Gemeinde  massgebend. 

Auch  die  durch  das  allgemeine  Gewerbegesetz  gestattete  freie  Aus- 
übung eines  Gewerbes  bleibt  doch  stets  denjenigen  Beschränkungen 


J)  Vgl.  Karajan  und  Wittelshöfer  Sanitätsgesetz  1872.  Oben- 
traut,  Handbuch  2  Aufl.  1881.  Schauenstein,  Handbuch  der  offentl. 
Gesundheitspflege  1863.  Wahlberg,  Strafrecht  des  Gesundheitswesens  in 
Grünhuts  Ztschft.  Vin.  Bd 

*)  Vgl.  IX.  Haupstück  des  H.  Theiles  der  allg.  St.  G.  B. 


Digitized  by  Google 


502     Zweites  Buch.    Kegierungsrecht  des  Österreich.  Staastkörpers. 

unterworfen,  welche  aas  Gründen  des  öffentlichen  Wohles  and  nament- 
lich durch  die  gebieterischen  Bücksichten  der  Gesundheitspolizei  bedingt 
erscheinen,  daher  auch  nach  dieser  Sichtung  ortspolizeiliche  Vorschrif- 
ten zulässig  sind.1) 

Durch  dieselben  Rücksichten  ist  auch  das  Verfügnngs-  und  Straf- 
recht, sowie  die  Zwangsgewalt  in  Gesundheitspolizeisachen  zwischen 
Staat  und  Gemeinde  abgegrenzt. 

§  197. 

Hauptfälle  der  Sanitätspolizei. 

Als  Hauptfälle  der  Sanitätspolizei  erscheinen: 

1.  Die  Seuchenpolizei,  d.h.  die  Polizei  rücksichtlich  derjenigen 
Krankheiten,  die  aus  einer  allgemeinen  Ursache  entspringend,  einen 
ansehnlichen  Theil  der  Bevölkerung  zugleich  oder  in  unmittelbarer  Auf- 
einanderfolge befallen. 

Die  präventive  und  repressive  Seuchenpolizei  erheischt  mit  oft  em- 
pfindlichen individuellen  Freiheitsbeschränkungen  oder  positiven  Leistun- 
gen verbundene  Anordnungen  und  Verfugungen  der  Staatsgewalt,  um: 

a)  Die  erkannten  Ursachen  derartiger  Krankheiten  fernzuhalten;1) 

b)  um  durch  die  den  Aerzten,  Todtenbeschauern  und  Seelsorgern 
auferlegte  Anzeigeprlicht  von  Erkrankungs-  und  Todesfällen  das  Auf- 
treten derartiger  Krankheiten  zu  konstatiren. 

c)  Weitere  Massregeln  betreffen  die  Isolirung  der  Kranken,  die 
Errichtung  besonderer  Nothspitäler  (Kontagienhäuser),  die  Vertilgung 
von  Sachen,  das  Verbot  des  Zusammenströmens  von  Menschen  an 
einem  Orte,  besondere  Vorsichten  rücksichtlich  der  Begräbnisse. 

Alle  diese  zulässigen  Freiheitsbeschränkungen  finden  ihre  konkrete 
Gestaltung  bei  einzelnen  Epidemien,  als: 

a)  der  orientalischen  Pest  und  dem  gelben  Fieber,  bei 
denen  es  sich  wesentlich  um  die  Abwehr«der  Einschleppung  handelt;  und 

b)  bei  der  Blattern epidemie  durch  Begelung  des  Impfwesens. 
Es  findet  kein  unmittelbarer  Zwang  zur  Impfung  statt,  wohl  ist  aber 
das  Certifikat  der  bestandenen  Knbpockenimpfung  die  Voraussetzung 
für  gewisse  Begünstigungen  und  Verleihungen,  z.  B.  für  die  Aufnahme 
in  Erziehungs-  und  Versorgungshäuser.8) 

»)  Entsch.  R.  G.  14.  Juli  1871  Z.  92  (Hye  16)  und  1.  Mai  1874 
Z.  65  (Hye  56.) 

*)  z.  B.  Trockenlegung  der  Sümpfe;  über  eine  solche  Verfügung  vgl. 
die  Entsch.  des  R.  G.  31.  Jänner  1873  Z.  7  (Hye  41.) 
8)  Vgl.  Stubenrauch  D.  143. 
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2.  Die  Beerdigungspolizei. 

a)  Die  Errichtung  und  Instandhaltung  der  Begräbnissplätze 
kommt  den  politischen  Gemeinden  zu.1)  Die  Bedeckung  der  Kosten  hat 
nach  den  Konkurrenzvorschriften  für  Gemeindesanitätsanstalten  zu  erfol- 
gen.1) Dagegen  wollte  das  Sanitätsgesetz  vom  30.  April  1870  durch- 
aus nicht  über  das  Eigenthum  bestehender  konfessioneller  Friedhöfe 
verfugen,  welche  als  Theil  der  Kirchengebäude  in  Ansehung  ihrer  Er- 
haltung den  für  letztern  geltenden  Konkurrenzvorechriften  unterliegen.3) 

Sofern  diese  konfessionellen  Friedhöfe  genügen,  oder  sich  die 
Pfarrgemeinde  zu  ihrer  Erweiterung  bereit  erklärt,  fehlt  der  Anlass  zu 
einem  Zwange  gegenüber  der  politischen  Gemeinde,  dass  dieselbe 
ihrerseits  Fürsorge  treffe.4) 

Bei  Anlegung  und  Erweiterung  aller  Friedhöfe,  ohne  Unterschied 
ihrer  rechtlichen  Natur,  sind  die  sanitätspolizeilichen  Vorschriften  zu 
beachten.5) 

b)  Grüfte  dürfen  nur  mit  besonderer  Bewilligung  der  politischen 
Behörde,  und  nur  ausserhalb  der  Städte  und  Ortschaften,  abgesondert 
von  menschlichen  Wohnungen  errichtet  werden.6) 

c)  Zu  Leichentransporten  und  Eihumirungen  ist  die  Be- 
willigung der  politischen  Behörde  nöthig.7) 

3.  Die  Sanitätspolizei  rucksichtlich  der  öffentlichen  Plätze,  der 
Gebäude  und  sonstigen  Anlagen. 

Soweit  es  sich  um  öffentliche  Plätze  handelt,  fliessen  die  sanitäts- 
polizeilichen Anordnungen  schon  aus  dem  Rechte,  den  Gemeingebrauch 
zu  regeln.  Bücksichtlich  der  auf  dem  privaten  Grundeigenthum  herge- 
stellten Gebäude  und  Anlagen  besteht  die  Sanitätspolizei  wesentlich 
in  Beschränkungen  der  Handlungsfreiheit,  die  sich  der  Eigenthümer 
gefallen  lassen  muss.8) 

4.  Die  Polizei  der  Lebens-  und  Genussmittel,  d.  h.  die  Für- 
sorge, dass  schlechte,  der  Gesundheit  nachtheilige  Gegenstände  der  Kon - 


0  §  3  litt.  d.  Ges.  30.  April  1870. 

*)  V.  G.  H.  15.  Mai  1878  Z.  794.  Budw.  268. 

3)  V.  G.  H.  14.  November  1878  Z.  1781  Budw.  361. 

«)  V.  G.  H.  3.  Marz  1880  Z.  388. 

*)  Hofd.  1.  Dezember  1783  und  23.  August  1784.  (Josef.  G.  S. 
559  und  569.) 

•)  Hfd.  28.  Oktober  1791  P.  G.  S.  IV.  157. 

7)  M.-Vdg.  3.  Mai  1874  R.  56. 

8)  Vgl.  Entschdg.  V.  G.  H.  25.  September  1880  Z.  1490. 
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sumtion  ans  dem  Verkehre,  zur  Verhinderung  ihres  Genusses,  beseitigt 
werden.    Insbesondere  gehört  hierher  die  Fleischbeschau.1) 

C.  Das  MedicinaJ wesen. 

§  198. 
Das  Ueilpersonal. 

L  Der  ärztliche  Beruf  ist  an  eine  entsprechende  Vorbildung 
auf  gelehrten  Schulen  und  inländischen  Universitäten  gebunden.*) 
Den  approbirten  Aerzten  steht  das  Recht  zu,  sich  gegen  Meldung  bei 
der  politischen  Bezirksbehörde  überall  im  Lande  niederzulassen.  Die 
Berufspflichten  der  Aerzte  bestehen: 

a)  In  der  Pflicht  zur  Üebernahme  der  Krankenbehandlung  auf  Be- 
gehren in  dringenden  Fällen,  wenn  eine  andere  medicinische  Hülfe 
nicht  zu  erlangen  ist;8) 

b)  in  der  Pflicht  zur  Verschwiegenheit  in  Betreff  der  berufsmässig 
anvertrauten  Privatgeheimnisse;4) 

c)  in  Anwendung  der  nitthigen  Sorgfalt  bei  Behandlung  der  Kranken;6) 

d)  in  der  Pflicht  zur  Anzeige  verdächtiger  Todesfalle  und  Krank- 
heiten. 6) 

Die  Erfüllung  dieser  Pflichten  wird  durch  Strafklauseln  des  allge- 
meinen Strafgesetzbuches  gesichert.  In  den  vom  Strafgesetze  vorge- 
sehenen Fällen  (§  356,  358,  498)  kann  zeitweilige  oder  immerwährende 
TJntersagung  der  ärztlichen  Praxis  verhängt  werden. 

Das  Verbot  gegenüber  Wundärzten  zur  Uebernalime  innerlicher 
Kuren  ist  gegenwärtig  aufgehoben;  es  dürfen  aber  neue  wundärztliche 
Diplome  nicht  mehr  erworben  werden.7) 


l)  In  Niederösterreich  die  Statth.  Vdg  vom  20.  Juni  1870  L 
G.  Bl.  44;  Oberösterreich  Statth.  Vdg.  vom  23.  Jänner  1856  L.  O- 
Bl.  Nr.  7;  Salzburg  Vdg.  der  Landesregg.  vom  5.  August  1856  L.  Q. 
Bl.  Nr.  18;  in  Steiermark  Statth.  Erl.  vom  September  1858  L.  0  Bl. 
Nr.  23;  in  Schlesien  Erl.  der  Landesregg.  vom  9.  Juli  1857  L.  G.  Bl. 
Nr.  8;  in  den  anderen  Ländern  bestehen  ältere  Verordnungen,  so  in  Böh- 
men das  Gubd.  vom  27.  Dezember  1810  Z.  38247  und  42595;  in  Mah- 
ren die  Gub.  Vdg.  vom  9.  November  1827  Z  37388. 

*)  Vdg.  27.  April  1872  R.  57. 

s)  Mayerhofer  EL  S.  327. 

4)  §  498  St.  G.  B. 

*)  §  356—358  St.  G.  B. 

•)  §  359  St.  G.  B. 

7)  Ges.  17.  Febr.  1873  R.  25. 
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Unbefdgte  Ausübung  der  Arznei-  und  Wundarzneikunst  wird  krimi- 
minell  bestraft.1) 

II.  Hebammen  bedürfen  zur  Ausübung  ihres  Berufes  gleichfalls 
der  Approbation.    Sie  dürfen: 

a)  ihren  Beruf  nur  gegen  Anmeldung  bei  der  politischen  Bezirks- 
behörde unter  Vorlage  ihres  Befahigungsaufweises  ausüben; 

b)  sie  haben  ihre  der  Ortspolizeibehörde  jeweilig  anzumeldende 
Wohnung  äusserlich  mit  einem  Schilde  zu  versehen; 

c)  sie  sollen  im  Besitze  der  notwendigsten  Apparate  sein,  und 

d)  bei  Ausübung  ihres  Berufes  die  von  den  Sanitats-  und  Polizei- 
behörden erlassenen  Instruktionen  beachten.*) 

III.  Die  Bereitung  und  der  Verkauf  der  Arzneimittel  ist  Sache  der 
Apotheken.  Apotheken  bestehen  entweder  auf  Grund  einer  realen 
Berechtigung,  oder  einer  von  der  Behörde  ertbeilten  Koncession;  dabei 
soll  auf  das  Bedürfniss  der  Bevölkerung,  deren  Zahl  und  Wohlstand, 
auf  die  Terrain-  und  Kommunikationsverhältnisse  der  Gegend  Bücksicht 
genommen  werden.3)  Die  selbständige  Leitung  einer  Apotheke  ist  an 
die  gesetzliche  Approbation  gebunden;  Inhaber  realer  Gerechtigkeiten 
müssen  daher,  bei  Mangel  persönlicher  Qualifikation,  einen  tauglichen 
Stellververtreter  bestellen. 

Apotheker  müssen  die  in  der  Pharmakopoe  angeführten  Stoffe  und 
Präparate  bereit  halten  und  dürfen  dieselben  in  der  Begel  nur  auf 
ärztliche  Weisung  und  nur  zu  dem  bestimmten  Taxpreise  hintangeben.4) 
Verkauf  verbotener  Arzneimittel,  sorglose  oder  schlechte  Bereitung  der 
Arzneien  wird  kriminell  bestraft.5)  Befindet  sich  in  dem  Aufenthalts- 
orte eines  Arztes  oder  nahe  an  demselben  eine  Apotheke,  so  ist  es 
jenem  nicht  erlaubt,  selbst  Arzneien  auszugeben. 

Ist  aber  weder  an  dem  Orte  selbst,  noch  im  Umkreise  einer  Stunde 
eine  Apotheke  vorhanden,  so  ist  dem  Arzte  das  Halten  einer  Hans- 
apotheke gestattet.8) 

§  199. 

Die  Heilanstalten. 

I.  Die  Heil-  und  Verpflegungsanstalten  sind  entweder 
öffentliche,  d.  h.  gegen  Leistung  bestimmter  Gebühren  allgemein 

»)  §  343  St.  G.  B. 

*)  Vgl.  Mayerhofer  H.  331. 

3)  Hofd.  28.  Juli  1823  Z.  2594  und  10.  August  1835  Z.  26056. 

4)  Vdg.  28.  Okt   1876  R.  135. 

5)  §§  344,  346,  347,  348,  349-352  St.  G.  B. 

•)  Hofkzld.  3.  November  1808;  vgl.  V.  H.  3.  November  1881  Z. 
1644  und  15.  Oktober  1880  Z.  1898  (Bud.  1197  und  893.) 
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zugängliche  Anstalten  des  Staates  nnd  der  Selbstverwaltungskörper  oder 
Privatanstalten.  Die  öffentlichen  Krankenhäuser  sind  theils 
Staats-,  theils  Kommunalanstalten,  die  öffentlichen  Irren-,  Gebär- 
und  Findelanstalten  sind  durchweg  Landesanstalten. 

II.  Bäcksichtlich  der  Verpflegungsgebühren  gelten  folgende  Sätze: 

a)  Die  Leistung  der  Verpflegungsgebühren  trifft  den  Verpflegten, 
dessen  Erben  oder  die  zu  seiner  Alimentation  verpflichteten  Personen. 

b)  Verpflegungskosten  in  Krankenhäusern  für  zahlungs- 
unfähige Personen  werden  vom  Landesfonde  desjenigen  Kronlan- 
des, in  dem  der  Verpflegte  heimathberechtigt  ist,  der  Anstalt  ersetzt. 
Der  Landesfond  nimmt  jedoch  Begress  gegen  jene  Personen,  die  in 
Folge  eines  bestehenden  Rechtsverhältnisses  zur  Alimentation  verpflichtet 
waren,  also : 

«)  bei  Dienstboten  gegen  den  Dienstgeber; 

ß)  bei  Angehörigen  einer  gewerblichen  Genossenschaft  an  letztere» 

y)  bei  Gewerbsgehilfen  gegen  die  Unternehmer; 

gegen  die  Krankenunterstützungsvereine,  deren  Mitglied  der 
Verpflegte  ist; 

«)  gegen  diejenigen  Personen,  welche  durch  ein  Delikt  die  Krank- 
heit herbeigeführt  haben;  und 

$)  gegen  die  zur  Alimentation  verpflichteten  Verwandten.1) 

c)  Bücksichtlich  der  Gebär-  und  Irrenanstalten  sind  die  Ver- 
pflegungskosten bei  zahlungsunfähigen  Personen  gleichfalls  vom  Landes- 
fond der  Heimath  zu  tragen ;  es  bleibt  der  Landesgesetzgebung  die  Be- 
stimmung  vorbehalten,  inwieweit  die  Verpflegungskosten  für  Geistes- 
kranke von  der  Heimathsgemeinde  dem  Landesfond  zu  ersetzen  sind.1) 

d)  In  Betreff  der  Kosten  für  öffentliche  Findelanstalten  soll  gleich- 
falls Ueberwälzung  auf  den  Landesfond  der  konstatirten  oder  angenom- 
menen Heimath  des  Findlings  stattfinden;  eine  Uebertragung  des  Er- 
satzes auf  die  Heimathsgemeinde  ist  jedoch  ausgeschlossen.3) 

m.  Private  Kranken-  und  Irrenanstalten  bedürfen  besonderer  Kon- 
cession.  Insbesondere  sind  rücksichtlich  der  Privatirrenanstalten 
besondere  sicherheitspolizeiliche  Normen  vorgeschrieben,  deren 
Kontrolle  der  Staatsverwaltung  zukommt4) 

Die  Verpflegskosten  in  Privatanstalten  haben  den  Charakter  kon- 
traktlicher Leistungen,  sie  werden  daher  nicht  wie  die  Verpflege  gebühren 


*)  Vdg  6.  März  1855;  Mayerhofer  U.  539. 

2)  Ges.  17.  Febr.  1864  R.  22. 

3)  Ges.  29.  Febr.  1868  R.  15. 
*)  Vdg.  14.  Mai  1874  R.  71. 
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öffentlicher  Anstalten  durch  Verwaltungsexekution  hereingebracht,  auch 
übernimmt  der  Landesfond  keine  Haftung  für  ihren  Eingang. 

V.  Das  Hilfswesen. 

§  200. 

a)  Die  Armenpolizei.1) 

L  Armuth  ist  der  Mangel  an  den  nöthigon  Subsistenzmitteln, 
verbunden  mit  der  Unmöglichkeit,  sich  dieselben  zu  beschaffen. 

Die  öffentliche  Armenpflege  tritt  subsidiär  ein,  insofern  der  Arme 
die  unentbehrliche  Unterstützung  weder  von  seiner  Familie  noch  von 
andern  privatrechtlich  verpflichteten  Personen,  noch  durch  private 
Wohlthätigkeit  erlangen  kann.2) 

II.  Diese  Pflicht  trifft  die  Hei  mathsgemein  de;  im  Falle  eines 
augenblicklichen  Bedürfnisses  hat  jedoch  die  Aufenthaltsgemeinde  die 
einstweilige  Versorgung  gegen  Regress  an  die  Heimathsgemeinde  zu 
übernehmen  (§§  28,  38,  39  Heim. -Ges.).  Diese  Ansprüche  sind  im  ad- 
ministrativen Wege  festzustellen.  Es  beschränkt  sich  jedoch  die 
Haftpflicht  der  Heimathsgemeinde  auf  die  nothwendiger  Weise  aufge- 
laufenen Kosten;3)  auch  hat  die  Aufenthaltsgemeinde  die  Heimathsge- 
meinde rechtzeitig  zu  benachrichtigen,  damit  diese  selbst  die  nöthigen 
Vorkehrungen  treffen  und  die  Art  der  Armenversorgung  bestimmen 
kann.  Sie  haftet  der  Heimathsgemeinde  für  den  aus  Vernachlässigung 
dieser  Pflicht  entstehenden  Schaden.4)  Gegenüber  ungarischen  Ge- 
meinden wird  rücksichtlich  des  Ersatzes  der  Verpflegskosten  faktisch 
Reciprocität  geübt;  es  kann  jedoch  der  Heimathsgemeinde  gegenüber 
ungarischen  Gemeinden  keine  weitergehende  Verpflichtung  auferlegt 
werden,  als  welche  ihr  in  einem  gleichen  Falle  gegen  eine  inländische 
Gemeinde  zukommt.5) 

*)  Vgl.  N.  Ö.  Ges.  21.  Febr.  1870  L.  21;  0.  Ö.  20.  Dez.  1869  L. 
35;  Salzburg  30.  Dez.  1874  L.  7;  Kärnthen  21.  Febr.  1870  L.  17; 
Schlesien  10.  Oct.  1869  L.  5;  Böhmen  23.  Dez.  1868  L.  59;  Steier- 
mark 22.  März  1873  L.  19;  Vorarlberg  Ges.  30.  Juni  1875  L.  31; 
Dalmatien  Ges.  26.  Febr.  1876  L.  13. 

2)  Fromme  Stiftungen,  die  nebenbei  eine  Art  privater  Wohlthätigkeit 
bezwecken,  z.  B.  die  Betheilung  von  Annen  anlasslich  der  Persolvirung 
von  Gedächtnissmessen,  fallen  nicht  unter  die  öffentliche  Annenpflege.  (V. 
G.  H.  9.  November  1877  Z.  1376.) 

3)  V.  G.  H.  24.  Nov.  1876  Z.  311. 

4)  V.  G.  H.  11.  Oct  1879  Z.  1559;  12.  Nov.  1879  Z.  2215. 
*)  V.  G.  H.  12.  Juli  1879  Z.  1388. 
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IE.  Die  öffentliche  Armenpflege  umfasst  die  Sorge  iur  die 
Armen  bis  zum  Mass  der  strengsten  Nothdurft,  ohne  dass  den  Armen 
das  Recht  zusteht,  eine  bestimmte  Art  der  Unterstützung  zu  fordern. 
Sie  bezieht  sich  jedoch  insbesondere  auch  auf  die  Fürsorge  in  Erkran- 
kungsfällen, auf  die  Bestreitung  der  notwendigen  Begrabnisskosten 
und  die  Pflege  und  Erziehung  armer  verwaister  oder  sonst  verlassener 
Kinder. 

Der  Gemeinde  steht  der  Regress  zu: 

a)  gegen  die  nach  Privatrecht  zur  Alimentation  verpflichteten  Per- 
sonen, und 

b)  gegen  die  Verpflegten  selbst,  wenn  sich  entweder  nachtraglich 
der  Bestand  eines  Vermögens  herausstellt,  oder  wenn  der  Verpflegte  zu 
einem  Vermögen  gelangt. 

IV.  Die  Gemeinde  bestreitet  die  Auslagen  der  Armenpflege: 

a)  aus  den  Einkünften  des  der  Armenversorgung  gewidmeten 
Stammvermögens.  Auch  bei  Bestand  besonderer  Ortearmenfonde  bleibt 
die  Armenpflege  eine  Last  der  politischen  Gemeinde,  jedoch  haben  die 
Ort8armenfonde  zu  diesen  Lasten  verhältnissmassig  beizusteuern.1) 

b)  Aus  den  gesetzlichen  Zuschüssen  als:  dem  Armenpercent  bei 
freiwilligen  öffentlichen  Feilbietungen  von  beweglichen  und  unbeweg- 
lichen Gütern,2)  und  den  Strafgeldern. 

c)  Aus  freiwilligen  Beiträgen,  und 

d)  subsidiär  aus  Gemeindemitteln. 

V.  Es  bleibt  den  einzelnen  Gemeinden  desselben  politischen  Be- 
zirkes freigestellt,  sich  zu  einem  Verbände  mit  einem  zu  bestätigenden 
Statute  (vgl.  §  111  Abs.  1  d.  W.)  zu  vereinigen.  Subsidiär  kann  eine 
Unterstützung  der  Gemeinden  durch  den  Bezirk,  und  in  ausserordent- 
lichen Fällen  durch  das  Land  eintreten. 

S  201. 

b)  Bekämpfung  allgemeiner  Nothstände. 

Allgemeine  Nothstände  treten  ein,  wenn  der  Mangel  an  den  nöthi- 
gen  Subsistenzmitteln  ganze  Klassen  der  Bevölkerung  oder  Distrikte  er- 
greift und  ein  helfendes  Eingreifen  des  Staates  zur  Notwendigkeit 
macht 


*)  V.  G.  H.  10.  März  1880  Z.  421. 

*)  Die  im  Offertwege  vorgenommenen  Verkäufe  sind  als  öffentliche 
Versteigerungen  nicht  anzusehen.  V.  G.  H.  7.  Mai  1880  Z.  862. 
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Beispiele  dieser  Hälfe  sind: 

a)  Die  Beseitigung  der  ans  allgemeinen  Unglücksfällen 
eingetretenen  Noth  durch  Veranstaltung  von  Sammlungen, 
deren  Gestattung,  soferne  sie  sich  über  das  Gebiet  der  betroffenen  Ge- 
meinde hinaus  erstrecken  sollen,  der  Bezirkshauptmannschaft,  und  inso- 
fern sie  sich  auf  Nothleidende  in  fremden  Bezirken  beziehen,  der  poli- 
tischen Landesstelle  zukommt,1)  oder  durch  direkte  Staatshilfe. 

b)  Beseitigung  der  Schwierigkeiten  bei  Beschaffung  wichtiger 
Lebensbedürfnisse  (Theuerungspolizei.)1) 

Fünftes  Hauptstück. 

Die  Wirthschaftspflege. 

I.  Einleitung. 

§  202. 
Begriff. 

I.  Der  wirth8chaftliche  Process  bewegt  sich  in  den  Formen  des 
Privatrechtes. 

Das  Sachen-,  Obligationen-  und  Erbrecht  ordnet  die  wirthschaft- 
lichen  Beziehungen  der  Menschen;  diese Kechtsinstitute  dienen  in  ihrer 
Ge8ammtheit  den  Bedürfnissen  des  Güter  schaffenden,  übertragenden 
und  vertheilenden  wirtschaftlichen  Prozesses. 

An  und  für  sich  könnte  sich  der  Staat  auf  die  Herstellung  der 
Privatrechtsordnung  und  ihren  Schutz  durch  die  Justiz  beschränken. 

Allein  der  Staat  findet  sich  im  Interesse  der  Gesaramterhaltung 
und  Gesammtentwickelung  bewo  gen,  in  den  Wirthschaftegang  polizei- 
ich  und  pflegend  einzugreifen. 

Die  polizeiliche  Thätigkeit  gegenüber  den  wirthschafUichen 
Betätigungen  der  Menschen  ist  aber  entweder  ein  Ausfluss  der 
Sicherheits-  oder  der  Wohlfahrtspolizei. 

Alle  vier  Hauptzweige  der  Sicherheitspolizei:  die  Ordnungs-,  Un- 
falls-, Gesundheits-  und  Hilfspolizei  finden  gegenüber  den  einzelnen 
wirthschafUichen  Betätigungen  Anwendung.  s) 


»)  V.  G.  H.  17.  Juli  1880  Z.  1373. 

*)  Vgl.  über  einzelne  Massregeln  Stubenrauch  n.  S.  158  ff. 

3)  Beispiele:    a)  Ordnungspolizei:    Pflicht  zur  persönlichen  Mel- 
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Die  Wohlfahrtspolizei  im  Gebiete  des  wirthschaftlichen  Lebens 
besteht  in  der  Beschränkung  und  Bestimmung  der  wirthschaftlichen 
Thätigkeit,  um  den  Produktionsprocess  und  die  Vertheilung  der  Guter 
im  Interesse  des  allgemeinen  Wohles  zu  beeinflussen. 

Der  Staat  sucht 

a)  Hemmungen  der  wirthschaftlichen  Entwickelung  zu  beseitigen, 

b)  die  dem  Gemeinwohle  schädliche  rücksichtslose  Ausbeutung  vor- 
handener Erwerbspositionen  zu  verhindern; 

c)  er  zwingt  endlich  die  Einzelnen  zu  bestimmten  wirthschaftlichen 
Thätigkeiten,  die  neben  dem  Individualinteresse  zugleich  ein  kollektives 
Interesse  befriedigen.1) 

Die  eigentliche  Staatspflege  dagegen  besteht  in  der  gemeinwirth- 
schaftlichen  Produktion  gewisser  Sachgüter  und  Dienstleistungen  durch 
öffentliche  Anstalten,  sei  es  in  Konkurrenz  mit  anderen  privatwirth- 
schaftlichen  Unternehmungen,  sei  es  mit  monopolistischem  Betriebe.1) 

II.  Die  volkswirtschaftliche  Verwaltungsgesetzgebung 
hat  die  Aufgabe,  diesen  Einfluss  des  Staates  auf  die  Volkswirthschaft 
zu  determiniren. 

Soweit  dieser  Einfluss  ein  rein  polizeilicher  ist,  wird  die  volks- 
wirthschafUiche  Gesetzgebung  den  allgemeinen  Charakter  des  Polizei- 
rechtes an  sich  tragen. 

Ebenso  werden  die  polizeilichen  Verfügungen  in  der  Wohlstands- 
sorge den  allgemeinen  Charakter  polizeilicher  Verfügung  zeigen. 


dung  beim  Gewerbeantritt,  polizeilicher  Schutz  des  Grundeigenthums  in  der 
Land  wirth  Schaft. 

b)  Unfallspolizei.  Abwehr  von  Unfällen,  die  beim  Bergbau-,  Ge- 
werbe-, Eisenbahnbetriebe  sich  ereignen  können. 

c)  Gesundheitswesen.  Verbot  der  Kinderarbeit  und  der  Nacht- 
arbeit jugendlicher  Personen  in  den  Fabriken. 

d)  Hilfswesen.  Organisation  von  Hilfekassen  für  Berg-  und  Fabriks- 
arbeiter. 

*)  1.  Beispiele:  Zwangsweise  Ablösung  der  Reallasten  und  Servituten 
(a);  Hinderung  unzweckmässiger  Waldrodung  und  des  Raubbaus  in  Berg- 
werken (b)  ;  Kommassationszwang,  Zwang  zur  Bildung  wirthschaftlicher  Ge- 
nossenschaften (c). 

*)  Der  Staat  baut  Eisenbahnen  in  Konkurrenz  mit  privaten  Unterneh- 
mungen, während  in  den  volkswirthschaftlichen  Regalien  (Münz-,  Postregal) 
das  Monopol  des  Staates  festgehalten  wird. 
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Rücksichtlich  der  Hilfsanstalten  für  die  Volkswirtschaft  dagegen 
entsteht  eine  Summe  regiminaler  und  ökonomischer  Verwaltungsthätig- 
keiten  im  Interesse  ihrer  Errichtung,  Pflege,  Leitung  und  Beaufsich- 
tigung. Den  Staatsbürgern  tritt  der  Staat  durch  diese  Anstalten,  wie 
z.  B.  durch  die  Verkehrsanstalten  als  Kontrahent  gegenüber. 

Allein  der  Staat  schafft  für  ihren  Betrieb  ein  Spezialrecht;  er 
stattet  diese  Anstalten  mit  obrigkeitlichen  Rechten  aus,  die 
private  Unternehmer  nicht  haben,  und  sichert  andererseits  als  Gegen- 
wirkung ihre  allgemeine  Zngänglichkeit.1) 

Die  für  Staatsanstalten  geltenden  besonderen  Normen  können  auch 
im  Interesse  des  öffentlichen  Wohles  auf  solche  private  Unternehmungen 
theilweise  als  anwendbar  erklärt  werden,  welche  ein  dringendes  wirth- 
schaftliches  Interesse  befriedigen.2) 

§  203. 

Anordnung  des  Stoffes. 

Die  Verwaltungsthätigkeit  in  Ansehung  des  wirtschaftlichen 
Lebens  und  die  sie  bestimmenden  Rechtsnormen  lassen  sich  am  zweck- 
mässigsten  nach  den  verschiedenen  Vorgängen  des  wirtschaftlichen 
Lebens  gruppiren,  die  dem  Staate  Veranlassung  zu  seiner  Thätigkeit 
geben. 

Diese  Gruppen  umfassen:  1.  die  wirtschaftliche  Association; 
2.  das  Bauwesen ;  3.  das  We gewesen;  4.  die  Regulirung  der  produk- 
tiven Verwendung  des  Wassers;  5.  die  Landwirthschaft;  6.  die 
Forstwirtschaft;  7.  die  okkupatorischen  Thätigkeiten  der  Jagd 
und  Fischerei;  8.  den  Bergbau;  9.  das  Gewerbewesen;  10.  die 
Erleichterung  des  Güterumlaufes  durch  Mass  und  Gewicht  und  das 
Geldwesen;  11.  das  Bankwesen;  12.  das  Eisenbahnwesen;  13. 
die  Post  und  Telegraphie;  14.  die  Schifffahrt. 


*)  Anziehend  stellt  dies  Laband  II.  296  in  Ansehung  der  Postanstalt 
dar,  indem  a)  deren  Beamte  ein  öffentliches  Amt  bekleiden,  bei  dem  die 
Pflichterfüllung  durch  dieselben  Mittel  wie  bei  anderen  Beamten  gewähr- 
leistet ist;  b)  die  Postanstalt  zum  Betriebe  eine  ganze  Reihe  ökonomischer 
Hilfsgeschäfte  vornehmen  muss,  z.  B.  Herstellung  von  Gebäuden,  Anschaf- 
fung von  Wagen,  Pferden  u.  s.  w. ;  c)  mit  dem  Postzwang  sowie  mit  gewissen 
Vorrechten,  hinsichtlich  der  Benutzung  der  Eisenbahnen,  der  öffentlichen 
Wege  ausgestattet  ist,  und  d)  ihre  Benutzung  Jedermann  freisteht. 

*)  Z.  B.  Gesellschaftsbahnen  werden  mit  einem  Monopol  und  der  Ausübung 
der  Bahnpolizei  ausgestattet,  es  wird  aber  ihre  Handlungsfreiheit  beschränkt 
(Tarifwesen)  und  ihre  allgemeine  Zugänglichkeit  gesichert  und  erzwungen. 
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II.  Die  wirtschaftliche  Association. 

§  204. 

a)  Wirtschaftliche  Vereine. 

L  Während  die  gewohnlichen  privatrechtlichen  Societäten,  als: 
die  gemeine  Societät,  die  offene  Handelsgesellschaft,  die  Kommandit- 
gesellschaft, abgesehen  von  der  Begistrirung  der  Handelsgesellschaft 
keine  Veranlassung  für  eine  Verwaltungsthätigkeit  bieten,  unterliegen 
Vereine  für  Erwerbszwecke,  mag  ihre  innere  Organisation  auf  dem 
Societäts-  oder  dem  Korporationsprincipe  beruhen1),  der  Kontrolle  des 
Staates,  theils  wegen  der  Art  der  betriebenen  Geschäfte,  theils  wegen 
der  Art  und  Weise  der  Bildung  des  Unternehmungsfondes.2) 

II.  Eine  Koncession  ist  nothwendig  zur  Bildung  von  Vereinen,  die 
o)  den  Bau  und  die  Erhaltung  von  Brücken,  Land-  und  Wasser- 
strassen, Eisenbahnen, 
ß)  Kolonisirungen , 

y)  die  Errichtung  und  den  Be  trieb  von  Kredit-  und  Versieh eron^s- 
anstalten,  von  allgemeinen  Versorgungs-  und  Bentenanstalten,  Pfand- 
leihanstalten, Sparkassen  beabsichtigen.3) 

In  der  Koncessionirung  solcher  Vereine  liegt  die  Gestattong  der 
Bildung  und  Erneuerung  des  Vereines  nach  Massgabe  der  genehmigten 
Statuten  und  die  Zulassung  zum  Betriebe  der  beabsichtigten  Unterneh- 
mungen. 

Die  Koncession  zur  Bildung  eines  Vereines  wird  jedoch  nur  dann 
einzutreten  haben,  wenn  die  beabsichtigte  Form  der  Unternehmung 
unter  den  gesetzlichen  Begriff  eines  Vereins  fällt  d.  h.  wenn  der  Ein- 
tritt in  denselben  ohne  Beschränkung  auf  die  ursprünglichen  Theilneh- 
mer  auch  anderen  Personen,  die  sich  der  verabredeten  Gesellschaftsregel 
unterwerfen,  unter  den  daselbst  festgestellten  Modalitäten  gestattet  ist 

Dagegen  bedürfen  rein  privatrechtliche  Societäten,  deren  Zweck 
auf  die  erwähnten  Geschäfte  gerichtet  ist,  nicht  zu  ihrer  Bildung,  son- 
dern nur  zum  Betriebe  dieser  Geschäfte  der  staatlichen  Koncession. 


*)  Vgl.  Bruns  in  Holtendorf,  Encyklopädie  der  Rechtswissenschaft. 
I.  Bd.  (3.  Aufl.)  S.  357. 

2)  Vereinsgesetz  26.  November  1852  R.  253,  welches  auf  Vereine,  deren 
Zweck  Erwerb  ist,  noch  immer  Anwendung  findet. 

3)  §  2  V.  G.  26.  Nov.  1852. 
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III.  Aktien  vereine  bedürfen  in  allen  Fällen,  ohne  Rücksicht 
auf  das  Objekt  ihrer  Thätigkeit,  der  staatlichen  Genehmigung.  Betrei- 
ben dieselben  ein  Handelsgewerbe,  so  unterliegen  sie  überdiess  den 
Bestimmungen  des  Handelsgesetzbuches,  insbesondere  müssen  die 
Statuten  den  Normativbestimmungen  des  Art.  209  H.  G.  B.  ent- 
sprechen.1) 

Ausländische  Aktiengesellschaften  können,  unter  der  Voraussetzung 
der  Reciprocität,  gegen  Bestellung  einer  verantwortlichen  Repräsentanz 
im  Inlande  von  denselben  Behörden,  welche  in  Ansehung  der  Errich- 
tung derartiger  inländischer  Gesellschaften  kompetent  sind,  auf  be- 
schränkte oder  unbeschränkte  Zeitdauer  zum  Geschäftsbetriebe  zuge- 
lassen werden.2) 

IV.  Rücksichtlich  beider  Arten  von  Vereinen  (II.  und  III.)  ist  zu 
unterscheiden  die  Bewilligung  vorbereitender  Schritte  zur  Bildung  eines 
derartigen  Vereins  und  die  Vereinsbildung  selbst. 

Jene  ist  nothwendig,  wenn  zur  Auffindung  von  Theilnehmern  der  Weg 
der  öffentlichen  Bekanntmachung  und  Aufforderung  betreten  werden  soll, 
oder  wenn  die  Vorbereitungen  der  Unternehmung  entweder  die  Rechte 
dritter  Personen  berühren,  oder  des  Beistandes  der  Behörden  bedürfen.3) 

Dem  den  Plan  des  Unternehmens  mit  möglichster  Vollständigkeit 
enthaltenden  Gesuche  um  Genehmigung  des  Vereines  muss  ein  Statu- 
tenentwurf beigelegt  werden,  welcher  enthalten  soll: 

a)  den  Zweck  des  Vereines  und  die  Mittel  zu  dessen  Erreichung 
überhaupt; 

b)  Bestimmungen  über  die  Art  und  Weise  der  Aufbringung  des 
Unternehmungsfonds  und  dio  Benützung  des  Kredites; 

c)  die  Art,  wie  der  Verein  sich  bilden  und  erneuern  soll; 

d)  die  Geschäftsführung  und  die  Leitung  in  ihren  wesentlichen 
Grundzügen ; 

e)  die  Rechte  und  Pflichten  der  Vereinsmitglieder  als  solcher; 

')  §  1  litt.  b.  Ges.  26.  November  1852:  Aktienvereine  sind  jene  Vereine, 
bei  welchen  das  erforderliche  Kapital  durch  Aktien,  d.  i.  durch  bestimmte, 
mittelst  der  Erwerbsarten  des  bürgerlichen  Rechtes  übertragbare  Theil- 
beträge  an  dem  gesellschaftlichen  Unternehmungsfondc,  auf  welche  sich  die 
Haftung  der  Theilnehmer  beschrankt,  aufgebracht  werden  soll. 

2j  Vgl.  Ges.  29.  Nov.  1865  R.  127  und  29.  März  1873  R.  42.  Recipro- 
cität besteht  mit  den  Niederlanden  (R.  70  1867),  mit  Belgien  (R.  71 
1867),  Russland  (R.  72  1867),  Schweiz  (R.  140  1868),  Frankreich 
(R.  141  1868),  Italien  (R.  24  1869  und  13  1877),  Deutschland  (R.  1 
1879  und  R.  64  1880).  Bezüglich  Ungarns  vgl.  Art.  XX  Ges.  27.  Juni 
1878  R.  62  und  Ges.  27.  Juni  1878  R.  63. 

3)  §  15  V.  G.  (z.  B.  Vermessungen,  Nivellirungen.) 

U  1  b  r  i  c  h,  Oesterreich.  Staatsrecht.  33 
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f)  die  Vertretung  des  Vereines  dritten  Personen  und  den  Behörden 
gegenüber; 

g)  Bestimmungen  über  das  Verfahren  zur  Schlichtung  der  aus  den 
Vereinsverhältnissen  entspringenden  Streitigkeiten; 

h)  Bestimmungen  über  die  Auflösung  der  Gesellschaft,  und  bei 
Vereinen,  welche  auf  eine  bestimmte  Zeit  geschlossen  werden,  die  Dauer 
derselben. 

Diese  Gesuche  sind  in  allen  Fällen  bei  derjenigen  politischen  Lan- 
desstelle, in  deren  Amtsbezirke  der  Verein  seinen  Sitz  haben  soll,  zu 
überreichen.  Kolonisirungsvereine,  Kreditanstalten,  allgemeine  Vereor- 
gungs-  und  Rentenanstalten,  Vereine  für  Eisenbahn-  und  Dampfschiff- 
fahrtsunternehmungen sowie  alle  mit  besonderen  Privilegien  ausgestat- 
teten Vereine  werden  über  Antrag  des  Ministeriums  des  Innern  vom 
Kaiser  genehmigt 

Bücksichtlich  aller  übrigen  koncessionspflichtigen  Vereine  ent- 
scheidet in  der  Regel  das  Ministerium  des  Innern  auf  Grund  des  Gut- 
achtens des  aus  Vertretern  der  betheiligten  Centraianstalten  bestehenden 
Komitees.1) 

Der  Staat  überwacht  die  Geschäftsführung  dieser  Vereine.  Er 
kann  denjenigen  Vereinen,  deren  Geschäftsführung  aus  öffentlichen 
Rücksichten  eine  besondere  Beaufsichtigung  bedarf,  z.  B.  bei  Betrieb 
von  Transport-  oder  Versicherungsgeschäften,  Emission  von  Inhaber- 
papieren, einen  besonderen  Kommissär  beigeben,  dessen  Bestellung 
durch  dasjenige  Ministerium  zu  erfolgen  hat,  in  dessen  Ressort  die 
Yereinsthätigkeit  fällt.2) 

Die  freiwillige  Auflösung  des  Vereins  ist  der  Landesstelle  anzu- 
zeigen. Die  Auflösung  durch  Verfügung  der  politischen  Landesstelle 
hat  einzutreten: 

a)  rücksichtlich  der  ohne  die  erforderliche  Bewilligung  gebildeten 
Vereine ; 

b)  bei  Statutenüberschreitungen; 

c)  bei  Nichterfüllung  der  bei  Genehmigung  gestellten  Bedingungen; 

d)  bei  Eintritt  solcher  Umstände,  die  auch  bei  Privaten  die  Ent- 
ziehung der  Befugniss  begründen.8) 

l)  §  9  V.  G.  Mayerhofer  DL  Bd.  S.  128  Anm.  1. 

*)  M.  J.  4.  April  1870  Z.  4554  Z.  f.  V.  1870  S.  153  (Mayer- 
hofer IQ.  Bd.  S.  132.)  Ausländische  Aktiengesellschaften  müssen  alljähr- 
lich die  Protokolle  der  abgehaltenen  Generalversammlungen,  die  General- 
bilanz der  Gesellschaft  und  die  Specialbilanz  über  den  Geschäftsbetrieb 
in  Oesterreich  vorlegen.  (Art.  V.  Vdg.  29.  Nov.  1865  R.  127.) 

3)  Vgl.  §  24  des  Vereinsgesetzes;  dazu  E.  d.  R.  G.  25.  Nov.  1873 
Z.  105  Hye  S.  207. 
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Die  Zulassung  ausländischer  Gesellschaften  erlischt  ipso  jure: 

a)  durch  Nichtbeginn  des  Geschäftsbetriebes  innerhalb  der  Frist 
von  sechs  Monaten  oder  ungenehmigte  Einstellung  desselben  über  dre 
Monate; 

b)  durch  Aufhören  ihrer  rechtlichen  Existenz  im  Heimaths- 
staate  und 

c)  durch  Ablauf  der  Zeit,  für  welche  die  Zulassung  erfolgt  ist. 
Widerruf  der  Zulassung  erfolgt: 

a)  wenn  der  Heimathstaat  in  seiner  Gesetzgebung  eine  für  die 
hierländischen  Gesellschaften  nachtheilige  Aenderung  eintreten 
lässt,  und 

b)  wenn  die  zugelassene  Gesellschaft  sich  Uebertretungen  des  Ver- 
einsgesetzes zu  Schulden  kommen  lässt.1) 

VI.  Begrenzter  ist  die  Eontrolle  gegenüber  zwei  anderen  Unter- 
nehmungsformen: 

1.  Der  Gewerkschaft.  Dieselbe  ist  ein  Verein  zum  Bergbaube- 
triebe, in  welcher  jeder  Theilhaber  sowohl  für  die  Beiträge  zu  dem 
Betriebe  des  Geschäfts  (die  Zubusse)  als  für  alle  im  Namen  des  Ver- 
eins gegen  dritte  Personen  übernommenen  Verbindlichkeiten  nur  mit 
seinem  Antheile  an  dem  gemeinschaftlichen  Vermögen  haftet.  Die 
Bildung  und  die  Statuten  der  Gewerkschaft  bedürfen  der  Genehmigung 
der  Bergbehörde.2) 

2.  Die  Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenoss enschaften,3) 
d.  h.  Vereine  von  nicht  geschlossener  Mitgliederzahl,  welche  die  Förde- 
rung des  Erwerbes  oder  der  Wirthschaft  ihrer  Mitglieder  mittelst  ge- 
meinschaftlichen Geschäftsbetriebes  oder  mittelst  Kreditgewährung  be- 


*)  Art.  IX  Ges.  29.  Nov.  1865  R.  127. 

5)  Es  ist  somit  bei  der  Gewerkschaft  das  Betriebskapital  nicht  wie 
bei  anderen  Erwerbsgemeinschaften  im  Voraus  festgesetzt,  sondern  wird 
nach  dem  jeweiligen  Bedarfe  als  Zubusse  aufgebracht  und  vom  Ertrage  des 
Bergbaues  zurückerstattet.  Berggesetz  §§  137  —  139  (23.  Mai  1854); 
dazu  §  85  Vollzugsvorschrift  25.  September  1854. 

8)  Vgl.  E.  Pfeiffer,  Ueber  Genossenschaftswesen  Leipzig  1863;  J. 
Rosenthal,  Die  Kredit-,  Erwerbs- und  Wirthschaftsgenossenschaften  1871; 
ferner  die  Schriften  von  FI.  Schulze-Delitzsch;  Art.  Association  in 
Bluntschli  Staatswörterbuch  Bd.  I.  S.  456 — 500  und  Art.  Genossen- 
schaft in  Holtzcndorff  Rechtslexikon  II.  S.  83;  H.  v.  Sicherer,  Die 
Genossenschaftsgesetzgebung  in  Deutschland  1872;  Ran  da,  Ueber  einige 
zweifelhafte  Fragen  des  Genossenschaftsrechtes  1874  und  Krasnopolski 
in  Grünhuts  Zeitschrift  VIII  S.  54  ff.  Vgl.  für  Oesterreich  Ges.  9.  April 
1873  R.  70. 

33* 
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zwecken,  bedürfen  zwar  zu  ihrer  Bildung  keiner  Koncession;  es  wird 
jedoch  verlangt: 

a)  die  Eintragung  in  das  Genossonschaftsregister;1) 

b)  die  Bestellung  und  Anmeldung  eines  Vorstandes-,2) 

c)  Die  Führung  von  Geschäftsbüchern  und  eines  Protokollbuches 
über  gefasste  Beschlüsse,  in  das  die  Verwaltungsbehörde  Einsicht  neh- 
men kann-, 

d)  die  Vorlage  des  registrirten  Genossenschaftsvertrages  und 
der  genehmigten  Rechnungsabschlüsse  und  Bilanzen  an  die  Verwal- 
tungsbehörde.3) 

Wenn  eine  Genossenschaft  Unternehmungen  betreiben  will,  zu 
welcher  eine  staatliche  Bewilligung  (Koncession)  gesetzlich  erforderlich 
ist,  so  hat  dieselbe  diese  Bewilligung  nach  den  besonderen  Vorschriften 
zu  erwirken.4) 

Genossenschaften  können  auf  Grund  eines  vorausgegangenen  straf- 
rechtlichen Urtheiles  aufgelöst  werden.5) 

§  205. 

b)  Wirtschaftliche  Verbände. 

Während  die  Bildung  von  Vereinen  auf  freiem  Entschlüsse  der 
Theilnehmer  beruht,  erfolgt  die  Bildung  wirthschaft lieber  Ver- 
bände durch  eine  Verfügung  der  Verwaltungsbehörde  auf  Grund  eines 
allgemeinen  gesetzlichen  Imperativs. 

Ihrer  Bildung  liegen  Sicherheit«-  und  wirthschaftspolizeiliche  Motive 
zu  Grunde.  Sie  bezwecken: 

a)  die  kollektive  Ausübung  der  im  Grundeigenthum  enthaltenen 
Rechte  (Jagdgenossenschaften); 

b)  die  Leitung  oder  Abwehr  der  Gewässer  zur  Meliorirung  oder 
zum  Schutze  des  Grundeigenthums  (Wassergenossenschaften): 

c)  die  planmassige  Bewirtschaftung  des  kleinen  Waldbesitzes 
(Waldgenossenschaften); 


')  lieber  die  Führung  des  Genossenschaftsregisters  vgl.  Vdg.   14.  Mai 
1873  R.  71.       5  —  8  Ges.  9.  April  1S73. 
2)  §§  15  —  18  Ges.  9.  April  1873. 
»)  §§  22,  34,  35  Ges.  9.  April  1873. 

*)  §  92,  93  Ges.  9.  April,  im  Uebrigen  findet  das  Vereinsgesetz  vom 
26.  November  1852  R.  53  auf  Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenosscn>chaften 
keine  Anwendung  (§  90.) 

5)  Ueber  Steuer-  und  Gebührenprivilegien  der  Genossenschaf- 
ten vgl.  Ges.  27.  Dezember  1880  R.  151,  Ges.  21.  Mai  1873  R  87  und 
Ges.  27.  Dezember  1880  R.  1  (1881.) 
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d)  die  Herstellung  gemeinsamer  Anlagen  für  den  Betrieb  der 
durch  örtliche  Lage  und  sonstige  gleichartige  Verhältnisse  mitein- 
ander verbundenen  Bergwerke  (Kevierverbände;) 

e)  die  Gewährung  von  Kredit  oder  von  Hilfe  für  die  Genossen 
eines  wirtschaftlichen  Standes  (Verbände  für  Darlehens- und  Hilfs- 
kassen.) 

III.  Das  Bauwesen.1) 
§  206. 

a)  Die  Anlage  neuer  Städte  nnd  Ortstheile. 

Der  Anlage  neuer  Städte  und  Ortstheile  muss  die  Genehmigung 
des  Abtheilungsplanes  vorausgehen.  Baufuhrungen  sind  nur  auf 
solchen  Plätzen  zulässig,  die  sich  nach  Massgabe  des  Lager-  und  Be- 
gulirungsplanes  als  Bauplätze  darstellen.2)  Der  Eigenthümer  des  zu 
Bauplätzen  abzutheilenden  Grundes  muss  den  Gassengrund  ohne  Ent- 
geld  abtreten.  Uober  diese  Verpflichtung  haben  die  in  Expropriations- 
sachen kompetenten  politischen  Behörden  zu  entscheiden.3)  Diese 
Pflicht  ist  jedoch  als  eine  Ausnahme  von  dem  allgemeinen  Principe 
(§§  365  a.  b.  G.  B.)  strenge  auszulegen  und  auf  den  Fall  zu  beschrän- 
ken, in  dem  es  sich  um  die  Genehmigung  der  Eintheilung  des  Grund- 
komplexes zu  Bauanlagen  handelt.4) 

Bei  der  kommissioneilen  Verhandlung,  welcher  die  betheiligten 
Parteien  und  insbesondere  die  Besitzer  der  für  den  Bau  zu  okkupiren- 
den  Grundstücke  beigezogen  werden  sollen,  ist  vorzugsweise  darauf  zu 
sehen: 

a)  dass  die  anzulegende  Ortschaft  eine  gesunde,  jederzeit  trockene 
Lage  und  die  erforderliche  freie  Luftströmung  habe; 

b)  dass  sie,  wenn  überhaupt  nach  den  Verhältnissen  auf  die  Er- 
richtung eines  grösseren  Ortsplatzes  nicht  Bedacht  genommen  werden 


')  Vgl.  darüber  die  Landesgesetze  im  XTV.  Bande  der  Manzschen 
G.  S.  Böhmen  11.  April  1864  L.  24;  Mähren  20.  Dez.  1869  L.  1 
(1870);  Schlesien  23.  März  1867  L.  16;  Niederösterreich  28.  März 
1866  L.  14;  (Wien  2.  Dezember  1868  L.  24);  Oberösterreich  13. 
Januar  1867  L.  6;  (Linz  13.  März  1875  L.  14);  Salzburg  (7.  Juli 
1879  L.  15);  Steiermark  12.  März  1866  L.  6;  (Graz  23.  Febr.  18G7 
L.  13);  Kärnthen  13.  März  1866  L  12. 

*)  V.  G.  H.  2.  Juni  1877  Z.  747. 

3)  M.  J.  6.  März  1877  Z.  18118  Z.  f.  V.  pag.  118. 

4)  V.  G.  H.  29.  September  1879  Z.  1653. 
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kann,  doch  wenigstens  eine  Breitenanlage  von  7—9  Klaftern  erhalte, 
und  hierbei  anch  alle  abnormen  Steigungen  vermieden  werden; 

c)  dass  die  Strassen,  wenn  deren  mehrere  angetragen  werden,  sich 
möglichst  unter  rechten  Winkeln  kreuzen; 

d)  dass  die  Fronten  der  Wohngebäude  eine  gerade  Fluchtlinie 
bilden,  und  die  Gebäude  selbst  bei  einer  dorfschaftlichen  Ansiedelung 
in  der  Regel  wenigstens  3  Klafter  von  einander  entfernt  aufgeführt 
und  die  Zwischenräume  nicht  verbaut  werden; 

e)  dass  alle  Kirchen,  Schulen  und  Pfarrgebäude  an  schicklichen 
freien  Plätzen,  nach  Möglichkeit  in  der  Mitte  der  Ortschaft,  zu  liegen 
kommen; 

f)  dass  auf  einen  ungehemmten,  den  Gebäuden  nicht  nachtheiligen 
Wasserabfluss,  auf  Anlegung  von  Abzugsgräben  und  auf  die  Errich- 
tung von  Stegen  und  gemauerten  Brücken  über  Bäche  und  Gräben  vor- 
bedacht werde; 

g)  dass  die  Dorfplätze  und  Strassen  planirt,  auch  mit  festem 
Schotter  und  Sand  überzogen  werden. 

Wird  die  Ortschaft  in  der  Nähe  eines  fliessenden  Gewässers  ange- 
legt, welches  durch  Austretungen  und  Inundationen  nachtheilig  werden 
kann,  so  muss 

h)  die  Lage  des  Ortes  so  geartet  sein,  dass  wenigstens  die  Haus- 
fluren über  den  bekannten  höchsten  Wasserstand  erhöht  werden 
können; 

Weiterhin  ist  darauf  zu  sehen: 

i)  dass  die  Ortschaft  ein  nachhaltig  zureichendes  fliessendes 
Wasser  habe,  und  auch  durch  Grabung  von  Brunnen  mit  dem  nöthigen 
Trinkwasser  versehen  werde;  endlich 

k)  dass  Gebäude,  in  welchen  Feuerwerkstätten  untergebracht  werden 
sollen,  insbesondere  Flachs-  und  Hanfdörren,  Obst-Dörrhäuser,  Kalk- 
und  Ziegelbrennereien,  Gemeindebacköfen  ausserhalb  der  Ortschaft  an- 
gelegt werden. 

Dasselbe  Verfahren  ist  bei  Neuanlegung  einer  durch  Feuerschaden 
oder  Wasserfluthen  zerstörten  Ortschaft  anzuwenden. 

§  207. 

b)  Die  Baupolizei. 

I.  Die  Baupolizei  (im  engern  Sinne)  besteht  in  der  Geltend- 
machung der  dem  Grundeigenthümer  aus  sicherheitspolizeilichen  Gründen 
auferlegten  Beschränkungen.  Der  Grundeigenthümer  darf  nur  nach 
erhaltenem  Baukonsense  und  unter  Einhaltung  der  ihm  auferlegten  Be- 
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schränkungen  bauen;  die  Ballführung  unterliegt  der  Kontrolle  der 
Polizeibehörden. 

Dagegen  können  andererseits  Beschränkungen,  welche  durch  die 
Bauordnungen  nicht  auferlegt  sind,  nicht  gefordert  werden1);  auch 
wirken  die  Bestimmungen  derselben  auf  bereits  bestehende  Gebäude 
nicht  zurück.1) 

II.  Als  Hauptpunkte  der  Polzei  in  Bausachen  gelten: 

1)  Eine  behördliche  Bewilligung  zur  Bauführung  ist  erforderlich, 
wenn  es  sich  um  die  Führung  von  Neu-,  Zu-  oder  Umbauten, 
dann  um  die  Vornahme  von  wesentlichen  Ausbesserungen  oder 
Umänderungen  an  bestehenden  Gebäuden  handelt 

Zu  den  wesentlichen  Ausbesserungen  oder  Umänderungen 
gehören  überhaupt  jene,  welche  zur  Erhaltung  des  Baustandes  an 
dem  ganzen  Gebäude  oder  an  dessen  Hauptbestandteilen  vor- 
genommen werden,  und  wodurch  in  irgend  einer  Weise  auf  die  Festig- 
keit oder  Feuersicherheit  des  Gebäudes,  oder  auf  die  Rechte  der  An- 
rainer Einflu83  geübt  wird,  oder  wodurch  die  äussere  Facade  eine 
Umgestaltung  oder  der  allgemeine  Baustand  überhaupt  eine 
Veränderung  erleiden  kann. 

Insbesondere  gehört  hierher  die  Errichtung  neuer  Rauchschlotte.9) 

2)  Bei  den  Bauten  an  öffentlichen  Plätzen  und  Strassen  hat  die  Ge- 
meinde nach  freiem  Ermessen  das  Niveau  und  die  Baulinie  zu  bestimmen.4) 

3)  Der  Bauherr  hat  noch  vor  Einleitung  des  Baues  den  zu  ge- 
nehmigenden Bauplan  vorzulegen.  Ueber  die  Herstellung  der  Bauten 
enthalten  die  Bauordnungen  eine  Reihe  von  technischen  Detailbe- 
stimmungen zur  Vermeidung  von  Unfällen,  sowie  zur  Erzielung  einer 
den  Anforderungen  der  Festigkeit,  Feuersicherheit,  Gesundheit  und  dem 
guten  Geschmack  entsprechenden  Einrichtung  der  Gebäude.  Von  der 
Beobachtung  dieser  Normen  können  die  Baubehörden  nur  in  den  ge- 
setzlich vorgesehenen  Fällen  dispensiren. 

4)  Nach  Vorlegung  des  Gesuches  um  Ertheilung  der  Baubewilligung 

*)  V.  G.  H.  5.  September  1879  Z.  166.  So  besteht  z.  B.  kein  Ver- 
botlisolirter  Bauten  (V.  G.  H.  26.  Okt.  1881  Z.  1547),  keine  .Ver- 
pflichtung zum  Verbauen  eines  freien  Bauplatzes  (V.  G.  H.  23.  November 
1881  Z.  1704.) 

*)  V.  G.  H.  10.  Juli  1880  Z.  1283.  Daher  kann  die  Herstellung 
von  Trottoirs  nur  aus  Anlass  eines  Neu-  odes  Umbaues  auferlegt  werden. 
(V.  G.  H.  1.  April  1881  Z.  552.) 

3)  Daher  z.  B  auch  zur  Errichtung  eines  Schankzeltes  (12.  Marz 
1880  Z.  470),  eines  Backofens  (V.  G.  H.  10.  Jänner  1880  Z.  21) 
Baukonsens  nöthig  ist. 

4)  V.  G.  H.  18.  März  1880  Z.  471. 
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hat  die  Behörde  zur  Prüfting  des  Bauprojektes  eine  Lokal- Kommission 
abhalten  zu  lassen. 

Diese  Kommission  hat  zu  bestehen :  aus  einem  von  der  Behörde  zu 
bestimmenden  Leiter,  aus  einem  unabhängigen  befugten  Bauverständigen, 
und  in  den  Städten,  wo  ein  eigenes  Bauamt  besteht,  aus  einem  Abge- 
ordneten desselben. 

Der  Kommission  sind  von  der  Behörde  stets  beizuziehen:  der  Bau- 
herr, der  Bauführer  und  die  bei  dem  Bauvorhaben  betheiltigten  An- 
rainer. 

Die  nach  dem  Lokalbefunde  angetragenen  Berichtigungen  und 
Abänderungen  des  Bauprojektes  sind  in  den  Plänen  stets  ersichtlich 
zu  machen. 

Werden  von  den  Anrainern  gegen  den  projektirten  Bau  Ein- 
wendungen vorgebracht,  so  soll  die  Behörde,  so  viel  als  thunlich,  die- 
selben im  gütlichen  Wege  beizulegen  versuchen. 

Kommt  ein  üebereinkommen  nicht  zu  Stande,  und  beziehen  sich 
die  Einwendungen  der  Anrainer  auf  deren  Privatrechte,  so  hat  die  Be- 
hörde den  Streit  auf  den  Rechtsweg  zu  verweisen,  jedenfalls  aber  zu 
erkennen,  ob  und  wieferne  der  Bau  in  öffentlicher  Beziehung  zulässig 
und  technisch  ausführbar  sei.1) 

5)  Der  Bauführer  ist  der  Behörde  namhaft  zu  machen.  Als  Bau- 
fuhrer  dürfen  nur  dazu  berechtigte  Personen  verwendet  werden,  ohne 
dass  es  nothwendig  ist,  dass  dieselben  Baumeister  im  Sinne  der  Ge- 
werbeordnung sind.2) 

6 )  Nach  Vollendung  des  Baus  hat  der  Bauherr  um  die  Ertheilung 
des  Bewohnungs-  und  Benützungskonsenses  anzusuchen. 

7)  Die  Einhaltung  der  Bauvorschriften  wird  durch  Polizei-  und 
Exekutivstrafen  erzwungen.  Aus  sicherheitspolizeilichen  Rücksichten 
sind  bei  drohendem  Einsturz  sofort  die  nöthigen  Verfügungen,  ohne 
Rücksicht  auf  etwa  schwebende  civilrechtliche  Fragen,  zu  treffen.3) 


')  Die  Baubehörde  ist  nicht  berufen,  über  Privatrechte  der  Anrainer 
abzusprechen  (V.  G.  H.  19.  Oktober  1881  Z.  1384)  oder  die  Parteirolle 
der  auf  den  Rechtsweg  verwiesenen  Personen  als  Kläger  oder  Beklagten 
zu  bestimmen.    (V.  G.  H.  20.  Februar  1880  Z.  329). 

2)  V.  G.  H.  6.  Mai  1881  Z.  828. 

3)  V.  G.  H.  10.  Jänner  1880  Z.  22;  20.  Jänner  1881  Z.  134  und 
20.  April  1881  Z.  535. 
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IV.  Wegerecht.1) 
§  208. 

a)  Eintheilung  der  Wege. 

I.  Die  Öffentlichen  Wege  theilen  sich  je  nach  ihrer  Bedeutung  für 
den  öffentlichen  Verkehr  in  Staats-  (ärarische)  Strassen,  welche 
vom  Staate  hergestellt  und  erhalten  werden2)  und  in  Strassen  der 
Selbstverwaltungskörper. 

Die  Herstellung  der  Staatsstrassen  ist  ein  technisches  Geschäft, 
welches  von  den  Organen  des  Staatsbaudienstes  besorgt  wird. 

Gegenstand  der  in  den  Wirkungskreis  des  Reichsrathes  fallenden 
Gesetzgebung3)  sind  die  Reichsstrassen  insofern,  als  es  sich  um  die 
Bestimmung  öffentlicher  Pflichten  in  Ansehung  dieser  Verkehrs- 
wege und  um  die  Ordnung  ihrer  Benützung  handelt.  Dagegen  sind 
die  Vorschriften  über  die  Konstruktionsart  sowie  über  die  Normalbreite 
rein  administrative  Vorschriften.4) 

In  Ansehung  der  Staatsstrassen  besteht: 

1.  Das  Expropriationsrecht  des  Staates  zur  Anlegung  neuer, 
sowie  zur  Erbreitung  bestehender  Strassen,  und  zwar  hinsichtlich  der 
Grundstücke  und  der  für  Materialgewinnung  nöthigen  Schotter-  und 
Steinbrüche.5) 

2.  Oeffentliche  Strassen  beschränken  die  benachbarten  Grundeigen- 
thümer  insofern,  als  neu  aufzuführende  Gebäude  nicht  unter  eine  be- 
stimmte Norraalentfernung  der  äussersten  Kante  des  Strassengrabens 
zugerückt  werden  dürfen.6) 

3.  Hinsichtlich  der  die  Ortschaften  durchziehenden  Strassenstrecken 
haben  die  Gemeinden  jenen  Mehraufwand  an  Herstellungs-  und  Er- 


1)  Steiner.  Darstellung  aller  über  das  Strassenwesen  und  die  Eisen» 
bahnen  bestehenden  Gesetze  und  Verordnungen  1843.  Mayerhofer  H. 
S.  172.  Stubenrauch  II.  S.  714. 

2)  V.  G.  H.  20.  Dez.  1878  Z.  2125. 

3)  §  11  litt  d.  Ges.  21.  Dez.  1867. 

*)  Vgl.  Hfkzld.  26.  August  1803  pol.  G.  S.  XX.  Bd.  S  56,  dazu 
die  V.  G.  H.  24.  November  1876  Z.  364. 

5)  Hofd.  2.  Mai  1818  pol.  G.  S.  46.  Bd.  S.  149  und  11.  Okt.  1821 
pol.  G.  S.  49.  Bd.  S.  306. 

6)  Vgl.  z.  B.  §  73  böhm.  Bauordnung;  §  10  Bauordnung  für  Vor- 
arlberg 27.  Februar  1874  L.  14,  dazu  V.  G.  H.  10.  Dez.  1877  Z. 
1540  Budw.  1.  Heft  Nr.  23. 
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haltungskosten  zu  tragen,  der  sich  ans  der  im  Interesse  der  Gemeinde 
notwendigen  kostspieligem  Konstruktionsart  dieser  Strecke  durch 
Pflasterung,  Kanalisirung  und  ähnliche  Vorrichtungen  ergibt.1) 

4)  Die  zur  Offenhaltung  des  Verkehrs  nothwendige  Schneeab- 
räumung  auf  den  Reichsstrassen  obliegt  denjenigen  Gemeinden  oder 
Gutsgebieten,  deren  Gebiet  entweder  von  der  Strasse  durchzogen  wird, 
oder  die  nicht  weiter  als  8  Kilometer  von  der  Arbeitsstrecke  entfernt 
sind,  gegen  Ersatz  des  zur  Winterszeit  üblichen  Taglohnes  für  die  bei- 
gestellten Arbeitskräfte.  Es  steht  jedoch  der  Staatsverwaltung  frei,  die 
Schneeabräumung  auf  den  Reichsstrassen  auch  in  eigene  Regie  zu 
nehmen  oder  im  Accordwege  besorgen  zu  lassen.2) 

II.  Die  öffentlichen  Wege  der  Selbstverwaltungskörper3)  sind: 

a)  Landesstrassen,  d.  h.  solche  Strassen,  die  wegen  ihrer 
besondern  Wichtigkeit  für  den  Verkehr  des  Landes  als  solche  erklärt 
sind.  Ihre  Herstellung  und  Erhaltung  trifft  in  der  Regel  der  Landes- 
fond.    Von  dieser  Regel  bestehen  jedoch  partikulare  Abweichungen.4) 

b)  Bezirksstrassen5),  deren  Herstellung  und  Erhaltung  Sache 
der  Bezirkskonkurrenz  ist. 

c)  Alle  dem  allgemeinen  Verkehre  gewidmeten  Strassen  und  Wege, 
welche  weder  in  die  beiden  ersten  Kategorien  gehören  noch  ein  Privat- 
eigenthum bilden,  sind  Gemeindestrassen  und  Gemeindewege. 

l)  A.  E.  2.  Juli  1835. 

*)  Ges.  2.  Janner  1877  R.  33. 

3)  Vgl.  die  Strassengesetze  für:  Böhmen  12.  August  1864  L.  46.  Buko- 
wina 27.  April  1864  L.  4;  dazu  Ges.  8.  Dezember  1869  L.  27.  und  19.  Febr. 
1873 L.  13;Dalmatien  7.  April  1873  L.  24.  Galizien  1866  L.  15(1867). 
Görz-Gradiska  29.  April  1864  L.  11.  Kärnthen  20.  Nov.  1871  L. 
27.  Krain  5.  März  1873  L.  8.  Istrien  9.  Mai  1863  L.  9;  14.  Mai 
1876  L.  16.  Mähren  30.  September  1877  L.  38.  Niederösterreich 
29.  Dezember  1874  L.  7.  Oberöste rreich  11.  Dezember  1869  L.  31. 
17.  Jänner  1873  L.  13.  Salzburg  14.  Jänner  1873  L.  5.  Schlesien 
19.  November.  1863  L.  4.  (1864.)  Steiermark  23.  Juni  1866  L.  22. 
Tirol  21.  Februar  1870  L.  16.  Vorarlberg  3.  Juni  1863  L.  40. 

4)  So  trägt  z.  B.  der  Landesfond  in  Kärnthen  die  Erhaltungskosten  der 
Landesstrassen  und  bei  Neuanlegung  die  Kosten  der  technischen  Aufnahme 
sowie  der  Grundeinlösung;  die  übrigen  Herstellungskosten  sind  durch  Kon- 
kurrenzgesetze von  Fall  zu  Fall  festzustellen.    (§  10  —  11  L.  G.  20.  Nor. 
1871).  In  Oberösterreich  fällt  die  Instandhaltung  der  Landesstrassen  theils 
dem  Lande  (zu         theils  den  interessirten  Gemeinden  zu  (§  7  Ges.  11. 
Dezember  1869).  In  Böhmen  und  in  Galizien  wird  bei  Erklärung  einer 
Strasse  als  Landesstrasse  die  eventuelle  V  Barleistung  der  berührten  Be- 
zirke von  Fall  zu  Fall  bestimmt  Mähren,  Steiermark,  Tirol, 
fehlt  die  Kategorie  der  Land 

5)  In  der  Bukowina,  Küstenlande  heissen  die- 
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Ob  ein  vorhandener  Weg  nach  seiner  Lage  nnd  bisherigen  Be- 
nätzung als  ein  öffentlicher  anzusehen  ist,  wird  im  administrativen  In- 
stanzenzuge zu  entscheiden  sein.1)  Es  gehören  daher  nicht  zu  den 
Gemeindewegen  jene  Wege,  die  nur  im  Interesse  einzelner  Grundbesitzer 
durch  eine  Konkurrenz  derselben  hergostellt  werden.2) 

Nothwendige  Gemeindewege  sind  von  der  Ortsgemeinde  innerhalb 
ihres  Gebietes  herzustellen  und  zu  erhalten;  hierzu  können  die  Ge- 
meinden durch  die  übergeordneten  Verwaltungskörper  angehalten  werden.  3) 

Die  erforderlichen  Geld-  und  Arbeitsleistungen  sind  nach  der  Ge- 
meindeordnung aufzubringen;  es  findet  daher  eine  Exemtion  Einzelner 
von  der  Beitragsleistung  nicht  statt.  4) 

In  Galizion  sind  die  Kosten  der  Herstellung  und  Erhaltung  der 
Gemeindestrassen  vom  Gutsgebiete  und  der  Gemeinde  gemeinschaftlich 
zu  tragen;  die  Arbeitsleistung  bei  Gemeindestrassen  ist  auf  die  Ein- 
wohner der  Gemeinde  der  Reihe  nach  umzulegen;  das  Gutsgebiet  ist  von 
der  Arbeitsleistung  befreit,  dafür  aber  verpflichtet,  das  erforderliche 
Holzmaterial  zur  Herstellung  und  Erhaltung  der  Gemeindestrassen  zu 
beschaffen.  5) 

Die  Auflassung  einer  Gemeindestrasse  ist  an  die  Zustimmung  der 
höheren  Selbstverwaltungskörper  und  des  Staates  gebunden.  6) 

d)  Brücken  und  Kunstbauten  sind  in  der  Regel  als  Theile  jener 
Strassen  zu  behandeln,  in  deren  Zug  sie  liegen;  soweit  nicht  im 


selben  Konkurrenzstrassen.  Zur  Herstellung  und  Erhaltung  der  Bezirks- 
strassen bilden  die  jeweiligen  Bezirksgerichtssprengel  Konkurrenzbezirke. 
Die  Kosten  sind  von  den  Ortsgemeinden  nach  Massgabe  der  Gesammtvor- 
schreibung  der  direkten  Steuern  mittelst  Umlage  zu  tragen.  Es  können 
die  Bezirke  in  Konkurrenzgruppen  eingetheilt  werden,  für  welche  ein  nach 
dem  Nutzen  abgestufter  Kostenvertheilungsmodus  aufgestellt  werden  kann. 
Vgl.  §  8  Ges.  12.  August  1864  für  Böhmen,  dazu  Entsch.  d.  V.  G.  24. 
Jänner  1880  Z.  164  Bud.  Nr.  679.  Darüber  entscheidet  in  Böhmen  die 
Bezirksvertretung,  im  Rekurswege  der  Landesausschuss,  dazu  E.  V.  G.  H. 
13.  November  1880  Z.  2206  Bud.  917. 

*)  E.  V.  H.  10.  Jänner  1877  Z.  517  Bud.  I.  Bd.  Nr.  20. 

*)  Vgl.  §  78  der  böhm.  G.  Odg.  und  die  korrelaten  §§  der  übrigen 
Gemeindeordnungen,  dazu  E.  V.  H.  11.  Juni  1880  Z.  1161  Bud.  Nr.  798. 

*)  Vgl.  Entsch.  V.  H.  9.  Mai  1877  Z.  607,  23.  April  1879  Z.  744 
und  10.  Juni  1880  Z.  1075. 

*)  V.  H.  13.  November  1879  Z.  1873  Bud.  615. 

b)  §§  H  —  IS  Ges.  18.  August  1866,  dazu  Entsch.  V.  H  4.  Juli 
1877  Z.  873  Bud.  106  und  21.  Februar  1880  Z.  333  Bud.  707. 

•)  §  20  böhm.  Ges.  12.  August  1864,  §  7  gal.  Ges.  18.  Aug.  1866 
E.  V.  H.  27.  November  1880  Z.  2170  Bud.  934. 
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konkreten  Fallo  wegen  der  besondern  Wichtigkeit  oder  Kostspielig- 
keit des  Objektes  eine  Ausnahme  gemacht  wird  und  Ueberwälzung 
der  Kosten  auf  den  Selbstverwaltungskörper  der  höhern  Ordnung 
erfolgt  ») 

e)  Die  auf  besondern  Rechtstiteln  beruhenden  Verpflichtungen  zum 
Bau  und  zur  Erhaltung  von  Strassen  bleiben  aufrecht  2) 

§  209. 

b)  Benützung  der  Wege. 

I.  Die  Benützung  und  die  Sicherung  der  Strassen  ist  durch  be- 
sondere Strasscnpolizeigesetzc  geregelt.  3) 
Ihre  Bestimmungen  betreffen: 

a)  die  Verhütung  doloser  und  kulposer  Beschädigungen  der  Strassen; 

b)  die  Ordnung  bei  Benützung  derselben,  insbesondere  in  Betreff 
des  Ausweichens,  des  Vorfahrens  und  des  Wechsels  der  Geleise; 

c)  die  Breite  der  Ladung  der  Lastwagen  und  der  Kadfelgen  und 
des  Normalgewicht  der  schmalfelgigen  Wagen  sammt  der  Ladung; 

d)  die  Verhütung  von  Unglücksfällen,  z.  B.  «)  Verpflichtung  zur 
Hemmung  bei  der  Fahrt  bergab;  ß)  Verbot  der  Verstellung  der  Fahr- 
bahn; y)  Verpflichtung  zur  Führung  einer  Laterne  zur  Nachtzeit. 

Für  Gomeindestrassen  können  mit  höherer  Genehmigung  auch  lokale 
Ausnahmen  beschlossen  werden.  Auch  können  die  Staatsbehörden  Er- 
leichterungen im  Verordnungswege  zugestehen. 

Nichtbeachtung  dieser  Gebote  und  Verbote  kann  den  Thatbestand 
eines  kriminellen  Deliktes  (§§  85,  317—319,  380,  381;  422,  426—431 
468  St  G.  B.)  oder  einer  Polizeiübertretung  bilden.  Die  letztere  fällt 
regelmässig  in  den  Wirkungskreis  der  Gemeindestrafgewalt 


*)  V.  G.  30.  Jünner  1878  Z.  150  Bud.  201. 

2J  Vgl.  §  13  bohm.  Ges.  12.  August  1864,  dazu  V.  H.  4.  Juli 
1879  Z.  1151. 

3)  Mayerhofer  II.  S.  8G6.  Es  bestehen  partikulare  Normen:  Böh- 
men Ges.  15.  Juni  1866  L.  47,  9.  Dezember  1869  L.  143  und  18. 
Juni  1876  L.  63.  Bukowina  15.  Dezember  1872  L.  73.  Istrien  10. 
Juni  1875  L.  12.  Kärnthen  27.  Februar  1874  L.  6.  Krain  26.  Sep- 
tember 1874  L.  27.  Mähren  31.  Dezember  1875  L.  5  (1876).  Nie- 
derösterreich 10.  Oct.  1875  L.  62  und  9.  August  1876  L.  13. 
Salzburg  11.  Februar  1879  L.  10.  Schlesien  1.  Jänner  1878  L.  5 
und  26.  November  1878  L.  48.  Steiermark  18.  September  1870  L.  52. 
Tirol  1.  September  1822  P.  G.  S.  463. 
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II.  Für  die  Benützung  öffentlicher  Strassen  sind  Mahngebühren 
zu  entrichten.  Das  Mauthgefälle  auf  Staatsstrassen  ist  durch  die  a.  h 
Erschliessung  vom  30.  Dezember  1820  und  die  dazu  ergangenen  nach- 
träglichen Bestimmungen  nonnirt.  Versuchte  oder  wirklich  began- 
gene Verkürzungen  des  staatlichen  Mauthgefälles  sind  nach  dem  Gefall- 
strafrecht (§  436—437)  zu  behandeln.  , 

Auf  den  Strassen  der  Selbstverwaltungskörper  können  durch  den 
Landesausschuss  im  Einvernehmen  mit  der  politischen  Landestelle  unter 
Aufrechthaltung  wohlerworbener  Mauthbezugsrechte  Mauthen  eingeführt 
werden. . 

V.  Wasserrecht.1) 
§  210. 

a)  Arten  und  Benützung  der  Gewässer. 

I.  Nach  ihrer  natürlichen  Beschaffenheit  theilt  man  die  Ge- 
wässer ein  in  stehende  und  fliessende  Gewässer.  Die  stehenden 
Gewässer  sind  in  scheinbar  unbewegtem  Zustande;  die  fliessenden  Ge- 
wässer dagegen  sind  entweder  wildes  Wasser,  welches  frei  über  die 
Grundstücke  abläuft  oder  Wasserläufe,  die  sich  in  einem  begrenzten, 
natürlichen  oder  künstlichen,  Bette  bewegen.2)  Zu  den  stehenden  Ge- 
wässern sind  zu  rechnen:  Seen  und  Teiche,  ferner  Brunnen  und  Cisternen, 
in  denen  das  Wasser  eingeschlossen  ist.  Nach  ihrer  rechtlichen 
Natur  sind  die  Gewässer  entweder  Privatgewässer  oder  öffentliche 
Gewässer.  Die  Privatgewässer  sind  entweder  geschlossenes 
Wasser  oder  Privatflüsse. 

Eingeschlossene  Privatgewässer  sind: 


')  Literatur  über  Wasserrecht:  Hauptwerk  Carl  Peyrer,  Das 
österr.  Wasserrecht  1880.  Randa,  Beiträge  zum  österr.  Wasserrecht  1878. 
v.  Lemayer,  zur  neuen  Gesetzgebung  über  Wasserrecht,  Gerichtszeitung 

1869  Nr.  41—47.  Ges.  30.  Mai  1869  R.  93,  dazu  die  Landesgesetze 
Böhmen  28.  August  1870  L.  71.  Bukowina  6.  März  1873  L.  22. 
Dalmatien  14.  März  1875  L.  38.    Görz  und  Gradiska  28.  August 

1870  L.  41,  Istrien  28.  August  1870  L.  52.  Kärnthen  28.  August 
1870  L.  4G.  Krain  15.  Mai  1872  L.  IG.  Mähren  28.  August  1876 
L.  65.  Xiederöstcrreich  28.  August  1870  L.  50.  Oberösterreich 
28.  August  1870  L.  32.  Salzburg  28.  August  1870  L.  32.  Schle- 
sien 28.  August  1870  L.  51.  Steiermark  18.  Januar  1872  L.  8. 
Tirol  28.  August  1870  L.  64.  Triest  28.  August  1870  L.  44.  Vor- 
arlberg 28.  August  1870  L.  65.  Manzsche  G.  S.  XVIII.  Bd. 

2)  Peyrer,  Wasserrecht  S.  86. 
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a)  Das  auf  den  Grundstücken  enthaltene  unterirdische  und  zu 
Tage  tretende  Wasser  (Quellwasser)  ;*) 

b)  Das  sich  auf  dem  Grundstücken  natürlich  ansammelnde  Wasser; 

c)  Das  in  Brunnen,  Teichen,  Cisternen  und  andern  Behältern,  daher 
auch  in  Söhren  und  Kanälen  abgefangene  Wasser. 

Das  geschlossene  Wasser  gehört  zum  Privateigenthume  des  Grund- 
besitzers. 

II.  Oeffent liehe  Gewässer  sind: 

a)  Flüsse  und  Ströme  von  der  Stelle  angefangen,  wo  deren  Be- 
nützung mit  Schiffen  oder  gebundenen  Flössen  beginnt,  mit  ihren  Seiten- 
armen2); 

b)  Andere  Flüsse,  dann  Bäche  und  Seen,  sowie  die  mit  messenden 
Gewässern  in  Verbindung  stehenden  Lachen  und  Teiche,  insoweit  sie 
nicht  in  Folge  besonderer  Privatrechtstitel  Jemandem  gehören.3)  Es 
besteht  daher  eine  gesetzliche  Vermuthung  für  die  Publicität  dieser 
Gewässer;  es  trifft  daher  die  Beweislast  Denjenigen,  der  ein  Privat- 
recht an  diesen  Gewässern  behauptet.  Die  Frage,  ob  ein  Gewässer  als 
ein  öffentliches  oder  als  ein  Privatgewässer  anzusehen  ist,  ist  an  und 
für  sich  weder  ausschliesslich  auf  den  Rechtsweg  noch  auf  den  Ver- 
waltungsweg gewiesen.  Zunächst  ist  es  Sache  der  Administrativbehörden, 
darüber  zu  entscheiden,  ob  vermöge  der  natürlichen  Eigenschaften 
des  fraglichen  Gewässers  und  der  obwaltenden  thatsächlichen  Verhält- 
nisse demselben  der  Charakter  eines  Öffentlichen  Gutes  zukomme,  während 
der  Anspruch  besonderer  Privatrechte  gegen  den  Fiskus  im  Rechtswege 
geltend  zu  machen  ist4) 

*)  Auch  Mineralquellen  gehören  hierher,  mit  Ausnahme  der  dem  Salz- 
monopol unterliegenden  Salzquellen  und  der  zum  Bergregale  gehörenden 
Cementwässer. 

2)  §  2  Ges.  30.  Mai  1869.  Es  ist  zu  betonen,  dass  das  Gesetz  nicht  auf 
die  Schiff-  oder  Flossbarkeit,  sondern  auf  die  wirkliche  Benützung  der 
Flüsse  zur  Schifffahrt  oder  Flösserei  legt.  In  dieser  Beziehung  ist  der  24. 
Juli  1869  als  der  Tag,  an  welchem  das  Reichswassergesetz  in  Wirksam- 
keit trat,  als  der  entscheidende  Zeitpunkt  anzusehen.  (Ran da  S.  19, 
Peyrer  S.  108.)  Ueber  die  Benützung  Öffentlicher  Flüsse  zur  Schifffahrt 
vgl.  §  7  Wassergesetz  und  den  Abschnitt  d.  W.  über  die  Schifffahrt. 

3)  Die  öffentlichen  Gewässer  sind  als  allgemeines  oder  öffentliches 
Gut  im  Sinne  des  §  287  al.  G.  B.  anzusehen,  dessen  Eigenthum  dem  Staat, 
dessen  Benützung  innerhalb  der  durch  staatliche  Vorschriften  gezogenen 
Grenzen  Jedermann  zusteht  (Randa  S.  27).  Die  Ufer  öffentlicher  Flüsse 
stehen  in  Eigenthum  der  Uferbesitzer  (§  413  a.  b.  G.  B.);  die  Uferlinie 
wird  durch  den  mittleren  normalen  Wasserstand  des  Flusses  bestimmt 
(Randa  S.  31).  Ueber  die  Verpflichtung  der  Uferbesitzer  zur  Duldung 
des  Leinpfades  vgl.  §  8  des  W.  G.  (Peyrer  S.  108  ff.) 

4)  Vgl.  die  Entscheidungen  des  A.  M.  bei  Peyrer  S.  120  und  121. 


Digitized  by  Google 


§  210.    a)  Arten  und  Benutzung  der  Gewässer. 


527 


III.  Bei  fliessendeii  Gewässern  kann  niemals  von  einem  Eigenthum 
im  technischen  Sinne  sondern  stets  nur  vom  Eigenthum  am  Flussbette 
und  von  Wassernutzungen  die  Rede  sein.  Das  sog.  Flusseigenthum 
umfasst  daher  nur: 

a)  die  gemeine  (gewöhnliche)  Wasserbenützung  zum  Baden,  Waschen, 
Schöpfen  mit  Handgefässen,  Tränken,  bei  dem  der  Eigenthümer  mit  dem 
Publikum  konkurrirt; 

b)  die  Gewinnung  von  Pflanzen,  Schlamm,  Erde,  Sand,  Schotter, 
Steinen  und  Eis; 

c)  das  Recht  auf  die  entstandenen  Inseln  und  das  ausgetrocknete 
Flussbett; 

d)  das  Fischereirecht; 

e)  das  Recht  der  Wasserzuleitung  zu  gewerblichen  und  landwirt- 
schaftlichen Zwecken; 

f)  das  Recht  auf  Benützung  des  Wassergefälles  (der  Triebkraft  des 
Wassere); 

g)  die  Benützung  zur  Holztrift.1) 

Allein  die  Ausübung  dieser  Rechte  unterliegt  zumeist  der  polizeilichen 
üeberwachung;  ferner  ist  die  Benützung  des  Wassers  durch  die  Rechte 
der  übrigen  Wasserberechtigten  sowie  durch  die  aus  dem  Zusammen- 
hange und  der  Unentbehrlichkeit  des  Wassers  hervorgehenden  öffent- 
lichen Rücksichten  beschränkt.2) 

Insbesondere  darf  a)  keine  das  Kocht  Anderer  beeinträchtigende 
Verunreinigung  des  Wassers,  kein  solcher  Rückstau,  keine  Ueber- 
schwemmung  oder  Versumpfung  von  Grundstücken  verursacht  werden;9) 
b)  der  natürliche  Ablauf  des  Wassers  darf  von  dem  obem  Eigenthümer 
nicht  zum  Nachtheile  des  untern  Grundstückes  geändert  werden;  aber 
auch  der  untere  Eigenthümer  darf  den  natürlichen  Ablauf  des  Wassers 
nicht  zum  Nachtheile  des  obern  Grundstückes  hemmen.4)  c)  Der  voll- 
ständige Verbrauch  des  fliessenden  Wassers  ist  ausgeschlossen.  Das 
von  einem  Grundeigentümer  aus  einem   Privatgewässer  abgeleitete 


26.  April  1879  Z.  4216,  15.  Juni  1878  Z.  3835,  10.  April  1879  Z. 
9898. 

n  Randa  S.  40  vgl.  §  10-18  L.  W.  G. 

)  Vgl.  §  10  der  Landeswassergesetze.  Es  ist  eine  solche  Wasserbe- 
nützung verboten,  die  ihre  schädlichen  Wirkungen,  sei  es  auf  andere  Theil- 
strecken  desselben  Wasserlaufes,  sei  es  auf  andere  Wasserläufe  ausübt. 
(Peyrer  S.  166). 

3)  §  10  des  Reichsgesetzes. 

*)  §  11  des  Reichsgesetzes. 
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und  unverbrauchte  Wasser  ist,  bevor  es  ein  fremdes  Grundstück  berührt, 
in  das  ursprüngliche  Bett  zurückzuleiten.1) 

d)  Die  Errichtung  von  Wasserwerken,  wodurch  auf  fremde  Rechte 
oder  auf  die  Beschaffenheit,  den  Lauf,  die  Höhe  des  Wassers  in  öffent- 
lichen Gewässern  eine  Einwirkung  entsteht,  bedarf  der  Bewilligung  der 
Administrativbehörde. 2) 

e)  In  Betreff  der  Benützung  des  Wassers  zu  landwirtschaftlichen 
und  industriellen  Zwecken  sowie  der  Triebkraft  desselben  kann  die  Ver- 
waltungsbehörde, aucli  wenn  die  Erfordernisse  der  Enteignung  nach 
§  365  ab  G  B.  nicht  vorliegen,  verfügen,  dass  der  Eigenthümer  des 
fliessenden  Wassers,  soweit  er  es  nicht  benöthigt  und  innerhalb  einer 
angemessenen  zu  bestimmenden  Frist  nicht  benutzt,  das  Benützungs- 
recht Anderen,  die  das  Wasser  nutzbringend  verwerthen  können,  gegen 
angemessene  Entschädigung  abtrote.3) 

IV.  Bei  öffentlichen  Gewässern  muss  der  gemeine,  ohne  be- 
sondere Vorrichtungen  mögliche  Gebrauch  von  der  besondern  Benützung 
unterschieden  werden. 

Der  Gemeingebrauch  erstreckt  sich  stets  nur  auf  einzelne  Theile 
des  Wassers,  welche  durch  die  nachströmende  Wassermenge  ohne  merk- 
lichen Nachtheil  für  das  Ganze  wieder  ersetzt  werden,  und  ist  an 
gewisse  Beschränkungen  gebunden.  Es  darf  a)  dadurch  weder  der 
Wasserlauf  noch  das  Ufer  gefährdet  werden;  b)  es  darf  dadurch  kein 
fremdes  Recht  verletzt  noch  Jemandem  ein  Schaden  zugefügt  werden; 
c)  es  sind  die  den  Gemeingebrauch  regelnden  Polizeivorschriften  zu 
beobachten;  d)  auch  können  einzelne  Flussstellen  von  dem  Gemein- 
gebrauch ganz  ausgeschlossen  werden.*)    Dagegen  ist  zu  jeder  nicht 


')  §  12  R.  G.  Von  dieser  Verpflichtung  zur  Zurückleitung  bestehen 
zwei  Ausnahmen:  a)  wenn  durch  die  weitere  Ableitung  den  übrigen  Wasser- 
berechtigten kein  Nachtheil  zugefügt  wird,  und  b )  wenn  sich  die  Eigen- 
thümer mehrerer  aneinander  grenzender  Grundstücke  zu  einer  gemeinschaft- 
lichen Benutzung  oder  Leitung  des  Wassers  vereinigen.  In  diesem  letztern 
Falle  gelten  ihre  Grundstücke  Dritten  gegenüber  als  ein  Ganzes.  In  diesem 
Falle  braucht  die  Zurückleitung  erst  an  der  Grenze  dieser  vereinigten 
Grundstücke  stattzufinden  (S.  194  Pevrer). 

2)  §  16  der  L.  W.  G. 

3)  §  27  L.  W.  G.,  dazu  Peyrer  S.  392  ff. 

4)  §  15  L.  W.  G.  Gestattet  ist  die  Benutzung  der  öffentlichen  Gewässer 
zum  Baden,  Waschen,  zu  hauswirthschaftlichen  Zwecken,  zum  Tränken, 
Schwemmen  und  Schöpfen,  dann  die  Gewinnung  von  Pflanzen.  Schlamm, 
Erde,  Sand,  Schotter,  Steinen  und  Eis.  Es  können  jedoch  einzelne  Arten 
dieses  Gemeingebrauches  z.  B.  die  Gewinnung  von  Sand,  Steinen,  Eis  rück- 
sichtlich einzelner  Flussstrecken  durch  wohlerworbene  Rechte  einzelner 
Personen  aufgehoben  sein. 
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unter  den  Gemeingebrauch  fallenden  Benützung  des  Wassers  sowie  zu 
allen  Handlungen,  welche  auf  die  Beschaffenheit  des  Wassers,  auf  den 
Lauf  desselben  oder  auf  die  Höhe  des  Wasserstandes  Einfluss  üben  oder 
die  Ufer  gefährden  können,  eine  vorläufige  Bewilligung  der  Verwaltungs- 
behörde nöthig.1)  Insbesondere  ist  somit  diese  Koncession  zu  Wasser- 
werken erforderlich;  zu  denselben  gehören: 

a)  Wasserleitungen,  d.  h.  Vorrichtungen,  um  das  Wasser 
künstlich  von  einem  Punkte  auf  einen  andern  zu  leiten;  sie  können 
den  Zweck  haben,  dem  öffentlichen  Flusse  entweder  Wasser,  welches 
auf  einem  Grundstücke  überflüssig  ist,  zuzufahren  oder  Wasser  aus  dem- 
selben abzuleiten. 

b)  Pump-  und  Schöpfwerke,  d.  h.  mechanische  Vorrichtungen 
an  dem  Flusse  oder  in  demselben,  um  entweder  fortwährend  oder  für 
gewisse  Zeiten  aus  dem  Gerinne  Wasser  zu  schöpfen. 

c)  Brücken  gehören  insofern  zu  den  Wasserwerken,  als  jeder 
Unterbau  der  Brücke  als  Wasserbau  und  regelmässig  auch  als  Stau- 
anlage anzusehen  ist.2) 

d)  Einbauten,  d.  h.  in  den  Fluss  hineingebaute  oder  hinein 
gelegte  Anlagen  und  Vorrichtungen  z.  B.  die  Landungs-  und  Ueber- 
fuhrbrücken,  Brücken  und  Stege  zum  Waschen  oder  Schöpfen,  Bade- 
häuser, Fischkästen. 

e)  Industrielle  Anlagen,  welche  das  Wasser  als  bewegende 
Kraft  oder  als  reinigendes  und  auflösendes  Element  benützen  und  dadurch 
den  Wasserlauf  sowie  die  Beschaffenheit  des  Wassers  beeinflussen. 
Hierher  gehören  z.  B.  Zuckerfabriken,  Gerbereien,  Walken,  Bleichen, 
Bräuereien,  Malzfabriken,  Pochwerke,  die  durch  ihre  Einleitungen  das 
Wasser  auf  eine  schädliche  Art  verändern. 

f)  Triebwerke,  d.  h.  durch  die  mechanische  Wasserkraft  in 
Bewegung  gesetzte  Vorrichtungen  oder  Maschinen. 

g)  Stauanlagen  zur  Veränderung  der  natürlichen  Abflussver- 
hältnisse des  Wassers,  um  dasselbe  einer  vorteilhafteren  Benützung 
zuzufahren.3) 

Die  über  die  ortheilte  Bewilligung  auszufertigende  Urkunde  hat  zu 
enthalten: 


*)  §  16  und  17  L.  W.  G.  Ueber  das  Folgende  Peyrer  S.  213—224. 

2)  Vgl.  E.  A.  M.  (bei  Peyrer)  6.  Juli  1877  Z.  5615.  Diese  Be- 
stimmung gilt  rflcksichtlich  der  Gemeindebrücken  (A.  M.  21.  Febr.  1878 
Z.  1559  und  23.  Februar  1877  Z.  1401)  und  der  im  Zuge  von  Bezirks- 
und  Landstrassen  befindlichen  Brücken  (A.  M.  19.  April  1877  Z.  2018.) 

3)  Bewässerungsanlagen  bestehen  in  einer  Kombination  von  Stauanlagen 
und  Wasserleitungen. 

ü  1  b  r  1  c  h ,  Oesterreich.  SUatirecbt.  34 
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1.  Den  Ort  der  Benützung.  2.  Das  Mass  derselben  d.  h.  die 
Wassermenge  für  Bewässerung,  Wasserversorgung  und  industrielle  Unter- 
nehmungen und  die  Grösse  des  Gefälles  bei  Benützung  der  mechanischen 
Triebkraft  des  Wassers.  Bei  allen  Trieb-  und  Stauwerken  ist  der  zu- 
lässige Wasserstand  durch  Staumaasse  (Normalzeichen,  Heimpfähle)  zu 
bezeichnen.1)  Hierbei  können  zwei  verschiedene  Fälle  vorliegen.  Ent- 
weder hat  der  Werksbesitzer  die  Verpflichtung,  das  Wasser  in  einer 
bestimmten  Höhe  zu  spannen,  dann  hat  das  Staumass  den  Zweck,  den 
zulässigen  niedrigsten  Wasserstand  anzuzeigen.  Oder  es  soll  der  Werk- 
besitzer andern  Falls  das  Wasser  nicht  über  eine  bestimmte  Höhe  span- 
nen, dann  zeigt  das  Staumass  den  zulässigen  höchsten  Wasserstandan. 

3.  Die  Art  der  Wasserbenützung. 

4.  Die  Bedingungen,  an  welche  die  Wasserbenützung  geknüpft 
wird,  um  die  öffentlichen  Interessen  zu  wahren,  namentlich  bei  Bewil- 
ligung der  Einleitung  fremder  Stoffo  in  die  Gewässer. 

5.  Die  Dauer  der  Bewilligung  und  die  Erklärung,  ob  dieselbe 
als  bloss  prekaristische,  auf  Widerruf  ertheilte,  Eoncession  anzusehen 
ist,  oder  ein  wohlerworbenes  Becht  begründet. 

Wasserbenützungsrechte  an  öffentlichen  Gewässern  können  per- 
sonaler oder  realer  Art  sein.  Im  letztern  Falle  übergehen  dieselben 
auf  den  jeweiligen  Besitzer  derjenigen  Liegenschaft  oder  Betriebsanlage, 
für  welche  die  Bewilligung  erfolgt  ist 

§  211. 

Die  Wassergenossensehaften.2) 

Wassergenossenschaften  können  durch  eine  Verfügung-  der 
Verwaltungsbehörde  gebildet  werden: 

a)  zum  Schutze  des  Gründeigenthums  gegen  Wassergefahren; 

b)  zur  Regulirung  des  Laufes  eines  Gewässers; 

c)  für  Entwässerungs-  oder  Bewässerungsanlagen. 

Eine  und  dieselbe  Wassergenossenschaft  kann  gleichzeitig  mehrere 
Zwecke  verfolgen. 


* 

*)  Vdg.  des  A.  M.  im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  der  Justiz, 
des  Handels  und  des  Innern  vom  20.  September  1872,  kundgemacht  in  den 
Landesgesetzblättern  der  einzelnen  Kronländer,  betreffend  die  Form  der  Stau- 
maasse und  die  bei  deren  Aufstellung  zu  beobachtenden  Vorschriften.  Für 
Dalmatien  s.  Vdg.  8.  Juni  1873  L.  1  (1874);  Bukowina  14.  Juni  1873, 
L.  32;  Galizien  9.  Juli  1875  L.  69. 

*)  Peyrer  Wasserrecht  IV.  Abschnitt  S.  439  ff.  §§  52-68  der  Landea- 
waasergesetze. 
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Ein  Zwang  der  Minderheit  zum  Beitritte  tritt  jedoch  nur  ein: 

a)  wenn  durch  das  vorausgegangene  Administratiwerfahren  fest- 
gestellt worden  ist,  dass  die  beabsichtigte  Anlage  von  unzweifelhaftem 
Nutzen  ist  und  sich  ohne  Ausdehnung  auf  die  Grundstücke  der  Min- 
derheit nicht  zweckmässig  durchfuhren  lässt,  und 

b)  wenn  bei  beabsichtigten  Bewässerungsanlagen  mindestens  zwei 
Drittheile,  bei  sonstigen  Anlagen  dagegen  mehr  als  die  Hälfte  der 
Betheiligten  der  Bildung  der  Genossenschaft  zugestimmt  haben. 

Bei  Entwässerungs-  und  Bewässerungsanlagen  werden  die  Stimmen 
nach  der  Grösse  der  betheiligten  Grundflächen,  bei  Schutz-  und  Regu- 
lirungsbauten  dagegen  nach  dem  Werthe  des  zu  schutzenden  Grund- 
eigenthums, unter  Veranschlagung  der  durch  den  Bau  zu  erwartenden 
Werthserhönung,  berechnet 

Die  Wassergenossenschaften  sind  Realgenossenschaften,  d.  h.: 

a)  die  Theilnahme  an  der  Genossenschaft  ist  bedingt  durch  Grund- 
eigenthum. Eine  bereits  bestehende  Wassergenossenschaft  kann  im 
Verwaltungswege  gezwungen  werden,  benachbarte  Grundstucke  auf  Ver- 
langen ihrer  Eigenthümer  gegen  einen  verhältnissmässigen  Beitrag  zu 
den  Herstellungs-  und  Unterhaltungskosten  nachträglich  in  ihren  Ver- 
band anzunehmen,  wenn  die  vorhandene  Anlage  oder  der  geführte 
Bau  ohne  Nachtheil  der  bisherigen  Theilnehmer  zur  Befriedigung  des 
gemeinsamen  Bedürfnisses  hinreicht  und  für  das  betreffende  Grundstück 
der  beabsichtigte  Zweck  durch  die  Aufnahme  am  besten  erreicht  wer- 
den kann. 

b)  In  der  Genossenschaft  ist  für  das  Gewicht  der  Stimme  und  für 
die  Höhe  des  Kostenantheils  die  Grösse  oder  der  Werth  des  dem  Ein- 
zelnen gehörigen  Grundbesitzes  massgebend. 

c)  Wer  ein  in  den  genossenschaftlichen  Verband  einbezogenes 
Grundstück  erwirbt,  wird,  von  dem  Augenblicke  des  erfolgten  Erwerbes 
angefangen,  Mitglied  der  Wassergenossenschaft,  ohne  dass  es  von  seiner 
Seite  einer  Beitrittserklärung  oder  von  Seite  der  Genossenschaft  einer 
Aufnahme  bedarf. 

d)  Die  Verpflichtung  zur  Kostenbestreitung  ist  eine  Grundlast,  welche 
bis  zum  Betrage  dreijähriger  Rückstände  den  Vorrang  vor  anderen  Lasten 
unmittelbar  nach  den  landesfürstlichen  Steuern  und  Abgaben  geniesst. 

Rückständige  Beiträge  zu  gemeinschaftlichen  Entwässerungs-  und 
Bewässerungsanlagen,  Schutz-  und  Regulirungsbauten  werden  durch  ad- 
ministrative Exekution  eingehoben. 

Jede  Wassergenossenschaft  muss  Statuten  haben,  welche  die  Be- 
hörde zu  prüfen  und  zu  bestätigen  hat. 

34* 
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Diese  Prüfung  hat  sich  jedoch  auf  die  Uebereinstimmung  der 
Statuten  mit  den  Normativbestimmungen  des  Wassergesetzes  zu  be- 
schränken. Es  raußs  aus  den  Statuten  die  Organisation  der  Genossen- 
schaft, ihr  Zweck,  der  Pflichten-  und  Rechtskreis  der  Mitglieder  zu 
entnehmen  sein. 

Die  Auflösung  einer  Wassergenossenschaft  kann  nach  Erfüllung 
ihrer  Verbindlichkeiten  gegen  dritte  Personen  durch  absolute  Stimmen- 
mehrheit erfolgen,  die  wie  bei  der  Bildung  zu  berechnen  ist. 

Die  Ausscheidung  des  einzelnen  Grundstückes  gegen  den  Willen 
der  übrigen  Genossen  kann  verfügt  werden,  wenn  für  dasselbe  der 
angestrebte  Zweck  binnen  einer  angemessenen  Frist  nach  Vollendung 
der  Anlage,  innerhalb  welcher  die  Erfolge  zu  Tage  treten  müssten,  nicht 
erreicht  worden  ist,  d.  h.  wenn  also  festgestellt  wird,  dass  das  Grund- 
stück die  vorausgesetzte  Bewässerung  oder  Entwässerung,  oder  den  er- 
warteten Schutz  nicht  erhält.  War  der  ausscheidende  Grundbesitzer 
ein  gezwungenes  Mitglied  der  Genossenschaft,  so  findet  bei  gänzlicher 
Vereitelung  des  angestrebten  Zweckes  die  Rückerstattung  der  geleisteten 
Beiträge  in  vollem  Betrage  an  den  Ausscheidenden  statt  Bei  einer 
theilweisen  Erreichung  tritt  nur  eine  verhältnissmässige  Rücker- 
stattung ein. 

§  212. 

Das  Verfahren  in  Wassersachen. 

I.  Wassersachen  sind  Justiz  Sachen,  wenn  es  sich  um  streitige, 
auf  privatrechtlichen  Titeln  beruhende,  wohlerworbene  Wasserbenützungs- 
rechte handelt,  Administrativsachen  dagegen  insofern,  als  es  sich: 

a)  um  polizeiliche  Verfügungen  über  Wasserschutz; 

b)  um  die  Regelung  des  Gebrauches  öffentlicher  Gewässer,  um  die 
Eoncession  besonderer  Benützungsrechte,  sowie  um  die  Bestimmung 
des  Verhältnisses  mehrerer  Berechtigten; 

c)  um  die  polizeiliche  Einwirkung  des  Staates  auf  Privatgewässer 
handelt. 

Die  im  Administratiwerfahren  über  einander  widerstreitende  Pri- 
vatrechtsansprüche gefällten  Entscheidungen  haben  keinen  definitiven 
Charakter;  der  durch  diese  Entscheidung  in  seinem  Rechte  Be- 
nachtheiligte  kann  dagegen  Abhülfe  im  ordentlichen  Rechtswege 
suchen.1) 


»)  Art.  XV.  St.  G.  G.  v.  21.  Dez.  1867  R.  144. 
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II.  In  Wassersachen  besteht  ein  besonderes  Administratiwerfahren. 
Es  ist: 

1.  Im  konkreten  Falle  diejenige  politische  Behörde  erster  Instanz 
zuständig,  in  deren  Bezirk  sich  die  Anlage  befindet  oder  ausgeführt 
werden  soll.   Von  dieser  Begel  bestehen  aber  drei  Ausnahmen: 

a)  die  Bewilligung  von  Anlagen  und  Ueberfuhrsanstalten  an  den 
zur  Schiff-  oder  Flossfahrt  benutzten  Strecken  der  fliessenden  Ge- 
wässer; 

b)  wenn  eine  mit  der  politischen  Verwaltung  betraute  Gemeinde 
selbst  als  Unternehmer  der  Wasseranlage  auftritt,  und 

c)  wenn  sich  die  Anlage  über  mehrere  Verwaltungsgebiete  dessel- 
ben Landes  erstreckt.  In  diesen  drei  Fällen  entscheidet  regelmässig 
die  politische  Landesbehörde.1) 

2.  Das  Verfahren  in  Wassersachen  umfasst,  wie  das  administrative 
Verfahren  überhaupt,  drei  Stadien: 

a)  die  Feststellung  der  für  die  Beurtheilung  massgebenden 
Verhältnisse; 

b)  die  Entscheidung  mit  der  sich  daran  knüpfenden  administra- 
tiven Verfügung,  und 

c)  den  Beschwerdeweg  gegen  diese  Verfugung. 

Sofern  es  sich  um  Verfügungen  handelt,  die  zunächst  das  Privat- 
interesse eines  Einzelnen  oder  einer  Personenmehrheit  befriedigen 
sollen,  ist  die  Thätigkeit  der  Verwaltungsbehörden  bedingt  durch  ein 
gehörig  instruirtes  Gesuch  des  interessirten  Theiles.2) 

3.  Das  Instruktionsverfahren  umfasst: 

a)  Das  Vorverfahren  d.  h.  die  vorläufige  Prüfung  der  beab- 
sichtigten Unternehmung  durch  Sachverständige,  nöthigenfalls  an  Ort 
und  Stelle,  hinsichtlich  ihrer  Ausführbarkeit,  Nützlichkeit,  der  Verfüg- 
barkeit der  ausgesprochenen  Wassermenge,  der  Kollision  mit  den 
Kechten  und  Interessen  dritter  Personen,  der  Notwendigkeit  der  Ex- 
propriation oder  Belastung  fremden  Eigenthums,  der  sich  ergebenden 
Entschädigungsfragen.3) 

b)  Das  Aufforderungsverfahren,  dessen  Zweck  in  der  Ver- 


*)  §  76  L.  W.  G.,  dazu  Peyrer  S.  542  ff. 

2)  §  78  L.  W.  G.  zählt  die  Erfordernisse  der  Gesuche  auf,  überlädst  es 
aber  dem  Ermessen  der  Behörde,  in  jedem  einzelnen  Falle  zu  beurtheilen,  ob 
sich  nicht  das  eine  oder  andere  Erforderniss  als  Überflüssig  herausstellt. 

«JVgl.  die  Entscheidungen  des  V.  H.  14.  Jänner  1879  Z.  1577;  21. 
Okt.  1878  Z.  1614  bei  Budwinski  (Sammlung  der  nach  §  6  des  Ges.  22.  Okt. 
1875  vom  V.  H.  gefällten  Erkenntnisse.) 
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ständigling  aller  Betheiligten  besteht,  um  denselben  Gelegenheit  zur 
Wahrung  ihrer  Rechte  und  Interessen  zu  geben.  Das  Aufforderungs- 
verfahren kann  sein  entweder  das  Aufgebots-  (Ediktal-)  oder  das 
abgekürzte  Aufforderungsverfahren.  Das  Ediktalverfahren 
hat  stattzufinden,  wenn  es  die  Behörde  mit  Rücksicht  auf  die  Wichtig- 
keit der  Unternehmung  für  nothwendig  erachtet,  oder  wenn  der  Gesuch- 
steller selbst  darum  bittet,  um  sich  gegen  spätere  Einwendungen  zu 
schützen.  Dasselbe  besteht  in  der  allen  Betheiligten  besonders  zuzu- 
stellenden, sowie  in  den  betreffenden  und  unmittelbar  angrenzenden  Ge- 
meinden durch  Edikt  und  durch  die  Landeszeitung  kundzumachenden 
Aufforderung,  bis  zu  oder  spätestens  bei  der  auf  vier  bis  sechs  Wochen 
anzuberaumenden  kommissionellen  Verhandlung  die  Einwendungen  bei 
sonstiger  Präklusion  zu  erheben. 

Das  abgekürzte  Verfahren  begnügt  sich,  neben  besonderer 
Ladung  der  Betheiligten,  mit  der  Kundmachung  der  beabsichtigten  Un- 
ternehmung in  den  betreffenden  Gemeinden  und  einem  kürzern  Auffor- 
derungstermin, ohne  jene  Betheiligten,  welche  zur  kommissionellen  Ver- 
handlung nicht  vorgeladen  wurden,  mit  ihren  im  Rechtswege  geltend 
zu  machenden  Einwendungen  zu  präkludiren. 

c)  Die  kommissioneile  Verhandlung  zur  Erzielung  einer 
gütlichen  Einigung  zwischen  den  Betheiligten  und  zur  kontradikto- 
rischen Erörterung  der  hervorgetretenen  Streitigkeiten.1) 

4.  Die  Entscheidung  besteht  in  der  Subsumtion  des  festge- 
stellten Thatbestandes  unter  rechtliche,  polizeiliche  und  wirthschaftliche 
Gesichtspunkte  und  erscheint  als  Verfügung  mit  materiell  verschie- 
denem Inhalte. 

Sie  kann  enthalten: 

a)  die  Koncession  zu  einer  Unternehmung  und  Feststellung  ihrer 
Modalitäten  und  Bedingungen; 

b)  Die  Begründung  eines  wohlerworbenen  Rechtes; 

c)  einen  Befehl,  z.  B.  zur  Abtretung  von  Grundeigenthum,  Bildung 
einer  Wassergenossenschaft.2) 

5.  Die  Berufung  gegen  Entscheidungen  der  politischen  Bezirks- 
behörde geht  an  die  politische  Landesstelle,  die  Berufung  gegen  Ent- 
scheidungen der  letzteren  an  das  Ackerbauministerium.  Die  Berufs- 
frist beträgt  vierzehn  Tage. 


!)  Der  Vergleichsversuch  ist  eine  wesentliche  Form  des  Administratiwer- 
fahrens.  V.  G.  26.  Febr.  1877  Z.  146. 

*)  Die  Entscheidung  niuss  alle  Punkte  umfassen,  welche  Gegenstand  der 
Verhandlung  waren.    Vgl.  insbesondere  die  §§  18,  19,  86,  87  L.  W.  G. 
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HI.  Verbotene  Handlungen,  deren  Objekt  die  Gewässer  oder  Wasser- 
anlagen sind,  können,  soweit  sie  nicht  einen  kriminellen  Thatbestand 
bilden,  erscheinen: 

a)  als  W  a  s  s  e r  f  r  e  v  e  1,  d.  h.  als  Beschädigungen  von  Wasseranlagen, 
die  nach  den  zum  Schütze  des  Feldgutes  bestehenden  Gesetzen  zur 
Kompetenz  des  Gemeindevorstehers  gehören,  und 

b)  als  sonstige  Wasserpolizeiübertretungon,  z.  B. Errichtung 
von  Wasseranlagen  ohne  Konsens,  Verlegung  oder  eigenmächtige  Aen- 
derung  der  Staumaasse.  Diese  Wasserpolizeiübertretungen  fallen  in  die 
Kompetenz  der  politischen  Behörde. 

VI.  Die  Landwirtschaft. 

§  213. 

a)  AgrarYerhältnisse. 

I.  Die  Herstellung  der  dem  Gemeinwohle  entsprechenden  Ver- 
hältnisse des  ländlichen  Grundbesitzes  erfolgt  theils  durch  allgemeine, 
abstrakte  Rechtsnormen,  die  den  Charakter  einer  socialen  und  wirt- 
schaftlichen Reform  in  sich  tragen,  theils  durch  eine  Reihe  einzelner 
konkreter  Verwaltungsverfugungen. 

II.  In  abstrakter  Weise  wurde  durch  eine  successive  Agrargesetz- 
gebung die  individuelle  Freiheit  der  ländlichen  Bevölkerung  begründet, 
indem  durch  das  kais.  Patent  vom  7.  September  1848  letztere  aus 
dem  politischen  Abhängigkeitsverhältnisse,  in  welchem  sie  zu  der  die 
Dorfherrlichkeit  sowie  die  patrimoniale  niedere  Polizei  und  Gerichtsbar- 
keit ausübenden  Gutsobrigkeit  stand,  befreit  worden  ist.  Ebenso  wurden 
die  als  Nachwirkung  der  frühem  Leibeigenschaft  bestehende  persönliche 
Untertänigkeit  der  ländlichen  Bevölkerung  (nexus  subtitelae  persona- 
lis)  und  die  aus  diesen  Verhältnissen  entspringenden  persönlichen 
Leistungen,  ohne  Entschädigung  der  Berechtigten,  aufgehoben. 

An  diese  persönliche  Befreiung  der  Landbevölkerung  schliesst  sich 
die  dingliche  Befreiung  des  ländlichen  Grundbesitzes  an. 
Es  wurde: 

a)  Das  getheilte  Eigenthum  durch  Erhebung  des  Untereigenthums 
zum  Volleigenthum  beseitigt,  und 

b)  der  Rustikalbesitz  von  den  ihm  aus  dem  Unterthänigkeitsver- 
hältnisse  oder  dem  grundherrlichen  Obereigenthum  anklebenden,  als 
Dienstpflicht  (Robot)  sowie  Geld-  oder  Naturalabgaben  erscheinenden, 
Keallasten  befreit 
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Diese  Real  lasten  zerfallen  in  zwei  Kategorien. 

Die  eine  Kategorie  derselben  wnrde  durch  das  Gesete  als  auf- 
gehoben erklärt,  so  dass  also  der  Berechtigte  sein  Forderungsrecht 
nicht  mehr  ausüben  konnte,  sondern  sich  mit  der  an  dessen  Stelle  zu 
ermittelnden  Entschädigung  begnügen  mussfce.  Rücksichtlich  einer 
zweiten  Kategorie  von  Reallasten  dagegen  begnügte  sich  die  Gesetzge- 
bung mit  der  Gestattung  der  Ablösung  über  Antrag  des  einen  oder 
anderen  Theiles. 

Unter  Grund entl astung  versteht  man  die  Summe  jener  Verwal- 
waltungsgeschäfte,  welche  die  Ermittlung  der  Entschädigung  für  die 
aufgehobenen  Reallasten,  die  Ablösung  der  nur  als  ablösbar  erklärten 
Leistungen  und  die  Befriedigung  des  Entschädigungsberechtigten  zum 
Gegenstande  haben. 

HI.  Rücksichtlich  der  aufgehobenen  Reallasten  umfasst  die  Grund- 
entlastung nach  Massgabe  des  kais.  Patents  vom  4.  März  1849  R.  152 
sammt  den  partikularen  Durchführungsverordnungen  und  den  Novellen: 

1.  Die  Werthser  mittlung  der  aufgehobenen  Reallasten  über  den 
innerhalb  der  ediktalen  Präklusivfrist  zu  stellenden  Antrag  des  ehema- 
ligen Berechtigten,  bei  welcher  die  ständigen  Natural-  und  Arbeits- 
leistungen nach  ihrem  den  örtlichen  Verhältnissen  angemessenen  Werthe 
unter  Abzug  eines  Pauschaldrittels  für  Steuern,  Erhebungskosten  und 
Ausfälle  zu  Geld  zu  veransclüagen  waren. 

2.  Die  Fixation  des  dem  Berechtigten  gebührenden  Entschädi- 
gungskapitals (Pat.  25.  September  1850  R.  374).  Aus  dem  Renten- 
werth wird  der  Kapitalwerth  des  Rechtes  durch  Erhebung  der  Entschä- 
digungsrate im  zwanzigfachen  Anschlage  zum  Kapital  gefunden.1) 

3.  Die  Leistung  dieses  Entschädigungskapitals  erfolgt  jedoch  nicht 
direkt  durch  die  Besitzer  der  entlasteten  Realitäten,  sondern  durch  ein 
Bankgeschäft  des  Staates  mittelst  der  in  den  einzelnen  Ländern  gebil- 
deten Grundentlastungsfonds. 

Der  Staat  folgt  das  Ablösungskapital  in  funfprocentigen  Schuld- 
verschreibungen aus,  und  zieht  die  die  Verpflichteten  treffenden  Leistun- 
gen für  den  Grundentlastungsfond  ein. 

4.  Die  an  den  Berechtigten  in  Grundentlastungsobligationen  zu 
leistende  Kapitalsentschädigung  tritt  als  Geldsurrogat  an  die  Stelle  des 
aufgehobenen  Realrechtes  nnd  theilt  daher  das  juristische  Schicksal 
des  berechtigten  Grundstückes. 


»)  §  22  Pat.  4.  März  1849. 
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Ist  dieses  Lehens-  oder  Fideikommissgut,  so  nimmt  auch  das  Ab- 
lösungskapital Lehens-  oder  Fideikommissqualität  an. 

Ist  das  berechtigte  Gut  mit  Hypotheken  belastet»  so  bleibt  die 
Kapitalsentschädigung  den  Hypothekengläubigern  verhaftet.  In  diesem 
Falle  findet  das  Zuweisungs-  oder  Verwendungsvorfahren  bei  der  Real- 
instanz statt1),  durch  welches  festgestellt  wird,  inwieweit  das  Ent- 
lastungskapital zur  Befriedigung  der  Tabularglaubiger  zu  verwen- 
den ist. 

5.  Die  eine  Hälfte  des  vermittelten  Entschädigungskapitals  ist 
von  dem  Verpflichteten  zu  tragen  und  bildet  eine  in  Baten  oder  Annui- 
täten an  den  Grundentlastungsfonds  zu  tilgende  Grundschuld  des  Ver- 
pflichteten. 

Die  andere  Hälfte  dagegen  wird  durch  Zuschläge  zu  direkten 
Staatesteuern  vom  Lande  aufgebracht. 

IV.  Betreffend  die  als  ablösbar  erklärten  Leistungen  dagegen 
gelten  folgende  Grundsätze: 

a)  Die  Ablösung  erfolgt  erst  über  Provokation  der  Interessenten. 

b)  Bei  der  Worthsermittelung  der  ablösbaren  Leistungen  erfolgt 
die  Vergütung  nach  den  örtlichen  Durchschnittepreisen  dieser  Lei- 
stungen. 

c)  Von  dem  Werthe  der  Jahresleistung  sind  die  Kosten  der  Ein- 
hebung und  der  Gegenleistungen  in  Abschlag  zu  bringen.  Der 
reine  Werth  bildet  im  zwanzigfachen  Anschlage  das  auf  der  ver- 
pflichteten Realität  sicher  zu  stellende,  mit  5  °/0  zu  verzinsende  und 
durch  Vermittlung  der  Steuerkasse  dem  Berechtigten  in  Jahresraten 
oder  Annuitäten  zu  leistende  Ablösungskapital. 

Ablösungskapitalien,  welche  Bezugsberechtigten  gehören,  deren 
Realitäten  nicht  über  die  Hälfte  des  Werthes  verschuldet  sind,  oder  welche 
den  Betrag  von  fünfzig  Gulden  nicht  übersteigen,  können  dem  Bezugsbe- 
rechtigten ohne  Einvernehmung  der  Hypothekargläubiger  ausgefolgt  werden, 
wenn  für  diese  offenbar  kein  Nachtheil  daraus  zu  besorgen  ist.  Dies 
hat  das  Realgericht  mit  Rücksicht  auf  das  Verhältniss  des  Ablösungs- 
betrages zu  dem  Werthe  der  Realität  und  auf  den  Stand  der  bücher- 
lichen Lasten  zu  beurtheilen.  Handelt  es  sich  jedoch  um  Kapitalien  von 
einem  höhern  Betrage,  oder  walten  Zweifel  darüber  ob,  ob  die  Aus- 
folgung ohne  Gefahr  für  den  Hypothekargläubiger  geschehen  könne, 
so  sind  diese  zur  Abgabe  ihrer  Aeusserung  mit  dem  Beisatze  zu  einer 
Tagsatzung  vorzuladen,  dass  auch  im  Falle  ihres  Ausbleibens  über  die 
Zulässigkeit  der  Ausfolgung  werde  entschieden  werden. 


*)  Kais.  Pat.  11.  April  1851  R.  84. 


Digitized  by  Google 


538   Zweites  Buch.    Regierungsrecht  des  osterreich-  Staatskörpers. 

Nach  beendigter  Verhandlung  ist  mit  sorgfältiger  Erwägung,  ob 
nach  den  erhobenen  Umständen  ein  Nachtheil  för  dieselben  zu  besor- 
gen stehe,  durch  Bescheid  zu  entscheiden,  ob  und  unter  welchen  Be- 
dingungen der  Ausfolgung  stattgegeben  werde,  wobei  im  Uebrigen  die 
bestehenden  Gesetze  zur  Richtschnur  zu  dienen  haben. 

Haftet  auf  dem  Gute,  mit  dessen  Besitz  die  abgelöste  Gerechtsame 
verbunden  war,  das  Substitutions-,  Fideikommiss-  oder  Lehnsband,  oder 
die  Dienstbarkeit  des  Fruchtgenusses,  so  müssen  die  Rechte  der  an 
diesen  Verhältnissen  Betheiligten  ohne  Rücksicht  auf  die  Grösse  des 
Entschädigungskapitals  und  den  Stand  der  bürgerlichen  Passiven  ge- 
wahrt werden. 

(Ministerial-Verordnung  vom  28.  Juli  1859,  R.-G.-B.  Nr.  •  142). 

V.  Unter  Lehenallodialisir ung  (Allodifikation)  versteht  man 
die  Beendigung  des  Lehenverhältnisses  durch  Aufhebung  der  Rechte 
der  Lehensherrn.  Die  Ueberzeugung  von  der  Unhaltbarkeit  des  Lehen- 
verhältnisses führte  zur  erzwungenen  Aufhebung  des  Lehenverhältnisses 
durch  die  Staatsgewalt  zunächst  durch  das  Gesetz  vom  17.  Dezember 
1862  R.  103,  welches  die  Aufhebung  der  Rustikal-  und  Beutellehen 
sowie  der  sonstigen  ihrer  Natur  nach  frei  verkäuflichen  und  vererblichen 
Lehen  verfügte;  und  dann  durch  eine  Reihe  weiterer  Gesetze,  welche 
in  den  einzelnen  Kronländem  die  Allodifikation  der  übrigen,  nicht  schon 
in  dem  erwähnten  Gesetze  begriffenen  Lehen  aussprach.1) 

Ausgenommen  sind  von  der  Allodifikation  nur: 

a)  die  lehenbaren  Landeserbämter,  wogegen  die  mit  einzelnen 
derselben  verbundenen  lehenbaren  Vermögensbestandtheile  der  Auf- 
hebung unterliegen,  und 

b)  der  deutsche  Orden  und  dessen  Besitzstand. 

Die  Errichtung  neuer  Lehen  ist  untersagt. 
Zur  Durchführung  der  Allodifikation  sind  bei  der  politischen  Lan- 
desstelle besondere  Kommissionen  bestellt. 

Dieselben  bestehen  unter  dem  Vorsitze  des  Landeschefs  oder  seines 
Stellvertreters  aus  einem  Rathe  der  Landesstelle,  zwei  Justizräthen, 


l)  In  Steiermark  (Ges.  31.  Dez.  1867  R.  8);  Salzburg  (31.  Dez. 
1867  R.  9);  Mähren  (12.  Mai  1869  R.  103);  Niederösterreich  (12. 
Mai  1869  R.  104);  Oberösterreich  (12.  Mai  1869  R.  105);  Böhmen 
(12.  Mai  1869  R.  106);  Schlesien  (12.  Mai  1869  R.  107);  Tirol 
und  Vorarlberg  (12.  Mai  1869  R.  108);  Görz-Gradiska,  Istrien 
und  Triest  (12.  Mai  1869  R.  109);  Dalmatien  (12.  Mai  1869  R.  1 10); 
K&rnthen  (12.  Mai  1869  R.  111);  Krain  (12.  Mai  1869  R.  112.) 


Digitized  by  Google 


S  213.    a)  Agrarverhältnisse. 


f>39 


einem  Finanzrathe,  einem  Vertreter  der  Vasallen,  und  wenn  es  sich  um 
ein  Privat-  oder  Afterlehen  handelt,  aus  einem  Vertreter  der  Privat- 
und  Afterlehensherrn. 

Für  jeden  der  ständigen  Vertreter  der  Vasallen  und  des  Privat- 
und  Afterlehensherrn,  kann  auch  der  bestellte  Ersatzmann  eintreten. 

Der  Rath  der  Landesstelle  hat  das  Referat  zu  führen. 

Nach  erfolgter  Ernennung  der  Kommissionsglieder  hat  die  Kom- 
mission sogleich  ihre  Wirksamkeit  zu  beginnen  und  ihre  Konstituirung 
durch  die  Landeszeitung  zur  allgemeinen  Kenntniss  zu  bringen. 

VI.  Das  Verfahren1)  wird  eingeleitet  durch  die  von  Vasallen  inner- 
halb einer  Ediktalfrist  einzubringende  Anmeldung,  welche  Nachweisungen 

a)  über  Namen  und  Wohnort  der  Vasallen,  und  bei  After-  oder 
Privatlehen  auch  der  After-  oder  Privatlehensherrn; 

b)  die  genaue  Bezeichnung  des  Lehensobjektes: 

c)  die  Eigenschaft  des  Lehens  sowie  seinen  Werth; 

d)  die  fortlaufenden  jährlichen  Lehendienste  und  Lehenzinsen  und 
die  in  Haupt-  und  Nebenfallen  zu  entrichtenden  Belehungsgebühren 
enthalten  muss. 

Versäumt  der  zur  Anmeldung  Verpflichtete  den  Ediktaltermin,  so 
sind  die  erforderlichen  Nachweisungen  auf  seine  Kosten  von  Amtswegen 
herbeizuschaffen. 

Wird  die  Lehenbarkeit  eines  Objektes  bestritten  und  des- 
sen Allodial-Eigenschaft  behauptet,  und  erfolgt  hierüber  weder  im  Ver- 
gleichswege noch  im  Wege  der  administrativen  Liquidirung  eine  Ver- 
einbarung, so  kann  vor  Beendigung  des  Rechtsstreites  zur  Freimachung 
nicht  geschritten  werden. 

Die  Aufhebung  selbst  erfolgt  durch  eine  Verfügung  (ein  Erkennt- 
niss)  der  Allodialisirungskommission,  welche  die  Höhe  der  Frei- 
machungsgebühr, ihre  Fälligkeit,  Abstattung  oder  Sicherstellung  zu 
bestimmen  hat 

Die  Freimachungsgebühr  ist  eine  Entschädigung  für  das  aufge- 
hobene Obereigenthum  und  theüt  als  Aequivalent  desselben 
seine  juristischen  Schicksale.  Sie  wird  daher  bei  Afterlehen  zwischen 
den  Ober-  und  Afterlehensherren  getheilt.  Ebenso  sind  in  dem 
Freimachungserkenntnisse  die  Rechte  dritter  Personen   auf  die  an 


')  Vgl.  Oes.  17.  Dezember  1862,  dann  die  Instruktionen  zu  diesem 
und  den  späteren  Gesetzen  in  den  betreffenden  Landesgesetzblättern  bei 
Starr,  Register  zu  den  I^ndesgesetzblättern  unter  Schlagwort:  Lehen, 
%.  B.  Böhmen  K.  d.  Sttth.  30.  Jänner  1870  Nr.  7  L.  0.  B. 
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Stelle  des  Obereigenthums  tretende  Freimachungsgeb ühr,  z.  B.  der  Fi- 
deikommissanwärter,  der  Gläubiger  zu  wahren. 

Die  Freimachungsgebühr  wird  von  dem  Werthe  des  Lehnsobjektes 
mit  einem  bestimmten  Prozentsatze  berechnet,  dessen  Höhe  von  der 
Eigenschaft  des  Lehens  abhängt. 

Gestundete  Freimachungsgebühren  gemessen  auf  dem  Lehensobjekte 
ein  gesetzliches  Pfandrecht. 

Das  Erkenntniss  der  Landeskommission  ist  sohin  dem  Vasallen 
oder  dessen  Vertreter,  beilandesfurstlichen  Lehen  der  Finanzprokuratur,  und 
bei  Privatlehen  dem  Privat-,  rücksichtlich  Afterlehensherrn  oder  dessen 
Vertreter  zuzustellen,  welchen  das  Recht  zusteht,  dagegen  innerhalb  der 
Präklusivfrist  von  sechs  Wochen  an  das  Ministerium  des  Innern  den 
Rekurs  zu  überreichen. 

Sobald  das  in  erster  Instanz  gefällte  Erkenntniss  rechtskräftig  ge- 
worden oder  über  den  Rekurs  der  Betheiligten  ein  Erkenntniss  in 
zweiter  Instanz  erfolgt  ist,  hat  die  Allodialisirungs-Landeskom- 
mission  von  Amts  wegen  die  Einleitung  zu  treffen,  dass: 

a)  die  lehnsherrlichen  Gerechtsame  in  den  öffentlichen  Büchern 
gelöscht; 

b)  die  sogleich  fällige  Gebühr  berichtigt; 

c)  die  nicht  sogleich  fällige  in  Vorschreibung  gebracht  und 

d)  gehörig  sichergestellt,  und 

e)  für  die  Sicherstellung  der  erwähnten  Rechte  dritter  Personen 
gesorgt  werde. 

Die  Allodifikation  hebt  jedoch  nur  das  Rechtsverhältniss  zwischen 
Lehensherrn  und  Vasallen  auf. 

In  Ansehung  der  Nachfolge  und  der  sonstigen  Rechte  und  Pflich- 
ten der  Mitglieder  der  vasallitischen  Familie  untereinander  bleiben  je- 
doch die  Lehengesetze  so  lange  in  Kraft,  als  noch  zur  Nachfolge  in 
das  Lehen  Berufene  zur  Zeit  der  Kundmachung  dieser  Ge- 
setze bereits  erzeugte  Personen  (§  22  des  allgemeinen  bürger- 
lichen Gesetzbuchs)  vorhanden  sind. 

Das  Lehensobjekt  wird  demnach  in  der  Regel  erst  dann 
völlig  freies  Eigenthum,  wenn  entweder  die  letzte  dieser  Personen 
in  dessen  Besitz  gelangt,  oder  keine  derselben  mehr  vorhanden 
ist.  Den  zur  Lehnsnachfolge  noch  berufenen  Personen  bleibt  je- 
doch überlassen,  den  zwischen  ihnen  bestehenden  Lehnsverband  durch 
freies  üebereinkommen  auch  noch  früher  aufzuheben  und  das  Lehns- 
objekt  in  freies  Eigenthum  umzuwandeln. 

VII.  Während  die  Grundentlastung  den  Charakter  einer  socialen 
Reform  an  sich  trägt,  hat  die  Ablösung  oder  Regulirung  kulturfeindlicher 
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Feldse  rvituten  und  die  Theilung  der  ans  der  frühem  Agrarverfassung 
herrührenden  gemeinschaftlichen  Besitz-  und  Benützungsverhältnisse 
wesentlich  den  Charakter  einer  wirtschaftlichen  Reform.1) 

Vm.  Die  frühere  Gebundenheit  des  landtäflichen  und  Rusti- 
kaljrrundbesitzes  erscheint  gegenwärtig  beseitigt5)  Die  Zusammen- 
legung der  Grundstücke,  d.  h.  ein  solcher  Umtausch  durch  einander 
liegender,  verschiedenen  Besitzern  gehöriger  Grundstücke,  durch  welche 
für  jeden  ein  möglichst  günstig  gelegener  zusammenhängender  Kom- 
plex hergestellt  wird,  wird  dadurch  begünstigt,  dass 

a)  Einsprüche  der  Tabulargläubiger  gegen  den  Tausch  von  Grund- 
stücken als  unwirksam  erklärt  werden  können,  wenn  der  Tausch  eine 
Arrondirung  oder  bessere  Bewirtschaftung  der  Grundstücke  bezweckt 
(Ges.  6.  Febr.  1869),  und 

b)  dass  den  ^Rechtsgeschäften  Gebührenfreiheit  zugestanden  werden 
kann  (Ges.  3.  März  1867  B.  17). 

S  214. 

b)  Schatz  der  Landwirthschaft. 

I.  Die  Sicherheitspolizei  der  Landwirthschaft  will  Schutz  ge- 
währen :  « 

1.  gegen  Schädigung  durch  Unfälle,  oder 

2.  durch  widerrechtliches  Handeln. 

In  der  ersten  Richtung  sind  zu  erwähnen: 

a)  Die  Landesg^setze  zum  Schutz  der  Bodenkultur  gegen  Raupen- 
schäden und  Maikäfer,  welche  die  Grundeigenthümer  zur  Reinigung 
der  Bäume,  Gesträuche,  Hecken,  Gartenzäune  und  Wände  von  den 
eingesponnenen  Ranpen,  den  Insekteneiern  und  Puppen,  zur  Vertilgung 
derselben  sowie  der  Maikäfer  und  Engerlinge  bei  sonstiger  administra- 
tiver Exekution  und  Verhängung  von  Polizeistrafen  verpflichten. 

l)  Vgl.  Patent  5.  Juli  1853  R.  130  sammt  der  Instruction  vom  31.  Okt. 
1857  R.  218.    Stubenranch  H.  S.  474,  vgl.  unten  §  216. 

*)  In  Böhmen  durch  Ges.  vom  20.  Dez.  1869  Nr.  152  L.  G.  B.;  in 
der^  Bukowina  durch  Ges.  vom  24.  April  1868,  Nr.  5,  und  13.  Okt.  1868 
Nr.*  15  L.  G.  B.;  in  Galizien  durch  Ges.  vom  1.  Nov.  1868  Nr.  25  L. 
G.  B. ;  in  Kärnthen  durch  Ges.  vom  1.  November  1868,  Nr.  29  L.  G. 
B.;  in  Mähren  durch  Ges.  vom  24.  Sept.  1868  Nr.  25  L.  G.  B.;  in 
Niederösterreich  durch  Ges.  vom  5.  Okt.  1868  Nr.  14  L.  G.  B.;  in 
Oberösterreich  durch  Ges.  vom  26.  Sept.  1868,  Nr.  15  L.  G.  B.;  in 
Salzburg  durch  Ges.  vom  22.  Oktober  1868,  Nr.  28  L.  G.  B.,  in 
Schlesien  durch  Ges.  vom  16.  Oktober  1868,  Nr.  21  L.  G.  B.;  in 
Steiermark  durch  Ges.  vom  24.  Sept.  1 868,  Nr.  1 7  L.  G.  B. ;  in  Vorarl- 
berg durch  Ges.  vom  15.  Okt   1868,  Nr.  46  L.  G.  B. 
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b)  Die  Massregeln  zum  Schutze  der  Weingärten  gegen  die  Reb- 
laus (Ges.  3.  April  1875  R.  61),  indem  der  Weingartenbesitzer  zur 
sofortigen  Anzeige  ihres  Auftretens  verpflichtet  ist,  sich  die  Durch- 
suchung der  Grundstücke  und  Pflanzungen,  sowie  im  Bedarfsfälle  die  Zer- 
störung der  letztern  und  die  Umwandlung  des  Grundstückes  in  eine 
andere  Kulturgestaltung,  gegen  Repartition  des  Schadens  auf  die  Wein- 
gartenbesitzer des  Landes,  gefallen  lassen  muss. 

c)  Die  Maassregeln  zur  Abwehr  und  Bekämpfung  ansteckender 
Thierkrankheiten,  insbesondere  der  Rinderpest.1) 

Für  diejenigen  Thiere,  welche  über  behördliche  Anordnung  zum 
Zwecke  der  Feststellung  des  Vorhandenseins  einer  ansteckenden  Krank- 
heit getödtet  werden,  dann  für  die  wegen  Rotzverdachtes  getödteten,  mit  der 
Rotzkrankheit  nicht  behaftet  gefundenen  Thiere  wird  durch  Vergütung  des 
gemeinen  Werths  aus  dem  Staatsschätze  Entschädigung  geleistet.  Dieser 
Werth  ist  vor  der  Tödtung  durch  Schätzung  nach  dem  gesetzlich  be- 
stimmten Verfahren  festzustellen.  Der  Werth  jener  Theile,  über  welche 
dem  Besitzer  nach  Massgabe  der  behördlichen  Anordnung  die  Verfugung 
zugestanden  ist,  kommt  von  dem  Schätzungswerth  in  Abrechnung. 

Die  Gewährung  einer  Entschädigung  für  solche  Thiere,  für  welche 
der  Staat  keine  Entschädigung  leistet,  bleibt  der  Landesgesetzgebung 
vorbehalten. 

II.  Das  Feldgut  wird  polizeilich  gegen  absichtliche  oder  kulpose 
Beschädigungen  geschützt  Hierüber  bestehen  zwei  Klassen  von 
Rechtsnormen: 

a)  die  Verordnung  vom  30.  Januar  1860  R.  28,  welche  gegen- 
wärtig in  Niederösterreich,  Oberösterreich,  Salzburg,  Steiermark  und 
Tirol  Anwendung  findet,  und 

b)  die  einzelnen  Landesgesetze  der  übrigen  Kronländer.2) 

Unter  Feld  gut  versteht  man  alle  zum  Betriebe  der  Landwirth- 
schaft  (im  weitesten  Sinne)  gehörigen  Objekte.3) 

Feldfrevel  sind  alle  unerlaubten  Handlungen,  welche  Feldgut 
entweder  wir  lieh  beschädigen  oder  dessen  Beschädigung  herbeiführen 
können,  soweit  sie  nicht  als  kriminelle  Delikte  erscheinen.  Die  Gemein- 

*)  Ges.  29.  Februar  1880  R.  35  und  37. 

*)  Böhmen  12.  Okt.  1875  L.  76;  Bukowina  5.  August  1875  L.  21; 
Dalmatien  8.  Sept.  1867  L.  20;  Galizien  17.  Juli  1876  L.  28;  Görz- 
Gradiska  18.  Marz  1876  L.  11;  Kärnthen  28.  März  1875  L.  22; 
Krain  17.  Januar  1875  L.  8;  Istrien  28.  Mai  1876  L.  18;  Mähren 
13.  Jänner  1875  L.  12;  Schlesien  30.  Juni  1875  L.  21;  Vorarlberg 
28.  März  1875  L.  22  und  13.  Okt.  1880  L.  44. 

3)  Vgl.  die  demonstrative  Aufzahlung  in  dem  Ges.  30.  Januar  1866  und 
in  den  einzelnen  Feldschutzgesetzen  MayerhoferHI.  505. 
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den  sind  verpflichtet,  unter  quotientaler  Reparation  des  Aufwandes  auf 
die  beteiligten  Grundbesitzer  nach  Höhe  der  Grundsteuer  eigene 
Feldhüter  anzustellen,  insoweit  sie  nicht  durch  eine  Verfügung  der 
politischen  Behörden  wegen  besonderer  Örtlicher  Verhältnisse  dieser 
Pflicht  entbunden  werden.  Besitzer  grösserer  Komplexe  (50  Hektare) 
können  selbständig  einen  Feldhüter  anstellen  und  sind  dann  bei 
rechtzeitiger  Anzeige  an  die  Gemeinde  von  der  Beitragspflicht  für  die 
Geraeindefeldhüter  befreit 

Das  von  der  Bezirkshauptmannschaft  in  Eid  genommene  Feldschutz- 
personal geniesst,  wenn  es  in  Ausübung  seines  Dienstes  handelt  und 
dabei  das  vorgeschriebene  Dienstkleid  oder  Dienstzeichen  trägt,  die 
Rechte  öffentlicher  Wachen.1) 

Vll.  Die  Forstwirtschaft. 

§  215. 

Die  Forstwirthschaftspolizei. 

I.  Die  Forstwirt hschaft2)  besteht  in  der  kunstmässigen  Kul- 
tur derjenigen  Baumgattungen,  welche  als  Brenn-  und  Baumaterial 
verwendet  werden,  auf  grösseren  Bodenflächen.  Kein  Gegenstand  der 
Forstwirtschaft  sind  somit :  Parkanlagen  und  Alleen,  sowie  Baum- 
anlagen zum  Obstbau  und  zur  Obstbaumzucht,  endlich  isolirte  Baum- 
gruppen. Auf  diese  finden  daher  die  Bestimmungen  des  Forstgesetzes 
keine  Anwendung. 

Die  Forste  werden  unterschieden  (§  1  F.  G.): 

a)  in  Beichsforste,  nämlich  Staats-  und  solche  Wälder,  welche 
unmittelbar  von  den  Staatsbehörden  verwaltet  werden;8) 


i)Ge8.  16.  Juli  1872  R.  84. 

*)  Forstgesetz  (F.  G.)  3.  Dez.  1852  R.  250,  dazu  die  Vdg.  des  Ackerbau- 
ministerium vom  3.  Juli  1873  Z.  6953  über  dessen  Durchführung  (kundge- 
macht in  den  L.  G.  Bl.)  Manzsche  G.  S.  VUI.  Bd.  Exter  de,  Sammlung  der 
wichtigsten  öster.  Gesetze  im  Forstwesen  Wien  1875;  C.  Schindler,  die 
Forst- und  Jagdgesetze  der  österr.  Monarchie.  Wien  1866.  F.  J.  Schopf, 
Forstverfassung  1858. 

3)  Es  kommt  somit  nicht  auf  das  Eigenthum  an  den  Waldungen,  sondern 
auf  das  Verwaltungsrecht  des  Staates  an.  Es  gehören  daher  auch  die  Wal- 
dungen der  vom  Staate  verwalteten  Stiftungen  und  Fonde  zu  den  Reichsforsten, 
z.  B.  die  des  vom  A.  M.  verwalteten  griechisch-orientalischen  Religionsfondes ; 
vgl.  Vdg.  16.  Juni  1872  R.  85  und  19.  Mai  1875  R.  81. 
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b)  in  Gemeindewälder  d.  h.  solche  Forst- und  Holzpflanzungen, 
welche  den  Stadt-  oder  Landgemeinden  gehören,  und 

c)  in  Privatwälder,  welche  einzelnen  physischen  oder  juri- 
stischen Personen  (Orden,  Klöstern,  Pfründen,  Kirchen,  Stiftungen  u.  s. 
w.)  gehören. 

II.  Die  Bewirtschaftung  der  Reichsforste  erfolgt  durch  ein  be- 
rufsmässig ausgebildetes,  gehörig  qualificirtes  Amtspersonal1).  Als  Or- 
gane dafür  bestehen  die  Forstverwalter,  die  Forstdirektionen  und  das 
Ackerbauministerium.2)  Ueber  die  Vermessung,  Schätzung  und  Betriebs- 
einrichtung der  Reichsforste  bestehen  besondere  Verwaltungsregulative.3) 

III.  Rücksichtlich  der  Gemeinde-  und  Privatwaldungen  da- 
gegen würde  an  und  für  sich  aus  dem  Begriff  des  Eigenthums  die  Mög- 
lichkeit sich  ergeben,  über  die  Substanz  und  die  Nutzungen  dieser  Wälder 
nach  Willkür  zu  verfügen  und  den  Wirthschaftsbetrieb  nach  freiem 
Ermessen  festzustellen.  Allein  wegen  des  wichtigen  Einflusses  des 
Waldes  auf  das  menschliche  und  thierische  Leben  und  die  Kulturfahig- 
keit  des  Bodens  und  wegen  der  wirthschaftlichon  Bedeutung  der  Wald- 
produkte  unterliegt  die  Bewirthschaftung  der  Gemeinde-  und  Privat- 
wälder Beschränkungen  nach  folgenden  Richtungen: 

a)  Ohne  Bewilligung  der  Behörde  darf  kein  Waldgrund  der  Holz- 
zucht entzogen  und  zu  anderen  Zwecken  verwendet  werden.  Ueber  ein 
Rodungsgesuch  sind  die  etwa  vorhandenen  dinglich  Berechtigten  einzu- 
vemehmen.  Erheben  diese  privatrechtliche  Einwendungen,  so  ist  zwar 
darüber  zu  entscheiden,  ob  die  angesuchte  Rodung  aus  öffentlichen 
Rücksichten  zulässig  sei,  während  die  privatrechtlichen  Einwendungen 
auf  den  Rechtsweg  zu  verweisen  sind  ;  es  darf  jedoch  bis  zu  ihrer  Aus- 
tragung keine  dem  Waldbestande  nachtheilige  Aenderung  vorgenommen 
werden.4)  Die  Nichtachtung  dieser  Normen  zieht  Polizeistrafen  nach 
sich  und  begründet  die  Verpflichtung  zur  Wiederaufforstung,  welche 
durch  administrative  Exekution  erzwungen  werden  kann.5) 

*)  Vgl.  über  die  Prüfung  für  den  technischen  Dienst  in  der  Staatsforstver- 
waltung die  Vdg.  des  A.  M.  13.  Febr.  1875  R.  9. 

l)  Vgl.  die  Vdg.  A.  M.  vom  3.  April  1873  R.  44  über  die  Organe  zur 
Verwaltung  der  Staats-  und  Forstwirthschaft. 

3)  Vgl.  Vdg.  des  F.  M.  vom  24.  August  1856  (Vdg.  Bl.  S.  363.) 

4)  Vgl.  §  2  F.  G.  Die  Frage,  ob  ein  Grundstück  als  der  Waldkultur  ge- 
widmet anzusehen  ist,  ist  nicht  allein  nach  dem  Kataster,  sondern  auch  nach 
dem  faktischen  Bestände  zu  entscheiden  (M.  J.  8.  Febr.  1870  Z.  414  Z.  f.  V. 
S.  70.) 

5)  Die  eigenmächtige  Verwendung  des  Waldgrundes  zu  anderen  Zwecken 
ist  mit  Einem  bis  fünf  Gulden  vom  niederösterr.  Joch  zu  bestrafen  (gegenwärtig 
von  je  60  Ar,  Vdg.  17.  April  1876  R.  64.) 
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b)  Unter  denselben  Folgen  sind  frisch  abgetriebene  Waldtheile 
innerhalb  der  erstreckbaren  Frist  von  fünf  Jahren  wieder  aufzuforsten.1) 

c)  Der  Eigenthfimer  darf  den  Wald  nicht  verwüsten  d.  h.  so 
behandeln,  dass  die  fernere  Holzzucht  dadurch  gefährdet  oder  unmög- 
lich gemacht  wird. 

Diese  Waldverwüstung  entsteht  übrigens  in  der  Regel  nicht  durch 
eine  einzige  kulturwidrige  Handlung,  sondern  zumeist  successiv  durch 
übermässige  Ausnützung  des  Holzes  und  Biossiegen  des  Bodens. 

Die  Waldverwüstung  zieht  die  im  Forstgesetze  angedrohten  Poli- 
zeistrafen2) nach  sich  und  verpflichtet  gleichfalls  zur  Wiederaufforstung 
nach  Massgabe  der  ergangenen,  exekutionsfähigen  Verwaltungs ver- 
fugung. 

d)  Besonderen  Beschränkungen  unterliegen  jene  Waldungen,  deren 
Erhaltung  nothwendig  erscheint,  um  Gefahren  von  benachbarten  Grund- 
stücken und  Anlagen  abzuhalten. 

Das  Gesetz  verpflichtet: 

«)  im  Allgemeinen  die  Eigenthümer  dieser  Wälder  ("Schutzwälder) 
theils  solche  Handlungen,  z.  B.  Kahlhiebe,  Stockrodung,  Wurzelaus- 
graben zu  unterlassen,  wodurch  für  die  benachbarten  Grundstücke  Ge- 
fährdungen erzeugt  werden,  theils  zwingt  es  zu  einer  bestimmten  Be- 
triebsart z.  B.  zur  Erhaltung  eines  Windmantels,  zum  plänterweisen 
Holzhieb  (§§  5—7  F.  G.). 

ß)  Es  ermächtigt  die  Verwaltungsbehörde,  jene  Wälder,  deren 
dauernde  Erhaltung  und  Sicherung  als  Wald  durch  bestimmte  öffent- 
liche oder  nachbarliche  Interessen  geboten  ist,  als  Bannforste  zu  er- 
klären und  eine  bestimmte  Art  der  Bewirthschaftung  vorzuschreiben 
(§  19  F.  G.). 

e)  Weil  die  Zerstücklung  des  Waldes  ein  Hinderniss  der  forst- 
mässigen  Bewirthschaftung  bildet  und  Waldverwüstungen  begünstigt, 
besteht  das  Verbot  der  Theilung  von  Gemeindewäldern  und  der  den- 
selben gleichgehaltenen  Privatwaldungen. 

Waldkomplexe  von  hinreichender  Grösse  müssen  durch  fachkundige, 
geprüfte  Forstwirthe  mit  Hilfe  eines  entsprechenden  Schutzpersonals 
bewirthschaftet  werden. 


1)  Als  altere  Blossen  sind  solche  abgetriebene  Waldtheile  anzusehen, 
welche  seit  mohr  als  fünf  Jahren  nicht  wieder  mit  Holz  in  Bestand  gebracht 
wurden.  Die  Nichtbeachtung  dieser  gesetzlichen  Pflicht  unterliegt  gleich- 
falls Polizeistrafen  (§36  G.). 

2)  Ihr  Ausmass  richtet  sich  danach,  ob  die  fernere  Holzzucht  nur  ge- 
fährdet oder  ganz  unmöglich  gemacht  wurde.  Im  letzten  Falle  kann  die 
Geldstrafe  auf  10  fl.  von  je  60  Ar  erhöht  werden. 
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Sind  die  Waldungen  für  sich  zu  klein,  um  die  selbständige  Be- 
stellung eines  Wirthschafts-  und  Schutzpersonals  als  zweckmässig  er- 
scheinen zu  lassen,  so  haben  die  Waldbesitzer  entweder  mit  benach- 
barten grösseren  Waldeigenthümern  ein  Uebereinkommen  zu  treffen,  oder 
sie  sind  zur  Bildung  einer  Waldgenossenschaft  zu  verhalten. 

§  216. 

Die  Forstberechtigangen. 

Die  Forstberechtigungen  (Einforetungen,  Waldrechte  §  9—18  F.  G.) 
sind  als  dingliche  Rechte  an  einem  der  Holzzucht  dienenden  Grund- 
stücke: 

a)  entweder  Forstservituten,  vermöge  welcher  der  Waldeigen- 
thümer  die  Vornahme  gewisser  Handlungen  an  dem  Walde,  namentlich 
den  Bezug  von  Holz  oder  andern  Nebenprodukten  dulden  muss,  oder 

b)  Be allasten,  die  den  Waldeigenthümer  zur  Ablieferung  ge- 
wisser Quantitäten  oder  Quoten  der  Walderträgnisse  verpflichten. 

Die  Objekte  dieser  Einforetungen  sind  verschieden.  Die  wichtigste 
ist  die  Holzberechtigung,  die  in  verschiedenen  Formen  vorkommen 
kann;  sie  kann: 

«)  der  Qualität  nach  unbestimmt  sein  und  bezieht  sich  dann  auf 
das  nach  der  jeweiligen  Betriebsart  gezogene  Holz,  oder  sie  bezieht  sich 

ß)  auf  bestimmte  Holzarten  (Nadel-,  Laub-,  Kiefer-,  Eichen- 
holz), oder 

y)  auf  bestimmte  Theile  des  Holzes  (Ast-,  Stock-,  Raff-  und  Lese- 
holz), oder 

3)  auf  das  bei  bestimmten  Anlässen  nutebar  werdende  Holz  (Wind- 
fall- oder  Windbruchholz),  oder  endlich 

«)  auf  das  zu  bestimmten  Verwendungszwecken  geeignete  Holz 
(Brenn-,  Bau-,  Nutzholz).  Andere  Arten  von  Einforetungen  sind  z.  B. 
die  Waldweide  (§  10  F.  G.);  das  Gräsereirecht';  das  Recht  zum  Sam- 
meln von  Bodenstreu  (abgefallenen  Nadeln  oder  abgefallenem  Laube); 
das  Mastrecht. 

Einforetungen  verpflichten  den  Waldeigenthümer  zur  Erhaltung  und 
nachhaltigen  Bewirtschaftung  des  Waldes  in  angemessener  Betriebs- 
weise sowie  zur  Freihaltung  der  entsprechenden  Abfuhrewege.  Ande- 
rerseits können  aber  die  Foretberechtigungen  dem  Waldbesitzer  in  seinem 
Wirthschaftsbetriebe  nicht  hinderlich  sein. 

Es  kann  daher: 

1.  Im  Interesse  beider  Theile  auf  Antrag  des  Einen  oder  des 
Andern  für  solche  Waldungen  von  der  Behörde  auf  Grund  des  Gut- 
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achtens  von  Sachverständigen  ein  Wirthschaftsplan  festgestellt  werden 

(§  9  F.  0.). 

2.  Die  Ausübung  der  Einforstung  unterliegt  wirthschaftspolizeilichen 
Anordnungen,  deren  Befolgung  im  Verwaltungswege  erzwungen  wird. 

3.  Um  die  forstmässige  Bewirtschaftung  der  mit  Einforstungen 
belasteten  Waldungen  zu  erleichtern,  findet  nach  dem  Patente  vom  5. 
Juli  1853  R.  130  theils  eine  Ablösung,  theils  eine  Regulirung  der 
Waldrechte  statt. 

Die  Ablösung  ist  eine  Art  von  Expropriation,  d.  L  zwangsweise 
Aufhebung  der  Einforstungen  gegen  volle  ökonomische  Entschädigung 
dos  Nutzungsberechtigten.  Dieses  Aequivalent  kann  entweder  in  Geld 
oder  in  Grund  und  Boden  bestehen  (§§  4  und  14  Ges.  5.  Juli  1853). 

Die  Regulirung  anstatt  der  Ablösung  hat  über  Einverständnis* 
beider  Theile  einzutreten  und  kann  bestehen: 

a)  in  einer  Fixation  unbestimmter,  oder 

b)  in  einer  Reduktion  übermässiger  Rechte  (§21  cit.  Ges.),  oder 

c)  in  der  Umwandlung  in  eine  mit  der  forstmässigen  Benützung 
in  besserem  Einklänge  stehende  Dienstbarkeit  oder  Reallast,  oder 

d)  in  der  Einschränkung  der  Einforstung  auf  bestimmte  Theile 
des  belasteten  Waldes. 

Ablösung  und  Regulirung  erfolgen  im  administrativen  Wege  durch 
Erkenntnisse  der  Grundlastenablösungskommission.  Diese  Entschei- 
dungen umfassen  nicht  allein  die  Fragen  des  öffentlichen  Rechtes,  ob  die 
Ablösung  oder  Regulirung  stattfinden  soll,  sondern  auch  die  civilrecht- 
lichen  Fragen  über  den  Bestand  bestrittener  Rechte  und  über  die  zu 
leistende  Entschädigung.1) 

§  217. 

Der  Transport  der  Waldprodukte. 

Um  den  Forstwirthschaftsbetrieb  zu  fördern,  giebt  das  Forst- 
gesetz: 

a)  dem  Waldeigenthümer  das  Recht,  bei  der  politischen  Behörde 
die  Bestellung  eines  Wegerechtes  auf  fremden  Grundstücken  durch  ad- 
ministrative Verfugung  gegen  eine  im  Verwaltungswege  provisorisch  und 
im  Rechtswege  definitiv  festzusetzende  Entschädigung  zu  begehren,2)  und 

1)  M.  Vdg.  3.  September  1855  R.  161;  Pal.  5.  Juli  1853:  §§  7,  10, 
11,  34;  —  M.  Vdg.  31.  Okt.  1856  R.  218  (§§  23,  24,  53);  M.  Vdg. 
6.  März  1857  H.  48. 

2)  Vgl.  die  Entscheidungen  des  A.  M.:  4.  September  1878  Z.  8132; 

35* 
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b)  Riesen  jeder  Art  (Erdriesen  oder  Erdgefährte,  Eis-  und  Schnee - 
riesen,  Wasserriesen)  und  sonstige  Holzbringungswerko  über  öffentliche 
Wege  und  Gewässer  oder  durch  Ortschaften  mit  Bewilligung  der  Ver- 
waltungsbehörde fortzuführen. 

c)  Der  Waldeigenthümer  hat  das  Recht  zur  Holztrift  d.  h.  zur 
Bringung  des  Holzes  zu  Wasser  in  ungebundenen  Scheitern  (Schwem- 
men), sowie  zum  Flössen  in  gebundenem  oder  ungebundenem  Zustande, 
nebst  dem  Rechte  zur  Errichtung  der  erforderlichen  Anlagen. 

Die  Holztrift  ist  in  öffentlichen  und  in  Privatgewässern  statthaft, 
und  setzt  in  beiden  Fällen  eine  den  Inhalt  und  Umfang  derselben 
festsetzende  Koncession  voraus. 

Bei  der  Holztrift  in  Privatgewässern  ist  der  Eigenthümer  für  diese 
Duldung  zu  entschädigen. 

Ueberdies  müssen  die  Grundbesitzer  längs  des  Triftwassers  das 
Betreten  der  Grundstücke  durch  die  Arbeiter  des  Triftberechtigten  gegen 
Entschädigung  gestatten  (§  39  F.  G.),  und  Besitzer  von  der  Trift  hin- 
derlichen Wasseranlagen  in  öffentlichen  und  Privatgewässern,  sofern  die- 
selben in  ihrer  volkswirthschaftlichen  Bedeutung  den  ans  der  Holztrift 
zu  erwartenden  Vortheilen  nicht  mindestens  gleichkommen,  müssen  sich 
gegen  Entschädigung  die  Entfernung,  die  Verlegung  oder  den  Stillstand 
derselben  gefallen  lassen.1) 

Dagegen  ist  der  Triftunternehmer  verpflichtet,  die  Uferstrecken, 
Gebäude  und  Wasserwerke,  welche  durch  die  Trift  bedroht  sind,  nach 
Anordnung  der  Behörde  durch  Schutzbauton  zu  sichern,2)  auch  ist  er 
für  den  Schaden,  den  die  Ufereigenthümer,  Trinkwerksbesitzer  und  an- 
dere Berechtigten  durch  die  Holztrift  unmittelbar  erleiden,  ersatzpflich- 
tig.3) Die  Liquidirung  der  Schäden  hat  nach  jedesmaliger  Beendigung 
der  Trift  über  Aufforderung  der  Verwaltungsbehörde  innerhalb  der  Prä- 
klusivfrist von  vierzehn  Tagen  im  Verwaltungswege  zu  erfolgen.4) 

Z.  f.  V.  l'»8  und  24.  April  1873  Z.  4141  Z.  f.  V.  VI.  S.  136;  dann 
V.  G.  H.  28.  Febr.  1878  Z.  312  Bad.  221. 

t)  §  30  F.  G.,  dazu  Pcyrer.  Wasserrecht  S.  147. 

?)  Diese  Bedingungen  sind  in  der  Koncessionsurkunde  festzustellen. 
Ist  dies  bei  einer  auf  lungere  Zeit  berechneten  Trift  nicht  sofort  möglich, 
so  kann  die  Bewilligung  unter  dem  Vorbehalte  weiterer  Bedingungen  er- 
thcilt  werden,  deren  Feststellung  dem  Instanzenzuge  überlassen  wird.  (A. 
M.  12.  Februar  1877  Z.  125153,  Peyrcr,  Was*crrecht  S.  320.) 

3)  §  34  F.  G. 

*)  §  40  und  42  F.  G.  Der  Ersatzanspruch  ist  durch  ein  Verschulden 
des  Unternehmers  nicht  bedingt  (A.  M.  23.  November  1877  Z.  12128). 
Die  Behörden  haben  auf  Pauschalabfiiulungen  hinzuwirken.  (A.  M.  27.  Sep- 
tember 1877  Z.  «J 773.) 
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Dem  Unternehmer  kann  die  Bestellung  einer  im  Verwaltungswege 
festzustellenden  Triftkaution  auferlegt  werden,  die  für  diese  Schaden- 
ersatzansprüche und  die  verhängten  Geldstrafen  haftet 

Es  kann  in  denselben  Gewässern  eine  Konkurrenz  mehrerer  Trift- 
berechtigungen stattfinden,  deren  Verhältniss  zu  normiren  ist 

Die  Trift  erlischt: 

a)  durch  Zeitablauf; 

ß)  durch  Verzicht; 

y)  durch  strafweise  Entziehung  (§  41  F.  G.). 

§  218. 

Die  Forstsicherheitspolizei  (Waldschatz). 

Die  Forstsicherheitspolizei  (Waldschutz)  sucht  den  Wald  zu 
schützen  gegen  natürliche  Vorgänge  oder  widerrechtliche  Beschädi- 
gungen. 

In  der  ersten  Bichtung  ist  zu  erwähnen: 

1.  Die  Verhütung  und  Unterdrückung  von  Waldbränden.  (§  45  und 
46  F.  G.) 

2.  Die  Abwehr  von  Inse  kten  schaden.  Das  Auftreten  von  In- 
sekten, welche  eine  Schädigung  der  benachbarten  Waldungen  befürch- 
ten lassen,  verpflichtet  den  Waldeigenthümer  zur  ungesäumten  Anzeige 
an  die  Verwaltungsbehörde,  welche  die  zweckdienlichen  Massnahmen 
unter  Reparation  der  Kosten  auf  die  betheiligten  Waldeigenthümer 
(nach  Massgabe  der  Waldflächen)  zu  treffen  hat  (§§  50—51  F.  G.). 

3.  In  der  zweiten  Richtung  dagegen  ist  den  Verwaltungsbe- 
hörden die  Ahndung  von  Forstfreveln  übertragen.  Darunter  begreift 
man  widerrechtliche  (d.  h.  entgegen  dem  Willen  des  Eigentümers  vor- 
genommene) Handlungen,  die  entweder  eine  Waldbeschädigung  herbei- 
fuhren, oder  die  Aneignung  von  Waldprodukten  bezwecken.  Forstfrevel 
können  auch  von  Eingeforsteten  und  von  Prekaristen  bei  widerrecht- 
licher Ueberschreitung  ihrer  Befugnisse  begangen  werden.  Oft  ist  die 
Grenze  zwischen  Forstfrevel  und  den  Delikten  des  Diebstahls  oder  der 
boshaften  Sachbeschädigung  sehr  schwierig.1) 


')  Als  Forstfrevel  (§  59  ff.)  werden  z.  B.  zu  behandeln  sein:  «)  Un- 
befugtes Sammeln  von  Kräutern  und  anderen  Gewächsen,  die  keine  Forst- 
produkte sind;  ß)  die  unbefugte  Aneignung  von  Bodenbestandtheilen;  ^Be- 
schädigung von  Baum-  und  Strauchpflanzen.  Dagegen  sind  Entwendungen 
von  Forstprodukten,  die  für  den  Eigenthümer  des  Waldes  als  Waare  einen 
Verkehrswerth  haben  (Lienbacher,  Öffentliche  Sicherheit  IV.  357),  von 
bereits  gesammelten  Forstprodukten,  von  Bäumen  als  Diebstahl  zu  qualificiren. 
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Das  beeidete  Forstschutz-  und  Aufsichtspersonal  hat  den  Charakter 
einer  öffentlichen  Wache.1) 

VIII.  Jagd  und  Fischerei. 

§  219. 

Das  Jagdrecht.2) 

I.  Das  Jagdrecht  war  früher  entweder  ein  Regal  des  Landesherrn 
oder  ein  Vorrecht  des  adeligen  Grundbesitzes.  Die  leibeigenen  und  un- 
freien Bauern  waren  zu  Jagdfrohnen  verpflichtet. 

Durch  das  kais.  Patent  v.  7.  März  1849  R.  154  wurde  das  Jagd- 
recht auf  fremdem  Grund  und  Boden  aufgehoben  und  eine  Entschädigung 
dafür  nur  insoweit  gewährt,  als  sich  dasselbe  nachweislich  auf  einen 
mit  dem  Eigenthümer  des  damit  belasteten  Grundes  abgeschlossenen 
entgeltlichen  Vertrag  zurückfuhren  liess.3)  Ebenso  wurden  die  Jagd- 
frohnen und  andere  Leistungen  für  Jagdzwecke  ohne  Entschädigung  auf- 
gehoben. 

Für  Böhmen  wurde  ein  besonderes  Jagdgesetz  vom  1.  Juni  1866 
L.  49  erlassen,  mit  welchem  alle  das  Jagdrecht  betreffenden  Gesetze  und 
Verordnungen,  somit  auch  das  Patent  v.  7.  März  1849  in  diesem  Kron- 
lande ausser  Kraft  gesetzt  worden  sind. 

Es  scheiden  sich  somit  die  Länder  rücksichtlich  des  Jagdrechtes 
in  zwei  Geltungsgebiete:  in  das  Geltungsgebiet  des  gemeinen  Jagd- 
rechtes, in  dem  das  Patent  vom  7.  März  1849  sammt  den  durch  das- 
selbe nicht  aufgehobenen  ältern  jagdpolizeilichen  Normen  zur  Anwen- 
dung kommt,  und  in  das  Böhmen  umfassende  Geltungsgebiet  des  parti- 
kularen Jagdrechtes. 

II.  Das  Jagdrecht  ist  gegenwärtig  ein  Ausfluss  des  Grundeigen- 
thums; die  Selbstausübung  der  Jagd  ist  aber  polizeilich  beschränkt 
Sie  findet  durch  den  Eigenthümer  nur  in  zwei  Fällen  statt: 

a)  wenn  der  Grundkomplex  200  Joch  (115  Hektar)  als  geschlossenes 
Jagdgebiet  ausmacht.4)  Ein  Grundkomplex  ist  als  zusammenhängend 
anzusehen,  wenn  die  einzelnen  Grundstücke  desselben  derart  gelegen 
sind,  dass  man  von  einem  zum  anderen  gelangen  kann,  ohne  einen 

*)  Vgl.  §§  52—58  F.  G. 

*)  J.  J.  Schopf,   Die  Jagdverfassung,  das  Jagdrecht  und  die  Jagd- 
polizei 4.  Aufl.  1858.    Manzsche  Gesetzausgabe  VIII.  Bd. 

3)  §§  2  und  3  des  Jagdgebietes. 

4)  §  2  bohm.  J.  G.  und  §  5  J.  P.  7.  März  1849. 
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fremden  Grandbesitz  zn  überschreiten.  Wege,  Strassen,  Eisenbahnen, 
Bäche  and  Flusse,  welche  diesen  Grundkomplex  durchziehen,  bilden 
keine  Unterbrechung  desselben.  Auch  Inseln  sind  als  mit  dem  nach- 
barlichen Boden  zusammenhängend  zu  behandeln.  Dagegen  kann  von 
einem  zusammenhängenden  Grandkomplex  nicht  gesprochen  werden, 
wenn  die  durch  anderen,  dazwischen  liegenden  fremden  Grandbesitz 
getrennten  Grandstücke  durch  öffentliche  Wege  und  Gewässer  mit  ein- 
ander in  Verbindung  stehen.  *)  Es  kommt  nicht  darauf  an,  ob  die  zu- 
sammenhängenden Grandstücke  einen  oder  mehrere  Grandbuchskürper 
ausmachen.2) 

b)  Nach  gemeinem  Jagdrecht  bleibt  die  Jagd  in  geschlossenen 
Thiergärten,  nach  dem  böhmischen  Jagdgesetz  überhaupt  in  vollständig 
durch  Mauern  oder  Zäune  eingeschlossenen  Grandstücken  dem  Eigen- 
tümer vorbehalten. 

Tritt  die  eine  oder  die  andere  dieser  beiden  Voraussetzungen  nicht 
ein,  so  gehört  nach  gemeinem  Becht  die  Ausübung  der  Jagd  auf  allen 
innerhalb  einer  Gemeindemarkung  gelegenen  Grandstücken,  daher  auch 
auf  Seen3),  der  Ortsgemeinde.4)  In  Böhmen  dagegen  werden  Jagd- 
genossenBchaften  gebildet 

Erreicht  daselbst  das  Areale  der  Gesammtheit  des  Grundbesitzer 
einer  Ortschaft  nicht  das  Ausmass  von  115  Hectar,  so  wird  dasselbe 
dem  zunächst  angrenzenden  Jagdgebiete  zugewiesen. 

Enklaven  sind  mit  dem  Jagdgebiete  der  Gemeinde,  beziehungsweise 
der  Jagdgenossenach aft  zu  vereinigen.  Die  Grenzen  und  der  Umfang 
des  Jagdgebietes  der  Gemeinden  und  Jagdgenossenschaften  gegenüber 
dem  zur  Selbstausübung  der  Jagd  berechtigenden  Grundbesitze  sind 
selbstverständlich  keine  feststehenden;  sie  richten  sich  nach  dem  je- 
weiligen Umfange  des  betreffenden  Grundbesitzes. 

Das  Jagderträgniss  wird  bei  der  Gemeinde-  und  Genossenschaftsjagd 
auf  doppelte  Weise  erzielt;  die  Jagd  kann  entweder  durch  gehörig  ge- 
prüfte Sachverständige  in  eigener  Regie  ausgeübt  oder  verpachtet 
werden.  Die  Geschäftsruhrang  der  Gemeinden  und  der  Jagdgenossen- 
schaften unterliegt  der  Kontrolle  des  Bezirks-  und  Landesausschusses, 
daher  die  gegen  die  Bestimmungen  des  Jagdgesetzes  verstossenden 
Akte  der  Gemeinden  und  Genossenschaften  von  den  Selbstverwaltungs- 


')  V.  G.  19.  Juni  1880  Z.  1123. 

*)  M.  J.  25.  April  1867  Z.  6573.   Z.  f.  V.  1868  S.  55. 

3)  M.  E.  16.  Febr.  1875  Z.  15490.    Mayerhofer  m.  S.  461. 

4)  §  6  J.  P.  1849,  vgl.  Entscheidungen  bei  Mayerhofer  Ul.  S.  461. 
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körpern  höherer  Ordnung  über  Beschwerde  des  Verletzten  und  auch  von 
Amtswegen  abgeändert  und  behoben  werden  können.1) 

m.  Objekt  des  Jagdrechtes  sind  nur  die  jagdbaren  Thiere;  alle 
übrigen  sind  der  freien  Okkupation  durch  Jedermann  überlassen.  Die 
Jagdgesetze  enthalten  keine  Definition  der  jagdbaren  Thiere;  es  werden 
aber  gewohnheitsmässig  vierfässige  wilde  Thiere  und  wildes  Geflügel, 
insofern  beide  eine  ökonomische  Verwerthung  gestatten,  als  Objekt  der 
Jagd  angesehen.  Wölfe,  Bären  und  andere  Raub  thiere,  sowie  die  ausser- 
halb eines  Thiergartens  angetroffenen  Wildschweine  können  ron  Jeder- 
mann zu  allen  Jahreszeiten  erlegt  werden,  insofern  es  die  Verteidigung 
der  Person  und  des  Eigenthums  erheischt.2)  Das  Vogelstellen  ist  kein 
Bestandteil  des  Jagdrechtes.3) 

IV.  Das  Jagdrecht  giebt  die  Möglichkeit,  jagdbare  Thiere  in  den 
Jagdrevieren  zu  hegen,  zu  fangen  und  zu  erlegen. 

Es  darf  jedoch: 

a)  Schwarzwild  nur  in  geschlossenen,  gegen  Ausbruch  gut  ge- 
sicherten Thiergärten  gehalten  werden. 

b)  Das  Abfangen  des  Wildes  mittelst  Schlingen  und  Fallen  ist 
verboten.  (§  36  böhm.  J.  0.) 

c)  Die  landesübliche  Schonzeit  des  Wildes  ist  zu  beachten.4) 

d)  Wesentlichen  Beschränkungen  unterliegt  das  Fangen  und  Er- 
legen von  Vögeln  und  andern  der  Bodenkultur  nützlichen  Thierarten.5) 

*)  V.  H.  11.  Juli  1877  Z.  911  und  20.  Nov.  1877  Z.  2039. 

2)  §  38  böhm.  J.  G.  und  §  3  des  Jagdpatentes  vom  28.  Febr.  1876 
(Kropatschek  G.  S.  XI.  Bd.  S.  488.) 

3)  Vgl.  verneuerte  Landesordnung  für  Böhmen  (1627)  Q.  56;  M.  E. 
10.  Juni  1854  Z.  460. 

4)  Mayerhofer  III.  S.  487.  Gesetze  darüber:  Böhmen  J.  G. 
§§  32—35;  Bukowina  20.  Dez.  1874  L.  4;  Dalmatien  Vdg.  24. 
Jänner  1859  L.  6;  Galizien  30.  Jänner  1875  L.  16;  Kärnthen  27. 
Jänner  1878  L.  4;  Krain  20.  Dezember  1874  L.  6;  Küstenland 
(Istrien  8.  Februar  1879  L.  7;  Görz  15.  Juli  1879  L.  18);  Mähren 
31.  März  1873  L.  36;  Niederösterreich  19.  Februar  1873  L.  31; 
Oberösterreich  27.  Februar  1874  L.  7;  Schlesien  2.  Juli  1877  L. 
26;  Steiermark  8.  Juni  1876  L.  22;  Tirol  5.  März  1872  L.  19. 

5)  Mayerhofer  III.  524.  Vgl.  Böhmen  30.  April  1870  L.  39. 
Bukowina  30.  April  1870  L.  23.  Dalmatien  10.  Dezember  1874 
L.  5.  Galizien  21.  Dezember  1874  L.  10.  Görz-Gradiska  30. 
April  1870  L.  37.  Kärnthen  30.  November  1870  L  54.  Krain  17. 
Juni  1870  L.  30.  Mähren  30.  April  1870  L.  36.  Niederöster- 
reich 10.  Dezember  1868  L.  5.  Oberösterreich  30.  April  1870  L. 
34.  Schlesien  30.  April  1870  L.  34.  Steiermark  10.  Dez.  1868 
L.  6.  Tirol  10.  April  1870  L.  37.  Vorarlberg  30.  April  1870 
L.  39. 
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e)  Auf  angebauten  Grundstücken  von  was  immer  für  einer  Kultur- 
art und  vor  geendeter  Weinlese  in  Weingärten  ist  das  Jagen  und  Auf- 
suchen des  Wildes  verboten.1) 

In  Böhmen  darf  (§  33  J.  G.),  so  lange  die  Frucht  auf  dem  Felde 
nicht  geerntet  ist,  mit  Ausnahme  von  Erdäpfel-,  Rüben-  und  Kraut- 
feldern, ohne  Erlaubniss  des  Eigentümers  weder  gejagt,  noch  ein  Jagd- 
hund eingelassen  werden. 

fj  Jeder  Grundeigenthümer  ist  befugt,  seine  Gründe,  sie  mögen 
innerhalb  oder  ausserhalb  der  Waldungen  und  Auen  liegen,  sowie  auch 
diese  Waldungen  selbst,  mit  Planken  und  Zäunen  von  was  immer  für 
einer  Höhe,  oder  mit  aufgeworfenen  Gräben  gegen  das  Eindringen  des 
Wildes  zu  verwahren  und  das  Wild  von  seinen  Feldern,  Wiesen  und 
Weingärten  zu  vertreiben.2) 

g)  Die  sog.  Jagdfolge,  d.  h.  das  Recht,  das  angeschossene  Thier 
auf  fremdes  Jagdgebiet  zu  verfolgen,  findet  nicht  statt. 

h)  Den  Grundeigentümern  bleibt  das  Recht  auf  Ersatz  der  Wild- 
und  Jagdschäden  gewahrt.  Ueber  Ersatzansprüche  entscheidet  nach 
gemeinem  Jagdrecht  die  politische  Bezirksbehörde;3)  in  Böhmen  entr 
scheidet  ein  Schiedsgericht,  dessen  Obmann  vom  Bezirksausschuss,  und 
dessen  vier  Mitglieder  von  beiden  Streittheilen  je  zur  Hälfte  ernannt 
werden,  auf  Grund  des  kommissionellen  Sachbefundes.4)  Auch  für  die 
in  Wäldern  vorgefallenen  Wildschäden  und  für  den  durch  Streifwild 
angerichteten  Schaden  ist  zu  haften.5)  Die  Ersatzpflicht  trifft  nach 
gemeinem  Jagdrecht  sowohl  für  Wild-  als  für  Jagdschäden  die  zur 
Zeit  ihres  Eintrittes  zur  Ausübung  der  Jagd  berechtigten  Personen6); 
nach  dem  böhmischen  Jagdgesetze  trifft  der  Ersatz  der  Wildschäden 
die  Jagdgenossenschaft,  der  von  Jagdschäden  den  Jagdherrn  (§  45 
und  24  J.  G.). 

V.  Zur  persönlichen  Ausübung  der  Jagd  ist  berechtigt: 
a)  der  Jagdherr  (Grundeigenthümer  oder  Pächter); 

!)  Vgl.  §  4  J.  P.  1786.  Den  geschützten  Kulturen  hat  der  Erlass 
des  A.  M.  16.  Dezember  1878  Z.  11850  auch  Wiesen  bei  vollem  Gras- 
wuchse  vor  der  Mahd  beigezählt.  Vgl.  dagegen  V.  G.  H.  17.  Mai  1879 
Z.  934. 

2)  §  12  und  13  J.  P.,  §  39  böhm.  J.  G. 

3)  Vdg.  14.  Juli  1859  R.  128.  In  Steiermark  ist  das  Verfahren 
geregelt  durch  das  L.  G.  17.  September  1878  L.  10. 

4)  Böhm.  J.  G.  §  46.  Dieser  Schiedsspruch  kann  nach  den  allge- 
meinen Regeln  des  Civilprozesses  (§  273  a.  G.  0.)  als  nichtig  angefochten 
werden.    Vgl.  0.  G.  H.  18.  November  1878  Z.  10055. 

5)  V.  G.  H.  17.  Februar  1877  Z.  236  und  4.  Sept.  1877  Z.  1162. 
•)  §  11  J.  P.  1849,  V.  G.  H.  13.  November  1878  Z.  1782. 
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b)  das  im  Dienste  der  Jagdherren  oder  der  Jagdgemeinde  (Ge- 
nossenschaft) stehende  beeidete  Jagdpersonal.  *) 

Polizeilich  wird  gefordert  die  Fährung  eines  Waffenpasses  und  der 
Jagdkarte  (beim  Dienstpersonal  des  Certifikates). 

VI.  Jagdpolizeiübertretungen  gehören  zur  Kompetenz  der  poli- 
tischen Behörden.2) 

§  220. 

Die  Fischerei. 

I.  Dieselbe  besteht  in  der  Okkupation  der  im  Fischwasser  leben- 
den Thiero,  die  mit  Netzen,  Angeln,  in  Körben  oder  mit  der  Hand  ge- 
fangen werden  können.3) 

Man  unterscheidet  die  wilde  Fischerei  in  Strömen,  Flüssen» 
Bächen  und  sonstigen  Gewässern,  in  denen  sich  die  Fische  von  selbst 
besetzen,  nnd  die  zahme  Fischerei  in  Weihern,  Fischteichen  und  ge- 
schlossenen Gräben,  die  zu  gewissen  Zeiten  ausgefischt  und  wieder 
mit  Fischen  besetzt  werden. 

Die  Fischerei  gehört  zu  den  Nutzungen  des  Wassers;  das  Fische- 
reirecht gebührt  daher  in  Privatgewässern  dem  Eigenthümer,  in  öffent- 
lichen Gewässern  dem  Staate,  insoweit  nicht  in  ersteren  eine  Servitut, 
oder  in  letzteren  durch  Privile  gien,  Belehnung  oder  aus  andern  Gründen 
eine  Fischereigerechtigkeit  für  bestimmte  Flussstrecken  zu  Gunsten 
einzelner  physischer  oder  juristischer  Personen  (Klöster,  Gemeinden 
begründet  ist  Es  ist  daher  die  Frage,  ob  ein  derartiges  wohler- 
worbenes Fischereirecht  besteht,  Justizsache;  ebenso  auch  der  Schutz 
des  faktischen  Besitzes.4) 

Fischereirechte  der  ehemaligen  Grundherrschaften  wurden  durch 
die  Grundentlastung  nicht  aufgehoben;  nur  in  Böhmen,  Mähren  und 
Schlesien  wurde  mit  den  a.  h.  genehmigten  Durch  führ.- Verordn.  vom 
27.  Juni  1849  und  vom   11.  Juli  1849,  §  4,  die  Ablösung  der  auf 

')  Ueber  dessen  Qualifikation  (Unbescholtenheit,  Vertrauenswürdigkeit, 
Sachkenntniss)  vgl.  Mayerhof  er  III.  S.  478.  Die  politische  Behörde  ist 
berechtigt,  die  Bestellung  ungeeigneter  Jagdaufseher  zu  verhindern  (A.  M. 
19.  November  1873  Z.  12005  Z.  f.  V.  VII.  S.  3.) 

*)  Vgl.  §  42  böhm.  J.  G. 

3)  Bezüglich  des  Bibers  und  der  Fischotter  ist  es  fraglich,  ob  diesel- 
ben Gegensund  der  Jagd  oder  der  Fischerei  sind  (Tract.  de  juribus  incor- 
poralibus  tit.  10  §5).    Kropatschek,  Oesterr.  Staatsverfassung  VI.  Bd. 

S.  97. 

«)  A.  M.  10.  Märe  1873  Z.  12087.  Vgl.  auch  0.  G.  H.  10.  Dez. 
1861  Z.  8002  G.  U.  III.  S.  46. 
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(erweislich)  fremdem  Grund  und  Boden  ausgeübten  Fischereigerechtig- 
keiten ausgesprochen.  Später  erklärte  die  Min.-Verord.  vom  31.  Jän- 
ner 1852  Z.  460  näher,  dass  in  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien  Dem- 
jenigen, welcher  die  Befreiung  seines  Grund  und  Bodens  von  der  Last 
des  Fischereirechtes  behauptet,  der  Beweis  des  Eigenthums  am  Wasser- 
bette obliege;  dass  hingegen  für  die  übrigen  Länder  der  rechtliche 
Status  quo  des  Jahres  1847,  welcher  durch  die  Grundentlastung  nicht 
behoben  sei,  zu  verbleiben  habe.1) 

II.  Der  Fischereiberechtigte  kann  verlangen,  dass  Niemand  durch 
Netze,  Zäune,  Dämme  und  andere  Wehrungen  den  Gang  der  Fische 
hindere  oder  schädliche  Materien  in  das  Fischwasser  einführe. 

Wenn  Werkkanäle  trocken  gelegt  werden  sollen,  so  ist  der  Fische- 
reiberechtigte zuvor  zu  verständigen,  um  die  trocken  gelegten  Fische 
herausnehmen  zu  können.2)  In  diesen  Befugnissen  ist  der  Fischerei- 
berechtigte polizeilich  zu  schützen.  Dagegen  hat  derselbe  gegen  die 
Schiffbarmachung  eines  Flusses,  die  Errichtung  eines  Triebwerkes  oder 
einer  Bewässerungsanlage  kein  Einspruchsrecht  (§  39  L.  W.  G.). 

III.  Der  Fischereiberechtigte  ist  bei  der  Ausübung  der  Fischerei 
an  die  wirthschaftspolizeilichen  Anordnungen  gebunden,  welche  sich 
auf  die  Art  und  Weise  des  Fischens,  die  Grösse  der  Maschen  in  den 
Netzen,  die  Schonzeit  während  des  Laichens  beziehen. 

Hierüber  fehlt  es  jedoch  in  Oesterreich  an  genauen  Bestimmungen. 
Soweit  dieselben  im  Wege  der  Gesetzgebung  zu  erlassen  wären,  wür- 
den sie  in  die  Kompetenz  der  Landtage  fallen.3) 

IV.  Die  Seefischerei  ist  den  Küstenbewohnern  nur  auf  eine 
Seemeile  hinaus  abschliessend  vorbehalten,  weiter  hinaus  aber  Jeder- 
mann freigegeben  (Vdg.  29.  April  1824),  unterliegt  jedoch  gleichfalls 
polizeilichen  Bestimmungen. 

Die  Fischerbarken  müssen  mit  einem  Certificate  versehen  sein. 
Der  Fischfang  darf  nur  auf  eine  der  Fischbrut  unschädliche  Weise 
ausgeübt  werden.4) 


*)  Randa,  Wasserrecht  S.  14;  Mayerhofer  III.  554. 
*)  A.  M.  31.  Okt.  1878  Z.  6670.  ' 

3)  Vgl.  z.  B.  die  L.  G.  für  Vorarlberg  27.  Okt.  1880,  Ober- 
österreich und  Bukowina  7.  Nov.  1880. 

4)  Vgl.  Mayerhofer  III.  S.  556,  Stubenrauch  II.  534. 
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IX.  Der  Bergbau.1) 

§  221. 
Einleitung. 

I.  Die  im  Schosse  der  Erde  befindlichen  Mineralieu  sind  als  berg- 
freie oder  vorbehaltene  Mineralien  von  dem  Eigenthum  der  Grund- 
oberfläche unabhängig.  Zu  denselben  gehören  alle  Mineralien,  welche 
wegen  ihres  Gehaltes  an  Metallen,  Schwefel,  Alaun,  Vitriol  und  Koch- 
salz benützbar  sind,2)  ferner  die  Cementwässer,  der  Graphit  und  die 
Erdharze,  endlich  alle  Arten  von  Schwarz-  und  Braunkohle. 

Sie  sind  entweder  ein  Gegenstand  eines  Staatsmonopols  (Salz), 
oder  sie  werden  denjenigen  Personen  zur  Okkupation  überlassen,  denen 
diese  Befugniss  durch  eine  Verfügung  des  Staates  gewährt  wor- 
den ist.3) 

II.  Der  Bergbau  ist  ein  besonderer  Zweig  volkswirthschaftlicher 
Unternehmungen. 

Ein  Bergwerk  ist  ein  Komplex  von  Zurüstungen,  welche  die  Ge- 
winnung und  Aufbereitung  vorbehaltener  Mineralien  zum  Gegenstande 
haben. 

Das  sog.  Bergwerkseigenthum  selbst  ist  eine  Summe  verschieden- 
artiger, dem  gemeinsamen  Zwecke  der  bergmännischen  Produktion  die- 
nender Berechtigungen. 


')  Das  gegenwärtig  geltende  Berggesetz  23.  Mai  1854  mit  Vollzugs- 
Vorschrift  25.  September  1854  derogirt  allen  älteren  partikularen  Bergord- 
nungen als:  a)  der  Ferdinand 'sehen  Bergordnung  vom  1.  Mai  1553 
für  Nieder-  und  Innerösterreich;  b)  der  in  Salzburg  geltenden 
bayr.  B.  0.  6.  Mai  1784;  c)  der  in  Galizien  geltenden  Maximilianschen 
B.  0.  16.  Februar  1575:  d)  der  Joachimsthaler  B.  0.  1518  und  dem 
Maximilianschen  Bergwerksvergleiche  1575  in  den  Ländern  der  böh- 
mischen Krone. 

Literatur:  Otto  Freiherr  von  Hin  gen  an,  Handbuch  der  Bergrechts- 
kunde 1858.  Franz  Schneider,  Lehrbuch  des  Bergrechts  3.  Aufl.  1870. 
Derselbe:  Die  Berggerichtsbarkeit,  1872. 

2)  Den  Massstab  zur  Beurtheilung  dieser  Benützbarkeit  bildet  die  Er- 
fahrung der  Hüttenkunde.  Benutzbar  sind  die  Mineralien  nur  dann,  wenn 
sie  die  vorausgesetzten  Bestandteile  zu  Verkehrszwecken  darstellen  lassen. 

3)  Steinbrüche  aller  Art,  als:  Kalk,  Marmor,  Bau-  und  andere  Stein- 
gattungen, Thon,  ferner  alle  nicht  metallischen  Färb-  und  Erdarten,  sowie 
der  Torf  gehören  dem  Grundeigenthümer.  Ebenso  die  Edelsteine.  (Schnei- 
der Bergrecht  §  37.) 
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Der  Kern  dieses  Rechtes  bildet  ein  privilegirtes  Oklnipationsrecht, 
vermöge  dessen  der  Bergwerkseigen thümer  die  ausschliessliche  Berech- 
tigung zur  Aneignung  der  in  einem  gewissen  Territorium  befindlichen 
Produkte  hat.  Damit  verbinden  sich  dingliche  Kechte  an  fremdem 
Gmndeigenthum  und  das  Eigenthumsrecht  an  den  dem  Bergbaubetriebe 
gewidmeten  Grundstücken,  Taggebäuden,  Werkstätten  und  Anlagen. 

III.  Die  Bergbauberechtigungen  zerfallen  in  zwei  Kategorien.  Die 
durch  Verleihung  begründeten  Bergbauberechtigungen  betreffen  das 
Okkupationsrecht  in  einem  begrenzten  Bergwerksfelde  (Gruben-  oder 
Tagwerk).    Gegenstand  einer  Koncession  dagegen  sind: 

a)  Die  Hilfsbaue.  Darunter  versteht  man  Schächte  und  Stollen, 
die  ausserhalb  des  verliehenen  Feldes  zum  vortheilhafkern  Betriebe  des- 
selben entweder  von  dem  Bergwerksbesitzer  selbst  zu  seinem  eigenen 
Werke,  oder  von  einem  fremden  Unternehmer  oder  von  mehreren  hilfs- 
bedürftigen Grundbesitzern  gemeinschaftlich  angelegt  werden. 

b)  Die  Revierstollen.  Dieselben  sind  Bergbauunternehmungen, 
durch  welche  ein  ganzes  Bergrevier,  d.  i.  ein  Komplex  von  Berg- 
werken, welche  durch  ihre  Ortslage  und  durch  gleiche  Besitz-,  Betriebs- 
und andere  Verhältnisse  in  einer  natürlichen  Verbindung  stehen,  mit 
Stollen  aufgeschlossen,  oder  die  mineralischen  Lagerstätten  in  tieferen 
Horizonten  eröffnet  und  ihr  Abbau  erleichtert  werden  soll. 

§  222. 

Die  Entstehung  der  Bergbanbercchtigung. 

I.  Vorbereitet  wird  die  Entstehung  der  ßergbauberechtigung,  wenn 
nicht  gerade  ein  zufalliger  Fund  geschah,  durch  sogenannte  Schürfar- 
beiten. Darunter  versteht  man  das  Aufsuchen  und  Aufschliessen  ver- 
leihbarer Mineralien  in  ihren  Lagerstätten.  Das  Schürfen  fasst  zwei 
Stadien  in  sich  : 

a)  die  allgemeine  geognostische  Untersuchung  eines  grösseren  Ge- 
bietes und 

b)  das  Aufschliessen  eines  hoffnungsvollen  Punktes  durch  berg- 
männische Arbeiten,  als  Schürfstollen,  Schurfschächte,  Bohrlöcher. 

Nach  beiden  Richtungen  ist  das  Schürfen  an  eine  Licenz  der 
Bergbehörde  gebunden,  die  auch  der  auf  seinem  eigenen  Grunde  schür- 
fende Eigenthümer  einholen  muss.  Diose  Licenz  ist  jedoch  ihrer 
rechtlichen  ^Natur  nach  ein  blosses  Zeugniss,  dass  den  Schürfarbeiten 
weder  objektive  noch  subjektive  Hindemisse  entgegenstehen. 

Sie  muss  daher  ertheilt  werden,  wenn  sich 

a)    die    Schurfarbeit   nicht   auf  vom   Schürfen  ausg^nommene 
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Grandstücke  (Strassen,  Eisenbahnen,  Friedhofe,  Festangswerke,  Grund- 
stücke an  Reichs-  and  Landesgrenzen,  Wohngebäude  and  eingeschlos- 
sene Hofräume)  erstrecken  soll,  und 

b)  wenn  der  Schürfer  nicht  nach  seinen  persönlichen  Verhältnis- 
sen entweder  vom  Erwerbe  des  Bergwerkseigenthums  überhaupt  oder 
wenigstens  in  dem  betreffenden  Bezirke  ausgeschlossen  ist1) 

Die  Schürf] icenz  wird  über  ein  eigenhändig  unterfertigtes  Gesuch 
des  Schürfers  vom  Revierbergamte  auf  die  Dauer  eines  Jahres  für  ein 
bestimmtes  Schurfgebiet  ertheilt,  welches  entweder  einzelne  Grundpar- 
cellen  oder  ausgedehnte  Flächen  mit  genauer  Angabe  der  Begrenzung, 
oder  endlich  unter  bestimmten  Benennungen  und  Grenzen  allgemein 
bekannte  Flächen,  Thäler  und  Bergabhänge  umfassen  kann.2)  Es 
können  jedoch  Schurflicenzen  bei  nachgewiesener  ordnungsmässiger 
Fortsetzung  der  Schürfarbeiten  von  der  Bergbehörde  von  Jahr  zu  Jahr 
verlängert  werden. 

Die  Licenz  giebt  dem  Schürfer  das  Recht,  eine  Lagerstätte  mit- 
telst Schurfbaues  so  lange  aufzuschliessen ,  bis  die  Abbauwürdigkeit 
des  Minerals  konstatirt  ist  Dagegen  giebt  die  Schürf  licenz  kein  aus- 
schliessliches Recht  zum  Schürfen  in  dem  bezeichneten  Schürf  gebiete ; 
es  können  in  demselben  Gebiete  mehrere  Personen  gleichzeitig 
schürfen.3)  Ein  ausschliessliches  Recht  zum  Schürfen  wird  durch  An- 
meldung eines  Freischur fes  und  Aufstellung  eines  Schurfzeichens 
erworben.  Das  Schurfzeichen  bildet  den  Mittelpunkt  des  Freischurf- 
gebietes,  eines  horizontalen  Kreises,  dessen  Halbmesser  425  Meter  beträgt. 

II.  Die  Bergbauberechtigung  wird  begründet  durch  eine  Verfügung 
der  Bergbehörde  (Verleihung)  über  ein  gehörig  verfasstes  Gesuch 
(§  51  B.  G.),  dem  eine  Schaustufe  als  Wahneichen  des  gemachten 
Aufschlusses  beigelegt  sein  muss.  Gerichtet  kann  das  Gesuch  sein 
entweder  auf  die  Verleihung  eines  oder  mehrerer  Grubenmasse 
(Grubenfeld)  oder  eines  Tagmasses.  Das  Grubenmass  ist  ein  in  die 
horizontale  Lage  des  Aufschlagspunktes  gelegtes  Rechteck  im  Flächen- 
masse von  45116  Qu.-Meter,  dessen  kürzere  Seite  nicht  weniger  als  106 
Meter  betragen  darf.  Bei  Steinkohlen  werden  regelmässig  zwei  mit 
der  längsten  Seite  an  einander  liegende  Grubenmasse  (Doppelmasse) 
verliehen. 

Das  früher  eingelegte  Gesuch  (die  frühere  Muthung)  giebt  die  Pri- 
orität und  daher  auch  das  Vorrecht  in  der  Wahl  des  Grubenfeldes* 


»)  §  17,  18,  B.  G.,  dann  §  7  und  8  daselbst. 
*)  §§  16  und  17  B.  G. 
3)  §  21  B.  G. 
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Verschiedene  Bewerber  um  das  nämliche  Grabenfeld,  deren  Gesuche  an 
einem  und  demselben  Tage  an  die  Bergbehörde  einlangen,  erhalten 
dasselbe,  wenn  sie  sich  über  die  Theilung  nicht  einigen  können,  ge- 
meinschaftlich. 

Der  Verleihung  geht  voraus  die  Freifahrung,  welche 

a)  den  Bestand  des  angegebenen  Mineralaufschlusses  und  seine 
Abbauwfirdigkeit  ausser  Zweifel  setzen,  und 

b)  untersuchen  soll,  ob  und  mit  welchen  Abänderungen  das  begehrte 
Feld,  ohne  früher  erworbene  Bechte  zu  verletzen,  eingeräumt  werden 
könne,  üeber  die  Freifahrungsverhandlung  ist  von  dem  Abgeord- 
neten der  Bergbehörde  ein  Protokoll  aufzunehmen,  dem  die  bestätigte 
oder  berichtigte  Lagerkarte  beizulegen  ist  Hierauf  hat  die  Bergbe- 
hörde unter  Verständigung  aller  Betheiligten  zu  entscheiden,  ob  die 
begehrte  Verleihung  zulässig  sei  und  in  bejahendem  Falle  nach  Rechts- 
kraft dieser  Entscheidung  dem  Bewerber  dio  Verleihungsurkunde  auszu- 
fertigen. Dieser  hat  sodann  binnen  Jahresfrist  unter  Zuziehung  aller 
angrenzenden  Bergwerksbesitzer,  Schurfunternehmer  und  betheiligten 
Grundbesitzer  die  Vermessung  (Verlochsteinung)  des  Grubenfeldes  vor- 
nehmen zu  lassen.1) 

Eine  Ausnahme  von  der  gesetzlichen  Norm,  dass  eine  Verleihung 
nicht  unter  einem  regelmässigen  Grubenmasse  stattfinden  dürfe,  macht 
die  Ueberschar  (superfluitas),  d.  h.  ein  von  verliehenen  Gruben- 
massen derartig  eingeschlossener  Gebirgstheil,  dass  ein  ganzes  oder 
ein  regelmässiges  Grubenmass  in  denselben  nicht  gelegt  werden  kann. 
Dieselbe  ist  den  sich  meldenden  angrenzenden  Grubenbesitzern  ge- 
meinschaftlich zu  verleihen.  In  diesem  Falle  ist  über  die  Verleihung 
nur  Eine  Urkunde  mit  Bestimmung  der  ideellen  Antheile  auszufertigen. 

Haben  sich  dagegen  die  betheiligten  Angrenzer  über  die  Zer- 
stückung der  Ueberschar  geeinigt,  so  hat  die  Behörde  jedem  eine  be- 
sondere Verleihungsurkunde  mit  Bezeichnung  des  zugewiesenen  Stückes 
auszufertigen. 

Auf  vorbehaltene  Mineralien,  welche  in  Seifen  (Schuttland), 
Bänken,  Flussbetten,  in  Taggerölle  oder  aufgeschwemm- 
tem Gebirge,  oder  in  alten  verlassenen,  nicht  innerhalb  eines  bereits 
verliehenen  Feldes  liegenden  Halden  vorkommen,  findet  die  Verleihung 
von  Tagmassen  statt 

Gesuche  um  Tagmassverleihung  müssen  schriftlich  bei  der 
Bergbehörde  überreicht  werden.  Üeber  das  Gesuch  wird  ein  Augen- 
schein unter  Beiziehung  aller  angrenzenden  Besitzer  von  Tag-  und 


')  Vgl.  darüber  Schneider  §  112  ff. 
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Grctbenmasseri,  sowie  der  Grundeigenthümer  angeordnet,  um  das  Vor- 
kommen von  ohne  Beeinträchtigung  bereits  erworbener  Rechte  verleih- 
baren Mineralien  festzustellen. 

Zeigt  sich  kein  Anstand,  so  wird  die  Verleihungsurkunde  ausge- 
fertigt. 

Ein  Tagmass  ist  bis  zu  dem  Flächenmass  von  1 15000  Qu.-Meter 
verleihbar.  Grösse  und  Form  richtet  sich  nach  dem  Bedürfnisse.  Das 
Tagmass  gestattet  die  Okkupation  der  Mineralien  jedoch  nur  bis  zu 
dem  anstehenden  festen  Gestein. 

§  22:1 

Der  Bergbaubetrieb. 

I.  Die  Bergbauberechtigung  umfasst: 

1.  Das  Okkupationsrecht  der  vorbehaltenen  im  Bergwerksfeld 
gefundenen  Mineralien. 

2.  Die  durch  den  Bergwerksbetrieb  gewonnenen  nicht  vorbehaltenen 
Mineralien  darf  sich  der  Bergwerksbesitzer  nur  insofern  ohne  Entschä- 
digung zueignen,  als  er  dieselben  zu  seinem  Bergwerksbetriebe  bedarf. 
In  allen  andern  Fällen  muss  er  dieselben  dem  Grundeigenthümer  auf 
dessen  Verlangen  gegen  Ersatz  der  Gewinnungs-  und  Förderungskosten 
uberlassen. 

3.  Jeder  Grundeigenthümer  ist  verpflichtet,  die  zum  Bergbaubetriebe 
nöthigen  Grundstücke  dem  Bergbauuuternehmer  gegen  angemessene 
Schadloshaltnng  zur  Benützung  zu  überlassen  (§  98  B.  G.).  Ueber  die 
Notwendigkeit,  den  Umfang  und  die  Dauer  der  Grundüberlassung  er- 
stattet die  Bergbehörde  ihre  Aeusserung  an  die  politische  Bezirksbe- 
hörde, welche  das  Expropriationserkenntniss  fällt  und  auf  Grund  des 
Befundes  der  Sachverständigen  zugleich  die  Art  und  Grösse  der  Ent- 
schädigung vorläufig  bestimmt. 

4.  In  analoger  Weise  hat  der  Bergbauuntemehmer  auch  Anspruch 
auf  die  zum  Bergbaubetriebe  noth wendigen  Taggewässer. 

5.  Der  Bergbanunternehmer  hat  das  Recht  zur  Errichtung  aller 
zum  Bergbaubetriebe  nöthigen  Anlagen,  als: 

a)  der  Stollen,  Schächte,  Gruben-  und  Tagbaue  innerhalb 
seines  Feldes  zum  weitem  Aufschlüsse  der  Minerallagerstätten  und 
zum  Abbaue  der  Mineralien; 

b)  der  Vorrichtungen  zur  Gewinnung  und  Förderung  der  Mineralien; 

c)  der  Anlagen  zur  Aufbereitung  der  Mineralien,  als:  Schmelz- 
öfen, Amalgamirwerkc,  Quickmühlen,  Erzröste  oder  Brennhütten,  Koaks- 
öfen,  Extraktionswerke,  Laugwerke,  KrystaU»sationswerke,  Bergschmieden. 
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Nach  dem  geltenden  Rechte,  im  Gegensatz  zu  den  früheren  Bestim- 
mungen, ist  das  Recht  der  Aufbereitung  in  der  Bergbauberechtigung 
enthalten,  ohne  dass  es  hiezu  einer  eigenen  Koncession  bedarf.  Diese 
Aufbereitungsstätten  bilden  ein  Zugehör  der  Grube,  in  deren  Dienst  sie 
stehen.  Es  ist  jedoch  dieses  Aufbereitungsrecht  als  Ausfluss  der 
Bergbauberechtigung  auf  die  Darstellung  der  Rohstoffe  aus  den  in  den 
eigenen  Gruben  gewonnenen  Bergwerksprodukten  beschränkt 

d)  Der  Unternehmer  kann  zum  Betriebe  seiner  Werkanlagen 
Teiche,  Wasserwehren  und  Wasserleitungen  herstellen; 

e)  er  kann  Wege,  Stege,  Brucken  und  Eisenbahnen,  sowie  zum 
Abstürzen  der  gewonnenen  Mineralien  Haldeplätze  anlegen. 

f)  Der  Unternehmer  kann  zum  Schutze  des  Bergbaus,  der  Maschinen, 
Materialien  und  Erzeugnisse,  und  zur  Unterkunft  der  Arbeiter,  Aufseher 
und  Werkarbeiter  Gebäude  auffahren,  und 

g)  in  seinen  Werkstätten  die  zum  Bergwerksbedarfe  erforderlichen 
Handwerke  durch  eigene  Arbeiter  betreiben. 

Streitigkeiten  über  den  Umfang  und  die  Ausübung  der  Befugnisse 
entscheidet  im  Einvernehmen  mit  den  betheiligten  Behörden  die  Berg- 
behörde. 

•  §  224. 
Die  Bergbaupolizei. 

I.  Die  Bergbaupolizei  umfasst: 

1)  Die  Einwirkung  des  Staates  auf  den  Wirthschaftsbetrieb, 
indem 

a)  Freischürfe  und  Grubenfelder  durch  Verrichtung  der  quantitativ 
und  qualitativ  vorgezeichneten  Arbeit  in  fortwährendem  Betriebe  erhalten 
werden  müssen,1)  und  indem, 

b)  gleichfalls  im  national-ökonomischen  Interesse,  durch  Verfugung 
der  Bergbehörde  Dienstbarkeiten  an  dem  Bau  der  Nachbargewerko, 
unter  provisorischer  administrativer  Festsetzung  des  Entgeltes,  begründet 
werden  können;1) 

2)  die  besondere  Unfallspolizei,  theils  zum  Schutze  der 
Grubenarbeiter,  theils  zur  Abwehr  allgemeiner  Gefahren  für  Person 
und  Eigenthum3),  theils  endlich  zum  Schutze  gegen  gemeinschädliche 
Einwirkungen  des  Bergbaus;4) 

*)  §  170  litt  b;  §  174  ff.  B.  G.  Die  Nichtbeachtung  dieser  Pflicht 
wird  durch  Exekutivstrafen  erzwungen  und  zieht  eventuell  den  Verlust  der 
Bergbauberechtigung  nach  sich. 

*)  §  191  ff.  B.  G. 

3)  §  171  B.  G. 
«)  §  222  B.  G. 

Ulbrioh,  Oesterreich.  Staatsrecht. 
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3)  die  Ordnungs-  und  Hilfspolizei  gegenüber  den  Berg- 
arbeitern. l) 

HL  Formell  umfasst  die  Bergpolizei 

a)  das  Oberaufsichtsrecht  der  Bergbehörden.  Diesem  Oberaufsichts- 
recht entspricht  die  Pflicht  der  Grubenbesitzer  zur  Anlegung  von  Gruben- 
karten (§  185  B.  G.)  und  zur  Lieferung  statistischer  Nachweise  (§  186 
B.  G.),  sowie  zur  Duldung  der  Grubenbefahrung  durch  die  Abgeord- 
neten der  Bergbehörde  (§  221  B.  G.); 

b)  das  Recht  der  Bergbehörden  zum  Erlasse  von  Verordnungen 
und  von  Verfügungen,  deren  Befolgung  durch  administrative  Exekution 
erzwungen  wird. 

§  225. 

Verlust  der  Bergbau  her  echtigung. 

I.  Der  Verlust  der  Bergbauberechtigung  (Erlöschung)  ist  ent- 
weder die  Folge  eines  freien  Willensentschluases  des  Berechtigten  (Zu- 
rücklegung oder  Auflas sung),  oder  derselbe  tritt  gegen  seinen 
Willen  ein  (Entziehung). 

II.  Schurfber echtigu ngen  erlöschen: 

a)  durch  Zurücklegung  d.  h.  durch  die  bei  der  Bergbehörde 
abgegebene  Erklärung,  die  Schurfarbeit  nicht  weiter  fortsetzen  zu  wollen; 

b)  durch  Auflassung  d.h.  durch  konkludente  Handlungen,  z.  B. 
Verstürzung  des  Schurfschachtes; 

c)  durch  Ablauf  der  Zeit,  ohne  dass  eine  Schurfverlängerung 
erwirkt  wurde  (§  251  B.  G.); 

d)  durch  Entziehung: 

«)  wegen  verabsäumter  Sicherheitsvorkehrungen  (§  240  B.  G.); 
wegen  unterlassener  Arbeitsnachweisung  bei  Freischürfen  (§241 

B.  G.); 

y)  wegen  Nichtleistung  der  vorgeschriebenen  Arbeit  bei  letztern 
(§  242  B.  G.). 

III.  Gruben-  und  Tagmaasse  erlöschen: 
a)  durch  Entziehung: 

«)  wegen  Unterlassung  von  Sicherheitsvorkehrungen  beim  Bergbau, 
wenn  zweimal  vorausgegangene  Geldstrafen  keine  Wirkung  erzielt  haben 
und  aus  dieser  Unterlassung  Gefahren  im  grössern  Umfange  entstanden 
sind  (§  240  und  244  Abs.  i.  B.  G.); 

ß)  wegen  Unterlassung  des  gehörigen  Betriebes  f§  174  und  175 
B.  G.)  und 


»)  IX  und  X  Hptst.  des  B.  G. 
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y)  wegen  unvollkommenen  Abbaues  der  Grube,  oder  wegen  eines 
Betriebes,  wodurch  der  weitere  Aufechluss  unnöthigerweise  erschwert 
oder  verhindert  wird  (§  244  B.  G.). 

Die  Entziehung  erfolgt  durch  ein  Erkenntniss  der  Behörde,  gegen 
welches  die  Beschwerde  binnen  30  Tagen  eingebracht  werden  kann. 
Nach  Rechtskraft  dieses  Erkenntnisses  ist  die  Schätzung  und  Feilbietung 
des  Bergwerkes  sammt  Zugehör  bei  dem  Berggerichte  zu  veranlassen. 
Meldet  sich  bei  der  Feilbietung  kein  Käufer,  oder  wird  als  Kaufechilling 
nicht  einmal  der  Werth  angeboten,  welchen  die  in  die  Schätzung  ein- 
bezogenen, über  Tage  gelegenen  Bestandteile  des  Werkes  und  dessen  Zu- 
gehör für  sich  allein  und  ohne  Verbindung  mit  der  Bergbauberechtigung 
besitzen,  so  hat  die  Bergbehörde  die  verliehenen  Gruben-  und  Tagmasse 
für  aufgelassen  und  die  Bergbauberechtigung  für  erloschen  zu  erklären. 

b)  Durch  freiwillige  Auflassung. 

Haften  keine  Hypothekarlasten  auf  dem  Objekte,  so  ist  die  An- 
nahme der  Freisagung  durch  Bescheid  auszusprechen  und  das  Objekt 
im  Bergbuche  zu  lößchen.  Sind  jedoch  Hypothekarlasten  eingetragen, 
so  können  die  Hypothekengläubiger  innerhalb  der  Präklusivfrist  von 
sechzig  Tagen  die  gerichtliche  Schätzung  und  Feilbietung  beantragen. 
Lassen  sie  diese  Frist  verstreichen,  oder  bleibt  die  Feilbietung  erfolg- 
los, so  ist  die  Bergbauberechtigung  gleichfalls  für  erloschen  zu  erklären. 

In  allen  Fällen  hat  der  Bergwerksbesitzer  vor  Löschung  des  Berg- 
werksbesitzes die  durch  Verfügung  der  Behörde  aufgetragenen,  zur  Öffent- 
lichen Sicherheit  notwendigen  Massregeln  auf  seine  Kosten  durchzu- 
führen. 

X.  Das  Gewerbewesen.1) 
A.  Die  Grewerbe Verfassung  überhaupt. 

§  226. 

a)  Personalgewerbe. 

I.  Gewerbe  nennen  wir  im  Allgemeinen  jene  Unternehmungen, 
welche  sich  mit  der  Verarbeitung  oder  Bearbeitung  der  zu  diesem 

*)  Gewerbe-Ordnung  20.  Dez.  1859.  R.  227.  (Manzsche  G.  S.  I.  Bd.) 

Aeltere  Literatur:  G.  Kopetz,  Oesterr.  Gewerbegesetzkunde  2.  Bd. 
1828  (Register  dazu  1836).  Barth-Barthenheim,  Oesterreichs  Gewerbe 
und  Handel  1845,  1846.  2.  Bände.  D.  Kopetzky,  System  der  pol. Gesetze 
Bohraens  1816  —  1825  V.  Bd.  Neuere  Literatur:  M.  v.  Stubenrauch, 
Handbuch  des  neuen  österr.  Gewerberechts  1860;  dessen  Verwaltungsgesetz- 
kunde 3.  Aufl.  H.  Bd.  S.  528  ff.  und  Mayerhof  er,  Handbuch  forden  politi- 
schen Verwaltungsdienst  4.  Aufl.  IH.  Bd.  S.  568. 


Digitized  by  Google 


564      Zweites  Buch.   Regierungerecht  des  Österreich.  Staatskörpers. 

Zwecke  angeschafften  oder  übernommenen  Rohstoffe,  mit  Güterumsatz 
oder  der  Leistung  gewisser  Gattungen  persönlicher  Dienste  befassen. 
Die  Gewerbeordnung  giebt  keine  Legaldefinition  des  Gewerbes;  sie  be- 
gnügt sich  (Art.  V.  des  Kundmachungspatentes)  eine  Reihe  von  Be- 
schäftigungen von  der  Anwendung  ihrer  Bestimmungen  auszunehmen.1) 
II.  Schon  ihrer  Natur  nach  fallen  nicht  unter  den  Begriff  des 
Gewerbes: 

1.  die  Urproduktion  (die  Land-  und  Forstwirtschaft  und  der 
Bergbau)  sowie  die  Weiterverarbeitung  der  in  diesen  Beschäftigungen 
selbstgewonnenen  Produkte  (in  den  landwirtschaftlichen  Nebenbeschäf- 
tigungen und  Hüttenwerken)  und  ihr  Verkauf.  Daher  ist  auch  der  in 
einzelnen  Landestheilen  durch  ältere  Einrichtungen  den  Besitzern  von 
Wein-  oder  Obstgärten  gestattete  Ausschank  der  eigenen  Erzeugnisse 
kein  Gewerbe.2) 

2.  Die  überhaupt  nicht  oder  wenigstens  nicht  direkt  mit  der  wirth- 
schaftlichen  Produktion  zusammenhängenden  Berufszweige: 

a)  der  Heilberuf  in  seinen  verschiedenen  Zweigen  mit  den  damit 
zusammenhängenden  Anstalten  und  Unternehmungen.3)  Ebenso  bildet 
die  an  staatliche  Approbation  gebundene  Ausübung  der  Thierheilkunde 
und  der  Viehschnitt  als  Hilfszweig  der  Landwirtschaft  kein  Gewerbe; 

b)  der  Rechtsberuf  (Advokaten  und  Notare); 

c)  der  Privatunterricht  und  die  Erziehungsanstalten; 

d)  die  literarische  Thätigkeit  und  die  Ausübung  der  schönen  Künste; 

e)  die  Unternehmungen  öffentlicher  Schausteilungen  und  Belusti- 
gungen. 

Diese  Berufszweige  und  Beschäftigungen  finden  theils  ihre  Ord- 
nung in  der  Sanitäts-,  Justiz-,  Unterrichts-  und  Polizeigesetzgebung, 
theils  sind  sie  grundsätzlich  freigegeben  und  der  staatlichen  Einwir- 
kung entzogen. 

3.  Jene  Beschäftigungen,  die  kraft  Staatsauftrages  amtliche  Punk- 


!)  Vgl.  übrigens  Art.  IV.  des  K.  P. :  „Die  in  diesem  Gesetze  ent- 
haltenen Bestimmungen  gelten,  mit  der  in  dem  nachfolgenden  Artikel  aus- 
gedrückten Beschränkung,  für  alle  gewerbemassig  betriebenen  Beschäftigun- 
gen, sie  mögen  die  Hervorbringung,  Bearbeitung  oder  Umstaltung  von  Ver- 
kehrsgegenständen, den  Betrieb  von  Handelsgeschäften,  oder  die  Verrich- 
tung von  Dienstleistungen  und  Arbeiten  zum  Gegenstande  haben."  Ge- 
werbemässiger  Ankauf  und  Verkauf  von  Realitäten  erscheint  daher  nicht 
als  Gewerbebetrieb  im  Sinne  der  Gewerbeordnung  (E.  M.  J.  5.  März  1877 
Z.  1446). 

2)  Art.  V.  K.  P.  lit.  a  und  b. 

3)  Aerzte,  Wundärzte,  Zahn-  und  Augenärzte,  Hebammen,  Geburts- 
helfer, Heilanstalten,  Apotheken  (K.#  P.  Art.  V.lit.  g.). 
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tionen  in  sich  fassen  und  daher  als  Hilfstätigkeit  der  Verwaltung  er- 
scheinen.  Hierher  gehören: 

a)  die  Handelsmäkler; 

b)  die  vom  Staate  autorisirten  Privattechniker,  nämlich:  Civilin- 
genieure  für  alle  Baufächer,  Architekten  für  Hochbau  und  Geometer, 
deren  in  gehöriger  Form  ausgefertigte  Beurkundungen,  Zeugnisse, 
Zeichnungen,  Berechnungen,  Gutachten  im  Administratiwerfahren  vollen 
Glauben  wirken;1) 

c)  die  Bergbauingenieure  als  Hilfeorgane  der  Bergbehörden.2) 

III.  An  und  für  sich  unter  den  Begriff  des  Gewerbes  fallend, 
sind  kraft  positiver  Anordnung  einzelne  Beschäftigungen  von  dem  all- 
gemeinen Begriffe  des  Gewerbes  ausgenommen,  weil  das  Mass  der  ihnen 
gegenüber  stattfindenden  Verwaltungsthätigkeit  von  der  allgemeinen 
Gewerbepolizei  abweicht.   Es  sind  keine  Gewerbe: 

1.  häusliche  Nebenbeschäftigungen; 

2.  die  Arbeiten  öffentlicher  Humanitats-,  Unterrichts-,  Straf-  und 
Korrektionsanstalten ; 

3.  die  Herausgabe  einer  periodischen  Druckschrift  und  das  Selbst- 
verlagsrecht der  Autoren; 

4.  der  Betrieb  von  Eisenbahnen,  Kredit-  und  Versicherungsan- 
stalten ; 

5.  der  Betrieb  von  Ueberfuhr-  und  Flossanstalten; 

6.  der  Hausirhandel,  d.  i.  der  im  Kleinen  von  Ort  zu  Ort  und 
von  Haus  zu  Haus  betriebene  Handel  ohne  bestimmten  Standort.3) 
Derselbe  ist  aus  wirthschaftspolizeilichen  und  fiskalischen  Motiven  an 
besondere  Beschrankungen  gebunden  und  steht  unter  verschärfter  Kon- 
trolle, daher  die  Vorschriften  der  Gewerbeordnung  auf  ihn  nicht  an- 
wendbar sind.  Die  Ausübung  des  Hausirhandels  ist  durch  das  Hausir- 
patent vom  4.  September  1852  B.  252  geregelt4)  Er  darf  nur  von 
unbescholtenen,  mindestens  30  Jahre  alten  Personen  auf  Grund  eines 
jahrlich  zu  erneuernden,  auf  ein  bestimmtes  Verwaltungsgebiet  be- 
schränkten Hausirpasses  und  nur  mit  solchen  Waaren  betrieben  werden, 


l)  Vgl.  Stubenrauch  U.  S.  610.  Vdg.  des  Sta&ts-M.  11.  Dez. 
1860  Z.  36413,  kundgemacht  in  den  Landesgesetzblättern. 

*)  §  15  Ges.  21.  Juli  1871  R.  77  und  Vgd.  23.  Mai  1872  R.  70. 

3)  Nicht  unter  diesen  Begriff  fällt  die  Beschäftigung  der  von  Ort  zu 
Ort  ziehenden  Händler.  Dieser  Betrieb  ist  ein  freies  Gewerbe  mit  zeit- 
weilig veränderter  Betriebsstätte  (M.  E.  11.  Juli  1876  Z.  494  Ztsch.  £ 
Verw.  1876  S.  161). 

«)  Stubenrauch  H.  S.  618.  F.  J.  Schaff  er,  Das  Hausirgesetz. 
3.  Aufl. 
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die  nicht  vom  Hausirhandel  ausgenommen  sind.  Die  Bewohner  einzel- 
ner Distrikte  geniessen  in  Berücksichtigung  der  bseonderen  ökonomi- 
schen Verhältnisse  Begünstigungen  in  Ansehung  des  Hausirhandels 
mit  gewissen  Waaren. 

S  227. 

b)  Die  Realgewerbe. 

Die  Entwickelung  des  Gewerberechtes  in  Oesterreich  stimmt  mit 
der  gemeinrechtlichen  überein.  Auch  hier  bildet  das  Zunft-  und  In- 
nungswesen die  Grundlage  der  geschichtlichen  Entwickelung  des  Ge- 
werbes. Zünftige  Manufakturgewerbe  durften  nur  auf  Grund  des  bei 
einer  Zunft  erworbenen  Meisterrechtes  selbstständig  ausgeübt  werden. 
Den  Gegensatz  zu  den  zünftigen  Gewerben  bildeten  die  unzünftigen 
Manufakturgewerbe,  welche  die  Jedermann  zum  Betriebe  freigegebenen, 
dann  die  koncessionirten  Gewerbe,  endlich  die  befugten  Fabriken  um- 
fassten.  Den  Gegensatz  zu  den  Manufakturgewerben  bildeten  die  Han- 
delsgewerbe im  technischen  Sinne,  die  man  in  freie  und  beschränkte 
Handelsgewerbe  unterschied.  Die  erstem  umfassten  die  Artikel  des 
täglichen  Gebrauches,  die  letztern  schieden  sich  in  Gross-  und  Klein- 
handel, Krämer-  und  Hausirhandel. 

Alle  diese  Gewerbsbefugnisse  waren  persönliche,  auf  die  Lebens- 
zeit des  Erwerbers  eingeschränkte  Rechte.  Diesen  Personalgewerben 
standen  die  Realgewerbe  gegenüber,  d.  h.  privilegienweise  verliehene 
Berechtigungen  zum  Gewerbebetrieb,  die  den  Charakter  wohlerworbener 
Rechte  haben  und  daher  ein  Objekt  von  Rechtsgeschäften  bilden  kön- 
nen. Die  Entstehung  dieser  Realgewerbe  lässt  sich  auf  Privilegien 
zurückfuhren,  die  vom  Landesherrn,  den  Grundobrigkeiten  oder  Stadt- 
magistraten verliehen  wurden.  Die  Verleihung  dieser  Gewerbsmonopole 
erfolgte  wieder  auf  doppelte  Weise.  Sie  wurden  einer  bestimmten  Per- 
son verliehen,  die  über  diese  monopolartigen  Berechtigungen  disponiren 
konnte  (verkäufliche  Gewerbe),  oder  sie  wurden  an  eine  Realität  ge- 
knüpft, so  dass  der  jeweilige  Besitzer  der  letztern  der  zum  Gewerbe- 
betrieb Berechtigte  war  (radicirte  Gewerbe). 

Ueber  die  verkäuflichen  Gewerbe  sollten  bei  den  Magistraten  der 
Städte  und  den  Dorfobrigkeiten  Vormerksprotokolle  geführt  werden,  in 
denen  die  mit  diesen  Gewerben  vorgenommenen  Rechtsgeschäfte  einzu- 
tragen waren.1) 

*)  Vgl.  Dominik  Kostetzky,  Pol.  Ges.  Böhmens.  5  Th.  S.  17. 
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Radicirte  Gewerbe  dagegen  sind  jene,  die  ausdrücklich  in  der 
Hausgewere  enthalten  sind,  mithin  einen  Bestandteil  dos  Hauses  und 
seines  Werthes  ausmachen  und  von  den  betreffenden  Liegenschaften 
nur  mit  Zustimmung  der  Landesstelle  und  der  Hypothekargläubiger 
getrennt  werden  können.1)  Neue  Realgewerbe  dürfen  gegenwärtig  nicht 
mehr  begründet  werden  (Art  VII.  K.  P.  zur  G.  0.);  die  bereits  be- 
stehenden bleiben  als  wohlerworbene  Rechte  bestehen.  Inwieweit  die 
Realeigenschaft  eines  Gewerbes  rechtlich  begründet  ist,  ist  aus  der 
früheren  partikular^  verschiedenen  Gesetzgebung  zu  entnehmen.  So 
wurden  z.  B.  in  Niederösterreich  bereits  durch  die  allerh.  Entschliessung 
vom  22.  April  1775  weitere  Radicirungen  verboten,  daher  daselbst  nur 
jene  Gewerbe  als  radicirt  anzusehen  sind,  die  entweder  vom  22.  April 
1775  zurück  bereits  durch  32  Jahre  in  der  Hausgowere  eingetragen 
waren,  oder  wenigstens  seit  dem  Rektifikationsjahr  1756  mit  dem  Aus- 
drucke „Haus  und  Gewerbe"  in  das  städtische  Gültbuch  einbezogen 
und  mit  einem  verhältnissmässig  höheren  Massstabe  versteuert  worden 
sind.2)  —  Als  verkäuflich  können  dagegen  daselbst  nur  jene  Gewerbe 
angesehen  werden,  die  schon  vor  dem  Normaljahr  1775  als  Gewerbe 
bestanden  haben  und  mit  obrigkeitlicher  Bewilligung  Objekt  von  Rechts- 
geschäften waren.3)  Aehnliche  Bestimmungen  galten  für  Steiermark, 
Tirol  und  Vorarlberg,  für  den  Inn-  und  Salzburger  Kreis. 

In  Böhmen  wurde  durch  das  Hofd.  v.  13.  Juni  1778  künftigen 
Gewerbsverkäufen  und  Radicirungen  ein  Ziel  gesetzt  Nach  der  Ver- 
ordnung vom  9.  Dezember  1824  4J  ist  in  jedem  einzelnen  konkreten 
Falle  zu  untersuchen,  ob  ein  Gewerbe  als  radicirt  anzusehen  und  ob  es 
in  der  Hausgewere  enthalten  ist  Der  Umstand,  dass  ein  Gewerbe  un- 
unterbrochen in  einem  Hause  betrieben  wurde,  oder  dass  ein  Haus  für 
den  Gewerbebetrieb  bestimmte  Vorrichtungen  und  Werkstätten  enthält, 
vermag  die  Realeigenschaft  eines  Gewerbes  noch  nicht  zu  begründen. 
Ebenso  wenig  ist  der  Umstand,  dass  das  Gewerbe  im  Grundbuche  ein- 
getragen ist,  an  und  für  sich  entscheidend,  da  oft  missbräuchlicher 
Weise  verkäufliche  Gewerbe  ins  Grundbuch  eingetragen  wurden. &) 

Die  Frage,  ob  einem  in  den  öffentlichen  Büchern  als  radicirt  ein  - 


1)  Hofd   20.  Febr.  1795  N.  219  J.  G.  S. 

2)  Vdg.  15.  Marz  1784  und  29.  Dez.  1796. 

3)  Hofd.  31.  März  1808. 

4)  Böhm.  P.  G.  S.  VII.  Bd.  S.  94. 

b)  Vgl.  übrigens  Entsch.  V.  G.  H.  29.  Dezember  1881  Z.  2201,  wo- 
nach der  Beweis  der  Realeigenschaft  eines  Gewerbes  nicht  gerade  durch 
Urkunde  hergestellt  werden  muss. 
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getragenen  Gewerbe  die  Realeigenschaft  wirklich  zukommt,  ist  ab- 
schliessend von  den  Gewerbebehörden  zu  beurtheilen  und  zu  entscheiden. 
Wenn  es  sich  um  die  Fällung  einer  solchen  Entscheidung  handelt,  hat 
die  Gewerbsbehörde  den  Eigenthümer  des  Gewerbes  zur  Beibringung 
der  Beweise  über  dessen  Realeigenschaft  mit  Bestimmung  einer  ange- 
messenen Frist  und  mit  dem  Bedeuten  aufzufordern,  dass  nach  Ablauf 
derselben  die  Entscheidung  gefallt  und  das  Gewerbe,  wenn  es  als 
radicirt  nicht  anerkannt  wird,  in  dem  öffentlichen  Buche  gelöscht  werden 
wird.  Zugleich  hat  die  Gewerbsbehörde  jenes  Gericht,  welchem  die 
Führung  des  betreffenden  öffentlichen  Buches  obliegt,  zu  ersuchen,  die- 
jenigen Personen,  welchen  auf  das  eingetragene  Gewerbe  ein  Hypo- 
thekarrecht  zusteht,  von  dem  an  den  Eigenthümer  ergangenen  Auftrage 
mit  dem  Beifügen  zu  verständigen,  dass  es  ihnen  freistehe,  entweder 
für  sich  allein  oder  gemeinschaftlich  mit  dem  Eigenthümer  binnen  der 
von  der  Gewerbsbehörde  bestimmten  Frist,  die  ihnen  etwa  zu  Gebot 
stehenden  Beweise  für  die  Realeigenschaft  des  Gewerbes  der  Gewerbs- 
behörde vorzulegen.  —  Das  Gericht  hat  diese  Verständigung  in  der  für 
Grundbuchsachen  vorgeschriebenen  Art  zu  bewerkstelligen,  unter  Einem 
aber  in  dem  öffentlichen  Buche  anmerken  zu  lassen,  dass  die  Verhand- 
lung wegen  Anerkennung  der  Realeigenschaft  des  Gewerbes  im  Zuge 
ist  Diese  Anmerkung  hat  die  Wirkung,  dass  später  eingetragene  Hypo- 
thekargläubiger  von  der  Verhandlung  ausgeschlossen  und  nicht  berech- 
tigt sind,  gegen  die  erfolgende  Entscheidung  eine  Einsprache  zu  er- 
heben. Der  Ausweis  über  die  gehörig  geschehene  Verständigung  der 
Hypothekar-Interessenten  ist  vor  Ablauf  der  Frist  der  Gewerbsbehörde 
zu  übermitteln,  welche  im  Falle  vorkommender  Hindernisse  die  Frist 
entsprechend  erweitern  wird.  —  Nach  Ablauf  der  Frist  prüft  die  Ge- 
werbsbehörde die  vorliegenden  Beweise,  und  erlässt  mit  Bücksicht  auf 
die  eingebrachten  Aeusserungen  nach  den  bestehenden  Vorschriften, 
und  zwar  ohne  Rücksicht  auf  den  allfälligen  Bestand  von  Hypothekar- 
forderungen, die  Entscheidung,  ob  dem  als  radicirt  eingetragenen  Ge- 
werbe die  Realeigenschaft  zukommt  oder  nicht  —  Wird  durch  die  Ent- 
scheidung das  eingetragene  Gewerbe  als  radicirt  anerkannt,  so  ist  sie 
sofort  dem  Gerichte  mitzutheilen ,  welches  dieselbe  von  Amtswegen  in 
das  Öffentliche  Buch  einzutragen  hat  Im  entgegengesetzten  Falle  ist 
die  Entscheidung  sowohl  gegen  den  Eigenthümer  des  Gewerbes,  als 
gegen  die  Hypothekar-Interessenten  zu  fällen  und  denselben  vorläufig 
unter  Freilassung  der  Berufung  an  die  höhere  Behörde  hinauszugeben. 
Aus  dem  Titel  des  Pfandrechts  allein  oder  wegen  Verringerung  oder 
Entgang  des  Pfandobjektes  kann  gegen  die  Entscheidung  keine  Ein- 
sprache erhoben  werden.   Nach  eingetretener  Rechtskraft  ist  über  An- 


■ 
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suchen  der  Gewerbsbehörde  das  Gewerbe  in  den  öffentlichen  Büchern 
zu  löschen.1) 

§  228. 

c)  Das  Propinationarecht. 

Ausser  den  verkäuflichen  und  radicirten  Gewerben  bestanden  in 
einzelnen  Ländern  nach  der  früheren  Landesverfassung  sog.  obrigkeit- 
liche Gewerberechte  (jura  dominicalia).  In  Böhmen  waren  die  Bier- 
brauerei und  die  Branntweinbrennerei,  der  Bier-,  Branntwein-  und  Wein- 
schank  solche  obrigkeitliche  Gewerberechte.  Die  Bierbrauerei  wurde 
daselbst  theils  von  dem  Adel  als  Dominikalrecht,  theils  von  den  Städten 
als  bürgerliche  Nahrung  getrieben.  Der  im  Jahre  1517  zu  Stande  ge- 
kommene Ski  Wenzelsvertrag  erhielt  beide  Theile  im  Besitze  ihrer  Ge- 
rechtsame. Innerhalb  der  Gutsherrschaften  konnte  das  Braurecht  auch 
unterthänigen  Orten  vermöge  alter  Privilegien,  des  Herkommens  oder 
obrigkeitlicher  Koncessionen  zustehen. 

Auch  die  Branntweinbrennerei  wurde  als  Dominikalrecht  aner- 
kannt2) 

In  den  Städten  wurde  das  Braurecht  von  den  Bürgern  in  einem 
gemeinschaftlichen  Brauhause  entweder  mittelst  Keihegebräues  oder  durch 
einen  aufgenommenen  Mälzer  oder  Bräuer  auf  gemeinschaftliche  Rech- 
nung ausgeübt.  Die  Braugenossenschaft  (brauberechtigte  Bürgerschaft) 
bildete  eine  Realgemeinde  innerhalb  der  Stadtgemeinde.  Die  Brannt- 
weinbrennerei war  gewöhnlich  den  Brauberechtigten  gestattet. 

In  Mähren  übten  die  Obrigkeiten  sowie  in  Böhmen  die  Bier- 
brauerei und  Branntweinbrennerei  vermöge  der  Landesverfassung  als  ein 
Dominikalrecht  aus,  während  auch  einzelne  städtische  Kommunen  ver- 
möge Privilegien  dieses  Recht  genossen.  An  diese  Berechtigungen 
knüpfte  sich  auch  das  Schankrecht 

In  Galizien  erstreckte  sich  das  Propinationsrecht  auf  die  Erzeu- 
gung und  den  Ausschank  von  Meth,  Bier  und  Branntwein.3) 

Die  Gewerbeordnung  (Art  VIIL)  hält  die  über  die  Propinations- 
rechte  bestehenden  Vorschriften  aufrecht,  deren  Aenderung  ein  Gegen- 
stand der  Landesgesetzgebung  ist4) 


l)  Vdg.  31.  Okt.  1856  R.  204. 

*)  Robot.  Pat.  28.  Juni  1680  (§  3),  22.  Febr.  1717  (§  6)  und  27. 
Jänner  1738  (§  34). 

s)  Vgl.  Kopetz,  Gewerbegesetzkunde.  L  S.  229  ff. 
4)  §  11  üt.  e  St.  G.  G.  21.  Dez.  1867  R.  141. 
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In  neuerer  Zeit  erfolgte  in  den  einzelnen  Ländern  im  Wege  der 
Landesgesetzgebnng  die  Aufhebung  der  Propi nationsrechte1)  gegen 
Entschädigung.  Für  diesen  Zweck  wird  ein  Propinationsfond  aus  den 
Abgaben  derjenigen  gebildet,  die  in  den  nächsten  zwanzig  Jahren  seit 
Wirksamkeit  dieser  Ablösungsgesetze  die  Erzeugung  von  Propinations- 
getränken  unternehmen.  Dieser  angesammelte  Fond  wird  dann  zur 
Entschädigung  der  Propinationsberechtigten  verwendet  werden. 

B.  Der  Gewerbebetrieb. 
§  229. 

Das  Recht  zum  Gewerbebetrieb. 

I.  Die  Gewerbeordnung  unterscheidet  die  Gewerbe  in  freie  und  in 
koncessionirte  Gewerbe.  Die  letzteren  bilden  die  Ausnahme  und  sind 
im  §  16  der  Gewerbeordnung  und  den  dazu  ergangenen  Nachtragsbe- 
stimmungen taxativ  aufgezählt. 

Das  Ministerium  des  Innern  ist  jedoch  ermächtigt,  im  Verordnungs- 
wege den  Kreis  der  koncessionirten  Gewerbe  allgemein  oder  örtlich  zu 
erweitern  oder  zu  verengern.2) 

Koncessionirte  Gewerbe  sind: 

a)  die  Pressgewerbe,  d.  i. 

«)  alle  Gewerbe,  welche  auf  mechanischem  oder  chemischem  Wege 
literarische  oder  artistische  Erzeugnisse  vervielfältigen  (Buch-,  Kupfer-, 
Stahl-,  Holz-  und  Steindruckerei),  oder 

ß)  sich  mit  dem  Handel  mit  derlei  Erzeugnissen  befassen  (Buch-, 
Kunst-  und  Musikalienhandlungen),  und 

Y)  die  Unternehmungen  von  Leihanstalten  für  derlei  Erzeugnisse 
und  von  Lesekabineten.3) 

b)  Die  Unternehmungen  periodischer  Personentransporte.  Durch 
das  Gesetz  vom  31.  März  1865  Nr.  25  B.  G.  Bl.  wurde  das  Regal  des 


1)  Mayerhof  er  III.  Bd.  S.  404.  Vgl.  Landesgesetz  für:  Böhmen 
30.  Sept.  1869  Z.  55;  Mähren  29.  April  1869  Z.  23  und  15.  April 
1870  Z.  43;  Schlesien  23.  Mai  1869  Z.  18;  Galizien  L.  G.  Bl.  1877  Z. 
115;  Bukowina  Ges.  7.  Juli  1876  und  3.  Februar  1879. 

2)  Vgl.  §  30  G.  0. 

8)  §  16,  Abs.  1  und  2  und  §  18  G.  0.  Die  Photographie  ist 
ein  freies  Gewerbe  (E.  St.  M.  27.  April  1864,  Z.  7653),  dagegen  ist  die 
Photolithographie  (H.  M.  9.  Febr.  1870,  Z.  1351)  und  das  Halten  von 
ä  la  minuta  Pressen  (3.  Juli  1875,  Z.  8583)  unter  die  koncessionirten 
Gewerbe  eingereiht. 
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Personentransportes  zu  Wasser  und  zu  Lande  aufgehoben;  es  richten 
sich  daher  Privatunternehmungen  periodischer  Personentransporte  auf 
Landstrassen,  auf  Binnengewässern  oder  auf  dem  Meere  nach  den  Ge- 
werbe- und  Seegesetzen. 

Periodische  Personentransport-Unternehmungen  auf  Landstrassen 
innerhalb  eines  politischen  Bezirkes  werden  durch  "die  Gewerbebehörde 
erster  Instanz,  im  Falle  der  Ausdehnung  über  mehrere  Bezirke  des 
Kronlandes  von  der  Gewerbsbehörde  der  zweiten  Instanz,  und  Unterneh- 
mungen, die  sich  auf  zwei  oder  mehrere  Kronländer  erstrecken  sollen, 
vom  Ministerium  des  Innern  koncessionirt.1) 

c)  Die  Gewerbe  derjenigen,  welche  an  öffentlichen  Orten  Per- 
sonentransportmittel zu  Jedermanns  Gebrauche  bereit  halten2)  oder  ihre 
Dienste  anbieten  (Platzdiener,  Lohnlakaien,  Dienstmann  Institute ). 

d)  Das  Schiffergewerbe. 

e)  Die  Baugewerbe  (Baumeister,  Maurer,  Steinmetzen,  Zimmer- 
leute).») 

f)  Rauchfangkehrer,4)  Kanalräumer5)  und  Abdecker.6) 

g)  Verfertigung  von  Waffen-  und  Munitionsgegenständen,  insbe- 
sondere das  Gewerbe  der  Büchsenmacher,  d.  h.  derjenigen  Gewerbsleute, 
welche  Schusswaffen  in  gebrauchsfertigem  Zustande  herstellen. 

h)  Die  Verfertigung  und  der  Verkauf  von  Feuerwerkskörpern  und 
Feuerwerksmaterial. 


t)  Der  Umstand,  dass  eine  Unternehmung  auf  Poststrassen  die  Reichs- 
grenze überschreitet,  begründet  nicht  die  Kompetenz  des  Ministeriums  des 
Innern,  wenn  sich  im  Inlande  die  Unternehmung  auf  einen  Bezirk  beschrankt 
(£.  M.  J.  29.  April  1877,  Z.  4466  Ztschr.  f.  Verw.  S.  168). 

2)  Z.  B.  auch  das  Halten  eines  Höteloronibus  (M.  J.  12.  April  1873 
Z.  1470). 

3)  Vgl.  V.  G.  H.  6.  Mai  1881  Z.  1093. 

4)  Die  Beschrankung  des  Rauchfangkehrens  auf  bestimmte  Distrikte, 
so  dass  dem  Publikum  die  Inanspruchnahme  eines  ausserhalb  dieses  Di- 
striktes wohnenden  Rauchfangkehrers  nicht  gestattet  ist,  widerspricht  den 
Bestimmungen  des  §  46  G.  0.  (vgl.  Mayerhofer  III.  Bd.  S.  798). 

*)  E.  V.  G.  v.  4.  Dez.  1879,  Z.  2145  Budw.  Nr.  634:  Das  Kanal- 
räumergewerbe ist  durch  eine  besondere  Genehmigung  der  Betriebsanlage 
nicht  bedingt,  weil  dieses  Gewerbe  von  Haus  zu  Haus  ausgeübt  wird.  Eine 
Stadtgemeinde  kann  aus  Rücksichten  der  Gesundheit^-  und  Ortspolizei 
dieses  Gewerbe  nicht  an  eine  bestimmte  Person  mit  Ausschluss  der  andern 
Gewerbsinhaber,  monopolitisch  übertragen. 

8)  Ueber  die  sanitätspolizeiliche  Regelung  des  Abdeckergewerbes  vgK 
Mayerhofer  H.  S.  347  ff.  Die  Abdeckerordnung  für  Oberösterreich  weist 
jedem  Abdecker  einen  bestimmten  Bezirk  zu  (L.  G.  5.  April  1873,  Z.  38). 
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i)  Das  Trödler-  und  Pfandleihgewerbe.1) 
k)  Der  Verschlciss  von  Giften  und  Medicinalkräutern. 
1)  Die  verschiedenen  Arten  des  Gastgewerbes.2) 
m)  Der  Detailhandel  mit  Mineralölen  (Vdg.  17.  Juni  1865  N.  40 
R  G.  BL). 

n)  Die  Errichtung  öffentlicher  Mess-  und  WägeanBtalten  (§  2  Ges. 
10.  Juni  1866  N.  40  B.  G.  BL). 

o)  Das  Gewerbe  der  Brunnenmeister  (Vdg.  20.  Febr.  1875  N.  16 
K.  G.  BL). 

p)  Das  Gewerbe  der  Vertilgung  von  Batten  und  Mäusen  durch 
gifthaltige  Mittel  (Vgd.  29.  April  1874  N.  53  R.  G.  BL). 

q)  Das  Hufschmiedgewerbe  (Vdg.  29.  April  1874  N.  100  B. 
G.  BL). 

r)  Die  gewerbsmässige  Einleitung  von  Leuchtgas  (Vdg.  9.  Mai 
1875  N.  76  R.  G.  BL). 

8)  Die  gewerbsmässige  Erzeugung  und  der  Verschleiss  von  Spreng- 
mitteln (Vdg.  2.  Juli  1877  N.  68  R.  G.  BL). 

t)  Die  Erzeugung  von  Kunst-  und  Halbweinen  (Ges.  21.  Juni  1880 
N.  120  R.  G.  BL). 


1)  In  Betreff  des  Pfandleihgewerbcs  bestimmt  das  Hofd.  v.  22.  Aug. 
1845,  Z.  27073,  dass  Koncessionen  zu  diesem  Gewerbe  nicht  an  Privat- 
personen, sondern  an  Vereine  oder  Gemeinden  zu  ertheilen  sind.  Die  Be- 
stimmung des  §  485  St.  G.  B.  über  Winkelversatzämter  ist  durch  das 
Ges.  vom  14.  Juni  1868,  Z.  62  aufgehoben;  es  ist  daher  gegenwartig  ihr 
Betrieb  nach  §132  G.  0.  polizeilich  zu  bestrafen  (M.  J.  22.  Mai  1870, 
Z.  7376). 

2)  Die  Gast-  und  Schankgewerbe  zerfallen  in  folgende  Berehtigungen : 

a)  Beherbergung  von  Fremden,  b)  Verabreichung  von  Speisen;  c)  Aus- 
schank geistiger  Getränke  mit  Ausnahme  des  Branntweines;  d)  Ausschank 
von  Branntwein;  e)  Verabreichung  von  Kaffee,  anderen  warmen  Geträn- 
ken und  Erfrischungen;  f)  Haltung  von  erlaubten  Spielen. 

Diese  Berechtigungen  können  einzeln  oder  in  Verbindung  unter  sich 
verliehen  werden,  sind  aber  jedesmal  in  der  Verleihung  ausdrücklich  auf- 
zufuhren. 

Als  Ausschank  wird  die  Verabreichung  von  Getränken  an  Sitz-  und 
Stehgäste  oder  über  die  Gasse  in  unverschlossenen  Gelassen  betrachtet  Die 
Schankberechtigten  sind  auch  zum  gewöhnlichen  Handel  mit  den  betreffen- 
den Getränken  befugt  (§  28  und  29  G.  0.). 

Durch  das  Ges.  vom  23.  Juni  1831  Z.  62  wird  der  Ausschank  und 
der  Kleinverschleiss  (d.  i.  Verkauf  in  unverschlossenen  Gefässen,  jedoch 
nur  in  Mengen  bis  !/8  Liter)  von  gebrannten  geistigen  Getränken  als  kon- 
cessionirtes  Gewerbe  an  erschwerte  Bedingungen  geknüpft  und  einer  beson- 
deren Abgabe  unterworfen.  (Vgl.  dazu  Vollzugsvorschrift  des  F.  M.  2.  Juli 
1881,  Z.  74.) 
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II.  Rücksichtlich  aller  nicht  ausdrücklich  als  koncessionirt  erklärten 
Gewerbe  besteht  die  Vorschrift:  dass  der  Gewerbsbehörde  unter  Angabe 
des  Namens,  des  Alters  und  der  Heimathsberechtignng  des  Gewerb- 
treibenden,  der  gewählten  Beschäftigung  und  des  Standortes  die  Mel- 
dung zu  erstatten  ist.  In  den  Fällen,  wo  ein  Gewerbe  ffir  Rechnung 
nicht  eigenberechtigter  oder  juristischer  Personen  betrieben  werden  soll, 
ist  der  Stellvertreter  namhaft  zu  machen  (§§  13  und  14  G.  0.). 

Die  auf  Grund  dieser  Anmeldungen  zu  fahrenden  Gewerbsregister 
(§§  141  G.  0.)  sollen  das  Vorhandensein  der  subjektiven  Berechtigung^ 
zum  Gewerbebetriebe  beurkunden,  die  Sammlung  statistischer  Daten  er- 
möglichen und  die  Grundlage  für  den  Erwerbssteuerkataster  bilden. 

Der  Beginn  eines  Gewerbes  ohne  vorausgegangene  Anmeldung 
bildet  den  Thatbestand  eines  Polizeideliktes  (§  132  G.  0.). 

Das  Recht  zum  Betriebe  eines  koncessionirten  Gewerbes  wird 
durch  die  Eoncessionsertheilung  erworben. 

Der  Gewerbtreibende  muss  in  seinem  Gesuche,  ausser  den  allge- 
meinen Erfordernissen,  sittliche  Unbescholtenheit  und  Verlässliclikeit 
und  überdies  bei  einzelnen  Gewerben  die  erforderliche  Qualifikation1) 
nachweisen.  Bei  den  eigentlichen  Polizeigewerben2)  sind  bei  der  Eon- 
cessionsertheilung die  Lokal  Verhältnisse  und  die  Möglichkeit  der  poli- 
zeilichen Ueberwachung  zu  berücksichtigen.3) 

Jede  Eoncession  ist  persönlich;  sie  erlischt  somit  mit  dem  Tode 
des  Inhabers.  Nur  für  Rechnung  der  Wittwe  oder  der  minderjährigen 
Erben,  bis  zur  erreichten  Grossjährigkeit»  kann  ein  koncessionirtes- 
Gewerbe  auf  Grund  der  alten  Eoncession  fortgesetzt  werden  (§  59  al. 
2  G.  0.). 

Auch  über  die  koncessionirten  Gewerbe  ist  ein  besonderes  Gewerbs- 
register zu  fuhren,  zu  statistischen  und  Steuerzwecken  (§  145  G.  0.). 

Der  Betrieb  eines  koncessionirten  Gewerbes  ohne  Eoncession  ist 
gleichfalls  ein  Polizeidelikt  (§  132  al  1  6.  0.). 


J)  Z.  B.  beim  Pressgewerbe  die  erforderliche  allgemeine  Bildung, 
ebenso  bei  dem  Gewerbe  der  Büchsenmacher,  Pyrotechniker,  Baumeister 
u.  s.  w.  die  entsprechende  Befähigung. 

*)  Press-,  Dienst-,  Rauchfangkehrer-,  Abdecker-,  Gastgewerbe. 

5)  Die  Berücksichtigung  der  Lokal  Verhältnisse  bedeutet  die  Unter- 
suchung, ob  der  Gewerbebetrieb  im  Interesse  des  Publikums  nützlich  oder 
nothwendig  sei.  Dagegen  kommt  der  Lokalbedarf,  d.  h.  der  Nahrungsstand 
des  Bewerbers  oder  der  bereits  koncessionirten  Gewerbsinhaber  nicht  in 
Betracht  Vgl.  darüber  Pözl,  Bair.  Verw.  R.  S.  414  Anm.  2  und  M.  J. 
7.  August  1860,  Z.  23279. 
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Neben  der  Anmeldung  und  der  Erwerbung  der  Koncession  ist 
überdies  bei  jenen  Gewerben,  welche  der  indirekten  Besteuerung  und 
daher  der  Finanzkontrolle  unterliegen,  z.  B.  bei  der  Branntweinerzeu- 
gung, Fleischausschrotung  der  gefällsamtliche  Erlaubnissschein  bei  der 
Finanzbehörde  zu  erheben.1) 

III.  Gewerbsrechte  erlöschen: 

1.  durch  den  Tod  des  Berechtigten, 

2.  durch  freiwilligen  Verzicht  *)  ond 

3.  durch  Entziehung. 

Die  Entziehung  erscheint: 

a)  als  Ungiltigkeitserklärung  der  Gewerbsberechtigung,  wenn  nach 
erfolgter  Ausfertigung  des  Gewerbescheines  oder  der  Koncession  der  zu 
dieser  Zeit  vorhandene  und  noch  fortdauernde  Mangel  eines  gesetzlichen 
Erfordernisses  zum  Gewerbebetriebe  zum  Vorschein  kommt; 

b)  als  Zurücknahme  der  Koncession  bei  solchen  Polizeigewerben, 
rücksichtlich  welcher  für  die  Verleihung  die  lokalen  Verhältnisse  mass- 
gebend sind,  wenn  der  Koncessionär  binnen  sechs  Monaten  seit  er- 
theilter  Koncession  das  Gewerbe  nicht  in  Betrieb  gesetzt  hat;3) 

c)  als  Folge  eines  strafgerichtlichen  oder  gefällsgerichtlichen  ür- 
theiles,*)  und 

d)  als  selbständige  administrative  Strafverfügung,  wenn  a)  wieder- 
holte vorausgegangene  polizeiliche  Strafen  wegen  üebertretungen  der 
Gewerbeordnung  fruchtlos  geblieben  sind,  oder  ß)  bei  Verurtheilung 
wegen  eines  der  im  §  7  G.  0.  genannten  Delikte  (Verbrechen  über- 
haupt, Delikte  aus  Gewinnsucht  gegen  die  öffentliche  Sittlichkeit, 
Schleichhandel  und  schwere  Gefällsübertretungen,  schuldbarer  Kon- 
kurs), wenn  unter  den  gegebenen  Umständen  von  dem  Fortbetriebe  des 
Gewerbes  Missbrauch  zu  furchten  ist  (§  138  G.  0.). 

Die  Entziehung  der  Buchdruckerei  und  sonstiger  Vervielfaltigungs- 
gewerbe  ist  durch  das  Pressgesetz  an  erschwerte  Bedingungen  geknüpft. 

Sie  kann  stattfinden: 

a)  in  Vollziehung  eines  Straferkenntnisses  wegen  Verletzung  der 
allgemeinen  Straf-  und  Stouergesetze ; 

i 

»)  M.  V.  18.  April  1860  Z.  98. 

2)  Die  Wiederaufnahme  eines  durch  Verzicht  erloschenen  freien  oder 
koncessionirten  Gewerbes  ist  nur  gegen  Neuanmeldung  oder  Erwerb  einer 
neuen  Koncession  zulässig  (M.  J.  30.  Juli  1875  Z.  11213). 

3)  Vgl.  §  60  G.  0. 

*)  §§  242,  268,  326,  328,  329,  330,  362,  363,  366,  367,  399, 
403—405,  406,  438,  445,  467,  469,  471,  478,  422  allg.  St.  G.B.  und 
§§  68,  212,  214,  215,  242,  243,  264,  274,  275,  403  Gef.  St.  G.  B. 
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b)  wenn  der  Gewerbtreibende  wegen  des  Inhaltes  einer  von  ihm 
gewerbsmässig  erzeugten,  verlegten  oder  verbreiteten  Druckschrift  eines 
Verbrechens,  oder  wenn  derselbe  aus  Anlass  einer  solchen  Schrift  in- 
nerhalb eines  Zeitraumes  von  drei  Jahren  dreimal  eines  Vergehens  oder 
einer  Uebertretung,  entweder  nach  dem  Strafgesetze  oder  wegen  Ver- 
letzung  der  pflichtmässigen  Obsorge  und  Aufmerksamkeit  schuldig 
erkannt  wurde. 

Die  Entziehung  wird  in  diesem  Falle  von  dem  Strafgerichte  und 
zwar  in  der  Kegel  nur  für  die  Dauer  eines  Jahres,  dann  aber  für  im- 
mer ausgesprochen,  wenn  diese  Voraussetzungen  bei  einem  Gewerbtrei- 
benden eintreten,  über  welchen  die  zeitliche  Entziehung  der  Gewerbs- 
koncession  schon  einmal  verhängt  wurde. 

c)  Durch  Verfügung  der  Gewerbsbebörde,  wenn  der  Gewerbtreibende 
wegen  eines  der  im  §  7  der  G.  0.  aufgezählten  Delikte  verurtheilt 
wurde. 

Diese  administrative  Entziehung  ist  jedoch  nur  innerhalb  drei 
Monaten  vom  Tage  der  Rechtskraft  des  Erkenntnisses  an  zulässig.1) 

§  230. 

Rechte  und  Pflichten  der  Gewerbtreibenden. 

I.  So  mannigfaltig  die  Gewerbe  nach  ihren  Objekten  und  ihrer 
Technik  sind,  so  bildet  doch  die  Erzielung  eines  Unternehmergewinns 
das  gemeinsame  wirthschaftliche  Motiv  des  Gewerbebetriebes,  während 
derselbe  in  rechtlicher  Hinsicht  in  dem  Erwerb  und  der  Ausübung  von 
Rechten  und  in  der  Erfüllung  von  Verbindlichkeiten  besteht  Der  Ge- 
werbebetrieb vollzieht  sich  somit  in  den  Formen  des  Privatrechtes  und 
wird  durch  den  Civilprozess  geschützt.5)  Nach  manchen  Richtungen 
erzeugt  das  Bedürfniss  des  Gewerbes  besondere  Privatrechts-  und  Pro- 
nessnonnen, z,  B.: 

a)  insoferne  sich  der  Gewerbebetrieb  als  Abschluss  von  Handels- 
geschäften qualiflcirt,3)  werden  die  daraus  entspringenden  Rechtsverhält- 
nisse nach  dem  Handelsrecht  beurtheilt; 

b)  den  Büchern  der  Handwerker  kommt  das  im  §  121  a.  G.  0., 
und  den  Büchern  jener  Gewerbtreibenden,  die  Kaufleute  im  Sinne  des 
Handelsgesetzbuches  sind,  das  im  Art.  34  H.  G.  ß.,  beziehungsweise 


»)  Vgl.  §  3  P.  G.  17.  Dez.  1862  dazu  Liszt,  Pressrecht  S.  112  ff. 
*)  Vgl.  Laban  d,  D.  St.  R.  II.  S.  456. 
s)  Art.  271  und  272  H.  G.  B. 
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in  den  §§  19  ff.  des  Einführungsgesetzes  vom  17.  Dezember  1862 
normirte  Mass  der  Beweiskraft  im  Civilprozesse  zu; 

c)  die  Gewerbeordnung  enthält  im  VI.  Hauptstück  sappletorische 
Bestimmungen  über  das  Rechtsverhältniss  zwischen  dem  Unternehmer 
und  den  Hilfsarbeitern. 

II.  Der  Unternehmer  kann  den  Betrieb  seines  Gewerbes  persönlich 
leiten;  er  kann  aber  sein  Gewerbe  auch  durch  Stellvertreter  oder  Päch- 
ter ausüben.  Der  Stellvertreter  oder  Pächter  muss  aber  die  zum  selbst- 
stftndigen  Gewerbebetriebe  erforderlichen  Eigenschaften  besitzen  und 
bei  koncessionirten  Gewerben  der  Gewerbsbehördo  zur  Genehmigung  an- 
gezeigt werden.  Auch  Realgewerbe  können  durch  Pächter  oder  Stell- 
vertreter betrieben  werden. 

Neben  dieser  freiwilligen  Bestellung  eines  Stellvertreters  besteht  in 
drei  Fällen  ein  gesetzlicher  Zwang  zur  Bestellung  eines  Vertreters: 

a)  bei  Realgewerben,  dessen  Eigenthümer  die  gesetzliche  Eignung 
zu  dem  Gewerbe  nicht  besitzt,1) 

b)  bei  Betrieb  eines  Gewerbes  durch  juristische  Personen,  oder 

c)  für  Rechnung  von  Minderjährigen,  einer  Verlassenschaft  oder 
Eonkursmasse. 

Im  Falle  der  freiwilligen  oder  notwendigen  Stellvertretung  erfährt 
die  verantwortliche  Stellung  des  Gewerbsinhabers  der  Aussenwelt  gegen- 
über eine  Modifikation. 

Geld-  und  Arreststrafen  werden  gegen  die  Stellvertreter  oder  Päch- 
ter verhängt,  doch  haftet  für  Entrichtung  der  Geldstrafen  der  Inhaber 
des  Geschäftes.  Die  Entziehung  der  Gewerbsberechtigung  findet  nur 
dann  statt,  wenn  das  dieselbe  begründende  Delikt  mit  Vorwissen  des 
Gewerbsinhabers  begangen  wurde,  oder  derselbe  in  der  Lage  war,  die 
Uebertretung  zu  verhindern;  fällt  die  in  Rede  stehende  strafbare  Hand- 
lung dem  Geschäftsleiter  allein  zur  Last,  so  ist  nur  dessen  Beseitigung 
auszusprechen. 

IIL  Inhalt  und  Umfang  des  Gewerbebetriebes  richtet  sich  nach  dem 
Gewerbescheine  oder  (der  Koncessionsurkunde,  und  insoferne  diese  das 
Gewerbe  bloss  im  Allgemeinen  bezeichnen,  nach  den  betreffenden,  auch 
vor  der  Gewerbeordnung  erlassenen  Vorschriften  und  nach  dem  Her- 
kommen, wodurch  der  Umfang  der  einzelnen  Gewerbe  festgestellt  wird.1) 

*)  Diese  Bestimmung  gilt  auch  bezüglich  der  Apothekergerechtigkeiten. 
Vdg.  11.  Jänner  1860  Z.  8. 

2)  Kopetz,  Gewerbegesetzkunde  I.  §  97  St.,  Koatetzky  V.  Bd.  n. 
Abth.  So  gibt  z.  B.  der  Betrieb  einer  gemischten  Waarenhandlung  das 
Recht  zur  Führung  aller  den  örtlichen  Bedürfnissen  angemessenen  W&aren, 
wozu  nicht  eine  besondere  Licenz  nöthig  ist  (Hofd.  30.  August  1792). 
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Der  Gowerbtreibende  hat: 

a)  das  Erzeugungsrecht,  das  heisst:  er  kann  alle  zur  vollkomme- 
nen Herstellung  seiner  Erzeugnisse  nöthigen  Arbeiten  vereinigen  und 
die  hierzu  erforderlichen  Hilfsarbeiter  auch  fremder  Gewerbe  halten.1) 

b)  Die  Berechtigung  zur  Erzeugung  eines  Artikels  schliesst  auch 
das  Recht  zum  Handel  .mit  den  gleichen  fremden  Erzeugnissen  in  sich.5) 

c)  Die  Gewerbtreibenden  haben  das  Recht  zur  Errichtung  einer 
oder  mehrerer  fester,  der  Behörde  anzuzeigender  Betriebsstätten  in  der 
Gemeinde  ihres  Standortes  (§  45  G.  0.),  sowie  zur  Errichtung  von 
Filialen  ausserhalb  der  Gemeinde  ihres  Standortes  (§  47  G.  0.). 

Letztere  müssen  sowohl  der  Gewerbsbehörde,  in  deren  Bezirke  sie 
errichtet  werden,  als  auch  derjenigen  Behörde,  in  deren  Register  die 
Hauptunternehmung  eingetragen  ist,  angemeldet  werden. 

Bei  koncessionirten  Gewerben  ist  für  die  Filiale  eine  eigene  Kon- 
cession  bei  der  Gewerbsbehörde  des  Standortes  der  Filiale  zu  erwirken. 
Die  Betriebsstätten  können  entsprechend  bezeichnet  werden. 

d)  Die  Gewerbtreibenden  können  ihre  Waaren  durch  Marken  (Sym- 
bole, Vignetten,  Chiffern)  entsprechend  bezeichnen,  und  erlangen  durch 
Eegistrirung  der  Marken  bei  der  Handels-  und  Gewerbekammer  ihres 
Standortes  ein  administrativ  geschütztes  Alleinrecht  auf  Gebrauch 
dieser  Marken.3)  Ausländer  geniessen  den  Markenschutz  unter  der 
Voraussetzung,  dass  durch  eine  von  der  Regierung  erlassene  Erklärung 
konstatirt  ist,  dass  der  betreffende  fremde  Staat  Gegenseitigkeit  beob- 
achte.4) 


*)  §  43  G.  0.  Tischler  können  z.  B.  Glasscheiben  in  Fensterrahmen 
einsetzen.  Spängier  (Lampenhändler)  können  Gläser  als  L  am  pen  bestand - 
theile  verkaufen  (M.  J.  20.  Dez.  1875  Z.  16366). 

*)  §  44  G.  0.  Es  sind  daher  die  zum  Ausschank  geistiger  Getränke 
berechtigten  Inhaher  eines  Gastgewerbes  auch  zum  Handel  mit  den  betref- 
enden  Getränken  befugt  (Vgl.  §  29  G.  0.). 

3)  Ges.  7.  Dez.  1858  Nr.  230  R.  G.  Bl.  über  den  Markenschutz. 
Stuben  rauch,  Das  österr.  Marken-  und  Musterschutzgesetz.  "Wien  1859. 

4)  Vgl.  die  Staatsverträge  mit  dem  Deutschen  Reich,  16.  Dez. 
1878,  Z.  1 ;  Frankreich,  11.  Dez.  186G,  Z.  168:  Grossbritannien, 
5.  Dez.  1876,  Z.  114;  Italien,  27.  Dez.  1878,  Z.  11,  Niederlande, 
26.  März  1867,  Z.  102;  Nor  dam  er  ika,  25.  Nov.  1871.  Z.  60.;  Por- 
tugal, 13.  Jänner  1872,  Z.  7  (1873);  Rumänien,  22.  Juni  1875,  Z. 
78  (1876);  Russland,  5.  Februar  1874,  Z.  66;  Spanien,  24.  März 
1870,  Z.  139  (1871). 

Zwischen  den  Reichsrathsländern  und  Russland  besteht  reciproker 
Markenschutz. 

ül brich.  Oetfcsrroich.  Su»Wrecht.  37 
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Dagegen  haben  nur  jene  Gewerbtreibende  das  Recht,  ihre  Betriebs- 
stätten und  Waaren  durch  die  Führung  des  kaiserlichen  Adlers  und 
die  Bezeichnung  als  privüegirte  Fabrik  oder  Grosshandel  kenntlich  zu 
machen,  denen  diese  Auszeichnung  besonders  verliehen  wurde.1) 

e)  Die  Gewerbtreibenden  können  auch  ausserhalb  der  Gemeinde 
ihres  Standortes,  den  jedes  Gewerbe  haben  muss  (V.  G.  H.  20.  Jänner 
1881,  Z.  993),  die  Artikel  ihres  Gewerbes  überall  hin  bei  Gewerbsleuten, 
die  solche  Erzeugnisse  fuhren  dürfen,  in  Kommission  geben,  auf  Be- 
stellung liefern  und  bestellte  Arbeiten  überall  leisten  (§  46  G.  0.). 

f)  Die  Gewerbsleute  sind  berechtigt  im  Umherreisen,  selbst  oder 
durch  Bevollmächtigte,  Bestellungen  zu  suchen,  dürfen  jedoch  hierbei, 
ausser  auf  Märkten,  keine  Waaren  zum  Verkaufe,  sondern  nur  Muster 
mitführen.2) 

g)  Die  Gewerbtreibenden  sind  im  allgemeinen  an  keine  obrigkeit- 
lichen Preissatzungen  gebunden.3) 

IV.  Die  Gewerbtreibenden  sind  andererseits  verpflichtet: 

a)  Die  obrigkeitliche  Genehmigung  ihrer  Betriebsanlagen  sowie 
wesentlicher  Aenderungen  derselben4)  einzuholen,  wenu  das  Gewerbe  mit 
Feuerstätten,  Dampfmaschinen  und  Wasserwerken  betrieben  wird,  oder 
wenn  der  Betrieb  durch  gesundheitsschädliche  Einflüsse,  durch  Bedrohung 
der  Sicherheit,  durch  üblen  Geruch  oder  ungewöhnliches  Geräusch  die 
Nachbarschaft  gefährdet  oder  belästigt.5) 


*)  Unbefugter  Gebrauch  dieser  Auszeichnung  ist  nach  §  131  G.  O. 
zu  bestrafen  (M.  J.  18.  August  1870,  Z.  10030,  Z.  f.  V.  IV.  Bd. 
S.  26). 

2)  §  50  G.  0.    Ohne  Hausirpatent  ist  das  Hausiren  gestattet: 

a)  rücksichtlich  der  Artikel  des  täglichen  Verbrauches  (§  52  G.  0.) ; 
daher  z.  B.  Bäcker  ihr  Brod  in  fremden  Gemeinden  von  Haus  zu  Haus 
verkaufen  dürfen  (M.  J.  26.  Dezember  1875,  Z.  18699,  Z.  f.  V.  1876, 
S.  87),  und 

b)  über  besondere  Licenz  der  Gewerbsbehörde  kleinen  Gewerbsleutcn 
zu  ihrem  bessern  Fortkommen,  jedoch  nur  in  der  Gemeinde  ihres  Stand- 
ortes (§  52  al.  2G.  0.). 

3)  §  55  G.  0.  und  die  daselbst  erwähnten  Ausnahmen. 

4)  V.  G.  H.  2.  März  1881,  Z.  358.  Budw.  1029. 

5)  Zu  solchen  Anlagen  geboren  z.  B.  die  mit  einer  Gewehrfabrik  ver- 
bundenen Schiessstätten  (M.  J.  21.  März  1869,  Z.  7886),  Schneidwerke 
zum  Schneiden  von  Nutzhölzern  (E.  V.  (i.  2.  Juli  1877,  Z.  901),  die  Auf- 
stellung einer  Gaskraftmaschine  zum  Kaffeerösten  (M.  J.  16.  Jänner  1877, 
Z.  14094),  eines  Backofens  (V.  H.  19.  Jänner  1880,  Z.  21;  vgl.  Mayer- 
hofer  III.  S.  590). 
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Der  Entscheidung  über  ein  solches  Ansuchen  hat  eine  kommissio- 
neile Verhandlung  unter  Zuziehung  der  Interessenten  und  von  Sach- 
verständigen voranzugehen,  wobei  insbesondere  darauf  zu  sehen  ist, 
dass  für  Kirchen,  Schulen,  Krankenhäuser  und  andere  öffentliche  An- 
stalten und  Gebäude  aus  derlei  Gewerbsanlagen  keine  Störung  erwachse 
(§  32  G.  0.).  Bei  Genehmigung  derartiger  Betriebsanlagen  können  Be- 
dingungen und  Beschränkungen  auferlegt  werden,  deren  Einhaltung  der 
staatlichen  Kontrolle  unterliegt.1)  Bei  den  im  §  33  der  G.  0.  und  in 
späteren  Verordnungen  aufgezählten  Gewerben,  bei  denen  eine  erhöhte 
Gefahr  und  Belästigung  eintritt,  muss  der  Genehmigung  der  Betriebs- 
anlage ein  Ediktalverfahren  vorangehen.2) 

Unter  den  allgemeinen  Voraussetzungen  (§  31  G.  0.)  sind  beab- 
sichtigte Aenderungen  der  Betriebsanlagen  und  Fabrikationsweise  gleich- 
falls an  die  Genehmigung  der  Behörde  gebunden.3) 

b)  Die  Gewerbtreibenden  haben  bei  ihrem  Betriebe  die  allgemeinen 
Normen  der  Sicherheitspolizei,  sowie  die  besonderen  gewerbspolizeilichen 
Vorschriften  zu  beachten. 

Besondere  Verpflichtungen  haben  die  sog.  Polizeigewerbe  nach  drei 
Bichtungen;  es  können: 

a)  Preissatzungen  beim  Kleinverkaufe  von  Artikeln,  die  zu  den 
notwendigsten  Bedürfnissen  des  täglichen  Unterhaltes  gehören,  dann 
bei  dem  Rauchfangkebrergewerbe  und  bei  den  Transport-  und  Platz- 
dienstgewerben stattfinden. 

Das  Ministerium  des  Innern  ist  ermächtigt,  für  die  genannten  Ar- 
tikel und  Gewerbe,  je  nach  den  örtlichen  Verhältnissen,  die  Einführung 
oder  Aufhebung  solcher  Preissatzungen  auszusprechen. 

Das  Gleiche  gilt  von  den  in  einzelnen  Gemeinden  für  die  Fleisch- 
ausschrottung,  die  Brodbäckerei,  die  Schornsteinfegung  und  die  Abdecke- 
reien bestehenden  Einrichtungen  der  Verpachtung. 

ß)  Bei  Artikeln,  die  zu  den  notwendigen  Bedürfnissen  des  täg- 
lichen Unterhaltes  gehören,  kann  die  Behörde  die  Haltung  von  Vor- 
räthen,  und  im  Kleinverkaufe  auch  dort,  wo  diese  Artikel  keiner 
Satzung  unterliegen,  die  Ersichtlichmachung  der  Preise  in  den  Ver- 
kaufslokalitäten, sowie  bei  den^Gastgewerben  die  Auflegung  von  Preis- 
zetteln anordnen. 

y)  Bäcker,  Fleischer  und  Rauchfangkehrer  dürfen  den  einmal  be- 
gonnenen Gewerbebetrieb  nicht  nach  Belieben  unterbrechen,  sondern 


>)  Vgl.  M.  J.  22.  Juli  1876,  Z.  8949. 

2)  §§  34—36  G.  0. 

3)  §  40  G.  0.  vgl.  E.  V.  G.  H.  21.  Okt.  1878  Z.  1220. 
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müssen  bei  beabsichtigter  Einstellung  diese  der  Behörde  anmelden  und 
auf  deren  Verlangen  das  Gewerbe  noch  durch  eine  bestimmte  Zeit, 
höchstens  zwei  Monate,  fortfuhren.1) 

§  231. 

Das  gewerbliche  Dienstpersonal.2) 

Zu  den  gewerblichen  Hilfsarbeitern  des  Unternehmers  gehören  die 
Gehilfen  und  die  Lehrlinge. 

Der  Begriff  der  Gehilfen  ist  nach  einer  doppelten  Richtung  be- 
grenzt.   Es  gehören  nicht  zu  den  Gehilfen: 

a)  die  für  höhere  Dienstleistungen  angestellten  Personen,  wie 
Werkfuhrer,  Mechaniker,  Faktoren,  Buchhalter,  Kassirer,  Zeichner,  Che- 
miker, und 

b)  andererseits  die  für  blosse  Handlanger-  und  andere  gröbere 
Arbeiten  aufgenommenen  Arbeiter  und  Taglöhner,  sowie  diejenigen 
Personen,  welche  bei  dem  Betriebe  eines  Gewerbes  bloss  Hausgesinde- 
dienste verrichten  (§  73  G.  0.).  Es  gehören  daher  zu  den  Gehilfen  im 
Sinne  der  Gewerbeordnung  nur  die  Handlongsdiener,  Gesellen  und  Fa- 
briksarbeiter, dann  die  in  gleichen  Verhältnissen  stehenden  weiblichen 
Hilfsarbeiter. 

Diese  Begrenzung  des  Begriffes  ist  deshalb  nothwendig,  weil  die 
Gewerbeordnung  in  Ansehung  der  Gehilfen  besondere  civilrechtliche, 
processuale  und  polizeiliche  Normen  aufstellt,  deren  Anwendbarkeit  auf 
andere  Kategorien  der  im  Geschäfte  angestellten  Personen  ausgeschlos- 
sen ist. 

Es  ist  a)  das  Rechtsverhältniss  zwischen  Unternehmer  und  Gehil- 
fen zwar  nach  den  Grundsätzen  der  Dienstmiethe  zu  beurtheilen,  es 
gestattet  jedoch  die  Gewerbeordnung  unter  Umständen  die  einseitige 
Auflösung  des  Verhältnisses  (§  78  und  79  G.  0.),  nämlich:  dem  Un- 
ternehmer, wenn  der  Gehilfe  zum  Dienste  unbrauchbar  befunden  wird, 
sowie  wegen  zugefügter  Beleidigungen,  Störungen  der  Hausordnung, 
Trägheit,  unordentlichen  Lebenswandels,  Veruntreuung,  selbstverschuldeter 
oder  über  vier  Wochen  dauernder  Arbeitsunfähigkeit;  dem  Gohilfen : 
wenn  sich  der  Unternehmer  grobe  Beleidigungen  oder  sonst  strafbare 
Handlungen  gegen  ihn  erlaubt,  seine  Vertragsverpflichtungen  nicht  ein- 
hält, oder  wegen  Konkurses  oder  anderer  Verhältnisse  nicht  einhalten 
kann. 


1)  §§  55—57  G.  0. 

2)  VI.  Hauptstück  §§  72—105  G.  0. 
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b)  Streitigkeiten  der  Unternehmer  mit  ihren  Gehilfen  ans  dem 
Dienstverhältnisse,  welche  während  der  Daner  desselben  oder  wenigstens 
vor  Verlauf  von  dreissig  Tagen  nach  dessen  Aufhören  angebracht  wer- 
den, sind,  wenn  der  Gewerbtreibende  einer  Genossenschaft  angehört, 
von  der  Genossenschaftsvorstehung  im  Wege  der  gütlichen  Ausgleichung 
oder  nötigenfalls  durch  Erkenntniss  zu  erledigen. 

Gehört  der  selbständige  Gewerbetreibende  keiner  Genossenschaft 
an,  so  sind  diese  Streitigkeiten  von  der  politischen  Behörde  zu  verhan- 
deln und  zu  entscheiden. 

Die  Erkenntnisse  der  Genossenschaftsvorstehung  sind  im  Verwal- 
tungswege vollziehbar. 

Gegen  dieselben  steht  den  Betheiligten  durch  acht  Tage  die  Be- 
rufung an  die  politische  Behörde  offen,  durch  welche  jedoch  die  vor- 
läufige Vollziehung  nicht  aufgehalten  wird. 

Jene  Streitigkeiten,  welche  nach  Verlauf  von  dreissig  Tagen  nach 
Aufhören  des  Dienst-  oder  Lehrverhältnisses  angebracht  werden,  ge- 
hören vor  den  ordentlichen  Richter  (§  102  G.  0.). 

In  Städten  oder  Bezirken,  in  welchen  gleiche  oder  verwandte  Ge- 
werbe fabriksmässig  betrieben  werden,  können  zur  Austragung  von 
Lohnstreitigkeiten,  von  Streitigkeiten  über  die  Auflösung  des  Dienst- 
und Arbeitsverhältnisses,  über  Entschädigungsansprüche  aus  dem  Dienst- 
austritte oder  der  Dienstentlassung  u.  s.  w.  Gewerbegerichte  gebildet 
werden.1) 

c)  Kontraktbruch  von  Seite  des  Gehilfen  durch  vorzeitigen  Aus- 
tritt ohne  gesetzlichen  Grund  wird  polizeilich  bestraft;  auch  wird  un- 
mittelbarer Zwang  gegen  die  Person  des  Gehilfen  angewendet,  um  ihn 
zur  Rückkehr  in  die  Arbeit  für  die  noch  übrige  Zeit  des  Dienstver- 
hältnisses zu  verhalten.5) 

d)  Die  Aufnahme  von  Gehilfen  darf  nur  stattfinden,  wenn  diesel- 
ben mit  den  nöthigen  Ausweisen  versehen  sind,  welche  bei  den  Hand- 
lungsdienern in  den  behördlich  vidirten  Zeugnissen  ihrer  früheren  Dienst- 
geber, bei  anderen  Gehilfen  in  dem  Arbeitsbuche  bestehen.3) 

Besondere  Polizeivorschriften  in  Ansehung  der  Gehilfen  bestehen 
(g  82 — 87  G.  0.)  für  grössere  Gewerbsunternehmungen  (Fabriken),  d.  h. 
für  solche  Unternehmungen,  in  denen  gewöhnlich  mehr  als  zwanzig 
Arbeiter  ohne  Unterschied  des  Geschlechts  und  des  Alters  in  gemein- 


')  Vgl.  Ges.  14.  Mai  1869  Z.  63. 
*)  §  80  G.  0. 

»)  §  74  G.  0.  vgl.  §  321  8t.  G.  B.  (Mayerhofer  m.  S.  612. 
Anm.  2). 
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schaftlichen  Werkstätten  zusammenwirken.  Dieselben  hetreffen:  a)  die 
Anordnung,  dass  über  das  gesammte  Arbeitspersonal  ein  Verzeichniss 
mit  Angabe  des  Vor-  und  Zunamens,  des  Alters,  der  Heimathsgemeinde, 
der  dienstlichen  Bestimmung  und  der  Bezüge  zu  fuhren  und  der  Be- 
hörde auf  jedesmaliges  Verlangen  vorzuweisen  ist  b)  In  den  Werk- 
stätten soll  eine  Dienstordnung  angeschlagen  sein  (§  84).  c)  Die 
Gründung  von  Unterstützungskassen  für  verunglückte  oder  erkrankte 
Arbeiter  kann  verfugt  werden  (§  85).  d)  Es  bestehen  schutzpolizei- 
liche Beschränkungen  der  Kinderarbeit  und  der  Arbeitszeit  jugendlicher 
Personen  (§  86  und  87). 

Lehrlinge  sind  jene  Personen,  die  bei  einem  selbständigen  Ge- 
werbtreibenden  zur  praktischen  Erlernung  des  Gewerbes  in  Verwendung 
treten  (§  88  G.  0.).  Der  Zweck  der  Arbeit  des  Lehrlings  ist  ein  an- 
derer als  für  den  Gehilfen;  er  will  das  Geschäft  erlernen.  Der  Unter- 
nehmer übernimmt  die  Verpflichtung  des  Lehrers  gegen  ein  Lehrgeld. 
Die  Aufnahme  minderjähriger  Lehrlinge  hat  auf  Grund  eines,  die  Be- 
dingungen der  Aufnahme  und  Behandlung  und  insbesondere  die  Dauer 
der  Lehrzeit  festsetzenden  Vertrages  zu  geschehen,  der,  wenn  der 
Lehrherr  einer  Genossenschaft  angehört,  vor  der  Vorstehung  dieser 
letzteren,  sonst  aber  vor  der  Gemeindevorstehung  abzuschliessen,  und 
daselbst  aufzubewahren  ist. 

Das  Recht,  minderjährige  Lehrlinge  zu  halten,  ist  an  die  Zurück- 
legnng  des  vierundzwanzigsten  Lebensjahres  geknüpft;  dieses  Recht 
wird  entzogen :  a)  als  Folge  strafgerichtlicher  Verurtheilung,  insbeson- 
dere wegen  Delikten  aus  Gewinnsucht  oder  gegen  die  öffentliche  Sitt- 
lichkeit, und  b)  durch  eine  administrative  Verfügung  (§  137  G.  0.). 
wenn  eine  Uebertretung  der  Vorschriften  über  die  Behandlung  der 
Lehrlinge  oder  der  in  Arbeit  stehenden  Kinder  von  solcher  Beschaffen- 
heit ist,  dass  es  bedenklich  erscheint,  dem  Gewerbeinhaber  dieselben 
noch  femer  anzuvertrauen. 

C.  Beschränkungen  des  Gewerbebetriebs  durch  den 

Schutz  geistiger  Arbeit. 

S  232. 

a)  Musterschutz.1) 

Vorbilder  für  Industrieerzeugnisse,  welche  diesen  eine  auf  Befrie- 
digung des  Geschmackes  abzielende  neue,  eigenthümliche  Form  (Facon) 

t)  Vgl.  Schaffte,  Die  abschliessenden  Absatzverhältnisse,  S.  468. 
Klostermann,   Patentgesetzgebung  S.  351.    Landgraf,    Das  deutsche 
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geben  sollen,  und  zwar:  a)  Muster,  d.  i.  graphische  Vorbilder  zur 
Flächenverzierung  zum  Zwecke  der  Befriedigung  des  Formen-  und  Far- 
bensinnes, und  b)  Modelle  d.  i.  plastische  oder  tektonische  Vorbilder 
aus  Gyps,  Thon,  Holz,  Metall  oder  anderem  Material,  die  in  der  Gestalt 
des  Industrieproduktes  reproducirt  werden  sollen,  geniessen  unter  der 
Voraussetzung  ordnungsmassiger  Registrirung  bei  der,  nach  dem  Wohn- 
orte des  Schutzwerbers  zuständigen  Handels-  und  Gewerbekammer  einen 
auf  die  Maximaldauer  von  drei  Jahren  beschränkten  Schutz  gegen  un- 
befugte Nachbildung  und  Verwerthung  durch  Dritte. 

Der  rein  formale  Verwaltungsakt  der  Registrirung  besteht  in  der 
üebernahme  der  zu  schützenden  Muster  oder  Modelle,1)  die  entweder 
offen  oder  versiegelt  überreicht  werden  können,  unter  protokollarischer 
Feststellung  des  Tages  und  der  Stunde  der  Ueberreichung.  Dagegen 
findet  keine  Prüfung  statt,  ob  der  Antragsteller  zur  Hinterlegung  legi- 
timirt,  oder  das  Muster  bez.  Modell  wirklich  schutzberechtigt  ist.  Die 
Handels-  und  Gewerbekammer  ist  nicht  berechtigt,  ein  bei  derselben  in 
den  gesetzlichen  Formen  angebrachtes  Ansuchen  zurückzuweisen.2) 

Ob  das  hinterlegte  Muster  oder  Modell  wirklich  schutzberechtigt 
sei,  ist  im  konkreten  Falle  bei  stattfindender  Bestreitung  oder  be- 
haupteter Verletzung  von  der  Administrativbehörde  präjudiciell  zu  ent- 
scheiden.3) 

Voraussetzungen  des  Schutzes  sind : 

a)  Das  Vorbild  muss  ein  Muster  oder  Modell  im  technischen  Sinne 
sein,  und  b)  eine  neue  Form  enthalten. 

Neuheit  mangelt,  wenn  schon  vor  dem  Zeitpunkte  der  Hinterlegung 
«)  nach  dem  hinterlegten  Muster  verfertigte  Industrieerzeugnisse  im  In- 
oder  Auslande  im  Verkehre  waren,  oder  ß)  das  Muster  bereits  in  einem 
Druckwerk  veröffentlicht  worden  war,  oder  y)  bereits  auf  den  Namen 
eines  Andern  im  Inlande  rechtmässiger  Weise  registrirt  worden  ist.4) 


Musterschutzgesetz  (Hirths  Annalen  1876  S.  743  ff.).  Für  Oesterreich  Ges. 
7.  Dezember  1858  Z.  237,  modificirt  durch  Gea.  22.  Mai  1865,  Z.  35; 
dazu  Stubenrauch  1859. 

*)  Modelle  und  Muster  für  Industrieerzeugnisse,  deren  Werth  in  den 
neuen  technischen  Eigenschaften  des  herzustellenden  Produktes  liegt,  z.  B. 
das  Modell  eines  neuen  Flaschenzuges,  das  Muster  eines  neuen,  durch 
eigentümliche  Procedur  der  Weberei  und  Technik  hergestellten  Stoffe3 
(Astrachan)  sind  auf  den  Patentschutz  zu  verweisen.  (Vgl.  Dambach, 
Erläuterung  des  deutschen  Musterschutzgesetzes  2.  Aufl.  S.  16.) 

2)  §  5  cit.  Ges.  7.  Dez.  1858  und  H.  M.  E.  10.  Febr.  1875  Z.  2702 
Ztschft.  f.  V.  VIII.  S.  54. 

3)  §  19  ff.  cit  Ges. 

4)  §  10  cit.  Ges. 
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Als  schutzberechtigter  Urheber  wird  bis  zum  Beweise  des  Gegen- 
theils  der  Deponent  angesehen. 

Materiell  ist  die  Berechtigung  zur  Registrirung  gegeben :  a)  durch 
die  faktische  Urheberschaft;  b)  durch  die  Ueberlassung  des  Rechtes 
von  Seiten  des  Urhebers,  und  c)  durch  die  auf  eigene  Rechnung  er- 
folgte Bestellung  eines  Musters  bez.  Modelles.1) 

Der  gewährte  Schutz  erstreckt  sich:  a)  Gegen  die  unbefugte  Ueber- 
tragung  eines  geschätzten  Musters  auf  zum  Verkauf  bestimmte  Waaren, 
wobei  es  keinen  Unterschied  macht,  ob  die  Waaren  derselben  Gattung 
angehören  wie  jene,  bei  denen  der  Schutzberechtigte  das  Muster  ver- 
wendet, oder  ob  die  Anwendung  auf  Erzeugnisse  verschiedener  Gattung 
stattfand. 

Eine  verbotene  Nachbildung  liegt  auch  dann  vor,  wenn  dieselbe 
in  anderen  räumlichen  Dimensionen  oder  in  andern  Farben  dargestellt 
wird  als  das  Original,  oder  wenn  sie  sich  vom  Original  nur  durch 
solche  Abänderungen  unterscheidet,  die  bloss  bei  besonderer  Aufmerk- 
samkeit wahrgenommen  werden  können. 

b)  Gegen  den  gewerbsmässigen  Betrieb  der  unbefugter  Weise  ver- 
fertigten Waaren.  Unbefugte  Nachbildung  bildet  ein  Polizeidelikt, 
dessen  Thatbestand  jedoch  von  den  Vorfragen  abhängt,  ob  die  Begi- 
strirung ordnungsmässig  erfolgt  ist,  und  ob  das  Muster  schutzberechtigt 
ist,  beziehungsweise  ob  der  Anspruch  auf  Schutz  nicht  etwa  durch 
Nichtgebrauch  oder  Einfuhrung  ausländischer,  nach  dem  Muster  verfer- 
tigter Waaren  durch  den  Hinterleger  erloschen  ist,  oder  Hinterleger 
das  Muster  widerrechtlich  an  sich  gebracht  hat  Der  letztere  Präju- 
dicialpunkt  ist  möglicher  Weise  civil-  oder  strafrechtlich  (§  20  u.  21). 

Bei  befürchteten  Eingriffen  in  das  Musterrecht  kann  der  Depo- 
nent unter  Anbietung  und  eventueller  Bestellung  einer  Kaution  für 
Schimpf  und  Schaden  die  provisorische  Beschlagnahme  und  sonstige 
Verwahrung  der  unbefugt  hergestellten  Erzeugnisse  und  der  dazu  ver- 
wendeten Werkzeuge  und  Hilfsmittel  verlangen.  Wird  erkannt,  dass 
ein  Eingriff  in  das  Musterrecht  stattgefunden  hat,  so  haben  die  be- 
treffenden Gegenstände  bis  zum  Ablauf  der  Schutzfrist  unter  amt- 
lichem Siegel  zu  bleiben  (§  24  und  25  cit.  Ges.). 


»)  §  2  cit  Ges. 
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§  233. 

b)  Erfindungsschutz.1) 

I.  Die  Ordnung  des  Erfindungsschutzes  erfolgte  in  Oesterreich 
durch  das  Patent  v.  8.  Dezember  1820  N.  1722  J.  G.  S.,  welches  in 
sechs  Abschnitten  «)  von  dem  Gegenstande  und  dem  Verfahren  zur 
Erlangung  von  Privilegien;  ß)  von  den  damit  verbundenen  Vortheilen 
und  Begünstigungen;  /)  von  den  Privilegientaxen;  S)  von  dem  Anfang 
der  Dauer,  dem  Umfang,  der  Kundmachung  und  dem  Erlöschen  der 
Privilegien;  *)  von  der  Registriruug  derselben  und  £)  von  dem  Verfah- 
ren in  Privilegienstreiten  handelt 

Durcli  das  Patent  vom  31.  März  1832  wurde  ein  neues,  auf  dem 
Prinzipe  des  reinen  Anmeldungssystems  beruhendes  Patontgesetz  er- 
lassen, dessen  wesentlichste  Bestimmungen  auch  in  das  gegenwärtig 
geltende  Gesetz  vom  15.  August  1852 2)  übergegangen  sind. 

Patente  (ausschliessende  Privilegien,  Gewerbsprivilegien,  Erfin- 
dungsprivilegien3) werden  mit  zeitlich  beschränkter  Dauer  auf  neue  Er- 
findungen (im  weitem  Sinne)  ertheilt,  die  eine  industrielle  Verwerthung 
zulassen.  Die  Erfindung  bildet  gegenüber  den  bisherigen  bekannten 
Stoffen,  Arbeitsmitteln  und  Produktionsmethoden  etwas  Neues. 

Sie  kann  erscheinen: 

a)  als  Erfindung  im  engern  Sinne,  welche  einen  neuen  Gegenstand 
mit  neuen  Mitteln  oder  einen  schon  bekannten  Gegenstand  mit  andern 
als  den  bisher  für  denselben  Gegenstand  angewendeten  Mitteln  darstellt. 

b)  als  Entdeckung,  d.  i.  als  Auffindung  einer  schon  zu  früheren 
Zeiten  ausgeübten,  aber  wieder  verloren  gegangenen  oder  überhaupt 
einer  im  Inlande  unbekannten  industriellen  Vcrfahrungsweise ; 

*)  Vgl.  A.  Kraus,  Geist  der  österr.  Gesetzgebung  zur  Aufmunterung 
von  Erfindungen.  Wien  1838;  Kopetz,  Oesterr.  Gewerbegesetzkunde  II. 
§  355  ff.  K 1  os  terra  an  n,  Die  Patentgesetzgebung  aller  Länder.  2.  Aufl. 
1886.  Gareis,  Patentgesetzgebung,  2  Bände  1878  —  1879.  Kohler, 
Deutsches  Patentrecht  1878. 

s)  Vgl.  Neues  Privilegiengesetz  vom  15.  August  1852  R.  184  S.  817, 
dazu  die  Vollzugsvorschrift  vom  5.  Okt.  1852  enthalten  im  V.  Bl.  (II.  Bd. 
N.  77)  des  H.  M.  (Manz'sche  G.  A.  1.  Bd.). 

3)  Die  drei  Objekte  des  Patentschutzes :  Waaren,  Produktionsmittel  und 
Produktionsmethoden  lassen  sich  oft  schwer  von  einander  scheiden.  Praktisch 
von  Bedeutung  ist  die  Unterscheidung  zwischen  Methoden  der  Produktion 
und  neuen  Produkten ;  denn  im  ersten  Falle,  richtet  sich  das  Untersagungs- 
recht  des  Erfinders  nur  gegen  die  Anwendung  der  neuen  technischen  Pro- 
zesse in  fremden  Unternehmungen,  denen  der  Erfinder  die  Benützung  seiner 
Erfindung  nicht  gestattet  hat. 
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c)  als  Verbesserung  oder  Veränderung,  worunter  das  Gesetz  jede 
Hinzufügung  einer  Vorrichtung,  Einrichtung  oder  Verfahrungsweise  zu 
einen»  bereits  bekannten  oder  privilegirten  Gegenstande  ansieht,  durch 
welche  in  dem  Zwecke  des  Gegenstandes  oder  in  der  Art  seiner  Er- 
zeugung ein  günstigerer  Erfolg  oder  eine  grössere  Oekonomie  erzielt  « 
worden  soll.1) 

II.  Voraussetzungen  des  Patentschutzes  sind: 

1.  Neuheit  der  Erfindung,  Entdeckung,  Verbesserung.  Davon  kann 
nur  dann  die  Rede  sein,  wenn  dieselben  bis  zur  Zeit  des  angesuchten 
Privilegiums  im  Inlande  weder  in  Ausübung  stehen,  noch  durch  ein 
öffentliches  Druckwerk  bekannt  sind  (§  1  letzte  Alinea  cit.  Ges.). 

2.  Dieselben  müssen  eine  industrielle  Verwerthung  gestatten. 

Ausgeschlossen  von  dem  Patentschutz©  sind  somit  rein  wissen- 
schaftliche Entdeckungen,  z.  B.  die  Entdeckung  neuer  Naturgesetze  oder 
neuer  Eigenschaften  der  Körper,  selbst  wenn  diese  wissenschaftlichen 
Sätze  in  der  Industrie  ihre  Verwerthung  finden  können.  Wohl  ist 
aber  jede  neue  Anwendung  eines  solchen  Principes  oder  Satzes,  wo- 
durch ein  neues  Erzeugniss  der  Industrie,  ein  neues  Erzeugungsmittel 
oder  eine  neue  Erzeugungsmethode  zu  Stande  kommt,  privilegirbar  (§  5 
cit  Ges.).  Ebensowenig  sind  neue  Methoden  des  Ackerbaues  und  land- 
wirtschaftliche Verbesserungen  überhaupt,  Neuerungen  und  Methoden 
in  der  Forstwirtschaft  und  im  Bergbau,  Kombinationen  neuer  Pläne 
für  Unternehmungen  auf  dem  Gebiete  des  Handels,  Finanzpläne  privi- 
legirbar. 

III.  Trotz  Zutreffens  dieser  beiden  Voraussetzungen  sind  gewisse 
Erfindungen  kraft  positiver  Vorschrift  des  Gesetzes  von  dem  Ansprüche 
auf  Schutz  ausgenommen: 

a)  diejenigen,  deren  Verwerthung  mit  den  gesetzlichen  Einrich- 
tungen des  Staates,  insbesondere  den  Polizei-  und  Strafgesetzen  in 
Widerspruch  steht;  und  Erfindungen  von 

b)  Arzneien,  Nahrungsmitteln,  Getränken  (§  2  P.  G.). 

IV.  Die  Verleihung2)  eines  Erfindungspatentes  erfolgt  über  ein 
gehörig  abgefasstes  Gesuch  des  Patentwerbers.  Er  ist  von  dem  Be- 
weise befreit,  dass  er  der  Erfinder  ist.  Auch  Ausländer  können  sich 
um  Patente  bewerben,  müssen  aber  einen  im  Inlande  wohnenden  Be- 
vollmächtigten namhaft  machen. 

Die  nach  einem  gesetzlich  vorgezeichneten  Formulare  einzurichten- 
den Gesuche  haben  zu  enthalten  : 


')  §  1  P.  G. 

'l\  Vgl.  II.  Abth.  des  P.  G. 
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a)  Den  Vor-  und  Zunamen,  Charakter,  Wohnort  des  Patentwerbers 
oder  seines  Bevollmächtigten. 

b)  Die  Bezeichnung  der  Erfindung,  Entdeckung  oder  Verbesserung. 

c)  Die  Anzahl  der  Jahre,  auf  die  sich  das  Privilegium  erstrecken 
soll.  Die  Dauer  des  Privilegiums  darf  jedoch  ohne  allerhöchste  Be- 
willigung fünfzehn  Jahre  nicht  überschreiten,  und  ist  bei  aus  dem  Aus- 
lande ins  Inland  zu  übertragenden  Privilegien  auf  die  noch  nicht  ab- 
gelaufene Anzahl  Jahre  des  ausländischen  Privilegiums  zu  beschränken. 

d)  Die  Angabe,  ob  Geheimhaltung  gewünscht  werde  oder  nicht.  — 
Dem  Gesuche  ist  die  nach  der  begehrten  Dauer  progressiv  steigende 
Privilegientaxe  und  eine  mit  den  nöthigen  Zeichnungen,  Mustern,  Mo- 
dellen versehene  detaillirte  Beschreibung  beizulegen,  die  so  abgefasst 
sein  muss,  dass  jeder  Sachverständige  den  Gegenstand  nach  dieser 
Beschreibung  zu  verfertigen  im  Stande  ist. 

Die  Statthalterei  ("Landesregierung),  bei  welcher  das  Gesuch  in 
der  Regel  unmittelbar  zu  überreichen  ist,  hat  zu  prüfen,  ob  das  Gesuch 
formell  gehörig  instruirt  ist,  sowie  ob  sich  der  Gegenstand  zur  Privi- 
legirung  eigne.  Ergibt  sich  nach  diesen  beiden  Richtungen  kein  An- 
stand, so  wird  das  Gesuch  dem  Handelsministerium  überreicht,  welches 
ohne  weitere  materielle  Prüfung  der  Neuheit  und  Nützlichkeit  der  Er- 
findung im  Einvernehmen  mit  dem  kgl.  ungarischen  Handelsministerium 
das  Patent  für  den  gesammten  Umfang1)  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  ertheilt2) 

V.  Die  Wirkungen3)  des  ertheilten  Patentes  bestehen: 

a)  in  der  Beschränkung  der  allgemeinen  Gewerbefreiheit  zu  Gunsten 
des  Patentinhabers.4)  Es  darf  Niemand  den  Gegenstand  der  Erfindung 
gewerbsmässig  herstellen,  in  Verkehr  bringen,  feilhalten  oder  die  privi- 
legirten  Produktionsmethoden  anwenden.  Dagegen  darf  der  Patent- 
inhaber seine  Erfindung  gewerbsmässig5)  verwerthen;  er  kann 

b)  über  das    Privilegium  vermögensrechtlich  disponiren.  Die 


!)  Vgl.  Zoll-  und  Ilandelsbündniss  mit  den  Landern  der  ungarischen 
Krone  (Art.  XVI.)  24.  Dez.  1867  und  27.  Juni  1878. 

*)  Gegenüber  der  Neuheitsfrage  unterscheidet  man  drei  Systeme:  das 
System  der  Vorprüfung,  der  blossen  Anmeldung  und  das  des  Aufge- 
botes. Das  österr.  Gesetz  ist  von  dem  zweiten  Principe  beherrscht. 
Vgl.  §  17  P.  G. 

»)  HI.  Absch.  P.  G. 

4)  Vgl.  Lab  and,  Staatsrecht  S.  468  ff.  II.  Bd. 

b)  §  22  P.  G.  —  also  mit  Beobachtung  der  Polizeigesetze  (§  19  P.  G.) 
Betriebsanlagen  und  Verkaufsstatten  errichten,  selbstverständlich  unter  Be- 
schränkung auf  den  Gegenstand  des  Privilegiums. 
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Uebertragung  von  Privilegien  kann  entweder  durch  Rechtsgeschäfte 
unter  Lebenden  oder  durch  Erbgang  und  Vermächtniss  erfolgen.1) 

VI.  Eingriffe2)  in  die  Privilegien  haben  theils  strafrechtliche,  theils 
«civilrechtliche  Folgen. 

Jeder  Eingriff  berechtigt: 

a)  zum  Antrage  auf  Erlass  eines  richterlichen  Befehles,  durch 
welchen  die  fernere  Nachahmung  und  der  fernere  Verschleiss  der  nach- 
gemachten Gegenstände  untersagt  und  ihre  Beschlagnahme  oder  ander- 
weitige zweckmässige  Verwahrung  verfugt  wird; 

b)  zum  Antrage  auf  Strafverfolgung  durch  die  politische  Behörde, 
wenn  entweder  der  Eingriff  in  ein  Privilegium  erfolgt  ist,  dessen  Be- 
schreibung in  die  Öffentlichen  Register  eingetragen  worden  ist,  oder 
wenn  bei  geheimgehaltener  Beschreibung  ungeachtet  vorangegangener 
behördlicher  Untersagung  mit  dem  Eingriffe  fortgefahren  wird. 

Diese  Eingriffe  sind  mit  Geldstrafen  bis  zu  1000  Gulden  oder  mit 
äquivalentem  suppletorischem  Arrest  und  mit  dem  Verfalle  der  unbefugt 
verfertigten  Objekte  zu  ahnden,  welche  bei  Mangel  eines  sonstigen 
Uebereinkommen8  zu  vertilgen  sind. 

c)  Endlich  kann  der  Beschädigte  den  Ersatz  des  durch  den  Ein- 
griff verursachten  Schadens  durch  civilrechtliche  Klage  beanspruchen. 

Präjudiciell  nach  allen  diesen  drei  Richtungen  kann  die  vom 
Handelsministerium  zu  entscheidende  Vorfrage  sein,  ob  nicht  das  er- 
theilte  Privilegium  erloschen,  oder  ungiltig  sei. 

VII.  Das  Privilegium  erlischt: 

a)  durch  Zeitablauf, 

b)  durch  freiwillige  Zurücklegung  und 

c)  durch  Nichtgebrauch. 

Die  Kassation  (Nichtigkeitserklärung  eines  Patentes)  tritt  ein: 

1.  Wenn  sich  ergiebt,  dass  die  Erfindung  nicht  patentfähig  war, 
weil  ihr  die  nöthige  Deutlichkeit  der  Beschreibung  oder  die  Neuheit 
mangelt,  oder  weil  sio  nnVeincr  bereits  patentirten  Erfindung  iden- 
tisch ist. 

Diese  Nichtigkeitserklärung  macht  das  Patent  von  Anfang  an  un- 
wirksam ;  es  können  daher  weder  Strafen  noch  Entschädigungsverpflich- 
tungen wegen  der  vor  der  Nichtigkeitserklärung  stattgefundenen  Ein- 
griffe verhängt  werden. 

2.  Wenn  eine  Verpflichtung,  welche  als  Bedingung  der  Giltigkeit 


1)  §  22  und  §§  35—37  P.  G.  Privilegienübertragungen  sind  zu  re- 
gistriren  und  öffentlich  kundzumachen. 

2)  Vn.  Absch.  P.  G. 


Digitized  by  Google 


S  234.  Selbstverwaltungskörper. 


589 


des  Patentes  auferlegt  worden  ist,  nicht  erfüllt  wird.  Auch  hier  ist 
die  Kassation  auf  den  Moment  der  Privilegiumscrtheilung  zurückzu- 
beziehen. 

D.  Pflege  der  gewerblichen  Interessen. 

S  234. 

Selbstyerwaltungskörper. 

I.  Zur  Pflege  der  gewerblichen  Interessen  bestehen  genossenschaft- 
liche Selbstverwaltungskörper  doppelter  Art:  Die  gewerblichen  Ge- 
nossenschaften und  die  Handels-  und  Gewerbekammern. 

Die  erstem1)  sind  keine  freien  Vereine,  sondern  Zwangsverbände,, 
die  unter  denjenigen,  welche  gleiche  oder  verwandte  Gewerbe  betreiben, 
innerhalb  einer  Gemeinde  oder  benachbarter  Gemeinden  durch  admini- 
strative Verfugung  zu  bilden  sind. 

Ihr  Zweck  ist  Förderung  der  gemeinsamen  gewerblichen  Inter- 
essen, insbesondere :  a)  durch  Gründung,  Erhaltung  von  Fachschulen  und 
von  Anstalten  zur  Unterstützung  der  Mitglieder  und  Angehörigen  der 
Genossenschaft  im  Falle  der  Erkrankung  oder  sonstiger  Nothlage;  b) 
durch  Errichtung  der  von  den  Gewerbebehörden  als  noth wendig  er- 
klärten gemeinsamen  Betriebsanlagen ; 2)  c)  durch  Vertretung 
gemeinsamer  Interessen  der  Regierung  gegenüber,  und  d)  durch  Erhaltung 
geregelter  Zustände  zwischen  den  Mitgliedern  der  Genossenschaft  und 
dem  Hilfspersonal. 

Zur  Erreichung  dieser  Zwecke  haben  die  gewerblichen  Genossen- 
schaften: 

a)  ein  Besteuerungsrecht,  indem  die  für  die  Erfordernisse  der  Ge- 
nossenschaft nöthigen  Geldmittel,  soweit  solche  nicht  aus  den  Zinsen 
des  etwa  vorhandenen  Vermögens  die  Deckung  erhalten,  mit  Genehmi- 
gung der  Behörde  auf  die  Mitglieder  der  Genossenschaft  umgelegt  und 
durch  Verwaltungsoxekution  eingetrieben  werden. 

b)  Als  Korporationen  haben  sie  dem  Staate  gegenüber  ein  Gesuchs-, 
Beschwerde-  und  Petitionsrecht. 

c)  Sie  üben  nach  Massgabe  der  Genossenschaftsstatuten  gegenüber 
den  Mitgliedern  und  Angehörigen  eine  Disciplinargewalt  und  bei  Lohn- 
und  Dienststreitigkeiten  schiedsrichterliche  Funktionen  aus. 

Die  Genossenschaft  wird  vertreten  durch  die  Versammlung  der 


J)  Vgl.  V.  II.  Hptst.  §§  106—131  G.  0. 

2)  §  126  Gew.  Odg.;  V.  G.  H.  4.  Mai  1881  Z.  762,  Budw.  1091. 
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Genossenschaft  und  durch  den  Genossenschaftsvorstand,  bestehend  aus 
dem  Ausschüsse  unter  Leitung  des  Vorstehers. 

Sie  stehen  unter  der  Aufsicht  der  Behörde,  welche  zur  Ueber- 
wachung  des  gesetzmässigen  Vorganges  bei  denselben  eigene  Kommis- 
säre bestellt. 

Ihre  Streitigkeiten  über  innere  Gesellschafts-Angelegenheiten  ge- 
hören ausschliesslich  auf  den  Verwaltungsweg. 

U.  Zur  Vertretung  der  Interessen  der  Industrie  und  des  Handels 
bestehen  in  den  gesetzlich  bestimmten  Standorten  für  die  zugewiesenen 
Bezirke  (29)  Handels-  und  Gewerbekammern.1)  Dieselben 
haben  folgende  Funktionen: 

a)  Sie  sind  begutachtende  sachverständige  Organe,  die  über  Auf- 
forderung der  Regierung  über  Fragen  des  Gewerbes  und  Handels,  na- 
mentlich über  Gesetzentwürfe  und  Verwaltungsmassregeln  ihr  Gutachten 
abzugeben  haben; 

b)  sie  haben  ein  selbständiges  Petitions-  und  Beschwerderecht 

Nach  den  erwähnten  beiden  Richtungen  können  die  Handels-  und 
Gewerbekammern  auch  gemeinschaftliche  Berathungen  pflegen  (Han- 
delskammertage). 

c)  Sie  besorgen  im  Auftrage  des  Staates: 

a)  die  Evidenzhaltung  statistischer  Daten  über  Handel  und  Ge- 
werbe ; 

/?)  die  Verfassung  eines  jährlichen  Berichtes  über  den  Zustand 
von  Gewerbe  und  Handel  und  eines  statistischen  Hauptberichtes  von 
fünf  zu  fünf  Jahren  über  die  volkswirtschaftlichen  Zustände  ihres 
Bezirkes ; 

y)  sie  nehmen  Einfluss  auf  die  Prüfung  und  Ernennung  der 
Waaren-  und  Wechselmäkler  und  auf  die  Ernennung  der  Börsenräthe 
und  Handelsgerichtsbeisitzer; 

£)  sie  besorgen  die  Registrirung  von  Mustern  und  Marken; 

e)  und  beurkunden  diese  Thatsachen  sowie  Handelsgebräuche; 

5)  sie  fungiren  endlich  als  Schiedsgerichte. 

Jede  Kammer  zerfallt  in  der  Regel  in  die  Handels-  und  die  Ge- 
werbesektion. 

Jede  Kammer  besteht  aus  mindestens  16  und  höchstens  48  Mit- 
gliedern, die  durch  direkte  Wahl  auf  sechs  Jahre  entsendet  werden. 
Wahlberechtigt  sind  alle  Unternehmer  des  Gewerbe-  und  Handelsstan- 


>)  Ges.  29.  Juni  1868  R.  85. 
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des,  die  sich  im  Vollgenuss  der  bürgerlichen  Rechte  befinden  und  das 
für  den  Kammerbezirk  festgestellte  Steuerminimum  entrichten. 

Zur  Wählbarkeit  wird  ausser  diesen  Voraussetzungen  noch  öster- 
reichische Staatsbürgerschaft,  ein  Alter  von  dreissig  Jahren,  ein  drei- 
jähriger Besitz  der  Erfordernisse  des  aktiven  Wahlrechtes  und  ein 
regelmässiger  Wohnsitz  im  Bezirke  der  Kammer  verlangt. 

Zur  Führung  der  Präsidialgeschäfte  bestellt  die  Kammer  auf  je 
Ein  Jahr  aus  ihrer  Mitte  einen  Präsidenten  und  Vicepräsidenten,  deren 
Wahl  der  Bestätigung  durch  den  Handelsminister  unterliegt. 

Zur  Besorgung  der  Koncepts-,  Kanzlei-  und  Kassageschäfle  er- 
nennt Jede  Handels-  und  Gewerbekammer  ausserhalb  des  Kreises  ihrer 
Mitglieder  einen  fachwissenschaftlich  gebildeten  besoldeten  Sekretär  und 
das  erforderliche  Hilfspersonal. 

§  235. 

Einrichtungen  für  den  Waarennmsatz. 

Hierher  gehören: 

I.  Märkte.1)   Dieselben  können  sein: 

a)  allgemeine  Märkte  (Messen-,  Jahr-,  Kirchtagsmärkte,  Märkte 
in  Badeorten),  auf  denen  alle  zum  freien  Verkehr  gestatteten  Waaren 
verkauft  werden  dürfen,  und 

b)  Spezialmärkte,  die  sich  auf  gewisse  Waarengattungen  be- 
schränken. 

Zu  den  letzteren  gehören  die  Wochenmärkte  für  den  Verkehr  mit 
Lebensmitteln  und  rohen  Naturprodukten,  Wirthschafts-  und  Ackerge- 
räthen,  mit  gemeinen  Artikeln  des  täglichen  Verbrauches.  Das  Recht 
der  Qemeinden  zur  Abhaltung  von  Märkten  beruhte  früher  auf  Privi- 
legien; gegenwärtig  genügt  für  Wochenmärkte  eine  Koncession  der 
politischen  Bezirksbehörde,  und  für  Jahrmärkte  eine  Koncession  der  poli- 
tischen Landesstelle,  die  nnr  bei  anerkannter  Nothwendigkeit  und 
Nützlichkeit  des  Marktes  ohne  Beeinträchtigung  bestehender  Markt- 
privilegien zu  ertheilen  ist.2) 

Ueber  die  Abhaltung  von  Märkten  gelten  folgende  Normen : 
a)  Märkte  kann  Jedermann  mit  den  unter  den  Begriff  des  Marktes 
fallenden  Waaren  beziehen;  daher  die  Verweisung  vom  Markte  wegen 
Störung  der  Ordnung  im  einzelnen  Falle  zwar  verfugt,  nicht  aber  eine 
zeitweilige  oder  dauernde  Ausschliessung  vom  Marktbesuche  überhaupt 
verhängt  werden  darf. 

')  V.  Hptst.  §§  62—71  G.  0. 

2)  M.-Vdg.  4.  Mai  1849  R.  238.  M.-E.  31.  Dez.  1869  Z.  8090.  — 
Mayerhofer  I.  Bd.  S.  272  und  III.  Bd.  S.  611. 
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Es  dürfen  jedoch  «)  Waaren,  deren  Verkauf  an  eine  Koncession 
gebunden  ist,  nur  von  den  mit  der  bezüglichen  Koncession  versehenen 
Gewerbsleuten  feilgeboten  werden;  und  /?)  wer  aus  dem  Beziehen  von 
Märkten  ein  selbständiges  Gewerbe  macht,  hat  dasselbe  anzumelden. 

b)  Alle  Marktbesucher  sind  im  Betriebe  ihrer  Marktbefugnisse 
gleichberechtigt. 

Einrichtungen,  wonach  die  ersten  Stunden  des  Marktes  für  die 
Einkäufer  im  Kleinen  vorbehalten  werden,  dürfen  nur  bei  Wocbenmärk- 
ten  und  in  Anwendung  auf  Lebensmittel  stattfinden,  wenn  die  örtlichen 
Gewohnheiten  und  Bedürfnisse  dafür  sprechen  (§  68  G.  0.). 

c)  Die  Gemeinde  darf  Marktgebühren  nur  für  Ueberlassung  der 
Standplätze,  Buden  und  Gerätschaften  und  zur  Deckung  sonstiger 
Auslagen  nach  einem  von  der  politischen  Landesstelle  genehmigten 
Tarife  erheben  (§  70  G.  0.). 

II.  Oeffentliche  Lagerhäuser.    Dieselben  können  sein: 

a)  Waarenhäuser  zur  Deponirung  zoll-  und  steuerfreier  oder  bereits 
verzollter  und  versteuerter  Waaren,  oder  b)  Freilager  zur  mittlerweiligen 
Aufnahme  zoll-  und  steuerpflichtiger  Waaren  bis  zur  Vornahme  ihrer 
Einfuhrsverzollung  oder  zu  ihrer  Wiederausfuhr. 

Zur  Errichtung  öffentlicher  Lagerhäuser  ist  die  Bewilligung  des 
Handels-  und  des  Finanzministeriums  erforderlich.1) 

III.  Börsen  sind  Anstalten,  in  welchen  sich  täglich  zu  einer  be- 
stimmten Zeit  die  Kaufleute  und  Mäkler  des  Orts  versammeln,  um  sich 
über  die,  Geschäfte  zu  besprechen  und  dieselben  abzuschliessen.  Die 
Börsen  dienen  zur  Erleichterung  und  Regulirung  des  Verkehrs  durch 
dessen  Koncentration.  Sie  beruhen  auf  Vereinen,  deren  Bildung  und 
Statuten  an  die  Genehmigung  des  Handels-  und  Finanzministeriums 
gebunden  ist.  In  den  Statuten  sollen  die  Objekte  des  Börsenverkehrs 
die  Bedingungen  der  Mitgliedschaft  und  des  Besuches,  die  Rechte  und 
Pflichten  der  Börsenbesucher,  die  Art  der  Aufbringung  der  Mittel,  die 
Organe  des  Vereins  und  die  Formen  der  Beschlussfassung  bestimmt  sein. 

Die  Börsenleitung  erlässt  Normen  zur  Regolung  des  Börsenver- 
kehrcs  innerhalb  der  gesotzlichen  Grenzen  und  mit  Berücksichtigung  der 
Handelsgebräuche.  Der  Börsenbesuch  ist  nur  eigenborechtigten  un- 
bescholtenen Personen  männlichen  Geschlechtes  insoweit  gestattet,  als 
dieselben  nicht  wegen  Nichterfüllung  ihrer  Verbindlichkeiten  oder  Ueber- 
tretung  der  Börsenvorschriften  vom  Börsenbesuch  ausgeschlossen  worden 
sind.  Streitigkeiten  über  Börsengeschäfte,  d.  h.  solche  Geschäfte,  die 
im  öffentlichen  Börsenlokal  in  der  festgesetzten  Börsenzeit  über  solche 

>)  Vdg.  19.  Juni  18Gf>  R.  86. 
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Verkehrsgegenstände  abgeschlossen  worden  sind,  die  an  der  betreffen- 
den Börse  gehandelt  und  notirt  werden  dürfen,  sind  durch  das  Böreen- 
schiedsgericht  zu  entscheiden. 

Die  amtliche  Ausmittiung  der  Couree  erfolgt  auf  Grund  der  von  den 
Mäklern  in  Ausübung  ihres  Amtes  konstatirten  Daten  unter  Aufsicht 
des  staatlichen  Börsenkommissärs  durch  Mitglieder  der  Böreenleitung.1) 

XI.  Die  Erleichterung  des  Güterumlaufes. 

§  236. 

Maass  und  Gewicht 5) 

Maass  und  Gewicht  dienen  zur  quantitativen  Bestimmung  der  Güter 
und  Leistungen. 

Die  Ordnung  von  Maass  und  Gewicht  ist  ein  Hoheitsrecht  des 
Staates.  In  Oesterreich  begann  gegenüber  der  frühem  partikularen  Ver- 
schiedenheit von  Maass  und  Gewicht  der  Versuch  gleichmässiger  Ord- 
nung schon  seit  Maria  Theresia,  indem  das  niederösterreichische  (Wie- 
ner) Maass  und  Gewicht  successive  in  den  einzelnen  Landern  der 
Monarchie  eingeführt  wurde.3) 

Gegenwärtig  beruht  diese  Ordnung  auf  dem  Gesetze  vom  23.  Juli 
1872  (B.  G.  Bl.  vom  2.  Marz  1872  Nr.  16)  über  die  Einführung  des 
metrischen  Systems. 

Dieses  Gesetz  enthält: 

1.  Eine  Reihe  von  Definitionen  aber  die  Maass-  und  Gewichtsbe- 
seichnungen  und  über  ihr  Verhältniss  zu  den  bisherigen  gesetzlichen 
Maassen  und  Gewichten. 

Grundlage  ist  das  Meter  als  Einheit  des  Längen  maass  es ;  gleich 
0,5272916  Wiener  Klafter. 

Aus  demselben  werden  die  Einheiten  des  Flächen-  und  Körper- 
maasses  gebildet. 

Das  Kilogramm,  gleich  dem  Gewichte  eines  Kubikdecimeters  destillir- 
ten  Wassers  im  luftleeren  Baum  bei  einer  Temperatur  Ton  +4°  Celsius 
ist  Gewichtseinheit 

*)  Vgl.  Ges.  1.  April  1875  R.  67  über  Organisiruns  der  Börsen. 

2)  Vgl.  Bluntschli,  Staatswörterbuch  VI. Bd.  S.  554.  Art.  Maass-  und 
6 ewichtsordnüng  in Holtzendorf f,  Rechtslexikon  II.  Bd.  S.  730.  La- 
band,  Staatsrecht  des  D.  R.  II.  Bd.  S.  439.  Karsten,  Maass  und  Gewicht  in 
altem  und  neuem  System  1871.  Für  Oesterreich  Kopetz,  Gewerbegesetzkunde 
II.  Bd.  S.  332.  Manzsche  Gesetzausgabe  XHX  Bd. 

3)  Vgl.  Stubenrauch,  Verwaltungsgesctzkunde  II.  Bd.  8.  572. 
U 1  b  r  i  o  h ,  OttMrreicb.  StMlsmkt  £g 
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Diese  Festsetzungen  bedeuten,  dass 

a)  die  in  Gesetzen,  Verordnungen  und  Erlassen  vorkommenden 
Maass-  und  Gewichtsbezeichnungen  nach  der  neuen  Maass-  und  Gewichts- 
ordnung zu  interpretiren  sind,  soweit  nicht  eine  andere  Annahme  be- 
gründet ist.  Ebenso  sind  die  in  frühem  Gesetzen  vorkommenden  Maass- 
und Gewichtsangaben  entsprechend  umzurechnen. 

b)  Hinsichtlich  der  Rechtsgeschäfte  dienen  diese  Definitionen  zur 
Erläuterung  des  Parteiwillens.  Sie  erklären,  welcher  Sinn  Maass-  und 
Gewichtsbezeichnungen  in  Rechtsgeschäften  beizulegen  ist,  wenn  sich 
nicht  etwa  aus  konkludenten  Handlungen  die  Annahme  eines  anderen 
Sinnes  ergeben  sollte. 

Bei  Abwicklung  von  Verträgen,  deren  Abschluss  unter  der  Herr- 
schaft früherer  Gesetze  erfolgt  ist,  hat  die  Umrechnung  der  gebrauchten 
Bezeichnungen  von  Maass  und  Gewicht  nach  dem  gesetzlich  festgestell- 
ten Verhältnisse  zu  erfolgen.  „ 

2.  Der  Staat  befiehlt  die  Anwendung  der  gesetzlichen  Maasse  und 
Gewichte  im  öffentlichen  Verkehr,  d.  h. 

a)  bei  der  Thätigkeit  öffentlicher  Organe,  Berufepersonen,  Erwerbs- 
unternehmungen und  Anstalten  haben  quantitative  Festsetzungen  dem 
Publikum  gegenüber  nach  gesetzlichem  Maass  und  Gewicht  zu  erfolgen. 

So  sind  z.  B.  in  der  Post-,  Eisenbahn-  und  Wegeverwaltung  Ent- 
fernungsangaben in  Kilometern  auszudrücken. 

Auf  ärztlichen  Recepten  sind  die  Ingredienzien  nach  dem  Medici- 
nalgewicht  anzugeben.  Die  Leistungsfähigkeit  von  Kraftmaschinen  und 
Motoren  ist  in  Pferdekräften  auszudrücken. 

b)  Bei  wirklichem  Zumessen  und  Zuwägen  im  öffentlichen  Verkehre 
dürfen  nur  die  gesetzlichen  Maasse,  Gewichte  und  Messapparate  ange- 
wendet werden. 

3.  Die  für  den  öffentlichen  Verkehr  bestimmten  Maasse,  Gewichte  und 
Messapparate  müssen  geaicht  sein ;  der  Gebrauch  anderer  als  obrigkeit- 
lich geaiehter  Maasse,  Gewichte  und  Messapparatc  ist  verboten.  Zur 
Aichung  werden  aber  nur  diejenigen  Maasse  und  Gewichte  zugelassen, 
welche  den  im  Gesetze  bestimmten  Grössen  entsprechen. 

Diese  Vorschriften  beziehen  sich  zunächst  auf  Maasse,  Gewichte  und 
Messapparate  zur  Bestimmung  räumlicher  Dimensionen  oder  der  Schwere 
von  Sachen.  Sie  umfassen  aber  ;  (Art.  XVIII.)  auch  andere  Kategorien 
von  Messapparaten  und  zwar: 

a)  Alkoholometer  zur  Prüfung  des  Stärkegrades  weingeist- 
hältiger  Flüssigkeiten; 

b)  Sacharometer  zur  Prüfung  des  Zuckergehaltes  von  Flüssig- 
keiten, insbesondere  des  Extraktsgehaltes  der  Bierwürze; 
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c)  Gasmesser  zur  Bestimmung  der  Vergütung  für  den  Verbrauch 
von  Leuchtgas. 

4.  Die  Aichung  besteht  in  der  amtlichen  Prüfung  und  Beglaubi- 
gung der  Maasse,  Gewichte,  Waagen  und  sonstigen  Apparate.  Nach- 
aichung  ist  die  periodische  Prüfung  der  schon  im  Gebrauche  befind- 
lichen Maasse,  Gewichte  und  Apparate  in  den  durch  Verordnungen  be- 
stimmten Terminen.1)  Diese  Prüfung  ist  oin  technisches  von  den 
Aichbehörden  vorgenommenes  Geschäft,  worüber  die  Aichordnung  vom 
19.  Dezember  1872  B.  171  und  ihre  Nachtragsverordnungen  die  In- 
struktion enthalten. 

Die  Stempelung  ist  die  Ausstellung  einer  Öffentlichen  Urkunde 
über  die  Richtigkeit  der  geprüften  Objekte. 

Die  Aichämter  sind  Staatsbehörden  und  werden  in  der  Begel  am 
Sitze  einer  staatlichen  Behörde  aufgestellt;  für  einzelne  Zweige  des 
Aichgeschäftes,  insbesondere  die  Fassaichung  können  auch  an  anderen 
Orten  Aichstellen  errichtet  werden.  Jedes  Aichamt  besteht  regelmässig 
aus  zwei  Mitgliedern,  einem  Vorsteher,  dem  die  allgemeine  Leitung  der 
Geschäfte  zusteht  und  einem  mit  Dienstvertrag  angestellten  Aichmeister. 
Die  Prüfung  und  Aichung  gewisser  Objekte,  als  Alkoholometer,  Sacha- 
rometer, Gasmesser,  welche  eine  grössere  Geschicklichkeit  und  Vorbil- 
dung erfordert,  als  bei  der  Hehrzahl  der  Aichmeister  vorausgesetzt  und 
verlangt  werden  kann,  darf  einzelnen  Aichämtern  abschliessend  vorbe- 
halten werden.   Die  Aufsicht  über  den  Geschäftsbetrieb  der  Aichämter 
wird  durch  die  politische  Behörde  und  die  Aichinspektoren  ausgeübt. 
Letzteren  kommt  die  Leitung  der  an  ihrem  Amtssitze  befindlichen  Aich- 
ämter und  die  Heranbildung  und  Prüfung  der  Kandidaten  für  Aich- 
meisterstellen zu. 

Als  oberstes  technisches  Organ  für  Maass  und  Gewicht  besteht  zur 
Seite  des  Handelsministeriums  die  Normalaichungskommission. 

Auf  Grund  des  am  20.  Mai  1875  abgeschlossenen  Vortrages  be- 
steht in  Paris  unter  dem  Namen:  „Internationales  Maass-  und 
^ewichtsbur  eau"  ein  permanentes  wissenschaftliches  Komitee  zur 
Erzielung  möglichst  gleichmassiger  Ordnung  des  Maass-  und  Gewichts- 
wesens in  den  betheiligten  Staaten,  namentlich  zur  Vergleichung  der  in 
den  einzelnen  Staaten  befindlichen  Urmaa:>so  und  Urgewicht<«  mit  dem 
internationalen  Prototype. 

5.  Dio  Anwendung  ungesetzlicher  Maasse,  Gewichte  und  Mcssappa- 


>)  Vgl.  H.  V.  28.  März  1881  N.  30  R.  G.  B. 
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rate  bildet  ein  zur  Kompetenz  der  politischen  Behörden  gehöriges,  mit 
Geld-  nnd  suppletorischen  Arreststrafen  zu  ahndendes  Polizeidelikt l) 

6.  Die  Vornahme  des  Messens  nnd  Wägens  mit  den  gsetzlichcn 
Geräthen  ist  an  sich  Sache  der  Betheiligten.  Nach  dem  Gesetze  vom 
19.  Jnli  1866  R.  85  können  Ton  den  Gewerbsbehörden  öffentliche 
Mess-  nnd  Wägeanstalten  mit  der  Befugniss  koncessionirt  werden,  über 
die  Operationen  des  Messens  nnd  Wagens  Bescheinigungen  unter  Haf- 
tung für  die  Richtigkeit  mit  der  Kraft  Beweis  wirkender  Urkunden 
auszustellen. 

§  237. 
Geldwesen. 

I.  Man  mus8  unterscheiden  die  Münzhoheit,  d.h.  die  Ordnung 
des  Münzwesens  und  die  Münzprägung;  gerade  so,  wie  man  bei 
Maass  und  Gewicht  die  Begelnng  des  Maass-  und  Gewichts  Systems  von 
der  Herstellung  der  Geräthe  zum  Messen  und  Wägen  unterscheiden 
mus8.  Die  Münzprägung  ist  keine  Rechtshandlung,  sondern  eine  tech- 
nische Arbeit.  Während  aber  die  Herstellung  von  Geräthen  zum 
Messen  und  Wägen  der  Privatindustrie  überlassen  ist,  behält  sich  der 
Staat  die  Münzprägung  aus  finanziellen,  polizeilichen  und  volkswirth- 
-echaftlichen  Motiven  als  Regal  vor. 

Nach  dem  Münzvertrage  vom  24.  Jänner  1857  R.  101,  abgeschlos- 
sen zwischen  Oesterreich  und  den  deutschen  Bundesstaaten,  soll  in 
Oesterreich  die  reine  Silber  Währung  auf  Grund  des  Neupfundes 
(500  Gramm)  bestehen  und  sollen  aus  dem  letztern  45  Münzeinheiten 
(Gulden)  geprägt  werden. 

Nach  Art  5  des  kaiserlichen  Patentes  vom  19.  September  1857 
R.  169  sind  in  den  Guldenstücken  Theile  feinen  Silbers  und  -jVW 
Kupfer  als  Legirung  enthalten,  so  dass  also  40  iji  Guldenstücke  ein 
Pfand  wiegen. 

Als  Goldmünzen  sollten  die  Krone  zu  !/so  und  die  halbe 
Krone  zu  Vieo  Zollpfund  feinen  Goldes  ausgeprägt  werden.  Diese 
Goldmünzen  hatten  jedoch  nicht  den  Charakter  eines  die  gesetzliche 
Silbermünze  vertretenden  Zahlungsmittels,  daher  Niemand  verpflichtet 


Art.  VI.,  XI.,  XV.  Maass-  und  Gewichtsordnung  Vdg.  H.  M.  28.  März 
1880  R.  31,  welche  die  Aufbewahrung  ungesetzlicher  Maasse,  Gewichte  und 
Waagen  in  den  standigen  oder  zeitweiligen  VerkaufestättenMer  Gewerbtreiben- 
den  verbietet. 


Digitized  by  Google 


§  237.  Geldwesen. 


597 


war,  dieselbe  anstatt  der  gesetzlichen  Silbermünze  als  Zahlung  anzu- 
nehmen; jedoch  wurden  die  Staatskassen  zu  ihrer  Annahme  ermächtigt. 

Das  Gesetz  vom  9.  März  1870  B.  22  ersetzt  die  Kronen  durch 
Goldmünzen  zu  acht  Gulden  gleich  zwanzig  Francs,  und  zu  vier  Gulden 
gleich  zehn  Francs. 

Die  Silberscheidemünze  zu  20  und  10  Kreuzern  soll  in 
beiden  Theilstaaten  der  Gesammtmonarchie  zusammen  unter  Reparation 
im  Verhältnisse  70  (Oesterreich)  zu  30  (Ungarn)  zwölf  Millionen  Gul- 
den betragen. 

II.  Das  erste  Papiergeld1)  in  Oesterreich  wurde  im  Jahre  1761 
herausgegeben.  Dasselbe  hatte  die  Bestimmung,  nur  so  lange  im  Um- 
laufe zu  bleiben,  bis  ein  unter  der  Garantie  der  böhmischen  und  der 
österreichischen  Erbländer  zu  kontrahirendes  Anlehen  von  18  Millio- 
nen Gulden  zu  Stande  gekommen  sein  würde. 

Es  wurden  Zahlungsobligationen  als  ein  mit  6%  verzinsliches, 
auf  den  Ueberbringer  lautendes  Papiergeld  emittirt,  das  bei  den  öffent- 
lichen Kassen  zum  Tageskourse  angenommen  werden  musste,  im  Uebri- 
gen  aber  keinen  Zwangscours  hatte.  Diese  Zahlungsobligationen  waren 
nach  fünf  Jahren  aus  dem  Umlaufe  verschwunden. 

Mit  dem  Patente  vom  15.  Juni  17622)  wurden  Bankozettel  im 
Betrage  von  12  Millionen  Gulden  ausgegeben,  die  auf  gewisse  Landes- 
einkünfte fundirt,  bei  öffentlichen  Kassen  wie  baares  Geld  bis  zur 
Hälfte  der  falligen  Steuer  oder  Abgabe  angenommen  werden  mussten. 
Das  Patent  vom  1.  August  1771  kündigte  eine  abermalige  Herausgabe 
von  12  Millionen  Bankozetteln  an,  die  nunmehr  die  ganze  Steuerfunda- 
tion  hatten  d.  h.  zur  Begleichung  der  Abgaben  im  vollen  Betrage  ver- 
wendet werden  durften.8) 

Durch  das  Patent  vom  1.  Juni  17854)  wurden  sämmtliche  Banko- 
zettel der  bisherigen  Emissionen  aus  dem  Umlauf  gezogen  und  durch 
neue  Zettel  im  Betrage  von  20  Millionen  Gulden  ersetzt,  welche  von 
allen  Kontributions-,  Kriegs-,  Kamerai-,  ständischen  und  Bankalkassen 
der  sämmtlichen  deutschen,  ungarischen  und  galizischen  Erbländer  bei 
allen  Zahlungen  wie  baares  Geld  anzunehmen  waren,  während  in  Zah- 

!)  Josef  R.  v.  Hauer,  Beiträge  zur  Geschichte  der  Österreich.  Finanzen 
(1848);  C.  Schwabe  v.  Waisenfreund,  Versuch  einer  Geschichte  des 
österr.  Staatskredits  und  Schulwesens  (1860,  1866),  A.  Beer,  Die  Finanzen 
Oesterreichs  im  19.  Jahrhundert  (1877).  Notifikationspatent  vom  30.  Juni  1761 
und  Best&tigungspatent  vom  1.  August  1761. 

2)  Vgl.  G.  S.  Maria  Theresia  Bd.  IV.  S.  109. 

3)  Michel  S.  11.  Pfaff  und  Hof  mann,  Kommentar  zum  a.  b.  G.  B.  I. 
Bd.  S.  100. 

4)  G.  S.  Joseph  H  Bd.  IX.  S.  269. 
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langen  von  Privaten  an  Private  die  Annahme  dieser  Bankozettel  der 
Willkür  überlassen  blieb.  Die  Summe  der  Bankozettel  wurde  später 
(1788  und  1794)  vermehrt. 

Durch  das  Patent  vom  19.  August  1796 !)  wurden  die  ältern  Banko- 
zettel eingezogen  und  die  Ausgabe  neuer  in  veränderter  Gestalt  ange- 
kündigt, ohne  die  Gesammtsumme  der  zu  emittirenden  Scheine  bekannt 
zu  geben.  Auch  bestimmte  dieses  Gesetz,  dass  dieselben  baares  Geld 
vorstellen  und  daher  bei  allen  Öffentlichen  Kassen  als  Zahlung  ange- 
nommen werden  müssen  und  ebenso  wechselseitig  bei  allen  Aerarial- 
Zahlungen  an  Jedermann  ausgegeben  werden  dürfen.  Seitdem  entstand 
und  steigerte  sich  das  Disagio  der  Bankozettel. 

Im  Jahre  1810  betrug  die  Summe  der  Bankozettel  beiläufig  950 
Millionen  Gulden.  Durch  das  Patent  vom  1«.  Februar  1810*)  verzich- 
tete der  Staat  auf  das  Recht  der  weitern  Vermehrung  des  Papiergeldes 
und  ordnete  die  Einziehung  der  Bankozettel  im  herabgesetzten  Werthe 
gegen  ein  neues  Papiergeld  (Einlösungsscheine)  an. 

Durch  das  am  15.  März  1811  kundgemachte  Finanzpatent  vom 
20.  Februar  1811  (N.  929  J.  G.  S.)  wurde  die  Einlösung  der  Banko- 
zettel zum  fünften  Theil  ihres  Nominal werthes  gegen  Einlösungsscheine 
bis  letzten  Jänner  1812  verfugt. 

Der  Krieg  mit  Russland  veranlasste  eine  neue  Papiergeldemission 
in  der  Form  der  sog.  Anticipationsscheine  im  Betrage  von  45 
Millionen  Gulden. 

Sie  sollten  den  Einlösungsscheinen  gleichstehen  und  binnen  zwölf 
Jahren  eingelöst  und  vertilgt  werden.  Statt  dessen  folgten  aber  wäh- 
rend der  Kriege  in  den  folgenden  Jahren  stärkere  Emissionen  von  Pa- 
piergeld, die  erheblichere  Verschlechterungen  seines  Courses  zur  Folge 
hatten.3) 

Das  Patent  vom  1.  Juli  18164)  bestimmte  zur  Herstellung  der 
Ordnung  im  zerrütteten  Geldwesen: 

a)  Dass  in  Zukunft  niemehr  die  Ausfertigung  eines  neuen  Papier- 
geldes mit  Zwangswerth  und  Zwangsuralauf  oder  eine  Vermehrung  des 
im  Umlaufe  befindlichen  stattfinden  dürfe; 


*)  Kropatschek,  G.  S.  Bd.  Vm.  S.  155. 

2)  Pol.  G.  S.  XXXm.  Bd.  S.  123. 

3)  Pat.  16.  April  1813  pol.  G.  S.  40.  Bd.  S.  77  und  7.  Mai  1813 
Bd.  40  S.  88.  Diese  Anticipationsscheine  sollten  als  schwebende  Schuld  ge- 
wissermaassen  eine  Vorwegnähme  künftiger  zur  Bildung  eines  Tilgungsfond  es 
bestimmter  Steuereingange  sein. 

4)  Vgl.  J.  G.S.Nr.  1248  und  böhm.  Prov.  G.  S.  (Nadherny,  ErgÄu- 
aungsband  I). 
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b)  das  vorhandene  Papiergeld  sollte  auf  dem  Wege  freiwilliger 
Einlösung  ans  dem  Umlauf  gezogen  und  die  Geldcirkulation  auf  die 
Grundlage  der  konventionsmässig  geprägten  Münzen  zurückgeführt 
werden ; 

c)  diese  Einlösung  sollte  durch  die  unter  Einem  begründete  National- 
bank in  der  Weise  erfolgen,  dass  zu  5/7  des  Nominalbetrages  des  ein- 
gelösten Papiergeldes  Banknoten,  und  zu  5/7  desselben  zu  1%  ver- 
zinsliche Staatsschuldverschreibungen  erfolgt  wurden. 

Die  von  der  Nationalbank  ausgegebenen  Banknoten  sollen  von 
den  Kassen  der  Bank  auf  jedesmaliges  Verlangen  des  Ueberbringers 
sogleich  in  Konventionsmünze  nach  ihrem  vollen  Nennwerth  ausbezahlt 
werden.  Die  Banknoten  sind  ein  im  Umlaufe  durch  die  Gesetze  be- 
günstigtes Zahlungsmittel;  sie  müssen  bei  allen  öffentlichen  Kassen  in 
ihrem  Nominalbetrage  angenommen  werden,  während  im  Privatverkehr 
kein  Zwang  zu  ihrer  Annahme  stattfindet. 

In  Folge  dieser  Maassregel  besserte  sich  der  Cours  des  älteren 
Papiergeldes  und  erlangte  im  Verhältnisse  zur  Konventionsmünze  da» 
stabile  Verhältniss  von  100  :  250  (1  :  2lji).  Als  dieser  Kours  im 
Verkehre  feststand,  wurde  in  dem  Uebereinkommen  zwischen  Staat  und 
Bank  vom  3.  März  1820  dieses  Verhältniss  auch  für  die  Einlösung 
des  Papiergeldes  durch  die  Bank  festgestellt.  Seither  vollzog  sich  die 
Einlösung  langsam  und  ohne  Störung;  eine  gewisse  Menge  des  Papier- 
geldes erhielt  sich  noch  im  Umlaufe;  erst  mit  der  kais.  Vdg.  vom  27. 
April  1858  R.  64  erfolgte  dessen  Einberufung. 

Im  Jahre  1848  wurde  die  Verpflichtung  der  Nationalbank  zur 
Einlösung  ihrer  Noten  beschränkt  und  denselben  Zwangscours  verliehen. 
Auch  wurde  die  Nationalbank  zur  Emission  von  Banknoten  zu  1 
und  2  fl.  und  später  zu  5  fl.  ermächtigt  Erst  die  kaiserliche  Verord- 
nung vom  30.  August  1858  R.  131  verfugte  die  Wiederaufnahme  der 
Baarzahlungen  der  Bank  vom  1.  November  1858  angefangen  und  be- 
schränkte die  Ausgabe  der  Noten  auf  Stücke  zu  1000  fl.,  100  fl.  und 
10  fl. 

Die  auf  kleinere  Beträge  lautenden  Banknoten  wurden  durch  die 
kais.  Verordnung  vom  26.  Dezember  1858  einberufen  und  durch  Noten 
zu  einem  Gulden  in  der  Maximalsumme  von  100  Millionen  Gulden  er- 
setz^ deren  besondere  Fundation  in  den  der  Nationalbank  übergebenen 
Staatsgütern  liegen  sollte.  Allein  bereits  mit  der  Verordnung  vom  29. 
April  1859  R.  69  wurde  die  Nationalbank  ihrer  Verpflichtung  zur 
haaren  Einlösung  ihrer  Noten  wieder  entbunden  und  überdiess  (Vdg. 
29.  April  1859  R.  68)  behufs  Realisirung  des  vom  Staate  aufgenom- 


■ 
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menen  Anlehens  von  200  Millionen  Gulden  znr  Ausgabe  von  Noten  zu 
5  fl.  ermächtigt. 

Der  Kriegsbedarf  des  Jahres  1866  führte  zur  Emission  von  Staats- 
papiergeld. Durch  das  Gesetz  vom  5.  Mai  1866  wurden  die  im 
Umlaufe  befindlichen  Banknoten  zu  1  fl.  und  5  fl.  im  Betrage  von 
150  Millionen  Gulden  als  Staatsnoten  erklärt;  ferner  wurde  der 
durch  Gesetz  vom  7.  Juli  1866  R.  101  der  Bank  vorschussweise  ent- 
nommene Betrag  von  60  Millionen  Gulden  Banknoten  durch  Staatsnoten 
zurückgezahlt;  endlich  wurden  laut  des  Gesetzes  vom  25.  August  1866 
R.  101  weitere  90  Millionen  Staatsnoten  emittirt. 

Zugleich  wurde  diese  schwebende  Schuld  des  Staates  mit  den 
durch  das  Gesetz  vom  17.  November  1863  R.  98  auf  einen  Maximal- 
umlauf von  100  Millionen  Gulden  begrenzten  Hypothekaranweisungen 
derart  in  Verbindung  gebracht,  dass  die  Summe  dieser  Staatsnoten  und 
Partialanweisungen  zusammen  die  Maximalgrenze  von  400  Millionen 
Gulden  nicht  übersteigen  darf,  jedoch  bei  Herabsinken  der  Partial- 
anweisungen unter  das  erwähnte  Maximum  von  100  Millionen  der 
Staatsnotenumlauf  entsprechend  zu  erhöhen  ist.  Somit  besteht  in 
Oesterreich  neben  der  Silberwährung  die  Papierwährung. 

Die  Geldzeichen  der  letztern  sind  entweder: 

1.  Banknoten,  die  aber  deshalb  den  Charakter  eines  Papier- 
geldes haben,  weil  die  Bank  vorläufig  ihrer  Verpflichtung  zur  Ein- 
lösung' enthoben  ist  und  diese  Noten  bei  allen  nicht  gesetzlich  oder 
vertragsmä8sig  in  klingender  Münze  zu  leistenden  Zahlungen  von  Jeder- 
mann, sowie  von  allen  öffentlichen  Kassen  in  ihrem  vollen  Nennwerthe 
angenommen  werden  müssen;  oder 

2.  Staatsnoten  zu  l  und  5  Gulden  und  zu  50  fl.  (Vdg.  9.  Fe- 
bruar 1866  R.  32)  innerhalb  obiger  Maximalhöhe. 

XII.  Das  Bank-  und  Kreditwesen. 

§  238. 

Die  österreichisch-ungarische  Bank.1) 

I.  Durch  das  Patent  vom  1.  Juli  18162)  wurde  die  privilegirte 
österreichische  Nationalbank  begründet  und  mit  dem  Patente 

^Geschichtlich:  Freiherr  von  Leder  er,  Die  priv.  Nationalbank 
1847,  die  österr.  Nationalbank  und  ihr  Verhaltniss  zum  Staat  (anonym) 
1861;  wirthschaftspolitisch:  Jos.  Neuwirth,  Bankakte  und  Bank - 
streit  1873;  Lonyay  Graf,  Die  Bankfrage  1876;  W.  Lucam,  Die  österr. 
Nationalbank  während  der  Dauer  des  dritten  Privilegiums. 

2)  P.  G.  S.  XLIV.  S.  199. 


Digitized  by  Google 


r 


§  238.  Die  oaterreichisoh-ungarische  Bank.  ßOl 

vom  15.  Juli  18171)  mit  einem  Privilegium  für  die  Dauer  von  fünfund- 
zwanzig Jahren  versehen,  das  mit  Patent  vom  1.  Juni  184 12)  erneuert, 
in  einzelnen  Punkten  modificirt  und  bis  Ende  Dezember  1866  erstreckt 
wurde.  Durch  das  Gesetz  vom  27.  Dezember  1862  B.  2  (1863)  wurde 
dieses  Privilegium  mit  verschiedenen  Modifikationen  bis  Ende  Dezember 
1877  verlängert. 

Durch  die  Gesetze  vom  30.  Juni  1868  R.  83,  vom  13.  November 
1868  R.  149  und  18.  März  1872  R.  31  erfolgte  eine  neuerliche  Modi- 
fikation des  Bankstatutes  und  durch  die  Gesetze  vom  20.  Dezember 
1877  R.  114  und  22.  Mai  1878  R.  41  wurde  das  Privilegium  bis  Ende 
Juni  1878  verlängert 

Auf  Grund  des  Gesetzes  vom  27.  Juni  1878  R.  66,  sowie  des 
gleichlautenden  ungarischen  XXV.  Gesetzartikels  1878  besteht  dermal 
die  österreichisch-ungarische  Bank  als  privilegirte  Aktiengesell- 
schaft mit  dem  Sitze  in  Wien,  welche  als  Rechtsnachfolger  der  öster- 
reichischen Nationalbank  ihre  Thätigkeit  sowohl  in  den  Reichsraths- 
ländern als  in  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  ausübt.  Ihr  Grund- 
kapital beträgt  neunzig  Millionen  Gulden,  welches  in  150,000  auf 
Namen  lautende  Aktien  (von  je  600  G.)  eingetheilt  ist.  Es  finden 
jedoch  die  Bestimmungen  des  Handelsrechtes  auf  diese  Aktiengesell- 
schaft insoweit  keine  Anwendung,  als  dieselben  durch  die  ausschliessen- 
den  Bestimmungen  der  gesetzlich  festgestellten  Statuten  ersetzt  sind. 

II.  Die  Aktionäre  sind  wie  bei  jeder  anderen  Aktiengesellschaft 
von  jeder  persönlichen  Haftung  für  die  Verbindlichkeiten  der  Bank 
befreit;  sie  haben  einen  Anspruch  auf  eine  Dividende  aus  dem  sich  er- 
gebenden Reingewinn  und  betheiligen  sich  durch  die  General- 
versammlung an  der  Verwaltung  der  Bank.  Allein  die  Befugnisse 
der  Generalversammlung  sind  auf  ein  geringes  Maass  herabgedrückt; 
sie  beschränken  sich: 

a)  auf  die  Entgegennahme  des  jährlichen  Verwaltungsberichtes; 

b)  auf  die  Beschlussfassung  über  Abänderung  der  Statuten,  über 
Erhöhung  oder  Verminderung  des  Aktienkapitales,  über  Auflösung  der 
Gesellschaft  (Art.  21  litt,  c  und  d,  Art.  105  und]107  cit.  Ges.)  vor  Ablauf 
der  Privilegiumsdauer. 

Diese  Beschlüsse  bedürfen  jedoch  der  Genehmigung  durch  materiell 
übereinstimmende  Doppelgesetze  beider  Staatskörper. 

c)  Endlich  gehört  die  Wahl  der  Generalräthe  und  Rechnungsrevisoren 
zum  Wirkungskreise  der  Generalversammlung. 


!)  P.  G.  S.  XLV.  S.  213. 
')  P.  G.  S.  LXVI.  S.  161. 
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HL  Das  eigentliche  Willensorgan  der  Gesellschaft  ist  der  Gene- 
ralrath als  kollegiale  Behörde,  der  die  Funktionen  des  Vorstandes 
der  Gesellschaft  ausübt.  Der  Generalrath  besteht  aus  dem  Gouverneur, 
zwei  Vicegouverneuren  und  zwölf  Generalräthen. 

Der  Generalrath  vertritt  die  Bank  nach  Aussen  gerichtlich  und 
aussergeri entlieh;  er  leitet  und  uberwacht  den  Geschäftsbetrieb:  er  ist 
zu  allen  Verfugungen  berechtigt,  welche  nicht  der  Generalversammlung 
vorbehalten  sind. 

Das  persönliche  Haupt  dieses  Kollegiums  ist  der  Gouverneur. 
Die  Firma  wird  durch  den  Gouverneur  foder  durch  einen  Vicegouver- 
neur)  kollektiv  mit  einem  Mitgliede  des  Generalrathes  und  dem  Gene- 
ralsekretär gezeichnet.  In  den  vom  Generalrath  bestimmten  Fällen  er- 
scheinen der  Generalsekretär,  die  Hauptanstalten  in  Wien  und  Budapest 
und  deren  Geschäftsabtheilungen  zur  Stellvertretung  der  Bank  ermächtigt. 

IV.  Die  Bank  besitzt  zwei  Hauptanstalten:  in  Wien  und  in 
Budapest,  mit  Filialen  an  anderen  Plätzen  in  beiden  Theilen  der 
Österreichisch-ungarischen  Monarchie. 

Die  Leitung  jeder  dieser  Hauptanstalten  sammt  Filialen  erfolgt 
durch  je  eine  Direktion  unter  dem  Vorsitze  des  betreffenden  Vice- 
gouverneurs. 

Diese  Direktionen  habon  jedoch  bloss  administrative  Befugnisse, 
aber  keine  Vertretungsbefugniss. 

V.  Die  Geschäfte  der  Bank  umfassen: 

a)  das  Eskomptgeschäft  von  Wechseln,  Effekten  und  Coupons ; 

b)  die  Erfolgung  von  Darlehen  gegen  Handpfand  (Lombard- 
geschäft); 

c)  die  Uebernahme  von  Depositen  zur  Verwahrung,  beziehungs- 
weise zur  Verwaltung: 

d)  das  Girogeschäft; 

e)  das  Anweisungsgeschäft,  und 

f)  das  Kommissionsgeschäft. 

Bei  Abschluss  dieser  Geschäfte  ist  di«  Bank  an  die  statutenmäßigen 
Bestimmungen  gebunden.  Eine  Verpflichtung  derselben,  diese  Geschäfte 
mit  Jedem,  der  diesen  Statute nmäss igen  Bestimmungen  nachzukommen 
bereit  ist,  abzuschliessen,  besteht  nicht;  nur  ist  die  Bank  verpflichtet:. 

«)  gesetzliche  Silbermünzen  oder  Silberbarren  mit  45  Gulden  für 
das  Münzpfnnd  feinen  Silbers  bei  den  Hauptanstalten  in  Wien  und 
Budapest  mit  Berechnung  von  Vi  °/o  Provision  jederzeit  gegen  Bank- 
noten einzulösen;1)  sowie 

l)  Bei  Silberbarren  werden  der  Provision  die  Prägungskosteu,  und  bei 
der  Hauptanstalt  in  Budapest  auch  die  Transportkosten  zugeschlagen. 
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ß)  ihre  Noten  bei  ihren  Haftanstalten  und  Filialen  gegen  Noten 
anderer  Kategorien  auf  Verlangen  umzuwechseln. 

VI.  Zu  den  besonderen  Vorrechten  der  Bank  gehört: 
a)Das  Notenprivilegium  (Art.  82—90). 

Die  auszugebenden  Noten  müssen  bankmässig  gedeckt  sein: 

a)  durch  statutenmässig  eskomptirte  Wechsel  und  Effekten; 

ß)  durch  statutenmässig  belehnte  Edelmetalle  und  Werthpapiere; 

y)  durch  eingelöste  verfallene  Effekten  und  Coupons  von  öster- 
reichischen und  ungarischen  Staats-,  Landes-,  beziehungsweise  von  Ge- 
meindeschulden ; 

9)  durch  Wechsel  auf  auswärtige  Plätze. 

So  lange  der  Zwangscours  der  Staatsnoten  dauert,  könpen  auch 
derlei  Staatsnoten  in  die  bankmässigo  Bedeckung  eingerechnet  werden. 

In  allen  Fällen  muss  jedoch  jener  Betrag,  um  welchen  die  Summe 
der  umlaufenden  Banknoten  zweihundert  Millionen  übersteigt, 
vollständig  durch  Metall  gedeckt  sein. 

Prinzipiell  (Art.  83)  ist  daher  die  österreichisch-ungarische  Bank 
zur  Noteneinlüsung  gegen  gesetzliche  Münze  verpflichtet;  allein  diese 
Verpflichtung  ist  für  die  Dauer  des  Zwangscourses  der  Staatsnoten 
suspendirt  (Art.  111).  Die  Banknoten  geniessen  (§  237  d.  W.)  den 
Charakter  eines  gesetzlichen  Zahlungsmittels. 

b)  Das  Pfandprivilegium,  welches 

«)  das  Recht  umfasst,  eich  ohne  gerichtliche  Dazwischenkunft  aus 
den  Pfandobjekten  zu  befriedigen  (Art.  68),  und 

ß)  der  Bank  ein  unbedingtes  Vorzugsrecht  zur  Befriedigung  ihrer 
eigenen  Ansprüche  gewährt. 

Auch  ergreift  dieses  Privilegium  nicht  allein  die  als  Pfand  über- 
gebenen  Objekte,  sondern  alle  beweglichen  Sachen  des  Schuldners,  in 
deren  Innehabung  sie  gelangt  ist. 

c)  Das  Prozessp r  ivilegium,  welches  sich  in  dem  privilegirten 
Gerichtsstande  (Art.  95)  und  in  der  vollen  Beweiskraft  der  Bücher 
(Art.  96)  äussert. 

d)  Das]  Steuerprivilegium,  indem  das  Vermögen  und  die 
Einkünfte  der  Bank,  mit  Ausnahme  der  Realitäten,  der  Effekten  des 
Reservefonds  und  der  von  der  Bank  für  die  Aktionäre  zu  entrichtenden 
Steuer  von  der  Dividende,  von  Steuern  befreit  sind. 

VII.  Es  participiren : 

a)  Beide  Staatskörper  der  Gesammtmonarchie  an  dem  halben  Rein- 
ertragnisse der  Bank,  welches  sich  nach  Auswerfung  einer  7  %  Divi- 
dende und  Ergänzung  des  Reservefonds  ergiebt.  Dieser  Gewinnanteil 
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wird  unter  Oesterreich  und  Ungarn  nach  der  Proportion  70  :  30  re- 
partirt. 

b)  Dieser  Gewinnstantheil  wird  jedoch  nicht  baar  ausgezahlt,  son- 
dern zur  successiven  Tilgung  des  dem  Staate  im  Jahre  1863  gewährten 
nnd  für  die  Dauer  des  Bankprivilegiums  zinsenfrei  prolongirten  Dar- 
lehens von  80  Mill.  Gulden  verwendet. 

c)  Die  Bank  kann  Wechsel  der  Asterreichischen  oder  der  ungari- 
schen Staatsverwaltung  eskomptiren  und  kommissionsweise  Geschäfte 
für  Rechnung  der  Staatsverwaltung,  gegen  monatliche  Abrechnung,  be- 
sorgen. 

d)  Die  beiden  Staatskörper  üben  einverständlich  das  Oberaufsichts- 
recht gegenüber  der  Bank  und  können  gegen  Verfügungen  der  Bank 
Einspruch  erheben,  gegen  den  die  Bank  bei  einem  nach  Art.  63  zusam- 
mengesetzten Schiedsgericht  Klage  erheben  kann.1) 

§  239. 

Der  Betrieb  von  Kreditgeschäften. 

I.  Der  Betrieb  von  Kreditgeschäften  unterliegt  nach  gewissen 
Richtungen  einer  besondern  staatlichen  Kontrolle.    Es  ist: 

a)  die  gewerbsmässige  Gewährung  von  Kredit  gegen  Handpfand 
(das  Pfandleihgeschäft)  ein  koncessionirtes  Gewerbe  (§  229  d.  W.); 

b)  zur  Ausgabe  von  Pfandbriefen,  von  Inhaberpapieren,  von  ver- 
zinslichen Kassenanweisungen  und  zum  Betrieb  von  Versicherungs- 
geschäften ist  eine  besondere  staatliche  Koncession  nothwendig. 

II.  die  Organisation  des  Kredites  beruht  auf  verschiedenen,  vom 
Staate  kontrollirten  Anstalten. 

Hierher  gehören: 

a)  die  öffentlichen  Leihanstalten  (Versatzämter),  um  den 
ärmsten  Volksklassen  die  Möglichkeit  zu  gewähren,  durch  die  Verpfandung 
ihrer  oft  unbedeutenden  Effekten  Darlehen  gegen  mässige  Verzinsung 
zu  erlangen  (Stubenrauch  II.  215).  Einzelne  dieser  Anstalten  werden 
auf  Grund  besonderer  Fonds  direkt  vom  Staate  verwaltet. 

b)  Die  Sparkassen  (Regulativ  26.  September  1844)  haben  die 
Bestimmung,  den  minder  bemittelten  Volksklassen  Gelegenheit  zur 
sichern  Aufbewahrung,  Verzinsung  und  allmäligen  Vermehrung  kleiner 
Ersparnisse  darzubieten.    Die  Errichtung  von  Sparkassen  kann  von 

')  Das  Schiedsgericht  besteht  aus  sieben  Mitgliedern,  drei  Mitglie- 
dern des  obersten  Gerichtshofes,  drei  Mitgliedern  der  königlichen  Kurie  in 
Budapest  unter  Kooptation  eines  siebenten  Mitgliedes  als  Vorsitzenden. 
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Vereinen  oder  von  Gemeinden  ausgehen.  Die  Koncession  ertheilt  das 
Ministerium  des  Innern;  bei  den  von  Gemeinden  unter  ihrer  unbe- 
schränkten Haftung  errichteten  Sparkassen  erscheint  die  politische 
Landesstelle  zu  Koncessionsertheilung  im  Namen  des  Ministeriums  des 
Innern  ermächtigt.  Die  fruchtbringende  Verwendung  der  bei  Sparkassen 
eingelegten  Gelder  hat  sich  auf  die  Gewährung  von  pupillarsichern  Hypo- 
thekardarlehen; auf  die  Ertheilung  kurzfristiger  Darlehen  auf  Staats- 
und denselben  gleichgehaltene  Kreditpapiere;  auf  die  Ertheilung  von 
kurzfristigen  Vorschüssen  an  Gemeinden;  auf  den  Eskompte  staat- 
licher Kassenanweisungen  und  sonstiger  Staatspapiere,  dann  am  Orte 
des  Sitzes  der  Sparkasse  zahlbarer  und  domicilirter,  mit  der  Unterschrift 
dreier  sichern  Finnen  versehener  Wechsel ;  auf  die  Ertheilung  von  Dar- 
lehen an  Versatzämter  und  gemeinnützige  Anstalten  und  den  Ankauf 
von  sichern  Werthpapieren  zu  beschränken.  — 

c)  Die  Hypothekenbanken,  welche  Pfandbriefe  ausstellen,  haben 
unter  Kontrolle  des  Staates  bestimmte  VermÖgensobjekte  zur  vorzugs- 
weisen Deckung  der  Pfandbriefe  zu  bestimmen,  über  welche  nur  mit 
Zustimmung  der  Staatsverwaltung,  ohne  Beeinträchtigung  der  Statuten- 
massigen  Deckung  der  Pfandbriefe,  verfugt  werden  darf  (Ges.  24.  April 
1874  B.  48). 

d)  In  einzelnen  Ländern  bestehen  unter  Kontrolle  der  höhern 
politischen  Selbstverwaltungskörper  land wirthschaftliche  Vor- 
schusskassen, deren  Betriebsfond  aus  den  bestandenen  Kontributions- 
getreidefonden  und  Getreidegeldfonden  gebildet  ist.1) 

e)  Banken  oh ne  N otenprivilegium  und  Kreditanstalten 
kommen  unter  verschiedenen,  ihrem  Zwecke  oder  der  hauptsächlichen  Art 
der  betriebenen  Geschäfte  entlehnten  Namen  vor,  z.  B.  Eskomptebanken, 
Handels-  und  Gewerbebanken,  Kreditanstalten  zur  Betheiligung  an 
Anleiheemissionen  und  Gründung  grosser  Unternehmungen  u.  s.  w.  Der 
Umfang  ihrer  Aktiv-  und  Passivgeschäfte  richtet  sich  nach  d.-m  Statute. 

f)  Zur  Errichtung  von  Versicherungsanstalten  ist  staatliche 
Koncession  erforderlich;  sie  unterstehen  besonderer  Kontrolle,  die 
vom  Ministerium  des  Innern  durch  ein  besonderes  versicherungstech- 
nisches Bureau  ausgeübt  wird.2) 


*)  Vgl.  Böhmen:  Ges.  9.  Juli  1863  L.  45;  6.  August  1864  L.  28 
und  22.  Marz  1882  L.  26.    Mahren:  23.  März  1873  L.  31. 
l)  Vdg.  18.  August  1880  R.  110. 
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XIII.  Eisenbahnrecht. 

§  240. 

Uebersicht  des  Stoffes. 

Das  Eisenbahnrecht3)  als  Theil  des  Verwaltungsrechtes  stellt 
4ie  dem  Staate  rücksichtlich  der  Eisenbahnen  zukommenden  Hoheits- 
rechte dar.  Man  unterscheidet: 

1.  Privateisenbahnen,  die  ein  Unternehmer  lediglich  zu  seinem 
eigenen  Gebrauch  auf  eigenem  Grund  und  Boden  oder  mit  Zustimmung 
des  Grundeigenthümers  auf  fremdem  Grund  und  Boden  erbaut  (Berg- 
werks-, Industrie-,  Forstproduktenbahnen).  Zu  ihrer  Herstellung  ist  bloss 
der  allgemeine  Baukonsens  erforderlich;  nur  insofern  dieselben  mit 
gleicher  Spurweite  in  öffentliche  Bahnen  derart  einmünden,  dass  ein 
Uebergang  von  Eisenbahnbetriebsmitteln  stattfinden  kann,  ist  die  staat- 
liche Genehmigung  dem  Handelsministerium  vorbehalten. 

2.  Oe-ffentliche  Eisenbahnen,  welche  einen  regelmässigen 
Transport  von  Gütern  und  Personen  zu  Jedermanns  Gebrauch  besorgen. 
Sie  können  entweder  für  Rechnung  des  Staates  angelegt  und  betrieben 
werden  (Staatsbahnen),  oder  sie  sind  Unternehmungen  von  Aktiengesell- 
schaften (Gesellschaftsbahnen).  Ein  ausschliessliches  Vorrecht  des 
Staates  auf  Anlage  und  Betrieb  von  Eisenbahnen  (ein  sog.  Eisenbahn- 
regal) ist  im  positiven  Recht  nicht  begründet;  es  bedarf  jedoch  die 
Anlegung  von  Gesellschaftsbahnen  der  staatlichen  Koncession;  ihr 
Betrieb  unterliegt  der  wirthschaftspolizeilichen  Einwirkung  des  Staates; 
eie  stehen  in  einem  besondern  Rechts-  und  Pflichtverhältnisse  zum 
Staate. 

Nach  ihrer  Bedeutung  für  den  Verkehr  kann  man  die  öffentlichen 
Eisenbahnen  wioder  unterscheiden: 


3)  Vgl.  Mohl,  Polizeiwissenschaft.  3.  Aufl.  1866  II.  S.  414  ff.;  Stein, 
Handbuch  der  Verwaltungsichre  S.  208;  Rösler,  Vcrwaltungsrecht  II.  S. 
431  ff.;  dann  die  volkswirtschaftliche  Literatur,  insbesondere:  Rau- 
Wagner,  Finanzwissenschaft  7.  AuÜ.  1877  I.  S.  550  —  672;  Sax,  Ver- 
kehrsmittel II.  Bd.;  Rech  tl  ieh:  He  Schorn  er,  Das  deutsche  Eisenhahnrecht 
1858;  Foers temann.  Das  preuss.  Eisenbahnrecht  1869;  Laband,  D. 
St.  R.  II.  S.  358;  Blume r-Morel,  Schweizerisches  Bundesstaatsrecht  1880 
II.  Bd.  S.  36— 162;  für  Oesterreich:  Michel,  Oesterr.  Eisenbahnrecht 
1860;  Pollanetz  und  Wittek,  Sammlung  der  Gesetze,  Verordnungen. 
Verträge  u.  s.w.  über  das  österr.  Eisenbahnwesen  1870—1878,  25  Hefte. 
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a)  In  Eisenbahnen,  welche  das  Interesse  beider,  den  Österr.-ungarischen 
Gesammtstaat  bildenden  Staatskörper  berühren,  und  rücksichtlich  welcher 
daher  die  unter  den  beiden  Staatskörpern  vereinbarten  Rechts-  und  Ver- 
waltungsnormen zur  Anwendung  kommen;1) 

b)  in  Bahnen,  welche  die  Grenzen  des  Gebietes  der  Reichsraths- 
länder nicht  überschreiten.  Dieselben  scheiden  sich: «)  in  Hauptbahnen 
und  /*)  in  Lokalbahnen  (Secundär-,  Vicinalbahnen).  Den  letztern 
können  hinsichtlich  des  Baues,  der  Ausrüstung,  des  Betriebes  und  der 
öffentlichen  Pflichten  begünstigende  Ausnahmen  zugestanden  werden.2) 
Die  Darstellung  des  Eisenbahnrechtes  umfasst  somit: 

A.  die  Normen  über  die  Anlage  der  Eisenbahnen,  d.  i.  über 
Koncession  und  Bau  derselben  und  das  damit  verbundene  Expropriations- 
recht; 

B.  über  den  Eisenbahnbetrieb,  d.  h.  über  die  vom  Staate  im 
Interesse  der  Sicherheit,  Schnelligkeit,  Begelmässigkeit  und  Billigkeit 
des  Verkehrs  getroffenen  Maassnahmen;  und 

C.  über  die  besondern  Beziehungen  der  Gesellschaftsbahnen  zum 
Staate.3) 

§  241. 

Die  Anlage  der  Eisenbahnen. 

I.  Mit  dem  Kabinetsschreiben  vom  25.  November  1837  wurde  zwar 
dem  Staate  des  Kecht  vorbehalten,  Eisenbahnen  auf  eigne  Rechnung  zu 
erbauen  und  zu  betroiben,  jedoch  erklärt,  dass  in  dem  gegenwärtigen 
Zeitpunkte  von  diesem  Recht  kein  Gebrauch  gemacht  werde.4)  • 

Die  gesetzliche  Grundlage  für  die  Ausübung  der  Eisenbahnhoheit 
bildete  das  auf  Grund  der  a.  h.  Entschliessungen  vom  29.  Dezember  1837 
und  18.  Juni  1838  erlassene  Hofkanzleidekret  vom  30.  Juni  1838 
Z.  15410  über  das  bei  Eisenbahnen  zu  beobachtende  Koncessionssystem. 
Gegenwärtig  ist  für  diesen  Gegenstand  maassgebend  die  auf  Grund  der 

»)  Art.  VIII.  Ges.  27.  Juni  1878  R.  62. 
-)  Ges.  25.  Mai  1880  R.  56. 

3)  Als  Handausgabe  der  Eisenbahngesetze  dient  die  Sammlung  im  XVTI. 
Bde.  der  Manzschen  Gesetzsammlung. 

4)  Im  Jahre  1836  wurde  die  Kaiser  Ferdinands-Nordbahngesellschaft, 
1838  die  Wien-Gloggnitzer  Gesellschaftsbahn  koncessionirt.  Gleichwohl 
ging  der  Staat  1841 — 42  zum  Staatsbahnsystem  über,  durch  welches  die 
Hauptlinien  ausgeführt  werden  sollten,  doch  wurden  in  der  Mitte  der  fünf- 
ziger Jahre  diese  sämmtlichcn  Bahnen  an  Gesellschaftsbahnen  abgetreten. 
Seitdem  herrscht  in  Oesterreich  (den  Reichsrathsländern)  fast  ausschliesslich 
das  Princip  der  Gesellschaftsbahnen  (Rau -Wagner,  Finanzwissenschaft  I. 
S.  597). 


■ 


Digitized  by  Google 


608     Zweites  Buch.   Regierangsrecht  des  osterreich.  Staatskörpers. 

a.  h.  Entschliessung  vom  8.  September  1854  ergangene  Ministerialver- 
ordnung  vom  14.  September  1854  R.  238.  Zu  öffentlichen  Eisenbahnen 
ist  eine  besondere  Bewilligung  von  Seite  der  Staatsverwaltung  not- 
wendig; dieselbe  bezieht  sich: 

1.  Auf  Vornahme  der  Vorarbeiten.  Diese  Koncession  wird  vom  Handels- 
ministerium auf  höchstens  sechs  Monate  ertheilt  Sie  giebt  dem  Unter- 
nehmer bloss  das  Recht,  innerhalb  eines  bestimmten  Zeitraumes  auf 
seine  Kosten  die  Vorerhebungen  für  die  künftige  Ausführung  der  pro- 
jektirten  Eisenbahn  und  die  nöthigen  Nivellirungs-  und  Vermessungs- 
arbeiten auf  fremden  Grundstücken  gegen  Kautionsleistung  für  die  im 
administrativen  Wege  provisorisch,  im  Rechtswege  aber  definitiv  fest- 
zusetzende EntschÄdigung  vorzunehmen;  sie  giebt  aber  weder  ein  Vor- 
recht auf  die  Koncession  selbst,  noch  sonst  ein  ausschliessliches  Recht1) 

2.  Auf  Herstellung  der  Bahn  selbst  mit  den  dazu  gehörigen 
Gebäuden.  Die  Ertheilung  dieser  Koncession  erfolgt  auf  Grund  eines 
den  Plan  des  ganzen  Unternehmens  und  den  Kostenüberschlag  darstel- 
lenden Gesuches  durch  den  Monarchen ;  soll  die  Koncession  besondere 
Privilegien  und  Begünstigungen,  insbesondere  solche,  wodurch  eine 
Belastung  des  Staatsschatzes  eintritt  (Zinsengarantie)  enthalten,  so 
ist  dieser  Verwaltungsakt  in  die  Form  eines  Gesetzes  zu  kleiden,  zu 
dem  die  Zustimmung  des  Reichsrathes  erforderlich  ist.2) 

In  der  ertheilten  Koncession  liegen  folgende  Rechte: 

a)  Das  Recht,  die  Eisenbahn  nach  der  in  dem  genehmigten  Vor- 
projekte vorgezeichneten  Richtung  zu  erbauen.  Das  Projekt  der  definitiven 
Trace  ist  durch  das  Handelsministerium  zu  genehmigen,8)  worauf 
diesem  die  gehörig  ausgearbeiteten  und  instruirten  Projekte  über  die 
Anzahl  und  Lage  der  Bahnhöfe,  Stationen  und  Haltestellen  zu  über- 
reichen sind.4)  Erst  nach  Feststellung  der  Stationen  ist  die  Linie  im 
Detail  auszustecken  und  zur  Ausarbeitung  der  zu  genehmigenden  Detail- 
projekte zu  schreiten.5) 

b)  Einer  gemeinnützigen  Eisenbahnunternehmung  kommt  das  Recht 
der  Expropriation  insoweit  zu,  als  die  Herstellung  und  der  Betrieb  der 
Eisenbahn  dies  nothwendig  macht.6) 

!)  §  2  und  3  Konc.  Ges.  14.  September  1854;  H.  M.  Vdg.  25. 
Jänner  1879  Z.  19  R.  G.  Bl.  und  §  42  Ges.  18.  Febr.  1878  R.  30. 

2)  §§  2—5  Konc.  Ges.;  Vdg.  25.  Janner  1879  R.  19  und  §  11  litt, 
d.  St.  G.  21.  Dez.  1867  R.  141. 

3)  §  6  und  7  Vdg.  25.  Janner  1879  R.  19. 
«)  §§  8-12  M.  Vdg.  25.  Janner  1879. 

*)  §§  13—18  M.  Vdg.  25.  Janner  1879. 

•)  §  9  Konc.  G.  und  Enteignungggesetz  18.  Febr.  1878. 
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c)  Die  Eisenbahnunternehmung  erhält  durch  die  Koncession  inso- 
fern ein  ausschliessliches  Recht  zum  Bau  und  Betrieb  der  koncessionirten 
Strecken,  als  es  während  der  Koncessionsdaner  Niemandem  gestattet  ist, 
eine  andere  Eisenbahn  für  die  Benützung  des  Publikums  zu  errichten, 
welche  dieselben  Endpunkte,  ohne  Berührung  neuer  strategisch,  politisch 
oder  kommerciell  wichtiger  Zwischenpunkte,  in  Verbindung  bringen  würde. 
Dagegen  bleibt  es  der  Staatsverwaltung  vorbehalten,  auch  während  der 
Koncessionsdaner  die  Bewilligung  zur  Anlage  von  Zweigbahnen,  oder 
zu  einer  Eisenbahn  in  fortgesetzter  Sichtung  der  koncessionirten  Bahn 
andern  Privatunternehmungen  zu  ertheüen,  oder  derlei  Eisenbahnen  auf 
Staatskosten  zu  erbauen. 

d)  Endlich  erlangt  die  Unternehmung  durch  die  Koncession  das 
Recht,  auf  der  erbauten  Eisenbahn  Personen  und  Sachen  nach  dem 
festgesetzten  Tarife  zu  befördern,  insofern  der  diesfällige  Transport 
durch  das  Postregal  nicht  der  Postanstalt  vorbehalten  ist 

II.  Der  Bau  der  Eisenbahn  darf  nur  successive  nach  Maassgabe 
der  genehmigten  Detailprojekte  stattfinden.  Das  beim  Handelsministerium 
eingereichte  Detailprojekt  wird  einer  vorläufigen  Prüfung  unterzogen, 
worauf,  falls  dasselbe  zur  Ausführung  geeignet  erkannt  wird,  die  politische 
Begehung  durch  eine  Kommission  angeordnet  wird,  welche  aus  einein 
Vertreter  der  politischen  Landesstelle  als  Kommissionsleiter,  einem  Ver- 
treter der  General-Inspektion  der  österreichischen  Eisenbahnen  und  dem 
jeweiligen  Vertreter  derjenigen  politischen  Bezirksbehörde,  in  deren 
Sprengel  der  Gegenstand  der  Amtshandlung  gelegen  ist,  ferner  aus 
einem  Vertreter  des  Beichskriegsministeriums  und  eventuell  der  Berg- 
behörde besteht 

Die  Aufgabe  der  politischen  Begehung  ist  eine  doppelte: 

a)  Feststellung  der  zu  enteignenden  Objekte  und 

b)  Begutachtung  des  Bauplanes  vom  öffentlichen  Interesse. 

Insofern  bei  Genehmigung  des  Detailprojektes  —  für  die  Bau- 
objekte der  einzelnen  Kategorien  z.  B.  Erdarbeiten,  Kunstbauten,  gewisse 
Normen  aufgestellt  worden  sind,  liegt  in  der  Genehmigung  des  Detail- 
projektes und  der  Entscheidung  über  die  politische  Begehung  der 
Baueonsens. 

Diess  gilt  also  zunächst: 

a)  für  Erd-  und  Nebenarbeiten; 

b)  für  Kunstbauten,  insofern  nicht  mit  Rücksicht  auf  bestimmte 
Oertlichkeiten  bei  einzelnen  Objekten  eine  besondere  Konstruktionsart 
angeordnet  wird. 

c)  Für  eiserne  Bahnbrücken  ist  die  Verordnung  vom  30.  August 
1870  R.  114  massgebend. 

U  1  b  r  i  o  h,  Oesterreich.  Staatsrecht.  39 


Digitized  by  Google 


610     Zweites  Buch.   Regierongsrecht  des  Österreich.  Staatskörpers. 


d)  Hochbaliprojekte  sind  vor  ihrer  Genehmigung  durch  das  Handels- 
ministerium von  der  Generalinspektion  der  Osterreichischen  Eisenbahnen 
vom  sachlichen,  und  von  der  politischen  Landesstelle  vom  Standpunkte 
der  Bauordnung  zu  begutachten. 

e)  Die  Normen  für  Geleiseplane,  Oberbau,  Signale,  mechanische 
Einfriedungen,  Wegschranken  sind  gleichfalls  durch  das  Handelsministe- 
rium zu  genehmigen. 

f)  Innerhalb  des  Feuerrayons  sind  die  Gebäude  feuersicher  herzu- 
stellen. Die  feuersichern  Herstellungen  sind  durch  die  staatlichen  Ver- 
waltungsbehörden zu  collandiren. 

III.  Die  Benützung  der  erbauten  Eisenbahn  setzt  den  Be- 
nätzungsconsens  voraus.   Derselbe  bezieht  sich: 

a)  Auf  den  provisorischen  Locomotivbetrieb  auf  der  in  Bau  be- 
griffenen Bahn  zum  Zwecke  von  Material-  und  Arbeitertransporten. 
Diesen  Consens  ertheilt  die  Generalinspektion  gegen  Nachweis  der  Bestel- 
lung von  für  den  Betrieb  verantwortlichen  Organen  und  der  Collaudirung 
der  feue  reichern  Herstellungen  nach  erfolgter  Vornahme  der  Brückenproben. 

b)  Auf  die  Eröffnung  des  Betriebes.  Diesen  Consens  ertheilt  das 
Handelsministerium  auf  Grund  der  vorgenommenen  kommissionellen 
technisch-polizeilichen  Prüfung,  wenn  auf  der  zu  eröffnenden  Bahn  ein 
regelmässiger,  ungestörter  und  sicherer  Betrieb  mit  vollem  Grund  er- 
wartet werden  kann. 

IV.  Das  Enteignung« recht  der  Eisenbahnen  bezieht  sich: 

a)  auf  Abtretung  von  Grundeigenthum; 

b)  auf  Abtretung  von  Quellen  und  anderen  Privatgewässern; 

c)  auf  Einräumung  von  Dienstbarkeiten  und  andern  dinglichen 
Hechten  an  unbeweglichen  Sachen;  oder 

d)  auf  Duldung  von  Vorkehrungen,  welche  die  Ausübung  des 
Kigenthums  oder  eines  andern  dinglichen  Rechtes  beschränken. 

Die  Abtretung  von  Grundstücken  kann  dauernd  oder  vorübergehend 
begehrt  werden,  insofern  dieselben  zur  Herstellung  der  Bahnhöfe,  der 
Bahn,  der  Eisenbahngebäude  und  sonstigen  Anlagen,  zur  Unterbringung 
des  beim  Bau  zu  entfernenden  Erdmaterials  und  Schuttes,  zur  Gewin- 
nung des  erforderlichon  Schüttungs-,  Rohsteins-  und  Schottermaterials 
erforderlich  sind. 

Die  Feststellung  des  Gegenstandes  und  Umfanges  der  Enteignung 
erfolgt  auf  Grund  der  nach  Katastralgemeinden  getrennt  zu  verfassen- 
den Grundeinlösungspläne  und  der  in  Anspruch  genommenen  Grund- 
stücke anlässlich  der  zur  Prüfung  der  Detailprojekte  vorgenommenen 
politischen  Begehung.  In  jeder  Ortsgemeinde  ist  wenigstens  14  Tage 
vor  Eintreffen  der  Begehungskommission  das  Verzeichniss  der  in  dieser 
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Gemeinde  zu  enteignenden  Grundstücke  öffentlich  aufzulegen  und  eine 
Frist  festzusetzen,  innerhalb  welcher  bei  der  politischen  Bezirksbehörde 
Einwendungen  gegen  die  begehrte  Enteignung  mündlich  oder  schriftlich 
vorgebracht  werden  können.  Das  Eintreffen  der  politischen  Begebungs- 
kommission ist  in  ortsüblicher  Weise  bekannt  zu  machen.  Diejenigen, 
welche  bei  der  politischen  Bezirksbehörde  rechtzeitig  Einwendungen 
erhoben  hatten,  sind  insbesondere  zu  der  kommissionellen  Verhandlung 
vorzuladen;  es  steht  jedem  Betheiligten  frei,  bei  den  Erhebungen  zu  er- 
scheinen und  bis  zum  Abschlüsse  derselben  Einwendungen  gegen  die  be- 
gehrte Enteignung  vorzubringen.  Später  vorgebrachte  Einwendungen 
bleiben  unberücksichtigt.  Soweit  bei  diesen  Erhebungen  ein  gütliches 
Einverständnis  der  Betheiligten  nicht  erzielt  wird,  sind  die  thatsäch- 
lichen  Verhältnisse  protokollarisch  festzustellen,  auf  Grund  deren  die 
politische  Landesstelle  den  Gegenstand  und  Umfang  der  Enteignung 
durch  Fällung  eines  oder  mehrerer  Expropriationserkenntnisse  fest- 
setzt 

Diese  können  nur  entweder  von  der  Eisenbahnunternehmung  selbst 
oder  von  denjenigen  Enteigneten,  welche  rechtzeitig  Einwendungen 
gegen  die  Enteignung  erhoben  haben,  im  Rekurswege  angefochten 
werden. 

Die  Eisenbahnunternehmung  hat  für  alle  dem  Enteigneten  verur- 
sachten vermögensrechtlichen  Nachtheile  volle  Schadloshaltung  zu  ge- 
währen. Es  ist  daher  bei  Enteignung  eines  Theiles  des  Grundbesitzes 
auch  auf  die  Werthsverminderung,  welche  der  zurückbleibende  Theil  des 
Grundbesitzes  erleidet,  Rücksicht  zu  nehmen.  Die  Entschädigung  ist 
in  baarem  Gelde  zu  leisten.  Sie  erfolgt  bei  dauernder  Enteignung 
durch  Zahlung  eines  Kapitalbetrages,  bei  vorübergehender  durch  Zah- 
lung einer  Rente. 

Die  Ermittlung  der  Entschädigung  erfolgt  gerichtlich  nach  den 
.  Grundsätzen  des  Verfahrens  ausser  Streitsachen  an  Ort  und  Stelle  unter 
Zuziehung  von  drei  Sachverständigen  durch  dasjenige  Bezirksgericht, 
in  dessen  Sprengel  die  Enteignung  zu  vollziehen  ist.  Die  an  keine 
Beweisregeln  gebundene  gerichtliche  Entscheidung  kann  durch  Rekurs 
innerhalb  der  Präklusivfrist  von  14  Tagen  angefochten  werden. 

Hält  eine  Partei  dafür,  dass  die  für  Feststellung  der  Entschädi- 
gung massgebenden  thatsächlichen  Verhältnisse  nicht  richtig  dargestellt 
wurden,  so  kann  sie  vor  Ablauf  der  erwähnten  14  tagigen  Frist  bei 
dem  Gerichte,  welches  die  Erhebungen  angeordnet  hat,  um  Vornahme 
eines  Augenscheins  ansuchen,  wobei  nach  den  Vorschriften  über  die 
Beweisaufnahme  zum  ewigen  Gedächtniss  vorzugehen  ist. 

39« 
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Der  zwangsweise  Vollzug  der  verfügten  Enteignung  erfolgt  durch 
die  politische  Bezirksbehörde  gegen  Nachweis  der  erfolgten  Leistung 
oder  Sicherstellung  der  Entschädigung. 

So  lange  die  Enteignung  nicht  vollzogen  oder  der  Entschädigungs- 
betrag nicht  festgestellt  ist,  kann  die  Eisenbahnunternehmung  vor  Ab- 
lauf eines  Jahres  nach  Rechtekraft  des  Expropriationserkenntnisses, 
der  Enteignete  aber  nach  Ablauf  dieser  Frist  bei  der  politischen  Lan- 
desstelle, welche  das  Erkenntniss  gefällt  hat,  dessen  Aufhebung  be- 
gehren. 

Ein  abgekürztes  Verfahren  findet  statt,  wenn  dringende  Vor- 
kehrungen zur  Beseitigung  oder  Verhütung  von  Betriebsstörungen  Ein- 
griffe in  fremdes  Eigenthum  nothwendig  machen. 

In  diesem  Falle  ist  bei  der  politischen  Landesstelle  um  Einleitung 
des  Verfahrens  zum  Zwecke  der  Feststellung  des  Gegenstandes  und 
Umfanges  der  Enteignung  anzusuchen,  und  von  dem  von  der  Landes- 
stelle delegirten  Leiter  der,  unter  Beiziehung  der  Parteien  vorzuneh- 
menden Verhandlung  sofort  nach  deren  Beendigung  das  Expropriations- 
erkenntniss  zu  fallen. 

§  242. 

Der  Betrieb. 

I.  Zur  Sicherung  des  Betriebes  soll: 

1.  die  Unternehmung  die  nöthigen  Fahrbetriebsmittel  und  das 
nöthige  Personal  bestellen  und  die  Fahrstrecke  in  gutem,  fahrbaren 
Zustande  erhalten. 

2.  Als  Öffentliche  Transportanstalten  sind  die  Eisenbahnen  ver- 
pflichtet, alle  Personen,  welche  die  Aufnahmsbedingungen  erfüllen  und 
alle  unter  den  festgesetzten  Bedingungen  der  Bahn  übergebenen  Sachen 
zu  befördern,  soweit  nicht  außergewöhnliche  Hindernisse  oder  höhere 
Gewalt  entgegenstehen,  und  soweit  die  gewöhnlichen  Transportmittel 
ausreichen. 

3.  Die  öffentlich  bekannt  zu  machenden,  auf  allen  Stationen  aus- 
zuhängenden Fahrpläne  sind  staatlich  zu  genehmigen;  auch  hat  jede 
Eisenbahnunternehmung  sich  mit  den  angrenzenden  Eisenbahnen  in 
Betreff  der  Fahrordnung,  der  wechselseitigen  Benützung  der  Bahn  und 
der  Betriebsmittel,  sowie  überhaupt  bezüglich  der  Ordnung  der  wechsel- 
seitigen Verkehrsverhältnisse  einzuverstehen. 

Sollte  ein  gütliches  Uebereinkommen  nicht  zu  Stande  kommen,  so 
hat  das  Ministerium  die  erforderlichen  Verfügungen  von  Amtswegeu 
zu  treffen. 
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4.  Um  das  natürliche  Monopol  der  Eisenbahnen  unschädlich  zu 
machen,  ist  die  Tarifimng  für  Personen-  und  Gütertransport  gewissen 
Beschränkungen  unterworfen. 

Für  den  Personentransport  sind  Maximaltarife  durch  das  Gesetz 
vom  15.  Juli  1877  R.  62  festgesetzt  Die  Tarifsätze  sind  durch  das 
Handelsministerium  zu  genehmigen,  Öffentlich  kundzumachen  und  die 
Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  mit  Rücksicht  auf  die  Beinerträgnisse 
der  Bahn  und  aus  Öffentlichem  Interesse  übertriebene  Tarifsätze  zu  er- 
mässigen.  Tarifermässigungen  und  Begünstigungen  in  der  Form  von 
Bückvergütungen  (Rabatten,  Refaktien)  dürfen  nicht  einseitig  und  ohne 
vorausgegangene  Genehmigung  und  Publikation  gewährt  werden  und 
kommen  jedem  Versender,  der  die  gleichen  Bedingungen  erfüllt,  zu  Gute.1) 

II.  Die  Eisenbahnpolizei  will  zunächst  gogen  die  aus  dem 
Eisenbahnbetriebe  sich  ergebenden  natürlichen  Gefahren  durch  eine 
Reihe  von  Geboten  oder  Verboten  schützen,  welche  an  die  Eisenbabn- 
untemehmung  selbst  gerichtet  sind. 

In  dieser  Richtung  besteht: 

a)  die  Verpflichtung,  jede  Lokomotive  vor  ihrer  Verwendung  der 
Kesselprobe  und  Prüfung  zu  unterziehen;2) 

b)  die  Personenwagen  müssen  die  gesetzliche  Konstruktion  be- 
sitzen (§  22  B.  0.);  bei  Güterwagen  darf  die  Belastung  nicht  das  auf 
denselben  ersichtliche  Maximum  übersteigen  (§  23  B.  0.); 

c)  die  Regulative  über  Zusammenstellung  der  Züge,  die  Vorsichten 
bei  der  Fahrt,  die  Maximalgeschwindigkeit  (§§  25—32  B.  0.)  sind  beim 
Betrieb  zu  beachten; 

d)  ingleichen  die  Vorschriften  über  Weichenstellung  und  Brems- 
vorrichtungen, sowie  über  die  Signale,  welche  den  Zweck  haben,  für 
das  gesammte  Dienstpersonal  zu  einer  gegenseitigen,  schnellen  und 
zuverlässigen  Verständigung  über  den  Zustand  der  Bahn,  über  den 
Verkehr  auf  derselben,  über  besondere  Vorfalle  zu  dienen  und  auch 
dem  Publikum  den  Verkehr  der  Züge  bemerkbar  zu  machen;3) 

e)  es  ist  für  gehurige  Einfriedung  und  Bewachung  des  Bahnkör- 
pers, der  Uebergänge,  Viadukte,  Brücken  zu  sorgen  ;4) 

f)  die  Bahnstrecke  ist  in  gutem,  fahrbarem  Zustande  zu  erhalten 
(§  4  B.  0.) 


»)  Vdg.  12.  Marz  1879  R.  38. 

2)  §  33  M.  V.  25.  Jänner  1879  R.  19,  §  21  B.  0.,  Vdg. 
1.  October  1875  R.  130  und  20.  Juli  1877  R.  78. 

3)  Vdg.  H.  M.  16.  Juni  1872  R.  80  über  einheitliche  Signal  Vorschriften. 
<)Vg1.  Mayerhofer  in.  S.  218—219. 
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Alle  diese  Bestimmungen  erhalten  strafrechtlich  ihre  Sanktion 
durch  die  §§  355  ff.  des  St  6  B.  und  civilrechtlich  durch  das  Gesetz 
vom  5.  März  1869  B.  27,  welches  die  Haftpflicht  der  Eisenbahnen  rar 
jfde  durch  eine  Ereignung  im  Verkehre  erfolgte  Tödtnng  oder  Verletzung 
eines  Menschen  ausspricht,  sobald  die  Unternehmung  nicht  beweist, 
dass  die  Ereignnng  durch  einen  unabwendbaren  Zufall,  oder  durch  eine 
unabwendbare  Handlung  einer  dritten  Person,  deren  Verschulden  sie 
nicht  zu  vertreten  hat,  oder  durch  eigenes  Verschulden  der  Betheiligten 
verursacht  wurde. 

Kontraktliche  Ablehnung  oder  Einschränkung  dieser  Haftpflicht  ist 
wirkungslos.1) 

III.  Eine  weitere  Beihe  von  Bestimmungen  richtet  sich  an  das  die 
Eisenbahn  benätzende  oder  sonst  mit  derselben  in  Bezizhung  tretende 
Publikum  und  bezweckt  den  Schutz  der  Bahn  und  die  Ordnung  ihrer 
Benützung. 

Hierher  gehört  z.  B. : 

a)  das  Verbot  des  Betretens  der  Bahn,  der  eigenmächtigen  Eröff- 
nung der  Bahnschranken  und  des  Hütens  von  Thieren  in  der  Nähe  der 
Bahn  (§§  96,  97  B.  0.); 

b)  jeder  Beschädigung  oder  Veränderung  der  Bahn  (§  98  B.  0.); 

c)  den  Anrainern  sind  rücksichtlich  der  Bauführung,  der  Vornahme 
von  Terrainveränderungen  und  der  freien  Lagerung  leicht  feuerfangender 
8toffe  im  Bereiche  des  Feuerrayons  Beschränkungen  auferlegt  (§  99—100 
B.  0.); 

d)  über  die  Benützung  der  Eisenbahnen  zum  Personentransport 
und  das  hierbei  geforderte  Verhalten  enthält  das  Betriebsreglement 
(§§  12,  13,  15,  17,  19,  20,  22,  23)  nähere  Bestimmungen.*) 

Die' Bahnpolizei  nach  diesen  Bichtungen  besorgt  die  Unternehmung 
selbst  im  übertragenen  Wirkungskreise;  ihre  Beamten  und  Diener  er- 
scheinen daher  dem  Publikum  gegenüber  als  mittelbare  Beauftragte  des 
Staates,  denen  der  Staat  strafrechtlich  dem  Publikum  gegenüber  denselben 
Schutz  gewährt  wie  seinen  eigenen  Beamten. 

*)  Randa,  Ucber  die  Haftung  der  Eisenbahnunternehmungen  1869. 

2)  Anweisung  der  Plätze,  Ausschluss  belästigender  Personen,  Einstei- 
gen in  die  Wagen,  Verhalten  auf  den  Zwischenstationen,  Verhalten  wäh- 
rend der  Fahrt,  Beschädigungen  der  Wagen,  Mitnahme  von  Hunden,  Ta- 
hakrauchen,  Ausschluss  trunkener  Personen  von  der  Fahrt.  (Vdg.  10.  Juni 
1874  R  75.) 
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S  243. 

Verhältnis*  der  GesellschaftsDahnen  zum  Staate. 

I.  Die  Staatsverwaltung  gewährt  den  Gesellschaftsbahuen  gewisse 
Begünstigungen;  der  Staat  betheiligt  sich  an  denselben  mit  Kapital; 
er  verlangt  andererseits  gewisse  Leistungen  für  Staatszwecke. 

II.  Die  gewährten  Begünstigungen  bestehen  in  Steuerpri- 
vilegien.  Es  wird  regelmässig  gewährt: 

a)  Die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Ver- 
träge, Eingaben  und  sonstige  Urkunden  zum  Zwecke  der  Kapitalsbe- 
schaffung, sowie  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn  bis  zum 
Zeitpunkte  der  Betriebseröffnung; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste 
Ausgabe  der  Aktien  und  Prioritätsobligationen,  mit  Einsclüuss  der  In- 
terimsscheine, sowie  von  der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden  Ueber- 
tragungsgebühr; 

c)  die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer,  von  der  Entrichtung 
der  Coupons-Stempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen  Steuer,  welche 
etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden  sollte,  für  eine  gewisse 
Zeit  vom  Tage  der  Koncessionsertheilung. 

III.  Der  Grund  der  Betheiligung  des  Staates  an  den  Gesellschafts- 
bahnen ist  ein  zweifacher:  es  soll  dadurch  die  Uebernahme  desjenigen 
Theiles  der  Kapitalkosten  auf  die  Geaammtheit  vollzogen  werden,  wel- 
cher auf  die  nicht  privatwirthschaftlich  rentablen  Nutzungen  für  Staats- 
zwecke entfällt,  und  andererseits  eine  ausreichende  Betheiligung  der 
Kapitalbesitzer  an  Eisenbahnunternehmungen  gesichert  werden,  deren 
Rentabilität  sich  erst  allmälig  entwickelt1)  Der  Staat  gewährt  einzel- 
nen Gesellschaftsbahnen  eine  vorschussweise  Zinsengarantie  entweder 
von  dem  wirklich  aufgewendeten  und  gehörig  nachzuweisenden  Anlage- 
kapitale, mit  oder  ohne  Festsetzung  einer  Maximalsumme,  wobei  5  °/0 
Zinsen  während  der  Bauzeit  (sog.  Interkalarzinsen)  in  das  Anlageka- 
pital eingerechnet  werden  dürfen,  —  oder  von  den  panschalirten  Bau- 
kosten. 

Eine  nothwendige  Folge  dieses  Garantieverhältnissos  ist  die  Ein- 
flussnahme  auf  die  ökonomische  Gebahrung  beim  Bau  und  Betriebe. 
Insbesondere  gewährt  das  Gesetz  vom  14.  Dezember  1877  R.  112  dem 
Staate  die  Beragniss,  den  Betrieb  garantirter  Eisenbahnen,  welche  für 


')  Emil  Sax,  Die  Verkehrsmittel  (in  Schönberg,  Handbuch  der 
politischen  Oekonomie  I.  S.  411). 
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die  letzten  fünf  Jahre  mehr  als  die  Hälfte  des  garantirten  Reinerträg- 
nisses jährlich  in  Anspruch  genommen  haben,  selbst  so  lange  zn  fäh- 
ren, bis  der  Reinertrag  durch  drei  auf  einander  folgende  Jahre  wieder 
diese  Hälfte  übersteigt. 

IV.  Die  den  Gesellschaftsbahnen  auferlegten  Leistungen  für  staat- 
liche Verwaltungszwecke  sind  ihrem  Umfange  nach  in  den  Konzessions- 
urkunden festgestellt  und  betreffen  insbesondere  die  Postanstalt,  die 
Telegraphenanstalt  und  die  Militärtransporte. 

a)  Rücksichtlich  der  Postanstalt  wird  der  Unternehmung  regel- 
mässig die  Verpflichtung  auferlegt,  die  Post  und  die  Postbediensteten 
unentgeltlich  zu  befördern  und  ihren  Betrieb  den  Bedürfnissen  der 
Postanstalt  entsprechend  einzurichten. 

b)  Rücksichtlich  der  Telegraphenanstalt  haben  die  Gesell- 
schaftsbahnen die  Verpflichtung,  die  Herstellung  staatlicher  Telegraphen- 
leitnngen  längs  der  Bahn  auf  ihrem  Grund  und  Boden  ohne  besondere 
Vergütung  zu  gestatten  und  die  Bewachung  der  hergestellten  Leitung 
zu  übernehmen. 

c)  Die  Gesellschaftsbahnen  sind  verpflichtet,  das  Militär  und 
Kriegsmaterial  zu  ermässigten  Tarifsätzen  zu  befördern. 

XIV.  Die  Post  und  die  Telegraphie. 

§  244. 

Die  Postanstalt.1) 

Die  Post  ist  eine  vom  Staate  im  Interesse  des  allgemeinen 
Wohles  betriebene  öffentliche  Anstalt,  durch  welche  derselbe  vertrags- 
mässig  den  Transport  von  Personen,  Sachgütern  und  Nachrichten  über- 
nimmt 

Daraus  folgt: 

a)  Ihre  Benutzung  steht  Jedermann  frei,  der  sich  den  für  ihre 
Benutzung  aufgestellten  Normen  unterwirft,  sie  darf  für  Niemanden  an 
erschwerende  Bedingungen  geknüpft  werden.  Es  darf  daher  die  An- 
nahme und  die  Beförderung  von  Postsendungen  nicht  verweigert 
werden,  soweit  die  Bestimmungen  des  Reglements  beobachtet  sind. 
Ebensowenig  darf  die  Postanstalt  Reisende  zurückweisen,  wenn  noch 


!)  Postgesetz  5.  November  1837.  Johann  Bartl,  Vorträge  über 
den  technischen  und  administrativen  Postdienst  in  Oesterreich.  Wien  1876. 
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verfügbare  Plätze  vorhanden  sind,  oder  Reisende,  die  sich  später  ge- 
meldet haben,  vor  früher  Angemeldeten  bevorzugen. 

b)  Der  Umfang  des  Geschäftsbetriebes  der  Post  umfasst: 

«)  die  Personenpost,  d.  h.  die  Beförderung  von  Reisenden  und 
Reiseeffekten; 

ß)  die  Pahrpost  (Packete,  rekommandirte  Briefe  mit  Werthangabe, 
Postanweisungen) ; 

y)  die  Briefpost  (Briefe,  Korrespondenzkarten,  Drucksachen, 
Zeitungen,  Waarenproben  und  Muster).  Es  ist  jedoch  nicht  jede  ein- 
zelne Poststelle  verpflichtet,  alle  diese  Geschäfte  gleichmässig  zu  be- 
treiben; nur  soweit  gewisse  Transportgeschäfte  monopolisirt  sind,  hat  der 
Staat  nicht  nur  das  Recht,  sondern  auch  die  Pflicht,  diese  Geschäfte 
zu  besorgen. 

c)  Das  Postmonopol  beschränkt  sich: 
«)  auf  verschlossene  Briefe  und 

ß)  auf  periodische  Schriften  und  zwar:  Journale,  Zeitungen  in 
Blättern  oder  Heften,  ohne  Unterschied  des  Inhaltes.1) 

Dieses  Monopol  der  Post  erstreckt  sich  aber  nur  soweit,  als  die 
Postverwaltung  selbst  den  Umfang  ihres  Geschäftsbetriebes  ausdehnt, 
d.  h.  es  ist  die  Beförderung  von  Briefen  und  periodischen  Schriften 
nur  untersagt  von  einem  Orte  zu  einem  anderen  Orte,  der  mit  dem  er- 
steren  in  einer  unmittelbaren  oder  mittelbaren  Verbindung  steht  Es 
ist  daher  der  Transport  von  Briefen  im  Lokalverkehr  mit  der  Beschrän- 
kung freigegeben,  dass  Niemand  berechtigt  ist,  eine  Anstalt  zur  Samm- 
lung und  zum  kollektiven  Transport  von  Briefen  zu  errichten.  Die 
lokale  Beförderung  von  periodischen  Schriften  ist  vollständig  freigege- 
ben (§  8—15  Postges.)  Für  den  Transport  von  Personen,  Packeten, 
Geldsendungen,  sonstigen  Drucksachen  und  offenen  Briefen  besteht 
kein  Postzwang. 

d)  Die  Vertragsbedingungen,  unter  welchen  die  Post  kontrahirt, 
sind  durch  die  Reglements  festgestellt,  die  in  allen  Fällen  gleichmässig 
anzuwenden  sind.  Die  Haftpflicht  der  Postanstalt  für  Verlust  oder 
Beschädigung  der  Sendung  ist  nicht  nach  den  allgemeinen  Normen 
über  den  Frachtvertrag,  sondern  nach  den  besonderen  Postregulativen 
zu  beurtheilen.  Die  Postanstalt  übernimmt  keine  Haftung  für  den 
Verlust,  die  Beschädigung  oder  verzögerte  Beförderung  oder  Bestellung 
von  gewöhnlichen  Briefen,  Korrespondenzkarten,  Kreuzband-,  Muster- 
und  Probesendungen,  Zeitungen. 

Für  eine  rekommandirte  Sendung  wird  dem  Absender  im  Falle 

»)  §  7  Postges.  5.  November  1837. 
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des  Verlustes  ohne  Bücksicht  auf  den  Werth  der  Sendung  ein  Ersatz 
von  20  Gulden  bezahlt  Für  Briefe  und  Packete  mit  Werthan- 
gabe leistet  die  Post  im  Falle  des  Verlustes  oder  der  Beschädi- 
gung Schadenersatz  auf  Grundlage  des  angegebenen  Werthes;  wobei 
jedoch  der  Postanstalt  der  Beweis  vorbehalten  bleibt,  dass  der  angege- 
bene Werth  den  gemeinen  Werth  der  Sendung  übersteigt  Dagegen 
haftet  die  Postverwaltung  unbedingt  für  die  auf  Postanweisun- 
gen eingezahlten  Betrage,  weil  sie  an  den  zugezählten  Geldstücken 
Eigenthum  erwirbt  und  sich  zur  Auszahlung  derselben  Geldsumme 
an  den  Adressaten  verpflichtet 

e)  Der  Absender  hat  der  Post  das  durch  die  Tarife  des  inlän- 
dischen Verkehrs  oder  die  internationalen  Verträge  für  den  Auslands- 
verkehr festgesetzte  Porto  zu  bezahlen. 

Portofreiheit  findet  nur  in  den  im  Gesotzo  vom  2.  Oktober 
1865  B.  108  aufgezählten  Fällen  statt. 

Zur  Zahlung  des  Portos  und  anderer  Gebühren  ist  der  AbBender 
verpflichtet;  es  kann  jedoch,  soweit  reglementsmässig  Frankirungszwang 
nicht  besteht,  die  Postverwaltung  mit  ihren  Ansprüchen  an  Adressaten 
angewiesen  werden.  Die  rückständigen  Taxen  für  Benutzung  der 
Postanstalt  werden  nach  dem  für  die  Beitreibung  öffentlicher  Abgaben 
bestehenden  Normen  exekutiv  eingehoben. 

f)  Der  Staat  schützt  das  Postmonopol  und  seine  Ansprüche  auf 
Leistung  des  Postportos  durch  StrafbeBtimmungen,  die  in  dem  Gefälls- 
strafgesetzbuch  (§§  423—438)  enthalten  sind.  Als  besondere  Gefälls- 
delikte erscheinen: 

o)  Die  Verletzung  des  Postzwanges; 

ß)  die  unbefugte  Errichtung  oder  Führung  von  Anstalten  und  Un- 
ternehmungen, welche  der  Postanstalt  Konkurrenz  machen; 
y)  Missbrauch  der  Portofreiheiten,  und 

8)  Verkürzung  des  Postgefälls  z.  B.  durch  Gebrauch  entwerteter 
Postzeichen  (Vdg.  4.  März  1854  B.  56),  das  Zusammenpacken  von 
Briefen  in  einem  Packete  zur  Versendung  mit  der  Fahrpost,  schriftliche 
Mittheilungen  oder  Einschaltungen  in  Kreuzbandsendungen. 

§  245. 

Die  Telegraphier 

I.  Es  besteht  kein  Telegraphenregal,  wenngleich  thatsächlich  die 
grossen  Telegraphenlinien  vom  Staate  angelegt  und  betrieben  werden. 
Es  ist  jedoch  keinem  Privaten,  weder  einem  Einzelnen  noch  einer  Ge- 
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Seilschaft  gestattet,  ohne  Bewilligung  des  Kaisers  Telegraphen  zn  er- 
richten. 

Im  Falle  der  Uebertretung  sind  alle  für  diese  Einrichtung  getroffe- 
nen Vorbereitungen  und  hergestellten  Apparate  von  dem  Unternehmer 
selbst  oder  auf  dessen  Kosten  von  der  Staatsverwaltung  in  unbrauch- 
baren Zustand  zu  versetzen.1)  Dieses  Verbot  betrifft  aber  nur  die  Her- 
stellung von  Telegraphenleitungen,  um  aus  der  Beförderung  telegraphi- 
scher Depeschen  ein  Privatgewerbe  zu  machen;  dagegen  steht  es  recht- 
lich Jedem  frei,  auf  seinem  Grundstücke  oder  mit  Zustimmung  des 
Eigentümers  auf  fremden  Grundstücken  Telegraphen  anzulegen,  um 
dieselben  im  eigenen  Geschäftsbetriebe  zu  benützen  (Betriebstelegra- 
phen der  Eisenbahnen,  in  Fabriken  n.  s.  w.) 

II.  Ueber  die  Benützung  der  Staatstelegraphen  durch  das 
Publikum  wurde  das  Regulativ  vom  6.  Februar  1850  R.  68  erlassen. 

Die  Benutzung  der  Telegraphen  steht  Jedermann  ohne  Ausnahme 
zu;  sie  kann  jedoch  von  Seite  des  Publikums  nur  insoweit  stattfinden, 
als  die  Beförderung  von  Staatsdepeschen  und  die  Benutzung  des  Tele- 
graphen zum  Eisenbahnbetrieb  dies  zulässig  machen.  In  der  Regel  hat 
weder  hinsichtlich  der  Form  noch  in  Betreff  des  Inhaltes  der  Depeschen 
eine  Beschrankung  einzutreten.  Doch  sind  solche  Mittheilungen  aus- 
geschlossen, welche  gegen  die  Gesetze  Verstössen,  oder  aus  Rücksichten 
der  Politik  oder  des  Öffentlichen  Wohles  zur  Verbreitung  auf  diesem 
Wege  nicht  geeignet  erachtet  werden.  Die  Entscheidung  steht  dem 
Vorsteher  der  Telegraphenstation  und  im  Rekurswege  der  Telegraphen- 
Direktion  in  Wien  zu.  Um  die  Benutzung  des  Staatstelegraphen  mög- 
lichst vielen  Korrespondenten  zugänglich  zu  machen,  darf  eine  tele- 
graphische Depesche  nicht  mehr  als  100  Worte  enthalten,  und  mehrere 
Depeschen  eines  und  desselben  Absenders  dürfen  hinter  einander  nur 
in  dem  Falle  befördert  werden,  wenn  die  Apparate,  sei  es  auf  den 
Stationen  selbst,  sei  es  auf  den  übrigen  Stationen  der  Linie,  nicht 
von  anderen  Korrespondenten  in  Anspruch  genommen  werden.  Die 
Telegraphenämter  sind  dem  Publikum  zu  jeder  Zeit  (auch  des  Nachts) 
geöffnet  Die  Gebühren  werden  nach  der  Wortzahl  ohne  Rücksicht  auf  die 
Entfernung  erhoben.  Die  Beförderung  der  telegraphischen  Mittheilongen 
geschieht  nach  der  Reihenfolge,  mit  Berücksichtigung  der  Zeit  ihrer 
ersten  Aufgabe  bei  der  Telegraphenstation.  Vorausbestellungen  werden 
nicht  berücksichtigt 


»)  A.  H.  Kabinetschreiben  16.  Jänner  1847  (Ilfkzld.  27.  Jänner 
1847). 
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Alle  Telegraphenbeamten  Bind  zur  strengsten  Geheimhaltung  der 
telegraphischen  Depeschen  verpflichtet  Fremden  Personen  ist  daher 
der  Zutritt  zu  dem  Arbeitszimmer  der  Telegraphisten  nur  mit  ausdrück- 
licher Erlaubniss  der  Direktion,  oder  des  betreffenden  Amtsvorstehers 
oder  dessen  Stellvertreters,  und  auch  nur  dann  gestattet,  wenn  nicht  tele-, 
graphirt  wird. 

Jede  telegraphische  Depesche  wird  sogleich  nach  ihrer  Ankunft  von 
dem  betreffenden  Telegraphenamte  deutlich  geschrieben,  gehörig  kouver- 
tirt  und  mit  dem  Siegel  desselben  verschlossen,  durch  einen  vereideten 
Telegraphenboten  oder  durch  die  Vermittlung  der  Postanstalt  an  die 
Adresse  befordert.  Wenn  Störungen  in  der  Telegraphen-Linie  eintreten, 
so  kann  die  erlegte  Taxe  für  die  noch  nicht  beförderten  Depeschen 
zurückverlangt  werden.  Uebrigens  übernimmt  die  Regierung  bezüglich 
der  Beförderung  der  Depeschen  keine  wie  immer  geartete  Haftung. 

Die  Staatsverwaltung  hat  sich  vorbehalten,  die  Telegraphen  für 
die  Beförderung  von  Privat-Korrespondenzen,  wenn  es  die  Umstände 
erheischen,  ganz  zu  sperren. 

XV.  Der  Wassertransport. 
§  240. 

a)  Der  Trausport  auf  Binnegewässern. 

I.  Die  Benutzung  öffentlicher  Gewässer  zur  Floss-  und 
Schifffahrt  wird  durch  die  hierüber  in  Floss-  und  Schifffahrtsakten,  in 
Konventionen,  dann  durch  die  besonderen  Floss-,  Schifffahrts-,  Strom- 
polizei- und  Kanal-Ordnungen  und  die  sonstigen  in  dieser  Beziehung 
erlassenen  Spezialgesetze  und  Verordnungen  geregelt.1) 

Diese  Bestimmung  des  Wassergesetzes  enthält  eine  doppelte  An- 
ordnung: 

a)  Sie  lässt  die  zur  Zeit  der  Publikation  dieses  Gesetzes  bestehen- 
den Strom-  nnd  Schifffahrtsordnungen  in  Kraft.2) 

b)  Sie  ermächtigt  die  Regierung,  derlei  sicherheitspolizeiliche  An- 
ordnungen im  Verordnungswege  zu  treffen. 

II.  Rücksichtlich  derjenigen  Flüsse,  welche  die  Gebiete  mehrerer 

')  §  7  Wasserges.  30.  Mai  1869. 

2j  Z.  B.  Navigationspatent  für  Böhmen  31.  Mai  1777;  Schifffahrts- 
ordnung  für  die  obere  Elbe  vom  11.  Februar  1846  Prov.  G.  S.  XX Vm. 
N.  44;  für  die  Moldau  sammt  den  Nebenflüssen  10.  Februar  1854  L.  G. 
Bl.  N.  6. 
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Staaten  trennen  oder  durchlaufen,  wurde  durch  die  Wiener  Kongress- 
akte vom  9.  Juni  1815  (Art.  108—116)  von  den  zuständigen  Staaten 
die  Verpflichtung  übernommen,  durch  gemeinsame  Uebereinkunft  die 
Schifffahrt  auf  solchen  Flüssen  zu  ordnen.  Als  Grundsätze  werden  in 
.der  Wiener  Kongressakte  aufgestellt: 

a)  Gleichförmigkeit  der  Schifffahrtsabgaben  und  der  Flusspolizei; 

b)  möglichste  Erleichterung  der  Schifffahrt; 

c)  Erhaltung  der  Leinpfade  und  des  Flussbettes  durch  den  Ufer- 
staat; 

d)  Verbot  der  Errichtung  neuer  Stapel-  und  Umschlagplätze. 

e)  Die  von  den  Uferstaaten  errichteten  gemeinschaftlichen  Begle- 
lements  dürfen  nur  mit  Einwilligung  aller  Theilnehmer  verändert  werden. 

In  Gemässheit  dieser  allgemeinen  Grundsätze  bestehen: 

a)  Die  Elbeschifffahrtsakte.  Dresden  23.  Juni  1821.  (P.  G. 
S.  XLEL  378)  sammt  Additionalakte  vom  13.  April  1844  (Prov.  G.  S. 
für  Böhmen  27.  Bd.  S.  246  und  265). l) 

b)  Die  Donauschifffahrtsakte  vom  7.  November  1857  (B.  G. 
Bl.  1858  N.  13)  und  das  Schifffahrts-  und  Polizeireglement  für  die 
untere  Donau  vom  8.  November  1870  (B.  G.  Bl.  1873  N.  16). 

c)  Der  Staatsvertrag  mit  Bussland  vom  3.  Dezember  1866  (B. 
G.  Bl.  1870  N.  69)  über  die  Schifffahrt  auf  dem  Pruth. 

d)  Die  internationale  Schifffahrts-  und  Hafenordnung  für  den 
Bodensee  vom  22.  September  1867  (B.  G.  Bl.  1868  N.  19). 

III.  Ueber  den  Betrieb  der  Dampfschi  ff  fahrt  auf  den  Landseen, 
Strömen  und  Flüssen  gilt  dermal  die  Vdg.  vom  4.  Jänner  1855  B.  9. 

Die  Ertheilung  ausschliessender  Privilegien  zum  Betriebe  der 
Dampfschilffahrt  für  bestimmte  Gewässer  oder  nach  bestimmten  Bich- 
tungen findet  sonach  nicht  mehr  statt.  Jede  Schifffahrts-Unternehmung 
mit  Dampfschiffen  zum  Transporte  von  Personen  oder  Gütern  auf  den 
gedachten  Gewässern  des  österreichischen  Kaiserstaates  bedarf  einer 
behördlichen  Bewilligung,  und  diese  kann  nur  an  vollkommen  ver- 
trauenswürdige und  den  Besitz  der  nöthigen  Mittel  zum  aufrechten 
Betriebe  der  Unternehmung  glaubwürdig  nachweisende  Personen  ver- 
liehen werden. 

Die  Ertheilung  dieser  Bewilligung  steht,  wenn  das  Gewässer, 
dessen  Befahrung  die  Unternehmung  bezweckt,  das  Verwaltungsgebiet 
einer  einzigen  politischen  Landesstelle  (Statthalterei,  Statthalterei-Ab- 


')  üeber  die  Elbezollgerichte  vgl.  die  Verordnungen  vom  17. 
August  1868  L.  G.  Bl.  für  Böhmen  N.  21  und  31.  August  1868  L.  G. 
Bl.  N.  24. 
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theilung,  Landesregierung)  durchströmt  oder  berührt,  dieser  Behörde  zu. 
Wenn  hingegen  das  Gewässer,  dessen  Befahrung  die  Unternehmung 
bezweckt,  das  Verwaltungsgebiet  einer  zweiten  oder  mehrerer  Landes- 
stellen durchströmt  oder  berührt,  so  ist  die  Ertheilung  der  fraglichen 
Bewilligung  dem  Ministerium  vorbehalten.  In  dem  Einschreiten  um. 
die  Bewilligung  ist  der  Ort  des  Verwaltungsgebietes,  in  welchem  beab- 
sichtigt wird,  den  ordentlichen  Standort  der  Geschäftsleitung  zu  bestim- 
men, stets  ausdrücklich  anzugeben. 

IV.  Die  Errichtung  von  Privat-Ueberfuhrsanstalten  mit  gewerbe- 
in ässi  gern  Betriebe  ist  auf  Privat- und  öffentlichen  Gewässern  nur  mit 
behördlicher  Genehmigung  zulässig  (§  7  W.  G.  30.  Mai  1869). 

Auf  den  zur  Schiff-  und  Flossfahrt  benützten  Theilen  der  Gewässer 
ist  zur  Errichtung  solcher  Anstalten  überhaupt,  ohne  Bücksicht  auf  den 
gewerbsmässigen  Betrieb,  staatliche  Genehmigung  nöthig.1) 

§  247. 
b)  Die  Seeschifffahrt.4) 

I.  Die  Seeschifffahrt  theilt  sich  in  Küstenschi fffahrt  (Kabo- 
tage)  und  in  die  Schifffahrt  in  die  weite  See.  Jene  theilt  sich 
wieder  in  die  kleine  und  grosse  Kabotage.3) 

Die  Befugnis»  zur  Ausübung  der  Schifffahrt  unter  der  Flagge  der 
österreichisch-ungarischen  Monarchie4)  wird  für  die  kleine  Kabotage 
durch  Licenzen,  für  die  grosse  Kabotage  durch  Seepässe,  und  für  die 
weite  Fahrt  durch  Patente  für  die  gehörig  registrirten5)  Seehandels- 
schiffe ortheilt. 

II.  Es  bestehen  besondere  Polizeivorschriften: 

a)  zur  Vermeidung  von  Seeunfällen  durch  Zusammenstoss  von 
Schiffen;«) 

b)  über  die  Pflicht  der  Schiffer  zur  Hülfeleistung  in  Seenoth;7) 

c)  über  das  Sanitätewesen  ;8) 

d)  über  die  Aichung  der  Seehandelsschiffe9)  u.  s.  w. 

*)  Peyrer,  Wasserrecht  S.  153. 

2)  Editta  politico  di  navigaziane  mercantile  vom  25.  April  1744. 

3)  Erweiterung  der  kleinen  Kabotagelinien  Vdg.  29.  Juli  1863  R.  69. 
«)  Vdg.  6.  März  1869  R.  28. 

*)  Ges.  7.  Mai  1879  R.  65. 

6J  Vdg.  H.  M.  20.  Jänner  1880  R.  10 

')  Vdg.  H.  M.  1.  Dezember  1880    R.  141. 

*)  Reglement  für  Seesanitätsverwaltung  13.  Dez.  1851  R.  41  (1852). 
Vgl.  auch  das  Ges.  19.  Juli  1879  R.  108  über  die  Desinfection  von  Vieh- 
transporten. 

»)  Ges.  15.  Mai  1875  R.  43. 
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Sechstes  Hauptstück. 

Das  Bildungswesen. 

I.  Vom  Unterrichtswesen  überhaupt. 

§  248. 

Verfassungsmässige  Grundlagen. 

I.  Der  Staat  übt  die  oberste  Leitung  und  Beaufsichtigung  des  ge- 
saramten  Unterrichts-  und  Erziehungswesens. 

Es  kommt  dem  Staate  daher  zu: 

a)  Die  Gesetzgebung  in  Unterrichtasachen,  insbesondere  hin- 
sichtlich der  Ziele  und  Mittel  des  Unterrichtes  und  der  Erziehung,  des 
Verhältnisses  derselben  zum  religiösen  Leben  und  der  Stellung  des  ' 
Lehrberufes. 

b)  Die  Verwaltung  im  Gebiete  des  Unterrichtes.  Dieser  bedarf 
als  technische  Funktion  besonderer  Anstalten.  Dieselben  können  un- 
mittelbar vom  Staate  begründet  und  erhalten  werden,  oder  sie  sind 
Anstalten  der  politischen  Selbstverwaltungskörper  (der  Gemeinde  oder 
des  Landes),  oder  sie  beruhen  auf  einem  gestifteten  Vermögen,  oder  sie 
sind  Unternehmungen  einzelner  physischer  oder  juristischer  Personen. 

Die  Verwaltungsgeschftfte  beziehen  sich  bei  unmittelbaren  Staats- 
anstalten auf  Versorgung  derselben  mit  dem  nöthigen  Sachbedarf  und 
den  nöthigen  persönlichen  Kräften  (Lehrpersonal),  d.  i.  auf  ihre  Organi- 
sation und  Leitung. 

Bücksichtlich  der  übrigen  Unterrichtsanstalten  begnügt  sich  der 
Staat  mit  der  Aufstellung  allgemeiner  Normen  über  ihre  Einrichtung, 
deren  Beobachtung  jenen  Personen  obliegt,  die  diese  Anstalten  ins 
Leben  rufen. 

In  administrativer  Hinsicht  bilden  aber  auch  diese  Anstalten  ein 
Objekt  der  Verwaltung,  indem  die  Genehmigung  der  Errichtung  und 
die  Kontrolle  ihrer  Organisation  und  Leitung  dem  Staate  vermöge  seines 
Oberaufsichtsrechtes  zukommt 

II.  Bücksichtlich  der  vom  Staate,  einem  Lande  oder  einer  Gemeinde 
ganz  oder  theil weise  erhaltenen  Anstalten  gelten  folgende  drei  Kardi- 
nalsätze: 

a)  Dieselben  sind  allen  Staatsbürgern  ohne  Unterschied  der  Kon- 
fession zugänglich; 
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b)  das  Lehramt  an  denselben  kann  an  jed»n  gehörig  qualificirten 
Staatsbürger  ohne  Rücksicht  auf  die  Konfession  übertragen  werden,  nnd 

c)  das  für  diese  Anstalten  bestimmte  Zweck  vermögen  (Normal- 
nnd  Studienfond,  Stiftungen)  ist  ohne  konfessionelle  Rücksicht  zu  ver- 
wenden, insoferne  dasselbe  nicht  nachweisbar  für  gewisse  Glaubens- 
genossen gewidmet  ist 

III.  Die  vom  Staate  und  anderen  Verwaltungskörpern  unterhalte- 
nen Anstalten  werden  den  Staatsbürgern  bloss  zur  Benutzung  darge- 
boten. Dieser  Satz  erleidet  eine  Ausnahme  hinsichtlich  des  obligato- 
rischen Besuches  der  Volksschule.  Ebenso  wird  für  den  Staatsdienst 
und  die  Ausübung  gewisser  Berufszweige  die  Zurücklegung  der  norma- 
len Studien  an  öffentlichen  Lehranstalten  gefordert. 

§  249. 

Gliederung  des  Unterrichtes. 

Die  Erziehung  und  der  Unterricht  gliedern  sich  in  verschiedene 
Stufen  und  Zweige.  Dieselcen  betreffen  entweder  die  grundlegende  Er- 
ziehung und  die  allen  Staatsbürgern  nothwendigen  elementaren  Grund- 
wahrheiten (Volksschule),  oder  sie  bezwecken  die  Ausbildung  für  be- 
stimmte Berufszweige  (Berufsbildung). 

Die  Berufsbildung  beruht  auf  der  in  der  Gesellschaft  zu  Tage  tre- 
tenden Arbeitsteilung: 

a)  Als  ein  besonderes  Arbeitsgebiet  erscheint  zunächst  die  Leistung 
höherer  persönlicher  Dienste  für  den  individuellen  und  den  Ge- 
meindebedarf,1) die  eine  höhere  formale  Bildung  und  sittliche  Erziehung 
des  Einzelnen  sowie  umfassende  Kenntnisse  bestimmter  Zweige  des 
Natur-  und  Kulturwissens  und  entsprechende  Fertigkeiten  voraussetzen. 

Diesem  Zwecke  dienen  die  eigentlich  gelehrten  Schulen  als  vor- 
bereitende Anstalten  (Gymnasien)  und  als  abschliessende  Fachschulen 
(Fakultäten).  Letztere  werden  zu  einer  Gesammtanstalt  (Universität) 
verbunden,  deren  Glieder  neben  der  Lehre  berufsmässig  auch  für  die 
Erweiterung  der  Wissenschaft  zu  wirken  haben. 

b)  Ein  zweites  Arbeitsgebiet  ist  die  auf  Beschaffung  von  Sachgütern 
gerichtete  wirthschaftliche  Thätigkeit.  Diesem  Zwecke  dienen 
die  wirtschaftlichen  Schulen,  die  gleichfalls  entweder  einen  vor- 
bereitenden oder  einen  abschliessenden  Charakter  haben.  In  der  letz- 
teren Beziehung  erscheinen  dieselben  als  Fachschulen  für  die  einzelnen 
Zweige  der  Erwerbsthätigkeit  (Land-  und  Forstwirtschaft,  Bergbau, 

')  Heilberuf,  Rechtsberuf,  Lehrberuf  u.  s.  w. 
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Industrie  und  Handel),  und  zwar  als  niedere  Fachschulen  für  die 
ausfuhrende,  und  als  höhere  Fachschulen  für  die  leitende  Arbeit  Da 
der  wirtschaftliche  Beruf,  in  der  Absicht  auf  Erwerb,  das  natürliche 
Loben  den  menschlichen  Zwecken  dienstbar  macht,  so  gehören  in  den 
Kreis  dieser  wirtschaftlichen  Schulen  vornehmlich  die  Naturwissen- 
schaften und  die  mathematischen  Disciplinen  in  reiner  und  in  ange- 
wandter Beziehung,  sowie  die  Theorie  der  Erwerbsthätigkeit  sammt  den 
technischen  Regeln  des  Geschäftsbetriebes. 

c)  Ein  drittes  Gebiet  ist  endlich  die  Kunst,  die  theils  selbststän- 
dig auftritt,  theils  in  den  Dienst  der  wirthschaftlichen  Produktion  tritt 
(Architektur,  Kunstgewerbe). 

II.  Die  Volksschule. 
§  250. 

Geschichte  und  gegenwärtige  Gestaltung. 

I.  Sämmtiiche,  die  Organisirung  der  Volksschule  betreffenden  Nor- 
men wurden  in  Folge  der  a.  h.  Entschliessung  vom  11.  August  1805 
in  einem  Codex  „Verfassung  der  deutschen  Volksschulen"  zusammen- 
gefasst,  von  dem  bis  zum  Jahre  1847  wiederholte,  durch  die  Novellen 
ergänzte  Auflagen  herausgegeben  wurden. 

II.  Die  Volksschule  war  eine  konfessionelle  Anstalt.  Die  nächste 
unmittelbare  Aufsicht  über  dieselbe  war  dem  Ortsseelsorger,  die  Auf- 
sicht über  die  Schulen  eines  Distriktes  dem  Dechant  als  Schuldistrikts- 
aufseher  anvertraut 

Leitende  Schulbehörden  waren:  die  Konsistorien  rücksichtlich  der 
didaktischen  Aufgaben  der  Volksschule,  und  die  politischen  Be- 
hörden rücksichtlich  der  Schullebrer  und  des  ökonomischen  Be- 
darfes. Die  Volksschulen  schieden  sich  in  Trivial-  und  in  Haupt- 
schulen. Letztere  sollten  in  den  grösseren  Städten  unterhalten  wer- 
den, um  den  üebergang  zur  Mittelschule  zu  vermitteln.  Die  Schul- 
lehrer wurden  von  dem  Schulpatrone  dem  Konsistorium  präsentirt  Die 
im  Verwaltungswege  hereinzubringenden  Einkünfte  der  Lehrer  bestan- 
den in  dem  Ertrage  des  etwaigen  gestifteten  Vermögens,  in  dem  Schulgeld, 
in  der  fassionsmässigen  Einnahme  aus  dorn  Kirchen-  und  Messnerdienste 
und  sonstigen  Natural-  oder  Geldprästationen  einzelner  physischer  Per- 
sonen oder  der  Schulgemeinde. 

Die  Triviallehrer  auf  dem  Lande  sollten  im  Alter  "durch  Beige- 
bung eines  Gehilfen  unterstützt  werden  und  zu  diesem  Zwecke 
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einen  angemessenen  Beitrag  erhalten.  Der  Besuch  der  Volksschule  hatte 
für  alle  Schüler  volle  sechs  Jahre  zu  dauern  und  sollte  durch 
Exekutivstrafen  gegen  die  Kitern  und  Vormünder  erzwungen  werden. 
Für  die  der  Schule  entwachsenen  Kinder  sollte  ein  Wiederholungsun- 
terricht eingerichtet  werden. 

Für  den  Sachbodarf  der  Schule  sollte  eine  Konkurrenz  der 
Schulpatrone  und  der  Schulgemeinde  stattfinden. 

Nichtkatholiken  wurde  die  Errichtung  und  der  Unterhalt  besonde- 
rer Schulen  gestattet  ;  wo  sie  aber  koine  eigenen  Schulen  hatten,  mussten 
sie  ihre  Kinder  in  die  katholische  Schule  schicken. 

III.  Eine  principielle  Aenderung  der  Gesetzgebung  über  die  Volks- 
schule erfolgte  durch  das  Gesetz  vom  25.  Mai  1868  R.  48  über  die 
Bestimmung  des  grundsätzlichen  Verhältnisses  der  Schule  zur  Kirche 
und  dann  durch  das  Reichsvolksschulgesetz  vom  14.  Mai  1869  B.  62 
durch  welches  die  Grundsätze  des  Unterrichtswesens  bezüglich  der 
Volksschulen  festgestellt  wurden. 

Das  letztere  Gesetz  enthält  principielle  Normen: 

a)  über  den  Zweck  und  die  Einrichtung  der  Volksschule; 

b)  über  den  Schulbesuch; 

c)  über  die  Lehrerbildung  und  die  Befähigung  zum  Lehramte; 

d)  über  die  Fortbildung  der  Lehrer; 

e)  über  die  Rechtsverhältnisse  derselben; 

f)  über  die  Errichtung  der  Schulen; 

g)  über  den  Aufwand  des  Volksschulwesens  und  die  Bestreitung 
desselben ; 

h)  über  die  Privatlehranstalten. 

Diese  principiellen  Nonnen  finden  ihre  Ergänzung  in  den  einzel- 
nen Lundesgesetzen,  welche  die  Organisation  der  Schulverwaltung,  die 
Schulpflicht  die  Schnllast  sowie  die  Rechtsverhältnisse  des  Lehreretan- 
des.  innerhalb  der  Grenzen  dieser  allgemeinen  Normen,  näher  bestimmen. 

§  251. 

Die  Stellung  der  Volksschule  überhaupt. 

I.  Die  Volksschule  hat  zur  Aufgabe,  die  Kinder  sittlich-religiös 
zu  erziehen,  deren  Geistesthätigkeit  zu  entwickeln,  sie  mit  den  zur  weite- 
ren Ausbildung  für  das  Leben  erforderlichen  Kenntnissen  und  Fertig- 
keiten auszustatten  und  die  Grundlage  für  Heranbildung  tüchtiger 
Menschen  und  Mitglieder  des  Gemeinwesens  zu  schaffen.1) 

»J  §  1  Ges.  14.  Mai  1869. 
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II.  Die  Volksschulen  sind  ontweder  öffentliche  Volksschulen 
oder  Privatanstalten. 

Oeff entliche  Volksschulen  sind  diejenigen,  zu  deren  Grün- 
dung oder  Erhaltung  der  Staat,  das  Land  oder  die  Ortsgemeinde  die 
Kosten  ganz  oder  theilweise  beiträgt. 

Die  in  anderer  Weise  gegründeten  und  erhaltenen  Volksschulen 
sind  Privatanstalten.  Zu  den  letzteren  gehören  auch  die  von  den 
Kirchen-  und  Iteligionsgesell^chaften  aus  ihren  Mitteln  für  den  Unter- 
richt der  Jugend  eines  bestimmten  Glaubensbekenntnisses  errichteten 
und  unterhaltenen  Volksschulen. 1 ) 

Privatanstalten  können  vom  Minister  für  Kultus  und  Unterricht 
das  Kecht  zur  Ausstellung  staatsgültiger  Zeugnisse  erhalten,  wenn  die 
Organisation  und  das  Lehrziel  jenen  der  öffentlichen  Schule,  welche 
die  Privatlehranstalt  ersetzen  soll,  entspricht. 

Wird  durch  eine  solche  Lehranstalt  dem  Bedürfnisse  nach  Schulen 
in  einer  Gemeinde  Genüge  geleistet,  so  kann  diese  von  der  Verpflich- 
tung, eine  neue  Schule  zu  gründen,  entbunden  werden. 

Derartigen  Privatanstalten  wird  das  Oeffentlichkeitsrecht  entzogen, 
wenn  sie  den  an  die  Volksschule  gestellten  Anforderungen  nicht  mehr 
entsprechen.2) 

III.  Den  Lehrplan  der  Volksschule  sowie  Alles,  was  zur  innern 
Ordnung  derselben  gehört,  stellt  der  Unterrichtsminister  im  Verord- 
nungswege fest.8  ) 

Die  in  der  Regel  unentgeltliche  (Ges.  20.  Juni  1872  R  86) 
Besorgung.  Leitung  und  unmittelbare  Beaufsichtigung  des  Religions- 
unterrichtes und  der  Religionsübungen  für  die  verschiedenen  Glanbens- 
genossen in  den  Volks-  und  Mittelschulen  ist  der  betreffenden  Kirche 
oder  Religionsgesellschaft  überlassen. 

Der  Unterricht  in  den  übrigen  Lehrgegenständen  in  diesen  Schu- 
len ist  unabhängig  von  dem  Einflüsse  jeder  Kirche  oder  Religionsgesell- 
schaft.4) 

Es  ist  jedoch  der  Unterricht  in  der  Religion  gerade  so  obliga- 
torisch wie  jener  der  übrigen  Lehrgegenstande.  Die  Kosten  einer 
besonderen  Entlohnung  des  Religionslehrers  sind  wie  die  son- 
stigen Kosten  des  Personalbedarfes  aufzubringen;  es  können  jedoch 


')  §  4  Ges.  25.  Mai  1868. 
2)  §  72  Ges.  14.  Mai  1869. 
s)  §  4  Ges.  14.  Mai  1869. 
4)  §  2  Ges.  25.  Mai  1868. 
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Umlagen  für  diesen  Zweck  nur  die  Angehörigen  der  fraglichen  Kon- 
fession treffen.1) 

IV.  Ueber  die  Unterrichtssprache  und  die  Unterweisung  in  der 
zweiten  Landessprache  entscheidet  nach  Anhörung  derjenigen,  welche 
die  Schule  erhalten,  innerhalb  der  durch  die  Gesetze  gezogenen  Grenzen, 
die  Landesschulbehörde.1) 

V.  Verschieden  von  der  allgemeinen  Volksschule  sind: 

a)  Anstalten  zur  Pflege  und  Erziehung  noch  nicht  schulpflichtiger 
Kinder;  3) 

b)  Fachkurse,  welche  eine  spezielle  landwirtschaftliche  oder 
gewerbliche  Ausbildung  gewähren; 

c)  die  Bürgerschule,  welche  die  Aufgabe  hat,  denjenigen, 
welche  eine  Mittelschule  nicht  besuchen,  eine  über  das  Lehrziel  der 
allgemeinen  Volksschule  hinausreichende  Bildung  zu  gewahren. 

§  252. 

Die  Schalpflicht. 

L  Die  Eltern  oder  deren  Stellvertreter  müssen  ihren  Kindern  oder 
Pflegebefohlenen  jenen  Unterricht  innerhalb  des  schulpflichtigen  Alters 
zu  Theil  werden  lassen,  welcher  für  öffentliche  Volksschulen  vorge- 
schrieben ist. 

Das  schulpflichtige  Alter  umfasst  die  Zeit  vom  vollendeten  sechsten 
bis  zum  vollendeten  vierzehnten  Lebensjahre. 

Diese  Pflicht  können  Eltern  oder  deren  Stellvertreter  in  folgender 
Weise  erfüllen: 

a)  Dadurch,  dass  dieselben  ihre  Kinder  in  die  öffentliche  Volks- 
schule schicken;4) 

')  Ges.  20.  Juni  1872  (§  3);  Art.  X.  Ges.  25.  Mai   1868  R.  49; 
V.  G.  II.  29.  November  1878  Z.  7783. 
2)  §  6  Ges.  14.  Mai  1869. 

8)  Kindergärten,  Vdg.  22.  Juni  1872  Z.  4711.  Kindergärten  kön- 
nen von  Ländern,  Schulbezirken,  Ortsgemeinden,  Vereinen,  sowie  von  jeder 
unbescholtenen,  selbständigen  Privatperson  gegründet  werden.  Zur  Eröff- 
nung solcher  Anstalten  wird  die  Genehmigung  der  Landesschulbehörde  er- 
fordert. Die  von  Ländern,  Schulbezirken  und  Ortsgemeinden  errichteteu 
Kindergärten  werden  öffentliche,  die  von  Vereinen  und  Privatpersonen  ge- 
gründeten und  erhaltenen  Privat-Kindergärten  genannt.  Der  Kindergarten 
kann  entweder  selbständig  oder  in  Verbindung  mit  einer  Volksschule  bestehen. 

*)  Der  Austritt  aus  der  Schule  darf  aber  nur  erfolgen,  wenn  die 
Schüler  die  für  die  Volksschule  vorgeschriebenen  notwendigsten  Kenntnisse 
als:  Lesen,  Schreiben  und  Rechnen,  besitzen. 

Am  Schlüsse  des  Schuljahres  kann  Schülern,   welche  das  vierzehnte 
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b)  dadurch,  dass  sie  dieselben  entweder  in  eine  unter  staatlicher 
Aufsicht  stehende  Privatvolksschule  schicken  oder  ihnen  entsprechenden 
häuslichen  Unterricht  ertheilen  lassen.1) 

Von  der  Verpflichtung,  die  öffentliche  Schule  zu  besuchen,  sind 
zeitweilig  oder  dauernd  entbunden:  Knaben,  welche  eine  höhere  Schule 
besuchen;  ferner  Kinder,  denen  ein  dem  Unterrichtszwecke  oder  Schul- 
besuche hinderliches  geistiges  oder  schweres  körperliches  Gebrechen 
anhaftet  ;  endlich  solche,  die  zu  Hause  oder  in  einer  Privatanstalt  un- 
terrichtet werden. 

II.  Die  Kontrolle  dieser  öffentlichen  Pflicht  der  Eltern  und  deren 
Stellvertreter  geschieht: 

a)  durch  die  unmittelbar  vor  Beginn  des  Schuljahres  durch  den 
Ortsschulrath  vorzunehmende  Konskription  aller  in  der  Schulgemeinde 
sich  aufhaltenden  schulpflichtigen  Kinder; 

b)  durch  Führung  von  Absentenverzeichnissen. 

Wer  ein  Kind  der  Aufzeichnung  entzieht,  oder  bezüglich  desselben 
eine  unwahre  Angabe  macht,  ist  mit  einer  Geldstrafe  bis  zwanzig 
Gulden  zu  belegen,  oder  im  Falle  der  Unvermögenheit  mit  Einschliessnng 
auf  1 — 4  Tage  zu  bestrafen. 

In  gleicher  Weise  werden  Unterlassung  der  Aufnahme  schulpflich- 
tiger Kinder  in  die  Volksschule  ,  bei  nicht  nachgewiesener  Befreiung 
sowie  ungerechtfertigte  Schulversäumnisse  durch  Geldstrafen  (bis  fünf 
Gulden)  oder  suppletorische  Einschliessung  bis  zu  24  Stunden  geahndet. 


Lebensjahr  zwar  noch  nicht  zurückgelegt  haben,  dasselbe  aber  im  nächsten 
halben  Jahre  vollenden,  und  welche  die  Gegenstände  der  Volksschule  voll- 
ständig inne  haben,  aus  erheblichen  Gründen  von  der  Bezirksschulaufsicht 
die  Entlassung  bewilligt  werden  (§  21  Ges.  14.  Mai  1869). 

*)  Im  letzteren  Falle  sind  die  Eltern  oder  deren  Stellvertreter  dafür 
verantwortlich,  dass  den  Kindern  mindestens  der  für  die  Volksschule  vor- 
geschriebene Unterricht  in  genügender  Weise  zu  Theil  werde. 

Waltet  in  dieser  Beziehung  ein  Zweifel  ob,  so  hat  die  Bezirksschul- 
aufsicht die  Verpflichtung,  sich  in  angemessener  Weise  davon  zu  überzeugen, 
ob  der  Zweifel  gegründet  sei  oder  nicht.  Den  zu  diesem  Behufe  an- 
geordneten Massregeln  haben  sich  die  Eltern  oder  deren  Stellvertreter  zu 
fugen  (§  23  Ges.  14.  Mai  1869). 

Wird  eine  konfessionelle  Privatvolksschule  von  Kindern  eines  andern 
Bekenntnisses  nach  Zulassung  des  §  5  Ges.  25.  Mai  1868  R.  48  benutzt,  so 
haben  die  Eltern  dieser  Kinder  letztern  den  erforderlichen  häuslichen  Re- 
ligionsunterricht ertheilen  zu  lassen  (Vdg.  15.  Dezember  1869  Z.  10590). 
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§  253. 

Die  Schaltest. 

I.  Die  Verpflichtung  zur  Errichtung  der  notwendigen  (direktiv- 
mässigen)  Volksschulen  trifft  die  Ortsgemeinden. 

Eine  öffentliche  Volksschule  ist  überall  zu  errichten,  wo  sich  in 
einer  Ortschaft  oder  in  mehreren  im  Umkreise  einer  Stunde  gelegenen 
Ortschaften,  Weilern  oder  Einschichten  zusammen  nach  einem  fünf- 
jährigen Durchschnitte  mindestens  40  schulpflichtige  Kinder  befinden, 
welche  eine  mehr  als  eine  halbe  Meile  entfernte  Schute  besuchen 
müssen  (§  59  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  18(39). 

Soweit  es  die  vorhandenen  Mittel  gestatten,  ist  auch,  besonders  in 
den  bevölkerten  Orten,  die  Trennung  der  bestehenden  gemischten  Schu- 
len nach  den  Geschlechtern  und  die  Errichtung  eigener  Mädchen- 
schulen anzustreben.  Dieselbe  muss  überall  da  erfolgen,  wo  die  Anzahl 
der  gesetzlich  erforderlichen  Lehrkräfte  (§  11  Reicbsgesetz  vom  14. 
Mai  1869)  sechs  übersteigt. 

Für  Kinder,  welche  in  Fabriken  oder  grösseren  Gewerbsunterneh- 
mungen beschäftigt  werden  und  dadurch  an  dem  Unterrichte  in  der 
Gemeindeschule  theilzunehmen  verhindert  sind,  haben  die  Fabriks- 
inhaber nach  den  über  die  Einrichtung  öffentlicher  Schulen  bestehenden 
Nonnen  entweder  allein  oder  in  Verbindung  mit  anderen  Fabriksherren 
selbständige  Schulen  zu  errichten. 

II.  Für  die  notwendigen  Volksschulen  sorgt  zunächst  die  Orts- 
gemeinde.  Zu  Recht;  bestehende  Verbindlichkeiten^  und  Leistungen 
dritter  Personen  und  Korporationen  bleiben  selbstverständlich  aufrecht,1) 
Inwieweit  die  Bezirke  daran  Theil  nehmen,  bestimmt  die  Landesgesetz- 
gebung.2) 

1)  §  62  Ges.  14.  Mai  1869. 

2)  So  trifft  in  Böhmen  die  Gemeinde  der  Aufwand :  a)  für  die  Herstellung 
und  Erhaltung  der  Schulgebäude,  der  Schulgärten  und  Turnplätze ;  b)  für  die 
Miethe,  Beheizung,  Beleuchtung  und  Reinigung  der  Schullokalitäten ;  c)  für 
die  Anschaffung  und  Erhaltung  der  Schuleinrichtungen  und  der  sonstigen, 
zum  Unterrichte  erforderlichen  Gebrauchsgegenstande,  und  d)  für  die  Be- 
schaffung der  Wohnung  für  den  Schulleiter  und  der  nothwendigen  Wirth- 
sehaftsräume  für  eine  mit  Grundstücken  dotirte  Lehrerstelle. 

Der  Schul  bezirk  bestreitet  die  Bezüge  des  Lehrpersonals  und  die 
übrigen  uicht  den  Schulgemeinden  obliegenden  Auslagen  für  sämmtliche 
nothwcndige  Volksschulen,  insbesondere:  a)  die  Auslagen  für  Lehrmittel-, 
b)  die  Dotation  für  die  Bezirkslehrerbibliothek  und  die  Schulbibliothek;  c)  die 
Kr  tcn  der  Abhaltung  der  Bezirks-Lehrerkonferenzen  einschliesslich  der  den 
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Soweit  die  Mittel  der  Ortsgemeinden  (beziehungsweise  der  Bezirke) 
für  die  Bedürfnisse  des  Volksschal wesens  nicht  ausreichen,  hat  diesel- 
ben das  Land  zu  bestreiten. 

Die  Normalschulfonde  sind  mit  allen  auf  ihnen  rücksichtlich 
der  Verwendung  für  Schulzwecke  oder  aus  besonderen  Privatrechtstiteln 
lastenden  Verbindlichkeiten  und  mit  der  ausschliesslichen  Widmung 
für  die  Zwecke  des  öffentlichen  Volksschulwesens  in  die  Verwaltung 
der  betreffenden  Länder  übergegangen.  Die  Verwahrung  und  Verwal- 
tung des  Stammvermögens  kommt  dem  Landesausschusse,  die  An- 
weisung der  Ausgaben  auf  Grund  des  vom  Landtage  festgestellten  Prä- 
liminare der  Landessehulbehörde  zu. 

§  204. 

Rechtsverhältnisse  des  Lehrerstandes. 

Ueber  die  Rechtsverhältnisse  der  Lehrer  stellt  das  Schulgesetz  vom 
14.  Mai  IB<)9  R.  H2  (§  48—58)  folgende  Grundsätze  auf : 

a)  Der  Dienst  an  öffentlichen  Schulen  ist  ein  öffentliches  Amt 
und  ist  allen  Staatsbürgern  ohne  Unterschied  des  Glaubensbekenntnisses 
gleichmässig  zugänglich. 

b)  Zur  Anstellung  als  Lehrer  oder  Unterlehrer  ist  der  Nachweis 
der  enstprechenden  Befähigung  nothwendig. 

Dieser  Nachweis  besteht  für  Unterlehrer  in  dem  Reifezeugniss  einer 
Lehrerbildungsanstalt,  und  für  die  definitive  Anstellung  als  Lehrer  in 
dem  nach  zweijähriger  praktischer  Verwendung  im  Schuldienste  auf 
Grund  der  abgelegten  Prüfung  erworbenen  Lehrbefähigungszeugniss. 

c)  Die  definitive  Anstellung  der  Lehrer  an  öffentlichen  Volksschulen 
erfolgt  unter  Mitwirkung  derjenigen,  welche  die  Schule  erhalten, 
von  der  Landesschulbehörde.  Der  Schulpatronat  hat,  soweit  es  sich 
um  das  lediglich  im  Gesetze  beruhende  Patronatsrecht  handelt,  zu  ent- 
fallen, wogegen  die  auf  privatrechtlichen  Titeln  beruhenden  Patronats- 
rechte  aufrecht  bleiben.1) 

Mitgliedern  zu  gewährenden  Reisekostenentschädigung ;  d)  die  Reisekosten- 
entschiidigung  und  Taggelder  für  die  Abgeordneten  der  Bezirkskonferenzen 
zu  den  Landeskonferenzen.  Die  hieraus  erwachsenden  Geschäfte  besorgt 
der  Bezirksschulrath. 

(Vgl.  L.  G.  für  Böhmen  24.  Februar  1873  L.  16.)  Die  einzelnen 
gebildeten  Landesgesetze  (Mayerhofer  II.  S.  1113)  gehen  in  ihren  De- 
tailbestimmungen auseinander.  Im  Allgemeinen  trifft  der  Sachaufwand  die 
Schulgemeinden;  der  Personalaufwand  entweder  den  Schulbezirk 
oder  das  Land. 

*)  Vgl.  darüber  die  vor  dem  Schulgesetze  vom  14.  Mai  1869  erflosse- 
nen  Landesgesetze.  Mayerhofer  II.  1138. 
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Die  erwähnte  Mitwirkung  bei  der  Anstellung  der  Lehrer  besteht 
entweder  in  der  Ausübung  des  Vorschlags-  oder  des  Präsentations- 
rechtes. Nach  dem  Landesgesetz  für  Böhmen  vom  19.  Dezember  1875 
R.  86  und  den  analogen  Bestimmungen  anderer  Landesgesetze  über  die 
Rechtsverhältnisse  der  Lehrer  übt  das  Vorschlags  recht  der  Orts- 
schulrathaus. Das  Präsentationsrecht  übt  der  Bezirksschulrath,  und 
in  Städten,  die  einen  eigenen  Schulbezirk  bilden,  die  Gemeindevertretung  aus. 

Bei  bestehendem  Schulpatronate  dagegen  präsentirt  der  Schutz- 
patron. Dem  die  gesetzlichen  Erfordernisse  nachweisenden  Präsentirten 
kann  die  Anstellung  nur  dann  verweigert  werden,  wenn  demselben  erheb- 
liche sittliche  Gebrechen  oder  Handlungen  solcher  Art  zur  Last  fallen, 
dass  wegen  derselben  die  Entlassung  eines  schon  angestellten  Lehrers 
ausgesprochen  werden  könnte. 

d)  Pflichtwidriges  Verhalten  des  Lehrpersonals  zieht  die  Anwen- 
dung von  Disziplinarmitteln  nach  sich,  welche  unabhängig  von  einer 
etwaigen  strafrechtlichen  Verfolgung  eintreten. 

Das  Nähere  hierüber  bestimmt  die  Landesgesetzgebang,  wobei  als 
Grundsatz  zu  gelten  hat,  dass  die  Dienstentlassung  und  Entfernung 
vom  Schulfache  gegen  Direktoren  und  Lehrer,  die  letztere  auch  gegen 
Unterlehrer  nur  auf  Grund  eines  vorausgegangenen  ordnungsmässigen 
Disziplinarverfahrens  stattfinden  kann. 

e)  Die  ßegolung  des  gesetzlichen  Diensteinkommens  und  der  Art. 
des  Bezuges  hat  durch  die  Landesgesetzgebung  zu  erfolgen,  wofür  fol- 
gende Grundsätze  gelten: 

)  Die  Minimalbozüge,  unter  welche  keine  Schulgemeinde  herab- 
gehen darf,  sollen  so  bemessen  sein,^dass  Lehrer  und  Unterlehrer  frei 
von  hemmenden  Nebengeschäften  ihre  ^ganze  Kraft  dem  Berufe  wid- 
men, und  erstero  auch  eine  Familie  den  örtlichen  Verhältnissen  gemäss 
erhalten  können. 

(i)  Die  Lehrer  haben  ihr  Diensteinkommen  unmittelbar  von  der 
Schulbehörde  zu  erhalten  und  dürfen  mit  Erhebung  des  Schulgeldes 
nicht  betraut  werden. 

/)  Ueber  die  rechtzeitige  und  befriedigende  Verabfolgung  der  Lehrer- 
bezüge wachen  und  entscheiden  die  Schulbohörden. 

f)  Sämmtliche  definitiv  angostellte  Lehrer  und  mit  dem  Lehrbeföhi- 
gungszeugnisse  versehene  Unterlehrer,  sowie  die  Wittwen  und  Waisen 
derselben  sind  pensionsberechtigt  und  in  dioser  Beziehung  im  allge- 
meinen nach  den  für  Staatsbeamte  geltenden  Normen  zu  behandeln, 
wobei  auch  jene  Zeit  anrechenbar  ist,  welche  jemand  nach  zurück- 
gelegter Lehrbefahigungsprüfung  in  provisorischer  Anstellung  an  einer 
öffentlichen  Schule  zugebracht  hat. 
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Zur  Deckung  der  Pensionsauslagen  sind  in  den  Königreichen  und 
Landern  unter  Mitwirkung  der  Lehrer,  der  Gemeinden  und  des  Landes, 
sowie  durch  Zuweisung  geeigneter  Zuflüsse  Pensionsfonde  zu  errichten, 
deren  Verwaltung  der  Landesschulhehörde  zustehen  solL 

III.  Die  Berufsbildung. 

§  255. 

a)  Mittelschulen. 

I.  Gymnasien  sind  diejenigen  Mittelschulen,  welche  bestimmt  sind, 
eine  höhere  allgemeine  Bildung  un  .?r  wesentlicher  Benützung  der  alten 
klassischen  Sprachen  und  ihrer  Literatur  zu  gewähren,  und  zugleich 
für  das  üniversitätsstudi um  vorzubereiten. 

Die  Gymnasien  sind  entweder  öffentliche  oder  Privat-Gyranasien. 
Die  öffentlichen  Gymnasien  stellen  Zeugnisse  aus,  welche  von  den 
Staatsbehörden  anerkannt  werden;  sie  haben  das  Recht>  Maturitäts- 
prüfungen vorzunehmen,  und  es  können  ihnen  von  der  Landes-Schul- 
behörde  Kandidaten  zur  Bestehung  d^s  Probejahres  zugewiesen  werden. 
Alle  Gymnasien,  welche  nicht  öffentliche  sind,  sind  Privat-Gymnasien. 
Die  Schüler  derselben  haben,  um  staatsgiltige  Zeugnisse,  namentlich 
Maturitätszeugnisse  zu  erwerben,  sich  den  Prüfungen  an  einem  öffent- 
lichen Gymnasium  zu  unterziehen. 

Diejenigen  Gymnasien,  welche  ausschliesslich  oder  zum  grösseren 
Theil  aus  den  öffentlichen  Fonden  des  Staates  erhalten  werden,  sind 
Staats-Gymnasien.  Die  Gymnasien,  welche  nicht  Staats-Gymnasien 
sind,  werden  mit  oder  ohne  Unterstützung  von  Seite  des  Staates  durch 
die  Korporationen,  Gesellschaften  oder  Individuen  erhalten,  deren  An- 
stalten sie  sind.  Neben  den  Staats-Gymnasien  können  auch  bischöf- 
liche Gymnasien,  ferner  Gymnasien  geistlicher  Korporationen,  weltlicher 
Gemeinden,  anderer  Gesellschaften  oder  auch  einzelner  Personen  fort- 
bestehen oder  neu  errichtet  werden. 

II.  Der  Zweck  der  Realschulen  ist,  eine  höhere  allgemeine  Bildung 
mit  besonderer  Berücksichtigung  der  mathematisch -naturwissen- 
schaftlichen Disziplinen  zu  gewähren  und  für  die  höheren  wirt- 
schaftlichen Fachschulen  vorzubereiten.  Die  gesetzlichen  Normen  über 
die  Einrichtung  der  Realschulen  fallen  in  den  Wirkungskreis  der 
Landesgesetzgebung. 

III.  In  die  Kategorien  der  Mittelschulen  gehören  endlich  die  Spe- 
ciallehranstalten, welche  eine  abschliessende  Fachbildung  für  einen  be- 
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stimmten  wirtschaftlichen  Beruf  gewähren  sollen,  wie  die  dermal  dem 
Unterrichtsministerium  unterstehenden  Staats-Gewerbeschulen,  die 
nautischen  Schulen  und  die  Ackerbauschulen. 

*§  2f)6. 

b)  Hochschulen. 

I.  Die  Universitäten1)  sind  Anstalten  für  die  höchste  Form 
der  wissenschaftlichen  Berufsbildung  durch  mündliche  Lehre  und  Be- 
reitstellung des  erforderlichen  Unterrichtsmaterials,  sowie  für  Erweite- 
rung der  Wissenschaft  durch  Forschung. 

Sie  bilden  öffentliche  Korporationen,  die  sich  in  Abtheilungen  oder 
Fakultäten  für  die  einzelnen  Wissenschaftszweige  gliedern.  Jede  Fa- 
kultät besteht  aus  dem  Lehrerkollegium  und  den  in  dieser  Fakultät  im- 
matrikulirten  Studenten.2) 

Das  Lehrerkollegium  besteht  aus  sümmtlichen  ordentlichen  und 
ausserordentlichen  Professoren  sowie  den  Privatdocenten,  dann  aus  den 
Lektoren  für  Sprachen  sowie  den  Lehrern  (im  engem  Sinne)  für  Fertig- 
keiten und  Künste. 

Die  öffentlichen  Professoren  werden  vom  Kaiser  ernannt  und  ge- 
messen die  Rechte  der  Staatsdiener.  Privatdocenten  werden  über  Gut- 
achten der  betreffenden  Fakultät  vom  Unterrichtsministerium  admittirt, 
wenn  sie  durch  Zurück legung  der  akademischen  Studien,  Erwerbung 
des  Doktorgrades,  dann  durch  Vorlage  einer  als  genügend  aner- 
kannten Probe  schriftstellerischer  Thätigkeit  sowie  durch  Ablegung 
eines  zufriedenstellenden  Kolloquiums  und  Abhaltung  einer  entsprechen- 
den Probevorlesung  ihre  Befähigung  dargelegt  haben.3) 

Vertreten  wird  jede  Fakultät  durch  das  Professorenkollegium 
als  unmittelbar  leitende  Behörde.  Dasselbe  besteht  aus  sämmtiiehen 
ordentlichen  Professoren  und  den  nach  ihrem  Dienstrange  gereihten 
ausserordentlichen  Professoren,  insoweit  die  Zahl  der  letztem  die  Hälfte 
der  Ordinarien  nicht  übersteigt,  dann  aus  zwei  von  den  Privatdocenten 
gewählten  Vertretern  derselben.4)    Der  Vorstand  des  Professorenkolle- 

])  G.  Thna,  Sammlung  der  Gesetze  Uber  Universitäten  1872  —  1875. 

-)  Dagegen  wurden  die  in  Wien  und  Prag  bestehenden  Doktoren- 
kollegicn  vom  Verbände  der  Fakultäten  losgelöst,  doch  können  sie  als 
selbständige  Korporationen  fortbestehen.  §§  2,  23 — 25  Ges.  27.  April 
1873  II.  63  über  die  Organisation  der  Uuiversitätsbehörden.  Vgl.  V.  G.  H. 
17.  September  1879  Z.  1725  über  das  Recht  des  U.  M.  zur  Entscheidung 
von  Streitigkeiten  zwischen  diesen  Kollegien  und  der  Universität  (§  26  cit.  Ges.). 

3)  Vdg.  19.  Dez.  1848  R.  37  und  1.  März  1849  R.  146. 

4)  §  5-9  Ges.  27.  April  1873. 
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giums  ist  der  Dekan.  Das  Organ  der  Universität  als  Qesammtkörper- 
schaft  zur  Besorgung  aller  allgemeinen  (Verwaltungs-,  Unterrichts-  und 
Disziplinar-)  Angelegenheiten  bildet  der  akademischeSenat,  dessen 
Vorstand  der  gewählte  Rektor  ist. 

Studierende  erlangen  das  akademische  Bürgerrecht  und  das 
Recht  des  Besuches  der  Yorlesungen  sowie  der  Benützung  der  Institute 
durch  förmliche  Aufnahme.  Die  Aufnahme  wird  Jedem  gewährt, 
der  entweder  ein  giltiges  Maturitätszeugniss  oder  ein  Abgangszeugniss 
einer  Universität  mitbringt,  und  gegen  den  in  sittlicher  Hinsicht  kein 
Bedenken  obwaltet.1)  Den  Studierenden  steht  in  der  Regel  die  Wahl 
der  Kollegien  und  der  Lehrer  frei ;  jedoch  ist  der  Besuch  von  Vor- 
lesungen in  der  Zahl  von  zehn  Stunden  wöchentlich  die  Voraussetzung 
der  Anrechenbarkeit  des  Semesters. 

An  der  juridischen  Fakultät  ist  für  Kandidaten  des  Staatsdien- 
stes und  des  Doktorgrades  die  Einhaltung  eines  bestimmten  Studien- 
ganges  vorgeschrieben  (Vdg.  2.  Oktober  1855  R.  172). 

II.  Zu  den  wirthschaftli chen  Hochschulen  gehören: 

a)  die  technischen  Hochschulen:  2) 

b)  die  Hochschulen  für  Bodenkultur;3) 

c)  die  Bergbau-Akademien  in  Leoben  und  Przibram.4) 

III.  Für  die  künstlerische  Berufsbildung  besteht  die  Aka- 
demie der  bildenden  Künste  in  Wien  (Organisationsstatut  v.  25. 
August  1872  R.  135). 

IV.  Der  Privatunterricht. 

« 

0 

§  257. 
a)  Der  Hausunterricht. 

Der  Hausunterricht  kann  ertheilt  werden  entweder  von  Erziehern 
und  Lehrern,  welche  als  Mitglieder  des  Hausstandes  aufgenommen  wer- 
den, oder  von  Privatlehrern,  die  vertragsmässig  auf  eigene  Rechnung 


')  Frauen  kann  der  Besuch  einzelner  Vorlesungen  ausnahmsweise  ge- 
stattet werden,  sie  sind  aber  weder  zu  immatrikuliren,  noch  als  ausser- 
ordentliche Hörer  aufzunehmen  (U.  M.  ß.  Mai  1878  Z.  5385). 

2)  lieber  Staatsprüfungen  an  denselben  Vdg.  12.  Juli  1878  R.  94. 

3)  Statut  24.  Februar  1873  R.  28.  Vgl.  Vdg.  27.  Februar  1878 
R.  18  über  den  Uebergang  in  den  Ressort  des  Unterrichtsministeriums. 

<)  Statut  15.  Oktober  1875  R.  135. 
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häuslichen  Einzelunterricht  ertheilen.1)  Staatsgrundgesetzlich  unterliegt 
der  häuslicho  Unterricht  keiner  Beschränkung;2)  insbesondere  ist  die 
Wahl  der  Er/Jeher  und  Lehrer  für  den  Privatunterricht  durch  keine 
Rücksicht  auf  das  Religionsbekenntniss  beschränkt3)  Diese  Bestim- 
mungen beziehen  sich  aber  nur  auf  den  häuslichen  Einzelunterricht  im 
engern  Sinne.  Dagegen  ist  es  nicht  gestattet,  dass  mehrere  Familien 
zusammen  ihre  Kinder  kollektiv  durch  einen  oder  mehrere  Privatlehrer 
unterrichten  lassen,  weil  darin  die  Errichtung  einer  Privatlehranstalt 
Hegt.*) 

Der  Hausunterricht  kann  den  öffentlichen  Unterricht  in  der  Volks- 
schule und  in  den  Mittelschulen  ersetzen;  die  Schüler  können  sich  zur  Er- 
langung von  Zeugnissen  Prüfungen  unterziehen.  Dagegen  genügt  für  die 
akademischen  Studien,  soweit  sie  Voraussetzung  für  die  Ablegung  von 
Staatsprüfungen  oder  für  akademische  Grade  sind,  der  Privatunterricht 
nicht. 

&  258. 

b)  Die  Privatlehranstalten. 

Privatlehranstalten  sind  zulässig: 

1.  Im  Gebiete  des  Elementarunterrichts  unter  folgenden  Be- 
dingungen : 

a)  Vorsteher  und  Lehrer  haben  jene  Lehrbefähigung  nachzuweisen, 
welche  von  Lehrern  an  öffentlichen  Schulen  gleicher  Kategorie  gefor- 
dert wird.  Ausnahmen  kann  der  Minister  für  Kultus  und  Unterricht 
in  Fällen  bewilligen,  wo  die  erforderliche  Lehrbefähigung  in  anderer 
Weise  vollkommen  nachgewiesen  ist. 

b)  Das  sittliche  Verhalten  der  Vorsteher  und  Lehrer  muss  unbe- 
anstandet sein. 

c)  Der  Lehrplan  muss  mindestens  den  Anforderungen  entsprechen, 
welche  an  eine  öffentliche  Schule  gestellt  werden. 

d)  Die  Einrichtungen  müssen  derart  sein,  dass  für  die  Gesundheit 
der  Kinder  keine  Nachtheile  zu  befürchten  sind. 

e)  Jeder  Wechsel  in  dem  Lehrpersonale,  jede  Aenderung  im  Lehr- 


')  Röder,  Verwaltungsrecht  II.  S.  21$. 

2)  Art.  XVII.  St.  G.  über  die  allgemeinen  Rechte  der  Staatsborger. 
Es  ist  der  im  §  127  der  pol.  Schulverfassung  vorgeschriebene  Nachweis 
über  die  Absolvirung  des  pädagogischen  Kursus  aufgehoben. 

3)  §  6  Ges.  25.  Mai  1868  R.  48. 

4)  Diese  Lehrer  wiiren  nach  §  344  der  in  dieser  Richtung  fortbe- 
stehenden politischen  Schulverfassung  als  Winkellehrer  zu  bestrafen. 
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plane  und  jede  Veränderung  des  Lokals  ist  den  Schulbehörden  vor  der 
Ausführung  mitzutheilen. 

Zur  Eröffnung  solcher  Anstalten  bedarf  es  der  Genehmigung  der 
Landesschulbehörde,  welche  nicht  versagt  werden  kann,  sobald  den  vor- 
stehend angeführten  Bedingungen  Genüge  geschehen  ist. 

Die  Privatanstalten  stehen  unter  staatlicher  Aufsicht.  Die  Vor- 
steher derselben  sind  für  deren  ordnungsmassigen  Znstand  den  Behörden 
verantwortlich.1) 

Sie  können  vom  Minister  für  Kultus  und  Unterricht  das  Recht  zur 
Ausstellung  staatsgiltiger  Zeugnisse  erlangen. 

2.  Im  Gebiete  der  Lehrerbildung  als  Privatbildungsanstalten 
(§  68—69  Volksschulgesetz  14.  Mai  1869). 

3.  Im  Gebiete  des  gewerblichen  Unterrichts,  und 

4.  des  Gymnasialunterrichts. 

Als  Prinzip  gilt,  dass  solche  Unterrichte-  und  Erziehungsanstalten 
zu  gründen  und  Unterricht  an  denselben  zu  ertheilen,  jeder  Staatsbürger 
berechtigt  ist,  der  seine  Befähigung  hierzu  in  gesetzlicher  Weise  nach- 
gewiesen hat.5) 

Siebentes  Hauptstück. 

Die  staatliche  Kultusverwaltung. 

I.  Im  Allgemeinen. 

§  259. 
Begriff. 

Unter  staatlicher  Kultusvorwaltung  versteht  man  die  Summe  jener 
Verwaltungsgeschäfle,  die  sich  aus  der  Bildung  und  der  Existenz  von 
Religionsgesellschaften  im  Staate  und  ihren  Beziehungen  zum  Staate 
ergeben. 

Die  staatliche  Kultusverwaltung  ist  ein  Ausfluss  der  Kirchon- 
hoheit,  welche  wie  alle  materiellen  Hoheitsrechte  die  gesetzgebende 
und  die  vollziehende  Funktion  in  sich  begreift. 

Die  gesetzgebende  Funktion  der  Kirchenhoheit  umfasst  die 
Bestimmung  der  äusseren  Rechtsverhältnisse  der  Kirchen  und  Religions- 


')  Volksschulgesetz  14.  Mai  1869. 

*)  Staatsgrundgesetz  über  die  allgemeinen  Rechte  der  Staatsbürger  XVtt 


Digitized  by  Google 


(533     Zweites  Buch.    Regierung9recht  des  Österreich.  SU&stkörpers. 

gesellschaften  im  Staate  und  die  Grenzen  und  Zwecke  der  staatlichen 
Einwirkung  auf  dieselben. 

Die  verwaltende  Punktion  dagegen  urafasst: 

a)  die  Ausübung  des  gesetzlich  geordneten  jus  cavendi,  d.  h. 
die  Entfaltung  der  abwehrenden  Staatsfürsorge,  damit  nicht  di« 
Kirchen  und  Religionsgesellschaften  ihren  Rechtskreis  überschreiten, 
oder  eine  mit  dem  Öffentlichen  Wohle  unvereinbare  Thätigkeit  entfal- 
ten, und 

b)  die  Ausübung  des  jus  advocatiae,  d.  h.  die  Gewährung  eines 
besonderen  Schutzes  in  Ansehung  der  Kirchen  und  Religionsgesellschaf- 
ten, insbesondere  in  Betreff  ihrer  Funktionen  und  ihres  Vermögens. 

§  260. 

Die  in  Oesterreich  gesetzlich  anerkannten  Kirchen  und 

Religionsgesellschaften. 

I.  Das  Mittelalter  kannte  nur  eine  oinzige,  allumfassende  Kirche. 
Erst  die  Reformation  und  der  Passauer  Vertrag  vom  30.  Juli  1552, 
sowie  der  Angsburger  Religionsfriede  vom  21.  September  1555  begrün- 
deten neben  der  katholischen  Kirche  die  rechtliche  Existenz  der  evan- 
gelischen Kirche  in  den  Territorien  der  ihr  zugewandten  Reichsstände. 
Die  neue  Lehre  fand  auch  Eingang  in  die  österreichischen  Länder. 
In  Böhmen  bestimmte  der  Majestätsbrief  vom  12.  Juli  1609,  dass  die 
vereinigten  Stände,  nämlich  sowohl  der  Herrenstand  und  die  vom 
Adel  als  auch  die  Prager-,  die  Berg-'  und  andere  Städte  nebst 
ihren  Leuten  und  Unterthanen,  überhaupt  Alle,  die  sich  zur  böhmischen 
Konfession  bekennen,  ihre,  christliche  Religion  unter  beiderlei  Gestalt 
frei  und  nach  Gefallen  überall  ausüben  und  bei  ihrem  Glauben  und 
ihrer  Religion  wie  auch  bei  ihrer  Geistlichkeit  belassen  werden  sollen. 

Allein  in  den  deutschen  Reichsterritorien  Oesterreichs  begann  bald 
die  Gegenreformation. 

In  Innerösterreich  hatte  sie  bereits  durch  das  Dekret  vom  30. 
September  1598  ihren  Anfang  genommen;  in  den  übrigen  Ländern 
begann  sie  nach  der  Schlacht  am  weissen  Berge. 

Am  31.  Juli  1627  erschien  für  Böhmen  das  Refomiationsmandat, 
welches  bestimmt,  dass  sich  die  Unterthanen  entweder  binnen  s<chs 
Wochen  zur  katholischen  Religion  bekehren,  oder  nach  Ablauf  dieser 
Frist  mit  ihrer  beweglichen  Habe  und  dem  durch  Verkauf  der  unbe- 
weglichen Güter  erzielten  Erlöse  auswandern  sollten. 

Die  verneuerte  Landesordnung  vom  10.  Mai  1627  hatte  zuvor  die 
Kassation  aller  früher  zu  Gunsten  der  Protestanten  ergangenen  Majestäts- 
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briefe,  Landtagsbeschlüsse,  Revereatien,  Resolutionen,  Privilegien  nnd 
anderen  Satzungen  oder  Ordnungen  verfügt.  Der  westphälische  Friede  und 
das  Normaljahr  1624  hatte  auf  die  kaiserlichen  Erblande  keinen  Bezug; 
der  Kaiser  behielt  sich  rücksichtlich  derselben  volle  Freiheit  des  Ent- 
schlusses vor. 

Durch  die  sog.  Tomperanzpunkte  vom  10.  Mär/.  1775  wurde  den 
evangelischen  Ascher  Lehenbesitzern  das  exercitium  religionis  publicum 
zuerkannt. 

Die  griechisch-orientalische  Kirche  hatte  in  den  Ländern  der 
ungarischen  Krone  durch  Aufnahme  von  Einwanderern  aus  Serbien  und 
Bosnien  Aufnahme  gefunden;  derselben  wurde  schon  durch  Leopold  I. 
(1690)  die  Anerkennung  gesichert.  In  Folge  Uebernahme  der  Buko- 
wina (1775)  fand  daselbst  die  Regelung  der  Rechtsverhältnisse  der 
griechisch-orientalischen  Kirche  statt. 

Am  13.  Oktober  1781  erschien  das  sog.  Toloranzpatent,1) 
welches  im  Gegensatze  zu  der  dominanten  katholischen  Religion 
als  geduldete  christliche  Konfessionen  das  Augsburger  und  Hel- 
vetische sowie  das  griechisch  nicht  unirte  Bekenntniss  anerkennt,  und  den- 
selben das  exercitium  privatum  einräumt,  unter  Aufrechthaltung  des  exer- 
citium publicum,  wo  dasselbe  absolvenzmässig  oder  durch  besondere  Pri- 
vilegien begründet  war.  Ausser  diesen  drei  tolerirten  christlichen  Kon- 
fessionen gab  es  in  den  damaligen  Reichsrathsländern  der  Monarchie 
keine  andern  Akatholiken. 

Unter  freier  Religionsübung  versteht  man  das  Recht  der  Veran- 
staltung von  gottesdienstlichen  Zusammenkünften  unter  Leitung  eines 
Geistlichen.  Das  exercitium  religionis  publicum  blieb  auf 
die  katholische  Religion  beschränkt.  Die  katholische  Kirche  blieb  die 
privilegirte  Korporation  im  Staate;  sie  allein  durfte  gottesdienstliche 
Handlungen  auch  ausserhalb  des  Gotteshauses  vornehmon,  ihre  Gottes- 
häuser äusserlich  als  solche  kennzeichnen  und  mit  Thurau- n  versehen, 
und  sich  der  Glocken  bedienen;  den  Akatholiken  blieb  regelmässig 
nur  das  exercitium  religionis  privatum  eingeräumt.  Es  wurde: 

a)  Dort,  wo  sich  hundert  Familien  derselben  Konfession  befanden, 
die  Erbauung  eines  eigenen  Bethauses  nebst  Schule,  die  Administration 
der  Sakramente,  die  Ausübung  des  Gottesdienstes  und  die  Führung 
öffentlicher  Begräbnisse   mit  Begleitung  eines   Geistlichen  gestattet. 


*)  Vgl. Fütter,  Historisch-politisches  Handbuch  I.  149,201.  Jaksch, 
Lexikon,  Art.  Religionsaufrechthaltung  V.  30;  A.  Hu  her,  Gesammelte  Ver- 
ordnungen im  Toleranzgeschäfte  1783;  G.  Frank,  Das  Toleranzpatent  1871 
(Recension  in  Dove's  Ztschrft.  f.  Kirchenrecht  XVII.  Bd.  S.  388). 
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Das  Gotteshaas  durfte  jedoch  keine  Glocken  nnd  Thürme  und  keinen 
öffentlichen  Eingan?  von  d«T  Gasse  aus  haben. 

b)  Die  Akatholiken  sind  berechtigt,  rar  ihre  Schulen  Schulmeister 
und  für  ihre  Bethäuser  Pastoren  zu  bestellen. 

c)  Sie  haben  dagegen  die  Stolgebühren  dem  katholischen  Pfarrer 
zu  entrichten,  der  auch  die  Matriken  fuhrt 

d)  Die  Akatholiken  werden  im  Dispensationswege  zum  Hänser- 
und Güterankauf,  zum  Bürger-  und  Meisterrechte,  zu  akademischen 
Würden  und  Civilbedienstungen  zugelassen. 

Sie  können  zu  keiner  ihrer  Religion  nicht  gemässen  Eidesformel, 
noch  dazu  gezwungen  werden,  gottesdienstlichen  Funktionen  oder  Pro- 
zessionen der  dominanten  katholischen  Religion  beizuwohnen. 

Durch  das  kais.  Patent  vom  4.  März  1849  wurde  Jeder  gesetzlich 
anerkannten  Religionsgesellschaft  das  Recht  der  gemeinsamen  öffent- 
lichen Religionsübung  zuerkannt.  Diese  Bestimmung  wurde  in  dem 
die  Verfassung  vom  4.  März  1849  aufhebenden  kaiserlichen  Patente 
vom  31.  Dezember  1851  (S.  47)  aufrecht  erhalten.  Durch  diese  Be- 
stimmung ist  der  Unterschied  zwischen  der  herrschenden  Kirche  und 
den  bloss  tolerirten  Religionsgesellschaften  hinweggefallen. 

II.  Neue  Religionsgesellschaften  können  nach  dem  Gesetze  vom 
20.  Mai  1874  B.  68»)  durch  Verordnung  des  Kultusministeriums  aner- 
kannt werden,  wenn: 

a)  ihre  Religionslehre,  ihr  Gottesdienst,  ihre  Verfassung,  sowie  die 
gewählte  Benennung  nichts  Gesetzwidriges  oder  sittlich  Anstössiges 
enthält,  und 

b)  die  Errichtung  und  der  Bestand  wenigstens  Einer  nach  den  An- 
forderungen dieses  Gesetzes  eingerichteten  Kultusgemeinde  gesichert  ist 

Durch  diese  Anerkennung  wird  die  Religionsgesellschaft  aller  jener 
Rechte  theilhaftig,  welche  nach  den  Staatsgesetzen  den  gesetzlich  aner- 
kannten Kirchen  und  Religionsgesellschaften  zukommen. 


*)  Dr.  Paul  Gautsch  von  Frankenthurn,  Die  konfessionellen 
Gesetze  vom  7.  und  20.  Mai  1874  mit  Materialien  und  Anmerkungen. 
Wien  1874  S.  209  ff. 
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§  261. 

Oeffentliche  Rechte  der  anerkannten  Kirchen  nnd 
Religionsgesellschaften. 

Dieselben  haben: 

a)  das  Recht  der  gemeinsamen  Öffentlichen  Religionsübung  (Art. 
XV.  Ges.  21.  Dezember  1867  R.  142),  d.  h.  die  gottesdienstlichen 
Handinngen  können  nnter  kirchlicher  Autorität  in  dazn  bestimmten,  auch 
äusserlich  bezeichneten,  gottesdienstlichen  Gebäuden  nnd  in  Versamm- 
lungen vor  sich  gehen,  die  nicht  auf  geladene  Gäste  beschränkt  sind. 

b)  Die  geistlichen  Personen ,  die  Religionsübnng  und  die  dem 
Gottesdienste  gewidmeten  Sachen  gemessen  einen  besonderen  straf- 
rechtlichen Schutz.1) 

c)  Die  gesetzlich  anerkannten  Kirchen  und  Religionsgesellschafben 
sind  fähig,  Vermögen  zu  erwerben  und  zu  besitzen,  und  dasselbe  für 
ihre  Zwecke  zu  verwenden. 

Subjekt  des  Vermögens  sind,  nach  der  Verfassung  der  betreffenden 
Kirche,  die  einzelnen  Kultusgemeinden,  Institute,  Kirchen,  Kapitel, 
Benedeien  u.  s.  w.  innerhalb  des  Verbandes  der  Kirche. 

Dieses  Vermögen  ist  theils  ein  frei  eigentümliches,  theils 
ein  gestiftetes.  In  beiden  Fällen  ist  dasselbe  durch  die  feste 
Zweckbestimmung,  der  betreffenden  Kirche  oder  Religionsgesellschaft 
für  Kultus,  Unterricht  und  Wohlthätigkeit  zu  dienen,  gebunden. 

d)  Jede  anerkannte  Kirche  und  Religionsgesellschaft  ordnet  und 
verwaltet  ihre  inneren  Angelegenheiten  selbstständig  und  unabhängig 
vom  Staate.  Zu  diesen  inner n  Angelegenheiten  gehören  die  Glaubens- 
lehren, die  Form  und  Feier  des  Gottesdienstes,  die  geistliche  Amts- 
führung, der  religiöse  Volksunterricht,  die  Kirchendisziplin. 

e)  Der  Staat  überlässt,  unbeschadet  seines  obersten  Aufsichtsrech- 
tes, in  Volks-  und  Mittelschalen  die  Besorgung,  Leitung  und  unmittel- 
bare Beaufsichtigung  des  Religionsunterrichtes  und  der  religiösen 
Uebungen,  die  Approbation  der  Religionslehrer  und  Religionsbücher 
der  betreffenden  Kirche  oder  Religionsgesellschaft. 

Der  Staat  gestattet  den  Kirchen  und  Religionsgesellschaften  die 


»)  Vgl.  §  122  St.  G.  (Delikte  der  Religionsstörung) ;  §  152  und  153 
St.  G.  (schwere  körperliche  Beschädigung  der  Geistlichen  in  Ausübung  ihres 
Berufs);  '§  175  St.  G.  (besondere  Qualifikation  des  Diebstahls  an  den  unmit- 
telbar zum  Gottesdienste  bestimmten  Sachen);  §  303  (Beleidigung  gesetzlich 
anerkannter  Kirchen). 

Ulb  rieh,  Oesterreich.  Staatsrecht.  41 
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Errichtung  konfessioneller  Schulen  aus  eigenen  Mitteln,  deren  Besuch 
auch  anderen  Konfessionsverwandten  gestattet  ist. 

f)  Der  Staat  überlasst  den  Seelsorgern  der  anerkannten  Kirchen 
die  Matri  ken  fährung,  deren  Ausfertigungen  vollen  Glauben  gemessen. 

g)  Der  Staat  gewährt  zur  Eintreibung  kirchlicher  Abgaben  die- 
administrative  Exekution. 

§  262. 

Interkonfessionelle  Verhältnisse. 

Die  interkonfessionellen  Beziehungen  der  Staatsbürger  und  das 
Verhältniss  der  Religionsgesellschaften  zu  einander  sind  durch  das 
Gesetz  vom  25.  Mai  1868  R.  49  nach  dem  Gesetze  der  Parität  ge- 
regelt. 

Es  sind: 

1.  die  anerkannten  Kirchen  und  Religionsgesellschaften  in  Bezug; 
auf  ihre  Öffentlichen  Rechte  und  Pflichten  vollkommen  gleich ; 

2.  sie  sind  von  einander  unabhängig. 
Daraus  folgt: 

a)  Kein  Religionsdiener  darf  Angehörigen  einer  fremden  Konfes- 
sion Funktionen  des  Gottesdienstes  und  der  Seelsorge  aufdrängen. 
Ebensowenig  kann  aber  der  Religionsdiener  verhalten  werden,  solche 
Funktionen  vorzunehmen,  selbst  wenn  der  fremde  Konfessionsverwandte 
darum  bittet  (Art.  VIII.  cit.  Ges.). 

b)  Niemand  ist  verpflichtet,  Beiträge  für  Kultus-,  Unterrichts- 
und Wohtthätigkeitszwecke  einer  fremden  Konfession  zu  leisten.  Eine- 
Ausnahme  erleidet  dieser  Satz  rücksichtlich  der  Leistungen  aus  einem 
dinglichen  Patronato  oder  der  durch  besondere  Widmung  übernommenen 
Verpflichtungen  (Art.  IX.  cit.  Ges.). 

c)  Jede  Kirche  und  Religionsgesellschaft  besitzt  und  verwaltet  ihr 
Vermögen  unabhängig  von  der  anderen.  Dies  gilt  auch  rücksichtlich 
der  konfessionellen  Friedhöfe  (S.  503.). 

Nur  beschränkt  das  Gesetz  (Art.  XII.)  aus  öffentlichen  Rücksichten 
das  Eigenthum  an  Friedhöfen  insoferne,  als  keine  Religionsgesellschaft 
die  anständige  Beerdigung  auf  ihrem  Friedhofe  verweigern  darf,  in- 
soferne es  sich: 

«)  um  die  Bestattung  In  einem  Famüiengrabe  handelt,  oder 
fi)  da,  wo  der  Todesfall  eintrat  oder  die  Leiche  gefunden  ward, 
im  Umkreise  der  Ortsgemeinde  ein  für  Genossen  der  Kirche  oder  Reli- 
ligionsgesellschaft  des  Verstorbenen  bestimmter  Friedhof  sich  nicht  be- 
findet. 
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d)  Niemand  kann  genöthigt  werden,  sich  an  den  Feier-  und 
Festtagen  einer  ihm  fremden  Kirche  oder  Religionsgesellschaft  der  Ar- 
beit zu  enthalten  (Art.  XIII.).    Es  soll  jedoch: 

«)  an  Sonntagen  wahrend  des  Gottesdienstes  jede  nicht  dringend 
nothwendige  Arbeit  eingestellt,  und 

/?)  an  den  Festtagen,  was  immer  für  einer  Kirche  odor  Religions- 
gesellschaft, während  des  Hauptgottesdienstes  in  der  Nähe  des  Gottes- 
hauses Allos  unterlassen  werden,  was  eine  Störung  odor  Beeinträchti- 
gung der  Feier  zur  Folge  haben  könnte.  Dasselbe  ist  bei  den  her- 
kömmlichen feierlichen  Processionen  auf  den  Strassen  und  Plätzen  zu 
beobachten,  durch  welche  sich  der  Zug  bewegt 

e)  Keine  rReligionsgemeinde  kann  verhalten  werden,  sich  des 
Glockengeläutes  an  Tagen  zu  enthalten,  an  welchen  dasselbe  nach  den 
Satzungen  einer  anderen  Kirche  oder  Religionsgesellschaft  zu  unter- 
bleiben hat. 

3.  Die  Frage,  wie  man  Mitglied  einer  Kirchengesellschaft  wird, 
ist  nach  den  Satzungen  jeder  Konfession  zu  entscheiden.  Das  inter- 
konfessionelle Gesetz  enthält  in  dieser  Richtung  nur  zwei  Bestim- 
mungen: 

a)  Ueber  den  Wechsel  des  Glaubensbekenntnisses  und  die  dabei 
zu  beachtenden  Formen  (§  39  d.  W.J,  und 

b)  über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder.   Es  sind: 

«)  bei  gleicher  Konfession  des  Vaters  und  der  Mutter  eheliche 
und  denselben  gleichgehaltene  Kinder  in  der  Religion  der  Eltern  zu 
erziehen,  ohne  dass  es  denselben  freisteht,  ein  von  ihrer  Religion  ver- 
schiedenes Glaubensbekenntniss  der  Kinder  zu  wählen. 

ß)  Bei  Kindern  aus  gemischten  Ehen  entscheidet  in  erster  Reihe 
der  Vertrag;  doch  kann  auch  hier  nicht  die  Wahl  eines  dritten,  von 
der  väterlichen  oder  mütterlichen  Konfession  verschiedenen  Glaubens- 
bekenntnisses eintreten.  In  Ermangelung  eines  Vertrages  folgen  die 
Söhne  der  Religion  des  Vaters,  die  Töchter  der  Religion  der  Mutter. 

y)  Bei  unehelichen  Kindern  entscheidet  das  Religionsbekenntniss 
der  Mutter. 

8)  Tritt  keine  dieser  Bestimmungen  ein,  so  hat  derjenige,  dem  das 
Erziehungsrecht  der  Kinder  zukommt,  das  Religionsbekenntniss  zu  be- 
stimmen. 

Als  Grundsatz  gilt,  dass  das  einmal  bestimmte  Religionsbekennt- 
niss des  Kindes  solange  nicht  verändert  werden  darf,  bis  dasselbe  aus 
eigener  Wahl  eine  solche  Veränderung  vornimmt.  Dieser  Satz  erleidet 
drei  Ausnahmen: 

41* 
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o)  Bei  gemischten  Ehen  können  die  Eltern  das  durch  Vertrug 
oder  die  subsidiären  Bestimmungen  des  Gesetzes  festgesetzte  Religions- 
bekenntniss  jener  Kinder,  die  das  siebente  Jahr  noch  nicht  erreicht 
haben,  durch  eine  neue  Vereinbarung  modificiren. 

ß)  Bei  einem  Religionswechsel  der  Eltern  werden  Kinder  unter 
sieben  Jahren  so  behandelt,  als  ob  sie  erst  nach  diesem  Religions- 
wechsel geboren  wären. 

y)  Vor  dem  siebenten  Jahre  legitimirte  Kinder  sind  nunmehr  als 
eheliche  zu  behandeln;  es  entscheidet  die  Religion  der  Eltern,  beziehungs- 
weise bei  gemischten  Ehen  die  Vereinbarung. 

II.  Besondere  Vorschriften. 
§  263. 

Die  katholische  Kirche. 

I.  Das  Verhältniss  des  Staates  zur  katholischen  Kirche  hat  sich 
im  Laufe  der  Zeit  parallel  mit  der  allgemeinen  historischen  Entwicke- 
lung  geändert.  Das  XVIII.  Jahrhundert  ist  charakterisirt  durch  die  Ver- 
nichtung der  Selbständigkeit  des  kirchlichen  Lebens  durch  den  Staat,  der 
die  Kirche  als  Staatsanstalt  ansieht  und  zur  Erreichung  politischer  Zwecke 
heranzieht.  Dieses  System  erreichte  seine  vollkommenste  Durchführung 
durch  die  Gesetzgebung  des  Kaisers  Joseph  II.  (Josephinismus),  blieb 
aber,  wenngleich  in  seinen  Härten  gemildert,  noch  nach  seinem  Tode 
herrschend.  Erst  das  Jahr  1848  bildet  den  Ausgangspunkt  einer  neuen 
Entwicklung.  Durch  die  Verfassung  vom  4.  März  1849  wurde  die 
Autonomie  und  Selbständigkeit  der  gesetzlich  anerkannten  Kirchen 
ausgesprochen.  Dieser  Grundsatz  musste  auch  auf  die  katholische 
Kirche  Anwendung  finden  und  fand  seino  Verwirklichung: 

a)  in  der  kais.  Vdg.  vom  18.  April  1850  R.  156  über  das  Verhält- 
niss der  katholischen  Kirche  zur  Staatsgewalt; 

b)  in  der  kais.  Vdg.  vom  23.  April  1850  R.  137  über  die  Be- 
ziehungen der  katholischen  Kirche  zum  öffentlichen  Unterricht; 

c)  in  der  Vdg.  vom  30.  Juni  1850  R.  319  über  die  katholisch- 
theologischen Diöcesan-  und  Klosterlehranstalten.  Den  Abschluss  fand 
diese  Entwicklung  in  dem  Patente  vom  5.  November  1855  R.  195, 
wodurch  das  mit  dem  heiligen  Stuhle  abgeschlossene  Konkordat  ver- 
kündet wurde.  Die  Durchführung  des  Staatsgrundgesetzes  vom  21. 
Dezember  18Ü7  über  die  allgemeinen  Rechte  der  Staatsbürger  hatte 
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eine  theilweise  Modifikation  des  Konkordates  durch  die  Gesetze1)  vom 
25.  Mai  1868  B.  47—49  zur  Folge. 

Durch  die  a.  h.  Entschliessung  vom  30.  Juli  1870  wurde  das  Kon- 
kordat als  internationaler  Vertrag  für  hinfallig  erklärt,  und  die  ein- 
seitige Regelung  der  äusseren  Rechtsverhältnisse  der  katholischen  Kirche 
in  Aussicht  genommen.  Dies  geschah  durch  das  Gesetz  vom  7.  Mai 
1874  R.  50. 

II.  Dasselbe  verordnet  in  Ansehung  der  kirchlichen  Aemter 
und  Pfründen: 

a)  den  Nachweis  einer  bestimmten  Qualifikation  zu 
ihrer  Erlangung,  als:  österreichische  Staatsbürgerschaft,2)  moralische 
und  politische  Untadelhaftigkeit,  sowie  für  bestimmte  kirchliche  Aemter 
und  Pfründen  die  hierfür  besonders  normirte  Befähigung;3) 

b)  Rücksichtlich  der  Besetzung  der  Erzbisthümer  und  Bisthümer, 
dann  der  Kanonikate  an  sämmtlichen  Kapiteln,  sowie  der  Ernennung 
der  bischöflichen  Generalvikare  werden  die  bestehenden  Normen  aufrecht 
erhalten. 

c)  Wo  die  Besetzung  dieser  Aemter  nicht  auf  landesherrlicher 
Nomination  beruht,  kommt  dem  Staate  das  Einspruchsrecht  gegenüber 
der  in  Aussicht  genommenen  Person  zu. 

d)  Dasselbe  Recht  nimmt  der  Staat  bei  Besetzung  weltgeistlicher 
Seelsorgerpfründen  in  Anspruch,  sofern  die  Präsentation  weder  vom 
Kaiser  noch  von  einer  landesfürstlichen  Behörde  ausgeht. 

e)  Die  Einführung  der  Beneficiaten  in  die  Temporalien  erfolgt 
unter  Mitwirkung  der  staatlichen  Kultusverwaltung. 

f)  Bei  Verlust  der  österreichischen  Staatsbürgerschaft  oder  Begehung 
von  Delikten  gegen  die  öffentliche  Sittlichkeit  aus  Gewinnsucht  kann 
der  Staat  die  Entfernung  des  Beneficiaten  vom  Amte  oder  von  der 
Pfründe  verlangen.  Ebenso  kann  der  Staat  bei  Seelsorgern,  deren  Ver- 
halten als  staatsfeindliches  konstatirt  ist,  die  Entfernung  von  der  Aus- 
übung kirchlicher  Funktionen  begehren. 

g)  In  dem  Falle  eintretender  Dienstuntauglichkeit  eines  selb- 
ständigen Seelsorgers  weltgeistlichen  Standes  ist  im  Einvernehmen  der 
kompetenten  staatlichen  und  kirchlichen  Behörde  die  Entscheidung  zu 
treffen,  ob  ein  Provisor  (Administrator)  oder  Hilfspriester  zu  bestellen, 


])  lieber  die  Restitution  der  staatlichen  Ehegerichtsbarkeit,  über 
das  Verhältniss  der  Kirche  zum  Unterrichte,  über  die  interkonfessionellen 
Verhältnisse. 

*)  Vgl.  Hofd.  12.  Okt.  1781  und  7.  Okt.  1783:  M.  Vdg.  11. 
Okt.   1859  Z.  1351. 

3)  §  1-2  Ges.  7.  Mai  1874. 
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oder  der  dienstuntaugliche  Seelsorger  nach  Verzichtleistung  auf  die 
Pfründe  in  den  Deficientenstand  zu  übernehmen  ist. 

Jede  Erledigung  eines  kirchlichen  Amtes  oder  oiuer  Pfründe  ist 
der  Landesbehörde  sofort  anzuzeigen. 

III.  Rücksichtlich  der  Ausübung  der  kirchlichen  Amtsge- 
walt und  der  Seelsorge  verlangt  das  erwähnte  Gesetz: 

a)  die  Mittheilung  der  bischöflichen  Erlässe  gleichzeitig  mit  ihrer 
Publikation. 

b)  Von  der  kirchlichen  Amtsgewalt  darf  nur  gegen  Angehörige  der 
Kirche  und  niemals  zu  dem  Zwecke  Gebrauch  gemacht  werden,  um  die 
Befolgung  der  Gesetze  und  behördlichen  Anordnungen  oder  die  freie 
Ausübung  staatsbürgerlicher  Rechte  zu  hindern. 

c)  Auch  darf  bei  der  Ausübung  der  kirchlichen  Amtsgewalt  kein 
äusserer  Zwang  angewendet  werden. 

d)  Wenn  durch  die  Verfügung  eines  kirchlichen  Oberen  ein 
Staatsgesetz  verletzt  wird,  so  kann  der  hierdurch  in  seinem  Rechte 
Gekränkte  sich  an  die  Verwaltungsbehörde  wenden.  Diese  hat  Abhilfe 
zu  gewähren.  Gehört  die  Angelegenheit  auf  den  Civil-  oder  Strafrechts- 
weg, so  kann  die  Verwaltungsbehörde  ein  Provisorium  treffen. 

e)  Der  Staat  gewährt  der  Kirche  Beihilfe  bei  Einbringung  kirch- 
licher Abgaben  sowie  bei  Durchführung  kirchlicher  Anordnungen  und 
Entscheidungen  zur  Ausübung  der  kirchlichen  Disciplinarge- 
walt  (§  27  Ges.  7.  Mai  1874). 

IV.  Eine  Mitwirkung  des  Staates  tritt  ein: 

a)  bei  Errichtung  neuer  Diöcesen  und  Pfarrbezirke; 

b)  bei  Aenderungen  in  der  Abgrenzung  der  bestehenden; 

c)  bei  Errichtung,  Theilung  und  Vereinigung  von  Pfründen. 

V.  Der  Staat  gewährt: 

a)  dem  kirchlichen  Vermögen  den  Schutz  desStiftungsvermÖgens; 

b)  er  verlangt  daher  bei  dessen  Fruktificirung  die  Beobachtung 
der  Normen  über  Sicherstellung  des  Mündelgutes. 

c)  Zu  Veräusserungen  und  Belastungen  desselben  ist  staatlicher 
Konsens  nöthig. l) 

d)  Das  Vermögen  aufgehobener  kirchlicher  Gemeinschaften  und 
Anstalten  fällt  dem  Religionsfonde  zu. 

e)  Entbehrliche  Ueberschüsse  eines  bestehenden  kirchlichen  Zweck- 
vermögens können  nach  Einvernehmung  des  betheiligten  Ordinariates 
anderen  kirchlichen  Zwecken,  für  welche  eine  genügende  Dotation  nicht 
vorhanden  ist,  zugewendet  werden. 

l)  Vdg.  20.  Juni  1860  R.  162  und  13.  Juli  1860  R.  175. 
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VI.  Die  Beiträge  zu  Kultuszwecken  (kirchlichen  Abgaben)  er- 
scheinen in  verschiedenen  Formen: 

a)  Als  Stolataxen  für  pfarramtliche  Akte. 

Der  Staat  nimmt  das  Recht  in  Ansprach,  diese  im  Verwaltungs- 
wege einzubringenden  Gebühren,  nach  Einvernehmung  der  Bischöfe, 
durch  Taxordnungen  zu  reguliren,  deren  Nichtbeachtung  durch  Prägra- 
vation  mit  Geldstrafen  zu  ahnden  ist  und  den  Seelsorger  zur  Rück- 
gabe des  ungebührlich  erhobenen  Betrages  verpflichtet 

b)  Als  Beiträge  zur  Herstellung  und  Erhaltung  der  katholischen 
Kirchen-  und  Pfründengebäude  (Baulast).  Hierüber  bestehen  in  den 
einzelnen  Kronländern  partikulare  Normen. 

c)  Als  Leistungen  auf  Grund  eines  bestehenden  Patronates. 

Als  Grundsatz  gilt:  Streitigkeiten  über  derartige,  auf  dem  allge- 
meinen Grande  der  Zugehörigkeit  zu  einer  kirchlichen  Gemeinde  oder 
auf  dem  Patronate  beruhende  Beiträge  gehören  auf  den  Verwaltungs- 
weg.  Dagegen  ist  der  Rechtsweg  zu  betreten: 

«)  wenn  eine  einzelne  Person  ein  wohlerworbenes  Exemtionsrecht 
von  der  Leistung  der  sie  nach  allgemeiner  Rechtsnorm  treffenden  Ab- 
gabe behauptet; 

ß)  wenn  es  sich  um  Leistungen  für  Kultuszwecke  handelt,  die 
auf  einem  besonderen  Titel  beruhen.  Der  Verwaltungsbehörde  kommt 
jedoch  das  Recht  zu,  provisorische  Verfügungen  zu  treffen. 

VII.  Der  Staat  verwaltet  die  aus  dem  Vermögen  der  aufgehobenen 
Kloster  für  die  einzelnen  Länder  gebildeten  Religio  nsfonds  (Helfert, 
Kirchenvermögen  I.  §  105),  in  den  die  Interkalarfrachte  erledigter 
Beneücien  einfliessen.  Die  Inhaber  kirchlicher  Pfründen  und  die  re- 
gulären Kommunitäten  haben  an  den  Religionsfond  von  dem  Vermögen 
der  Pfründe  oder  Kommunität  eine  progressiv  steigende  Vermögens- 
steuer zu  entrichten.1) 

VULL.  In  Ansehung  klösterlicher  Genossenschaften  ist  mass- 
gebend die  Vdg.  vom  13.  Juni  1858  R.  95.  Zur  Einführung  geistlicher 
Orden  und  Kongregationen,  die  bisher  in  Oesterreich  nicht  bestehen, 
ist  die  im  Reichsgesetzblatte  kundzumachende  Allerhöchste  Genehmi- 
gung, zur  Gründung  neuer  Ordenshäuser  bereits  bestehender  geistlicher 
Körperschaften  die  Genehmigung  der  politischen  Landesstelle  erfor- 
derlich. 

!)  Ges.  7.  Mai  1874  R.  51. 
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§  264. 

Die  übrigen  christlichen  Konfessionen. 

1.  Die  evangelische  Kirche  der  Augsburger  und  Helvetischen 
Konfession1)  erhielt  durch  das  Patent  vom  8.  April  1861  R.  41  das 
Grundgesetz  ihrer  staatsrechtlichen  Stellung.  Sie  gemesst  Autonomie 
(§  8  des  cit.  Pat.).  Die  bis  dahin  bestandenen  Beschränkungen  rück- 
sichtlich der  Errichtung  von  Kirchen  mit  und  ohne  Thurm,  der 
Begehung  aller  religiösen  Feierlichkeiten,  welche  der  Glaubenslehre 
entsprechen,  der  Ausübung  der  Seelsorge  sind  ausser  Wirksamkeit  ge- 
setzt Die  Vertretung  und  Verwaltung  der  evangelischen  Kirche  gliedert 
sich  nach  den  vier  Abstufungen  der  Pfarrgemeinde  (Ortsgemeinde), 
des  Seniorates  (Bezirksgeineinde),  der  Superinten  denz  (Landes- 
gemeinde) und  der  Gesammtgemeinde  der  evangelischen  Christen 
des  einen  oder  des  anderen  Bekenntnisses. 

Das  Organ  des  Kirchenregimentes  für  die  Gesammtheit  der  Super- 
intendenzen  ist  der  evangelische  Oberkirchenrath,  eine  kolle- 
giale Behörde.  Das  landesfürstliche  Oberaufsichts-  und  Verwahrungs- 
recht über  die  evangelische  Kirche  wird  durch  das  Kultusministerium 
ausgeübt 

2.  Die  griechisch-orientalische  Kirche2)  umfasst  in  den 
Beichsrathsländern  die  Metropolie  in  Czernowitz.3)  In  der  Buko- 
wina beruht  die  Verfassung  auf  dem  am  29.  April  1786  sanktionirten 
geistlichen  Regulirungsplan. 

3.  Durch  die  Vdg.  vom  18.  Oktober  1877  R.  99  wurde  die  alt- 
katholische Religionsgenossenschaft,  dann  durch  Vdg-  vom  30.  Marz 
1880  R.  40  die  evangelische  Brüdergemeinde  anerkannt 


J)  Ueber  diese  rechtliche  Bezeichnung  anstatt  des  früheren  Namens 
Akatholiken  vgl.  Vdg.  30.  Jänner  1849  R.  107. 

2)  So  ist  die  griechisch  nicht  unirte  Kirche  zu  benennen  (Vdg.  29. 
Nov.  1864  R.  91).  J.  Jireöek,  Aktenmässige  Darstellung  der  Verhält- 
nisse der  griechisch  nicht  unirten  Hierarchie  in  Oesterreich.  Wien  1861. 
Vering,  Lehrbuch  des  Kirchenrechtes  2.  Aufl.  S.  378.  Ueber  die  Bauern- 
sekte der  Lipp  ov  aner  und  die  armen  isch -orien talischc  Gemeinde 
in  Suczawa  vgl.  Vering  a.  a.  0.  S.  386. 

3)  In  Dalmatien  bestehen  die  Bisthümer  in  Zara  (seit  1808)  and 
in  Cattaro  (1874). 
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§  265. 

Die  Religionsgesellschaft  der  Israeliten.1) 

Die  für  die  einzelnen  Länder  ergangenen  Judenordnungen  gewähr- 
ten den  Jaden  die  freie  nnd  ungehinderte  Ausübung  ihrer  väterlichen 
Religion  und  ererbten  Gebräuche,  soweit  dieselben  mit  der  Landesver- 
fassung nicht  im  Widerspruch  stehen.  Die  in  Betreff  der  Ansiedlung, 
des  Erwerbs  von  Grundbesitz  und  des  Betriebes  von  Beschäftigungen 
bestandenen  Beschränkungen  sind  dermal  hin  weggefallen. 

Es  sind  daher  nur  jene  Bestimmungen  der  Judenordnungen  noch 
in  Geltung,  die  sich  auf  die  Bildung  und  Verfassung  der  Kultusgemein- 
den (Synagogen verbände)  und  die  Aufbringung  der  Kultussteuern  be- 
ziehen. Im  Einzelnen  wird  in  den  einzelnen  Ländern  eine  verschiedene 
Praxis  befolgt5) 

Achtes  Hauptstück. 

Das  Finanzwesen3). 

I.  Der  Staatshaushalt  überhaupt. 
A.  Der  Staat  als  Wirthschaftssubject. 

S  266. 

Die  Staatsansgaben. 

Die  Staatsausgaben  sind  ordentliche  und  ausserordentliche.  Die 
ersteren  entsprechen  einem  regelmässigen  Bedarfe  und  wiederholen  sich 
periodisch,  die  letztern  sind  durch  das  Bedürfniss  eines  einzelnen  Zeit- 
punktes herbeigeführt.  Der  Finanzbedarf  ist  Personal-  oder  Sachbedarf 
und  scheidet  sich: 

*)  Vgl.  Judenordnung  für  Galizien  7.  Mai  1789  (Drdachi,  Lexikon  der 
politischen  Gesetze  für  Galizien  und  die  Bukowina  I.  444);  Böhmen  Pat.  3. 
August  1797  (republicirt  böhm.  P.  G.  S.  XXI.  S.  577);  Niederösterreich 
Pat.  2.  Jänner  1782  (Kaiser  Joseph  II.  Gesetze  IV.  S.  67). 

2)  Vgl.  Mayerhofer  II.  1032.  Kostetzky,  Handbuch  der  Gesetze  VI. 
S.  536. 

3)  Literatur:  Blonski,  Finanzgesetzkunde.  2  Bde.  1880  (Neubearbei- 
tung aber  keineswegs  Verbesserung  des  älteren  Werkes  von  Konopasek  und 
Mor).  Dessary,  Grundzüge  der  österr.  Finanzgesetzkunde  1856.  Ge- 
schichtliches: Hauer,  Beiträge  zur  Gesch.  der  österr.  Finanzen  1848. 
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I.  In  den  Bedarf  für  die  verfassungsmässige  oberste  Centrai- 
leitung. 

Hierher  gehört: 

a)  Die  in  einer  fixen  Jahressumme  bestimmte  Ho  f  Staat s- 
dotation;  l) 

b)  der  Personal-  und  Sachaufwand  für  die  Kabinetskanzlei 
des  Kaisers,  welche  die  an  den  Monarchen  gerichteten  Schriftstücke  zu 
übernehmen  und  die  allerhöchsten  Befehle  und  Entschliessungen  zu 
■expediren  hat.  Die  Reichsratbsländer  tragen  die  Hälfte  dieses  Auf- 
wandes, die  andere  Hälfte  entfällt  auf  die  Länder  der  ungarischen 
Krone. 

c)  Das  Erforderniss  für  den  Reichsrath  und  zwar:  der  Sachauf- 
wand und  der  Personalaufwand.  Letztere  umfasst  die  Bezüge  der  Be- 
amten und  Diener,  die  Diäten  und  Reisekosten  der  Abgeordneten  und 
der  Mitglieder  der  Delegation. 

d)  Das  Erforderniss  für  den  Ministerrath:  die  Bezüge  und  Reprä- 
sentationskosten des  Ministerpräsidenten;  die  Bezüge  der  Beamten  und 
Diener  der  Präsidialkanzlei;  die  Bezüge  der  Minister  ohne  Portefeuille. 
Daran  reiht  sich  der  sog.  Dispositionsfond  und  der  Aufwand  für  die 
officiellen  Zeitungen. 

e)  Der  Aufwand  für  das  Reichsgericht:  Sachaufwand;  Entschä- 
digung der  ständigen  Referenten;  Diäten  und  Reisekosten  der  übrigen 
Mitglieder;  Bezüge  der  Beamten  und  Diener. 

f)  Der  Personal-  und  Sachaufwand  für  den  Verwaltungs- 
gerichtshof. 

II.  Der  Verwaltungsaufwand  für  die  vom  Österreichischen  Staate 
besorgten  Aufgaben  Das  System  dieser  Aufgaben  schliesst  sich  an 
das  System  der  Centralstellen  an  (Ministerium  des  Innern,  für  Landes- 
vertheidigung,  für  Kultus  und  Unterricht,  Ministerium  der  Finanzen, 
Handelsministerium,  Ackerbauministerium,  Ministerium  der  Justiz,  oberste 
Bechnungskontrolle). 

Zu  diesen  Verwaltungsausgaben  gehören  auch  die  Verwaltungs- 
und Betriebskosten  der  staatlichen  Unternehmungen,  sowie  die  Er- 
hebungskosten der  Abgaben. 

Als  gleichmässig  wiederkehrende  Post  findet  sich  bei  den  einzelnen 
Ministerien  die  Ausgabenrubrik  Centralle  itung.  Dieselbe  umfasst 
den  Sach-  und  Personalaufwand  der  einzelnen  Fachministerien,  insbe- 
sondere auch  die  Bezüge  der  einzelnen  Fachminister.   Innerhalb  dieser 


l)  §  53  d.  W.  Ges.  6.  Nov.  1874  R.  133. 
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Rubriken  ist  sodann  der  Bedarf  der  von  den  einzelnen  Fachministerien 
ressortirenden  Behörden  und  Anstalten  specialisirt : 

1.  Ministerium  des  Innern:  a)  Staatspolizei;  b)  Reichsgesetz- 
blatt; c)  politische  Verwaltung  in  den  einzelnen  Kronländern;  d) 
öffentliche  Sicherheit  (Polizeibehörden,  Sicherheitswachen);  e)  Staats- 
baudienst; f)  Strassen-  und  Wasserbau. 

2.  Landesverteidigung:  a)  Landwehr;  b)  Gensdarmerie ;  c) 
Militärpolizeiwache  in  Galizien;  d)  Rekrutirungsauslagen;  e)  Beiträge 
zum  Landesschützenwesen;  f)  Unterstützungen  der  Familien  der  Mobi- 
lisirten. 

3.  Kultus  und  Unterricht:  a)  Schulaufsicht;  b)  wissen- 
schaftliche Institute;  c)  Kultus;  d)  Unterricht 

4.  Handelsministerium:  a)  Aichdienst;  b)  Hafen-  und  See- 
sanitätsdienst; c)  Verkehrsanstalten. 

5.  Ackerbauministerium:  a)  Land-  und  forstwirthschaftliche 
Lehr-  und  Versuchsanstalten;  b)  Subventionen  für  Landeskultur;  c)  Or- 
gane zur  Ueberwachung  der  Landeskultur;  d)  Hengstendepots  und  Ge- 
stüte; e)  Förderung  der  Pferdezucht;  f)  Bergbehörden;  g)  Montanlehr- 
anstalten; h)  Bewirthschaftung  der  Domänen  und  Forste  des  Staates 
und  öffentlicher  Fonde. 

6.  Justizministerium:  a)  oberster  Gerichtshof;  b)  Justiz  in 
den  Kronländern;  c)  Strafanstalten. 

7.  Finanzministerium:  a)  Finanzverwaltungs  -  Behörden  ; 
b)  Kassenverwaltung  (Münzverlust,  Wechseleskompt,  Ersätze  an  Par- 
teien); c)  Betriebs-Einhebungs-  und  Verwaltungskosten  der  vom  Finanz- 
ministerium ressortirenden  Staatseinnahmen. 

III.  Eine  dritte  Kategorie  des  Finanzbedarfes  entsteht  aus  der  Er- 
füllung von  Verbindlichkeiten  gegenüber  wohlerworbenen  Ansprüchen 
physischer  und  juristischer  Personen. 

Hierher  gehören: 

a)  die  Subventionen  und  Dotationen  an  Eisenhahnen,  Lan- 
des- und  Grundentlastungsfonde ; 

b)  der  Aufwand  für  Verzinsung  und  Rückzahlung  der  Staats- 
schuld; 

c)  der  allgemeine  Pensions  etat. 

IV.  Endlich  gehören  hierher  die  Ausgaben  zur  quotientalen  Deckung 
des  Finanzbedarfes  des  Gesammtstaates  in  den  dem  letzteren  vor- 
behaltenen Verwaltungszweigen. 
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§  267. 

Die  Staatseinnahmen. 

I.  Ihrer  rechtlichen  Natur  nach  lassen  sich  die  Staatseinnahmen 
unterscheiden :  in  Erwerbseinkünfte  des  Fiscus ;  in  Abgaben  der  Staats- 
unterthanen;  in  den  Erwerb  aus  Heimfälligkeiten  und  Piskalitäten. 

II.  Die  Erwerbseinkünfte  des  Fiscus  umfassen: 

a)  Die  Einkünfte  aus  dem  zufälligen  Geschäftsbetrieb  innerhalb 
der  verschiedenen  Staatsaufwandszweige,  namentlich  aus  dem  Verkaufe 
der  für  Verwaltungszwecke  hergestellten  Objekte  sowie  der  aus  dem 
Verwaltungsvermögen  ausgeschiedenen  Sachen,  z.  B. :  die  Einnahmen 
aus  dem  Verschleisse  des  Reichsgesetzblattes,  aus  dem  Verkaufe  stati- 
stischer Werke  durch  die  Direktion  der  administrativen  Statistik,  aus 
dem  Verkaufe  der  Publikationen  des  Museums  für  Kunst  und  Industrie; 
Einnahmen  für  veräusserte  Requisiten  und  Materialien  beim  Strassenbau ; 
Fiskaldeserviten  der  Finanzprokuraturen,  gewerbliche  Arbeiten  der  Straf- 
anstalten, Erlös  für  Katastralmappen  u.  s.  w. 

b)  Die  innerhalb  der  freien  Verkehrskonkurrenz  bezogenen  Erwerbs- 
einkünfte  des  Fiscus  ans  dem  Finanzvermögen,  dessen  Zweck  Ein- 
kommen sbeschafTung  ist,  und  das  entweder  in  Unternehmungen  ange- 
legt ist,  oder  als  Kapitalbesitz  erscheint. 

Hierher  gehören :  Die  Staatsforste  und  Domänen ,  die  Montanwerke 
(Berg-  und  Hüttenwerke),  die  Industrieunternehmungen  (Staatsdruckerei), 
die  Staatseisenbahnen,  die  Wohngebäude  und  Leihkapitalien. 

Insofern  gewisse  Vermögensmassen  einem  bestimmten  Verwaltungs- 
zwecko  dienen,  entstehen  dio  sog.  Fonde,  z.  B.: 

die  Reli gions fon d  e,  deren  Vermögen  aus  Aktivkapitalien 
(namentlich  Staatsschuldverschreibungen),  Häusern,  Forsten  und  Domä- 
nen besteht; 

ß)  die  Studienfonde  in  den  einzelnen  Ländern  mit  Ausnahme 
der  Bukowina; 

c)  Erwerbseinkünfte  aus  monopolisirten  Fiskalgewerben,  die 
aber  nicht  den  Zweck  haben,  Steuergewinne  abzuwerfen.  Hierher 
gehört  das  Lot  togofälle  (Patent  13.  März  1813). 

Der  Geschäftsbetrieb  dieses  Gewerbes  besteht  in  dem  Abschlüsse 
von  Glücksverträgen  unter  bestimmten,  im  Lottopatente  erwähnten  Moda- 
litäten. 

d)  Einkünfte  aus  freiwillig  Vertrags  in  äss  ig  übernommenen  Widmun- 
gen einzelner  physischer  und  juristischer  Personen. 
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III.  Abgaben  sind  vom  Staate  vermöge  seiner  Hoheitsrechte  von 
den  Unterthanen  geforderte  und  mittelst  administrativer  Exekution  er- 
zwungene Geldleistungen. 

Sie  umfassen: 

A.  Die  Gebühren,  d.  h.  Geldleistungen,  deren  Rechtsgrund  in  der 
Inanspruchnahme  von  Staatsleistungen  oder  in  der  im  Interesse  des 
Gebührenpflichtigen  vorgenommenen  oder  durch  sein  Verhalten  veran- 
lassten Staatsthätigkeit  liegt. 

Dieselben  umfassen: 

«)  die  Preistaxen  für  die  Benützung  des  öffentlichen  Gutes 
und  für  die  technischen  Leistungen  der  Staatsanstalten. 

Diese  Taxen  haben  mit  dem  Privaterwerb  des  Staates  Aehnlichkeit, 
da  sie  ein  Entgelt  für  eine  Gestattung  oder  für  einen  ein  Individualinter- 
esse befriedigenden  Dienst  sind.  Sie  unterscheiden  sich  jedoch  von 
den  reinen  Erwerbseinkünften  durch  den  Öffentlich-rechtlichen  Charakter 
der  sie  erzeugenden  Anstalten,  durch  die  einseitige  Festsetzung  von  Seite 
des  Staates,  den  Ausschluss  des  Rechtsweges  bei  Streit  über  die  Ver- 
pflichtung zur  Leistung  und  die  Anwendung  der  administrativen  Exe- 
kution bei  Nichtleistung. 

Die  geforderten  Beiträge  einzelner  physischer  oder  juristischer 
Personen  für  Verwaltungszwecke,  deren  Errichtung  ein  Interesse  der 
Beitragspflichtigen  zunächst  berührt 

Y)  Die  Kostensätze  für  Verwaltungsauslagen,  die  der  Einzelne 
durch  sein  Verhalten  provocirt  hat. 

3)  Die  für  einzelne  Hoheitsakte  im  Gebiete  der  Verwaltung  oder 
des  Rechtsschutzes  unmittelbar  eingehobenen  Gebühren,  und 

«)  die  Stempel  gebühren  im  Verwaltungsverfahren  und  der 
Civilrechtspflege. 

B.  Die  Steuern,  d.  h.  streng  einseitige  Staatsabgaben,  ohne  eine 
specielle  Gegenleistung  des  Staates.    Dieselben  umfassen: 

«)  die  Verkehrssteuern  d.  h.  die  Abgaben  von  Rechtsgeschäf- 
ten und  Urkunden  ; 

ß)  die  indirekten  Verbrauchsabgaben,  und  zwar:  die  Steuern 
von '  Spielkarten,  Zeitungen  und  Kalendern;  die  an  einzelne  Akte  der 
Produktion  oder  des  Verkehrs  geknüpften  Verzehrungssteuern;  die  in 
der  Form  des  Monopols  erzielten  Steuergewinne  von  Salz  und  Tabak; 
endlich  die  Zölle; 

r)  die  an  einzelne  Besitz-  und  Erwerbsformen  geknüpften  direk- 
ten Steuern,  welche  den  Zweck  haben,  deren  Erträge  durch  periodisch 
wiederkehrende  Abgaben  zu  erfassen  (Grund-,  Gebäude-,  Erwerbs-,  Ein- 
kommensteuer). 
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IV.  Unter  den  Fis kalitäten  begreift  man: 

a)  die  Abfahrtsgelder,  d.  h.  die  Abgaben  von  den  ins  Aus- 
land exportirtcn  Vermögensmassen,  soweit  sie  in  Anwendung  der  Beci- 
procität  erhoben  werden; 

b)  die  Geldstrafen,  soweit  sie  dem  Fiscus  und  nicht  besonderen 
Fonden  zufallen,  z.  B.  die  Geldstrafen  für  Adelsanmassnngen  (Hofd.  22. 
Jänner  1835  N.  7  P.  G.  S.). 

c)  Zu  den  Heimfälligkeiten  gehören  die  erblosen  Verlassen- 
schaften  und  dio  verjährten  Depositen.1) 

§  268. 
Der  Fiscus. 

Im  privatrechtlichen  Verkehre  und  im  Civilprocesse  erscheint  der 
Staat  unter  der  Benennung  Fiscus  (Aerar)  als  Vermögens-  und 
Processsubjekt. 

Der  Staat  kann  innerhalb  der  verschiedensten  Verwaltungszweige 
als  privates  Rechtssubjekt  auftreten.  Man  spricht  daher  in  der  Praxis 
von  einem  Gebühren-,  Steuer-,  Domänen-  Postärar,  (Fiscus).  Da  jedoch 
der  Fiscus  der  Staat  in  seiner  Rolle  als  privates  Rechtssubjekt  ist,  so 
kann  es  nur  einen  Fiscus  geben.  Dio  verschiedene  Bezeichnung  des- 
selben bedeutet  somit  nicht  eine  Trennung  in  mehrere  Personen,  son- 
dern nnr  die  verschiedenen  Verwaltungszweige,  die  zum  Auftreten  des 
Staates  als  Fiscus  Veranlassung  geben,  sowie  die  Behörden,  die  zu  seiner 
Vertretung  legitimirt  sind.2) 


*)  In  den  Staatsrechnungen  unterscheidet  man :  a)  die  Einnahmen  aus 
den  direkten  S  teuern;b)aus  indirekten  A  bg ab cn (Verzehrungssteuern. 
Zoll-,  Salz-,  Tabak-,  Stempel-,  Taxgefälle,  Mauthcn,  Puncirung,  Lotto),  c)  aus 
sonstigen  Einkommenszweigen:  «)  im  Geschäftsbereiche  des  Finanzmi- 
nisteriums (Fiskalitäten  und  HeimfUlligkeiten,  Hof-  und  Staatsdruckerei, 
Münzwesen);  im  Geschäftsbereiche  des  Handelsministeriums  (Post. 
Telegraphen,  Eisenbahnen) ;  y)  im  Geschäftsbereiche  des  Ackerbauministe- 
riums (Maassen-  und  Freischurfgebühren,  Staatsforste  und  Domänen,  Mon- 
tanwerke); d)  Verwaltungseinnahmen  innerhalb  der  einzelnen  Staats- 
aufwand »zweige  (Sehrott.  Lehrbuch  der  Verrechnungswissenschaft  S.  1  ft.). 

Diese  Scheidung  ist  eine  rein  äusserliche,  nach  den  Behörden,  die  sich 
mit  der  Einhebung  der  Abgaben  oder  dem  Betriebe  der  betreffenden  Anstalten 
befassen. 

2)Auch  die  Bestimmung  des  §  1441  a.  b.  G.  B.,  dass  Jeder  an  die  durch 
das  Verwaltungsrecht  bestimmte  Kasse  zahlen  muss  und  gegenüber  dieser  Zah- 
lungspHicht  die  Kompensation  derjenigen  Summe,  die  er  von  einer  andern 
Kasse  zu  fordern  hat,  nicht  vernehmen  kann,  ist  rein  administrativer  Natur 
(Ungcr,  Oesterr.  Privatrecht  I.  S.  337  Anm.  27). 
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Als  Fiscus  tritt  der  Staat  in  den  Privatrechteverkehr.  Er  wird 
Eigentümer,  Gläubiger,  Schuldner,  Erbe.  Er  tritt  vor  den  Gerichten 
als  Kläger  oder  Exequent  auf;  er  kann  auch  bei  den  Gerichten  belangt 
werden. 

Insbesondere  ist  der  Fiscus: 

1.  Eigentümer  der  die  wirtschaftliche  Grundlage  der  gesammteni 
Staatstätigkeit  bildenden  beweglichen  und  unbeweglichen  Sachen. 
Diese  Objekte  kann  man  unterscheiden: 

a)  in  das  öffentliche  Gut; 

ß)  in  das  Verwaltungsvermögen  (S.  412),  d.  h.  die  Summ* 
jener  Objekte,  welche  den  zur  Erfüllung  der  staatlichen  Aufgaben  nöti- 
gen Apparat  bilden,  somit  zum  Dienste  der  Behörden,  zur  Ausführung 
der  staatlichen  Thätigkeit,  zum  Betriebe  der  Staatsanstalten  gehören 
(Laband,  Hirth's  Annalen  1873  S.  413); 

/)  in  das  werbende  Finanzvermögen,  und 

3)  in  die  Kassenbestände. 

2.  Der  Fiscus  schliesst  Rechtsgeschäfte  ab.  Wer  den  Fiscus  in 
dem  konkreten  Falle  vertritt,  bestimmt  sich  nach  der  Behördenorgani- 
sation. Zu  VeräU8serungs-  und  Belastungsgeschäften,  die  unbewegliche« 
Staatseigenthum  betreffen,  ist  die  Zustimmung  des  Keichsrathes  erfor- 
derlich. 

3.  Bei  Geltendmachung  der  öffentlich-rechtlichen  Abgabenpflicht 
trifft  der  Staat  mit  der  privaten  Vermögenssphäre  des  Verpflichteten 
zusammen.  Er  erwirbt  auf  Grund  der  öffentlich-rechtlichen  Ansprüche 
Privatrechte,  oder  er  muss  in  gewissen  Fällen  die  Abgabenpflicht  in 
processualen  Formen  geltend  machen.1) 

Der  Fiscus  ist  privilegirt  durch  die  längeren  Verjährungsfristen 
(§§  1472  und  1488  a.  b.  G.  B.);  er  ist  im  Processe  von  der  Leistung 
aktorischer  Kaution  befreit. 

Der  Fiscus  untersteht  als  Geklagter  in  jenen  Fällen,  in  welchen 
sich  die  Zuständigkeit  nach  dem  Wohnsitze  richtet,  demjenigen  Gerichte, 
in  dessen  Sprengel  der  Amtssitz  der  Finanzprokuratur,  oder,  wenn  durch 
eine  eigene  Kundmachung  ein  Fiskalvertreter  für  einen  bestimmten 
Bezirk  bleibend  bestellt  ist,  jenem  Gerichte,  in  dessen  Sprengel  der 
Amtssitz  dieses  Vertreters  sich  befindet.  ' 

!)  So  erwirbt  z.  B.  der  Staat  auf  Grand  des  Gesetzes  für  Roalsteuern  und 
Gebühren  Pfandrechte  an  unbeweglichen  Sachen ;  das  Pfandrecht  an  unbeweg- 
lichen Sachen  ist  nach  den  Normen  der  Gerichtsordnung  geltend  zu  machen  ; 
im  Konkursprocesse  müssen  rückständige  Abgaben  vom  Fiscus  angemeldet 
werden. 
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B.  Das  Budgetrecht.1) 
§  269. 

Begriff  und  Form  des  Etats. 

I.  Unter  Staatsvoranschlag  (Etat,  Budget,  Präliminare)  ver- 
steht man  eine  ziffermässige  Zusammenstellung  der  innerhalb  einer 
bestimmten  Finanzperiode  zu  erwartenden  Einnahmen  und  der  zu  leisten- 
den Ausgaben.  Die  Zusammenstellung  des  Staatsvoranschlages  als  Wirth- 
schaftsplanes  ist  ein  technisches  Verwaltungsgeschäft.  Der  Staatsvoran- 
schlag zerfällt  wie  jeder  Haushaltsplan  in  den  Ausgaben-  und  Ein- 
nahmeetat und  in  die  Bilanz  beider. 

II.  Bezüglich  der  Abfassung  des  Etats  gelten  folgende  Grundsätze 
(Schrott,  Staatsverrechnungskunde  S.  216): a) 

a)  Der  Staatsvoranschlag  wird  aus  den  Theilvoranschlägen  der 
einzelnen  Ministerien  und  Centraistellen  zusammengesetzt;  diese  Theil- 
voranschläge  sind  daher  die  Grundlagen  des  Staatevoranschlages. 
(Unter  Centraistellen  sind  hier  der  Ministerrath  und  die  ausserhalb 
des  Ministeriums  stehenden  Central  stellen,  nämlich  die  Kabinetskanzlei, 
die  Präsidien  der  beiden  Häuser  des  Keicbsrathes  und  des  Reichsge- 
richtes, und  der  oberste  Rechnungshof  verstanden.) 

b)  Der  Theilvoranschlag  eines  jeden  Ministeriums  muss  alle  ein- 
zelnen, diesem  Ministerium  zugewiesenen  Dienptzweige  und  Staatsan- 
stalten umfassen. 

c)  Die  Aufstellung  eines  jeden  Theilvoranschlages  erfolgt  bei  dem 
betreffenden  Ministerium  (oder  Centralstelle)  mit  Benützung  der  Theil- 
voranschläge,  welche  von  den  untergeordneten  Behörden  zu  liefern  sind. 

d)  Bei  den  Etat-Ansätzen  (Voranschlagssätzen)  hat  sowohl  bezüg- 
lich der  Staatseinnahmen  als  der  Staatsausgaben  in  der  Regel  das 
Durchschnittsergebniss  der  letzten  drei  Jahre  zum  Anhaltspunkte  zu 
dienen,  und  ist  dabei  auf  die  daraus  sich  ergebende  stetige  Zunahm 
oder  Abnahme,  dann  auf  die  mittlerweile  eingetretenen  Aenderungen 

')  Vgl.  Fricker,  Die  Natur  des  Stcuerverwilligungsrechtes  und  des 
Finanzgesetzes  (Tübinger  Zeitschrift  für  Staats  Wissenschaft  Bd.  XVII.  G36  ff.) 
Gnei st,  Budget  und  Gesetz  18G7.  Laband,  Das  Budgetrecht  nach  den  Be- 
stimmungen der  preussiseben  Verfassungsurkunde  1871;  das  Finanzrecht  des 
deutschen  Reiches  1873.  Czocrnig,  Darstellung  der  Einrichtungen  über 
Budget,  Staatssachen  und  Kontrolle  18G6. 

2)  Grundsätze  für  den  Staatsvoranschlag  und  Rechnungsabschluss,  Vdg. 
17.  Oktober  1863  S.  227  Vdg.-Bl.  f.  d.  F.  M. 
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in  der  Gesetzgebung  oder  in  den  Verwaltungseinrichtungen  Bücksicht  zu 
nehmen. 

e)  Bei  den  stehenden  (fixen)  Ausgaben,  wie  z.  B.  Besoldungen, 
Adjuten  u.  dgl.,  sind  die  Etat-Ansätze  mit  Bücksicht  auf  den  jeweiligen 
systemisirten  Stand  aufzustellen. 

f)  Jene  ausserordentlichen  Einnahms-  und  Ausgabsposten,  welche 
sich  auf  specielle,  im  Voranschlagsjahre  zur  Fälligkeit  gelangende 
rechtliche  Verpflichtungen  gründen,  sind  nach  Massgabe  der  bestehen- 
den Vormerkungen  und  Verhandlungen  in  die  betreffenden  Etats  (Vor- 
anschläge) einzubeziehen. 

g)  Die  Theilvoranschläge  werden  von  den  Ministerien  der  im 
Beichsrathe  vertretenen  Länder,  dann  von  der  Kabinetskanzlei  des 
Kaisers,  von  den  Präsidien  des  Herrenhanses,  des  Hauses  der  Abge- 
ordneten, des  Minister-Käthes,  und  des  Reichsgerichtes,  wie  auch  vom 
obersten  Bechnungshofe  der  Reichsrathsländer  dem  Finanzministerium 
übermittelt. 

h)  Die  Zusammenstellung  des  Staatsvoranschlages  für  die  im 
Beichsrathe  vertretenen  Länder,  in  welchen  auch  die  fixe  Tangente  für 
den  Hofstaats-Aufwand  aufzunehmen  ist,  findet  bei  dem  Finanzmini- 
sterium dieser  Länder  unter  Mitwirkung  seines  Bechnungsdepartements 
statt 

i)  Der  Staatsvoranschlag  wird  für  jedes  Kalenderjahr  abgesondert 
entworfen  und  im  verfassungsmässigen  Wege  festgestellt 

k)  Der  Staatsvoranschlag  hat  in  gesonderten  Einnahme-  und  Aus- 
gabe-Etats sämmtliche  während  der  Dauer  des  Jahres  voraussichtlich 
zu  erwartenden  Staatseinnahmen  und  die  voraussichtlich  im  Laufe  des- 
selben zu  bestreitenden  Staatsausgaben  zu  enthalten. 

1)  Eine  Vorwegabrechnung  des  rücksichtlich  der  einzelnen  Ein- 
nahmszweigo  bestehenden  Verwaltungsaufwandes  oder  der  bei  einzelnen 
Verwaltungszweigen  (Aufwandszweigon)  bestehenden  Einnahmen  hat  nicht 
stattzufinden  (Bruttobudget). 

m)  Das  Erforderniss  für  die,  die  einzelnen  Verwaltungszweige  be- 
treffenden Buhe-  und  Versorgungsgenüsso  der  denselben  angehörenden 
Beamten  und  deren  Hinterlassen en  ist  abgesondert  von  den  sonstigen 
Ausgaben  in  einem  besonderen  Etat  ersichtlich  zu  machen. 

n)  Bei  den  Staatsausgaben  sind  die  ordentlichen  —  regelmässig 
wiederkehrenden  —  und  die  ausserordentlichen  —  nicht  wiederkehren- 
den —  Ausgaben  abgesondert  aufzuführen.  Die  ausserordentlichen 
Ausgaben  werden  seit  1881  in  zwei  Unterabtheilungen  getrennt  ange- 
führt, und  zwar  in  einer  Kolonne  die  Summen,  welche  bis  Ende  März 
des  dem  Voranschlagsjahre  (1882)  unmittelbar  nachfolgenden,  und  in 

U  1  b  r  i  c  b,  Oesterreich.  Staatsrecht.  42 
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einer  zweiten  Kolonne  die  Summen,  welche  noch  bis  Ende  März  des 
dem  Voranschlagsjahre  nachfolgenden  zweiten  Jahres  in  Verwendung 
kommen  dürfen. 

o)  Die  Staatseinnahmen  und  Staatsausgaben  sind  nach  den  ein- 
zelnen Ministerien  und  Zentralstellen,  welche  sie  betreffen,  dann  nach 
den  einzelnen  der  Leitung  derselben  unterstehenden  Dienstzweigen  und 
Staatsanstalten  nach  fortlaufenden  Kapiteln  und  Titeln,  und  letztere 
nach  den  etwa  sonst  erforderlichen  Untertheilungen  zu  ordnen. 

§  270. 

Das  Finanzgesetz. 

I.  Der  vom  Reichsrathe  angenommene  und  vom  Monarchen  sank- 
tionirte  Staatsvoranschlag  wird  als  Finanzgesetz  kundgemacht 

Dieses  enthält  neben  dem  detaillirtcn  Staatsvoranschlag  regelmässig 
folgende  Dispositionen : 

a)  Die  Bestimmung,  dass  die  nach  den  einzelnen  Kapiteln,  Titeln 
und  Paragraphen  des  Staatsvoranschlags  bewilligten  Kredite  nur  zu 
den  in  den  bezüglichen  Kapiteln,  Titeln  und  Paragraphen  bezeichneten 
Zwecken,  und  zwar  gesondert  für  das  ordentliche  und  ausser- 
ordenliche  Erf orderni  ss,  verwendet  werden  dürfen; 

b)  die  Anordnung,  dass  zu  diesen  ziffermässig  festgestellten  Aus- 
gaben die  mit  einer  bestimmten  Ziffer  eingesetzten  Einnahmen  aus  den 
direkten  Steuern,  indirekten  Abgaben  und  sonstigen  Einnahmszweigen 
des  Staates  zu  verwenden  sind  ; 

c)  die  Ermächtigung,  die  direkten  Steuern  und  indirekten  Abgaben 
nach  den  bestehenden  Normen  einzuheben; 

d)  die  Bestimmung  der  zu  den  direkten  Steuern  zu  erhebenden 
ausserordentlichen  Staatszuschläge  ; 

e)  die  Bilanzirung  zwischen  Ausgaben  und  Einnahmen  und  die 
Bewilligung,  das  Deficit  durch  eine  schwebende  oder  eine  konsolidirte 
Schuld  oder  durch  Veräusserung  von  unbeweglichem  Staatseigenthum  zu 
decken  ; 

{)  die  Ermächtigung,  die  bei  Ablauf  des  Finanzjahres  entweder 
gar  nicht  oder  nur  theilweise  verwendeten  Kredite  noch  im  ersten 
Trimester  des  folgenden  Finanzjahres  für  Rechnung  des  Vorjahres  zu 
verausgaben. 

II.  Das  Finanzgesetz  enthält  nur  zum  geringen  Theil  Rechtssätze; 
es  ist  zumeist  nur  ein  in  die  Form  eines  Gesetzes  gekleideter  Verwal- 
tnngsakt.  Es  enthält  in  den  Einnahmsposten  zum  grössten  Theil  eine 
blosse  Kon6tatirung  der  gehofften  Eingänge  und  der  vom  Reichsrathe 
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in  dieser  Richtung  richtig  befundenen  Ansätze.  Sodann  nmfasst  es 
einen  Komplex  von  Verwaltungsbefehlen  und  Vollmachten  über  die 
Beschaffung  der  Einnahmen  und  ihre  Verwendung.  Aber  auch  diese 
Anordnungen  sind  zumeist  nicht  absoluter  Art.  Der  Regierung  ist  es 
nicht  verwehrt,  innerhalb  der  gesetzlichen  Schranken  aus  den  verschie- 
denen Einnahmsqucllen  eine  grossere,  die  eingesetzten  Hoffnungsziffern 
übersteigende  Revenue  zu  erzielen.  Ebenso  darf  und  soll  die  Regierung 
innerhalb  der  einzelnen  Ausgabsposten  die  ohne  Verletzung  wohlerwor- 
bener Rechte  möglichen  und  mit  dem  Staatswohl  verträglichen  Er- 
sparungen erzielen. 

HI.  Eigentliche  Rechtssätze  enthält  das  Finanzgesetz  nur: 

a)  in  der  Feststellung  der  variablen  Staatszuschläge  zu  den  direk- 
ten Staatssteuern,  und 

b)  in  der  Feststellung  der  Summe  der  Repartitionssteuern ;  denn  in 
beiden  Fällen  werden  öffentliche  Pflichten  der  Unterthanen  determinirt 

IV.  Soweit  die  Feststellung  des  Staatsvoranschlages  und  die  Steuer- 
bewilligung als  Verwaltungsakt  erscheinen,  sind  der  Regierung  und 
dem  Reichsrathe  in  ihrem  freien  Ermessen  Schranken  gezogen.  Die 
Regierung  muss  die  Bewilligung  der  auf  einer  Rechtspflicht  des  Staates 
beruhenden  oder  zur  Erfüllung  wesentlicher  Staatsaufgaben  notwen- 
digen Ausgaben  fordern;  der  Reichsrath  darf  die  Bewilligung  dieser 
Ausgaben  und  die  Ermächtigung  zur  Erhebung  der  zu  ihrer  Bestreitung 
nothwendigen  Abgaben  nicht  verweigern.  Das  freie  Ermessen  beschränkt 
sich  darauf,  ob  über  die  Grenze  dieser  nothwendigen  Ausgaben  und 
Steuern  hinaus  Verwendungen  für  nützliche  Zwecke  des  Staates  statt- 
finden sollen. 

,  Bei  nicht  zu  Stande  gekommenem  Finanzgesetze  kann 
allerdings  von  einer  Einstellung  der  Finanzwirthschaft  keine  Rede  sein ; 
denn  die  Nothwendigkeit,  die  durch  Rechtspflichten  des  Staates  oder 
durch  den  dringenden,  unentbehrlichen  Bedarf  desselben  gebotenen  Aus- 
gaben zu  machen ,  besteht  fort.  Auch  wird  durch  Nichtbewilligung 
der  Steuern  die  in  den  einzelnen  Abgabengesetzen  bestimmte  Steuer- 
pflicht keineswegs  suspendirt.  Allein  bei  mangelndem  Etatgesetze  fehlt 
den  einzelnen  Ausgaben  der  formelle  Rechtstitel  der  Bewilligung  und 
dem  die  Geschäfte  weiter  führenden  Ministerium  wird  rücksichtlich 
jeder  einzelnen  4-usgabenpost  die  Beweislast  zugeschoben,  dass  diese 
Ausgabe  auf  Grund  eines  materiellen  Rechtstitels  erfolgt  oder  durch 
das  Staatswohl  geboten  sei.  Dieser  schwierigen  Lage  wird  sich  nicht 
leicht  eine  Regierung  unterziehen;  daher  durch  das  Budgetrecht  der 
Volksvertretung  ein  die  ganze  Richtung  des  Staatslebens  bestimmender 
Einflus8  gewahrt  ist. 

42* 
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C.  Kassa-  und  Rechnungswesen. 

S  271. 

a)  Die  Staatskassen. 

I.  Das  Geschäft  der  Zahlung  durchzieht  alle  Zweige  der  Finanz- 
verwaltung, deren  Aufgabe  in  der  Perception  der  Staatseinnahmen  und 
in  der  Erfüllung  der  Verbindlichkeiten  des  Fiskus  besteht 

Die  Perception  der  Staatseinnahmen,  die  sichere  Aufbewahrung  der 
Staatsgelder,  Werthpapiere  und  Beweisdokumente  und  die  Leistung  von 
Zahlungen  ist  das  Geschäft  der  Kas  senbehörden.  Damit  verbindet 
sich  das  Geschäft  der  Buchführung.  Während  aber  die  Aufbewah- 
rung der  Vermögensmassen  und  die  Buchführung  rein  faktische  und 
technische  Geschäfte  der  Finanzverwaltung  sind,  ist  die  Zahlung  das 
eigentliche  Rechtsgeschäft  der  Finanzverwaltung.  Es  bedarf  genauer 
Rechtsbestimmungen  über  den  Umfang  der  Geschäftsvollmacht  der  ein- 
zelnen Kassenbehörden  und  der  bei  denselben  angestellten  Beamten  zur 
Empfangnahme  und  Leistung  von  Zahlungen,  sowie  über  die  Zahlungs- 
mittel. 

II.  Für  die  einzelnen  Staatseinkommenszweige  und  für  die  Staats- 
aufwandzweige bestehen  besondere  örtlich  vertheilto  Einnahms-  und 
Ausgabskassen  (Princip  der  Specialität  und  Vertheilung.)1)  Die  ein- 
zelnen Kassen  stehen  mit  einander  in  Verbindung  und  finden  ihre  Ein- 
heit für  die  Bewegung  des  Geldes  in  der  Staatscentralkasse  (Princip  der 
Kasseneinheit).  Die  geschäftliche  Verbindung  der  Kassen  umfasst  aber 
theils  den  baaren  Geldverkehr,  theils  die  kommissionsweisen  Zahlungen. 
Derbaare  Geldverkehr  umfasst  Abfuhren,  Verläge  und  Dotationen. 

Abfuhren  heissen  die  Ablieferungen  der  bei  einer  Kasse  nicht 
weiter  benöthigten  Einnahmsüberschüsse  an  eine  andere  Kasse;  dage- 
gen werden  die  Beträge,  welche  einer  Kasse  wegen  Unzulänglichkeit 
ihrer  Einnahmen  aus  einer  anderen  Kasse  zugewiesen  werden,  Verläge, 
und  im  Falle  die  bedürfende  Kasse  nur  für  Staats-Aufwandszweige  be- 
stellt ist,  Dotationen  genannt. 

Kommissionsweise  Zahlungen  sind  die  Einnahmen  und  Aus- 
gaben, welche  eine  Staatskasse  für  Rechnung  einer  anderen  Staatskasse 
vollzieht. 

III.  Im  Einzelnen  gelten  über  die  Empfangnahme  und  Leistung 
von  Zahlungen  durch  die  Kassen  folgende  Grundsätze: 

')  Stein,  Finanzwissenschaft  I.  90. 
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a)  Keine  Kasse  des  Staates  darf  eine  Einnahme  oder  Ausgabe 
ohne  allgemeine  oder  besondere  Anweisung  der  vorgesetzten  Admini- 
strativbehörde vollziehen.  Von  diesem  Princip  sind  nnr  jene  Einnah- 
men ausgenommen,  für  welche  der  Kasse  selbst  die  Bemessung  gemäss 
den  Tarifen  der  Abgabengesetze  zusteht 

b)  Als  Regel  gilt,  dass  die  an  einer  Kasse  geleistete  Zahlung 
durch  zwei  Beamte  zu  bestätigen  ist  (Vdg.  18.  März  1860  R.  76). 

c)  Die  Zahlung  hat  in  den  zur  Annahme  bei  der  Kasse  geeig- 
neten Zahlungsmitteln  zu  erfolgen,  —  als  :  in  den  Münzen  der  öster- 
reichischen Währung,  in  Staats-  oder  Banknoten,  in  Handelsmünzen, 
(Levantiner  Thaler,  Goldmünzen)  und  in  nicht  über  ein  Jahr  fälligen 
Coupons  der  Staatsschuld. 

§  272. 

b)  Die  Buchführung. 

I.  Die  über  die  Eingänge  und  Ausgänge  zu  führenden  Bücher 
sind  doppelter  Art:  für  die  chronologische  Verrechnung  (Journale)  und 
für  die  systematische  Verrechnung  (Liquidations-  und  Hauptbücher). 

II.  Für  die  chronologische  Verrechnung  haben  die  Kassenämter 
folgende  Journale  zu  führen: 

a)  das  Hauptjournal,  d.  h.  ein  Rechnungsbuch,  in  welches  zum 
Dienstgebrauch  der  Kasse  alle  Einnahmen  und  Ausgaben  chronologisch 
eingetragen  werden,  gleichviel  ob  dieselben  für  die  vom  Kassenamte 
verwalteten  Etats  oder  nur  als  Vorschuss-  oder  Abschlagszahlungen 
für  andere  Kassen  erfolgen; 

b)  die  besonderen  Etatsjournale.  Jedes  besondere  Etatsjour- 
nal bezieht  sich  auf  sämmtliche,  einer  und  derselben  anweisenden  Be- 
hörde zugewiesenen  Verwaltungszweige,  die  im  Finanzgesetze  ihren 
Ausdruck  finden.  In  dasselbe  sind  in  Uebereinstimmung  mit  dem 
Hauptbuche  unter  Angabe  des  Verrechnungszweiges  alle  reellen  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  einzutragen. 

c)  Das  Kontokorrentjournal  für  den  Verkehr  der  Staatskassen 
untereinander. 

HI.  Die  systematische  Verrechnung  ist  die  nach  den  Rechts- 
titeln der  Schuldigkeit  gegliederte  Aufechreibung  der  Einnahmen  und 
Ausgaben.  Diese  systematische  Verrechnung  erfolgt  durch  die  Rech- 
nungsdepartements der  anweisenden  Administrativbehörden  in  den  Haupt- 
und  Liquidationsbüchern.  In  diesen  Büchern  werden  die  von  den  Ad- 
ministrativbehörden erlassenen  Einnahms-  und  Ausgabenvcrfugungen  in 
den  betreffenden  Abtheilungen  eingetragen.    Sodann  werden  aus  den 
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einlangenden  Etatsjournalen  der  Kassen  die  von  diesen  vollzogenen 
Empfänge  und  Ausgaben  an  den  betreffenden  Stellen  des  Hauptbuches 
gebucht,  wodurch  zugleich  kontrollirt  wird,  ob  die  Kasse  die  Aufträge 
der  anweisenden  Behörde  befolgt  hat. 

§  273. 

c)  Rechnungslegung  der  Kassen. 

Die  Kontrolle  der  Rechnungen  der  Kassen  erfolgt  durch  die  Rech- 
nungsdeparteracnts. 

Die  Kassarechnung  erfolgt  durch  monatliche  Vorlage  der  Etat- 
und  Kontokorrentjournale  mit  den  erforderlichen  Dokumenten. 

Die  Empfangs-  und  Ausgabsposten  der  Rechnung  müssen  mit  den 
zugehörigen  Rechnungsurkunden  belegt  sein,  die  einerseits  die  Berech- 
tigung der  Kasse  zur  Vornahme  des  betreffenden  Zahlungsgeschäftes 
sowie  den  wirklichen  Vollzug  desselben  beweisen.  Die  Censur  der 
Kassenrechnungen  hat  sich  auf  die  Wahrheit  und  Richtigkeit  der 
in  der  Rechnung  dargestellten  Geschäftsfälle  zu  erstrecken.  Es  ist  in 
der  ersten  Richtung  zu  untersuchen: 

a)  ob  die  Zahlungsleistung  an  die  angegebene  Person  oder  von  der- 
selben, 

b)  in  dem  verrechneten  Betrage, 

c)  auf  Grund  des  angegebenen  Zahlungstitels, 

d)  in  dem  angegebenen  Zeitpunkte,  und 

e)  (vorkommenden  Falls)  für  den  angegebenen  Zeitraum  vollzogen 
worden  ist. 

In  Beziehung  auf  die  Richtigkeit  der  Rechnung  ist  zu  prüfen: 

a)  ob  die  Zahlungsleistung  (Einnahme  oder  Ausgabe)  auf  Grund 
einer  gültigen  Anweisung  vollzogen  worden  ist; 

b)  ob  Person,  Betrag,  Zahlungstitel,  Zeitpunkt  und  Zeitraum  der 
Zahlungsleistung  der  zugehörigen  Anweisung  der  Administrativ-Behörde 
entsprechen ; 

c)  ob  die  Bedingungen,  an  wolche  der  Vollzug  der  Zahlungsleistung 
etwa  gebunden  ist,  vollständig  erfüllt  worden  sind; 

d)  ob,  wenn  die  Kasse  eine  Mehrheit  von  Rechnungen  fährt,  der  in 
der  vorliegenden  Rechnung  eingestellte  Rechnungsposten  auch  wirklich 
in  diese  Rechnung  gehört. 

Ferner  ist  nachzuforschen,  ob  nicht  Gobahrungen,  die  von  der 
Kasse  hätten  vollzogen  werden  sollen,  unterlassen  wurden;  oder  ob  nicht 
Empfänge  und  Ausgaben,  dio  wirklich  gemacht  wurdon,  in  der  Rech- 
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nung  verschwiegen  wurden.  Aus  der  Rechnungslegung  entspringt  mög- 
licher Weise  ein  durch  Verwaltungsverfügung  auszusprechender  Ersatz- 
anspruch des  Staates  gegen  deu  Rechnungsleger.  Gegen  diese  Ver- 
fügung steht  demselben  der  administrative  Weg  (Gnadenzug) 
und  der  Rechtswog  offen. 

Der  Gnadenrekurs  ist  das  Ansuchen  um  Nachsicht  der  in  der  Rech- 
nungserledigung auferlegten  Ersätze  bei  derjenigen  Administrativbehörde, 
welche  in  ihrem  gesetzlich  zugewiesenen  Wirkungskreise  zur  Nachsicht 
der  fraglichen  Ersätze  berechtigt  erscheint 

Der  ordentliche  Rechtsweg  besteht  in  der  Anbringung  der  Auffor- 
derungsklage gegen  die  Finanzprokuratur  als  Vertreterin  des  Aerars, 
die  in  der  Rechnungserlodigung  liegende  Rechtsberühmung  im  Wege 
eines  aufgeforderten  Processes  gegen  den  Rechnungsleger  zu  beweisen. 

Die  Fristen  zur  Anbringung  eines  oder  auch  beider  dieser  Rechts- 
mittel ist  auf  6  Wochen,  respektive  12  Wochen,  von  dem  der  Er- 
lediguiigszustellung  nächstfolgenden  Tage  an  laufend,  gesetzlich  fest- 
gestellt. Die  Frist  von  H  Wochen  hat  nämlich  statt,  wenn  zur  Zeit 
der  Zustellung  der  Rechnungserledigung  der  Rechnungsleger  in  dem- 
selben Kronlande  sich  befindet  in  welchem  die  fragliche  Buchhaltung, 
von  der  eben  die  Rechnungserledigung  ausging,  ihren  Sitz  hat,  wäh- 
rend im  gegentheiligen  Falle,  die  Frist  12  Wochen  umfasst. 

Ist  die  Frist  unbenützt  vorstrichen,  so  ist  die  Rechnungserledigung 
rechtskräftig  und  auch  im  gerichtlichen  Wege  exekutionsfähig. 

D.  Die  Finanzkontrolle. 

8  274. 

a)  Die  Staatsrechnung. 

I.  Die  mit  dem  Anweisungsrechte  ausgestatteten  Behörden  haben 
jährlich  Rechnung  zu  legen. 

Die  nach  den  Kapiteln,  Titeln  und  Paragraphen  des  Staatsvoran- 
schlages gegliederten  Rechnungen  umfassen: 

a)  den  Gebahrungsausweis,  d.  h.  die  in  dem  abgelaufenen 
Verwaltungsjahre  thatsächlich  erzielten  Einnahmen  und  Ausgaben 
des  betreffenden  Verrechnungszweiges  mit  der  Unterscheidung,  ob  die- 
selben Abstattungen  für  das  abgelaufene  Verwaltungsjahr  oder  Abstat- 
tungen auf  Rückstände  des  Vorjahres  sind; 

b)  den  Rechnungsabschluss  der  einzelnen  Dienstzweige  für  das 
betreffende  Etatjahr.    Derselbe  hat  somit  darzustellen,  welche  Gebah- 
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rangen  in  dem  betreffenden  Kalenderjahr  selbst  und  der  demselben 
folgenden  dreimonatlichen  Frist,  innerhalb  welcher  Einnahmen  und 
Ausgaben  noch  für  den  Dienst  des  Vorjahres  verrechnet  werden  dürfen, 
für  den  betreffenden  Verwaltungszweig  gemacht  wurden.  Diese  Posten 
sind  mit  den  Ansätzen  des  Finanzgesetzes  zu  vergleichen. 

II.  Die  gelegten  Rechnungen  sind  von  dem  obersten  Rechnungs- 
hofe auf  Grund  der  Dokumente  und  Verwaltungsakten  der  Prüfung  zu 
unterziehen.  Diese  Prüfung  ist  keine  bloss  ziffermässige,  sondern  eine 
materielle.  Der  Rechnungshof  hat  zu  prüfen,  ob  die  Verfügungen  der 
Verwaltungsbehörden  den  bestehenden  Normen  entsprechen,  und  ob  die 
bewilligten  Etatsummen  bestimmungsgemäss  verwendet  wurden. 

Bei  den  von  den  Behörden  für  Rechnung  des  Staates  geschlosse- 
nen Kontrakten  hat  der  oberste  Rechnungshof  zu  prüfen,  ob  die  be- 
stehenden Vorschriften  befolgt,  von  den  Behörden  weder  ungewöhnliche, 
den  Staatsinteressen  nachtheilige  Bedingungen,  noch  bei  Ankäufen, 
Lieferungen  und  Leistungen  unangemessene  Preise  zugestanden  worden 
sind. 

Anstände,  welche  die  Auaserachtlassung  oder  üeberschreitung  der 
Bestimmungen  des  Finanzgesetzes,  d.  i.  des  festgestellten  Haushalts- 
Etats,  zum  Gegenstande  haben,  sind  bei  der  Vorlage  des  Zentral-Rech- 
nungsabschlusses  zur  verfassungsmässigen  Behandlung  zu  bringen. 

III.  Der  oberste  Rechnungshof  stellt  aus  den  vorgelegten  Gebah- 
rung8ausweisen : 

a)  Den  Cen  tralg  ebahrungsausweis  jeweilig  für  das  letzte 
Verwaltungsjahr  zusammen.  In  demselben  wird  dargestellt,  welche 
Einnahmen  und  Ausgaben  in  diesem  Jahre  thatsächlich  erfolgt  sind, 
um  die  Bilanz  beider,  sowie  die  durch  Kreditoperationen  bedeckten 
Abgänge  und  die  Kassenbestände  zu  konstatiren.  Der  Centralgebah- 
rungsausweis  wird  sammt  Beilagen  dem  Kaiser  vorgelegt. 

b)  Sodann  verfasst  der  Rechnunghof  die  eigentliche  Staatsrechnung, 
d.  i.  den  Centralrechnungsabschluss  jeweilig  für  das  vorletzte  Ver- 
waltungsjahr. Derselbe  enthält  die  Darstellung  der  für  den  Dienst 
jenes  bestimmten  Jahres  wirklich  vollzogenen  Staatsausgaben  und 
Staatseinnahmen  (Abstattungen)  unter  Vergleichung  derselben  mit  den 
durch  das  Finanzgesetz  für  eben  dieses  Jahr  genehmigten  Ausgabs- 
und Einnahmssummen,  und  zeigt  durch  diese  Vergleichung,  ob  und  in 
wie  weit  in  der  Finanzwirthschaft  die  durch  das  Finanzgesetz  gezoge- 
nen Grenzen  eingehalten  worden  sind.  Derselbe  wird  sammt  den  Beila- 
gen dem  Kaiser  unterbreitet,  und  vom  Kaiser  an  den  Finanzminister 
mit  dem  Auftrage  geleitet,  denselben  dem  Reichsrathe  zur  verfassungs- 
mässigen Erledigung  vorzulegen. 
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§  275. 

b)  Das  Kontrollrecht  des  Reichsrathes. 

Die  den  Häusern  des  Reichsrathes  gelegte  Staatsrechnung  soll 
demselben  eine  nachträgliche  Kontrolle  des  ganzen  Staatshaushaltes 
sichern.  Jedes  Haus  lässt  diese  Rechnung  durch  seine  Budgetkom- 
mission prüfen  und  ertheilt  eventuell  dem  Ministerium  das  Absolu- 
torium  (die  Decharge).  Darin  liegt  die  Anerkennung,  dass  sich  die 
Finanzgebahrung  entweder  vollständig  innerhalb  des  Rahmens  des  Finanz- 
gesetzes gehalten  hat,  oder  dass  wenigstens  Etatüberschreitungen  oder 
nicht  präliminirte  Ausgaben  nachträglich  genehmigt  werden.  Wird  da- 
gegen das  Absolutorium  von  einem  Hause  verweigert,  so  können  sich 
daran  nach  Lage  des  Falles  verschiedene  Folgen  knüpfen: 

a)  Es  kann  darin  die  Veranlassung  liegen,  den  Minister  wegen 
eines  kriminellen  Deliktes  z.  B.  der  Unterschlagung  von  Staatsgeldern 
zur  Verantwortung  zu  ziehen  (§  5  Ges.  25.  Juli  1867  R.  101). 

b)  Es  kann  das  Substrat  einer  Ministeranklage  vorliegen  und  im 
Falle  einer  Verurtheilung  durch  den  Staatsgerichtshof  ein  Regressanspruch 
des  Fiskus  gegen  den  schuldigen  Minister  begründet  sein  (§  6  und  24 
Ges.  25.  Juli  1871). 

c)  Es  kann  aber  möglicher  Weise  auch  ein  Rückforderungsrecht 
des  Fiskus  gegen  jene  Personen  begründet  sein,  die  ohne  Rechtsgrund 
Zahlungen  empfangen  haben. 

IL  Die  öffentlichen  Abgaben. 
A.  Allgemeines. 

§  276. 

Die  Ahgahenpflicht. 

I.  Die  Abgabenpflicht  ist  eine  öffentliche  Pflicht  der  Unterthanen 
gegenüber  dem  Staate  und  denjenigen  Körperschaften  im  Staate,  die 
unter  Autorität  des  Staates  Abgaben  erheben,  somit  als  aktive  Ab- 
gabensubjekte erscheinen. 

Durch  Unterscheidung  der  verschiedenen  aktiven  Abgabensubjekte 
entstehen  die  Begriffe  Staats-,  Landes-,  Kommunal-  und  Korporations- 
abgaben. 
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II.  Passiv  e  A  b  gabensubjekte  sind  jene  physischen  und  juristi- 
schen Personen,  die  auf  Grund  der  in  den  Abgabengesotzen  enthaltenen 
Verpftichtungsthatsachen  zur  Leistung  der  daselbst  quantitativ  bestimm- 
ten Abgaben  verpflichtet  sind. 

Für  den  juristischen  Begriff  der  Abgabe  ist  es  gleichgiltig,  aus 
wessen  Vermögen  die  gezahlte  Abgabe  ökonomisch  geleistet  wird., 

III.  Ueber  Bestand  und  Mass  der  öffentlichen  Abgaben  wird  im 
Verwaltungswege  entschieden.  Die  Abgaben  werden  auf  eine  bestimmte 
Zeit  oder  für  einen  bestimmten  Akt  durch  Verwaltungsvorfugung' 
bemessen.  Es  findet  weder  über  die  Frage,  ob  eine  Abgabe  zu  ent- 
richten ist,  noch  über  das  Ausmass  derselben  ein  gerichtliches  Verfah- 
ren statt.  Ebenso  ist  in  dem  Falle,  wenn  die  Bezahlung  oder  Ver- 
jährung der  geforderten  Abgabe  behauptet  oder  wenn  eine  Abgabe,  als 
ohne  Rechtegrund  bezahlt,  zurückgefordert  wird,  der  Rechtsweg  ausge- 
schlossen.1) 

Bei  bestimmten  Arten  von  Staatsabgaben  erlischt  nach  dem  Gesetze 
vom  18.  März  1878  R.  31  das  Bomessungsrecht  durch  Ablauf  der 
Zeit,2) 

IV.  Es  besteht  daher  in  Finanzsachen  lediglich  ein  administratives 
Beschwerderecht.  Vorstellungen,  Beschwerden,  Rekurse  gegen  die 
im  administrativen  Wege  erlassenen  Auftrage,  Verfügungen  und  Ent- 
scheidungen in  Abgabensachen  sind  binnen  der  Frist  von  30  Tagen 
bei  jenem  Organe,  von  dem  die  Verfügung  ausgeht,  einzubringen.3) 

Die  Beschwerden  können  sein: 

a)  Reklamationen  gegen  diejenigen  Entscheidungen,  welche 
als  Präjudicialentscheidungen  den  anerkennenden  oder  nicht 
anerkennenden  Ausspruch  über  eine  Thatsache,  einen  Zustand  oder  ein 
Verhältniss  enthalten,  wodurch  die  Abgabenpflicht  beeinflusst  wird. 

Hierher  gehören  z.B.  die  Reklamationen  gegen  die  Ergebnisse 
der  Einschätzung  der  Grundstücke  bei  der  Veranlagung  der  Grundsteuer 
(Ges.  6.  April  1879  R.  54). 

b)  Beschwerden  gegen  die  einzelnen  eine  Zahlungspflicht  fest- 
stellenden und  detorniinirenden  Verwaltungsverfügungen,  weil  die  Zah- 
lungspflicht oder  das  geforderte  Ausmaass  bestritten  wird. 

V.  Die  einzelne  Abgabenforderung  erlischt: 

a)  durch  Zahlung  bei  dem  zur  Geldeinhebung  berufenen  Amte. 

!)  §  6  Gebührcn-Ges.  9.  Februar  1850.  Sarwey,  Ocffentliches 
Recht  S.  562. 

2)  Bei  direkten  Steuern,  Aufwandsteuern,  Taxen  in  vier  Jahren,  bei 
Stempel-  und  unmittelbaren  Gebühren  in  fünf  Jahren. 

3)  Ges.  19.  März  1876  It  28. 
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Gegen  die  Abgabenschuld  kann  wider  den  Willen  des  Staates  eine 
Forderung,  die  der  Pflichtige  an  den  Staat  hat,  nicht  kompensirt  werden 
(arg.  §  1441  a.  b.  G.  B.).  Bei  Nichteinhaltung  des  Fälligkeitstennines 
sind  die  in  den  einzelnen  Abgabengesetzen  bestimmten  Verzugszinsen 
zu  entrichten.1) 

b)  Durch  Verjährung.  Das  Recht  des  Staates,  fällig  gewordene 
Abgaben  einzufordern,  verjährt  binnen  sechs  Jahren  nach  Ablauf  des 
Verwaltungsjahres,  in  welchem  die  Abgabe  fällig  geworden  ist.  Die 
Verjährung  fälliger  Abgaben  wird  durch  Zustellung  einer  Zahlungsauf- 
forderung, durch  Einleitung  der  Exekution  oder  durch  Bewilligung  einer 
Zahlungsfrist  unterbrochen.2) 

c)  Durch  Stouernachlass,  zu  dem  die  Finanzbehörden  in  den 
gesetzlich  bestimmten  Fällen  ermächtigt  sind.3) 

VI.  Gegen  Abgabcnrestanten  wird  die  administrative  Exeku- 
tion eingeleitet,  ohne  dass  die  Sache  in  eine  gerichtliche  Einklagung 
oder  in  ein  rechtliches  Verfahren  zu  leiten  ist4)  Hierüber  besteht  eine 
Reihe  allgemeiner  und  partikularer  Normen.5) 

§  277. 

Sicherung  der  Abgaben. 

I.  Zur  Sicherung  des  Rechtes  auf  die  Abgaben  dienen:  die  Abgaben- 
kontrollen; das  gesetzliche  Pfandrecht  für  gewisse  Abgabengattungen 
an  dem  Vermögen  des  Schuldners;  die  Solidarhaftung;  endlich  das  be- 
sondere Finanzstrafrecht 

IL  Die  Sicherung  der  öffentlichen  Abgaben  durch  Kontroll  oin- 
richtungen  bedingt  Beschränkungen  der  Handlungsfreiheit  und  posi- 
tive Leistungen  der  Staatsbürger.  Diese  öffentlichen  Pflichten  der 
Staatsbürger  sind  in  den  Abgabengesetzen  bestimmt  und  umfassen: 

*)  Z.  B.  bei  den  direkten  Steuern  für  je  100  Gulden  und  für  jeden 
Tag  lVj  kr.  (Ges.  9.  März  1870  R.  23);  bei  Stempel-  und  unmittelbaren 
Gebühren  6  %  (Vdg.  6.  April  1856  H  60  and  Ges.  8.  März  1876 
R.  26). 

2)  §  5  und  8  Ges.  18.  März  1878  R.  31. 

3)  Z.  B.  §  20  des  Grundsteuerpatentes  vom  23.  Dezember  1817  :  Bei 
eintretenden  Elementarunfallen,  welche  den  der  Besteuerung  unterliegenden 
reinen  Ertrag  zeitweise  ganz  oder  zum  Theile  verschlingen,  werden  zeitweise 
gänzliche  oder  theilweise  Grundsteuernachlässe  bewilligt.  Vgl.  Hotkanzlcid. 
6.  November  1843. 

*)  Hfkzld.  19.  Jänner  1784  N.  228  J.  G.  L. 

5)  Vgl.  Dr.  L.  Geller,  Steuergesetze  II.  S.  47.  Siehe  oben  §  166 
über  Verwaltungsexekution. 
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a)  die  Pflicht  der  Ansage,  d.  h.  die  Pflicht  der  Unterthanent  in 
gewissen  Fällen  den  Eintritt  von  Verpflichtungsthatsachen  der  Behörde 
wahrheitsgetreu  mitzutheilen;1) 

b)  die  Verpflichtung,  die  Beschau  und  Revision  bestimmter 
Objekte  zu  dulden; 

c)  die  Verpflichtung,  den  Gewerbebetrieb  in  bestimmter  Weise 
einzurichten,  namentlich  um  den  Bezug  und  Ursprung  von  Objekten 
der  Verbrauchsabgabe  und  den  Umfang  des  Gewerbebetriebes  nachzu- 
weisen; 

d)  die  Pflicht,  sich  bei  Gebrauchs-  und  Verkehrsakten  mit  der 
Steuerentrichtung  auszuweisen. 

III.  Einzelne  Abgaben  geniessen  an  bestimmten  Objekten  ein 
gesetzliches  und  privilegirtes  Pfandrecht,  als: 

a)  Die  Rückstände  an  Realsteuern  (Grund-  und  Gebäudesteuern) 
und  zwar  nicht  über  drei  Jahre  alte  Rückstände  vor  allen  auf  dem  Gute 
eingetragenen  Gläubigern.2) 

b)  Vermögensübertragungsgebühren  haften  auf  der  Sache, 
welche  den  Gegenstand  der  Uebertragung  ausmacht,  und  gehen  inner- 
halb eines  dreijährigen  Zeitraumes  vom  Tage  der  Fälligkeit  allen  aus 
Privatrechtstiteln  entstandenen  Forderungen  vor.  Dies  gilt  auch  ins- 
besondere rücksichtlich  der  Erbschaftssteuern.3) 

c)  In  gleicher  Weise  haftet  die  Gebühr  von  der  Eintragung  in 
öffentliche  Bücher  zur  Erwerbung  dinglicher  Rechte  auf  dem  durch  die 
Eintragung  erworbenen  dinglichen  Rechte.4) 

d)  Bergwerksabgaben  (Maassengebühren)  geniessen  in  drei- 
jährigen Bückständen  gleichfalls  ein  privilegirtes  Pfandrecht  an  den 
Bergwerken  sammt  Zugehör.5) 

o)  An  beweglichen  Sachen  findet  ein  Pfandrecht  statt: 
a)  für  die  Zollabgaben  (§  200  und  244  Zollordnung),  und 
ß)  für  die  Depositentaxe  (§  14  Pat.  26.  Jänner  1853  R.  18). 

IV.  Bei  einzelnen  Abgaben  tritt  theils  eine  Solidarverbindlichkeit 
mehrerer  Personen,  theils  neben  dem  unmittelbaren  Steuerschuldner  eine 
Haftpflicht  dritter  Personen  für  die  bei  diesem  nicht  einbringlichen 
Abgaben  ein;  insbesondere  bei  Stempelabgaben  und  unmittel- 


*)  Vgl.  z.  B.  §  44  des  Geb.  Ges.  über  die  Anzeige  gebührenpflich- 
tiger Rechtsgeschäfte. 

2)  Hofd.  15.  April  1825  J.  G.  S.  2089;  10.  August  1826  Z.  2180. 

3)  §  72  Geb.  Ges;  Vdg.  3.  Mai  1850  R.  181. 
•)  §  72  Geb.  Ges. 

*)  §  268  Berggesetz  23.  Mai  1854. 
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baren  Verkehrssteuern  (§  68  —  73  Geb.  Ges.  9.  Febr.  1850), 
dann  bei  den  Zollabgaben  und  einzelnen  Aufwandsteuern. 

V.  Das  besondere  Finanzstrafrecht  umfasst  die  besonderen 
Delikte  gegen  die  Finanzgewalt  des  Staates: 

A)  Bezüglich  der  sog.  indirekten  Abgaben  oder  Gefälle  be- 
steht ein  besonderer  Strafkodex  vom  11.  Juli  1835,  welcher  einen  ma- 
teriell-rechtlichen und  einen  prozessualen  Theil  umfasst. 

Gefällsübertretungen  sind  alle  jene  Handlungen  und  Unterlassun- 
gen, durch  welche  die  zur  Handhabung  der  indirekten  Abgaben  erlasse- 
nen Gesetze  und  Vorschriften  übertreten  werden.  Den  Gefällsübertre- 
tungen wird  auch  die  kein  finanzielles,  sondern  ein  polizeiliches  Interesse 
des  Staates  verletzende  Kontrabande  beigezählt,  d.  h.  die  verbots- 
widrige Einfuhr,  Durchfuhr  oder  Ausfuhr  bestimmter  Objekte. 

Nach  ihrer  unmittelbaren  Wirkung  unterscheidet  man  Gefälls- 
verkürzungen und  Verletzungen  der  Kontrollsrechte  desStaates. 
Die  erstem  werden  regelmässig  durch  Verschweigung  oder  Entstellung 
der  die  Abgabenpflicht  begründenden  Thatsachen  begangen. 

Ihre  Wirkung  ist  die  Entziehung  der  der  Staatskasse  gebührenden 
Abgabe. 

Bei  Verletzung  der  zum  Schutze  der  Gefälle  auferlegten  Kontrollen 
dagegen  wird  nicht  die  wirklich  eingetretene  Defraude,  sondern  die 
Möglichkeit  derselben  und  die  darin  liegende  Gefährdung  geahndet. 

In  Absicht  auf  die  Wichtigkeit  der  Folgen  unterscheidet  das  Gesetz 
schwere  Gefällsübertretungen  und  einfache  Gefällsübertretungen. 
Zu  jenen  gehören  der  Schleichhandel,  die  Kontrabande,  dann  regel- 
mässig die  Gefällsverkürzungen  und  die  sonstigen  ausdrücklich  als 
schwere  Gefällsübertretungen  bezeichneten  Delikte. 

Die  Gofallsübertretungen  sind  zumeist  Omissivdelikte.  Böser 
Vorsatz  ist  nicht  in  allen  Fällen  erforderlich  (§  14  G.  St.);  der  Ver- 
such dagegen  ist  nur  rücksichtlich  derjenigen  Gefällsübertretungen,  für 
welche  das  Gesetz  dieses  ausdrücklich  anordnet,  strafbar. 

Als  Strafarten  werden  angewendet:  Vermögensstrafen  (Geld- 
strafen und  Verfall  von  Waaren  oder  anderen  Gegenständen)  und 
Arrest  Besondere  Arten  der  Strafverschärfung  sind:  dor  Verlust  von 
Rechten  und  Befugnissen;  die  Abschaltung  aus  einem  Orte,  Bezirke, 
oder  aus  dem  Staatsgebiete;  die  Bekanntmachung  des  Namens  der 
Uebertreter. 

Das  Verfahren  in  Gefällsstrafsachen  unterscheidet  sich  in  das 
ordentliche  und  in  das  abgekürzte,  bei  mindern  Straffälligkeiten 
stattfindende  Verfahren»   Das  schrifliche  und  geheime  Verfahren  zer- 
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fällt  in  die  Feststellung  des  Thatbestandes  und  die  Voruntersuchung,  in 
das  Erkenntnissverfahren  und  in  das  Verfahren  der  Rechtsmittel  und 
Gnadengesuche.  Das  Verfahren  kann  im  Stadium  der  Voruntersuchung 
durch  Abfindung  oder  Ablassung  beendet  werden,  indem  der 
wegen  einer  Gefällsübertretung  Angehaltene  unter  Verzicht  auf  die  Ver- 
teidigung vor  Beginn  des  ordentlichen  Verhöres  den  mindesten  Straf- 
betrag freiwillig  erlegt  (§  541  G.  St  G.). 

B)  Bei  einzelnen  Gattungen  direkter  Steuern,  bei  denen  die  Pflicht 
der  Steueransage  oder  Fassion  besteht,  findet  ein  administratives  Straf- 
verfahren und  administrative  Strafverfügung  statt,  als: 

a)  Bei  der  Hauszinssteuer  wegen  Zinsverheimlichungen,  die 
durch  Verschweigen  oder  unrichtige  Angabe  von  Thatsachen  begangen 
werden.1) 

ß)  Wer  sich  der  Erwerbsteuer  durch  Schleichwege  entzieht,  ist 
mit  dem  vierfachen  Betrage  der  Jahresschuldigkeit  zu  bestrafen.2) 

y)  Wer  in  den  für  die  Einkommensteuer  vorgeschriebenen 
Fassionen,  Nachweisungen  und  Anzeigen  ein  Einkommen  verschweigt 
oder  die  Ansage  unterlässt,  ist  mit  dem  dreifachen  Betrage  der  ver- 
kürzten Steuer  zu  bestrafen.3) 

B.  Gebühren  und  gebührenähnliche  Abgaben. 

§  278. 

a)  Einnahmen  aus  dem  öffentlichen  Gute  und 
aus  Yerwaltungsanstalten. 

Hierher  gehören: 

*  1.  die  Wegmauth,  d.  L  die  Gebühren  für  die  Benützung  der  auf 
Staatskosten  erhaltenen  Strassen,  Brücken  und  Ueberfahrten,4)  welche 
nach  einem  bestimmten  Tarife5 )  von  Fuhren  ohne  Unterschied  der  Gattung 
des  Fuhrwerkes,  dann  von  Zugvieh  ausser  der  Bespannung  und  von 
Triebvieh  an  bestimmten  Einhebestationen  gefordert  werden,  soweit  nicht 


1)  Dr.  Franz  von  Myrbach.  Die  Uebertretung  der  Zinsverheim- 
lichung, Graz  1881. 

2)  §  19  Erwerbsteuerpatent,  Hofkzld.  18.  September  1838  Z.  3396. 

3)  §  33  Ges.  29.  Oktober  1849  R.  439. 

4)  Vgl.  Pat.  20.  Dezember  1820  und  Hofkzld.  17.  Mai  1821  Nr.  74 
P.  G.  S.;  vgl.  §  209  d.  W.  II.  S.  525.  F.  G.  Schaffer,  Die  Weg-, 
Brücken-  und  Fährtcu-Mauthvorschriften  Linz,  1874. 

*)  Kais.  Vdg.  15.  August  1858  R.  124  und  Vdg.  3.  Juli  1875 
R.  106. 
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der  Fall  einer  Mauthbefreiung  vorliegt.  Die  Einhebung  dieses 
Gefälles  erfolgt  aber  nicht  durch  staatliche  Organe,  sondern  nur  von 
hierzu  vom  Staate  ermächtigten  Manthpäc htern.1) 

2.  Die  Wassermauth  begreift  die  auf  einzelnen  Flüssen  einge- 
hobenen Schifffahrtsgebühren  z.  B.  auf  der  Donau  (Vdg.  29.  Jänner 
1858  R.  21),  Moldau  (Dek.  18.  Jänner  1832  böhm.  P.  G.  S.).2) 

3.  Die  Einnahme  von  Tonnengebühren,  Seesanitätsgebühren,  Hafen- 
gebühren, Kanaltaxen,  Leuchtthurmgebühren  des  Hafen-  und  See- 
sanitätsdienstes.3) 

4.  Die  Einnahmen  aus  dem  Postgefälle,  d.  i.  aus  dem  Brief-, 
Personen-,  Frachtentransport,  dem  Zeitungspränumerations-,  Geldan wei- 
sungs-  und  Nachnahmegeschäfte. 

Der  Verkauf  der  Werthzeichen  (Briefmarken)  erfolgt  bei  den  Post- 
ämtern und  durch  Kommissionäre. 

5.  Die  Gebühren  für  die  Benützung  der  Telegraphen  anstalt 

6.  Der  Schlag  schätz  im  Münzregale,  iiwlem  bestimmte  Procente 
bei  der  Gold-  und  Silbereinlösung  für  Pragungskosten  in  Abzug  gebracht 
werden.4) 

7.  Die  Preis  tax en  für  technische  Untersuchungen  beim  General- 
probiramte.5) 

8.  Die  Matrikeltaxen  und  Unterrichtsgelder  der  staatlichen 
Lehranstalten. 

9.  Die  Taxen  für  Benützung  öffentlicher  Heilanstalten 
(S.  506).  Dieselben  erscheinen  jedoch  nicht  im  Staatsbudget,  da  die 
vom  Staate  verwaltetn  Krankenanstalten  auf  besonderen,  in  die  Staats- 
haushaltsrechnung nicht  aufgenommenen  Fonden  beruhen. 

10.  Die  Lagergelder  für  die  Benützung  der  amtlichen  Nieder- 
lagen durch  Einlagerung  zollpflichtiger  Waaren  (Art.  XVI.  Abs.  4.  Zoll- 
tarif 25.  Mai  1882  B.  47). 

!)  Hofkammerd.  25.  Jänner  1822  und  10.  April  1833.  Blonski, 
Finanzgesetzkunde  I.  292.  Malinkovski,  Handbuch  für  Kamerälbearote 
I.  S.  71. 

2)  Vgl.  J.  Schrott,  Lehrbuch  der  Staats- Verrechnungskunde  3.  Aufl. 
1882  S.  5. 

3)  Vdg.  9.  März  1850  R.  148  und  25.  Februar  1865  R.  13. 

*)  F.  M.  Vdg.  8.  Oktober  1858  Z.  51036.  Vdg.  Bl.  S.  382  V*  % 
bei  der  Gold-  und  1  %  bei  der  Silbereiulösung. 
5)  Vdg.  29.  Dezember  1875  R.  3  (1876). 
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§  279. 

b)  Beiträge  und  Kostenersätze. 

I.  Beiträge  physischer  und  juristischer  Personen  für  besondere 
Zwecke  kommen  in  verschiedenen  Verwaltungszweigen  vor: 

a)  Beiträge  der  Gemeinden  zum  Unterhalte  der  Ci  vilp  oli  zei- 
wachen1)  und  der  Militärpolizeiwache  in  Galizien.5) 

b)  Beiträge  zur  Regulirung  der  Gewässer3)  seitens  besonderer  Kon- 
kurrenzverbände. 

c)  Die  Konkurrenzbeiträge  für  den  Bau  öffentlicher  Strassen 
(S.  522). 

d)  Die  vom  Staate  erzwungenen  Beiträge  der  Staatsbürger  für  Ku  ltus- 
zwecke  ihrer  Konfession. 

II.  Kostenersätze,  die  vom  Staate  im  Verwaltungswege  für  einen 
von  dem  Betheiligten  verursachten  Staatsaufwand  eingefordert  werden, 
umfassen  beispielsweise: 

a)  Die  besonderen  Kosten  der  auf  Antrag  einer  einzelnen  Person 
oder  in  ihrem  Interesse  eingeleiteten  Amtshandlung,  z.  B.  die  Kosten 
des  Administrativverfahrens,  bestehend  aus  den  Reisekosten  der  Beamten 
und  den  Gebühren  der  Sachverständigen.  Dieser  Ersatz  trifft  zunächst 
diejenige  Partei,  welche  das  Verfahren  durch  ihren  Antrag  veranlasst 
hat  (§  24  Vdg.  20-  April  1854  R.  96), 

b)  Die  Kosten  von  Polizeimassregeln,  z.  B.  die  Schubkosten; 
dann  die  Kosten  des  Strafverfahrens  und  Strafvollzuges,  die 
der  Einzelne  durch  ein  gesetzwidriges  Verhalten  verursacht  hat 

§  280. 

c)  Unmittelbare  Gebühren  für  Hoheitsakte. 

I.  Die  unmittelbaren  Gebühren  für  einzelne  Hoheitsakte  der  Staats- 
gewalt erscheinen  zunächst  im  Gebiete  der  Verwaltung  und  werden 
im  Anschlüsse  an  die  Thätigkeitsformen  der  Verwaltung  (S.  412  und  425) 
für  die  Verwaltungsgeschäfte  der  obrigkeitlichen  Approbation,  Beschau, 
Beaufsichtigung  und  Beurkundung  einerseits,  und  für  die,  Handlungen 

*)  §  65  der  Wiener  Gem.  Odg.;  L.  G.  f.  Böhmen  1.  März  1874 
L.  4  (vgl.  S.  456  Anin.  1). 

2)  Vdg.  13.  Okt.  1862  F.  M.  Vdg.  Bl.  S.  278  und  28.  Okt.  1863  S. 
295  V.  Bl. 

3)  §  45  der  Wassergesetze.    Peyrcr,  Wasserrecht  S.  396. 


§  280.    Unmittelbare  Gebühren  für  Hoheitsakte. 
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gestattenden,  Exemtionen  von  allgemeinen  Pflichten  gewährenden  oder 
besondere  Rechte  begründenden  Vertagungen  andererseits  entrichtet  Die 
Taxen  für  die,  besondere  Rechte  begründenden  Verwaltungsakte  sind  in 
dem  Taxpatente  vom  27.  Jänner  1840  besonders  behandelt,  während  die 
übrigen  Verwaltungsgebühren  in  den  einzelnen  Verwaltangsgesetzen 
normirt  sind.  Im  Gebiete  der  Justiz  kommen  nur  die  Zustellungs- 
gebühren  und  die  Depositentaxen  als  unmittelbare  Gebühren  vor. 
II.  Zu  den  Verwaltungsgebühren  gehören: 

a)  die  Prüfungstaxen  für  Verwaltungsakte,  wodurch  die  persön- 
liche Eignung  für  gewisse  Berofszweige  zu  konstatiren  ist.  Dieselben 
bilden  jedoch  Dienstgebühren  der  mit  diesen  Staatsprüfungen  betrauten 
Kommissäre. 

b)  Beschau  und  Befundgebühren  werden  gefordert  für  die  Un- 
tersuchung bestimmter  Objekte  und  für  die,  in  der  Regel,  durch  gewisse 
Zeichen  erfolgende  Beurkundung  dieser  Untersuchung. 

Hierher  gehören: 

«)  die  Aich  gebühren  für  die  Prüfung  von  Maassen,  Gewichten 
und  Messapparaten  (Vdg.  19.  Dezember  1872  B.  171); 

ß)  die  Gebühren  für  Aichung  der  Seeschiffe  (Ges.  15.  Mai  1871 
B.  43); 

Y)  das  Puncirungsgefälle  (Ges.  26.  Mai  1866  B.  75),  d.  h. 
die  Abgaben  für  Prüfung  und  amtliche  Bezeichnung  des  Feingehaltes 
von  Gold-  und  Silberpaaren  (Barren,  Geräthe,  Geschmeide,  Drähte, 
Drahtwaaren); 

9)  die  Taxen  für  die  Erprobung  und  periodische  Revision  der 
Dampfkessel  (Ges.  7.  Juli  1871  B.  112); 

«)  die  im  Zollverfahren  geforderten  Gebühren  für  Abwäge  von 
Waaren  und  Anlegung  des  Siegels  (Wag-  und  Siegelgeld)  (Art. 

XIV.  Zolltarif). 

c)  Die  Beurkundungsgebühren  umfassen: 

«)  die  Registergebühren,  wie  die  Gebühren  für  Begistrirung 
gewerblicher  Marken  (Ges.  7.  Dezember  1858  B.  230),  gewerb- 
licher Muster  (§  6  Ges.  7.  Dezember  1858  B.  237),  für  die  Begi- 
strirung der  Seeschiffe  (Vdg.  15.  Oktober  1875  B.  135); 

/ff)  die  Legitimationsgebühren  für  Ausstellung  von  Urkunden, 
die  als  Legitimationspapiere  erscheinen,  z.  B.  die  an  d#n  Bezirksausschuss 
oder  das  Land  zu  entrichtende  Gebühr  für  Jagdkarten;  das  Zettelgeld  im 
Zollverfahren  für  Begleitpapiere. 

d)  Die  Licenz  gebühren  für  Verfügungen,  wodurch  die  Vornahme 
einzelner  Handlungen  gestattet  wird.  Hierher  gehören  z.  B.  polizeiliche 
Licenztaxen,  insbesondere  der  Musikimpost  in  Böhmen  (Gebühr 

U  l  b  r  i  ch ,  OetUrreich.  SUalarecht.  43 
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von  Musikunterhaltungen,  öffentlichen  Bällen).  Im  Gebiete  der  Finanz- 
verwaltung kommen  Licenzgebühren  vor  für  die  Gestattung  der  Einfuhr 
von  Monopolgegenständen  (Ges.  29.  April  1875  B.  95). 

e)  Zn  den  Gebühren  für  Exemtionen  von  allgemeinen  staats- 
bürgerlichen Pflichten  gehört  die  Militärtaxe  (Ges.  13.  Juni  1880 
K.  70). 

Die  Taxe  ist  von  allen  nicht  erwerbsunfähigen,  von  Anfang  oder 
nachträglich  militärfrei  gewordenen  Wehrpflichtigen  für  die  Jahre  ihres 
militärfreien  Wehrpflichtalters  zu  entrichten;  sogar  die  militärbefreiten 
Auswanderer  haben  für  die  noch  laufenden  Jahre  ihres  wehrpflichtigen 
Alters  die  Taxe  zu  erlegen.  Die  Militärtaxe  ist  in  14  Klassensätzen 
(100,  90  etc.,  10,  5,  3,  2,  1  Gulden)  jährlich  zu  bezahlen.  Die  Ein- 
reihung in  diese  Klassensätze  erfolgt  „nach  Massgabe  der  Vermögens- 
und Erwerbsverhältnisse,  60wie  des  reinen  Einkommens  des  Taxpflichtigen", 
praktisch  nach  dem  Massstab  von  4/io  der  Jahresschuldigkeit  an  allen  direk- 
ten Staatssteuem;  1  Gulden  zahlen  gewöhnliche  Taglöhner;  bei  besonderer 
Dürftigkeit  kann  Erleichterung  eintreten.  Eine  besondere  Bezirkskom- 
mission vollzieht  alljährlich  die  Einstenerung.  Taxpflichtig  an  Stelle 
des  Befreiten  sind  die  Eltern  (bezw.  Grosseltern)  in  der  Reihe  als  und 
insolange  sie  für  den  Unterhalt  der  Kinder  (Enkel)  zu  sorgen  nach 
bürgerlichem  Rechte  verpflichtet  sind  und  wirklich  zu  sorgen  haben. 
Die  Taxe  fliesst  bis  zu  l,u  Millionen  Gulden  Ertrag  in  den  mit  Ungarn 
gemeinsamen  „Militärtaxfond",  der  Ertragsrest  wird  als  allgemeine 
Staatsabgabe  behandelt,  wofür  der  Staat  die  Unterstützung  der  hülfs- 
bedürftigen  Familien  der  Mobilisirten  übernimmt.  Der  Militärtaxfond 
dagegen  ist  für  zwei  Zwecke  bestimmt:  für  die  Aufbesserung  der  In- 
validenversorgung und  für  die  Militär- Wittwen-  und  Waisenversorgung 
der  Hinterbliebenen  von  im  Kriegsdienst  gestorbenen  Gagisten  und 
Mannschaften  des  stehenden  Heeres  und  der  Landwehr. 

f)  VerleihungBtaxen  für  besondere  Rechte  werden  erhoben: 

o)  für  landesherrliche,  aus  dem  Majestätsrechte  des  Monarchen 
entspringende  Gnaden  Verleihungen.  Hierher  gehören  die  Adels- 
und Ordenstaxen,  die  Taxen  für  die  Verleihung  von  Würden  (geheimer 
Rath,  Kämmerer),  von  Ehrenämtern  (Landesämtern  und  Landeserzämtern, 
Aemtern  des  äussern  Hofstaates),  von  weltlichen  und  geistlichen  Ehren- 
titeln;1) 

für  Berufungen  zu  Staatsdiensten,  mit  denen  ein  Geld- 
und  Naturalgenuss  verbunden  ist,  sowie  für  jede  Vermehrung  dieses 
Genusses ; 


»)  Ges.  27.  Jänner  1840  §§  134-175. 


$  281.  Stempelgebühren. 


675 


y)  für  Privilegien,  als:  Erfindungspatente  (kais.  Pat.  15.  August 
1852  R.  183),  Marktgerechtigkeiten  (§  207  Taxpatent),  Koncession  von 
Aktiengesellschaften  mit  ausschliessendem  Geschäftsbetriebe  (§  208 
Tax-Patent); 

8)  für  sonstige  abschliessende  Erwerbsmöglichkeiten,  als:  Bestallung 
als  öffentlicher  Agent  (§  211  Tax-Patent),  Aufnahme  als  Notar  (§  212 
Tax-Patent)  oder  Sensal  (§  213  T.-P.); 

«)  für  die  Bewilligung  zur  Errichtung,  Verwandlung  oder  Erweite- 
rung eines  Fideikommisses. 

III.  Zustellnngsgebühren  sind  zu  entrichten  für  die  von  den 
Gerichtsdienern  ausserhalb  des  Amtsortes  in  bürgerlichen  Bechtsange- 
legenheiten  in  und  ausser  Streitsachen  vorgenommenen  Zustellungen 
gerichtlicher  Erlässe  (Vdg.  3.  Juli  1854  B.  169). 

Die  Depositentaxen  endlich  sind  zu  entrichten  für  die  in  Folge 
gerichtlichen  Auftrages  von  den  hiezu  bestimmten  Aemtern  oder  Kassen 
verwahrten  Baarschaften,  Pretiosen,  Werthpapieren  und  Urkunden.  Bei 
den  ersten  drei  Objekten  richtet  sich  die  Gebühr  nach  dem  Werthe 
des  Objektes  und  der  Dauer  der  Verwahrung;  bei  Urkunden  ist 
die  Gebühr  bloss  nach  der  Dauer  der  Verwahrung  zu  berechnen  (Kais. 
Pat  26.  Jänner  1853  R.  18). 

§  281. 
d)  Stempelgebühren. 

I.  Mittelst  öffentlicher  Werthzeichen  (Hebestempel)  werden  im 
Administrativ-  und  im  civilgerichtlichen  Verfahren  Gebühren  f5r  Ein- 
gaben, Protokolle  und  schriftliche  Ausfertigungen  der  Behörden  in  den 
im  Gesetz  vom  9.  Februar  1850  Ii.  50  sammt  zahlreichen  Novellen  be- 
zeichneten Fällen  erhoben.1) 

II.  In  Verwaltungssachen  werden  Stempelgebühren  gefordert: 
a)  Von  Eingaben  der  Privatpersonen,  die  bei  dem  Monarchen,  bei 


*)  Leo  Geller,  Oesterreichische  Gebühren-  und  Steuergesetze  I.  Bd. 
1882.  Als  Novellen  des  Gebührengesetzes  können  aus  der  Periode  1850 
bis  26.  Februar  1861  nur  die  im  Reichsgesetzblatte  kundgemachten  auf 
Grund  einer  a.  h.  Ermächtigung  vom  Finanzministerium  erlassenen  Verord- 
nungen, seit  dem  angegebenen  Zeitpunkte  aber  nur  die  gehörig  zu  Stande 
gekommenen  und  publicirten  Gesetze  angesehen  werden.  Die  zahllosen  im 
administrativen  Wege,  namentlich  durch  die  Verordnungsblätter,  mitgetheilten 
Erlässe  des  Finanzministeriums  und  der  Finanzlandesbehörden  sind  blosse 
Interpretationen  und  Instruktionen,  die  gegenwärtig  dem  richterlichen  Prü- 
fungsrechte des  Verwaltungsgerichtshofes  unterliegen. 
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Staatsbehörden,  bei  Selbstverwaltungskörpern  und  öffentlichen  Anstalten 
als  Gesuche  um  Verfügungen  im  Individualinteresse,  oder  als  Rechts- 
und Verwaltungsbeschwerden  überreicht  werden.  Daraus  folgt, 
dass  die  nicht  in  Privatsachen  des  Einzelnen,  sondern  im  Interesse  des 
Staates  gemachten  Eingaben  ebenso  wie  die  ein  kollektives  Interesse 
verfolgenden  Petitionen  und  die  Disciplinarbeschwerden  über  das  per- 
sönliche Verhalten  von  Amtspersonen  gebührenfrei  sind. 

Auf  die  Form  der  Eingabe  kommt  es  nicht  weiter  an,  daher  auch 
Eingaben  in  Form  von  Telegrammen1)  oder  Postanweisungen1) 
stempelpflichtig  sind.  Bei  mündlich  gestellten  Gesuchen  und  Beschwer- 
den wird  die  Gebühr  durch  den  Protokollstempel  erhoben.  Als  Begel 
gilt  in  nicht  gerichtlichen  Angelegenheiten,  dass  stempelpflichtige  Ge- 
suche, die  ohne  Stempel  überreicht  werden,  bei  persönlicher  Ueberrei- 
chung  sofort  zurückzuweisen,  sonst  aber  ohne  Amtshandlung  den  Akten 
beizulegen  sind.3) 

Als  Normalsatz  besteht  bei  Gesuchen  die  Gebühr  von  50  Kreuzern 
für  den  Bogen  (T.-P.  43);  bei  Rekursen  die  Gebühr  von  Einem 
Gulden  für  den  ersten  Bogen  (T.-P.  43  h). 

Einzelne  Gesuchsgattungen,  z.  B.  die  um  Ertheilung  von  gewerb- 
lichen Konzessionen,  unterliegen  wegen  ihres  Inhaltes  einer  erhöhten 
fixen  Gebühr. 

b)  Protokolle  sind  im  Verwaltungsverfahren  stempelpflichtig, 
insofern  sie  die  Stelle  einer  Eingabe  oder  Rechtsurkunde  vertreten,  oder 
die  über  Parteiansuchen  festgestellten  Thatumstände  und  Sachverhält- 
nisse enthalten. 

c)  Endlich  unterliegen  der  Stempelabgabe  die  durch  das  Gebühren- 
gesetz bezeichneten  amtlichen  Ausfertigungen,  z.  B.  Diplome,  Privilegiums- 
urkunden,  Patente,  Licenzen. 

III.  Auch  im  civilgerichtlichen  Verfahren  wird  der  Ein- 
gaben-, Protokoll-  und  Ausfertigungsstempel  erhoben. 

Der  erstere  ergreift  die  Satzschriften  im  Civilprocesse,  dann  die 
Gesuche  und  Rechtsmittel  im  Civilprocesse  und  im  Verfahren  ausser 
Streitsachen,  während  der  Protokollstempel  die  von  einem  Gerichte  in 
und  ausser  Streitsachen  aufgenommenen  Protokolle  umfasst 

Der  Ausfertigungsstempel  ist  für  gerichtliche  ürtheile,  für  Eintra- 
gungen in  öffentliche  Bücher  zur  Erwerbung  dinglicher  Rechte,  für  die 

J)  Vdg.  2.  Oktober  1868  R.  135;  Vdg.  9.  Jänner  1869  R.  8  und 
19.  April  1882  R.  42. 

2)  F.  M.  E.  20.  April  1873  Z.  6192. 

3)  §  81  Geb.  Ges.  und  die  daselbst  enthaltenen  Ausnahmen  von  dieser 
Regel. 
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Legaiisirung  von  Unterschriften  und  sonstige  gerichtliche  Beurkundun- 
gen zu  entrichten. 

C.  Verkehrssteuern. 
§  282. 

a)  Die  Abgaben  vom  Rechteverkehr. 

Die  Verkehrssteuern1)  ergreifen  als  Urkundenstempel  und  als 
unmittelbar  errichtete  Abgaben  von  Rechtsvorgängen: 

a)  Den  Immobilienverkehr  durch  Rechtsgeschäfte5),  in- 
sofern mit  oder  ohne  Ausfertigung  einer  Urkunde  das  Eigenthum  oder 
die  Dienstbarkeit  des  Gebrauches  oder  der  Fruchtniessung  einer  unbe- 
weglichen Sache3),  entgeltlich  oder  unentgeltlich,  übertragen  wird.4) 

Die  Abgabe  beträgt  bei  entgeltlichen  Rechtsgeschäften 
%  wo  dem  nach  §  50  Geb.-Ges.  zu  ermittelnden  Werthe;  es  findet 
jedoch  nach  Mass  des  Zeitraumes,  welcher  seit  der  zuletzt  vorhergegan- 
genen Uebertragung  verstrichen  ist,  ein  Gebührennachlass  statt 
(Vdg.  3.  Mai  1850  R.  181). 

Bei  unentgeltlichen  Rechtsgeschäften  stuft  sich  die  Ge- 
bühr mit  1,  4  und  8  Procent  nach  den  persönlichen  Verhältnissen  des 
Beschenkten  zu  dem  Geschenkgeber  ab. 

b)  Derselben  Percentualgebühr  nach  den  persönlichen  Verhältnissen 
des  Beschenkten  unterliegen  Schenkungen  beweglicher  Sachen, 
wenn  «)  entweder  darüber  eine  Rechtsurkunde  ausgefertigt  wird,  oder 
ß)  die  Uebergabe  der  geschenkten  Sache  erst  nach  dem  Tode  des  Ge- 
schenkgebers erfolgt.5) 

c)  Gewinnste  aus  Staatsloosen  unterliegen  einer  20  %-, 
Gewinnste  aus  Privatloosen  einer  15  %-Steuer  von  der  Summe  des 
GewinnBtes  nach  Abzug  der  Spieleinlage  (Ges.  24.  Juni  1868  R.  67). 

*)  Die  Verkehrssteuern  haben  in  dem  Gebührengesetze  vom  9.  Februar 
1850  und  dessen  Novellen  mit  den  eigentlichen  Gebühren  des  Verwaltungs- 
und civilgerichtlichen  Verfahrens  ihre  Bestimmung  gefunden. 

2)  Expropriationen  fallen  nicht  unter  das  Gebührengesetz,  weil 
dieselben  nicht  Rechtsgeschäfte  des  bürgerlichen  Rechtes  sind  (F.  M.  £. 
14.  Mai  1850  Z.  51199). 

3)  Ueber  den  Begriff  der  unbeweglichen  Sache  entscheidet  das  a.  b. 
G.  B.  und  die  daselbst  bezogenen  partikularen  Normen  des  einzelnen  Kron- 
landes. 

*)  §  1  C.  1  Geb.  Ges.  T.-P.  106  A.  2;  Ausnahmen  T.-P.  29,  50, 
67,  39. 

»)§4  Ges.  13.  Dez.  1862  R.  89. 
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d)  Sonstige  Rechtsgeschäfte  unter  Lebenden,  die  sich 
auf  den  Verkehr  mit  den  Natzungen  unbeweglicher  Sachen  (Bestand- 
verträge), auf  den  entgeltlichen  Verkehr  mit  beweglichen  Sachgüteni 
und  mit  Dienstleistangen,  oder  endlich  auf  Familienverhältnisse  beziehen, 
unterliegen  dem  Urkundenstempel.  Der  Urkundenstempel  ist  ent- 
weder ein  fester  oder  ein  progressiver  Werthstempel.  Die  Progression 
ist  aus  den  im  Gebührengosetze  enthaltenen  drei  Werthskalen  ersicht- 
lich. Dabei  gilt  der  Satz,  dass  die  der  Skala  I.  und  III.  zugewiesenen 
Rechtsgeschäfte  taxativ  festgesetzt  sind,  so  dass  alle  übrigen  mit  einem 
progressiven  Werthstempel  getroffenen  Urkunden  unter  Skala  II  gehören. 

e)  Der  Vermögensverkehr  von  Todeswegen  (Erbschafts- 
steuer). Die  Steuer  ergreift  als  nach  dem  Verhältnisse  des  Erben  oder 
Legatars  zum  Erblasser  abgestufte  Percentualgebühr  (1  °/0,  4  °/0,  8  %) 
die  Legate  und  den  Erwerb  des  reinen  Nachlasses  durch  den  Erben. 

.  §  283. 

b)  Bas  Gebührenäquivalent. 

Das  Vermögen  juristischer  Personen,  welches  niemals  Objekt  der 
Erbfolge  ist,  wird  durch  das  Gebührenäquivalent  einer  besondern 
ausgleichenden  Besteuerung  unterworfen.  Insofern  diese  Steuer  auch  den 
Immobilienbesitz  juristischer  Personen  ergreift,  ist  sie  zugleich  als  ein 
Aequivalent  der  Steuern  vom  Immobilienverkehr  unter  Lebenden  anzusehen, 
da  der  Imobiliarbesitz  juristischer  Personen  regelmässig  dem  gewöhn- 
lichen Tauschverkehr  entrückt  ist 

Das  Gebührengesetz  vom  9.  Februar  1850  (T.-P.  106  B.  e.)  erhebt 
ein  Aequivalent  für  jede  Besitzdauer  von  je  10  Jahren.  Dasselbe  be- 
trägt bei  Stiftungen,  Beneficien,  Kirchen,  geistlichen  und  weltlichen 
'  Gemeinden,  Vereinen,  Anstalten  und  andern  Korporationen  und  Gesell- 
schaften, deren  Mitgliedern  ein  Antheil  an  dem  Vermögensstamme  nicht 
zusteht,  von  unbeweglichen  Sachen  3%  des  Werthes,  von  beweglichen 
Sachen  lV«°/o;  bei  Aktiengesellschaften  und  anderen  Erwerbsgesell- 
schaften IVj^'o  des  Werthes  der  unbeweglichen  Sachen. 

D.  Die  Aufwandsteuern. 

§  284.' 

a)  Die  Gebrauchsabgaben. 

I.  Die  Gebrauchssteuern  treffen  gewisse  Objekte  des  Gebrauches, 
die  durch  den  dazu  nöthigen  Aufwand  auf  ein  Einkommen  hindeuten. 
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Als  Objekte  indirekter  Gebrauchsstenern  kommen  in  der  staatlichen 
Finanzverwaltang  in  Betracht: 

a)  Die  zum  Gebrauche  innerhalb  des  Staatsgebietes  bestimmten 
Kalender. 

Es  ist  irrelevant,  ob  dieselben  ein  für  sich  bestehendes  Ganze  oder 
einen  Bestandteil  anderer  Druckschriften  und  Gebrauchsgegenstände 
bilden. *)  Die  Erhebung  dieser  den  Verleger  treffenden  Abgabe  erfolgt 
durch  baare  Einziehung  und  wird  mittelst  des  auf  der  ersten  Seite  oder 
auf  dem  Titelblatt  des  Kalenders  aufgedrückten  Kontrollstempels  quittirt. 

b)  Periodische  Zeitschriften  des  In-  und  Auslandes,  welche 
einmal  oder  mehreremal  in  der  Woche  erscheinen. 2)  Ausgenommen  sind 
nur  rein  wissenschaftliche,  künstlerische  und  technische  Fachzeitschriften, 
insofern  dieselben  keine  Inserate  aufnehmen  oder  sich  auf  Ankündi- 
gungen über  Gegenstände  ihres  Faches  beschränken.3)  Die  Steuer 
muss  bei  inländischen  Zeitschriften  von  der  Unternehmung  vor  dem 
Drucke  der  periodischen  Druckschrift  erlegt  werden  und  wird  durch 
KontrollBtempel  auf  dem  Zeitungspapier  quittirt  Bei  ausländischen 
Zeitschriften  wird  die  Steuer  von  der  Postanstalt  oder  den  Zollämtern 
erhoben. 

c)  Spielkarten4)  unterliegen  einer  durch  Kontrollstempel  erho- 
benen Steuer,  die  von  der  Unternehmung  zu  entrichten  ist.5)  Das  Ge- 
werbe der  Spielkartenerzeugung  ist  ein  konzessionirtes  Gewerbe. 

II.  Innerhalb  der  Kommunalbesteuerung  kommen  direkte  Aufwand- 
steuern vor,  wie  die  Miethzinsumlagen  und  die  Hundesteuer. 

§  285. 

b)  Die  Verbrauchsabgaben.*) 

I.  Dieselben  umfassen  die  mit  a.  h.  Entschliessung  vom  25.  Mai 
1829  P.  G.  S.  LXVII.  N.  74  an  Stelle  der  in  den  einzelnen  Provinzen 
und  Orten  bestehenden  verschiedenartigen  Steuern  von  Nahrungs-  und 


l)  Ges.  6.  September  1850  R.  345  (§  1). 

*)  Kais.  Vdg.  23.  Oktober  1857  R.  207  und  23.  November  1858 
R.  217. 

3)  Ges.  26.  Dezember  1865  R.  147. 
*)  Ges.  15.  April  1881  R.  43. 

5)  15  Kreuzer  und  30  Kreuzer  nach  Zahl  der  Blätter  und  das 
Doppelte  für  lackirte  und  waschbare  Karten. 

6)  Dessary,  System.  Handbuch  der  Gesetze  und  Vorschriften  über 
die  Verzehrungssteuer  1856.  Mixa,  Die  indirekte  Besteuerung  in  Oester- 
reich-Ungarn 1880. 
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Genussmitteln  eingeführte  allgemeine  Verzehrungssteuer,1)  die 
Zuckersteuer,  dann  die  in  Monopolsform  erhobenen  Verbrauchsabgaben 
von  Salz  und  Tabak  und  die  Verbrauchsabgabe  von  Mineralöl. 

II.  In  Wien  und  in  den  Provinzialhauptstädten  werden  verschiedene 
Artikel  der  Konsumtion  und  des  Hausbedarfes  mit  einer  Thoraccise 
belegt2) 

III.  Die  Fleischsteuer  wird  nach  dem  Gesetze  vom  16.  Juni 
1877  R.  60  in  den  Orten  ohne  Verzehrungssteuerlinien  von  dem  im 
Tarife,  der  nach  drei  Ortsklassen  abgestuft  ist,  angeführten  Thiergattun- 
gen erhoben.  Das  Gesetz  will  wesentlich  die  Detailverkäufer  (Fleischer 
und  Speisewirthe),  sowie  die  Verkäufer  von  Konserven,  Wursten,  Pöckel- 
waaren  treffen,  dagegen  den  Hausverbrauch  des  kleinen  Mannes,  den 
Verbrauch  für  gemeinschaftliche  Feste  und  den  Grosshandel  freilassen. 
Die  Einhebung  erfolgt  theils  durch  Abfindung  mit  der  Gesammtheit 
der  Steuerpflichtigen,  theils  durch  Verpachtung,  theils  in  Regie  nach 
dem  Tarife.  Das  Gesetz  zwingt  zur  Anmeldung  der  Lokalitäten,  der 
Geschäfte,  zur  Ansage  des  steuerbaren  Verfahrens  und  zur  Duldung 
sonstiger  Kontrollmassregeln. 

In  den  mit  Verzehrungssteuerlinien  umgebenen  Orten 
dagegen  wird  von  Schlachtvieh  und  den  im  Tarife  genannten  Thier- 
gattungen die  Fleischsteuer  als  Thoraccise  eingehoben. 

IV.  Der  Wein  und  Most  wird  auf  dem  flachen  Lande  und  in  den 
kleinern  Städten  nur  in  den  zum  Ausschänke  und  Kleinhandel  be- 
stimmten Quantitäten  besteuert  (Handelsbesteuerung  des  Weines).  Die 
Steuer  wird  erhoben: 

«)  von  den  gewerbsmässigen  Wein-  und  Mostschänkern  und  Klein- 
verkäufern bei  der  Einkellerung,  und 

ß)  bei  den  Leutgebem  und  Buschenschänkern,  die  zum  Theil  ihr 
eigenes  Erzeugniss  ausschenken,  beim  Anzapfen  der  zum  Ausschänke 
bestimmten  Gebinde.  Es  wird  Jedoch  in  der  Regel  die  Abfindung  mit 
den  steuerpflichtigen  Gewerbsunternehmern  gewählt,  und  erst,  wenn  der 
Versuch,  durch  die  Abfindung  einen  angemessenen  Ertrag  der  Verzeh- 
rungssteuer zu  erzielen,  misslungen  ist,  wird  zur  Verpachtung  und  erst 


')  Sie  umfasst  im  Allgemeinen  die  Fleischsteuer  und  die  Getränke- 
steuer, in  den  geschlossenen  Städten  noch  andere  Gegenstände  der  Kon- 
sumtion. 

-)  Fische,  Reis,  Mehl,  Brodfrüchte,  Hülsenfrüchte,  Hafer,  Heu,  Ge- 
müse und  Küchenwaaren,  frisches  Obst,  gedörrtes  Obst,  Butter,  Kerzen, 
Talg  und  Unschlitt,  Schweinefett,  Käse,  Eier,  Wachs,  Oel,  Kohleu,  Brenn- 
holz, Honig,  Thran  und  Fischschmalz. 
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in  letzter  Reihe  zur  Einhebung  der  Steuer  in  eigener  Regie  nach  dem 
Tarife  geschritten.1) 

In  den  geschlossenen  Städten  wird  die  Weinsteuer  alsThoraccise 
erhoben.2) 

V.  Die  Steuer  von  Bier  und  von  gebrannten  geistigen  Flüs- 
sigkeiten wird  als  Produktionssteuer  vom  Producenten  in  einem  be- 
stimmten Stadium  des  Produktionsprocesses  erhoben. 

Die  Biersteuer  wird  erhoben  von  der  Quantität  des  auf  den 
Kühlstock  gebrachten  Bieres  und  nach  dem  vor  Beimischung  des  Gäh- 
rungsmittel8  durch  Anwendung  des  Sacharometers  bei  einer  Normal- 
temperatur von  14  °/0  R.  konstatirten  Würzegehalte. 

Bei  der  Branntweinbesteuerung  ist  der  Unterschied  der  Fabri- 
kationsweise (starkemehlhaltige  und  nicht  mehlhaltige  Stoffe)  ent- 
scheidend. 

Bei  den  letzteren  beginnt  der  Produktionsprozess  mit  der  Gährung, 
bei  den  ersteren  geht  dem  Processe  der  Gährung  der  Process  der  Ein- 
maischung  zum  Zwecke  der  Umwandlung  der  Stärke  in  Zucker  und  der 
Gewinnung  einer  zuckerhaltigen  Lösung  voraus.  Demgemäss  unter- 
scheidet das  Gesetz  vom  27.  Juni  1878  R.  72: 

a)  Die  grossen3)  Brennereien  mehlhaltiger  Stoffe.  Bei  den- 
selben wird  die  Steuer  für  jede  Betriebsperiode  nach  der  quantitativen 
und  qualitativen  Normalausbeute  an  Branntwein  bemessen,  welche  nach 
der  Gattung  des  verwendeten  Materials  und  nach  dem  Rauminhalte 
der  Maischgefasse  gewonnen  werden  kann.4) 

b)  Die  kleinen  Brennereien  mehlhaltiger  Stoffe  und 
die  Brennereien  nicht  mehlhaltiger  Stoffe  überhaupt  Bei  den- 
selben wird  die  Steuer  für  jede  Betriebsperiode  nach  der  quantitativen 
und  qualitativen  Normalausbeute  von  Branntwein  bemessen,  die  nach 
dem  Rauminhalte  der  Blasen  und  der  Gattung  des  verwendeten 
Materials  gewonnen  werden  kann.5) 

c)  An  Stelle  dieser  Besteuerungsarteu  tritt  bei  Anwendung  eines 
selbstzählenden  Spiritusmessapparates  die  direkte  Fabrikatsteuer, 
welche  die  Steuer  nach  dem  wirklich  gewonnenen  Erzeugnisse  bemisst. 

!)  Steuerfuss  allgemein:  Wein  2,97  fl.,  Weinmost  75%  der  Weinsteuer; 
Obstmost  0,74  fl. 

l)  Wein  3,18  fl.  im  Allgemeinen ;  4,24  in  Wien;  Weinmost  2,12 
fl.  im  Allgemeinen;  2,83  in  Wien;  Obstmost  0,95  fl.  im  Allgemeinen; 
1,27  in  Wien. 

3)  Brennereien  mit  Maischraum  über  17  hl,  oder  mit  Dampfapparat  oder 
mit  Brennblasen  von  mehr  als  2  hl  Rauminhalt. 

4)  Kombination  der  Maischbütten-  und  Materialertragssteuer. 

5)  Kombination  der  Blasensteuer  mit  der  Materialertragssteuer. 
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d)  Mit  kleinen  Brennereien  nicht  meh lh altiger  Stoffe 
und  den  mit  Bierbrauereien  verbundenen,  AbfaUsstoffe  der  letzteren  ver- 
wertenden Brennereien  kann  Abfindung  getroffen  werden. 

e)  Kleine  Brennereien  selbsterzeugter  Stoffe  für  den  Hausbedarf 
sind  (in  Niederösterreich,  Oberösterreich,  Salzburg,  Mähren,  Steiermark, 
Kämthen,  Krain  und  Küstenland)  von  der  Steuer  befreit. 

f)  Der  Ausschank  und  der  Kleinverschleiss  von  gebrannten 
geistigen  Flüssigkeiten,  sowie  der  Detailhandel  in  verschlosse- 
nen Gefässen  unter  1  Liter  sind  einer  besonderen,  nach  der  Art 
des  Geschäftes  und  der  Grösse  des  Erwerbsortes  abgestuften  Abgabe 
unterworfen.1) 

VI.  Die  Zuckersteuer  wird  nach  dem  Gesetze  vom  27.  Juni 
1878  B.  71  und  der  Novelle  vom  18.  Juni  1880  R.  74  erhoben: 

a)  Nach  der  Leistungsfähigkeit  der  bei  Zuckerfabrikation 
benützten  Apparate.  Man  schliesst  aus  der  Leistungsfähigkeit  der 
Saftpressen  und  Entsüssungsapparate  (DifTuseure)  auf  die  verbrauchte 
Materialmenge  und  wendet  darauf  die  Steuereinheitssätze  der  Material- 
steuer an.2) 

Diese  Pauschalirung  findet  statt  bei  Fabriken,  welche  hydraulische 
Pressen  und  zu  Batterien  verbundene  Diffussionsgefässe  verwenden. 

b)  Als  reine  Materialsteuer,  indem  die  Ermittlung  der  zu  ver- 
steuernden Rübenmenge  durch  unmittelbares  Abwägen  geschieht 

Die  Fabrikanten  haben  jedoch  dem  Fiskus  als  Minimalertrag  der 
Zuckersteuer  10  Millionen  zu  garantiren,  mit  der  Bestimmung,  dass 
dieser  Minimalertrag  von  1881  ab  jährlich  um  je  400  000  Gulden  sich 
steigern  soll,  bis  er  im  Jahre  1887—1888  auf  13,2  Millionen  Gulden  ge- 
kommen ist.  Wird  durch  die  regelmässige  Zuckererzeugung  in  einer 
Betriebsperiode  das  in  Aussicht  genommene  Reinerträgniss  nicht  erzielt, 
so  haben  die  pauschalirten  Fabriken  den  Abgang  zu  decken. 

VII.  Von  Salz  und  Tabak  werden  Verbrauchsabgaben  in  der  Form 
von  Monopolgewinns ten  aus  dem  Betriebe  dieser  beiden  monopo- 
lisirten  Erwerbsunternehmungen  bezogen.  In  dem  Verkaufspreise  dieser 
Objekte  liegt  die  Steuer  (§  442  Monopolsordnuug).  In  dem  Monopol- 
rechte des  Staates  liegt: 

a)  das  Verbot  der  Einfuhr  dieser  Gegenstände; 


1)  Ges.  23.  Juni  1881  R.  62. 

2)  Von  je  100  kg  frischen  Rüben  80  kr.,  von  je  100  kg  getrockneten 
Rüben  4  fl. ;  bei  der  Zuckererzeugung  aus  anderen  Stoffen  für  je  100  kg 
Krümmelzucker  in  flüssigem  Zustande  41  kr.,  in  gekörntem  Zustande  4  fl. 
(Ges.  18.  Mai  1875  R.  84). 
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b)  das  Verbot  der  Erzeugung  derselben  durch  Privatunterneh- 
mungen; 

c)  die  Beschränkung  des  Verkehrs  mit  Monopolgegenständen. 
Rücksichtlich  des  Tabaks  übt  der  Staat  das  volle  Monopol 

aus  und  lässt  den  Verkauf  durch  Kommissionäre  (Verleger,  Trafikanten) 
zu  den  festgesetzten  Preisen  gegen  Gewährung  einer  Provision  besor- 
gen. Beim  Salze  dagegen  findet  nur  eine  beschränkte  Ausübung 
des  ausschliesslichen  Vorbehaltes  statt,  indem  das  aus  den  Erzeugungs- 
stätten des  Staatsgefalles  bezogene  Salz  ein  Objekt  des  freien  Handels- 
verkehres wird.1) 

VIII.  Nach  dem  Gesetze  vom  26.  Mai  1882  R.  55  unterliegt  das 
mittelst  Kaffinirung  dargestellte  Mineralöl  einer  von  dem  Unternehmer 
zu  entrichtenden  Verbrauchsabgabe  von  6  Gulden  50  Kreuzer  für  je  100 
Kilogramm  Nettogewicht. 

§  286. 

g)  Die  Zolle.2) 

I.  Die  Zölle  bilden  eine  selbständige  Gruppe  von  Aufwandsteuern. 
Sie  sind  Steuern  von  Waaren,  welche  die  Grenze  überschreiten.  Die 
Steuerobjekte  und  der  Steuerfuss  sind  in  dem  Zolltarife  enthalten.  3) 

*)  Krück  1,  Das  Tabakmonopol  in  Oesterreich  und  Frankreich  1878. 
Plenkner,  Das  österr.  Tabakmonopol  1861.  Kr apf,  Handbuch  zur  Zoll- 
und  Monopolordnung  1844  —  1848.  Blodig,  Die  österr.  Zoll-  und  Monopol- 
ordnung 1863. 

*)  Zoll-  und  Monopolsordnung  vom  11.  Juli  1835;  dazu  die  Kommen- 
tare von  Blodig  und  Kr  apf  (vgl  §  285  d.  W.). 

3)  Vgl.  Ges.  25.  Mai  1882  R.  47.  Der  Zolltarif  enthält  eine  systema- 
tische Klassifikation  der  zollpflichtigen  Artikel  in  folgenden  Rubriken : 

A.  Einfuhr:  I.  Kolonialwaaren.  H.  Gewürze,  ni.  Südfrüchte.  IV. 
Zucker.  V.  Tabak.  VI.  Getreide  und  Hülsenfrüchte,  Mehl  und  Mehlprodukte, 
Reis.  VII.  Gemüse,  Obst,  Pflanzen  und  Pflanzentheile.  VIU.  Schlacht-  und 
Zugvieh.  IX.  Thiere.  X.  Thierische  Produkte.  XI.  Fette.  Xn.  Fette  Oele. 
X1H.  Getränke.  XIV.  Esswaaren.  XV.  Holz,  Kohlen  und  Torf.  XVI.  Drechs- 
ler- und  Schnitzstoffe.  XVH.  Mineralien.  XVIH.  Arznei-  und  Parfümerie- 
stoffe.  XIX.  Färb-  und  Gärbestoffe.  XX.  Gummen  und  Harze.  XXI.  Mineral- 
öle. XXH.  Baumwolle,  Garne  und  Waaren  daraus.  XXIII.  Flachs,  Hanf, 
Jute  und  andere  nicht  besonders  benannte,  vegetabilische  Spinnstoffe,  Garne 
und  Waaren  daraus.  XXIV.  Wolle,  Wollengarn  und  Wollenwaaren.  XXV. 
Seide  und  Seidenwaaren.  XXVI.  Kleidungen,  Wäsche  und  Putzwaaren.  XXVII. 
Bürstenbinder-  und  Siebmacherwaaren.  XXVHI.  Stroh-  und  Bastwaaren.  XXIX. 
Papier  und  Papierwaaren.  XXX.  Kautschuk,  Guttapercha  und  Waaren  daraus. 
XXXI.  Wachstuch  und  Wachstaffet.  XXXII.  Leder  und  Lederwaaren.  XXXIII. 
Kürschnerwaaren.   XXXIV.  Holz-  und  Beinwaaren.  XXXV.  Glas  und  Glas- 
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Diese  Tarifsätze  kommen  jedoch  nur  insoweit  zur  Anwendung,  als 
nicht  die  Waare  ans  einem  Staate  kommt,  mit  dem 

a)  für  einzelne  Waarengattungen  ein  besonderer  Zolltarif  verabredet 
wurde,  oder  weicher 

b)  österreichische  und  ungarische  Schiffe  oderWaaren  österreichi- 
cher  oder  ungarischer  Provenienz  ungünstiger  behandelt,  als  jene  anderer 
Staaten.  Im  ersten  Falle  sind  die  besondern  Zolltarife  zur  Anwendung 
zu  bringen ;  im  zweiten  Falle  dagegen  findet  ein  Zuschlag  von  30  % 
zu  den  Zollsätzen  des  allgemeinen  Tarifes  und  bei  zollfreier  Waare  die 
Erhebung  spezifischer  Zölle  von  15  %  des  Handelswerthes  statt 

II.  Zur  Entrichtung  des  Zolles  sammt  Nebengebühren  (Wagegeld, 
Siegelgeld,  Zettelgeld)  ist  der  Inhaber  des  zollpflichtigen  Gegenstandes 
verpflichtet.  Dem  Inhaber  steht  Derjenige  gleich,  welcher  den  zoll- 
pflichtigen Gegenstand  aus  einer  öffentlichen  Niederlage  entnimmt 
(§  201  Zoll-  und  Monopolordnung). 

Der  Staat  hat  von  dem  Augenblicke  der  Stellung  der  Waare  zum 
zollamtlichen  Verfahren  ein  privilegirtes  Pfandrecht  an  der  Waare. 

III.  Die  Zollordnung  bestimmt  die  zur  Sicherung  des  Staates  und 
zur  wirksamen  Kontrolle  einerseits  und  zur  Erleichterung  des  Verkehrs 
andererseits  getroffenen  Einrichtungen. 

Zollpflichtige  Gegenstände  dürfen  in  das  Zollgebiet  nur  auf  be- 
stimmten Zollstrassen  eingeführt  werden.  An  den  Zollstrassen  bestehen 
Zollämter,  deren  Abfertigungsbefugnisse  nach  Umfang  und  Art  des  Ver- 
kehrs bestimmt  sind. 

Längs  der  Zollgrenze  ist  ein  mehr  oder  minder  breiter  Streifen  als 
Grenzbezirk  erklärt,  der  durch  eine  besondere  Binnenlinie  von  dem 
übrigen  Inland  geschieden  ist.  Innerhalb  dieses  Grenzgebietes  unter- 
liegt der  Verkehr  besonderen  Kontrollen.  Zur  Erleichterung  des  Ver- 
kehrs ist  es  gestattet,  dass  die  zollpflichtigen  Gegenstände  unter  amt- 
lichen Verschluss  genommen  und  mit  Zollbegleitschein  nach  Zoll- 
ämtern im  Innern  des  Zollgebietes  versendet  werden,  um  daselbst  verzollt 
zu  werden  oder  im  Transit  ohne  Verzollung  wieder  ausgehen  können. 


waaren.  XXXVI.  Steinwaaren.  XXX VTI.  Thonwaaren.  XXX VIII.  Eisen  und 
Eisenwa&ren.  XXXIX.  Unedle  Metalle  und  Waaren  daraus.  XL.  Maschinen 
und  Maschinenbestandtheile.  XLI.  Fahrzeuge.  XLII.Edle  Metalle  und  Münzen. 
XLIU.  Instrumente,  Uhren  und  Kurzwaaren.  XLIV.  Kochsalz.  XLV.  Chemische 
Hilfsstoffe.  XLVI.  Chemische  Produkte,  Färb-,  Arznei-  und  Parfttmeriewaaren.. 
XL VII.  Kerzen  und  Seifen.  XLVIII.  Zündwaaren.  XLIX.  Literarische  und 
Kunstprodukte.  L.  Abfülle. 

B.Ausfuhr:  Lumpen  (Hadern)  und  andere  Abfalle  zur  Papierfabri- 
kation. 
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E.  Die  direkten  Steuern.1) 

§  287. 
a)  Die  Grundsteuer. 

L  Die  historische  Gestaltung  der  Grundsteuer  zeigt  partikuläre 
Verschiedenheiten.3)   Die  Länder  zerfallen: 

a)  In  das  Gebiet  des  stabilen  Katasters,  wo  die  Grundsteuer  nach 
dem  Patente  vom  23.  Dezember  1817  veranlagt  ist  Diese  Grundsteuer 
wurde  nach  dem  reinen  Ertrage  bemessen  und  angelegt 

Als  reiner  Grundertrag  ist  das  Erträgniss  erklärt,  welches  der 
Grundbesitzer  von  der  produktiven  Oberfläche  nach  der  Kulturgattung, 
bei  Anwendung  der  gemeindeüblichen  Kultivirungsart  in  Jahren  ge- 
wöhnlicher Fruchtbarkeit  beziehen  kann,  nachdem  die  notwendigen  und 
gemeindeüblichen  Auslagen  auf  Bearbeitung  des  Bodens,  Saat,  Pflege 
und  Einbringung  der  Produkte  in  Abrechnung  gebracht  sind. 

Das  stabile  Kataster  mit  dem  Ordinarium  von  16  Prozent  wurde 
von  1835  an,  wo  es  in  Niederösterreich  eingeführt  wurde,  succossive  in  den 
anderen  Kronländern  eingeführt,  zuletzt  inMähren(1845)  Dalmatien,  Schle- 
sien sammt  den  mährischen  Enclaven,  Krakau  (1852)  und  Böhmen  (1860). 

Auf  Grund  des  kaiserlichen  Patentes  vom  10.  Oktober  1849,  R.  G. 
Nr.  142,  wurde  mit  Bücksicht  auf  die  Einführung  der  Einkommensteuer 
ein  Drittelzuschlag  zum  Ordinarium  der  Grundsteuer  eingeführt.  Darauf 
gründete  die  Gesetzgebung  das  Becht  der  Grundbesitzer,  ihren  Hypo- 
thekar-Gläubigern fünf  Procent  der  Zinsen  in  Abzug  zu  bringen.  Im 
Jahre  1859  wurde  ein  ausserordentlicher  Zuschlag  von  ursprünglich 
dann  1/3,  ^4»  8ßit  dem  Jahre  1868  von  '/s  eingeführt,  so  dass  jetzt  die 
Grundsteuer  in  den  Ländern  des  stabilen  Katasters  an  Ordinarium, 
ordentlichem  und  ausserordentlichem  Zuschlage  262/3  Procent  des  im 
Sinne  des  Patentes  vom  23.  Dezember  1817  festgestellten  Ertrages 
beträgt. 

b)  In  Galizien  und  Lodomerien  ausser  Krakau  besteht  noch 
die  Grundsteuer  des  Francisceischen  Steuer-Provisoriums,  welches  sich 
auf  die  Steuer-Operate  stützt,  die  noch  unter  Kaiser  Joseph  ü.  in  der 
kurzen  Zeit  von  vier  Jahren  hergestellt  und  dann  sehr  oberflächlich 

*)  Chlupp,  System.  Handbuch  der  direkten  Steuern.  7.  Aufl.  1880. 
Röll  und  Geller,  Stcncrgesetze.  Linden,  Grandsteuerverfassang  1840. 
Menger,  Ueber  direkte  Steuern  in  Oesterreich  1881. 

*)  Menger  a.  a.  0.  S.  24. 


Digitized  by  Google 


(386      Zweites  Buch.    Regierungsrecht  des  Österreich.  Staatskörpert. 

korrigirt  wurden.  Die  Steuer  war  nach  dem  Josefinum  nicht  wie  die 
d*s  stabilen  Katasters  vom  Netto-,  sondern  vom  Bruttoerträge  bemessen, 
und  zwar  nach  den  Preisen  der  Jahre  1772— 1782.  Wegen  derWirth- 
schaftskosten  wurden  von  den  einzelnen  Kulturgattungen  verschiedene 
Quoten  als  Steuer  festgestellt,  und  zwar  um  Vs  kleinere  als  in  den 
andern  Kronländern.  Mit  dem  ordentlichen  und  ausserordentlichen  Zu- 
schlage betrug  die  Grundsteuer  in  Galizien  von  dem  Ertrage  der  Aecker 
167/48,  der  Wiesen  26,/3,  der  Hutweiden ,  Gestrüppe  und  Waldungen 
327/24  Procent. 

c)  Die  Bukowina  repräsentirt  das  dritte  System  der  Grundsteuer 
in  Oesterreich.  Der  Gesammtbetrag  von  360,000  Gulden  wird  nach 
gewissen  Verbältnissziffern  auf  die  ehemals  nicht  rustikalen  und  die 
rustikalen  Grundstucke  aufgetheilt,  und  zwar  auf  die  ehemals  nicht 
rustikalen  Grundstücke  besonders  nach  stattgehabten  Einschätzungen, 
auf  die  Rustikal-Gemeinden  im  Ganzen  nach  deren  sogenanntem  Kon- 
kretal-Reinertrag.  Die  Gemeinden  repartiren  wieder  die  Steuer  auf  die 
einzelnen  Steuerträger  nach  einem  von  ihnen  festgestellten  Massstabe, 
der  Tschisla.  Die  politische  Behörde  hat  nur  insoferne  Ingerenz ,  als 
sie  dafür  sorgt,  dass  keine  Begünstigung  einzelner  Geraeindemitglieder 
zum  Nachtheile  anderer  stattfinde  (Menger  a.  a.  0.). 

d)  In  Tirol  und  Vorarlberg  ist  die  Grundlage  der  Besteuerung 
der  Grundstücke,  zu  denen  hier  auch  die  Häuser  gerechnet  werden,  der 
Kapitalwerth  derselben. 

II.  Die  einheitliche  Regulirung  und  Neugestaltung  der  Grundsteuer 
erfolgte  durch  das  Gesetz  vom  24.  Mai  1869,  R.  88.  Dieselbe  ist  eine 
Repartitionssteuer.  Es  wird  die  durch  Gesetz  für  Perioden  von 
je  fünfzehn  Jahren  festgesetzte  Grundsteuerhauptsumme  (dermal 
37,500,000  Gulden  laut  Ges.  7.  Juni  1881  R.  49)  nach  Verhältniss  des 
ermittelten  Reinertrages  der  steuerpflichtigen  Objekte  auf  die  einzelnen 
Länder,  Steuergemeinden  und  Grundstücke  repartirt.  So  lange  das  Re- 
klamationsverfahren nicht  beendet  ist,  erfolgt  die  Steuereinhebung  pro- 
visorisch mit  22,1  %  des  nach  den  Beschlüssen  der  Centraikommission 
für  die  Grundsteuerregelung  ermittelten  Reinertrages. 

§  288. 
b)  Die  Gebäudesteuer. 

I.  Die  Gebäudesteuer  ist  nach  dem  Patente  vom  23.  Februar  1820 
(P.  G.  S.  47,  S.  699)  und  dem  Gesetze  vom  9.  Februar  1882  R.  17 
theils  als  Hauszins-,  theils  als  Hausklassensteuer  geregelt. 
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Die  Hauszinssteuer  trifft: 

a)  alle  Gebäude,  die  in  Orten  gelegen  sind,  in  denen  sämmtliche 
Gebäude  oder  wenigstens  die  Hälfte  derselben  und  ausserdem  die  Hälfte 
der  Wohnbestandtheile  einen  Zinsertrag  durch  Vermiethung  abwerfen,  und 

b)  die  ausserhalb  dieser  Orte  gelegenen,  thatsächlich  ganz  oder 
theilweise  durch  Vermiethung  benützten  Gebäude  (%  1  Ges.  9.  Februar 
1882  R.  17).  Die  Hauszinssteuer  ist  eine  bewegliche  Reinertrags- 
s teuer,  die  jährlich  von  dem  wirklichen,  durch  Fassionen  des  Eigen- 
thümere  und  durch  Kontrollangaben  der  Miether  festgestellten  Rein- 
ertrage bemessen  wird.  Von  dem  Bruttozinse  werden  in  den  taxativ 
aufgezählten  Orten  15  °/o,  sonst  30  °/0  für  Erhaltungs-  und  Amortisa- 
tionskosten in  Abzug  gebracht. 

Der  Steuerfuss  beträgt  in  den  im  Gesetze  benannten  Orten  26%  °/0 
des  Reinertrages,  sonst  20  %. l) 

Die  Hausklassens  teuer  wird  nach  einem  Tarife  erhoben,  der 
sich  nach  der  Anzahl  der  Wohnbestandtheile  abstuft  (§  8  Ges.  9.  Februar 
1882  R.  17). 

IL  Steuerprivilegien  bestehen: 

a)  in  Ansehung  bestimmter  Arten  von  Gebäuden,  als  Staatsgebäude 
Landes-  und  Gemeindegebäude,  Privatgebäude  für  wohlthätige  Anstalten, 
Pfarrgebäude;2)  » 

b)  als  zeitliche  Steuerfreiheiten  für  Neu-,  üm- und  Zubauten 
(Ges.  25.  März  1880  R.  39).  Der  Eigentümer  hat  jedoch  in  diesem 
Falle  5  °/0  seines  Reineinkommens  aus  dem  Hause  als  Einkommensteuer 
zu  entrichten. 

Dieses  Reineinkommen  wird  ermittelt  durch  Abzug  der  Erhaltungs- 
kosten und  der  Zinsen  der  Hypotheken  von  dem  Bruttoertrage.  Diese 
Einkommensteuer  geniesst  jedoch  dieselben  Pfandprivilegien,  wie  die 
Gebäudesteuer  selbst. 

§  289. 
c)  Die  Erwerbsteuer. 

Dieselbe  (Pat.  31.  Dezember  1812.  P.  G.  S.  XXXIX,  Nr.  73)  will 
den  selbständigen  Erwerb  aus  Industrie,  Handel  und  gewissen  persönlichen 
Dienstleistungen  treffen. 


v)  In  Tirol  besteht  an  Stelle  des  Steuersatzes  von  20  °/0  ein  Steuersatz 
von  nur  15  %  (Ges.  9.  Februar  1882  R.  17). 

2)  Vgl.  Leo  Geller,  Steuergesetze  II.  S.  230.  Roll,  Steuergesetze 
S.  148  §  2  Pat.  23.  Februar  1820. 
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Sie  trifft  daher  nicht: 

a)  den  Geschäftsgewinn  der  Landwirtschaft  ans  der  Erzeugung 
roher  Produkte  und  deren  Veräusserung; 

b)  die  besonders  besteuerten  Bergwerke  (Hofd. 9.  Oktober  1813). 
Zu  diesen  besondern  Bergwerksabgaben  gehörte  die  von  den  aus  der  Grube 
oder  ihrem  Zugehör  genommenen  vorbehaltenen  Mineralien  zu  entrich- 
tende Bergwerksfrohne  (§  219  Berggesetz).  Dieselbe  ist  durch  das 
Gesetz  vom  28.  April  1862  E.  82  aufgehoben  worden.  Gegenwartig  sind 
vom  Bergbau  nur  zu  entrichten:  die  Maassengebühren  und  die 
Freischürfgebühren. *) 

c)  Hilfsarbeiter,  Beamte,  TaglÖhner; 

d)  Schriftsteller,  Künstler,  Aerzte,  Privatunterricht. 

Ihrem  Wesen  nach  ist  die  Erwerbsteuer  eine  nach  Beschäftigungen, 
deren  durchschnittlicher  Erträglichkeit,  und  der  Einwohnerzahl  des  Er- 
werbsortes abgestufte  Berufsklassen  Steuer  (Schäffle,  Steuer- 
politik S.  243). 

§  290. 

d)  Die  Einkommensteuer. 

I.  Diese  durch  das  Patent  vom  29.  Oktober  1849  R.  439  eingerührte 
Steuer  sollte  das  System  der  direkten  Steuern  dadurch  ergänzen,  dass 
auf  jene  Einkommensquellen  der  Steuerträger,  welche  noch  nicht  mit 
einer  Quotensteuer  getroffen  waren,  eine  solche  gelegt  wurde.  Sämmt- 
liche  Einkommensquellen  der  österreichischen  Staatsbürger,  so  weit  sie 
nicht  ausdrücklich  befreit  waren,  sollten  mit  einer  derartigen  Steuer 
getroffen  werden  (Menger  a.  a.  0.  Seite  34) : 

a)  Das  Einkommen  aus  Grundstücken  und  Wohngebäuden  durch 
die  Grund-  und  Hausklassensteuer  und  den  durch  das  Patent  vom 
10.  Oktober  1849  eingeführten,  die  Einkommensteuer  vertretenden 
Drittelzuschlag. 

b)  Das  Einkommen  aus  hypothekarischen  Darlehen  und  den  in  Gewerbe- 
und  Handelsunternehmungen  gegen  feste  Verzinsung  angelegten  Kapitalien 
durch  eine  5  %  Einkommensteuer. 

Die  Erhebung  erfolgt  aber  nicht  bei  dem  Gläubiger,  sondern  bei 
dem  Schuldner  (§  2  und  23  kais.  Patent  29.  Oktober  1849),  dem  es 
frei  steht,  diesen  Betrag  bei  der  Zinsenzahlung  dem  Gläubiger  in  Ab- 
rechnung zu  bringen. 

')  Maasscngebtthr  4  Gulden  für  jedes  Grubenmaass  jährlich,  ebenso 
Freischürfgebtihr  (§  215  Berg.-Ges.;  Ges.  28.  April  1862  R.  82;  kais. 
Vdg.  26.  März  1866  R.  42). 
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c)  Das  sonstige  Einkommen  sollte  mit  der  obenerwähnten  Ein- 
kommensteuer getroffen  werden. 

II.  Dieselbe  ist  somit  eine  Steuer  von  dem  Einkommen  ans  Unter- 
nehmergewinn, Arbeitslohn  und  Kapitalzins,  soweit  der  letztere  nicht 
aus  hypothekarischen  oder  in  Handels-  und  Gewerbsunternehmungen 
angelegten  Kapitalien  fliesst  Das  Einkommensteuergesetz  unterscheidet 
daher  drei  Klassen  von  Steuerpflichtigen: 

a)  Die  der  Erwerbsteuer  unterworfenen  Unternehmer.  Dazu  kommt 
das  Einkommen  vom  Berg-  und  Huttenbetriebe  und  von  Pachtungen. 

Das  Einkommen  soll  durch  Fassionen  ermittelt  werden,  die  den 
Reingewinn  nach  einem  dreijährigen  Durchschnitte  darzustellen  haben. 

Befreit  sind  die  meisten  Gewerbsleute,  die  in  die  geringste  Er- 
werbsteuerklasse eingereiht  sind.  Die  Höhe  der  Steuer  beträgt  5  von 
Hundert,  wozu  der  100  percentige  Zuschlag  kommt,  so  dass  der  Steuer- 
satz im  Allgemeinen  10  von  Hundert  beträgt.  Jene  Steuerpflichtigen, 
deren  Ordinarium  an  Erwerb-  und  Einkommensteuer  nicht  über  30  fl. 
beträgt,  haben  nicht  100,  sondern  nur  70  Percent  Zuschlag  zu  zahlen. 
Doch  darf  in  dieser  Klasse  die  Einkommensteuer  nie  niedriger  sein, 
als  die  Erwerbsteuer  mit  einem  Drittelzuschlag. 

b)  In  die  zweite  Klasse  gehören  die  Entgelte  für  Arbeiten  und 
Dienstleistungen,  die  der  Erwerbsteuer  nicht  unterliegen :  so  die  Ge- 
halte, Personalzulagen,  Pensionen,  das  Einkommen  der  Schriftsteller,  Aerzte 
u.  dgl.,  dann  die  stehenden  Jahresbezüge  aus  Versorgungs-  oder  Lebens- 
versicherungs-Anstalten. Auch  in  dieser  Klasse  finden  mehrfache  Be- 
freiungen statt,  insbesondere  das  Einkommen,  dessen  Jahresbetrag  630 
fl.  ö.  W.  nicht  übersteigt.  Die  Höhe  der  Steuer  wird  nach  einer  pro- 
gressiven Skala  (1 — 10  %)  bemessen.  Hierzu  kommt  noch  in  der 
Regel  ein  100  percentiger  Zuschlag,  so  dass  die  Steuerquote  in  dieser 
Klasse  2  bis  20  Percent  beträgt. 

c)  In  die  dritte  Klasse  gehören  die  Zinsen  von  Darlehen  und  an- 
deren Schuldforderungen,  Leibrenten  u.  dgl.,  soweit  selbe  nicht  dem 
erwähnten  Abzüge  von  Seite  des  Schuldners  unterliegen,  oder  ihnen 
nicht,  wie  dies  bezüglich  vieler  Effekten  (z.  B.  Goldrente,  Eisenbahn- 
prioritäten, Pfandbriefe)  durch  besondere  Gesetze  festgestellt  ist,  Steuer- 
freiheit vom  Staate  zugesichert  ist.  Ausgenommen  von  der  Besteuerung 
in  dieser  Klasse  sind  ferner  insbesondere  die  Einlagen  in  die  Spar- 
kassen, die  Ausgedinge,  die  Einkommen  unter  315  fl.  Ö.  W.,  doch 
nur,  wenn  das  gesammte  jährliche  Einkommen  des  Betreffenden,  ohne 
Abzug  der  Passivzinsen,  315  fl.  nicht  überschreitet  Der  Steuersatz  in 
dieser  Klasse  beträgt  5  Percent  sammt  100  Percent  Zuschlag,  also  10 
Percent 

Ulbrioh,  Oesterreich.  Staatsrecht.  44 
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§  291. 

e)  Zuschläge  zu  den  direkten  Steuern. 

I.  Die  Zuschläge  zu  den  direkten  Steuern  sind  dreifacher  Art 
Sie  sind  entweder  Staatszuschläge,  die  einfach  eine  Erhöhung  des 
Steuerfusses  bedeuten,  oder  besondere  Zwecksteuern  für  einen 
speciellen  Bedarf;  —  oder  endlich  Steuern  der  Selbstverwaltungs- 
körper. 

II.  Staatszuschläge  wurden  eingeführt: 

a)  durch  das  kais.  Patent  vom  10.  Oktober  1849  R.  412  als  Drittel- 
zuschläge zur  Grund-  und  Gebäudesteuer ; 

b)  durch  die  kais.  Vdg.  vom  13.  Mai  1859  R.  88  zu  allen  direk- 
ten Steuern  als  Kriegs  zu  schlag. 

Durch  die  Reform  der  Grundsteuer  und  der  Gebäudesteuer  sind 
diese  Zuschläge  zu  diesen  beiden  Steuergattungen  verschwunden,  da- 
gegen bestimmt  jeweilig  das  Finanz gesetz  das  Ausmaass  der  zur 
Erwerb-  und  Einkommensteuer  einzuhebenden  Staatszuschläge. 

III.  Besondere  Zweck  steuern  werden  als  Umlagen  auf  die  direk- 
ten Steuern  repartirt  und  in  Form  von  Zuschlägen  eingehoben  : 

a)  als  Schulumlagen  nach  Massgabe  der  verschiedenen  Landes- 
gesetze über  Erhaltung  der  Volksschulen; 

b)  die  Grundentlastungszuschläge  zur  Aufbringung  der 
Entschädigungskapitalien  (S.  537).  0 

IV.  Steuern  der  Selbstverwaltungskörper  werden  als  Gemeinde-, 
Bezirks-,  Landes-,  Handelskammerumlagen  erhoben. 

Zuschläge  zu  den  direkten  Steuern  gemessen  dieselben  Pfandprivile- 
gien wie  diese  selbst.  Die  zeitliche  Gebäudesteuerbefreiung  enthebt  in 
der  Regel  nicht  von  den  Umlagen  zu  Kommunal-  und  sonstigen  Zwecken 
(§  3  Ges.  25.  März  1880  R.  39). 

Kommt  dagegen  eine  vorgeschriebene  direkte  Steuer,  weil  das  Ob- 
jekt der  Besteuerung  ganz  oder  theilweise  entfallen,  gänzlich  oder  par- 
tiell in  Abschreibung,  so  gilt  dies  gleichmässig  von  allen  Zuschlägen 
dieser  Steuer,  weil  auf  eine  nicht  in  Vorechrcibung  stehende  oder  eine 
ausser  Vorschreibung  gebrachte  Steuer  ein  Zuschlag  nicht  aufgetheilt 
werden  kann. 

Wird  wegen  eines  Elementarunfalles,  z.  B.  wegen  Hagelschlages 
lediglich  ein  Steuernachlass  bewilligt,  ohne  dass  in  der  Steuervor- 

»)  Kais.  Pat.  11.  April  1881  R.  83. 
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Schreibung  eine  Aenderung  eintritt,  so  wird  hierdurch  der  Massstab  für 
die  Auftheilung  der  Bezirksumlagen  und  somit  diese  Umlage  selbst 
nicht  berührt,  und  es  steht  in  einem  solchen  Falle  der  Einhebung  von 
Bozirksumlagen  nach  Massgabe  der  ganzen  vorgeschriebenen  Steuer  ein 
gesetzlich  begründetes  Bedenken  nicht  entgegen  (Min.  d.  Inn.  v.  20. 
Jänner  1872,  Z.  327,  Ztsch.  f.  Verw.  1872  Nr.  17). 

III.  Die  Staatsschulden. 

■ 

§  292. 

a)  Geschichtliche  Entwicklung  der  Staatsschuld.1) 

Die  Entwicklung  der  Staatsschuld  in  Oesterreich  zeigt  den  allge- 
meinen Typus.  Der  Staatskredit  erscheint  zunächst  in  der  Form  der  auf 
landesherrlichen  Schuldscheinen  beruhenden  Kameralschulden.  Daran 
8chliessen  sich  die  von  den  Landständen  der  einzelnen  Provinzen  zur 
Bestreitung  von  Staatsbedürfnissen  unter  ihrer  Haftung  aufgenommenen 
ständischen  Aerari alschulden. 

Die  Gründung  der  Wiener  Stadtbank  (1703)  führte  dazu, 
dass  von  derselben  für  Rechnung  des  Staates  Kreditoperationen  durch 
Hinausgabe  von  sog.  Bankalobligationen  durchgeführt  wurden. 

Man  unterscheidet  daher  drei  Kategorien  von  Schuldtiteln:  die 
ärarische  oder  Kammerschuld,  die  ständische  Aerarial- 
schuld  und  die  Bankoschuld. 

In  diese  drei  Kategorien  fallen  die  einzelnen,  unter  verschiedenen 
Bezeichnungen  ausgegebenen,  namentlich  durch  die  französischen  Kriege 
stark  vermehrten  Schuldtitel  mit  verschiedenem  Zinsfusse  (3y2  —  5  °/0). 

Durch  das  Finanzpatent  vom  20.  Februar  1811  erfolgte  die  Ee- 
duktion  der  Zinsen  auf  die  Hälfte. 

Durch  das  kaiserliche  Patent  vom  21.  März  1818  wurde  die  suc- 
cessive  Zurückfahrung  der  gesammten  älteren,  in  Papiergeld  verzins- 
lichen Staatsschuld  auf  den  den  Gläubigern  ursprünglich  versicherten 
Zinsfuss  in  Aussicht  genommen.  Es  sollte  durch  Verloosung  der  in 
Serien  eingeteilten  älteren  Staatsschuld  jährlich  ein  Kapital  von  5 
Millionen  Gulden  in  den  Genuss  der  ursprünglichen  Zinsen  wieder  ein- 


*)  Bid ermann,  Die  Wiener  Stadtbank  (Oesterr.  G.  Archiv  XX. 
39  1  —  445);  JJauer,  Beiträge  zur  Geschichte  der  österr.  Finanzen. 
Schwabe  von  Waisenfreund,  Geschichte  des  österr.  Staatskredit-  und 
Schuldenwesens.  2  Theile  1860—1866. 
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gesetzt  werden.  Die  Durchführung  dieser  Operation,  verbunden  mit 
einer  periodischen  Tilgung  der  älteren  Staatsschuld,  übernahm  der  im 
Jahre  1817  errichtete  allgemeine  Staatsschulden tilgungsfonds. 

Man  unterschied  seither  die  ältere  Staateschuld  und  die  seit  dieser 
Zeit  (1817)  kontrahirten,  in  Konventionsmünzen  verzinslichen  Anlehen 
als  neue  Staatsschuld. 

Mit  der  Verloosung  der  älteren  Staatsschuld  in  Gemässheit  des 
Patentes  vom  21.  März  1818  wurde  fortgefahren.  Diese  Operation 
sollte  bis  Ende  1867  vollendet  sein.  Sollten  bis  Ende  Dezember  1867 
noch  Obligationen  der  älteren  Staatsschuld  bestehen,  welche  noch  nicht 
in  die  Verloosung  eingetreten  wären,  so  sind  dieselben  mit  dem  1. 
Jänner  1868  in  den  vollen  ursprünglichen  Zinsengenuss  zu  setzen  und 
in  Verloosungsobligationen  umzuwandeln  (kais.  Pat.  23.  Dezember 
1859  R.  226). 

Die  Verfassungsänderung  im  Jahre  1867  bedingte  eine  Neuge- 
staltung des  Staatsschuldenwesens.  In  dem  XII.  ungarischen  Gesetz- 
artikel 1867  wurde,  die  Staatsschulden  betreffend,  erklärt,  dass  Ungarn 
strenge  genommen  von  solchen  Schulden,  welche  ohne  die  gesetzliche 
Einwilligung  des  Landes  kontrahirt  wurden,  rechtlich  nicht  belastet 
werden  könne,  daher  lediglich  aus  Billigkeitsrücksichten  einen  Theil 
der  Staatsschuldenlast  übernehme. 

Auf  Grund  dieser  Erklärung  übernahm  Ungarn  zur  Bedeckung  der 
Zinsen  für  die  bisherige  allgemeine  Staatsschuld  einen  dauernden,  einer 
weiteren  Aendemng  nicht  unterliegenden  Jahresbeitrag  von  29,188,000 
Gulden,  darunter  in  klingender  Münze  11,776,000  Gulden.  Es  sollte 
die  bestehende  Staatsschuld  in  eine  Bentenschuld  verwandelt  werden; 
die  Geldmittel  für  die  Rückzahlung  der  ihrer  Natur  nach  zur  Kon- 
version nicht  geeigneten  Schuldtitel  sollten  jährlich  durch  Ausgabe  von 
Obligationen  der  allgemeinen  Bentenschuld  aufgebracht  werden. 

Durch  das  Gesetz  vom  20.  Juni  1868  R.  66  wurden  sämmtliche 
Gattungen  der  fundirten  allgemeinen  Staatsschuld,  mit  einigen  wenigen 
Ausnahmen,  in  eine  5percentige  einheitliche  Schuld  umgewandelt,  die 
mit  einer  Steuer  von  16  Percent,  welche  nicht  erhöht  werden  kann, 
belastet  wird.  Die  Zahlung  der  Zinsen  dieser  Konvertirungsschuld 
wird  in  Staatsnoten  oder  in  klingender  Münze  geleistet,  je  nachdem 
die  Zinsen  der  konvertirten  Schuldtitel  in  Noten  oder  in  klingender 
Münze  gezahlt  wurden. 

Mit  dem  Gesetze  vom  18.  Marz  1875  B.  35  wurde  eine  besondere 
4  °/0  Rentenschuld  der  Beichsrathsländer  geschaffen,  deren  Zinsen  in 
Gold,  Silber  oder  Noten  zahlbar  und  von  jeder  Steuer  befreit  sind. 
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§  293. 

b)  Die  Ordnung  nnd  Verwaltung  des  Staatskreditwesens. 

Die  Staatsgrandgesetze  bestimmen  rücksichtlich  des  Staatsschulden» 
wesens : 

a)  dass  die  Aufnahme  neuer  Anlehen  und  die  Konver- 
tirung  der  bestehenden  Staatsschulden  an  die  Zustimmung  des  Reichs- 
rathes  gebunden  ist.  Diese  Zustimmung  ist  aber  nur  erforderlich  zur 
Aufnahme  fundirter  Schulden,  welche  dem  Staatshaushalte  bleibend 
ausserordentliche  Hilfsmittel  zufuhren  sollen,  nicht  aber  zur  Aufnahme 
schwebender  Schulden  (durch  Ausstellung  kurzfristiger  Wechsel 
oder  Schatzscheine,  durch  Benutzung  des  Bankkredites),  die  innerhalb 
des  Finanzjahres  durch  die  später  fälligen  Eingangssummen  wieder 
zurückzuzahlen  sind. 

Die  Aufnahme  fundirter  Schulden  im  Wege  der  Nothgesetz- 
gebung  ist  ausgeschlossen. 

b)  Die  Aufnahme  einer  schwebenden  Schuld  durch  Ausgabe  von 
P  apiergeld  gehört  nicht  zur  Kompetenz  des  österreichischen  Staats- 
körpers, weil  die  in  Staatsnoten  bestehende  gemeinsame  schwebende,  unter 
die  solidarische  Garantie  beider  Reichshälften  gestellte  Schuld  auf  300 
Millionen  begrenzt  ist,  und  jede  Vermehrung  der  bestehenden  schweben- 
den Schuld,  sowie  die  Massregeln  zu  ihrer  künftigen  Fundirung  nur  im 
gegenseitigen  Einvernehmen  beider  Staatskörper  stattfinden  können. 

c)  Eine  besondere  Kontrolle  der  Staatsschuld  übt  der  Reichsrath 
durch  die  „Staatsschulden-Kontrolls-Kommission".  Dieselbe 
hat1)  darüber  zu  wachen: 

a)  dass  die  bestehende  konsolidirte  Staatsschuld  nur  im  verfas- 
sungsmässigen Wege  vermehrt  oder  verändert  werde; 

ß)  dass  die  Summe  der  in  Umlauf  gesetzten  Geldzeichen  das  ge- 
setzlich bestimmte  Maximum  nicht  überschreite,  und  sie  hat 

y)  den  Vorrath  und  die  Erzeugung  der  Staatsnoten  zu  kontrol- 
liren. 

Zum  Zeichen  der  von  der  Kommission  geübten  Kontrolle  werden 
alle,  in  Folge  eines  neuen  Anlehens  oder  der  Konvertirung,  herauszu- 
gebenden Schuldurkunden  und  alle  neu  hinauszugebenden  Partial- 
Hypothekar-Anweisungen  mit  der  Klausel  „für  die  Staatsschulden-Kon- 

»)  Ges.  17.  November  1863  R.  98;  29.  Februar  1864  R.  19  und 
10.  Juni  1868  R.  53  und  54. 
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trolls-Kommi8sion  des  Reichsrathes"  versehen,  welche  mit  der  Namens- 
Stampiglie  des  Präsidenten  und  eines  Kommissions-Mitgliedes  unter- 
fertigt wird. 

d)  Die  Verwaltungsgeschäfte  der  konsolidirten  Schuld  besorgt  die 
Direktion  der  Staatsschuld  (S.  58). 


C.  Die  richterliche  Thätigkeit. 

Neuntes  Hauptstück. 

Die  Justiz. 

§  294. 
Begriff  der  Justiz. 

L  Die  vornehmste  Aufgabe  des  Staates  besteht  in  der  Aufrecht- 
haltung der  Rechtsordnung  gegen  Störungen  jeder  Art. 

Neben  der  präventiven  Ordnungspolizei  (S.  462)  erfüllt  der  Staat 
diese  Aufgabe  durch  die  selbständige,  auf  Beseitigung  begangenen  Un- 
rechtes gerichtete  Punktion  der  Rechtspflege  oder  der  richterli- 
chen Thätigkeit. 

In  dieser  Funktion  liegt: 

1.  Die  Feststellung  des  die  behauptete  Rechtsverletzung  bildenden 
ThatbeBtandes.  Dieselbe  ist  eine  technische  Funktion,  die  jedoch 
in  ihrer  Durchfuhrung  des  von  den  staatlichen  Behörden  geübten  Zwan- 
ges bedarf. 

2.  Die  logische  Funktion  des  Urtheils,  die  den  Thatbestand 
unter  eine  objektive  Rechtsnorm  unterordnet,  um  das  darin  liegende 
Unrecht  festzustellen. 

3.  Konstatirt  das  Urtheil  das  Vorhandensein  einer  Rechtsverletzung, 
so  erfolgt  der  durch  Zwangsvollstreckung  zu  vollziehende  richterliche 
Befehl  zur  Vornahme  oder  Duldung  der  die  Rechtsverletzung  aufheben- 
den Handlung. 

Diese  drei  Funktionen  verhalten  sich  zu  einander  wie  Voraus- 
setzung und  Folge. 

Die  logische  Funktion  der  Urtheilsfindung  setzt  eine 
objektive  Norm  voraus,  unter  welche  ein  bestimmter  Thatbestand  unter- 
geordnet werden  kann,  während  der  Befehl  zur  Aufhebung  des  Unrechtes 
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durch  ein  obrigkeitliches,  mit  der  nöthigen  Macht  zu  dessen  Durch- 
setzung ausgerüstetes  Organ  bedingt  ist. 

Wegen  Mangel  eines  solchen  Organes  giebt  es  im  Gebiete  des  Völ- 
kerrechtes keine  geordnete  Rechtspflege;  diese  ist  nur  innerhalb  des 
Staates  möglich  und  umfasst  zwei  Gebiete:  das  Gebiet  der  Justiz  im 
engern  Sinne,  und  den  Rechtsschutz  im  Gebiete  des  Staats- 
rechtes (X.  Hauptstück.). 

Während  der  Rechtsschutz  im  Gebiete  des  Staatsrechtes  Rechts- 
konflikte beseitigen  will,  die  sich  unter  den  verschiedenen  Organendes 
Staates  ergeben,  oder  den  Schutz  des  Staates  selbst  und  der  Staats- 
bürger gegen  ein  rechtswidriges  Handeln  dieser  Organe  bezweckt,  be- 
steht die  Aufgabe  der  Justiz  in  der  Herstellung  einer  geordneten 
Civilrechts-  und  Strafrechtspflege  gegenüber  den  von  Individuen 
ausgehenden  Rechtsverletzungen. 

II.  Diese  beiden  Hauptzweige  der  Justiz  ergeben  sich  aus  der 
Verschiedenheit  der  Rechtsverletzungen  nach  Objekten  und  nach  ihrer 
Intensität. 

Gewisse  Rechtsverletzungen  betreffen  solche  Objekte  und  sind  so 
intensiv,  dass  der  Staat  die  Beugung  des  in  ihnen  liegenden  Unrechtes 
als  eine  Angelegenheit  der  gesellschaftlichen  Gesammterhaltung  auffasst. 
Gegenüber  diesen  Rechtsverletzungen  besteht  die  richterliche  Thätigkeit 
in  der  Fürsorge,  dass  durch  Zuerkennung  und  Vollzug  der  rechtmässi- 
gen Strafe  die  Uebelthat  gesühnt  und  die  Rechtsordnung  wieder  herge- 
stellt werde  (Strafrechtspflege). 

Im  Gegensatze  zum  kriminellen  Unrechte  richtet  sich  das  Civil- 
unrecht  bloss  gegen  die  ausserhalb  des  Staatszusammenhangs  stehenden 
subjektiven  Privatrechte  und  besteht  in  einer  Inkongruenz  des  thatsäch- 
lichen  Zustandes  mit  dem  von  der  Rechtsordnung  geforderten.  Die 
Thätigkeit  des  Staates,  welche  bezweckt,  dass  dem  in  seiner  individueUen 
Rechtssphäre  durch  einen  Andern  Verletzten  die  Anerkennung  seines  be- 
strittenen und  die  Wiederherstellung  seines  verletzten  Rechtes  zu  Theil 
werde,  bildet  die  Civilrechtspflege. 

III.  Zur  Ausübung  der  Justiz  bestellt  der  Staat  besondere  Behör- 
den mit  eigenthümlicher  staatsrechtlicher  Stellung.  Justizsachen  sind 
die  diesen  Behörden  zur  Entscheidung  zugewiesenen  Rechtssachen.  Aus 
historischen  und  technischen  Gründen  ist  aber  das  Gebiet  der  Justiz- 
sachen ein  theils  engeres,  theils  weiteres  als  das  der  Straf-  und  Civil- 
rechtssachen  überhaupt. 

Das  Gebiet  der  Justizsachen  schränkt  sich  ein  durch  Ausscheidung : 
a)  des  den  Administrativbehörden  überwiesenen  Verwaltungsstraf- 
rechtes (§  168  d.  WO,  und 


Digitized  by  Google 


096       Zweites  Buch.    Regierungsrecht  des  Österreich.  Staatskörpers. 

b)  der  administrativ-kontentiösen  Sachen  (S.  450). 

Eine  Erweiterung  dagegen  erfährt  das  Gebiet  der  Justizsachen 
innerhalb  der  Civilrechtspflege ,  indem  der  Staat  daselbst  nicht  bloss 
richterliche,  den  Streit  aufhebende,  sondern  auch  rechtspolizeiliche 
Funktionen  durch  die  Justizbehörden  ausüben  lässt. 

Er  entwickelt  durch  diese  Behörden  nach  gewissen  vom  Gesetze 
festgestellten  Richtungen  eine  präventive  Thätigkeit (Verfahren  ausser 
Streitsachen),  weil  dieselbe  mit  der  eigentlichen  Civiljustiz  durch  ihre 
Gegenstände  und  durch  die  juristische  Technik  zusammenhängt. 

IV.  Verschieden  von  der  Justiz  ist  die  sog.  Justizverwaltung. 
Sie  besteht: 

a)  in  der  vom  Staatsoberhaupte  durch  das  Justizministerium  aus- 
geübten Regiminalthätigkeit  zur  Bestellung,  Ergänzung  und  Kon- 
trolle der  Gerichte; 

b)  in  der  Fürsorge  für  die  ökonomischen  Bedürfhisse  der  Gerichte 
und  ihrer  Nebenämter; 

c)  in  der  Verwaltung  der  Strafanstalten; 

d)  in  der  Besorgung  der  administrativen  Angelegenheiten  des 
Rechtsberufes  (Notariat,  Advokatur,  Vertheidigung  in  Strafsachen). 

§  295. 

Staatsrechtliche  Grundlagen  der  Justiz  überhaupt. 

In  dem  Staatsgrundgesetze  über  die  richterliche  Gewalt  sind  fol- 
gende Fundamentalsätze  für  die  Ausübung  der  Justiz  aufgestellt: 

1)  Die  Justiz  ist  eine  staatliche  Funktion.  Mit  diesem  staatlichen 
Charakter  der  Justiz  ist  die  bereits  durch  die  Verfassungsurkunde  vom 
4.  März  1849  (§  100)  aufgehobene  Patrimonialjustiz,  welche  die  Justiz 
entweder  als  Realrecht  mit  dem  herrschaftlichen  Grossgrundbesitz  ver- 
band, oder  für  gewisse  Territorien  geistlichen  oder  weltlichen  Korpora- 
tionen zu  eigenem  Rechte  zuwies,  unvereinbar. 

2)  Der  Kaiser  ist  zwar  QueUe  aller  Gerichtsbarkeit  im  Staate; 
er  übt  dieselbe  aber  nicht  persönlich  aus,  sondern  die  Justiz  wird  im 
Namen  des  Kaisers  durch  die  gehörig  besetzten  und  im  konkreten 
Falle  zuständigen  Gerichte  gehandhabt. l) 

3)  Die  Organisation  und  Kompetenz  der  Gerichte  kann  nur  durch 
Gesetze,  nicht  aber  durch  Verordnungen  festgestellt  werden.  Zur  Wah- 
rung der  einheitlichen  Rechtsprechung  bestimmt  das  Staatsgrundgesete, 

')  Es  werden  daher  die  Erkenntnisse  im  Namen  des  Kaisers  ausge- 
fertigt. 
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dass  für  die  Reichsrathsländer  nur  Ein  höchstes  Organ  der  Civil-  und 
Strafjustiz,  der  oberste  Gerichts-  und  Kassationshof  in  Wien,  zu  be- 
stehen hat1) 

4)  Um  die  Selbständigkeit  der  Funktionen  der  Justiz  und  der 
Administration  aufrecht  zu  erhalten,  soll  die  Rechtspflege  von  der  Ver- 
waltung in  allen  Instanzen  getrennt  werden.2) 

5)  Die  Gerichte  sind  in  Ausübung  ihrer  Funktionen  unabhängig 
und  selbständig.    Dies  bedeutet: 

a)  sie  können  durch  materielle  Weisungen  des  Monarchen  oder 
einer  Behörde  bei  der  Rechtsprechung  nicht  gebunden  werden; 

b)  Machtsprüche  des  Monarchen  in  Justizsachen  (Kabinetsjustiz) 
sind  unzulässig; 

c)  der  Monarch,  oder  eine  Verwaltungsbehörde  in  dessen  Auftrage, 
kann  nicht  Justizsachen  den  kompetenten  Gerichten  entziehen  und  einer  an- 
dern, nach  dem  Gesetze  inkompetenten  Behörde  zurEntscheidung  zuweisen; 

d)  ebenso  kann  eine  Delegation  eines  andern  Gerichtes,  anstatt  des 
konkret  zuständigen,  nur  durch  die  dazu  befugten  obern  richterlichen 
Instanzen  bei  Eintritt  der  gesetzlichen  Voraussetzungen  verfugt  werden. 8) 

6)  Eine  weitere  Garantie  der  gesetzmässigen  Rechtsprechung  liegt 
in  der  Befugniss  der  Gerichte,  die  Rechtsgiltigkeit  der  Verordnungen  zu 
prüfen  (S.  403). 

7)  Die  subjektiven  Garantien  einer  gesetzmässigen  Ausübung 
der  Rechtspflege  bestehen  in  der  selbständigen  und  unantastbaren 
Lebensstellung  der  Richter.  Dem  Richter  kann  die  Ausübung  seines 
Amtes  und  der  Genuss  der  damit  verbundenen  materiellen  Vortheile 
durch  willkürliche  Verfügungen  nicht  entzogen  werden.  Die  Richter  werden: 

a)  vom  Kaiser  oder  in  dessen  Namen  definitiv  und  auf  Lebens- 
dauer ernannt; 

b)  die  Entlassung  kann  nur  durch  ein  Erkenntniss  des  zuständigen 
Disciplinargerichte8  auf  Grund  eines  gesetzmässigen  Verfahrens  verfugt 
werden ; 4) 


')  Art.  II.  St.  G.  G.  Vgl.  über  den  0.  G.  H.  das  Patent  7.  August 
1850  R.  3*25;  über  die  Gerichtshöfe  der  I.  und  II.  Instanz  die  a.  h. 
EntSchliessung  14.  September  1852. 

*)  Art.  XIV  St.  G.  Vgl.  über  das  Historische  M  enger,  Civilprocess 
S.  214  Anm.  3.  Dieses  Prinzip  wurde  durch  das  Ges.  vom  11.  Juni 
1868  R.  59  durchgeführt.  Es  wurde  die  Verbindung  der  Justiz  und  Ver- 
waltung in  den  sog.  gemischten  Bezirksämtern  durch  Aufhebung  dieser  und 
Aufstellung  selbständiger  Bezirksgerichte  beseitigt. 

3)  Vgl.  §  7  der  Jurisdiktionsnorm;  §  57  Ges.  3.  Mai  1853  R.  81; 
§  62  und  63  St.  P.  0.  23.  Mai  1873. 

«)  Seite  206  d.  W.;  §  6  litt.  c.  Ges.  21.  Mai  1868  R.  46. 
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c)  eine  Pensionirung  der  Richter  kann  niemals  dorch  eine  Verfu- 
gung der  Justiz-Administrativbehörden,  sondern  nur  durch  eine  Entschei- 
dung des  zuständigen  Disciplinargerichtes,  entweder  als  Disciplinar- 
strafe1)  oder  wegen  geistigen  oder  körperlichen  Gebrechens  erfolgen 
(S.  240).  Ausser  diesen  beiden  Fällen  ist  die  unfreiwillige  Versetzung 
eines  Richters  in  den  Ruhestand  nur  bei  Veränderungen  in  der  Organi- 
sation der  Gerichte  zulässig;2) 

d)  die  Versetzung  (S.  234)  eines  Richters  ist  im  Allgemeinen 
nur  unter  denselben  Voraussetzungen  wie  dessen  Pensionirung  zulässig.3) 

8)  Der  Staat  haftet  für  das  Verschulden  richterlicher  Beamten.4) 

§  296. 
Die  CiYilrechtspflege. 

r  I.  Die  Thätigkeit  des  Staates  zum  Schutze  der  Privatrechte  bildet 
das  besondere  technische  Gebiet  des  civilgerichtlichen  Verfahrens.  Das- 
selbe umfasst  das  Gebiet  der  den  Gerichten  überwiesenen  Rechts- 
polizei  (Präventivjustiz)  und  das  Gebiet  des  streitigen  Civilver- 
fah  rens. 

II.  Das  Gebiet  der  Rechtspolizei  umfasst,  als  sog.  Verfahren 
aus 8 er  Streitsachen,  die  im  Gesetze  im  Voraus  bestimmten  Fälle 
in  denen  der  Staat  zur  Sicherung  von  Privatrechten  eingreift  oder  seine 
Thätigkeit  darbietet. 

Als  Hauptzweige  dieser  rechtspolizeilichen  Fürsorge  erscheinen: 

a)  die  Mitwirkung  bei  Rechtsgeschäften,  welche  die  Be- 
gründung oder  Aenderung  von  Familienverhältnissen  zum  Gegen- 
stand haben  (Adoption,  Legitimation  und  Entlassung  aus  der  väterli- 
chen Gewalt;5) 

b)  das  Vormundschafts-  und  Pflegschaftswesen;6) 

c)  das  Verlassenschaftswesen;7) 

d)  die  Obsorge  über  Fideikommisse;  8) 


l)  §  6  litt,  b  Ges.  21.  Mai  1868. 

*)  §  50  Ges.  21.  Mai  1868. 

3)  §  43,  45,  46  Ges.  21.  Mai  1868. 

<)  Art.  IX.  St.  G. ;  Seite  201  d.  W. 

h)  V.  Hptst.  Ges.  9.  August  1854. 

8)  §  181—219  Ges.  9.  August  1854. 

7)  §  20—180  Ges.  August  1854. 

h)  §  220—256  Ges.  9.  August  1854 
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e)  das  Depositenwesen,  d.  b.  die  Verwahrung  von  Geld-  und 
Werthgegenständen  in  den  vom  Gesetze  gebotenen  oder  gestatteten 
Fällen.  m 

In  Wien,  Graz,  Prag  bestehen  besondere  Depositenämter  als 
gemeinschaftliche  Nebenämter  aller  in  diesen  Orten  bestehenden  Gerichte 
erster  Instanz;  in  den  andern  Orten  besorgen  in  der  Regel  die  Steuer- 
ämter im  Auftrage  und  unter  Kontrolle  der  Gerichte  das  Depositen- 
geschäft. In  Galizien  besorgen  jene  Bezirksgerichte,  an  deren  Amts- 
sitze keine  Steuerämter  bestehen,  selbst  das  Depositengeschäft.  Das- 
selbe gilt  auch  von  den  Gerichten  in  Triest.1) 

f)  Das  Grundbuchswesen  in  seinen  drei  Zweigen:  Führung 
des  allgemeinen  Grundbuches,  der  Berg-  und  der  Eisenbahnbücher; 

g)  die  Führungdes  Handels- und  Genossenschaftsregisters; 

h)  die  Vornahme  freiwilliger  Schätzungen  und  Feilbietungen;2) 

i)  die  Ertheilung  gerichtlicher  Zeugnisse,  dann  die  Beglau- 
bigung von  Abschriften  und  Unterschriften;3) 

k)  die  Beurkundung  von  Rechtsgeschäften  durch autorisirte 
staatlich  ernannte  und  kontrollirte  Urkundspersonen  (Notariat). 

III.  Der  Civilprocess  bildet  zwar  insofern  einen  Bestandteil 
des  öffentlichen  Rechtes,  als  es  sich  bei  demselben  auch  um  eine  Re- 
gulirung  der  Thätigkeit  der  Staatsgewalt  handelt  Seine  Gestaltung 
beruht  auf  besonderer  juristischer  Technik.  Sein  Zweck:  Schutz  der  der 
Disposition  des  Einzelnen  unterliegenden  Privatrechte,  bringt  es  mit 
sich,  dass  der  Beginn  und  der  Lauf  des  Processes  regelmässig  von 
dem  Willen  der  Parteien  abhängt  (Verhandlungsmaxime).  Die 
Verhandlung  vor  dem  erkennenden  Richter  soll  in  der  Regel  mündlich 
und  öffentlich  sein,4)  weil  die  Unmittelbarkeit  und  Lebendigkeit  des 
Verkehrs  zwischen  den  Parteien  und  den  Gerichten  das  Vertrauen  in 
die  Gerechtigkeit  der  Rechtspflege  fordert.5)  Dieses  Princip  erwartet 
seine  Verwirklichung  von  einer  Reform  des  Civilprocessrechtes. 

IV.  Der  Begriff  der  C iviljustizsachen  begrenzt  den  Umfang 
der  Wirksamkeit  der  Civilgerichte.  Eine  Civiljustizsache  liegt  aber  dort 
vor,  wo  Jemand  auf  Grund  einer  bestehenden  Rechtsnorm  den  Schutz 
subjektiver  Privatrechte  vom  Staate  beansprucht. 

Wo  dagegen  Rechte  und  Pflichten  aus  der  Mitgliedschaft  am  Staats- 
verbande oder  an  den  politischen  Körpern  im  Staate  entspringen,  liegt  keine 

•)  Ka  serer,  Handbuch  der  österr.  Justizverwaltung  (1882)  S.  177. 

2)  §  276—280  Ges.  9.  August  1854. 

3)  §  281—293  Ges.  9.  August  1854. 

4)  Art  X  St.  G.  G.  über  die  richterliche  Gewalt. 

5)  Motive  zu  dem  St.  G.  über  die  richterliche  Gewalt. 
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Justiz-,  sondern  eine  Verwaltungssache  (beziehungsweise  Verwaltung*- 
gerichtssache)  vor.   Es  hebt  jedoch  den  Begriff  der  Justizsache  nicht 
#  auf;  dass: 

a)  in  einem  Streite  über  Privatrechte  der  Staat  als  Fiscus,  ein 
Land,  eine  Gemeinde  betheiligt  ist;  oder 

b)  dass  das  Privatrechtsverhältniss  mit  einem  Verhältnisse  des 
öffentlichen  Rechtes  in  Konnexität  steht,  soweit  nicht  durch  positive 
Vorschrift  aus  diesem  Grunde  der  Rechtsweg  ausgeschlossen  ist. 

Auch  kommt  der  Civilrichter  häufig  in  die  Lage,  in  seinen  ür- 
theilen  Fragen  des  öffentlichen  Rechtes  als  incidente  Präjudicialpunkte 
zu  entscheiden.1) 

§  297. 

Die  Strafgeriehtsbarkeit. 

I.  Ueber  die  Strafgerichtsbarkeit  bestimmt  das  Staatsgrundgesetz 
Uber  die  richterliche  Gewalt: 

a)  Die  Verhandlungen  vor  dem  erkennenden  Richter  sind  in  Straf- 
rechts-Angelegenheiten  mündlich  und  Öffentlich. 

Die  Ausnahmen  bestimmt  das  Gesetz.  Im  Strafverfahren  gilt  der 
Anklageprocess. 

b)  Bei  den  mit  schweren  Strafen  bedrohten  Verbrechen ,  welche 
das  Gesetz  zu  bezeichnen  hat,  sowie  bei  allen  politischen,  oder  durch 
den  Inhalt  einer  Druckschrift  verübten  Verbrechen  und  Vergehen  ent- 
scheiden Geschworene  über  die  Schuld  des  Angeklagten. 

II.  Diese  Principien  haben  für  die  den  ordentlichen  Gerichten  zu- 
gewiesene Kriminalgerichtsbarkeit  ihre  Verwirklichung  gefunden  in  der 
Strafprocessordnung  vom  23.  Mai  1873. 

Es  kann: 

a)  Eine  Bestrafung  wegen  der  den  Gerichten  zur  Aburtheilung  zu- 
gewiesenen Handlung  nur  nach  vorgängigem  Strafverfahren  in  Gemäss- 
heit  dieser  Strafprocessordnung  und  in  Folge  eines  von  dem  zuständi- 
gen Richter  gefällten  Urtheiles  erfolgen. 

b)  Die  gerichtliche  Verfolgung  der  strafbaren  Handlungen  tritt  nur 
auf  Antrag  eines  Anklägers  ein. 

Wegen  Handlungen,  die  nach  den  Strafgesetzen  nur  auf  Begehren 
eines  Betheiligten  verfolgt  werden  können,  kommt  diesem  die  Anstel- 
lung der  Privatklage  zu. 


!)  H.  Schulze,  Deutsches  St.  R.  S.  647;  v.  Gerber,  Staatsrecht 
S.  199. 
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Alle  anderen  strafbaren  Handinngen  sind  Gegenstand  der  öffent- 
lichen Anklage,  deren  Erhebung  zunächst  der  Staatsanwaltschaft  zu- 
kommt 

Es  soll  durch  Aufstellung  eigener  Beamten,  welchen  die  Verfol- 
gung der  Verbrechen  übertrafen  ist,  jenem  Zustande  ein  Ende  gemacht 
werden,  in  welchem  dem  Richter  die  Anklage,  die  Vertheidigung  und 
gegenseitige  Abwägung  beider  obliegt,  und  in  welchem  er  neben  seinem 
nächsten  und  wichtigsten  Geschäfte  noch  die  mit  diesem  und  unter- 
einander im  Widerspruche  stehenden  Geschäfte  des  Anklägers  und  Ver- 
teidigers zu  besorgen  hat. 

c)  Die  Befugniss  der  Staatsanwaltschaft  zur  ausschliesslichen  Er- 
hebung der  peinlichen  Anklage,  das  sog.  Anklagemonopol,  er- 
fährt eine  Modifikation  durch  das  den  Privatbeteiligten  (durch  das 
Delikt  Verletzten)  zugestandene  Becht  (§  48  St.  P.  0.),  bei  Zurück- 
weisung der  Anzeige  durch  den  Staatsanwalt  oder  dessen  Bücktritt  von 
Anklage  selbst  die  öffentliche  Anklage  zu  fuhren. 

d)  Dem  Monarchen  sind  als  besondere  gerichtsherrliche  Bechte 
vorbehalten: 

a)  das  Recht  der  Abolition,  d.  i.  der  Niederschlagung  der  Unter- 
suchung, wodurch  der  gegen  jemand  angestellte  peinliche  Prozess,  bevor 
noch  das  Endurtheil  vom  Richter  gesprochen  ist,  gänzlich  aufgehoben  wird; 

ß)  das  Begnadigungsrecht  im  engern  Sinn  (jus  aggratiandi), 
wodurch  ein  Verbrecher  von  der  ihm  durch  das  richterliche  ürtheil 
zuerkannten  Strafe  völlig  befreit  wird; 

y)  das  Milderungsrecht  (jus  mitigandi  ex  capite  gratiae), 
wodurch  die  zuerkannte  Strafe  zum  Theil  erlassen  oder  in  eine  mildere 
verwandelt  wird ; 

8)  das  Recht  der  Bestitution,  wodurch  die  gesetzlichen  Folgen 
der  erkannten  Strafe  ganz  oder  teilweise  aufgehoben  werden.  Dabei 
ist  es  einerlei,  ob  diese  Folgen  vor,  bei  oder  nach  der  Erduldung  der 
erkannten  Strafe  aufgehoben  werden. 

£)  Die  Amnestie  bezieht  sich  auf  eine  ganze  Kategorie  von  straf- 
baren Handlungen;  dieselbe  ist  eine  Verbindung  von  Begnadigung  und 
Abolition  in  einer  grösseren  Ausdehnung  und  ohne  weiteres  Eingehen 
auf  einzelne  Fälle,  und  begreift  entweder  nur  die  Erlassung  der  Strafe 
oder  auch  sämmtlicher  rechtlicher  Folgen  der  Anschuldigung  und  Ver- 
urteilung in  sich;  sie  bezeichnet  dann  ein  vollständiges  Vergessen  des 
Geschehenen  (lex  oblivionis). 

Nirgends  ist  die  Gewährung  der  Gnade  von  einem  Gesuche  des 
Verurteilten  abhängig;  sie  kann  vielmehr  als  ein  wesentlich  im  öffent- 
lichen Interesse  vorzunehmender  Akt  auch  aus  der  eigenen  Initiative 


Digitized  by  Google 


702      Zweites  Buch.    Regierungsrecht  des  Österreich.  Staatskörpers. 

der  Krone,  selbst  gegen  den  Willen  des  rechtskräftig  Verurtheilten,  er- 
folgen. Selbstverständlich  ist  es,  dass  der  Straferlass  Privatrechte 
Dritter  nicht  beeinträchtigen  darf,  dass  namentlich  Ansprüche  eines 
durch  die  strafbare  Handlung  Verletzten  auf  Schadenersatz  durch  einen 
Begnadigungsakt  in  keiner  Weise  beseitigt  werden  können  (H.  Schulze, 
D.  St.  S.  570). 

e)  Die  Wirksamkeit  der  zur  Aburtheilung  über  die,  im  Art.  IV  des 
Kundmachungsgebietes  der  St.  P.  0.  angeführten  Delikte  berufenen 
Schwurgerichte  kann  nach  dem  Ges.  vom  23.  Mai  1873  R.  120  hin- 
sichtlich aller  ihnen  zugewiesenen  strafbaren  Handlungen  oder  einzelner 
Arten  derselben  zeitweilig,  und  zwar  längstens  auf  die  Dauer  eines  Jahres 
für  ein  bestimmtes  Gebiet  eingestellt  werden,  wenn  daselbst  Thatsachen 
hervorgetreten  sind,  welche  dies  zur  Sicherung  einer  unparteiischen  und 
unabhängigen  Rechtsprechung  als  nothwendig  erscheinen  lassen. 

Die  Einstellung  prfolgt  in  jedem  einzelnen  Falle  nach  Anhörung 
des  Obersten  Gerichtshofes  durch  eine  Verordnung  des  Gesammtmini- 
steriums  unter  dessen  Verantwortlichkeit. 

Die  Regierung  ist  verpflichtet,  diese  Verordnung  unter  Darlegung 
der  Gründe  beiden  Häusern  des  Reichsrathes,  wenn  derselbe  versammelt 
ist,  sogleich,  im  entgegengesetzten  Falle  unmittelbar  nach  dessen  Zu- 
sammentritt vorzulegen,  und  dieselbe  sofort  aufzuheben,  sobald  eines 
der  beiden  Häuser  des  Reichsrathes  dies  verlangt. 

Ist  in  einem  Gebiete  die  Wirksamkeit  der  Geschworenengerichte 
durch  Verordnung  eingestellt  worden,  so  kann  diese  Einstellung  daselbst 
auf  dem  Verordnungswege  weder  verlängert^  noch  vor  der  nächsten 
Wiedereröffnung  der  Sitzungen  des  Reichsrathes  erneuert  werden. 

Sowohl  die  Einstellung  der  Wirksamkeit  der  Geschworenengerichte, 
als  das  Aufhören  derselben  ist  durch  das  Reichsgesetzblatt  kund  zu 
machen. 

§  298. 

Die  Justiz Yerwaltnng.1) 

I.  Unter  Justizverwaltung  begreift  man  zunächst: 

a)  Die  Ausübung  der  auf  die  Besetzung  der  Gerichte  und  ihres 
Hilfspersonals  sich  beziehenden  gerichtsherrlichen  Rechte  der  Krone. 

b)  Das  Obcraufsichts recht  über  die  Gerichte,  welches  durch 
das  Justizministerium  ausgeübt  wird.    Hierin  liegt  das  Recht: 

')  Domin-Petrusherez,  Nonnalien  für  den  administrativen  Dienst 
bei  den  Justizbehörden  in  Oesterreich  1869.  Käser  er,  Handbuch  der 
österreichischen  Justizverwaltung  1882. 
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a)  die  Vorlage  von  Geschäftsausweisen  über  die  Thätigkeit  der 
Gerichte  zu  verlangen;1) 

fi)  die  periodische  oder  ausserordentliche  Visitation  der  Gerichte 
vorzunehmen  ;2) 

y)  auf  Grund  der  eingegangenen  Beschwerden  über  verweigerte 
oder  verzögerte  Justiz  Berichte  abzufordern,  und  insofern  die  Beschwer- 
den begründet  gefunden  werden,  Mandate  an  die  Gerichte  zu  erlassen, 
die  sich  aber  niemals  auf  den  materiellen  Inhalt  der  Richtersprüche 
beziehen  dürfen; 

*)  die  Disciplin  über  das  Eichterpereonal  nach  Massgabe  derDis- 
ciplinargesetze  auszuüben. 

IL  Sodann  umfasst  die  Justizverwaltung  die  Sorge  für  die  ökono- 
mischen Bedürfnisse  der  Gerichte,  insbesondere  die  Verwaltung  der  Ge- 
fängnisse und  der  Strafanstalten  (Vdg.  25.  Oktober  1865  IL  109)  als 
Hilfsanstalten  der  Gerichte. 

Zum  Vollzuge  längerer  Freiheitsstrafen  wegen  Verbrechen  bestehen 
in  den  im  Eeichsrathe  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  20  Straf- 
anstalten. Von  diesen  sind  14  ausschliesslich  für  männliche,  und  6 
ausschliesslich  für  weibliche  Sträflinge  bestimmt. 

Die  Männerstrafanstalten  werden  vom  Staate  unmittelbar  ver- 
waltet und  geleitet. 

Die  Weiberstrafanstalten  stehen  unter  der  Verwaltung 
weiblicher,  der  katholischen  Kirche  angehörigen  Ordenskongregationen, 
welchen  nicht  bloss  der  Strafvollzug,  sondern  auch  die  Sorge  für  die  Ver- 
pflegung und  Beschäftigung  der  Sträflinge  übertragen  ist,  und  welche 
hierfür  vom  Staate  eine  für  Kopf  und  Tag  der  verpflegten  Sträflinge 
vertragsmässig  bestimmte  Pauschalvergütung  beziehen.  Die  Lokal- 
oberin der  Ordenskongregation  ist  die  Vorsteherin  der  Strafanstalt;  eine 
entsprechende  Anzahl  von  Ordensschwestern  steht  ihr  zur  Seite. 
Die  äussere  Bewachung  wird  von  männlichen  Aufsichtsorganen  besorgt. 
Zur  Ueberwachung  des  gesetzmässigen  Strafvollzuges  und  der  ordnungs- 
mäßigen Behandlung  der  Sträflinge  ist  in  jeder  Weiberstrafanstalt 
ein  Inspektor  bestellt,  welcher  gleich  dem  Arzte  der  Anstalt  vom  Staate 
ernannt  und  besoldet  wird. 

Sämmtliche  Strafanstalten  sind  für  die  gemeinsame  Haft  einge- 
richtet. Die  Sträflinge  werden  in  Gruppen  von  6  bis  30  Personen  bei 
Tag  und  Nacht  in  gemeinsamen  Räumen  vorwahrt,  dürfen  miteinander 
verkehren,  während  der  Arbeit  jedoch  nur  das  sprechen,  was  die  Arbeit 
unabweislich  erheischt. 

*)  Vgl.  darüber  §§  98—104  der  Gerichtsinstruktion. 
*)  §  93—97  daselbst. 
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Bei  der  Bildung  der  Gruppen  (Klassifikation)  haben  das  Alter,  die 
Bildungsstufe,  die  Gemüthsbeschaffenheit,  das  Vorleben  und  die  Art 
des  begangenen  Verbrechens  zur  Richtschnur  zu  dienen,  und  es  ist  vor- 
zugsweise darauf  zu  sehen,  dass  jugendliche  Verbrecher  nicht  mit  älteren 
und  verhärteten  Uebelthätern,  und  gebildete  Sträflinge  nicht  mit  rohen 
und  ungebildeten  vereinigt  werden. 

Vier  Männerstrafanstalten  (Carlau,  Stein,  Karthaus  und  Pilsen) 
sind  zum  Vollzuge  von  Freiheitsstrafen  in  Einzelhaft  (nach  dem  Gesetze 
vom  1.  April  1872  R.  G.  Bl.  Nr.  43,  betreffend  die  Vollziehung  von 
Freiheitsstrafen  in  Einzelhaft  und  die  Bestellung  von  Strafvollzugs- 
kommissionen) eingerichtet. 

III.  Weiter  gehört  zur  Justizverwaltung  die  Bestellung  und  Kon- 
trolle der  Notare. 

Die  Notare  werden  vom  Staate  bestellt  und  öffentlich  beglaubigt 
damit  sie  nach  Massgabe  der  Notariatsordnung  über  Rechtserklärungen 
und  Rechtsgeschäfte,  sowie  über  Thatsachon,  aus  welchen  Rechte  abge- 
leitet werden  wollen,  öffentliche  Urkunden  aufnehmen  und  ausfertigen, 
dann  die  von  den  Parteien  ihnen  anvertrauten  Urkunden  verwahren  und 
Gelder  und  Werthpapiere  zur  Ausfolgung  an  Dritte  oder  zum  Erläge  bei 
Behörden  übernehmen. 

Die  Ernennung  der  Notare  steht  dem  Justizminister  zu. 

Zur  Erlangung  einer  Notarstelle  wird  erfordert,  dass  der  Bewerber 

a)  in  einer  Gemeinde  der  Reichsrathsländer  heimatberechtigt,  vier- 
undzwanzig Jahre  alt  und  von  unbescholtenem  Lebenswandel  sei,  und 
die  freie  Verwaltung  Vermögens  besitze; 

b)  die  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Studien  zurückgelegt 
und  die  vorgeschriebenen  theoretischen  Prüfungen  abgelegt,  oder  den 
juridischen  Doktorgrad  erlangt  habe; 

c)  die  Notariats-,  »Advokaten-  oder  Richteramtsprüfung  mit  Erfolg 
bestanden,  und 

d)  sich  durch  vier  Jahre  im  praktischen  Justizdienste  verwendet 
habe,  wovon  mindestens  zwei  Jahre  in  der  Praxis  bei  einem  Notare  zuge- 
bracht worden  sein  müssen,  die  übrige  Zeit  aber  auch  in  dor  gericht- 
lichen oder  in  der  Praxis  bei  einem  Advokaten  oder  einer  Finanzpro- 
curatnr  zugebracht  sein  kann;  und  endlich 

e)  die  für  die  Stelle,  für  welche  er  ernannt  werden  will,  erforder- 
liche Kenntniss  der  Landessprachen  besitze. 

Die  Notare,  welche  in  dem  Sprengel  eines  Gerichtshofes  erster  In- 
stanz ihren  Amtssitz  haben,  bilden  das  Notarenkollegium. 

Für  jeden  Sprengel  eines  Gerichtshofes  erster  Instanz,  für  welchen 
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wenigstens  15  Notarstellen  systemisirt  sind,  ist  ans  dem  Notarenkolle- 
gium  eine  Notariats  kämm  er  zu  errichten. 

Der  Amtssitz  der  Kammer  muss  sich  am  Sitze  des  Gerichtshofes 
befinden. 

In  Gerichtshofssprengeln,  für  welche  eine  Notariatskammer  nicht 
errichtet  werden  kann,  hat  der  Gerichtshof  die  in  diesem  Gesetze  der 
Notariatskammer  zugewiesenen  Geschäfte  zu  besorgen. 

Zum  Wirkungskreise  des  Notarenkollegiums  gehören: 

1.  die  Wahl  des  Präsidenten,  der  Kammermitglieder  und  der  Stell- 
vertreter der  letzteren; 

2.  die  Erstattung  von  Berichten  über  den  Zustand  der  Rechtspflege 
von  Anträgen  zur  Abstellung  wahrgenommener  Mängel  und  von  Gesetz- 
vorschlägen; 

3.  die  Erstattung  von  Anträgen  und  Abgabe  von  Gutachten  über 
die  Vereinigung  von  Notarencollogien  und  von  Vorschlägen  über  den 
Organismus  des  Notariats  überhaupt; 

4.  die  Feststellung  der  von  der  Kammer  vorgeschlagenen  Umlagen 
und  die  Prüfung  der  Kammerrechnungen ; 

5.  die  Feststellung  seiner  Geschäftsordnung,  welche  dem  Justiz- 
minister zur  Genehmigung  vorzulegen  ist 

Der  Notariatskammer  sind  folgende  Angelegenheiten  zugewiesen: 

a)  die  Aufsicht  über  das  Benehmen  und  die  Geschäftsführung  der 
Notare  und  über  die  Notariatskandidaten  ihres  Sprengeis,  sowie  die 
Führung  der  Verzeichnisse  über  dieselben; 

b)  die  Handhabung  der  Disciplin  über  die  Notare  und  Notariats- 
kandidaten als  Ehrengericht; 

c)  das  vermittelnde  Einschreiten  bei  Irrungen  und  Streitigkeiten 
zwischen  Notaren  ihres  Sprengeis  in  Beziehung  auf  die  Ausübung  ihres 
Berufes. 

Die  Notare  sind  verbunden,  vor  Betretung  des  Beschwerdeweges  die 
Vermittlung  der  Kammer  anzurufen; 

d)  das  vermittelnde  Einschreiten ,  wenn  zwischen  Notaren  ihres 
Sprengeis  und  Parteien  Irrungen  oder  Streitigkeiten  in  Ansehung  der 
Amtsführung  oder  in  Ansehung  der  von  dem  Notare  angesprochenen 
Gebühren  sieh  ergeben; 

e)  in  den  von  dem  Gesetze  bezeichneten  Fällen  die  Entscheidung 
über  die  bei  ihr  angebrachten  Beschwerden ; 

f)  die  Bestätigung  der  Praxiszeugnisse  für  die  Notariatskandidaten ; 

g)  die  Erstattung  von  Anträgen  und  Gutachten  in  Gesetzgebungs- 
fragen, über  Aenderungen  im  Organismus  des  Notariats  oder  in  den  Be- 
stimmungen der  Sprengel  oder  Sitze  der  Kammern,  über  Verminderung 

ü  1  b  r  i  c  h,  Oesterreich.  Staatsrecht.  45 
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oder  Vermehrung  der  Notarstellen  oder  die  Verlegung  der  Amtssitze  der 
Notare,  über  Aendernngen  im  Gebührentarife,  u.  dgl.; 

h)  die  Mitwirkung  bei  der  Besetzung  von  Notarstellen  und  bei  der 
Legung  und  Hinausgabe  von  Kautionen; 

i)  die  Besorgung  der  ökonomischen  Angelegenheiten  und  die  Fest- 
stellung der  Geschäftsordnung,  welche  dem  Justizminister  zur  Genehmi- 
gung vorzulegen  ist; 

k)  die  Einberufung  des  Notarenkollegiums. 

Gegen  einen  Notar,  dessen  Benehmen  die  Ehre  oder  Würde  seines 
Berufes  beeinträchtigt,  hat  die  Kammer  mit  Ordnungsstrafen  vor- 
zugehen. 

Ordnungsstrafen  sind  die  Mahnung  an  die  Pflichten  des  8tandes 
und  die  schriftliche  Rüge. 

Eine  Beschwerde  gegen  eine  solche  Verfügung  findet  nicht  statt. 

Wenn  ein  Notar  eine  der  den  Notaren  auferlegten  Pflichten  ver- 
letzt oder  die  Ehre  oder  Würde  des  Standes  durch  sein  Benehmen  bloss- 
stellt,  ist  gegen  ihn  im  Disciplinarwege  vorzugehen  und  ist  von  dem 
zuständigen  Oberlandesgericht,  unter  analoger  Anwendung  der  Bestim- 
mungen über  das  Disciplinarverfahren  gegen  richterliche  Beamte,  eine 
Disciplinarstrafe  zu  verhängen. 

Disciplinarstrafen  sind : 

0)  Schriftlicher  Verweis; 

ß)  Geldbusse  bis  500  Gulden; 

y)  Suspension  vom  Amte  in  der  Dauer  von  höchstens  Einem  Jahre ; 
Entsetzung  vom  Amte. l) 

IV.  Ein  weiterer  Kreis  von  Geschäften  der  Justizverwaltung  betrifft 
den  Rechtsberuf  der  A  dvokatur.  Zur  Ausübung  der  Advokatur2)  in  den 
im  Reichsrathe  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  bedarf  es  keiner  be- 
hördlichen Ernennung,  sondern  lediglich  der  Nachweisung  der  Erfüllung  der 
nachfolgenden  Erfordernisse  und  derEintragung  in  die  Liste  der  Advokaten. 

Diese  Erfordernisse  sind: 

a)  das  Heimathrecht  in  einer  Gemeinde  der  Beiehsrathsländer ; 

b)  die  Eigenberechtigung; 

c)  die  erfolgte  Zurücklegung  der  juridisch-politischen  Studien,  sowie 
die  nach  Ablegung  der  vorgeschriebenen  strengen  Prüfungen  an  einer 
in  diesen  Königreichen  und  Ländern  befindlichen  Universität  erlangte 
juridische  Doktorswürde; 

1)  Notariatsordnuug  25.  Juli  1871  R.  75  saramt  Novelle  vom  28. 
Dezember  1876  R.  3. 

2)  Advokatenordnung  f>.  Juli  1868  R.  9G;  Disciplinarstatut  1.  April 
1872  R.  40. 
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d)  die  praktische  Verwendung  in  der  gesetzlichen  Art  nnd  Dauer; 

e)  die  mit  Erfolg  zurückgelegte  Advokaturprüfung. 

Zur  Darthuung  der  praktischen  Verwendung  ist  eine  von  dem  Zeit- 
punkte der  erfüllten  gesetzlichen  Bedingungen  zum  Eintritte  in  die 
Gerichtspraxis  an  zu  berechnende  siebenjährige  Advokaturpraxis  auszu- 
weisen, und  zwar: 

a)  eine  einjährige,  bei  einem  Gerichtshofe  dieser  Königreiche  und 
Länder  vollstreckte  civil-  und  strafgerichtliche  Praxis; 

b)  eine  durch  sechs  Jahre  bei  einem  Gerichte  oder  einem  Advo- 
katen in  diesen  Königreichen  und  Ländern  vollstreckte  Praxis,  wovon 
wenigstens  drei  Jahre  nach  erlangtem  Doktorate  bei  einem  Advokaten 
zugebracht  werden  müssen; 

c)  die  Praxis  bei  einer  Finanzprokuratur  ist  der  bei  einem  Advo- 
katen geschöpften  gleichzuhalten. 

Die  gerichtliche  Praxis  ist  durch  das  Gericht,  jene  bei  einem 
Advokaten  durch  den  Ausschuss  der  Advokatenkammer,  die  bei  einer 
Finanzprokuratur  durch  diese  zu  bestätigen. 

Die  Advokaten  innerhalb  gewisser  Gerichtssprengel  (regelmässig  der 
Gerichte  zweiter  Instanz)  bilden  die  Advokatenkammer. 

Die  Advokatenkammer  besorgt  ihre  Geschäfte  theils  unmittelbar  in 
Plenarversammlungen,  theils  mittelbar  durch  ihren  Ausschuss.  Sowohl 
der  Kammer  als  dem  Ausschusse  obliegt  die  Wahrung  der  Ehre,  des 
Ansehens  und  der  Rechte,  wie  auch  die  üeberwachung  der  Pflichten  des 
Advokatenstandes. 

Der  Advokatenkammer  sind  folgende  Angelegenheiten  zugewiesen : 

a)  die  Festsetzung  ihrer  eigenen  Geschäftsordnung  und  jener  des 
Ausschusses; 

b)  die  Festsetzung  der  Zahl  ihrer  Ausschussmitglieder; 

c)  die  Wahl  des  Vorstandes  und  des  Ausschusses  der  Kammer, 
sowie  der  dem  Advokatenstande  angehörigen  Prüfungskommissäre  zur 
Advokaturprüfung; 

d)  der  Voranschlag  der  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Kammer 
und  des  Ausschusses,  die  Feststellung  der  Beiträge  der  Mitglieder,  sowie 
die  Prüfung  und  Genehmigung  der  Rechnungen  der  Kammer  und  des 
Ausschusses; 

e)  die  Erstattung  von  Gesetzvorschlägen  und  Gutachten  über  Gesetz- 
entwurfe, von  Berichten  über  den  Zustand  der  Rechtspflege,  sowie  von 
Mittheilnngen  über  wahrgenommene  Mängel  und  Wünsche  in  derselben ; 

f)  Anträge  auf  Aenderung  der  Sprengel  bestehender  und  Bildung 
neuer  Advokatenkammern. 

AU' 
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Die  Geschäftsordnungen  der  Kammern  und  Ausschüsse  sind  dem 
Justizministerium  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Zu  dem  Wirkungskreise  des  Ausschusses  gehören: 

a)  die  Führung  der  Advokatenliste,  insbesondere  die  Entscheidung 
über  die  Eintragung  in  dieselbe,  sowie  über  die  Resignation  eines 
Mitgliedes; 

b)  die  Führung  der  Liste  der  Advokatur-Kandidaten,  die  Bestäti- 
gung der  Advokaturpraxis,  sowie  die  Ausfertigung  der  Legitimation  zur 
Substituirung  an  dieselben; 

c)  die  Ausführung  der  Beschlüsse  der  Advokatenkammer; 

d)  die  Besorgung  der  ökonomischen  Geschäfte  der  Advokaten- 
kammer und  Einbringung  der  Jahresbeiträge; 

e)  der  Verkehr  mit  den  Behörden  und  den  ausserhalb  der  Kammer 
stehenden  Personen; 

0  die  Erstattung  von  Gutachten  über  die  Angemessenheit  des 
Honorars  und  Vergütung  für  Dienstleistungen  des  Advokaten,  sowie  die 
angesuchte  gütliche  Beilegung  des  Streites  über  selbe; 

g)  die  Vermittlung  entstandener  Irrungen  zwischen  Mitgliedern  der 
Kammer  in  dienstlicher  Beziehung; 

h)  die  Bestellung  eines  mittlerweil  igen  Stellvertreters  für  einen 
Advokaten,  der  mit  Tod  abgegangen  ist,  oder  für  einen  erkrankten  oder 
abwesenden  Advokaten,  der  nicht  selbst  einen  Substituten  namhaft  ge- 
macht hat  oder  namhaft  machen  konnte; 

i)  die  Bewilligung  eines  unentgeltlichen  Vertreters; 

k)  die  Einberufung  der  ordentlichen  Plenarversammlung  der  Advo- 
katenkammer. 

Die  Handhabung  der  Disciplinargewalt  über  Advokaten  und  Advo- 
katen-Kandidaten soll  zunächst  durch  Organe  des  Advokatenstandes 
geübt  werden.  Das  Verfahren  hiebei,  sowie  die  Bestimmungen  in  Be- 
treff der  Art  und  des  Masses  der  Strafen,  der  Berufungsinstanz  und  der 
Rechtsmittel  gegen  die  gefällten  Entscheidungen  werden  durch 
ein  Disciplinarstatut  im  Gesetzgebungswege  geregelt. 

Nach  dem  Gesetze  vom  1.  April  1872  R.  40  ist  am  Sitze  jeder 
Advokatenkammer  ein  Disciplinarrath  zu  bestellen,  der  von  Amts- 
wegen einzuschreiten  hat,  sobald  er  durch  eigene  Wahrnehmung,  durch 
eine  Anzeige  oder  Beschwerde  von  dem  Disciplinarvergehen  eines  Ad- 
vokaten Kenntniss  erlangt. 

Disciplinarstrafen  sind : 

a)  der  schriftliche  Verweis; 

b)  Geldbusse  bis  zum  Betrage  von  dreihundert  Gulden;  dieselbe 
fliesst  in  den  Armenfond  jener  Gemeinde,  in  welcher  der  Beschuldigte 
seinen  Wohnsitz  hat; 
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c)  Einstellung  der  Ausübung  der  Advokatur,  welche  jedoch  die 
Dauer  eines  Jahres  nicht  überschreiten  darf.  Gegen  Advokatur-Kandi- 
daten ist  statt  dieser  Strafe  auf  Verlängerung  der  Praxiszeit ,  jedoch 
höchstens  um  Ein  Jahr,  oder  auf  Verlust  dos  Substitutionsrechtes  auf 
bestimmte  Zeit  zu  erkennen; 

d)  Streichung  von  der  Liste. 

Welche  dieser  Strafen  zu  verhängen  sei,  ist  nach  der  Grösse  des 
Verschuldens  und  der  daraus  entstandenen  Nachtheile  zu  beurtheilen. 

V.  Endlich  gehören  hierher  die  auf  Vertheidigung  in  Straf- 
sachen sich  beziehenden  Administrativgeschäfte. 

Jeder  Gerichtshof  zweiter  Instanz  hat  für  seinen  Sprengel  eine 
Vertheidigerliste  anzulegen,  mit  Anfang  eines  jeden  Jahres  zu  erneuern 
und  allen  Strafgerichten  zuzustellen,  bei  welchen  sie  zu  Jedermanns 
Einsicht  offen  zu  halten  ist.  In  diese  Liste  sind  vorerst  alle  im  Sprengel 
des  Gerichtshofes  zweiter  Instanz  die  Advokatur  wirklich  ausübenden 
Advokaten  aufzunehmen.  Auf  ihr  Ansuchen  sind  aber  auch  für  das 
Richteramt,  die  Advokatur  oder  das  Notariat  geprüfte  Rechtsverständige, 
sowie  alle  Doktoren  der  Rechte,  welche  Mitglieder  des  Lehrkörpers  einer 
rechts-  oder  staatswissenschaftlichen  Fakultät  sind,  aufzunehmen,  soferne 
nicht  Umstände  vorliegen,  welche  nach  dem  Gesetze  die  Ausschliessung 
von  dem  Richteramte,  der  Advokatur  oder  dem  Notariate  zur  Folge 
haben.  Wer  sich  durch  die  Ausschliessung  aus  dieser  Liste  gekränkt 
erachtet,  kann  darüber  bei  dem  Justizminister  Beschwerde  fuhren. 


Zehntes  Hauptstück. 

Der  Rechtsschutz  im  Staatsrecht. 

I.  Allgemeines. 

§  299. 
Begriff. 

I.  Im  Gebiete  des  Staatsrechtes  entsteht  das  Bedürfhiss  nach  Rechts- 
schutz, um  die  Unterthanen  und  die  Gesammtheit  gegen  ein  dem  ob- 
jektiven Rechte  widersprechendes  Handeln  der  staatlichen  Organe  zu 
sichern. 

II.  Der  Rechtsschutz  der  Unterthanen,  d.  i.  der  der  Staatsgewalt 
unterworfenen  physischen  und  juristischen  Personen  gegen  Verfügungen 
der  staatlichen  Organe  wird  in  doppelter  Weise  gewährt: 
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a)  Es  ist  durch  das  geltende  Verfassungsrecht  gegen  administrative 
Verfügungen  als  allgemeines  Rechtsmittel  das  Beschwerderecht  ein- 
geräumt. Allein  nach  Erschöpfung  des  administrativen  Instanzenzuges 
ist  überdies  die  Möglichkeit  einer  Rechtskontrolle  dieser  Entscheidungen 
durch  die  auf  Parteianrufen  thätig  werdenden  Gerichtshöfe  des  öffent- 
lichen Rechtes:  des  Reichsgerichtes  und  des  Verwaltungsgerichtshofes 
gewährt,  die  als  Kassationsinstanzen  fungiren. 

b)  In  gewissen  Fällen  können  wohlerworbene  Individualrecht« 
staatsrechtlichen  Inhaltes  oder  damit  zusammenhängende  vermögens- 
rechtliche Ansprüche  gegen  den  Staat  oder  gegen  ein  Land  als  klagbare 
Ansprüche  vordem  Reichsgerichte  als  Kausal  gerichtshof  durchgesetzt 
werden. 

III.  Die  verfassungsmässige  Ordnung  des  Staates  dagegen  soll 
wesentlich  dadurch  gesichert  werden,  dass: 

a)  die  staatlichen  Organe  bei  ihrem  Handeln  die  durch  das  Staatsrecht 
gezogenen  Grenzen  ihrer  Wirkungssphäre  wechselseitig  einhalten,  und 

b)  dass  diejenigen  Beamten,  welche  zur  unmittelbaren  Beihilfe  des 
Monarchen  in  der  Ausübung  der  Regierung  berufen  sind,  für  die  Akte 
des  Monarchen  und  für  ihre  eigene  Geschäftsführung  der  Volksvertretung 
gegenüber  eine  besondere  Verantwortlichkeit  übernehmen  (Ministerver- 
antwortlichkeit). 

In  der  ersten  Richtung  gewährt  das  österreichische  Staatsrecht  die 
Möglichkeit  der  Entscheidung  eingetretener  Kompetenzkonflikte 
zwischen  Justiz  und  Verwaltung,  Staats-  und  Selbstverwaltung,  endlich 
zwischen  Selbstverwaltungskörpern  untereinander  durch  die  unabhängige, 
ausserhalb  des  Justiz-  und  Verwaltungsorganismus  gestellte  Instanz 
des  Reichsgerichtes;  in  der  zweiten  Richtung  dagegen  durch 
die  jedem  der  beiden  Häuser  des  Reichsrathes  zustehende,  vor  dem 
Staats  gerichtshof  auszutragende  Ministeranklage. 

§  300. 
Gliederung  des  Stoffes. 

Die  Darstellung  hat  zu  umfassen: 

a)  die  sog.  Verwaltungsgerichtsbarkeit; 

b)  die  Entscheidung  von  Kompetenzkonflikten ; 

c)  die  Ministerverantwortlichkeit. 

Diese  Rechtskontrollen  der  Regierungsthätigkeit  vertheilen  sicli  an 
die  drei  Gerichtshöfe  des  öffentlichen  Hechtes :  den  Verwaltungsgerichts- 
hof, das  Reichsgericht,  den  Staatsgerichtshof. 

Der  Verwaltungsgerichtshof  ist  das  eigentliche  Organ  der 
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Reicbskontrolle  der  Verwaltung  oder  der  sogenannten  Verwaltungs- 
gerichtsbarkeit. 

Das  Reichsgericht  ist  ein  Kompetenzgerichtshof  nnd  ein  Kausal- 
gericht für  gewisse  Zweige  der  Verwaltungsrechtspflege ,  während  dor 
Staats gerichtshof  über  Ministeranklagen  entscheidet. 

Die  systematische  Darstellung  des  öffentlichen  Rechtsschutzes  um- 
fasst  daher  dio  Darstellung  der  Zuständigkeit  dieser  drei  Gerichts- 
höfe (S.  178)  und  des  Verfahrens  bei  denselben. 

II.  Die  eigentliche  Yerwaltungsgerichtsbarkeit.1) 

$  301. 

Begriff  der  Yerwaltungsgerichtsbarkeit. 

Die  Entscheidung  der  Verwaltungsangelegenheiten  erfolgt  im  In- 
stanzenzngo der  Verwaltungsbehörden.  Insofern  die  Verwaltung  eine 
freie  schöpferische  Thätigkeit  für  das  Geraeinwohl  ist,  entscheiden  in 
ihr  die  Zweckmässigkeitsfragen  und  das  freie  Ermessen;  insofern  die 
Verwaltung  durch  Rechtsnormen  gebunden  ist ,  kommt  die  Frage  der 
Gesetzmässigkeit  der  Verwaltungsverfügungen  in  Betracht. 

Die  innerhalb  des  Verwaltungsorganismus  bestehenden  administra- 
tiven Kontrollen  suchen  durch  das  Disciplinarrecht  über  die  Beamten 
und  die  Beaufsichtigung  der  Verwaltungsämter  die  Angemessenheit  und 
Gesetzmässigkeit  der  Verwaltung  zu  sichern.  Die  Oberbehörden  können 
in  der  Regel  von  Amtswegen  einschreiten,  um  Verwaltungsdekrete  der 
unteren  Instanzen  zu  überprüfen  und  zu  korrigiren;  ebenso  steht  den 
von  einer  Verwaltungsverfügung  betroffenen  Personen  die  Möglichkeit 
offen,  durch  die  an  die  obere  Instanz  gerichtete  Beschwerde  eine 
Korrektur  der  Verfügung  zu  erzielen. 

Das  ältere  Verwaltungsrecht  machte  keinen  Unterschied  zwischen 
Rechtsfragen  und  Interessenfragen  der  Verwaltung;  das  formlose  Mittel 
der  Beschwerde  sollte  die  Möglichkeit  bieten,  Rechtsverletzungen  der 
Unterbehörden  oder  unzweckmässige  Entscheidungen  der  untern  Instan- 

!)  Kaserer,  Die  Gesetze  vom  22.  Oktober  1875,  betreffend  die  Er- 
richtung eines  Verwaltungsgerichtshofes  und  die  Entscheidung  von  Kompe- 
tenzkonflikten mit  Materialien  1876.  Pann,  Dio  Verwaltungsjustiz  in 
Oesterreich,  Wien  1876;  Kissling,  Der  Rechtsschutz  der  Einzelnen  gegen- 
über den  öffentlichen  Organen  in  Oesterreich  (in  Hartmann's  Zeitschrift 
für  öffentliches  Recht  II.  S.  226).  Meine  Schrift  Ueber  öffentliche 
Rechte  und  Verwaltungsgerichtsbarkeit  1875. 
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zen  zu  korrigiren.  Allerdings  trat  der  Unterschied  von  Rechtsbeschwer- 
den  und  Verwaltungsbeschwerden  insofern  hervor ,  als  die  angerufen© 
obere  Instanz  bei  einer  eigentlichen  Rechtsbeschwerde  richterliche 
Funktionen  ausübte,  um  eine  von  der  untern  Instanz  entgegen  dem 
wahren  Staatswillen  begangene  Rechtsverletzung  zu  beseitigen,  während 
bei  blossen  Verwaltungsbeschwerden  auch  in  der  höhern  Instanz  das 
freie  Ermessen  massgebend  war.  Auf  diese  Weise  koncentrirte  sich  die 
letzte  und  höchste  Entscheidung  in  allen  Verwaltungsangelegenheiten, 
somit  auch  in  den  eigentlichen  Verwaltungsrechtssachen,  in  der  Mini- 
sterial  in  stanz. 

Durch  Art  XV.  des  Staatsgrundgesetzes  über  die  richterliche  Ge- 
walt wurde  zur  Rechtskontrolle  der  im  administrativen  Instanzenzuge 
ergangenen  Verfügungen  ein  ausserhalb  des  Verwaltungsorganismus  ge- 
stellter unabhängiger  Gerichtshof  (der  Verwaltungsgerichtshof)  als  In- 
stanz berufen,  um  über  Anrufen  der  verletzten  Parteien  eine  Ueberprü- 
fung  der  angefochtenen  Entscheidungen  zu  vollziehen.  Die  durch  den 
Verwaltungsgerichtshof  gewährte  Rechtshülfe  soll  eine  ausserordent- 
liche sein;  daraus  folgt: 

«)  der  Verwaltungsgerichtshof  wird  nur  auf  Parteiantrag  thätig,  wenn 

ß)  der  administrative  Instanzenzug  erschöpft  ist,  und 

y)  die  Besch werdeführung  hat  nicht  an  und  für  sich  in  Ansehung 
des  Vollzuges  der  angefochtenen  Verfügung  Suspensiveffekt. 

Verwaltungsgerichtsbarkeit  bedeutet  daher  im  weitern 
Sinne  die  im  administrativen  Instanzenzuge  von  den  übergeordneten 
Verwaltungsämtern  gegenüber  den  Entscheidungen  und  Verfügungen  der 
untern  Organe  über  Rechtsbeschwerde  des  verletzten  Theiles  geübte 
Rechtskontrolle;  im  engern  Sinne  dagegen  ist  Verwaltungsgerichtsbar- 
keit der  vom  Verwaltungsgerichtshofe  der  Verwaltung  gegenüber  darge- 
botene Rechtsschutz.  Hier  vollzieht  sich  der  Rechtsschutz  in  den  For- 
men eines  geordneten  Rechtsganges,  der  allerdings  von  den  Formen  des 
gewöhnlichen  Civilprocesses  der  Natur  der  Sache  nach  abweicht.  Die 
Beschwerde  des  verletzten  Theiles  richtet  sich  gegen  jene  Behörde,  deren 
Entscheidung  angefochten  wird,  und  diese  nimmt  in  dem  Processver- 
fahren  vor  dem  Verwaltungsgerichtshofe  scheinbar  die  Rolle  einer  Partei 
ein.  Sie  ist  aber  nur  scheinbar  Partei,  weil  sie  nicht  ihr  individuelles 
Interesse,  sondern  nur  die  Gesetzmässigkeit  ihrer  Entscheidung  vertritt 
Es  kann  aber  die  administrative  Verfügung  gleichzeitig  den  Rechtskreis 
mehrerer  Personen  berühren  (S.  437),  indem  die  den  Einen  benachteili- 
gende Verfügung  einem  Zweiten  zum  Vortheile  gereicht  In  diesem 
Falle  rauss  denjenigen  Personen,  denen  die  begehrte  Kassation  der 


Digitized  by  Google 


S  302.   Die  Zuständigkeit  des  Verwaltungsgerichtshofes.  713 

sie  begünstigenden  Verfügung  zum  Nachtheile  gereichen  würde,  die 
Möglichkeit  rechtlichen  Gehörs  geboten  werden. 

§  302. 

Die  Zuständigkeit  des  Verwaltungsgerichtshofes. 

L  Der  Verwaltungsgerichtshof  soll  sowohl  gegenüber  Verfügungen 
der  direkten  Staatsverwaltung  als  auch  gegenüber  Verfugungen  der 
Selbstverwaltungskörper  Schutz  gewähren,  wenn  diese  Verfügungen  ge- 
setzwidrig sind  und  Jemanden  in  seinen  Rechten  beeinträchtigen  (§  2 
Ges.  22.  Okt  1875). 

Es  ist  somit  die  Zuständigkeit  des  Verwaltungsgerichtshofes  bedingt: 

a)  durch  die  Gesetzwidrigkeit  der  Entscheidung  und  Verfu- 
gung.1) Es  können  daher  nur  Rechtsfragen,  keineswegs  aber  Zweck- 
mässigkeits-  und  Ermessensfragen  der  Kognition  des  Verwal- 
tungsgerichtshofes unterstehen. 

b)  Es  muss  durch  die  rechtswidrige  Verfügung  ein  der  Staatsgewalt 
gegenüber  rechtlich  geschütztes  Individualinteresse  des  Beschwerde- 
führers verletzt  sein.  Es  handelt  sich  bei  der  Verwaltungsgerichtsbar- 
keit um  Rechtsverhältnisse  zwischen  dem  Staate  und  den  zur  Ausübung 
von  Herrschaftsrechten  delegirten  Körperschaften  einerseits  und  der  ein- 
zelnen als  Glied  der  Gesammtheit  erscheinenden  Persönlichkeit  ande- 
rerseits. Es  soll  durch  die  Urtheile  des  Verwaltungsgerichtshofes  im 
konkreten  Falle  bestimmt  werden: 

«)  welche  Beschränkungen  und  positive  Leistungen  (S.  84  und  420) 
das  Gemeinwesen  für  seine  Zwecke  vermöge  seiner  Herrschaftsrechts- 
rechte von  den  einzelnen  (physischen  oder  juristischen)  Personen  ver- 
langen darf; 

ß)  durch  welche  Befugnisse  sich  die  Rechtssphäre  der  Einzelnen 
als  Mitglieder  des  Staates  und  der  im  Staate  aufgenommenen  öffentlichen 
Korporationen  erweitert  (S.  86  und  87). 

Dadurch  sind  die  Verwaltungsrechtssachen  abgegrenzt  gegen  die 
bürgerlichen  Rechtssachen,  in  denen  der  Staat  oder  eine  öffent- 
liche Korporation  als  Processpartei  erscheint.  Während  es  sich  bei  den 
Verwaltungsrechtssachen  um  die  Herrschaftsrechte  des  Staates  und  die 
genossenschaftlichen  Rechte  des  Einzelnen  im  Staate  handelt,  steht  in 


')  Gesetzwidrigkeit  ist  hier  im  weiteren  Sinne  zu  nehmen  und 
bedeutet  Inkongruenz  der  Verfügung  mit  der  sie  bestimmenden  Norm  (Gesetz 
oder  Verordnung). 


714      Zweites  Buch.    Regierungsrecht  des  Österreich.  Staatskörpers. 


bürgerlichen  Rechtssachen  der  Staat  dem  Einzelnen  lediglich  als  Fiskus 
gegenüber. 

II.  Entgegen  der  in  den  einzelnen  deutschen  Gesetzen  über  die 
Verwaltungsgerichtsbarkeit  festgehaltenen  Enumorations-  oder  Specifi- 
kationsmethode,  begnügt  sich  das  Osterreichische  Gesetz  mit  der  gene- 
rellen Umschreibung  der  Zuständigkeit  des  Verwaltungsgerichtshofes  und 
der  Specifikation  der  nach  der  Natur  der  Sache  oder  mit  Rücksicht  auf  die 
konkurrirende  Gerichtsbarkeit  des  Reichsgerichtes  oder  sonst  aus  besondern 
Gründen  von  dieser  Zuständigkeit  ausgenommenen  Angelegenheiten. 

Der  Natur  der  Sache  nach  sind  von  dieser  Zuständigkeit  aus- 
genommen : 

a)  Angelegenheiten,  iu  denen  und  insoweit  die  Verwaltungsbehör- 
den nach  freiem  Ermessen  vorzugehen  berechtigt  sind  (§  3  litt,  e,  Ges. 
22.  Okt.  1875),  daher  auch  Beschwerden  gegen  Ernennungen  zu  öffent- 
lichen Aemtern  und  Diensten,  sofern  es  sich  nicht  um  die  Verletzung 
eines  behaupteten  Vorschlags-  oder  Präsentationsrechtes  handelt  (§  3 
litt,  f,  Ges.  22.  Okl  1875). 

b)  Angelegenheiten,  über  welche  den  ordentlichen  Gerichten  die 
Entscheidung  zusteht.  Es  werden  daher  jene  Verwaltungsakte,  die  nur 
privatrechtliche  Willensäusserungen  desFiscus  oder  interimistische  Re- 
gelungen streitiger  Privatrechtsverhältnisse  enthalten  (S.  447  III.  b  und  c) 
nicht  vor  dem  Verwaltungsgerichtshofe,  sondern  im  ordentlichen  Rechts- 
wege anzufechten  sein. l) 

c)  Mit  Rücksicht  auf  die  konkurrirende  Verwaltungsgerichtsbarkeit 
des  Reichsgerichtes  sind  von  der  Zuständigkeit  des  Verwaltungsgerichts- 
hofes jene  Angelegenheiten  ausgenommen,  die  zur  Kompetenz  des  Reichs- 
gerichtes gehören. 

Kompetenzkonnikte  zwischen  dem  Vcrwaltungsgerichtshofe  und  dem 
Reichsgerichte  entscheidet  ein  aus  je  vier  Mitgliedern  beider  Gerichts- 
höfe zusammengesetzter  Senat,  dessen  Vorsitz  der  Präsident  des  ober- 
sten Gerichtshofes  oder  dessen  Stellvertreter  führt.  Die  Mitglieder  dieses 
Senates  werden  von  den  beiderseitigen  Präsidenten  von  Fall  zu  Fall 
bestimmt.  Der  Antrag  auf  Entscheidung  solcher  Konflikte  ist  bei  dem 
Präsidenten  des  obersten  Gerichtshofes  zu  stellen.  Das  Verfahren  vor 
diesem  Senate  ist  Öffentlich  und  mündlich. 

Der  Antrag  auf  Entscheidung  solcher  Konflikte  ist,  je  nachdem 
die  Kompetenz  beiderseits  in  Anspruch  genommen  oder  beiderseits  ab- 
gelehnt wird,  von  der  obersten  Verwaltungsbehörde  oder  von  der  bethei- 
ligten Partei  zu  stellen.2) 

»)  Anm.  3  S.  448. 

2)  Ges.  22.  Okt.  1375  R.  37  über  die  Entscheidung  von  Kompetenx- 
konflikteu  (§  2  und  3). 
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d)  Mit  Rücksicht  auf  die  staatsrechtliche  Gestaltung  der  Gesammt- 
monarchie  sind  Entscheidungen  und  Verfügungen,  die  ein  gemeinsamer 
Minister  trifft,  von  der  Rechtskontrolle  des  nur  für  die  Reichsraths- 
länder bestellten  Verwaltungsgerichtshofes  ausgenommen.  Dasselbe 
Princip  gilt  für  Entscheidungen  und  Verfügungen,  die  eine  öster- 
reichische Verwaltungsbehörde  vermöge  gesetzlicher  Anordnung  im  Ein- 
vernehmen mit  einer  gemeinsamen  Verwaltungsbehörde  oder  einer  Ver- 
waltungsbehörde der  andern  Reichshälfte  erlassen  hat,  oder  die  auf  einer 
kraft  gesetzlicher  Vorschrift  vereinbarten  Verordnung  beruht  (§  2  litt,  c 
und  d,  Ges.  22.  Okt.  1875). ») 

e)  Endlich  sind  von  der  Zuständigkeit  des  Verwaltungsgerichtshofes 
ausgenommen : 

«)  Disciplinarangelegenheiten  (S.  209); 

ß)  administrative  Entscheidungen,  welche  in  letzter  Instanz  vom 
obersten  Gerichtshofe  erlassen  werden,2)  weil  sich  mit  Rücksicht  auf 
die  Stellung  des  obersten  Gerichtshofes  eine  Ueberprüfung  solcher  Ent- 
scheidungen als  überflüssig  herausstellt; 

;  )  Entscheidungen,  die  von  einem  aus  Justiz-  und  Verwaltungs- 
beamten zusammengesetzten  Senate  gefällt  werden,  wie  die  Entscheidun- 
gen in  Grundentlastungs-  und  Lehens-Allodifikations-Angeiegenheiten, 
weil  in  dor  Zusammensetzung  und  unabhängigen  Stellung  derartiger 
Kommissionen  genügende  Garantien  der  Unbefangenheit  und  Gerechtig- 
keit der  Entscheidungen  vorhanden  sind; 

S)  endlich  Entscheidungen  der  Steuereinschätzungskommissionen, 
die  den  Charakter  von  Erkenntnissen  eines  Schiedsgerichtes  an  sich 
tragen,  welches  durch  Heranziehung  der  Steuerträger  selbst  gebildet  wird. s) 

III.  Dagegen  erstreckt  sich  die  Zuständigkeit  des  Verwaltungs- 
gerichtshofes auch  auf  die  richterliche  Thätigkeit  der  Verwaltungs- 
behörden (§  168  d.  W.),  daher: 

a)  auf  die  Verwaltungsstrafjustiz:  «)  das  Polizeistrafrecht; 
nur  ist  diese  Zuständigkeit  vorläufig  bis  zur  Regelung  der  Polizeistraf- 
gesetzgebung suspendirt;4)  /?)das  Finanzstrafrecht,  soweit  dasselbe 
den  Finanzbehörden  zukommt,  (S.  450) 5),  und 

')  So  wurde  eine  Beschwerde  wegen  verweigerter  zeitlicher  Militärbefrei- 
ung  zurückgewiesen,  weil  die  angefochtene  Entscheidung  auf  der  Instruk- 
tion zum  Wehrgesetze,  somit  auf  einer  vereinbarten  Verordnung  beruht. 
(Plenarbeschluss  7.  Jänner  1878  Z.  1762). 

2)  Z.  B.  über  die  Zulassung  zur  Advokatenprttfung,  zur  Ausübung  der 
Advokatur  (§  5  und  7  Ges.  6.  Juli  1868). 

3)  Vgl.  §  3  litt  g,  hund  i  Ges.  22.  Okt.  1875. 

4)  §  48  Ges.  22.  Okt.  1875  (vgl.  S.  461). 

5)  Mayerhof  er,  I,  677  und  der  Plenarbeschluss  des  V.  G.  H.  25.  Juni 
1877  Z.  830. 
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b)  auf  die  administrativ-kontentiosen  Sachen,  in  denen  die 
Verwaltungsbehörden  als  richterliche  Behörden  definitiv  entscheiden.  !) 

§  303. 

Das  Verfahren  vor  dem  Verwaltungsgerichtshofe. 

I.  Eingeleitet  wird  das  Verfahren  vor  dem  Verwaltungsgerichtshofe 
nur  auf  Beschwerde  und  Antrag  des  verletzten  Theiles  und 
nach  Erschöpfung  des  administrativen  Instanzenzuges.  Die  Beschwerde 
ist  innerhalb  der  Präklusivfrist  von  sechzig  Tagen  nach  Zustellung- 
der  in  letzter  Instanz  ergangenen  Entscheidung  zu  überreichen.*) 

Daraus  folgt: 

a)  Der  Verwaltungsgerichtshof  kann  nie  von  Amtswegen,  und 

b)  auch  dann  nicht  thätig  werden,  wenn  der  Beschwerdeführer  den 
administrativen  Instanzenzug  versäumt  hat. 

c)  Versäumung  der  unerstreckbaren  Nothfrist  von  sechzig  Tagen, 
gegen  die  eine  Wiedereinsetzung  unstatthaft  ist,  entzieht  das  Be- 
schwerderecht. 

II.  Der  Inhalt  der  Beschwerde  umfasst: 

«)  die  Angabe  der  Verfügung  (mit  Datum  und  Geschäftszahl),  gegen 
die  sich  die  Beschwerde  richtet; 

ß)  die  Ausfuhrung  der  Beschwerdepunkte; 

y)  die  Bitte  um  Kassation  der  gesetzwidrigen  Entscheidung  oder 
Verfügung. 

Gerichtet  ist  die  Beschwerde  gegen  jene  Behörde,  deren  Entschei- 
dung angefochten  wird;  es  können  jedoch  auch  diejenigen  Personen 
mitbelangt  werden,  die  an  der  Aufrechthaltung  der  angefochtenen  Ent- 
scheidung ein  rechtliches  Interesse  haben. 

III.  Betreffend  die  äusseren  Förmlichkeiten  der  Beschwerde, 
muss: 

«)  die  Beschwerde  mit  der  Unterschrift  eines  Advokaten  versehen 
sein;  und 

ß)  es  muss  in  jedem  Falle  eine  Abschrift  der  Beschwerde  sowie 
sämmtlicher  Beilagen  angeschlossen  sein.  Sind  mitbelangte  Parteien 
vorhanden,  so  hat  der  Beschwerdeführer  ausserdem  so  viele  Abschriften 
seiner  Eingabe  und  der  Beilagen  derselben  vorzulegen,  dass  jeder  dieser 
Parteien  ein  Exemplar  zugestellt  werden  kann.    Im  Falle  des  Abganges 

!)  Soweit  nicht  diese  Angelegenheiten  besonderen  gemischten  Senaten 
zukommen. 

2)  Bezüglich  der  Komputation  dieser  Frist  ist  zu  bemerken,  dass  in 
dieselbe  die  Tage  des  Postenlaufes  nicht  einzurechnen  sind.  Fällt  der  letzte 
Tag  der  Frist  auf  einen  Sonn-  oder  Feiertag,  so  endigt  die  Frist  erst  mit 
dem  nächsten  Werketage  (§15  Ges.  22.  Okt.  1875). 
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dieser  formellen  Erfordernisse  kann  der  Verwaltungsgerichtshof  die  Ein- 
gabe mit  Anberaumung  einer  unerstreckbaren  kurzen  Frist  zur  Verbesse- 
rung zurückstellen. 

IV.  Der  Verwaltungsgerichtshof  hat  die  einlangende  Beschwerde! 
falls  weder  formelle  Mängel  vorliegen,  noch  die  Beschwerdefrist  versäumt 
ist,  zunächst  nach  einer  dreifachen  Hinsicht  zu  prüfen: 

a)  rücksichtlich  seiner  Zuständigkeit  in  dem  konkreten  Falle; 

b)  rücksichtlich  der  Legitimation  des  Beschwerdeführers ; 

c)  rücksichtlich  der  Frage,  ob  nicht  bereits  res  judicata  vorliegt. 
Das  Letztere  wird  der  Fall  sein,  wenn  die  Verwaltungsbehörde  nach 
einem  Kassationserkenntnisse  des  Verwaltungsgerichtshofes  eine  neue  Ent- 
scheidung gefällt  hat,  der  die  vom  Verwaltungsgerichtshofe  ausgespro- 
chene Rechtsansicht  zu  Grunde  liegt  (V.  G.  Z.  15.  Juli  1878  Z.  1 146). 

Ist  eine  dieser  Fragen  zu  bejahen ,  so  ist  die  Beschwerde  ohne 
weiteres  Verfahren  (a  limine)  zurückzuweisen;  im  entgegengesetzten 
Falle  ist  das  Vorverfahren  einzuleiten. 

V.  Das  Vorverfahren  umfasst: 

a)  die  Thätigkeit  des  Verwaltu ngsgerichtshofcs  zur  Fest- 
stellung des  der  Entscheidung  zu  Grunde  gelegten  Thatbestandes  durch 
Vernehmung  der  betheiligten  Behörden  und  Parteien  und  Herbei- 
schaffung  der  Administrativakten; 

b)  die  Thätigkeit  der  Parteien,  bestehend  in  einem  Schriften- 
wechsel. Die  Beschwerdeschrift  ist  der  belangten  Behörde  und  den  mitbe- 
langten Parteien  zur  Erstattung  einer  innerhalb  einer  richterlich  gegebe- 
nen, unerstreckbaren  Frist  (14—60  Tage)  zu  überreichenden  Gegenschrift 
mitzntheilen.  Auch  wenn  die  Beschwerde  nicht  ausdrücklich  gegen  an- 
dere Parteien  gerichtet  ist,  hat  der  Verwaltungsgerichtshof  darauf  Bedacht 
zu  nehmen,  dass  in  dem  vor  ihm  durchzuführenden  Verfahren  alle  an 
dem  Gegenstande  der  Entscheidung  betheiligten  Personen  gehört  werden 
und  Gelegenheit  zur  Wahrung  ihrer  Rechte  erlangen. 

Die  Gegenschrift  ist  in  doppelter  Ausfertigung  zu  überreichen  und 
derselben  auch  eine  Abschrift  der  allfälligen  Beilagen  anzuschliessen. 

Das  Duplum  ist  sammt  der  Abschrift  der  Beilagen  dem  Beschwerde- 
führer roitzutheilen. 

Wenn  es  dor  Verwaltungsgerichtshof  zur  gehörigen  Vorbereitung 
der  mündlichen  Verhandlung  nöthig  findet,  kann  er  die  Einbringung 
einer  Replik  und  Duplik  anordnen. 

Die  Fristen  zur  Einbringung  dieser  Schriften  werden  von  Fall  zu 
Fall  bestimmt,  dürfen  jedoch  je  dreissig  Tage  nicht  überschreiten. 

Die  unterlassene  Einbringung  der  vorbezeichneten  Schriften  steht 
der  Fortführung  der  Verhandlung  nicht  entgegen. 
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VI.  Nach  durchgeführtem  Vorverfahren  können  zwei  Fälle  eintreten : 

a)  der  Verwaltungsgerichtshof  findet,  «)  dass  in  der  angefochtenen 
administrativen  Entscheidung  der  Thatbestand  aktenwidrig  angenommen 
wurde;  oder  /?)  dass  derselbe  in  wesentlichen  Punkten  einer  Ergänzung 
bedarf;  oder  y)  dass  wesentliche  Formen  des  Administrativ-Verfahrens 
ausser  Acht  gelassen  worden  sind.  In  diesen  Fällen  ist  die  angefoch- 
tene Entscheidung  aus  formellen  Gründen ,  wegen  mangelhaften  Ver- 
fahrens, zu  kassiren  und  die  Sache  an  die  Verwaltungsbehörde  zurück- 
zuleiten, welche  die  Mängel  zu  beheben  und  hierauf  eine  neue  Entschei- 
dung zu  treffen  hat. 

b)  Treten  diese  Mängel  nicht  zu  Tage,  so  ist  unter  Vorladung  der 
betheiligten  Behörden  und  Parteien  die  öffentliche  und  mündliche  Ver- 
handlung der  Streitsache  anzuordnen.  Das  Ausbleiben  der  Parteien 
steht  der  mündlichen  Verhandlung  nicht  im  Wege. 

VII.  Zweck  dieser  mündlichen  Verhandlung  ist  die  thatsäch liehe  und 
rechtliche  Erörterung  der  Streitsache.  Die  Verhandlung  beginnt  daher  mit 
der  mündlichen  Darstellung  des  Sachverhaltes  und  der  Beschwerdepunkte 
durch  ein  Mitglied  des  Gerichtshofes  als  Referenten ,  woran  sich  die 
thatsächlichen  und  rechtlichen  Erörterungen  der  Parteien  anknüpfen. 
Neue,  in  dem  schriftlichen  Vorverfahren  nicht  geltend  gemachte  Be- 
schwerdepunkte können  bei  dor  mündlichen  Verhandlung  nicht  geltend 
gemacht  werden  (V.  G.  H.  10.  Jänner  1878  Z.  1601).  Dagegen  können  Be- 
weismittel zur  Klarstellung  oder  zum  Beweise  des  in  den  Administrativ- 
akten vorkommenden  Thatbestandes  allerdings  producirt  werden  (V.  G. 
9.  Jänner  1878  Z  21). 

VIII.  Die  Rolle  des  Vorsitzenden  bei  dieser  mündlichen  Ver- 
handlung besteht: 

a)  in  der  Handhabung  der  Sitzungspolizei; 

b)  in  der  Leitung  der  Verhandlung,  wobei  für  allseitige  Erörterung 
der  Streitsache  zu  sorgen  ist  und  den  Mitgliedern  des  Gerichtshofes  das 
Recht  der  Fragestellung  zukommt; 

c)  in  der  Erklärung  des  Schlusses  der  Verhandlung. 

IX.  Das  nach  dieser  mündlichen  Verhandlung  in  gehei- 
mer Berathung  mit  Stimmenmehrheit  zu  schöpfende,  sodann  mündlich 
kund  zu  machende,  und  sammt  Entscheidungsgründen  den  Parteien 
auch  schriftlich  aoszufertigende  Erkenntniss  kann: 

a)  die  Beschwerde  als  grundlos  zurückweisen.  In  diesem  Falle 
kann  nach  Ermessen  des  Verwaltungsgerichtshofes  dem  Beschwerde- 
führer der  Ersatz  der  Kosten  des  vor  dem  Verwaltungsgerichtshote 
abgeführten  Verfahrens  ganz  oder  theilweise  auferlegt  werden. 
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Die  Hereinbringung  der  zugesprochenen  Kosten  erfolgt  im  admini- 
strativen Wege. 

Der  Verwaltungsgerichtshof  ist  befugt,  Parteien,  sowie  nach  Um- 
ständen deren  Vertreter,  welche  gegen  den  klaren  Wortlaut  des  Gesetzes 
streiten,  oder  sonst  sich  eine  offenbar  muthwillige  Beschwerdefuhrung 
zu  Schulden  kommen  lassen,  mit  Geldstrafen  von  fünf  Gulden  bis  ein- 
tausend Gulden  zu  belegen. 

Die  Geldstrafen  fliessen  in  den  Armenfond  des  Ortes,  in  welchem 
der  Beschwerdeführer  seinen  ordentlichen  Wohnsitz  hat. 

b)  Findet  dagegen  der  Verwaltungsgerichtshof  die  Beschwerde 
begründet,  so  hat  er  die  angefochtene  Entscheidung  oder  Verfügung 
unter  Angabe  der  Gründe  als  gesetzwidrig  aufzuheben. 

Die  Verwaltungsbehörden  sind  verpflichtet,  in  der  Sache  die 
weiteron  Verfugungen  zu  treffen,  wobei  sie  an  die  Rechtsanschauung 
gebunden  sind,  von  welcher  der  Verwaltungsgerichtshof  bei  seinem  Er- 
kenntnisse ausgegangen  ist. 

X.  Einstellung  des  Verfahrens  ohne  Erkenn tniss  erfolgt: 

a)  wenn  der  Beschwerdeführer  seine  Beschwerde  zurückzieht  (V. 
G.  H.  11.  Juni  1877  Z.  734); 

b)  wenn  in  irgend  einem  Stadium  des  Verfahrens  vor  dem  Ver- 
waltungsgerichtshofe seitens  der  belangten  Verwaltungsbehörde  der  Nach- 
weis 'erbracht  wird,  dass  der  Beschwerdeführer  mittlerweile  klaglos  ge- 
stellt wurde. 

III.  Der  öffentliche  Kechtsschutz  durch  das  Reichs- 
gericht. 

A.  Das  Reichsgericht  als  Kompetenzgerichtshof. 

§  304. 

a)  Die  Kompetenzkonflikte  zwischen  Justiz  und 

Terwaltung. 

I.  Kompetenzkonflikte  zwischen  Justiz  und  Verwaltung  sind  ein 
Streit  darüber,  ob  eine  konkrete  Angelegenheit  Justizsache  oder  Ver- 
waltungssache sei.  Man  unterscheidet  positive  und  negative  Kom- 
petenzkonflikte. Bei  ersteren  nimmt  eine  Justiz-  und  oine  Verwal- 
tungsbehörde in  einem  gegebenen  Falle  ihre  Zuständigkeit  gleichzeitig 
in  Anspruch.  Die  Verwaltung  sucht  dem  Richter  eine  bei  ihm  anhän- 
gige Angelegenheit  zu  entziehen,  weil  sie  der  Meinung  ist,  dass  diese 
Angelegenheit  in  ihr  Ressort  gehöre. 

Bei  einem  negativen  Konflikte  dagegen  lehnen  sowohl  die  Justiz- 


Digitized  by  Google 


720      Zweites  Buch.    Regierungsrecht  des  Österreich.  Staatskörpers. 

als  die  Verwaltungsbehörden  ihre  Zuständigkeit  ab ;  hier  kommt  es  der 
benachteiligten  Partei  zu,  Abhilfe  zu  suchen. 

II.  Das  Hofdekret  vom  23.  Juli  1823  Nr.  1669  J.  G.  S.  verord- 
nete in  denjenigen  Fällen,  in  denen  über  die  Zulässigkeit  des  Rechts- 
weges Einwendungen  oder  Bedenken  erhoben  werden,  die  Vorlage  der 
Akten  an  den  Gerichtshof  zweiter  Instanz,  der  die  Wohlmeinung  der 
politischen  Landesstelle  einzuholen  hatte.  Findet  diese  den  Fall  zur 
politischen  Verhandlung  nicht  geeignet,  so  ist  die  Fortsetzung  des 
Rechtsverfahrens  anzuordnen.  Im  entgegengesetzten  Falle  sind  die 
Akten  mit  der  Aeusserung  der  Landesstelle  dem  obersten  Gerichtshöfe 
zur  weiteren  Untersuchung  und  Entscheidung  vorzulegen. 

Dermal  gehurt  die  Entscheidung  von  Kompetenzkonflikten  zwischen 
Justiz  und  Verwaltung  zur  Zuständigkeit  des  Reichsgerichtes. 

Durch  das  über  die  Einrichtung  und  Organisirung  des  Reichs- 
gerichtes erlassene  Gesetz  vom  18.  April  1869,  Nr.  44  R.  G.  B.,  ist 
das  in  dem  vorstehenden  Hofdekrete  vorgesehene  Verfahren  zur  Lösung 
zweifelhafter  oder  streitig  gewordener  Fragen  der  Kompetenz  der  rich- 
terlichen oder  Administrativbehörden  als  aufgehoben  zu  betrachten. 
Die  Gerichte  haben  selbst  im  eigenen  Wirkungskreise  und  im  gesetz- 
lichen Instanzenzuge  die  Grenzen  der  richterlichen  Kompetenz  gegen- 
über jener  der  Administrativbehörden  wahrzunehmen  und  zu  beurtheilen, 
wobei  ihnen  nur  unbenommen  bleibt,  behufs  allenfalls  erforderlicher 
Aufklärungen  mit  der  bezüglichen  Administrativbehörde  gleichen  Ranges 
Rücksprache  zu  pflegen  (Beschl.  d.  Ob.  G.  H.  vom  11.  Juli  1872,  Z. 
6948  und  vom  27.  Sept.  1872,  Z.  9420,  Sp.  R.  Nr.  2  und  21). 

III.  Der  positive  Kompetenzkonflikt  ist  dermal  einzuleiten  durch 
die  von  einer  Landesverwaltungs-  oder  einer  höhern  Administrativbehörde 
bei  dem  betreffenden  Gerichte  vor  Fällung  eines  Spruches  in  der 
Hauptsache  zu  überreichende  Erklärung,  dass  in  dieser  bei  Gericht 
anhängigen  Angelegenheit  die  administrative  Kompetenz  in  Anspruch 
genommen  werde. 

Hierauf  ist  binnen  60  Tagen,  vom  Tage  des  bei  Gericht  erhobe- 
nen Anspruches  an,  durch  das  betreffende  Ministerium  oder  durch  den 
Landesausschuss  der  Antrag  auf  Entscheidung  dos  Kompetenzkonfliktes 
zu  stellen  und  hiervon  dem  Gerichte,  bei  welchem  die  Sache  anhängig 
ist,  falls  aber  die  Sache  bereits  rechtsgültig  entschieden  wäre,  dem 
Gerichte  in  erster  Instanz  die  Anzeige  zu  machen. 

Das  Gericht  ist  verpflichtet,  über  diese  Anzeige  das  weitere  Ver- 
fahren einzustellen  und  die  betheiligten  Parteien  davon  in  Kenntniss 
zu  setzen.  Die  Exekution  kann  bis  zur  Entscheidung  des  Kompetenz- 
konfliktes weder  bewilligt  noch  fortgesetzt,  auf  Grund  eines  schon  vor 
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Erhebung  des  Kompetenzkonfliktes  ergangenen  Urtheiles  aber  nur  zur 
Sicherstellung  gegen  Sicherheitsleistung  zugelassen  werden. 

JH.  Der  Antrag  auf  Entscheidung  von  Kompetenzkonflikten,  welche 
dadurch  entstehen,  dass  sowohl  die  Gerichts-  als  auch  die  Verwaltungs- 
behörden die  Zuständigkeit  in  derselben  Sache  ablehnen  (verneinender 
Kompetenzkonflikt)  kann  nur  von  der  betheiligten  Partei  gestellt  werden. 

Die  Partei  hat  ihr  mit  den  Gründen  und  den  nöthigen  Belegen 
versehenes  Gesuch,  welches  von  einem  Advokaten  unterfertigt  sein 
muss,  unmittelbar  beim  Reichsgerichte  einzubringen. 

IV.  üeber  den  erhobenen  Antrag  auf  Entscheidung  eines  positiven 
oder  negativen  Konflikts  ist  bei  dem  Reichsgerichte  das  gesetzliche 
Verfahren  einzuleiten. 

Das  Erkenntniss  hat  sich  in  beiden  Fällen,  ohne  das  Innere  der 
Sache  zu  berühren,  auf  die  Entscheidung  der  Kompetenzfrage  zu  be- 
schränken. 

Entscheidet  das  Reichsgericht  bei  einem  positiven  Konflikte  zu 
Gunsten  der  administrativen  Kompetenz,  so  hat  das  Gericht,  bei  dem 
die  Sache  anhängig  ist,  die  Kassation  des  Verfahrens  und  des  gefällten 
Urtheils  auszusprechen;  entscheidet  sich  dagegen  das  Reichsgericht  zu 
Gunsten  der  gerichtlichen  Kompetenz,  so  nimmt  das  mittlerweilig  ein- 
gestellte Verfahren  nunmehr  seinen  weitern  Gang. 

V.  In  analoger  Weise  sind  Kompetenzkonflikte  zwischen  dem  Ver- 
waltungsgerichtshofe und  den  ordentlichen  Gerichten  zu  entscheiden. 
(Ges.  22.  Okt.  1875  R.  37  §  1). 

§  305. 

b)  Kompetenzkonflikte  innerhalb  der  Terwaltung. 

Innerhalb  der  Verwaltung  können  für  die  Judikatur  des  Reichsge- 
richtes nur  positive  Kompetenzkonflikte  vorkommen: 

a)  zwischen  einer  Landesvertretung  und  den  obersten  Regierungs- 
behörden, wenn  jede  derselben  das  Verfugungs-  oder  Entscheidungsrecht 
in  einer  administrativen  Angelegenheit  beansprucht; 

b)  zwischen  den  autonomen  Landesorganen  verschiedener  Länder 
in  den  ihrer  Besorgung  und  Verwaltung  zugewiesenen  Angelegenheiten. 

Negative  Konflikte  dagegen,  wobei  beide  Behörden  ihre  Thätig- 
keit  ablehnen,  sind  auf  Antrag  der  Partei,  wenn  sie  sich  dadurch 
in  ihren  Rechten  verletzt  findet,  beim  Verwaltungsgerichtshofe  zur  Ent- 
scheidung zu  bringen. 

Bei  positiven  Konflikten  der  vorerwähnten  Art  ist  jede  der  beiden 
Behörden  berechtigt,  mittelst  eines  das  Thatsächliche  des  Falles  und 
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die  Gründe  der  behaupteten  Kompetenz  anführenden  Gesuches  die  Ent- 
scheidung des  Konfliktes  bei  dem  Reichsgerichte  zu  beantragen. 


B.  Das  Reichsgericht  als  Verwaltungsgerichtsho f. 

§  306. 

a)  Schutz  politischer  Rechte. 

I.  Gegen  Verfügungen  der  Administrativbehörden  findet  nach  Er- 
schöpfung des  administrativen  Instanzenzuges  die  Beschwerde  bei 
dem  Reichsgerichte  statt,  wenn  behauptet  wird,  dass  die  angefochtene 
Verfügung  mit  den  Verfassungsgesetzen  in  Widerspruch  steht,  weil: 

a)  entweder  die  durch  die  Staatsgrundgesetze  gewährleisteten 
Freiheitsrechte,  oder 

b)  die  verfassungsmässigen  politischen  Rechte,  oder 

c)  das  Princip  der  Gleichheit  der  Staatsbürger  vor  dem  Gesetze 
verletzt  wurde. 

Diese  Fälle  der  Administrativjustiz  fasst  das  StaatsgTundgesetz  v. 
21.  Dezember  1867  R  143  in  den  Satz  zusammen,  dass  das  Reichs- 
gericht endgiltig  zu  entscheiden  habe  „über  Beschwerden  der  Staats- 
bürger wegen  Verletzung  der  ihnen  durch  die  Verfassung  gewähr- 
leisteten politischen  Rechte."  Der  BegrifT  „politische  Rechte" 
ist  hier  im  weitern  Sinne  genommen;  er  umfasst  nicht  nur  die  poli- 
tischen Rechte  im  technischen  Sinne  (§  30  d.  W.J,  sondern  auch  die 
durch  das  Staatsgrandgesetz  über  die  allgemeinen  Rechte  der  Staats- 
bürger gewährleisteten  Freiheitsrechte  und  das  Recht  auf  gleiche  Behand- 
lung, vor  dem  Gesetze,  obwohl  nach  diesen  beiden  letztern  Richtungen 
strenge  genommen  von  subjektiven  Rechten  keine  Rede  sein  kann. 

Es  hat  sich  daher  das  Reichsgericht  in  Beschwerdesachen  rar 
kompetent  erklärt,  in  denen  beispielsweise  eine  Verletzung  der  Frei- 
zügigkeit, der  freien  Berufswahl,  des  Hausrechtes,  des  Principes  der 
Gleichheit  vor  dem  Gesetze,  eine  gesetzwidrige  Verhinderung  der  Bildung 
von  Vereinen  oder  der  Veranstaltung  von  Versammlungen,  die  Nicht- 
anerkennung des  aktiven  und  passiven  Wahlrechtes  zur  Gemeindever- 
tretung geltend  gemacht  wurde. 

II.  Die  Zuständigkeit  des  Reichsgerichtes  ist  aber  nur  unter  fol- 
genden Voraussetzungen  gegeben: 

a)  Der  Beschwerde  muss  eine  Rechtsverletzung  zu  Grunde  liegen; 
blosse  Ermessensfragen  sind  natürlich  gleichfalls  von  der  Zuständigkeit 
des  Reichsgerichtes  ausgenommen. 
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b)  Es  muss  eine  Verletzung  der  durch  die  Staatsgrundgesetze 
gewährleisteten  politischen  Bechte  vorliegen. !) 

c)  Die  Verfügung  muss  von  einer  Verwaltungsbehörde  ausgegangen 
sein.  Eine  gesetzwidrige  Verfugung  der  Gerichte,  wodurch  die  ver- 
fassungsmässigen Freiheitsrechte  der  Staatsbürger  verletzt  werden,  ist 
mit  den  gewöhnlichen  prozessualen  Rechtsmitteln  anzufechten. 

d)  Gegen  administrative  Verfügungen  ist  zunächst  die  Beschwerde 
innerhalb  der  gesetzlichen  Rekursfristen  an  die  höhere  administrative 
Instanz  zu  überreichen.  Die  Beschwerde  an  das  Reichsgericht  kann  erst 
nach  Erschöpfung  des  administrativen  Instanzenzuges  ergriffen  werden, 
weil  das  Reichsgericht  nur  eine  ausserordentliche  Rechtshilfe  durch 
Ueberprüfung  der  administrativen  Entscheidungen  gewähren  soll.  Na- 
türlich kann  aber  die  vorläufige  Austragung  der  Beschwerdepunkte  im 
administrativen  Instanzenzuge  nur  dort  und  nur  insoweit  die  Voraus- 
setzung der  Zuständigkeit  des  Reichsgerichtes  bilden ,  als  ein  solcher 
Instanzenzug  überhaupt  statthaft  ist  (R.  G.  17.  Juli  1878,  Z.  140).  Auch 
erscheint  der  administrative  Instanzenzug  dann  erschöpft,  wenn  das 
Ministerium,  zwar  nicht  auf  einen  Rekurs  hin,  aber  aus  einer  andern 
Veranlassung  eine  sachliche  Entscheidung  gefällt  hat  (R.  G.  19.  Jänner 
1880,  Z.  2). 

§  307. 

b)  Schutz  wohlerworbener  Individualrechte. 

Das  Reichgericht  ist  berufen  zum  Schutze  wohlerworbener  Rechte 
physischer  und  juristischer  Personen ,  die  als  Ansprüche  gegen  den 
Staat  oder  ein  Land  erscheinen ,  insofern  deren  Geltendmachung  im 
ordentlichen  Rechtswege  ausgeschlossen  ist. 

Die  Zuständigkeit  des  Reichsgerichtes  ist  somit  bedingt: 

1.  Durch  die  Behauptung  der  Existenz  eines  wohlerworbenen 
Rechtes  (S.  103),  auf  Grund  dessen  gegen  den  Staat  oder  gegen  ein 
Land  der  Anspruch  auf  eine  bestimmte  Unterlassung  oder  positive  Lei- 
stung gestellt  wird. 

2.  Mit  Rücksicht  auf  die  auf  Streitsachen  des  öffentlichen  Rechtes 
beschränkte  Kompetenz  des  Reichsgerichtes  muss  aber  der  gestellte 
Anspruch  entweder  selbst  einen  öffentlich-rechtlichen  Inhalt 


*)  Es  hat  daher  das  Reichsgericht  mit  E.  31.  Jänner  1873  Z.  7 
Hye  41)  seine  Kompeteuz  in  einer  Beschwerdesache  wegen  behaupteter 
Verletzung  des  Eigenthumsrechtes  durch  sanitätspolizeilichen  Auftrag  zur 
Trockenlegung  eines  Sumpfes  abgelehnt,  weil  die  im  Staatsgrundgesetze 
ausgesprochene  Unverletzlichkeit  des  Eigenthums  kein  politisches  Recht  ist. 

46* 
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haben,  oder  als  vermögensrechtlicher  Ansprach  zum  Mindesten  mit  einem 
Verhältnisse  des  öffentlichen  Rechtes  in  Konnexität  stehen. 
Es  können : 

a)  Durch  Vertrag  oder  privilegienweise  Specialverfügung 
Ansprüche  einzelner  Personen  auf  Exemtion  von  der  allgemeinen 
Dienst-  und  Abgabenpflicht  bestehen  (S.  104  b).  Der  Schutz  dieser 
wohlerworbenen  Ansprüche  ist  von  der  Kompetenz  der  Civilgerichte 
ausgenommen,  weil  vor  diesen  der  Staat  nur  in  seiner  sekundären  Rolle 
als  Piscus,  nicht  aber  als  Subjekt  von  Herrschaftsrechten  belangt  wer- 
den kann. 

b)  Sodann  kann  ein  vermögensrechtlicher  Anspruch  einer 
einzelnen  physischen  oder  juristischen  Person  gegen  den  Fiscus  oder 
einen  Landesfond  bestehen,  der  aber  mit  einem  Verhältnisse  des 
öffentlichen  Rechtes  in  untrennbarer  Konnexität  steht. 

Derartige  Ansprüche  sind  durch  positive  Normen  von  der  Kompe- 
tenz der  Civilgerichte  ausgenommen,  da  der  Civilrichter  über  die  als 
incidente  Präjudicialpunkte  auftretenden  Fragen  des  öffentlichen  Rechtes 
mitentscheiden  müsste.  Hierher  gehören  z.  B.  die  vermögensrechtlichen 
Ansprüche  der  Beamten  gegen  den  Fiscus  (§  93  d.  W.),  die  wechsel- 
seitigen Ansprüche  der  Länder  auf  Ersatz  von  Verwaltungsauslagen. 

Nach  beiden  Richtungen  bedeutet  die  besondere  Kausalgerichtsbar- 
keit des  Reichsgerichtes  eine  Erweiterung  des  Rechtsweges,  auf 
dem  derartige  Individualrechte  mittelst  Klage  geltend  gemacht  werden 
können.  Diese  kann  sich  jedoch  stets  nur  entweder  gegen  ein  Land 
oder  gegen  die  Gesammtheit  der  Reichsrathsländer  (den  österreichischen 
Staat),  nicht  aber  gegen  den  österreichisch-ungarischen  Gesammtstaat 
richten  (R.  G.  25.  April  1873  Z.  73.  Hye  44).  Als  Kläger  kann  bei 
Ansprüchen  gegen  ein  Land  der  Staat,1)  ein  anderes  Land,  eine  Ge- 
meinde, eine  Körperschaft  oder  eine  physische  Person  auftreten ;  Klags- 
ansprüche gegen  den  Staat  können  ein  Land,  eine  Gemeinde,  eine  Kör- 
perschaft, oder  eine  physische  Person  erheben. 


*)  Vgl.  Eotsch.  vom  26.  Jänner  1876  Z.  8  über  den  Anspruch  des 
Staates  gegen  das  Land  Niederösterreich  als  Eigenthümer  des  ständischen 
Domestikalfonds  für  die  von  dem  letztern  über  landesherrliche  Postulation 
übernommene  Beitragsleistung  zur  Militärakademie  in  Wiener -Neustadt; 
dann  Entschdg.  20.  Juli  1877  Z.  154  über  den  Anspruch  des  Wiener 
Krankenhausfonds  gegen  ein  Kronland  auf  Ersatz  von  Verpflegsgebühreu. 
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C.  Das  Verfahren  vor  dem  Reichsgericht. 

§  308. 

a)  Die  Einleitung  des  Verfahrens, 

I.  Bezüglich  des  Verfahrens  gelten  folgende  Grundsätze: 

a)  Das  Reichsgericht  wird  nur  auf  Antrag  thätig  (§  11,  Ges. 
18.  April  1869). 

Der  Antrag  ist  zu  stellen: 

a)  bei  positiven  Kompetenzkonflikten  zwischen  Justiz  und  Verwal- 
tung von  der  zuständigen  Administrativbehörde; 

ß)  bei  negativen  Konflikten  dieser  Art  von  der  betheiligten  Partei; 

y)  bei  Konflikten  innerhalb  der  Verwaltung  von  einer  der  bethei- 
ligten Behörden; 

#)  bei  Verletzung  politischer  Rechte  ist  die  Beschwerde,  und 

e)  bei  Geltendmachung  der  zur  Kausalgerichtsbarkeit  des  Reichs- 
gerichtes gehörenden  Ansprüche  die  Klage  von  dem  verletzten  Theile 
zu  erheben. 

b)  Jede  Eingabe,  in  der  um  ein  Erkenntniss  des  Reichsgerichts 
nachgesucht  wird,  ist  in  der  Kegel  mit  einer  Abschrift  derselben,  sowie 
sämmtlicher  Beilagen  zu  versehen.  Die  Urkunden  können  der  Original- 
eingabe in  Urschrift  oder  Abschrift  beigelegt  werden.  Das  Gleiche  gilt 
von  den  andern  Processschriften.  Kur  die  Eingabe  um  Entscheidung 
eines  verneinenden  Kompetenzkonfliktes  zwischen  einer  Verwaltungs- 
und einer  Gerichtsbehörde  ist  bloss  in  einfacher  Ausfertigung  zu 
überreichen. 

c)  Die  von  einzelnen  Personen  überreichten  Eingaben  müssen 
mit  der  Unterschrift  eines  Advokaten  versehen  sein. 

d)  Ueber  die  Frage,  ob  die  Entscheidung  eines  Falles  dem  Reichs- 
gerichte zusteht,  erkennt  einzig  und  allein  das  Reichsgericht  selbst; 
dessen  Entscheidungen  schliessen  jede  weitere  Berufung,  sowie  die  Be- 
tretung des  Rechtsweges  aus. 

II.  Die  Beschwerde  wegen  Verletzung  eines  durch  die  Verfassung 
gewährleisteten  politischen  Rechtes  muss: 

a)  die  den  Thatbestand  der  Verletzung  bildende  administrative 
Entscheidung,  unter  Anschluss  des  Originales,  und 

b)  die  Beschwerdepunkte  bezeichnen,  und 

c)  das  Petitum  um  das  Erkenntniss  enthalten,  dass  ein  durch  die 
Verfassung  gewährleistetes  politisches  Recht  verletzt  worden  ist. 
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Sie  muss  längstens  14  Tage  nach  Zustellung  der  in  letzter  Instanz 
ergangenen  administrativen  Entscheidung  eingebracht  werden. 

In  diese  nnerstreckbare  Frist  sind  die  Tage,  während  welcher  das 
Gesuch  auf  der  Post  gelaufen  ist,  nicht  einzurechnen. 

Eine  Wiedereinsetzung  wegen  Versäumniss  dieser  Frist  findet 
nicht  statt. 

HL  Bei  Geltendmachung  eines  Anspruches  gegen  den  Staat  oder 
gegen  ein  Land  ist  die  Klage  nach  Art  einer  civürechtlichen  Klage 
einzureichen.  Der  Kläger  hat  in  der  Klage  das  Faktum,  auf  das  er 
seinen  Anspruch  gründet,  vollständig  mit  allen  Umstanden,  welche  zur 
Bewährung  seines  Rechtos  dienlich  sein  können,  anzuführen,  die  vor- 
handenen Beweismittel  zu  bezeichnen,  die  nöthigen  Behelfe  beizuschlies- 
sen  und  ein  bestimmtes  Klagepetit  zu  stellen. 

§  309. 
b)  Der  Rechtsgang. 

1)  Jeder  einlangende  Antrag  ist  von  dem  Präsidenten  des  Reichs- 
gerichtes einem  Mitgliede  desselben  als  Referenten  zuzuweisen. 

2)  Ueber  die  Vorfrage,  ob  ein  Antrag  wegen  Inkompetenz  des 
Reichsgerichtes,  wegen  Versäumung  der  gesetzlichen  Frist  oder  wegen 
Abganges  der  formellen  gesetzlichen  Erfordernisse  als  zur  Verhandlung 
nicht  geeignet,  zurückzuweisen  sei,  entscheidet  das  Reichsgericht  in  nicht 
Öffentlicher  Sitzung. 

3)  Ist  der  eingebrachte  Antrag  nicht  offenbar  zurückzuweisen,  so 
wird  (ausgenommen  die  negativen  Kompetenzfälle)  die  Abschrift  der 
vom  Reichsgerichte  zurückzubehaltenden  Originaleingabe  von  dem  Re- 
ferenten an  die  Gegenpartei  mit  dem  Bedeuten  geleitet,  dass  sie  hierauf 
innerhalb  einer  Frist,  welche  nicht  unter  14  Tagen  zu  bemessen  ist 
und  nur  aus  besonders  wichtigen  Gründen  erweitert  werden  kann,  eine 
Gegenschrift  bei  dem  Reichsgerichte  einbringen  könne. 

4)  Bei  Klagen  über  Rechtsansprüche  kann  der  Referent,  wenn  er 
es  zur  gehörigen  Vorbereitung  der  Verhandlung  nöthig  findet,  den  Par- 
teien die  Einbringung  einer  Replik  und  Duplik  freistellen. 

5)  Erscheint  zur  Vorbereitung  der  Verhandlung  die  Vernehmung 
von  Betheiligten,  Zeugen  oder  Sachverständigen,  die  Herbeischaffung  von 
Urkunden  oder  anderen  Behelfen  erforderlich:  so  hat  sich  der  Referent 
wegen  Vornahme  und  Einsendung  dieser  Erhebungen  im  Korrespondenz- 
wege an  die  zuständigen  Behörden  zu  wenden. 
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6)  Nach  Schluss  des  Vorverfahrens  ordnet  der  Präsident  unter 
Ladung  der  Betheiligten  sowie  der  betreffenden  Ministerien  die  münd- 
liche nnd  öffentliche  Verhandlung  an,  deren  Gang  im  Wesentlichen  mit 
dem  Verfahren  vor  dem  Verwaltungsgerichtshofe  übereinstimmt  Auch 
bei  dem  Reichsgerichte  steht  der  Verhandlung  das  Ausbleiben  der  Be- 
theiligten und  ihrer  Vertreter  nicht  im  Wege.  Nur  bei  Beschwerden 
über  Verletzung  politischer  Rechte  gilt  das  Ausbleiben  von  der  Ver- 
handlung als  Abstehen  von  der  Beschwerde. 

7)  Das  Erkenntniss  des  Reichsgerichtes  hat  sich: 

a)  bei  Kompetenzkonflikten,  ohne  das  Innere  der  Sache  zu  berühren, 
lediglich  auf  die  Entscheidung  der  Kompetenzfrage  zu  beschränken; 

.  b)  bei  der  Entscheidung  über  streitige  Ansprüche  öffentlichen  Rech- 
tes ist  in  dem  Erkenntnisse  auszusprechen,  ob  dem  gestellten  Begehren 
und  in  welchem  Umfange  stattgegeben  werde,  und  binnen  welcher  Zeit 
eine  auferlegte  Verbindlichkeit  zu  erfüllen  ist.  Das  Erkenntniss  hat 
sich  auch  auf  den  angesprochenen  Ersatz  der  Kosten  zu  erstrecken; 

c)  bei  der  Entscheidung  von  Beschwerden  über  Verletzung  politi- 
scher Rechte  hat  das  Erkenntniss  auszusprechen,  ob  und  in  welchem 
Umfange  in  dem  zur  Entscheidung  vorliegenden  Falle  die  behauptete 
Verletzung  eines  politischen  Rechtes  des  Beschwerdeführers  stattgefun- 
den habe. 

IV.  Die  Ministerverantwortlichkeit.1) 

§  310. 
Begritf. 

Die  Minister  (8.  144)  sind  einer  besondern  rechtlichen  Verant- 
wortlichkeit unterworfen,  zu  deren  Geltendmachung  der  Reichsrath  be- 
rufen ist. 

Diese  besondere  rechtliche  Verantwortlichkeit  der  Minister  ist 
zu  unterscheiden  einerseits  von  der  politischen  Verantwortlichkeit 
und  andererseits  von  der  allgemeinen  strafrechtlichen  V.erant- 


')  Benjamin  Constant,  De  la  responsabilitc  des  ministres.  Paris 
1815;  Buddeus,  Die  Ministerverantwortlichkeit  in  konstitutionellen  Monar- 
chien 1833.  R.  v.Mo hl,  Die  Verantwortlichkeit  der  Minister  in  Einherr- 
schaften mit  Volksvertretung.  Tübingen  1837.  Samuely,  Das  Prinzip 
der  Ministerverantwortlichkeit  in  der  konstitutionellen  Monarchie  1869. 
Franz  Hauke,  Die  Lehre  von  der  Ministerverantwortlichkeit,  Wien  1880. 
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lichkeit,  der  die  Minister  wie  andere  Staatsdiener  unterliegen.  Die 
politische  Verantwortlichkeit  begreift  die  Pflicht  der  Minister,  die 
Opportunität  der  Begierungsakte  vor  dem  Beichsrathe  zu  vertreten,  dem 
das  Recht  der  Kritik  und  Kontrolle  der  Handlungen  des  Ministeriums 
zukommt  (S.  332).  Die  allgemeine  strafrechtliche  Verantwortlichkeit 
der  Minister  umfasst  dagegen  ihre  Haftung  für  die  nach  dem  allge- 
meinen Strafgesetzbuche  zu  beurtheilenden  eigentlichen  und  uneigent- 
lichen Amtsdelikte  (S.  198). 

Die  besondere  Ministerverantwortlichkeit  dagegen  umfasst  die  Haf- 
tung der  Minister  für  die*  Gesetzmässigkeit  der  Regierungsakte  des 
Kaisers  und  für  die  Gesetzmässigkeit  ihrer  eigenen  Verwaltungsakte. 
Die  Verantwortlichkeit  in  der  ersten  Richtung  ist  gegenüber  der  recht- 
lichen Unverantwortlichkeit  des  Monarchen  eine  Garantie  verfassungs- 
mässiger Regierung,  indem  für  jeden  Regierungsakt  des  Monarchen  ein 
Subjekt  der  Verantwortlichkeit  in  der  Person  derjenigen  Minister  be- 
steht, die  zu  dem  Willensakte  des  Monarchen  gerathen  haben  oder 
denselben  in  Ausführung  bringen.  In  der  zweiten  Richtung  dagegen 
soll,  da  sich  der  Apparat  der  einzelnen  Verwaltungszweige  in  den  Hän- 
den der  einzelnen  Ressortminister  konzentrirt,  die  Gesetzmässigkeit  der 
ganzen  Verwaltung  gesichert  werden. 

H.  Subjekt  dieser  Verantwortlichkeit  sind: 

a)  Die  Mitglieder  des  Minis terrathes  und  zwar  sowohl  die 
Minister  ohne  Portefeuille  als  auch  die  mit  der  obersten  Leitung 
eines  Geschäftszweiges  betrauten  Fach  minister.1) 

b)  Die  mit  der  selbständigen  Leitung  eines  Ministeriums  betrauten 
Beamten  sind  den  Ministern  in  Beziehung  auf  deren  Verantwortlichkeit 
gleichzustellen.2) 

III.  Die  besondere  Verantwortlichkeit  der  Minister  und  der  den- 
selben gleichgestellten  Beamten  unterscheidet  sich  von  der  allgemeinen 
strafrechtlichen  Verantwortlichkeit  dadurch,  dass  ihr  Eintritt  von  der 
Begehung  eines  gemeinrechtlichen  Deliktes  unabhängig  ist;3)  von  der 
disciplinaren  Verantwortlichkeit  der  übrigen  Staatsdiener,  zu  der  sie  in 


*)  j£s  kann  bei  einem  Fachminister  somit  eine  doppelte  Verantwort- 
lichkeit eintreten,  einmal  in  seiner  Eigenschaft  als  Mitglied  des  Kabinettes, 
das  anderemal  als  Chef  eines  bestimmten  Ressorts  (Hauke  a.  a.  0.  S.  72). 

2)  §  4  Ges.  25.  Juli  1867.  Es  kommt  somit  bei  dieser  Verantwort- 
lichkeit auf  den  Titel  „Minister"  nicht  an  (G.  Meyer,  Deutsches  Staats- 
recht S.  185). 

3)  Es  kann  in  der  Handlungsweise  des  Ministers  möglicherweise  der 
Thatbestand  eines  kriminellen  Deliktes  liegen,  z.  B.  Hochverrath,  Missbrauch 
der  Amtsgewalt,  allein  nothwendig  ist  das  nicht. 
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Analogie  gestellt  wird,1)  dadurch,  dass  der  Kreis  der  Handlangen, 
welche  zur  Erhebung  der  Ministeranklage  Veranlassung  geben  können, 
ein  viel  engerer  ist,  als  derjenige,  welcher  der  disciplinaren  Aburtheilung 
unterliegt.2) 

Die  Haftung  der  Minister  für  Verfassungs-  und  Rechtsverletzungen 
ist  vielmehr  eine  besondere  straftrechtliche  Verantwortlichkeit,  die 
aus  der  Pflicht  der  Minister  entspringt,  die  gesammte  Regierungsthätig- 
keit  in  Uebereinstimmung  mit  der  Verfassung  und  den  Gesetzen  zu 
üben.  Verfassungs-  und  Gesotzesverletzungen  durch  die  Minister  bilden 
den  objektiven  Thatbestand  eines  besonderen  Amtsdeliktes,  welches  ein 
besonderes  Anklagerecht  des  Reichsrathes  vor  dem  Staatsgerichtshofe, 
und  bei  dessen  Zurechenbarkeit  besondere  Rechtsfolgen  begründet 

Daraus  folgt: 

a)  Der  objektive  Thatbestand  dieses  besonderen  Amtsdeliktes  der 
Minister  liegt  in  der  Verletzung  der  Verfassung,  sei  es  der 
Gesammtheit  der  Reichsrathsländer,  sei  es  eineB  einzelnen  Landes  — 
oder  eines  andern  Gesetzes.3)  Von  einer  Verletzung  der  Verfassung 
oder  eines  andern  Gesetzes  wird  aber  dort  die  Rede  sein  können,  wo 
das  Verhalten  des  Ministers  nicht  in  Uebereinstimmung  steht  mit  der 
Gesetzesnorm.  Es  ist  für  den  objektiven  Thatbestand  gleichgültig,  ob 
die  Verletzung  eine  mehr  oder  weniger  wichtige  Gesetzesnorm  betrifft, 
ob  die  Verletzung  durch  ein  positives  Entgegenhandeln  oder  durch 
Unterlassung  einer  bestimmt  gebotenen  Handlung  erfolgt,  ob  ein  indi- 
vidueller Rechtskreis  beschädigt  wird  oder  nicht4) 

b)  Es  kann  nur  eine  im  amtlichen  Wirkungskreise  des  Ministers 
liegende  Handlung  oder  Unterlassung  in  Frage  kommen.  Insofern: 

o)  die  Minister  als  Käthe  des  Monarchen  fungiren,  muss  es  sich 
um  einen  Regierungsakt  des  Monarchen  handeln,  derauf  ihren  Antrag 
erfolgt  ist; 

ß)  insofern  sie  Vollzugsorgane  der  kaiserlichen  Willensakte  sind, 
trifft  sie  die  Verantwortung  für  den  Vollzug  dieser  Anordnungen  und 
Verfügungen.  Um  in  der  ersten  Richtung  den  Beweis  zu  erleichtern, 
welche  Minister  für  einen  konkreten  Regierungsakt  des  Monarchen  die 
Verantwortlichkeit  übernehmen,   verlangt   das  Verfassungsrecht  jüe 

*)  Samuely  a.  a.  0.  S.  87.  H.  Schulze,  Preuss.  Staatsrecht 
§  280  S.  891. 

2)  G.  Meyer,  Deutsches  Staatsrecht  S.  478.  Gerade  die  wichtigsten 
Fälle  der  disciplinaren  Ahndung  als:  unordentliche  Geschäftsführung,  unwür- 
diges Verhalten  im  Amte,  fallen  nicht  in  das  Bereich  der  Ministeranklagen. 

5)  §  2  Ges.  25.  Juli  1867. 

«)  Gerber,  Deutsches  Staatsrecht  S.  180. 
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Kontrasignatur  der  kaiserlichen  Anordnungen  und  Verfügungen,  ohne 
dass  dadurch  aber  die  Verantwortlichkeit  der  übrigen  Mitglieder  des 
Ministerrates  aufgehoben  wird,  die  ohne  Kontrasignatur  hierzu  einge- 
rathen  haben.  Es  ist  jedoch  die  Kontrasignatur  ein  Requisit  der 
staatsrechtlichen  Gültigkeit  des  Regierungsaktes;  daher  die  Vornahme 
von  Vollzugsakten  eines  nicht  kontrasignirten  Erlasses  des  Kaisers 
schon  an  und  für  sich,  ohne  Rücksicht  auf  den  Inhalt,  eine  Verfassungs- 
verletzung bildet. 

y)  Als  selbständige  Chefs  der  einzelnen  Verwaltungszweige  trifft 
die  Minister  die  Verantwortlichkeit  für  ihre  Ressortverwaltung.1) 

c)  Bedingungen  der  Zurechnung  sind  böse  Absicht  oder  grobe 
Fahrlässigkeit.  Entschuldbarer  Irrthum  schliesst  die  Zurechnung 
aus. 

d)  Es  können  beim  Zustandekommen  des  deliktartigen  Thatbestan- 
des  mehrere  Minister  mitgewirkt  haben.  In  diesem  Falle  sind  auf 
dieses  Zusammenwirken  die  gemeinrechtlichen  Grundsätze  der  Mit- 
schuld und  Beihilfe  anzuwenden. 

Von  der  erstem  wird  dann  die  Rede  sein  müssen,  wenn  das  Zu- 
standekommen eines  Regierungsaktes  durch  das  Zusammenwirken  meh- 
rerer Minister  bedingt  ist.2)  Deliktartige  Beihilfe  dagegen  wird  dann 
vorhanden  sein,  wenn  ein  Minister  die  gröbliche  Pflichtverletzung  eines 
andern  Ministers  wissentlich  unterstützt.3) 

IV.  Bildet  die  Handlung  oder  Unterlassung  des  Ministers  zugleich 
ein  gemeines  Delikt,  so  sind  die  Normen  des  Strafrechtes  darauf  an- 
zuwenden. 

Ist  dies  dagegen  nicht  der  Fall,  so  ist  die  zurechenbare  Ver- 
fassungs-  und  Gesetzesverletzung  ein  besonderes  Amtsdelikt,  welches 
geahndet  wird: 

a)  durch  Entfernung  der  Verurtheilten  aus  dem  Rathe  der 
Krone.4) 

i)  Vgl.  R.  v.  Mohl  S.  160—171. 

*)  Dies  ist  der  Fall,  wo  eine  Regicrung<maassregel  verfassungsmässig 
nur  unter  Mitwirkung  des  Gesammtministeriums  getroffen  werden  kann, 
z.  €J.  bei  Nothgesetzgebung  (Jolly,  Art.  Staatsministerium  in  Bluntschli's 
Staatswörterbuch  IX.  S.  732  ff.    R.  v.  Mohl  a.  a.  0.  S.  110). 

3)  §  2  litt,  c  Ges.  25.  Juli  1867. 

4)  Kann  der  aus  dem  Amte  entfernte  Minister  auf  den  im  Gesetze 
vom  21.  Juli  1868  R.  111  bestimmten  Ruhegehalt  Anspruch  erheben? 
Diese  Frage  dürfte  (Hauke  S.  141)  zu  verneinen  sein,  da  das  erwähnte 
Gesetz  nur  von  Enthebung  spricht  und  für  diesen  Fall  dem  Minister  ein 
Privilegium  zusichert,  während  die  Entfernung  die  Natur  eines  Strafübels 
haben  soll  und  es  ein  Widerspruch  wäre,   ein  Privilegium  favorabile  mit 


Digitized  by  Google 


$  311.  Die  Ministeranklage  u.  das  Verfahren  v.  d.  Staatsgerichtshofe.  731 

b)  Bei  erschwerenden  Umständen  ist  die  Entlassung  ans  dem 
Staatsdienste  und  zeitlicher  Verlast  der  politischen  Rechte  auszusprechen. 

Als  erschwerende  Umstände  in  der  Qualifikation  des  Deliktes  wer- 
den aber  in  Betracht  kommen  : 

«)  der  Grad  der  Wichtigkeit  der  verletzten  Gesetzesbestimmung; 

ß)  die  Grösse  des  verursachten  Uebels; 

y)  die  grössere  Reiflichkeit  der  Ueberlegung; 

die  Fortsetzung  oder  Wiederholung  der  Gesetzesverletzung. 

Die  erwähnten  Strafubel  können,  müssen  aber  nicht  kumulirt 
werden  (arg.  §  23  M.  V.). 

§  311. 

Die  Ministeranklage  und  das  Verfahren  vor  dem 

Staatsgerichtshofe. 

I.  Zur  Geltendmachung  der  MinisterverantworÜichkeit  ist  jedes  der 
beiden  Häuser  des  Reichsrathes  für  sich  legitimirt  Das  Rechtsmittel 
ist  die  Anklage  der  Minister  vor  dem  Staatsgerichtshofe. 

II.  Die  Erhebung  der  Anklage  ist  an  folgende  Formen  gebunden: 
«)  der  Antrag  auf  Ministeranklage  ist  schriftlich  zu  stellen,  hat 

die  Anklagepunkte  zu  bezeichnen  und  ist  im  Herrenhause  von  wenig- 
stens zwanzig,  im  Abgeordnetenhause  von  wenigstens  vierzig  Mit- 
gliedern zu  unterzeichnen; 

/?)  derselbe  ist,  falls  das  Haus  nicht  Uebergang  zur  Tagesordnung 
beschliesst,  durch  einen  besonderen  zu  diesem  Zwecke  zu  wählenden 
Ausschuss  zu  prüfen; 

y)  dieser  erstattet  über  das  Ergebniss  seiner  Prüfung,  nachdem  er 
die  Minister  mit  einer  mündlichen  oder  schriftlichen  Verantwortung  ver- 
nommen hat,  an  das  betreffende  Haus  Bericht; 

3)  beschliesst  das  Haus  mit  der  erforderlichen  Mehrheit  von  zwei 
Dritteln  der  Stimmen  die  Anklage,  so  ist  dieser  Anklagebeschluss  mit- 
telst Adresse  dem  Kaiser  zur  Kenntniss  zu  bringen  und  dem  Vorsitzen- 
den des  sofort  einzuberufenden  Staatsgerichtshofes  mitzutheilen. 

III.  Wirkung  der  erhobenen  Anklage  rücksichtlich  des  angeklagten 
Ministers  ist: 

«)  Suspension  seiner  amtlichen  Funktionen; 


einer  Strafverfügimg  zu  verbinden.  Der  aus  dem  Rathe  der  Krone  entfernte 
Minister  ist  nach  den  allgemeinen  Staatsdienergesetzen  zu  beurtheilen.  Er 
muss  sich  entweder  die  Versetzung  auf  einen  anderen  Dienstposten  gefallen 
lassen  oder  ist  nach  den  allgemeinen  Pensionsnormen  zu  behandeln. 
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ß)  Unzulässigkeit  der  Dienstentsagung  des  Angeklagten  vor  Been- 
digung des  Prozesses. 

Andererseits  steht  aber  der  Umstand,  dass  der  Minister  bereits  vor 
Fassung  des  Anklagebeschlusses  zurückgetreten  oder  nicht  mehr  im 
Staatsdienste  angestellt  ist,  der  Anklage  nicht  entgegen  (§  30  al.  2  M.  V). 

IV.  Das  Verfahren  vor  dem  Staatsgerichts hofe  (S.  177  N.  3) 
scheidet  sich:  in  das  Untersuchungsverfahren  und  in  die  Hauptver- 
handlung. Die  Untersuchung  wird  durch  einen  aus  der  Mitte  der  Mit- 
glieder des  Staatsgerichtshofes  von  diesen  gewählten  Untersuchungs- 
richter in  den  Formen  des  ordentlichen  Strafverfahrens  gefuhrt  und  ist 
binnen  sechs  Monaten  zu  Ende  zu  fuhren.  Die  Hauptverhandlung  ist 
öffentlich  und  mundlich ;  sie  vollzieht  sich  in  den  Formen  des  Anklage- 
prozesses. Die  Bolle  des  öffentlichen  Anklägers  führt  die  von  dem 
anklagenden  Hause  gewählte  Kommission  von  drei  Mitgliedern;  jeder 
Angeklagte  hat  das  Becht,  sich  einen  oder  mehrere  Vertheidiger  zu 
wählen. 

V.  Die  Hauptverhandlung  beginnt  mit  der  Bildung  des  aus  zwölf 
Mitgliedern  bestehenden  Erkenntnisssenates  aus  den  vierund- 
zwanzig Mitgliedern  des  Staatsgerichtshofes.  Diese  Bildung  geschieht 
(§  19  M.  V.)  in  folgender  Weise: 

Dem  Angeklagten  —  und  wenn  deren  mehrere  sind,  allen  gemein- 
schaftlich —  sowie  den  Vertretern  der  Anklage  steht  das  Becht  zu,  je 
sechs  Mitglieder  des  Staatsgerichtshofes  ohne  Angabe  der  Gründe  ab- 
zulehnen, jedoch  so,  dass  in  der  Zahl  der  übrig  gebliebenen  Mitglieder 
die  Zahl  der  von  jedem  Hause  gewählten  Bichter  die  gleiche  sei. 

Wird  dieses  Becht  gar  nicht  oder  nicht  vollständig  ausgeübt,  so 
ist  die  Anzahl  der  Bichter  durch  Losung  derart  zu  vermindern,  dass 
eine  Gesammtzahl  von  zwölf  Bichtern,  und  zwar  die  gleiche  Zahl  der 
von  jedem  Hause  gewählten  Richter  übrig  bleibt. 

Der  Vorsitzende  kann  abgelehnt  aber  nicht  ausgelost  werden.  Im 
ersten  Falle  wählen  die  das  urtheilende  Gericht  bildenden  Bichter  den 
Vorsitzenden  aus  ihrer  Mitte. 

VI.  Das  nach  Beendigung  der  Hauptverhandlung  von  mindestens 
zehn  Bichtern  in  geheimer  Berathung  und  Abstimmung  unter  freier 
Beweiswürdigung  zu  schöpfende  Urtheil  kann  den  Angeklagten  entweder 
für  nicht  schuldig  oder  für  schuldig  erklären. 

Der  erste  Fall  wird  einzutreten  haben,  wenn: 

a)  der  objektive  Thatbestand  einer  Gesetzesverletzung  nicht 
gefunden  wird;  oder 

b)  die  subjektive  Zurechenbarkeit  ausgeschlossen  ist;  oder 

c)  wegen  Verjährung  des  Anklagerechtes. 
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Das  Gesetz  unterscheidet,  ob  die  in  Frage  stehende  Gesetzesver- 
letzung dem  Beichsrathe  durch  den  Staatsrechnungsabschluss  oder  auf 
andere  Weise  bekannt  wird.  Im  erstem  Falle  erlischt  das  Anklagerecht 
mit  Ablauf  jener  Session,  in  welcher  der  Rechnungsabschluss  zur  Prü- 
fung gelangt,  im  zweiten  mit  der  auf  die  gesetzwidrige  Handlung  un- 
mittelbar folgenden  Session. 

d)  Dagegen  wird  eine  sog.  Indemnitätserklärung  durch  den 
Reichsrath  die  Verantwortlichkeit  des  Ministers  nur  insoweit  aufheben, 
als  hierzu  ein  einseitiger  Akt  des  Beichsrathes  genügt.  Dies  ist  der 
Fall  bei  Ertheilung  des  Absolutoriums  trotz  Etatsüberschreitungen.  Da- 
gegen können  Kammerbeschlüsse,  welche  Abweichungen  der  Ministe- 
ria 1 Verwaltung  von  dem  Gesetze  in  der  Form  von  Resolutionen  billigen, 
die  Erhebung  der  Anklage  durch  den  ßeschluss  eines  neu  konstituirten 
Hauses  nicht  hemmen,  noch  können  sie  die  Verantwortlichkeit  des 
Ministers  für  die  stattgefunden  Gesetzübertretung  vor  Ablauf  der  Ver- 
jährungsfrist aufheben. 

Findet  dagegen  der  Staatsgerichtshof  in  dem  Verhalten  des  Mini- 
sters eine  zurechenbare  nicht  verjährte  Gesetzesverletzung, 
so  hat  das  Erkenntniss  auszusprechen,  welche  Thatsachen  als  erwiesen 
angenommen  werden,  und  deren  Strafbarkeit  zu  qualificiren. 

Der  Inhalt  dieses  ürtheiles  kann  sich  auf  den  Ausspruch  beschrän- 
ken, dass  sich  der  Minister  einer  Verfassungs-  oder  Gesetzesverletzung 
schuldig  gemacht  hat  In  diesem  Falle  erfolgt  Entfernung  des  Ver- 
urteilten aus  dem  Rathe  der  Krone.  Es  können  aber  bei  erschweren- 
den Umstanden  noch  die  übrigen  Strafarten  angewendet  werden  (§  309 
Abs. IV.).  Die  Erkenntnisse  des  Staatsgerichtshofes  sind  bei  Ausschluss 
jedes  Rechtsmittels  sofort  vollziehbar. 

V.  Rücksichtlich  des  Begnadigungsrechtes  des  Monarchen 
bestimmt  das  Gesetz  (§  29  M.  V.),  dass  der  Kaiser  das  Becht  der 
Begnadigung  zu  Gunsten  eines  schuldig  befundenen  Ministers  nur  auf 
Grund  eines  hierauf  gestellten  Antrages  des  Hauses  des  Beichs- 
rathes ausüben  wird,  von  dem  die  Anklage  ausgegangen  ist.  Diese 
Bestimmung  ist  durch  Art.  XIII.  des  St  G.  G.  über  die  richterliche 
Gewalt  zu  einem  Satze  des,  rücksichtlich  seiner  Abänderung  an  erschwerte 
Formen  gebundenen,  Verfassungsrechtes  erhoben  worden. 

VI.  Bücksichtlich  privatrechtlicher  Entschädigungsfragen  hat  das 
im  österreichischen  Strafprozesse  geltende  Adhäsionsverfahren 
(§  4,  §  365  ff.  des  St.  P.  0.  vom  23.  Mai  1873)  für  das  Ver- 
fahren vor  dem  St  G.  H.  schon  durch  §  24  des  M.  V.  G.  Anwendung 
gefunden,  indem  der  Staatsgerichtshof  auf   die   Verpflichtung  des 
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Verurtheilten  zur  Ersatzleistung  zu  erkennen  hat,  wenn  sowohl  der  Be- 
trag derselben,  als  auch  die  Person,  welcher  dieselbe  gebührt,  mit  Zu- 
verlässigkeit bestimmt  werden  kann. 

Ist  das  nicht  möglich,  so  kann  das  ürtheil  die  Verpflichtung 
zur  Ersatzleistung  aussprechen  und  die  Feststellung  des  Betrages  dem 
ordentlichen  Rechtswege  vorbehalten. 

VII.  OhneUrtheil  endet  das  Verfahren  durch  Einstellung,  wenn 
das  die  Anklage  erhebende  Haus  des  Reichsrathes  durch  eine  Mehrheit 
von  zwei  Dritteln  der  Stimmen  beschliesst,  von  der  Anklage  abzusehen. 

Dieser  Beschluss  ist  aber  nur  bis  zum  Beginn  der  Verhandlung 
vor  dem  Staatsgerichtshofe  zulassig  (§  14  M.  V.). 
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Erstes  Hauptstück. 

Die  rechtliche  Natur  des  Gesammtstaates. 

S  312. 

Grundlagen  der  Verfassung.1) 

I.  Der  österreichisch-ungarische  Gesammtstaat  ist  ein 
zusammengesetzter  Staatskörper.  Seine  Theile  sind  einerseits  die 
Reichsrathsländer  (Oesterreich)  nnd  andererseits  die  Länder  der  heiligen 
Stepbanskrone  (das  Königreich  Ungarn  mit  dem  theilweise  eine  selb- 
ständige staatsrechtliche  Stellung  einnehmenden  Königreiche  Kroatien- 
Slavonien). 

II.  Das  Rechts  Verhältnis  8  Ungarns  zu  den  österreichischen  Ländern 
hat  im  Laufe  der  Zeit  verschiedene  Entwickelungsstufen  durchlaufen. 

Ursprunglich  bestand  blosse  Personalunion,  jedoch  mit  Ge- 
meinsamkeit gewisser  administrativer  Einrichtungen  in  jenen  Bichtungen 
des  Staatslebens,  die  in  Ungarn  der  absoluten  Macht  des  Königs  unter- 
worfen waren. 

*)  Vgl.  Juraschek,  Personal-  und  Realunion,  Berlin  1878.  Bider- 
mann,  Die  rechtliche  Natur  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  1877. 
Meine  Schrift  desselben  Titels  1879;  dann  Dantscher  von  Kolles- 
berg, Der  monarchische  Bundesstaat  Oesterreich-Ungarn  1880. 
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Seit  der  pragmatischen  Sanktion  ist  die  Realunion  anerkannt, 
welche  historisch  zur  Bildung  eines  Gesammtstaates  unter  Anerkennung 
der  relativen  staatsrechtlichen  und  administrativen  Selbständigkeit 
Ungarns  führte.  Die  Gesetzartikel  des  Jahres  1848  bezweckten  die 
Auflösung  des  Gesammtstaates:  die  Bealunion  sollte  sich  auf  das 
unlösbare  Nebeneinanderbestehen  zweier  Staatskörper  unter  demselben 
Herrscher  beschränken.  Die  Verfassung  vom  4.  März  1849  verfugte 
eine  vollständige  Inkorporation  Ungarns  in  den  Österreichischen  Ein- 
heitsstaat. Die  Revision  der  ungarischen  Gesetzartikel  1848  durch  den 
XII.  ungarischen  Gesetzartikel  1867  und  das  im  Wesentlichen  mate- 
riell damit  übereinstimmende  Österreichische  Gesetz  vom  21.  Dezember 
1867  R.  146  stellte  das  Rechtsverhältniss  beider  Staatskörper  und 
damit  die  Verfassung  des  Gesammtstaates  auf  neue  Grundlagen. 

III.  Die  in  diesen  Gesetzen  liegenden  Verfassungselemente  sind 
folgende: 

a)  Die  Verfassung  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  beruht 
nicht  auf  einem  einheitlichen  Grundgesetze,  sondern  auf  zwei,  materiell 
übereinstimmenden  Verfassungsgesetzen,  —  sie  trägt  daher  den  Charakter 
einer  Vereinbarung. 

Ebenso  könnte  eine  Aenderung  und  Ergänzung  dieser  Verfassung 
nur  durch  materiell  übereinstimmende  Doppelgesetze  erfolgen. 

b)  Den  Ausgangspunkt  bildet  die  pragmatische  Sanktion,  die  (§  2 
und  3  XII.  G.  A.  1867)  authentisch  dahin  interpretirt  wird,  dass 

«)  daraus  die  Verteidigung  und  Aufrechthaltung  der  gemeinsamen 
Sicherheit  mit  gemeinsamen  Kräften  als  eine  gemeinsame  und  wechsel- 
seitige Verpflichtung  entspringe,  und  dass 

/?)  darin  die  verfassungsmässige  staatsrechtliche  und  administrative 
Selbständigkeit, Ungarns  garantirt  sei. 

c)  Aus  dieser  Verpflichtung  ergiebt  sich  die  Gemeinsamkeit  der 
auswärtigen  Angelegenheiten  und  des  Heerwesens  und  des  zur  Deckung 
dieses  Aufwandes  erforderlichen  Finanzwesens. 

d)  Die  Geschäftsführung  in  diesen  gemeinsamen  Angelegenheiten 
besorgt  der  gemeinsame  Monarch  durch  ein  besonderes  Ministerium;  die 
Volksvertretung  beider  Staaten  betheiligt  sich  je  durch  einen  Ausschuss 
(eine  Delegation)  in  den  vom  Gesetze  bestimmten  Fällen  an  dieser 
Verwaltungsthätigkeit  und  ihrer  Kontrolle.  Dadurch  sind  als  reflektirte 
Organe  des  Gesammtstaates  die  gemeinsamen  Minister  und  Behörden, 
und  die  Delegationen  gegeben. 

e)  Dagegen  ist  die  Mitwirkung  bei  der  Aufstellung  von  Rechts- 
normen im  Kreise  der  gemeinsamen  Angelegenheiten  und  die  Geneh- 
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migung  von  Staatsverträgen  dem  Reichsrathe  and  ungarischen  Reichs- 
tage vorbehalten. 

f)  Die  staatsrechtliche  Verbindung  der  beiden  Staatskörper  hat 
zur  Folge,  dass  in  beiden  gewisse  Angelegenheiten  zwar  nicht  ge- 
meinsam geordnet  und  verwaltet,  aber  nach  materiell  übereinstimmenden 
Grundsätzen  geregelt  und  verwaltet  werden  sollen. 

IV.  Zur  Bezeichnung  der  Gesammtheit  aller  verfassungsmässig  ver- 
einigten Königreiche  und  Länder,  somit  zur  Bezeichnung  des  Gesammt- 
staates, sind  die  Ausdrücke  „Oesterreichisch-Ungarische  Monar- 
chie" und  „Oesterreichisch-Ungarisches  Reich"  alternativ  zu 
gebrauchen. l) 

§  313. 

Die  Kompetenz  des  Gesammtstaates. 

I.  Die  Wirkungssphäre  des  österreichisch-ungarischen  Gesammtstaates 
ist  eine  sachlich  begrenzte. 

Sie  beschränkt  sich: 

a)  auf  das  gemeinsame  Finanzwesen; 

b)  auf  die  zur  Bewahrung  der  äusseren  und  inneren  Sicherheit  der 
Monarch io  bestehende  bewaffnete  Macht,  deren  Organisation  und 
Leitung  dem  gemeinsamen  Monarchen  zukommt. 

Die  Sorge  für  den  Bestand,  die  Ausrüstung  und  die  Unterhaltung 
dieser  bewaffneten  Macht  und  die  Leitung  des  für  diesen  Zweck  be- 
stehenden Verwaltungsmechanismus  ist  eine  gemeinsame  Angelegenheit. 

c)  Der  dritte  gemeinsame  Verwaltungszweig  sind  die  auswär- 
tigen Angelegenheiten  mit  fiinschluss  der  diplomatischen  und 
kommerziellen  Vertretung  dem  Auslande  gegenüber  (§  1  Ges.  21.  Dez. 
1867  p.  146  und  §  8  XII,  G.  A.  1867). 

II.  Innerhalb  dieser  materiellen  Richtungen  beschränkt  sich  jedoch 
die  Thätigkeit  des  Gesammtstaates  auf  die  Verwaltung.  Es  kommen 
dem  Gesammtstaate  keine  unmittelbare  Herrschaftsrechte  über  die  Unter- 
thanen  der  beiden  Gliedstaaten  zu;  er  übt  diesen  gegenüber  weder  ein 
Besteuerungs-  noch  ein  materielles  Gesetzgebungsrecht. 
Seine  Funktionen  im  Gebiete  der  Verwaltung  beschränken  sich  auf 
technische  Geschäfte,  die  Oberaufsicht  und  den  Erlass  von 

*)  Handschreiben  vom  14.  November  1868  S.  128  Anna.  1.  Ueber 
die  Bedeutung  dieser,  die  Koordination  der  Herrscherpersönlichkeiten  des 
Kaisers  und  Königs,  sowie  beider  Staatskörper  ausdrückenden  Handschreiben 
vgl.  v.  Juraschek,  Personal-  und  Realunion  S.  105 — 107,  und  Jelli- 
nek,  Ueber  Staaten  Verbindungen  S.  241. 
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Verwaltungsverordnungen  und  Verwaltungsbefehlen  an  die 
durch  die  besondere  Dienstpflicht  gebundenen  Personen. 

Der  Erlass  obrigkeitlicher  Verfügungen  gegen  die  Unterthanen 
als  solche  für  die  Zwecke  des  Gesammtstaates  und  die  Ausübung- 
der  Zwangsgewalt  erfolgt  stets  durch  die  Organe  der  Gliedstaaten.1} 

Insofern  die  Verwaltung  der  gemeinsamen  Angelegenheiten  der 
rechtlichen  Ordnung  bedarf,  um: 

<*)  die  Pflichten  der  Gliedstaaten  gegenüber  dem  Gesammtstaate ; 

ß)  die  Pflichten  der  Unterthanen  für  die  Zwecke  der  gemeinsamen 
Angelegenheiten  z.  B.  die  Wehrpflicht; 

y)  die  Organisation  des  gemeinsamen  Verwaltungsapparates  zu 
bestimmen,  geht  diese  Ordnung  von  den  Gliedstaaten  aus. 

Es  ist  somit  in  Oesterreich-Ungarn  das  Verhältniss  von  Gesetz- 
gebung und  Verwaltung  wesentlich  ein  anderes,  als  in  einem  Bun- 
desstaate. Während  in  diesem  für  einen  Kreis  von  Verwaltungs- 
aufgaben die  Centraigewalt  Rechtsnormen  schafft,  deren  Ausführung  und 
Vollziehung  in  vielen  Fällen  den  Einzelstaaten  überlassen  wird^ 
empfangt  in  Oesterreich-Ungarn  die  gemeinsame  Verwaltung  ihre  Rechts- 
nonnen durch  die  Gesetzgebung  der  Einzelstaaten.  Die  Normen  des 
Verwaltungsrechtes  des  Gesammtstaates  liegen  somit: 

a)  zunächst  in  den  Gesetzen  der  Einzelstaaten. 

b)  Auf  Grund  einer  speziellen  gesetzlichen  Delegation  kann  den 
Ministerien  der  Einzelstaaten  überlassen  werden,  im  beiderseitigen  Ein- 
vernehmen und  im  Einvernehmen  mit  der  gemeinsamen  Verwaltungs- 
behörde Ausfuhrungsverordnungen  zur  Ergänzung  und  Detaillirung  von 
Gesetzregeln  zu  erlassen. 

c)  Eine  dritte  Quelle  des  Verwaltungsrechtes  des  Gesammtstaates 
endlich  bilden  die  von  seinen  Organen  ergangenen  Verwaltungs- 
verordnungen. 

III.  Soweit  die  gemeinsame  Verwaltung  durch  Gesetze  bestimmt 
ist,  unterliegen  ihre  Anordnungen  und  Verfügungen  der  Kritik  hin- 
sichtlich ihrer  Rechtmässigkeit. 

Es  kann  in  Betracht  kommen: 

a)  Ein  Kompetenzstreit  zwischen  den  Organen  des  Gesammt- 
staates und  der  Einzelstaaten  über  den  Umfang  ihrer  Wirkungssphäre ;  5) 
dann 

*)  So  gehört  z.  B.  die  Geltendmachung  der  Wehrpflicht  und  der 
Sachleistungen  für  das  Heerwesen  nicht  zum  Wirkungskreise  des  Kriegs- 
ministcriums,  sondern  des  Landesvertheidignngsmiiiisteriums,  welches  eine 
österreichische,  nicht  aber  eine  gemeinsame  Behörde  ist. 

2)  z.  B.  zwischen  dem  Kriegsministerium  und  einem  der  beiden  Lan- 
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b)  ein  Streit  über  die  Gesetzmässigkeit  der  vom  Gesammtstaate  an 
die  Einzelstaaten  gerichteten  Requisitionen,  und 

c)  über  die  Gesetzmässigkeit  der  von  den  Behörden  der  Einzelstaaten 
in  Sachen  der  gemeinsamen  Verwaltung  ergangenen  Verfügungen. 

Nach  den  beiden  ersten  Bichtungen  fehlt  es  an  einer  Einrichtung 
zur  Entscheidung  solcher  staatsrechtlichen  Streitfragen.  Dieselben 
müssten  daher  von  Fall  zu  Fall  durch  besondere  Mittel  gelöst  werden: 

a)  Durch  eine  Verordnung  und  Verfugung  des  Monarchen,  soweit 
Gegenstände  in  Betracht  kommen,  die  nach  der  Verfassung  des  Gesammt- 
staates  und  der  betroffenen  Einzelstaaten  dem  Verordnungs-  und  Ver- 
fögungsrechte  des  Monarchen  unterliegen;1)  oder 

b)  im  Wege  der  Gesetzgebung;  oder 

c)  durch  ein  Schiedsgericht 

Nicht  minder  sind  Verfügungen  in  den  gemeinsamen  Angelegen- 
heiten der  Rechtskontrolle  entrückt,  da  sich  die  Verwaltungsgerichts- 
barkeit der  Gerichtshöfe  des  öffentlichen  Rechtes  auf  diese  nicht  bezieht? 
und  ein  gemeinsamer  Verwaltungsgerichtshof  nicht  besteht.  Dagegen 
erstreckt  sich  das  materielle  Prüfungsrecht  der  österreichischen  Gerichte 
auch  auf  die  in  den  gemeinsamen  Angelegenheiten  ergangenen  Ver- 
ordnungen. 

IV.  Nur  ausnahmsweise  sind  den  Organen  des  Gesammtstaates 
auch  richterliche  Funktionen  delegirt,  wie  die  Militärstrafgerichts- 
barkeit und  die  Konsulargerichtsbarkeit  im  Oriente. 

§  314. 

Reflex  Wirkungen  der  staatsrechtlichen  Verbindung. 

I.  Die  staatsrechtliche  Verbindung  Oesterreichs  und  Ungarns  beein- 
flusst  das  innere  Leben  der  beiden  Staaten  nach  folgenden  Richtungen: 

1.  Da  die  Aufrechthaltung  der  Verfassung  des  Königreiches  Ungarn 
die  Grundbedingung  des  Ausgleiches  bildet,  so  soll  auch  in  den  übrigen 
Ländern  der  Monarchie  eine  Repräsentatiwerfassung  bestehen.2) 

2.  Mit  Rücksicht  auf  die  Gemeinsamkeit  des  Heerwesens  ist  das 
Wehrsystem  der  beiden  Staaten  durch  materiell  übereinstimmende 
Normen  zu  ordnen.3) 

desvertheidigungsministcr,  zwischen  dem  Minister  des  Aeussern  und  einem 
der  beiden  Handelsminister. 

So  konnten  z.  B.  Ressortstreitigkeiten  der  Behörden  vermöge  der 
Organisationsgewalt  des  Monarchen,  soweit  dieselbe  nicht  beschränkt  ist, 
entschieden  werden. 

2)  §  24  und  25  XII.  G.  A.  1867. 

3)  §  13  m  G.  A.  1867,  21.  Dezember  1867  R.  146  (§  2). 
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Unter  Wehrsystem  ist  aber  die  Gesammtheit  der  auf  die  Kriegs- 
macht des  Staates,  insbesondere  die  Gliederung  und  staatsrechtliche 
Stellung  derselben  und  die  entsprechenden  Unterthanspflichten  sich 
beziehenden  Rechtsnormen  zu  verstehen. 

3.  Wegen  der  zahlreichen  reichhaltigen  wirtschaftlichen  Beziehun- 
gen und  Interessen  beider  Staaten  soll  von  Zeit  zu  Zeit  zwischen  den- 
selben eine  Vereinbarung  stattfinden  über  die  gleichmassige  Regelang: 

a)  der  kommerziellen  Angelegenheiten,  speziell  des  Zollwesens; 

b)  der  mit  der  industriellen  Produktion  in  engerer  Verbindung 
stehenden  indirekten  Abgaben; 

c)  des  Münzfuss  es  und  Geldwesens;  und 

d)  die  das  Interesse  beider  Staaten  berührenden  Eisenbahnlinien. 
Zu  diesem  Zwecke  sind   unter   den  beiderseitigen  Ministerien 

Gesetzentwürfe  zu  vereinbaren,  und  die  hierüber  gefassten  übereinstim- 
menden Beschlüsse  der  beiderseitigen  Vertretungskörper  dem  gemein- 
samen Monarchen  durch  das  Ministerium  jeder  Reichshälfte  zur  Sank- 
tion der  materiell  übereinstimmenden  Doppelgesetze  vorzulegen.  Sollte 
eine  Vereinbarung  nicht  zu  Stande  kommen,  so  behält  sich  jeder  Staat 
das  Recht  zur  selbständigen  Ordnung  dieser  Angelegenheiten  vor. 

Zur  Herbeiführung  dieses  materiell  übereinstimmenden  Staatswillens 
kann  auch  der  Zusammentritt  von  Deputationen  beider  Vertretungskör- 
per erfolgen,  die  einen  demselben  vorzulegenden  Gesetzesvorschlag  aus- 
arbeiten. Dieser  Vorgang  ist  insbesondere  bei  der  Vereinbarung  über 
das  Beitragsverhältniss  zu  den  gemeinsamen  Angelegenheiten  zu  wählen.1) 

II.  Insbesondere  bestimmt  das  bis  Ende  Dezember  1887  dauernde 
Zoll-  und  Handelsbündniss:2) 

a)  Dass  beide  Staaten,  mit  Ausnahme  der  Zollausschüsse,  Ein 
von  einer  gemeinsamen  Zolllinie  umschlossenes  Zoll-  und  Handelsgebiet, 
ohne  Zwischenzo lllinien,  zu  bilden  haben. 

b)  In  Folge  dessen  sollen  auch  die  mit  fremden  Staaten  abge- 
schlossenen Verträge,  welche  die  Regelung  wirthschaftlicher  Beziehungen 
zum  Auslande  bezwecken,  insbesondere  Handels-,  Zoll-,  Schiff fahrts-, 
Konsular-,  Post-  und  Telegraphenverträge,  sich  auf  beide  Staaten  gleich- 
mässig  beziehen. 

c)  Im  Zollwesen  besorgt  zwar  jeder  Staat,  unter  Eontrolle  des 
andern,  die  Einhebung  der  Zölle  innerhalb  seines  Gebietes;  dagegen 
sollen  die  Zollgesetzo  und  Tarife,  sowie  die  Verwaltungseinrichtungen 
gleichartig  sein. 


*)  §  36  Ges.  21.  Dezember  1867  R.  146. 

2)  Ges.  27.  Juni  1878  R.  62  und  XII.  G.  A.  1867. 
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d)  Ebenso  ist  ^lie  Hafen-  und  Seesanitätsverwaltung  mit 
Einschluss  der  Gebähren,  sowie  die  Seefischerei  gleichartig  zu  ordnen. 

e)  Die  Seehandelsschiffe  fuhren  die  vorgeschriebene  gemein- 
same Flagge.  Es  gilt  reciproke  Gleichstellung  der  Schiffe  und  An- 
gehörigen beider  Ländergebiete  rücksichtlich  der  Seeschifffahrt  und 
Seefischerei. 

f)  Die  Schiff  fahrt  auf  den  beide  Staaten  berührenden  Binnen- 
gewässern und  die  beide  Staaten  durchziehenden  Eisenbahnen  sind  nach 
übereinstimmenden  Nonnen  zu  behandeln. 

g)  Ebenso  sollen  in  beiden  Staaten  das  Salz-  und  Tabakmono- 
pol, die  mit  der  industriellen  Produktion  zusammenhängende  indirekte 
Besteuerung,  das  Geld-,  Maass-  und  Gewichtswesen,  die  Puncirung 
gleichartig  gestaltet  werden. 

h)  Es  sollen  im  Gewerbebetriebe  die  beiderseitigen  Unter- 
thanen  wie  Inländer  behandelt  werden;  es  werden  die  Gewerbtreibenden, 
insbesondere  auch  Aktiengesellschaften,  dann  Erwerbs-  und  Wirth- 
schaftsgenossenschaften  zur  reciproken  Errichtung  von  Zweignieder- 
lassungen zugelassen. 

i)  Die  in  einem  Staatsgebiete  erworbenen  Erfindungspatente 
Marken-  und  Musterschutzrechte,  Autorrechte  und  Hausir- 
befugnisse erstrecken  sich  auch  auf  das  andere  Staatsgebiet. 

k)  Das  Konsularwesen  wird  vom  Minister  des  Aeussern  im 
Einvernehmen  mit  den  beiderseitigen  Handelsministern  geleitet 

§  315. 

Rechtssubjektirität  des  Gesammtstaates. 

Die  theoretische  Auffassung  der  rechtlichen  Natur  des  Gesammt- 
staates zeigt  zwei  entgegengesetzte  Standpunkte.  Die  Einen  finden 
in  dem  Gesammtstaate  bloss  eine  Realunion  zweier  Staatskörper  mit 
verfassungsmässig  bestimmter  Gemeinsamkeit  des  Trägers  der  Staats- 
gewalt. Der  gemeinsame  Monarch  trage  in  seiner  Person  zwei  getrennte 
Herrscherpersönlichkeiten;  im  Kreise  der  gemeinsam  verwalteten  Ange- 
legenheiten werde  daher  stets  ein  materiell  übereinstimmender  Doppel- 
wille wirksam.1)   Die  Andern  erklären  die  Monarchie  als  einen  die 


*)  Diese  Ansicht  vertritt  Juraschek  in  seinem  Werke :  Personal-  und 
Realunion.  Auch  meine  Schrift  über  die  rechtliche  Natur  der  österreichisch- 
ungarischen  Monarchie  1879  fusst  noch  auf  dieser  Ansicht,  die  ich  aber 
in  der  im  Texte  angegebenen  Weise  modificiren  muss. 
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beiden  Gliedstaaten  beherrschenden  Bundesstaat  mit  einer  selbstän- 
digen Staatsgewalt.1) 

Weder  die  eine  noch  die  andere  Meinung  entspricht  dem  positiven 
Verfassungsrechte. 

Die  erste  Meinung  ubersieht  die  selbständige  Stellung  der  gemein- 
samen Minister  und  der  Delegationen,  die  auf  eine  selbständige  Bechts- 
subjektivität  des  Gesammtstaates  hindeutet.2) 

Der  zweiten  Meinung  hingegen  steht  der  Mangel  wesentlicher 
Requisite  des  Bundesstaates  entgegen,  da  die  angebliche  Centraigewalt 
wederein  Gesammtstaatsgebiet3)  noch  ein  Gesammtvol  k4)  be- 


*)  Diese  Meinung  wird  von  Bidermann  und  Dantscher  vertreten. 
Gegen  den  Enteren  vgl.  Juraschek  S.  100  und  Ulbrich  S.  49. 

2)  Der  Kaiser  und  König  bedient  sich  im  Kreise  der  gemeinsamen 
Angelegenheiten  eigener  Organe,  welche  nicht  Organe  einer  der  beiden 
Reichshälften  sein  können.  Die  Verwaltung  der  gemeinsamen  Angelegen- 
heiten wird  durch  ein  gemeinsames  verantwortliches  Ministerium  geführt, 
welchem  nicht  gestattet  ist,  nebst  den  gemeinsamen  Angelegenheiten  auch 
die  besonderen  Regierungsgeschäfte  eines  der  beiden  Reichstheile  zu  besor- 
gen. Auch  die  Delegationen  sind  ein  Willensorgan  der  österr.-ung.  Monar- 
chie; ein  Beschluss  der  Delegation  kann  nicht  ersetzt  werden  durch  einen 
Austausch  von  übereinstimmenden  Erklärungen  der  beiden  Staatskörper  oder 
durch  übereinstimmende  Beschlüsse  des  österr.  Reichsrathes  und  ungarischen 
Reichstages. 

3)  Dass  der  Gesammtstaat  nicht  ein  Staatsgebiet  im  Sinne  eines  Bundes- 
gebietes beherrscht,  also  keine  Gebietshoheit  besitzt,  ergiebt  sich  ein- 
fach daraus,  dass  Veränderungen  des  Gebietes  des  einen  Staatskörpers  an  die  Zu- 
stimmung des  andern  nicht  gebunden  sind  (§11  litt,  c  Ges.  über  die  Reichsver- 
tretung). Die  von  Dantscher  S.  324  vorgebrachten  Argumente  (§114  und 
450  des  ung.  Strafgesetzes)  sind  nicht  beweisend.  Wenn  das  ungarische 
Strafgesetz  (§  114)  die  Begünstigimg  des  Eindringens  eines  äusseren  Feindes  in 
das  Gebiet  des  einen  oder  anderen  Staates  als  Staatsverrath  erklärt,  und  der 
Kürze  halber  den  Ausdruck  „Gebiet  der  österr.-ungar ischen  Monar- 
chie" gebraucht,  so  folgt  daraus  eine  Gebietshoheit  ebenso  wenig,  als  aus  dem 
Wortlaute  des  §  450:  „Wer  sich  der  Wehrpflicht  dadurch  zu  entziehen 
sucht,  dass  er  das  Gebiet  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  verlässt." 
Auch  in  dieser  Gesetzesstelle  ist  der  Ausdruck  Gebiet  der  österreichisch-unga- 
rischen Monarchie  nur  eine  abgekürzte  Ausdrucksweise  für  die  Worte  das 
Gebiet  Oesterreichs  und  Ungarns.  Der  materielle  Inhalt  dieser  Gesetzbestim- 
mung  erklärt  sich  einfach  aus  der  Bestimmung  des  Heeres  für  die  Verteidi- 
gung des  Gesammtstaates  (§  7  Wehrgesetz  5.  Dezember  1868  R.  151)  und  der 
reeiproken  Rechtshilfe  beider  Staaten  in  Rekrutirungsangelegenheiten. 

«)  Vgl.  v.  Juraschek  S.  102;  Jellinek  S.  243;  Ulbrich,  Rechtliche 
Natur  S.  52;  E.  Milner,  Die  österreichische  Staatsbürgerschaft  S.  83.  Die 
Argumente  Dantschers  (S.  321)  für  ein  Gesammtvolk  sind  hinfällig;  denn 
dieser  Begriff  ergiebt  sich  weder  daraus,  dass  in  gewissen  Fällen  eine  reeiproke 
Behandlung   der  beiderseitigen  Staatsbürger  gleich  Inländern  stattfindet, 
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herrscht,  and  derselben  die  gesetzgebende  Funktion  sowie  direkte  Herr- 
schaftsrechte gegenüber  den  Unterthanen  mangeln. 

Die  österreichisch-ungarische  Monarchie  ist  vielmehr  eine  zn  einem 
Staatenbunde  entwickelte  Eealunion  zweier  koordinirter  Staaten 
(S.  31).  0 

Das  Wesen  eines  Staatenbundes  besteht  in  einem  dauernden  Bund' 
nisse  zweier  oder  mehrerer  Staaten  für  einen  gemeinsamen  Zweck  mit 
standigen  Bundesorganen.  Der  Staatenbund  ist  zwar  nur  ein  Societäts- 
verhältniss,  allein  es  werden: 

a)  ständige  Organe  des  Societätswillens  geschaffen; 

b)  das  Societätsverhältniss  erscheint  als  Element  der  Verfassung 
eines  jeden  Gliedstaates; 

c)  es  legt  den  Theilnehmern  des  Bundes  für  den  gemeinsamen 
Zweck  Beschränkungen  ihrer  Handlungsfreiheit  und  positive  Leistungen 
auf ; 

d)  es  erscheint  daher  auch  bei  einem  Staatenbunde,  wie  bei  jeder 
menschlichen  Verbindung  für  einen  gemeinsamen  Zweck  eine  Scheidung 
der  Gesammtheit  mit  ihren  Einrichtungen,  Zwecken,  Interessen  und 
Thätigkeiten  gegenüber  den  einzelnen  Gliedern;  2)  daher 

e)  der  Staatenbund  den  Gliedstaaten  gegenüber  als  ein  Gemein- 
wesen höherer  Ordnung  erscheint,  welches  jene  nach  gewissen  Bichtun- 
gen beherrscht;3)  und  der  Bund  gilt 

f)  dritten  Personen  gegenüber  als  ein  Rechtssubjekt  mit  relativer 
juristischer  Persönlichkeit.4) 

noch  daraus,  dass  die  Institutionen  des  Gesammtstaates  unter  strafrechtlichem 
Schutze  stehen. 

!)  Diese  Definition  der  rechtlichen  Natur  der  Gesammtmonarchie  be- 
ruht auf  der  Erwägung,  dass  die  Realunion  regelmässig  nur  der  Ausgangs- 
punkt neuer  Rechtsgestaltungen  ist.  Der  Versuch,  die  Realunion  sämmt- 
licher  Länder  der  Monarchie  in  einen  centralisirten  oder  decentralisirten 
Einheitsstaat  zu  verwandeln,  ist  misslungen ;  aus  den  Gestaltungen  der  Ver- 
üassungsurkund  en  vom  4.  März  1849  (S.  45),  des  Patentes  vom  31.  Dez. 
1851  (S.  47)  und  des  Patentes  vom  26.  Februar  1861  (S.  50)  erfolgte 
im  Jahre  1867  eine  Rückbildung  der  Realunion  zum  blossen  Staatenbunde. 
Vgl.  übrigens  Jellinek  a.  a.  0.  S.  211  ff.,  der  die  Realunion  als  einen 
Specialfall  des  Staatenbundes  ansieht. 

2)  Bruns  in  Holtzendorff  Rechtsencyklopädie  S.  357. 

3J  II  a  c  n  e  1,  Vertragsmässige  Elemente  der  deutschen  Reichsverfassung 
S.  43;  Brie,  Bundesstaat  S.  60.  G.  Meyer,  Lehrbuch  des  deutschen 
Staatsrechts  S.  21.  Es  ist  meines  Erachtens  unrichtig,  wenn  Jellinek 
(a.  a.  0.  S.  180)  den  Staatenbund  als  bloss  völkerrechtliches  Verhältniss 
erklärt ;  denn  der  Bestand  dieses  Societätsverhältnisses  ist  zugleich  ein  Ele- 
ment der  Verfassung  jedes  Einzelstaates. 

4)  Eine  Analogie  bietet  die  offene  Handelsgesellschaft,  die  in  der  Rich- 
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Diese  Begriffselemente  des  Staatenbundes  finden  sich  in  der  Ver- 
fassung der  Ge8ammtmonarchie. 

Die  verfassungsmässige  Gemeinsamkeit  des  Staatsoberhauptes  hat 
sich  zur  gemeinsamen  Verwaltung  wesentlicher  Aufgaben  des  Staats- 
lebens erweitert.  Es  bestehen  in  dieser  Richtung  besondere  Organe 
zur  Erzeugung  und  Vollziehung  eines  besonderen  Bundeswillens,  den 
die  Organe  der  Gliedstaaten  anerkennen  müssen.  Den  beiden  Glied- 
staaten gegenüber  ist  die  Gesammtmonarchie  ein  übergeordnetes  Ge- 
meinwesen, welches  ihre  Staatsgewalt  beschränkt.  Der  Bundeswille 
wendet  sich  mit  seinen  Forderungen  an  die  beiden  Gliedstaaten  and 
deren  Organe.  In  der  Richtung  nach  Aussen,  also  im  völkerrechtlichen 
Verkehr  gegenüber  dritten  Staaten  und  im  privatrechtlichen  Verkehre 
wird  der  Gesammtstaat  als  eine  Einheit  betrachtet. 

Derselbe  ist  daher  Subjekt  des  Volkerrechtes  (S.  405)  und  als 
Reichsfiscus  Subjekt  von  Privatrechten.1) 


tung  nach  Aussen,  nämlich  dritten  Personen  gegenüber  unter  ihrer  Firma 
als  Einheit  gilt,  welche  eigene  Rechte  erwerben  und  eigene  Verbindlich- 
keiten eingehen  kann. 

l)  A.  M.  Jellinek,  der  (S.  243)  die  Existenz  eines  Reichsfiscus  be- 
streitet. Allein  Fiscus  ist  ja  nur  der  Staat  in  seinen  privatrechtlichen 
Beziehungen,  und  wenn  zwei  oder  mehrere  zu  einer  Societat  verbundene 
Personen  als  relative  juristische  Person  erscheinen,  so  ist  nicht  abzusehen, 
warum  nicht  dieselbe  Regel  auch  für  zwei  oder  mehrere  Staaten  gelten 
sollte.  Der  Gesammtstaat  benöthigt  für  seine  Zwecke  Verwaltungsvermögen, 
z.  B.  Festungen,  Kasernen,  Ausrüstungsstücke;  dasselbe  ist  ein  der  ein- 
seitigen Disposition  der  Gliedstaaten  ebenso  entzogenes  Vermögen,  als  die 
Kassenbestände  für  die  Bestreitung  der  gemeinsamen  Auslagen.  Als  Mili- 
tarärar  z.  B.  kontrahirt  der  Gesammtstaat,  nicht  der  einzelne  Theilstaat. 
Die  Versorgungsansprüche  der  Militärpersonen  richten  sich  an  den  Ge- 
sammtstaat (Ges.  27.  Dezember  1875  R  158).  Allerdings  wird  regel- 
mässig mit  der  aktiven  und  passiven  Vertretung  des  Reichsfiscus  vor  einem 
österreichischen  oder  ungarischen  Gerichte  jene  Behörde  betraut,  die  sonst 
den  österreichischen  oder  ungarischen  Fiscus  vertritt  (also  in  Oesterreich  die 
Finanzprokuratur).  Auch  der  deutsche  Bund,  der  doch  gewiss  ein  Staaten- 
bund war,  wurde  als  Rechtssubjekt  des  Privatrechtes  behandelt  (Zöpfl  I. 
S.  398). 
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Zweites  Hauptstück. 

Die  Organe  des  Gesammtstaates. 

I.  Die  gemeinsamen  Behörden. 

§  316. 
Im  Allgemeinen. 

I.  Soweit  der  Wille  des  gemeinsamen  Monarchen  sich  auf  die 
gemeinsamen  Angelegenheiten  bezieht,  ist  derselbe  Organ  des  Bundes- 
willens. 

Zur  Vorbereitung  und  Durchfuhrung  desselben  dienen  die  gemein- 
samen Behörden,  deren  selbständige  Stellung  in  dem  Verbote  zu  Tage 
tritt,  nebst  den  gemeinsamen  Angelegenheiten  noch  die  besonderen  Be- 
gierungsgeschäfte eines  der  beiden  Reichstheile  zn  fuhren  (§  5  Gesetz 
21.  Dez.  1867). 

IL  Die  unmittelbaren  Gehilfen  des  Monarchen  bei  der  Geschäfts- 
führung im  Gebiete  der  gemeinsamen  Angelegenheiten  sind  die  ge- 
meinsamen Minister.  Ihre  Zahl  ist  nicht  bestimmt,  ergiebt  sich  aber  aus 
der  Dreitheilnng  der  Ressorts:  Aeusseres,  Heerwesen,  Finanzen. 

Die  besondere  Bessortvertheilnng  sowie  die  Gliederung  der  sub- 
ordinirten  Verwaltungsbehörden  nnd  die  Rechtstellung  der  gemeinsamen 
Beamten  beruht  auf  Verwaltungsverordnungen,  soweit  nicht  ausnahms- 
weise, wie  rückBichtlich  der  Militärpersonen,  im  Wege  der  Gesetzgebung 
vorgesorgt  ist 

III.  Selbstverständlich  kann  der  gemeinsame  Monarch  Staatsange- 
hörige beider  Gliedstaaten  zu  gemeinsamen  Staatsämtern  berufen.  Auch 
besteht  kein  Verbot  rücksichtlich  der  Berufung  von  Ausländern,  die 
aber  durch  diesen  Eintritt  nicht  die  Staatsbürgerschaft  erwerben.1) 

IV.  Die  gemeinsamen  Behörden  zerfallen  in  die  Behörden  für  die 
auswärtigen  Angelegenheiten,  das  Heerwesen  und  das  Finanzwesen. 

*)  So  können  Ausländer  mit  Bewilligung  des  Kaisers  in  das  gemein- 
same Heer  eintreten  und  Offiziersstellen  bekleiden  (§  16  Wehrges.  5.  Dez. 
1868). 
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S  317. 

Insbesondere  a)  das  Ministerium  des  Aeussern  und  des 

kaiserlichen  Hauses. 

I.  Die  auswärtigen  Angelegenheiten  werden  durch  das 
Ministerium  des  Aeussern  geleitet.  Dasselbe  hat  zugleich  als  Mini- 
sterium des  kaiserlichen  Hauses  die  auf  die  staatsrechtliche  Stel- 
lung der  Dynastie  sich  beziehenden  Angelegenheiten  zu  besorgen  und  bei 
den  der  Familiengewalt  des  Monarchen  und  den  Hausgesetzen  unterliegen- 
den Rechtsgeschäften  der  Mitglieder  des  Herrscherhauses  mitzuwirken. 

Als  Ministerium  des  Aeussern  ist  es  das  Organ  zur  Leitung  der 
äusseren  Politik  und  Pflege  der  völkerrechtlichen  Beziehungen. 
Der  Minister  des  Aeussern  erscheint  daher  legitimirt : 

a)  zu  Verhandlungen  mit  fremden  Staaten,  und 

b)  zum  Schutze  der  österreichischen  und  ungarischen  ünterthanen 
dem  Auslande  gegenüber; 

c)  der  Minister  des  Aeussern  besorgt  auch  die  internationalen 
Handels-  und  Schifffahrtsangelegenheiten ,  namentlich  die  sich  auf  das 
Seepost-  und  Schifffahrtsunternehmen:  „Oesterreichisch-unga- 
rischer Lloyd"  beziehenden  Geschäfte;  endlich 

d)  die  Beglaubigung  (Legalisirung)  der  für  das  Ausland  bestimm- 
ten Urkunden,  insoweit  nicht  durch  Staatsverträge  eine  einfachere  Form 
der  Beglaubigung  vereinbart  ist.1) 

II.  Zur  Verwirklichung  seiner  Aufgaben  bedient  sich  das  Mini- 
sterium des  Aeussern: 

a)  der  bei  fremden  Staaten  bestellten  Gesandten,  die  nach  den 
auf  dem  Wiener  und  Aachener  Kongress  aufgestellten  Normen2)  in  die 
Kangklassen  der  Botschafter,  Gesandten  im  engern  Sinne,  Minister- 
residenten  und  Geschäftsträger  zerfallen.  Die  Justiz-  und  Verwaltungs- 
behörden sind  in  der  Regel  nicht  berechtigt,  sich  unmittelbar  an  die 
Gesandtschaften  im  Auslande  zu  wenden.  In  keinem  Falle  aber  dürfen 
dieselben  mit  den  bei  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  beglau- 
bigten Agenten  fremder  Mächte  direkt  verkehren.3) 


!)  Vgl.  den  Legalisirungsvertrag  zwischen  Oesterreich -Ungarn  and 
dem  deutschen  Reiche  vom  25.  Februar  1880  R.  85  und  Vdg.  12.  Febr. 
1881  R.  13. 

2)  Heffter,  Völkerrecht  S.  429;  Holtzendorff,  Encyklopädie 
S.  1015;  Vesque  von  Püttlingen,   Internationales  Privatrecht  S.  142. 

3)  Vgl.  Mayerhofer  I.  S.  564.  M.  J.  20.  Juli  1870  Z.  3251. 
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b)  Besonderer  Kommmissäre,  welchen  bloss  ein  einzelnes  be- 
stimmtes Geschäft,  ohne  direkte  Verhandlung  mit  den  höchsten  Organen 
des  fremden  Staates,  übertragen  ist. 

c)  Die  Konsuln  sind  eine  eigene  Art  von  Agenten  für  kommer- 
zielle und  Verkehrsinteressen.  Sie  sind  entweder  unbesoldete,  bloss  auf 
die  Konsulargebühren  und  auf  Pauschalsummen  für  Bureaubedürfhisse 
beschränkte  Honorarkonsuln,  oder  besoldete,  die  Rechte  der  Staats- 
diener geniessende  Berufs konsuln.1) 

Die  Leitung  der  Thätigkeit  aller  dieser  Personen  erfolgt  durch 
Dienstbefehle  des  Ministers. 

Rücksichtlich  der  Konsuln  ist  mit  den  beiderseitigen  Handelsmini- 
sterien das  Einvernehmen  zu  pflegen,  denen  auch  die  periodischen  Han- 
delsberichte mitzutheilen  sind.2) 

Endlich  ressortiren  vom  Ministerium  des  Aeussern: 

«)  die  im  Jahre  1754  für  den  Dolmetschdienst  bei  der  Internuntiatur 
in  Konstantinopel  und  für  den  Konsulardienst  in  der  Levante  gestiftete 
orientalische  Akademie,  und 

ß)  das  1749—1750  organisirte  geheime  Haus-,  Hof-  und  Staats- 
archiv.3) 

§  318. 

b)  Das  Reichskrlegsministerium. 

L  Die  Verwaltung  des  Heerwesens  wird  besorgt  von  dem  Reichs- 
kriegsministerium, welches  sich  in  ein  Präsidial-Bureau  und  in  15 
Abtheilnngen  (in  4  Sektionen)  gliedert.4) 

*)  Vgl.  Ober  Dienstrang  und  Diätenklassen  des  Konsularpersonals  Vdg. 
28.  August  1850  R.  259. 

2)  Art.  IX.  Ges.  27.  Juni  1878  R.  62. 

5)  Krones,  Geschichte  Oesterreichs  IV.  S.  435.  G.  Wolf,  Ge- 
schichte der  Archive  in  Wien  1871. 

4)  Das  Präsidial-Bureau  bearbeitet  die  auf  die  Personalangelegen- 
heiten der  aktiven  Generale  und  Stabsoffiziere,  der  Auditore,  Militärärzte, 
Militärgeistlichen  und  Beamten  von  der  VIU.  Klasse  aufwärts,  und  die 
auf  die  Redaktion  des  Verordnungsblattes  sich  beziehenden  Geschäfte. 

Zu  den  Geschäften  der  einzelnen  Abtbeilungen  gehören :  I.  Personalien 
der  nicht  aktiven  Generale  und  Stäbs-Offiziere,  aller  Oboroffiziere  vom 
Hauptmanne  und  Rittmeister  abwärts;  Evidenthaltung  der  Generale,  Stabs- 
und Oberoffiziere  des  Ruhestandes.  II.  Organisation  der  Infanterie,  Jäger- 
und  Sanitäts-Truppe ;  Heeres-Ergänzung ;  Standes-  und  Mannschafts-Ange- 
legenheiten überhaupt,  in.  Organisation  der  Kavallerie  und  der  Train- 
Truppe;  das  Trainwesen  aller  Truppen- und  Heeres- Anstalten;  Pferdewesen; 
Remontirung;  die  Angelegenheiten  des  Militär-Thierarznei-Instituts  und  der 


Digitized  by  Google 


748       Drittes  Buch.    Der  Österreichisch-ungarische  Gesammtstaat. 

Eine  selbständige  Abtheilung  des  Kriegsministeriums  ist  die  M  a  r  i  n  e- 
sektion  unter  der  Leitung  eines  den  Kriegsminister  vertretenden 
selbständigen  Chefs,  der  zugleich  auch  als  Marinekommandant  fangirL1) 

Ebenso  bildet  der  in  vier  Abtheilungen  gegliederte  oberste 
Militärjustizsenat  eine  besondere  Geschäftsgruppe  des  Reichs-Kriegs- 
Ministeriums. 

II.  Als  fachtechnischer  Beirath  besteht  das  technisch-ad- 
ministrative Komitee2)  und  das  Militär-Sanitäts-Komitee.3) 

Hufbeschlags-Schulen;  die  Personalien  der  thierärztlichen  Beamten,  der 
Mannschaft  der  Train-Truppe  und  der  Militär- Abtheilungen  in  den  Pferde- 
zucht-Anstalten der  Monarchie.  IV.  Militärjustizwesen,  Personalien  der 
Auditore  von  der  IX.  Diäten-Klasse  abwärts.  V.  Operative  Angelegenheiten, 
Evidenz  des  Standes  des  Heeres,  Ausbildung  des  Heeres,  Waffenübungen, 
Generalstabs-Angelegenheiten,  Landesbeschreibung,  militärgeographisches  In- 
stitut, Landes- Aufnahme,  Kriegs- Archive,  -Pionierwesen,  Reichs- Befestigung 
und  Kommunikationswesen.  VI.  Organisation  und  -Leitung  der  Militär- 
Erziehungs-  und  Bildungs- Anstalten,  dann  der  Kadetten-Schulen;  Kadetten- 
Ernennung.  VII.  Organisation  und  Administration  der  Artillerie- Waffe  und 
des  Artillerie-Zeugwesens,  des  Waffen-  und  Munitionswesens  im  ganzen 
Heere.  VIII.  Organisation  und  Administration  der  Genie- Waffe ;  Befestigungs- 
und Bauwesen.  IX.  Versorgungs-  und  Invalidenwesen,  Stiftungen,  MUitär- 
Seelsorge  und  Kanzlei-Direktion.  X.  Militär-Statistik,  Evidenthaltung  der 
Kriegsausrüstung  und  der  damit  im  Zusammenhange  stehenden  Angelegen- 
heiten. XI.  Gebühren-  und  Bequartierungswesen,  Verwaltungsdienst  der 
Militär-Sanitäts- Anstalten,  Steuer-,  Tax-  und  Stempel  -  Angelegenheiten, 
Kassenwesen,  Personalien  des  Truppen-Rechnungs-Personales,  der  Intendan- 
tur- und  Militär-Kassen-Beamten.  Verfassung  und  Evidenz  des  Hecres- 
Budgets.  XH.  Verpflegswesen,  Bettenbeschaffung,  Verpflegs-  und  Betten- 
Anstalten,  Speditionswesen,  Personalien  der  Verpflegs-Beamten,  dann  des 
technischen  Hilfspersonales  und  des  Handwerks-Personales  der  Verpflegs- 
und Betten- Anstalten.  XIH.  Adjustirungs  -  Angelegenheiten,  Mnnturs-, 
Rüstungs-  und  Feldrequisitenwesen,  Personalien  der  Werkmeister  und  der 
Mannschaft  der  Monturs-Verwaltungs- Anstalten.  XIV.  Militär-Sanitätswesen, 
Personalien  der  Militär-Aerzte  und  der  Militär-Medikamenten-Beamten  von 
der  IX.  Diäten-Klasse  abwärts.  XV.  Liquidirungswesen,  Rechnungswesen, 
Rechnungs-Hauptabschlüsse,  Personalien  der  Militär -Rechnungs-Kontrolls- 
Branche. 

*)  Sie  gliedert  sich  in  ein  Präsidialbureau  mit  8  Geschäftsabtheilungen. 
Die  Abtheilungen  I. — IH.  besorgen  Personalangelegenheiten,  die  Abtheilun- 
gen IV. — VI.  technische  Angelegenheiten,  die  Abtheilung  VH.  Geschäfte  der 
Justizverwaltung,  die  Abth.  VUI.  die  ökonomischen  und  Rechnungsgeschäfte. 

*)  Das  technische  und  administrative  Militär-Komitee  hat  die  Bestim- 
mung, die  Fortschritte  der  Wissenschaft  und  Technik  in  Bezug  auf  deren 
Verwerthung  für  Kriegszwecke  im  Allgemeinen,  insbesondere  aber  in  Be- 
ziehung auf  das  Artillerie-,  Genie-,  Intendanz-  und  zum  Theile  auch  auf 
das  Pionierwesen  zu  verfolgen. 

3)  Das  Militär-Sanitäts-Komitee  als  wissenschafUich-technisches  Hilfs- 
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III.  Als  wissenschaftliche  Institute  ressortiren  vom  Kriegs- 
ministerium das  Kriegsarchiv  und  das  militär-geographische 
Institut. 

Das  erst  er  e  besorgt: 

a)  die  Ausfuhrung  der  kriegsgeschichtlichen  Arbeiten; 

b)  die  Sammlung,  Aufbewahrung,  Sichtung  und  Vorbereitung  der 
zu  kriegsgeschichtlichen  Arbeiten,  sowie  zum  Studium  des  Kriegswesens 
nöthigen  Schriften,  Karten  und  Zeichnungen; 

c)  die  Sammlung  und  Bereithaltung  aller  guten  militärischen  und 
militär-hilfswissenschaftlichen  Werke. 

Es  gliedert  sich  in  vier  Abtheilungen1)  und  ist  in  wissenschaft- 
licher Beziehung  und  in  Personal-Angelegenheiten  dem  Generalstabe,  in 
allen  übrigen  Richtungen  im  Wege  des  Generalstabes  dem  Reichs-Kriegs- 
Ministerium  untergeordnet. 

Das  militär-geographische  Institut  hat  die  Bestimmung,  dem 
Heere  das  nöthige  Karten-Material  zu  liefern.2) 

IV.  Die  vom  Kriegsministerium  ressortirenden  Organe  und  Behör- 
den scheiden  sich  in  drei  Kategorien: 

1.  In  die  Organe  zur  Kontrolle  der  technischen  Ausbildung  und 
Ausrüstung  der  einzelnen  Heeresabtheilungen.  Hierher  gehören  der  Chef 
des  Generalstabes,  der  General-Artillerie-Inspektor,  der  General-Genie- 
Inspektor,  der  Gejfieral-Kavallerie-Inspektor,  der  General-Remontirungs- 
Inspektor,  der  Sanitätstruppen-Kommandant,  der  Chef  des  militär-ärzt- 
üchen  Officiers-Korps. 3) 


Organ  des  Reichs-Kriegsministeriums  für  Militär-Sanitäts- Angelegenheiten,  hat 
die  Bestimmung,  die  Organisation,  sowie  die  Fortschritte  des  Militär-Sani- 
täts-Wesens anderer  Staaten  eingehend  zu  prüfen,  eventuell  hierauf  sich 
stützende  Anträge  zur  Vervollkommnung  des  Sanitätswesens  im  Heere  zu 
stellen. 

*)  Diese  sind:  1.  die  Abtheilung  für  Kriegsgeschichte;  2.  das  Schriften- 
Archiv;  3.  das  Klarten- Archiv ;  4.  die  Kriegs-Bibliothek. 

2)  Es  besorgt:  a)  die  Ausführung  der  astronomischen  und  geodätischen 
Vermessungen  und  die  Militär-Landes- Aufnahme  (Mappirung) ;  b)  die  Reduk- 
tion der  Militär-Landes- Aufnahme  in  die  gebräuchlichen  Kartenmaasse; 
c)  die  Erzeugung  und  Vervielfältigung  des  Karten-Materials;  d)  die  stete 
Evidenthaltung  der  Aufnahms-Sektionen  und  Karten-Originalien  nach  den 
vorkommenden  Veränderungen;  e)  die  Lieferung  geographischer  und  topo- 
graphischer Behelfe  auch  für  andere  Staats- Verwaltungszweige  und  Privat- 
Unternehmungen. 

s)  Die  „Hilfs-Organe"  sind  zur  Erstattung  von  Vorschlägen  und  Gut- 
achten berufen,  haben  die  einheitliche  und  kriegstüchtige  Ausbildung  ihrer 
speziellen  Waffe,  beziehungsweise  ihres  Korps,  zu  überwachen,  sich  von 
der  Schlagfertigkeit  der  ihnen  zugewiesenen  Truppen,  sowie  von  der  Kriegs- 
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2.  In  die  territorialen  und  lokalen  Militärbehörden. 
Hierher  gehören: 

a)  Die  General- und  Militärkommandanten.  Für  die  Leitung 
des  militärischen  und  administrativen  Dienstes  des  Heeres  ist  die 
Monarchie  in  15  Territorial-Bezirke  eingetheilt. 

Die  militärische  Territorial-Abgrenzung  gründet  sich  auf  die  Heeres- 
Ergänzungs-Bezirke  und  die  taktische  Eintheilung  in  Truppen-Divisionen 
und  Brigaden. 

In  jedem  dieser  Bezirke  ist  eine  leitende  Behörde  mit  festem  Amts- 
sitze aufgestellt,  und  fuhrt  entweder  die  Bezeichnung: 

„General-Kommando  oder  Militär-Kommando  oder  Infanterie-Trup- 
pen-Divisions- und  Militär-Kommando". 

Die  Geschäfte  dieser  Behörden  zerfallen: 

«)  in  die  militärischen,  dann  technisch-administrativen,  und 

ß)  in  die  ökonomisch-administrativen,  sowie  in,  das  Kontrollswesen. 


tüchtigkeit  des  Ausrüstungs-Materiales  zu  überzeugen,  daher  ihnen  auch 
Inspicirungen  entweder  nach  Weisung  des  Reichskriegsministers  oder  naoh 
eigenem  Ermessen  obliegen.  Uebcr  das  Resultat  solcher  Inspicirungen 
haben  sie  dem  Reichs-Kriegs-Minister  zu  berichten. 

Der  Chef  des  Generalstabes  ist  mit  der  Leitung  des  Generalstabes, 
der  Generalstabs-Bureaux,  sowie  des  Pionier  -  Regiments  in  militärischer, 
technischer  und  scientifischer  Beziehung,  endlich  mit  der  Oberaufsicht  über 
die  Kriegsschule,  das  Kriegs-Archiv  und  das  militär-geographische  Institut 
betraut. 

Dem  General -Artil lerie-Inspektor  obliegt  die  Inspicirung  der 
gesammten  Artillerie- Waffe,  des  Artillerie -Zeugwesens  und  der  Artillerie- 
Bil  dungs- Anstalten . 

Der  General-Genie-Inspektor  hat  gegenüber  den  Genie-Truppen 
und  den  bezüglichen  technischen  Bildungs-Anstalten  ganz  dieselben  Obliegen- 
heiten wie  der  General-Artillerie-Inspektor,  nur  hat  er  auch  die  befestigten 
Plätze  und  Militär-Etablissements  in  baulicher  Beziehung  zu  inspiciren. 
Dieselben  Funktionen  haben:  der  General-Kavallerie-Inspektor  bezüglich  der 
Kavallerie,  der  General-Train-Inspektor  hinsichtlich  der  betreffenden  Heeres- 
abtheilungen. 

Der  General- Rem ontirungs-Inspektor  inspicirt  die  Remontinmg 
und  versieht  auch  die  ihm  vom  Ackerbau-Mini steriiun  übertragenen  Funk- 
tionen eines  fachtechnischen  Beirathes  in  allen  Fragen  der  Pferdezucht. 

Der  Sanitäts-Truppen-Kommandant  beaufsichtigt  die  Sanitäts- 
Abtheilungen  in  militärischer  Beziehung,  sowie  im  Fachdienste,  kontrollirt 
die  Beschaffenheit  der  Ausrüstung,  der  Fuhrwerke  und  Requisiten,  kann 
jedoch  Inspicirungen  nur  auf  Befehl  des  Reichs-Kriegs-Ministers  vornehmen. 

Der  Chef  des  militär-ärztlichen  Officiers- Korps  inspicirt 
alle  Militär  -  Sanitäts  -  Anstalten ,  macht  die  Personal- Vorschläge  für  das 
Korps  und  hat  —  unbeschadet  des  Rechtes  der  Truppen  -  Kommandanten 
—  das  Disciplinar-Strafrecht  üher  dasselbe. 
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Die  Geschäfte  der  letztem  Art  werden  durch  die  einem  jeden 
General-  und  Militär-Kommando  beigegebene  Militär-Intendanz-Behörde 
geleitet. 

Dem  General-  und  Militärkommando  sind  als  Hilfs-Organe,  be- 
ziehungsweise Beiräthe  zugewiesen: 

a)  für  das  Artilleriewesen:  Artillerie-Direktoren,  Artillerie-Chefs 
oder  der  rangälteste  im  Amtssitze  befindliche  Stabs-  oder  Oberoffizier 
der  Artillerie; 

ß)  für  das  Geniewesen  und  den  Bau-Verwaltungsdienst:  Genie- 
Chefs,  Genie-  oder  Militär-Bau-Direktoren; 

y)  für  die  Kirchen-Angelegenheiten  die  Militär-Pfarrer; 

8)  für  die  Justiz-Angelegenheiten  der  Justiz-Beirath  oder  der  rang- 
älteste Auditor  des  Garnisons-Gerichtes; 

e)  für  die  Sanitäts-Angelegenheiten  der  Militär-Sanitäts-Chef; 

£)  in  Angelegenheiten  des  Trainwesens  die  Train-Begiments-,  be- 
ziehungsweise Divisions-Kommandanten,  wo  solche  sich  im  Amtsorto 
des  Territorial-Kommandos  befinden. 

b)  Die  Erg änzungs-Bezirks-Komman dos. 

Die  österreichisch  -  ungarische  Monarchie  ist  zur  Durchfuhrung 
der  regelmässigen  Ergänzung  des  stehenden  Heeres  und  der  Kriegs- 
marine in  84  Ergänzungs-Bezirke  eingetheilt  In  jedem  dieser  Bezirke 
befindet  sich  ein  Ergänzungs-Kommando. 

Dasselbe  besorgt: 

a)  die  Vermittlung  der  Heeres-  (Kriegs-Marine-)  Ergänzung  durch 
Vornahme  der  regelmässigen  Stellung,  sowie  die  Durchfuhrung  aller 
mit  Heeres-Ergänzungs-Angelegenheiten  in  Verbindung  stehenden  Ge- 
schäfte, und 

ß)  die  Führung  der  Aufenthalts-Evidenz  der  Beserve-Gagisten, 
dann  der  dauernd  Beurlaubten  und  Reservemänner;  endlich  der  im 
Amtsorte  auf  kurze  Zeit  beurlaubten  Mannschaft; 

y)  die  Evidenthaltung  aller  im  Ergänzungs-Bezirke  —  jedoch  nicht 
im  Dienstesbereiche  eines  Platz-Kommandos  —  domizilirenden,  im 
Buhestande  oder  im  Verhältnisse  „ausser  Dienst"  befindlichen  Personen 
des  Heeres  (Kriegs-Marine). 

c)  Die  Lokalbehörden.  Es  bestehen  in  allen  offenen  Garni- 
sonsorten „Militär-Stations-Kommanden";  in  den  befestigten 
Oertlichkeiten  je  nach  dem  Umfange  und  Charakter  der  betreffenden 
Objekte :  „Festungs-,  Forts-,  Thalsperr-,  Passsperr-  u.  s.  w.  Kommanden. 

Jenen  Militär -Stations-,  beziehungsweise  Festungs- Kommanden, 
bei  welchen  der  Umfang  und  die  Wichtigkeit  der  Dienstesgeschäfte  es 


Digitized  by  Google 


752       Drittes  Buch.    Der  österreichisch-ungarische  Gesammtstaat. 


erheischen,  sind  als  unterstützende  und  ausführende  Organe  für  die 
Militär-Stations-Angelegenheiten  Lokal-Behörden  beigegeben,  welche  die 
Benennung  „Platz-Kommanden"  fuhren. 

3.  Endlich  ressortiren  theils  unmittelbar,  theils  mittelbar  vom 
Kriegsministerium  die  Behörden  und  Anstalten  für  einzelne  be- 
sondere Geschäftszweige  des  Heerwesens,  als: 

a)  für  die  Militärjustiz  die  Militärgerichte  und  Militär- 
gefangenhäuser; 

b)  für  die  Militärökonomie: 
«)  die  Militär-Intendanzen; 
/?)  die  Militärkassen ; 

y)  die  Bechnungs-  und  Kontrollbehörden; 

S)  die  Anstalten  für  Verpflegung,  Ausrüstung  und  Transport  des 
Heeres,  als:  die  Militärverpflegsanstalten,  die  Bettenmagazine,  die  Mon- 
turverwaltungsanstalten,  das  Artilleriezeugwesen,  das  Trainzeugwesen, 
das  Pionierzeugs-Depot,  die  Remontenkommissionen,  die  Militärtrans- 
porthäuser. 

c)  Für  das  Sanitäts we sen  die  Militärsanitätsanstalten  und  die 
Medikamentenanstalten. 

d)  Für  das  Bildungswesen  die  Militärbildungsanstalten. 

e)  Für  die  Soelsorge  das  apostolische  Feldvikariat  in  Wien, 
als  oberste  geistliche  Behörde  im  Heere. 

f)  Für  das  Invalidenwesen  die  Militärinvalidenhäuser. 

c)  Das  gemeinsame  Finanzministerium  und  der  gemeinsame 

Rechnungshof 

I.  Das  gemeinsame  oder  Reichs-Finanzminister i am  *) 
besorgt : 

a)  die  Finanzgeschäfte  des  Gesammtstaates,  als:  die  Zusammen- 
stellung der  gemeinsamen  Budgets,  die  Repartition  der  Kosten  der  ge- 
meinsamen Verwaltung  auf  die  beiden  Theilstaaten,  die  Einhebung  der 
dieselben  treffenden  Quoten,  sowie  die  budgetmässige  Verwendung  der 
Einnahmen ; 

b)  die  Verwaltung  der  gemeinsamen  schwebenden  Schuld; 


*)  Der  Wirkungskreis  des  Reichsfinanzministeriums  gründet  sich  auf 
§  1  lit.  c  des  Gesetzes  vom  21.  Dez.  1867,  R.  G.  B.  Nr.  146  und  das 
Ges.  vom  10.  Juni  1868,  R.  G.  B.  Nr.  53. 
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c)  die  oberste  Leitung  der  Verwaltung  Bosniens  und  der 
Herzegowina. 

EL  Die  Finanzkontrolle  wird  durch  den  gemeinsamen  Rechnungs- 
hof geübt,  der  als  kollegiale  Behörde  eine  dem  obersten  Rechnungshofe 
in  Oesterreich  (§  75)  analoge  Stellung  und  Organisation  hat. 

II.  Die  Delegationen. 

§  320. 
Zusammensetzung. 

Die  Delegation  des  österreichischen  Beichsrathes  und 
des  ungarischen  Reichstages  besteht  aus  je  60  Mitgliedern.  • 

Ein  Dritttheil  der  Österreichischen  Delegation  des  Reichsrathes 
(20  Mitglieder)  wird  vom  Herrenhause,  die  anderen  2  Dritttheile  werden 
vom  Abgeordnetenhause  entsendet  Das  Herrenhaus  hat  die  auf 
dasselbe  entfallende  Anzahl  von  20  Mitgliedern  durch  absolute  Stim- 
menmehrheit aus  seiner  Mitte  zu  wählen. i) 

Die  auf  das  Haus  der  Abgeordneten  entfallenden  40  Mitglieder 
dagegen  werden  in  der  Weise  gewählt,  dass  die  Abgeordneten  der  ein- 
zelnen Länder  nach  dem  im  Gesetze  bestimmten  Vertheilungsmodus  die 
Delegirten  entsenden,  wobei  es  ihnen  freisteht,  dieselben  aus  ihrer  Mitte 
oder  aus  dem  Plenum  des  Hauses  zu  entsenden.2) 

In  gleicher  Weise  hat  jedes  der  beiden  Häuser  des  Reichsrathes 
Ersatzmänner  der  Delegirten  zu  wählen,  deren  Anzahl  für  das  Herren- 
haus zehn  und  für  das  Abgeordnetenhaus  zwanzig  beträgt 

Die  Zahl  der  aus  dem  Abgeordnetenhause  zu  wählenden  Ersatz- 
männer wird  auf  die  aus  demselben  zu  entsendenden  Delegirten  derart 
vertheilt,  dass  auf  Einen  bis  drei  Delegirte  je  Ein  Ersatzmann,  auf 
vier  und  mehr  Delegirte  je  zwei  Ersatzmänner  entfallen.  Die  Wahl 
jedes  Ersatzmannes  ist  gesondert  vorzunehmen.3) 

Die  Wahl  der  Delegirten  und  ihrer  Ersatzmänner  wird  von  den 
beiden  Häusern  des  Reichsrathes  alljährlich  erneuert 

Bis  dahin  verbleiben  die  Delegirten  und  Ersatzmänner  in  ihrer 
Funktion. 


*)  Vgl.  §  7  und  8  Ges.  21.  Dez.  1867  R.  146. 
*)  §  8  Ges.  21.  Dez.  1867  R.  146  und  Ges.  2.  April  1873  R.  40. 
3)  Art  H.  Ges.  2.  April  1873  R.  40. 
Ulbrich,  Oesterreich.  SUatirecht.  48 
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Die  abgetretenen  Mitglieder  der  Delegation  können  in  dieselbe 
wieder  gewählt  werden.1) 

In  gleicher  Weise  wählt  der  ungarische  Reichstag  eine  Delegation 
von  60  Mitgliedern  aus  den  beiden  Häusern  des  Reichstages.  In  dieser 
Zahl  sind  auch  die  5  Delegirten  des  Königreiches  Kroatien  und  Slavonien 
inbegriffen.  Es  werden  von  den  Repräsentanten  dieses  Landes  ira  un- 
garischen Abgoordnetonhause  vier  Delegirte  entsendet,  während  die  Re- 
präsentanten von  Kroatien  und  Slavonien  im  Oberhause  Ein  Mitglied 
in  die  Delegation  entsenden.2) 

§  321. 

Rechtliche  Stellung  der  Delegationen.3) 

I.  Die  Delegationen  sind  relativ  selbständige,  durch  Instruktionen 
nicht  gebundene  oder  beschränkbare  Ausschüsse  der  beiderseitigou  Ver- 
tretungskörper. 

Sie  repräsentiren  nicht  ein  Gesamratvolk,  sondern  jede  Delegation 
erscheint  als  eine  Vertretung  desjenigen  parlamentarischen  Körpers, 
welcher  dieselbe  entsendet  hat. 

Durch  die  Delegationen  wird  die  Mitwirkung  der  beiderseitigen 
Vertretungskörper  an  den  Willensakten  des  Gesammtstaatcs  gesichert. 4) 

Es  beschränkt  sich  jedoch  in  Ucbereinstimmung  mit  dem  Wirkungs- 


!)  §  10  Ges.  21.  Dezember  1867  R.  146. 

2)  §  29  XII.  Ges.  A.  67  und  §  40  und  41  G.  A.  30.  1868. 

3)  Vgl.  Juraschek,  Die  rechtliche  Natur  der  Delegationen  in  Grün- 
huts Zeitschrift,  Bd.  V.  S.  270  ff.;  Personal-  und  Realunion  S.  112  ff.; 
Jellinek,  Ueber  Staatenverbindungen  S.  245;  Ulbrich,  Rechtliche  Natur 
S.  60. 

4)  Vgl.  über  den  Charakter  der  in  einem  Staatenbunde  der  gemein- 
samen Regierung  zur  Seite  tretenden  Repräsentantenversammlung:  Waitz, 
Politik  S.  157.  Aus  der  verwirrenden  Terminologie,  Alles  Gesetz  zu  nen- 
nen, was  durch  übereinstimmende  Willensakte  der  Volksvertretung  und  des 
Monarchen  zu  Stande  gekommen  ist  (H.  Schulze,  Preuss.  Staatsrecht  EL 
S.  209,  436),  erklärt  sich  die  Fassung  des  §  6  des  Ges.  vom.  21.  Dez. 
1867  R.  146: 

„Das  den  Vertretungskörpern  beider  Reichshälften  (dem  Reichsrathc 
und  dem  ungarischen  Reichstage)  zustehende  Gesetzgebungsrecht  wird  von 
denselben,  insoweit  es  sich  um  die  gemeinsamen  Angelegenheiten  handelt, 
mittelst  zu  entsendender  Delegationen  ausgeübt." 

Aus  dieser  Gesctzcsstelle  ergibt  sich  übrigens  ebenso  wie  aus  der  korrespon- 
direnden  des  XII.  G.  A.  (§  28  und  40),  dass  die  Delegationen  ihr  Recht  von 
den  beiderseitigen  Vertretungskörpern  ableiten  und  an  ihrer  Stelle  fun- 
giren. 
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kreise  des  Gesammtstaates  ihre  Kompetenz  auf  die  Mitwirkung  bei  der  Ver- 
waltung and  auf  die  Kontrolle  derselben.  —  Gesetze  im  materiellen 
Sinne,  welche  in  den  Rechtszustand  der  Staatsbürger  eingreifen,  können 
unter  Mitwirkung  der  Delegationen  nicht  zu  Stande  kommen. 

Dir  Wirkungskreis  ist  somit  einerseits  sachlich,  anderseits  rück- 
sichtlich der  Funktionen  beschränkt. 

Sachlich  beschränkt  sich  ihr  Wirkungskreis  auf  die  gemein- 
samen Angelegenheiten  des  Gesammtstaates,  und  innerhalb  dieser  An- 
gelegenheiten können  sie  keine  den  Einzelnstaaten  vorbehaltenen  Funk- 
tionen materieller  Gesetzgebung  ausüben.  Ebensowenig  können 
aber  die  Funktionen  der  Delegationen  in  der  Verwaltung  weiter  reichen, 
als  die  Befugnisse  der  beiderseitigen  Vertretungskörper. 

II.  Es  gehört  somit  in  den  Wirkungskreis  der  Delegationen: 

a)  Die  Feststellung  des  Budgets  der  gemeinsamen  Verwal- 
tung, welches  nach  seiner  Sanktion  durch  den  gemeinsamen  Monarchen 
keiner  weiteren  Prüfung  und  Diskussion  durch  den  österreichischen 
Reichsrath  oder  den  ungarischen  Reichstag  unterzogen  werden  kann, 
vielmehr  sind  die  auf  die  beiden  Staaten  entfallenden  Beitragsquoten 
in  den  Staatsvoranschlag  derselben  ohne  weitere  Diskussion  einzustellen 
(§  41  XII.  G.  A.  1867). 

Auch  die  Feststellung  des  gemeinsamen  Staatsvoranschlages  hat 
den  Charakter  eines  Verwaltungsaktes  und  nicht  den  eines  Gesetzes  im 
materiellen  Sinne.  Wo  es  sich  daher  um  Ausgaben  handelt,  die  bereits 
durch  ein  Gesetz  ziffermässig  festgestellt  sind  (z.  B.  die  Subvention  an 
den  österreichisch-ungarischen  Lloyd),  oder  welche  in  Folge  wohlerwor- 
bener Rechte  gemacht  werden  müssen  (wie  z.  B.  die  Zahlung  der  Pen- 
sionen von  Personen  des  gemeinsamen  Heeres),  sind  die  Delegationen 
an  die  Beachtung  dieser  Rechtsnonnen  und  der  darauf  beruhenden 
wohlerworbenen  Ansprüche  gebunden;  ihr  Verfahren  ist  hier  ein  rein 
kalkulatorisches. 

In  dem  Ausgabentheile  ertheilt  der  genehmigte  Staatsvoranschlag 
des  Gesammtstaates  der  gemeinsamen  Regierung  die  Ermächtigung, 
innerhalb  der  bewilligten  Etatsummen  die  Ausgaben  zu  machen.  Quali- 
tative und  quantitative  Budgetüberschreitungen  bedürfen  daher  der  nach- 
träglichen Genehmigung  durch  die  Delegationen.  Durch  Beschlüsse 
dieser  Art  wird  das  ursprüngliche  Budget  ergänzt  und  modifizirt. 

Rücksichtlich  der  Bedeckung  des  Aufwandes  dagegen  spricht  das 
sanktionirte  Budget  die  für  die  einjährige  Etatsperiode  ziffermässig 
fixirte  Verpflichtung  beider  Staaten  zur  Beitragsleistung  für  die  gemein- 
samen Angelegenheiten  aus. 

Ebenso  liegt  in  der  Genehmigung  von  Etatsüberschreitungen  gleich- 
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falls  die  Anerkennung  der  Verbindlichkeit  beider  Staaten  zur  nachtrag- 
lichen quotientalen  Leistung  der  betreffenden  Summe. 

b)  Wenn  sich  beide  Staaten  durch  verfassungsmässige  Willens- 
äusserungen damit  einverstanden  erklärt  haben,  dass  ein  gemeinsames 
An  leben  zur  Deckung  der  gemeinsamen  Yerwaltungsauslagen  aufzuneh- 
men ist,  so  bedürfen  die  Modalitäten  der  Benutzung  des  Öffentlichen 
Kredites,  sowie  der  Verwendung  und  Bückzahlung  des  Anlehens  der 
Genehmigung  durch  die  Delegationen.1) 

c)  Endlich  üben  die 'Delegationen  die  Kontrolle  rücksichtlich 
der  Verwaltung  der  gemeinsamen  Angelegenheiten,  und  zwar: 

a)  durch  das  Recht,  von  dem  gemeinsamen  Ministerium  die  Vor- 
lage der  Bechnungen  über  die  Verwendung  der  bewilligten  Ausgaben 
zu  verlangen. 

ß)  Es  kann  durch  einen  sanktionirten  Beschluss  der  Delegationen 
dem  Ministerium  aufgetragen  werden,  rücksichtlich  gewisser  Gattungen 
von  Verwaltungsgeschäften  periodische  Berichte  zu  erstatten. 

y)  Auch  die  Delegationen  haben  das  Becht,  Petitionen  entgegen- 
zunehmen und  dieselben  derBegierung  mit  einer  motivirten  Aeusserung 
oder  einem  Antrage  zuzuweisen. 

Sie  können  Interpellationen  an  die  gemeinsame  Eegierung  richten 
oder  Adressen  an  den  Kaiser  und  König  erlassen  (§  39  G.  A.  1867J.5) 

d)  Das  gemeinsame  Ministerium  ist  den  Delegationen  für  die  ge- 
setzmässige  Geschäftsführung  verantwortlich. 

Diese  Verantwortlichkeit  erstreckt  sich  auf  alle  Handlungen  oder 
Unterlassungen  desselben,  durch  welche  ein  für  die  gemeinsamen  Ange- 
legenheiten verfassungsmässig  bestehendes  Gesetz  verletzt  wird. 

Zur  Erhebung  der  Anklage  ist  ein  von  beiden  Delegationen  über- 
einstimmend oder  in  einer  gemeinschaftlichen  Plenarsitzung  gefasster 
Beschluss  erforderlich. 3) 

Zur  Entscheidung  über  die  Ministeranklage  ist  ein  Gerichtshof  be- 
rufen, der  in  folgender  Weise  zu  bilden  ist: 


l)  §  3  Ges.  21.  Dezember  1867  R.  14«,  §  56  XII.  Ges.  A.  1867. 

2J  Die  Delegation  hat  das  Recht,  an  das  gemeinsame  Ministerium  oder 
an  ein  einzelnes  Mitglied  desselben  Fragen  zu  richten  und  von  demselben 
Antwort  und  Aufklärung  zu  verlangen  ferner  Kommissionen  zu  ernennen, 
welchen  von  Seite  der  Ministerien  die  erforderliche  Information  zu  geben 
ist  (§  28  Ges.  21.  Dez.  1867). 

3)  §  50  XII.  G.  A.  b.  7  und  §  16  Ges.  21.  Dez.  1867,  also  z.  B. 
Verletzung  der  verfassungsmässigen  Bestimmungen  über  die  Rechte  der  Dele- 
gationen durch  Nichteinberufung  derselben ;  Nichtbeachtung  der  Zweckbestim- 
mung bei  Verwendung  der  Staatsgelder. 
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Jede  Delegation  schlägt  ans  den  unabhängigen  nnd  gesetzlcnndigen 
Staatsbürgern  jener  Länder,  welche  sie  vertritt,  jedoch  nicht  aus  ihrer 
Mitte,  24  Richter  vor,  wovon  die  andere  Delegation  12  verwerfen  kann. 
Auch  der  Angeklagte,  oder  wenn  der  Angeklagten  mehrere  sind,  alle 
gemeinschaftlich,  haben  das  Recht,  zwölf  der  Vorgeschlagenen  abzuleh- 
nen, jedoch  nur  derart,  dass  aus  den  von  der  einen  und  der  andern 
Delegation  Vorgeschlagenen  gleich  viele  abgelehnt  werden.  Die  hierauf 
übrig  bleibenden  Richter  bilden  den  Gerichtehof  für  den  Prozess.  *)  Das 
in  Aussicht  genommene  Gesetz2)  über  die  Verantwortlichkeit  des  ge- 
meinsamen Jiinisteriums  zu  näherer  Bestimmung  der  Form  der  Anklage, 
des  Verfahrens  und  des  Erkenntnisses  ist  bisher  nicht  erschienen. 

§  322. 
Geschäftsformen. 

1.  Die  Delegationen  werden  alljährlich  vom  Kaiser  unter  Bestimmung 
des  Versammlungsortes  einberufen  (§  11  Ges.  21.  Dezember  1867);  doch 
soll  als  Regel  gelten,  dass  die  Sitzungen  abwechselnd  in  dem  einen 
Jahre  in  Budapest,  in  dem  folgenden  Jahre  in  Wien  oder  in  einer 
andern  Hauptstadt  der  Reichsrathsländer  abgehalten  werden  (§  32  XII. 
G.  A.  67). 

2.  Die  Delegationen  verhandeln  als  getrennte  Körperschaften  unter 
selbst  gewählten  Präsidenten  und  Vizepräsidenten  (§  13  Ges.  2.  Dezem- 
ber 1867  und  §.  31  XII.  G.  A.). 

3.  Regierungsvorlagen  gelangen  durch  das  gemeinsame  Ministerium 
an  jede  der  beiden  Delegationen  abgesondert.  Es  hat  jedoch  jede 
Delegation  das  Recht,  in  Gegenständen  ihres  Wirkungskreises  Vorschläge 
zu  machen  (§  14  Ges.  21.  Dezember  1867  und  §  44  XII.  G.  A.). 

4.  Ein  Beschluss  der  Delegationen  liegt  nur  dann  vor,  wenn  beide 
Körperschaften  unter  Beobachtung  der  Bestimmungen  der  Geschäftsord- 
nung, somit  unter  Anwesenheit  der  zur  Beschlussfähigkeit  nöthigen  Zahl 
von  Mitgliedern  (30)  mittelst  absoluter  Majorität  (§  20  Ges.  21.  Dezem- 
ber 1867)  materiell  übereinstimmende  Beschlüsse  gefasst  haben.  Zur 
Erzielung  dieser  Uebereinstimmung  theilen  sich  die  Delegationen  ihre 
Beschlüsse  und  nötigenfalls  deren  Motive  schriftlich  mit 

Dieser  Verkehr  findet  auf  Seite  der  Delegation  des  Reichsrathes 
in  deutscher,  auf  Seite  der  Delegation  des  Reichstages  in  ungarischer 


!)  §  17  Ges.  21.  Dez.  1867  und  §  51  XH.  G.  A. 
*)  §  18  Ges.  21.  Dez.  1867. 
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Sprache  und  beiderseits  unter  Anschluss  einer  beglaubigten  Uebersetzmig 
in  der  Sprache  der  anderen  Delegation  statt  (§  34  Ges.  21.  Dez.  1867T 
§  34  XH.  G.  A.). 

5.  Jede  Delegation  ist  berechtigt,  zu  beantragen,  dass  die  Frage  durch 
gemeinschaftliche  Abstimmung  entschieden  werde,  und  kann  dieser  An- 
trag, sobald  ein  dreimaliger  Schriftenwechsel  erfolglos  geblieben  ist, 
von  der  andern  Delegation  nicht  abgelehnt  werden. 

Dio  beiderseitigen  Präsidenten  vereinbaren  Ort  und  Zeit  einer 
Plenarsitzung  beider  Delegationen  zum  Zwecke  der  gemeinschaftlichen 
Abstimmung. 

In  den  Plenarsitzungen  prasidiren  die  Präsidenten  der  Delegationen 
abwechselnd. 

Durch  das  Loos  wird  entschieden,  welcher  der  beiden  Präsidenten 
das  erste  Mal  zu  prasidiren  hat.  In  allen  folgenden  Sessionen  präsid  irt 
der  ersten  Plenarversammlung  der  Präsident  Jener  Delegation,  deren 
Präsident  der  unmittelbar  vorhergegangenen  nicht  vorgesessen  hat. 

Zur  Beschlussfähigkeit  der  Plenarversammlung  ist  die  Anwesenheit 
von  mindestens  zwei  Dritttheilen  der  Mitglieder  jeder  Delegation  er- 
forderlich. 

Der  Beschluss  wird  mit  absoluter  Mehrheit  der  Stimmen  gefasst. 

Sind  auf  Seite  der  einen  Delegation  mehr  Mitglieder  anwesend 
als  auf  Seite  der  anderen,  so  haben  sich  auf  Seite  der  in  der  Mehrzahl 
anwesenden  Delegation  so  viele  Mitglieder  der  Abstimmung  zu  enthalten, 
als  zur  Herstellung  der  Gleichheit  der  Zahl  der  beiderseits  Stimmenden 
entfallen  müssen. 

Wer  sich  der  Abstimmung  zu  enthalten  hat,  wird  durch  das  Loos 
bestimmt. 

Das  Protokoll  wird  in  beiden  Sprachen  durch  die  beiderseitigen 
Schriftführer  geführt  und  gemeinsam  beglaubigt. 

6.  Die  Delegationssitzungen  sind  in  der  Kegel  Öffentlich.  Rück- 
sichtlich der  Ausnahmen  verweist  das  ungarische  Gesetz  auf  die  Ge- 
schäftsordnung, während  das  österreichische  Gesetz  (§  29)  den  Ausschluss 
der  Oeffentlichkeit  durch  einen  über  Antrag  des  Präsidenten  oder  von 
wenigstens  fünf  Mitgliedern  von  der  Delegation  gefassten  Beschluss 
gestattet. 

Dagegen  darf  die  Abstimmung  zur  Fassung  eines  Beschlusses  nur 
in  öffentlicher  Sitzung  stattfinden  (§  29  al.  3  Öst.  Ges.  und  §  45  ungar. 
Ges.).  Desshalb  ist  die  auf  Abstimmung  beschränkte  Plenarsitzung 
der  Delegationen  stets  öffentlich  (§  34  al.  3  öst.  Ges.). 

7.  Die  näheren  Bestimmungen  über  den  Geschäftsgang  der  Dele- 
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gationen  werden  innorhalb  der  gesetzlichen  Schranken  durch  Autonomie 
derselben  geregelt  (§  35  öst.  Ges.). 

8.  Die  Mitglieder  des  gemeinsamen  Ministeriums  sind  berechtigt, 
an  allen  Berathungen  der  Delegation  theilzunehmen  und  ihre  Vorlagen 
persönlich  oder  durch  einen  Abgeordneten  zu  vertreten. 

Sie  müssen  auf  Verlangen  Jedesmal  gehört  werden. 

9.  Die  Session  der  Delegation  wird  durch  den  Präsidenten  dersel- 
ben nach  Beendigung  der  Geschäfte  mit  kaiserlicher  Genehmigung  oder 
über  Auftrag  des  Kaisers  geschlossen. 

10.  Die  vom  Kaiser  und  König  sanktionirten  Beschlüsse  werden 
herkömmlich  im  amtlichen  Theile  der  Wiener  Zeitung  und  im  ungari- 
schen Amtsblatte  bekannt  gemacht.  Jedoch  ist  diese  Mittheilung  keine 
Publikation  im  rechtlichen  Sinne.  Der  juristische  Akt  der  Publikation 
des  gemeinsamen  Finanzgesetzes  sowie  der  übrigen  Delegationsbeschlüsse 
besteht  in  deren  Mittheilung  an  die  beiderseitigen  Vertretungs-Körper 
durch  das  zuständige  verantwortliche  Ministerium  des  betreffenden 
Staates. 

§  323. 

Rechtsteilling  der  Mitglieder. 

1.  Die  Delegationsmitglieder  können  durch  Instruktionen  nicht  ge- 
bunden werden. 

2.  Die  Mitglieder  der  reichsräthlichen  Delegation  erhalten  im 
Falle  der  Einberufung  der  Delegationen  nach  einem  Orte  ausserhalb 
Wiens  ein  Taggeld  von  10  fl.  für  die  Zeit  ihrer  Anwesenheit  bei  der 
Delegation,  sowie  eine  nach  der  Entfernung  zwischen  Wien  und  dem 
Versammlungsorte  der  Delegation  zu  berechnende  Reisekostenentschädi- 
gung von  1  fl.  für  jede  Meile  der  Hin-  und  Rückreise  (Ges.  11.  März 
1875  R.  23).  Für  den  Fall  der  Einberufung  der  Delegation  nach 
Wien  kommen  für  die  Mitglieder  des  Abgeordnetenhauses  die  Bestim- 
mungen des  Gesetzes  vom  7.  Juni  1861  R.  63  zur  Anwendung. 

3.  Ueber  die  sogenannte  Immunität  der  Mitglieder  der  Delegationen 
gehen  die  Bestimmungen  des  österr.  und  ungarischen  Gesetzes  ausein- 
ander. 

Das  ungarische  Gesetz  gewährt  den  Mitgliedern  beider  Delegationen 
Immunität  Das  Österr.  Gesetz  beschränkt  dieses  Privilegium  auf  die 
Mitglieder  der  österreichischen  Delegation. 

Es  gemessen  daher  strenge  genommen  die  Mitglieder  der  inner- 
halb des  österreichischen  Staatsgebietes  zusammentretenden  ungarischen 
Delegation  daselbst  keine  Immunität,  weil  durch  ein  ungarisches  Gesetz 
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keine  das  Österr.  Strafirecht  and  Strafprozessrecht  ändernde  Bestimmung 
getroffen  werden  konnte. 

4.  Das  Recht  der  Delegirten  überhaupt  erlischt: 

a)  Durch  Ablauf  der  einjährigen  Mandatsdauer  und  Vornahme  der 
Neuwahl  der  Delegation  (§  10  Ges.  21.  Dez.  1867); 

b)  durch  Auflösung  des  Abgeordnetenhauses. 

c)  Das  Mandat  des  einzelnen  Delegirten  erlischt  durch  Austritt 
aus  dem  Reichsrathe.  Kommt  ein  Mitglied  der  Delegation  oder  ein 
Ersatzmann  in  Abgang,  so  ist  eine  Neuwahl  vorzunehmen,  wenn  der 
Reichsrath  versammelt  ist 

Ist  hingegen  der  Reichsrath  nicht  versammelt,  so  hat  an  Stelle 
des  abgängigen  Delegirten  der  betreffende  Ersatzmann  einzutreten. 

Drittes  Hauptstück. 

Die  Verwaltung  der  gemeinsamen 
Angelegenheiten. 

I.  Das  Reichsfinanzwesen. 
§  324. 

Die  Ausgaben  des  Gesammtstaates. 

Dieselben  umfassen: 

I.  Den  Aufwand  für  die  auswärtigen  Angelegenheiten. 
Hierher  gehört: 

a)  Der  Aufwand  für  das  Ministerium  des  Aeussern  sammt 
seinen  Hilfsämtern  (Haus-,  Hof-  und  Staatsarchiv,  Zahlamt)  und  für 
die  von  diesem  Ministerium  ressortirende  orientalische  Akademie; 

b)  der  Dispositionsfond  dieses  Ministeriums; 

c)  der  Aufwand  für  das  diplomatische  Personal  und  die 
Konsulate; 

d)  die  Subvention  des  österre ichisch-ungarischen  Lloyd;1) 

e)  der  ordentliche  Aufwand  für  die  Verwaltung  Bosniens 
und  der  Herzegowina,  soweit  derselbe  durch  die  eigenen  Einkünfte 
dieser  Länder  nicht  gedeckt  werden  kann.1) 


*)  Ges.  27.  Juni  1878  R.  70. 
*)  Ges.  22.  Februar  1880  R.  18. 
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II.  Den  Aufwand  für  das  Heerwesen,  als: 

a)  fär  das  Kriegsministerium  saromt  Nebenämtern  und  Hilfs- 
anstalten (technisches  und  administratives  Komitee,  militärgeographisches 
Iustitut); 

b)  für  die  Militärbehörden  (Territorial-  und  Lokalbehörden, 
Intendanzen  und  Fachkontrolle); 

c)  für  die  Truppenkommanden  und  Truppenkörper; 

d)  für  die  besonderen  Verwaltungszweige  des  Heerwesens: 
Justiz-  sammt  Strafanstalten,  Seelsorge,  Militärbildungsan- 
stalten; 

e)  für  die  Ausrüstung,  Verpflegung  und  Unterbringung 
des  Heeres; 

0  für  dasVersorgungsweBen  (Invalidenversorgung  und  Militär- 
Buhegenüsse); 

g)  den  analogen  (b— f)  Personal-  und  Sachaufwand  für  die 
Marine. *) 

III.  Den  Aufwand  für  die  gemeinsamen  Finanzbehörden,  als 
das  Reichsfinanzministerium,  die  Reichscentralkasse,  das  Rechnungs- 
departement, den  Rechnungshof,  sowie  für  die  Verwaltung  der  ge- 
meinsamen Staatsschuld. 

IV.  Den  Pensionsetat  für  die  gemeinsamen  Angelegenheiten. 
Derselbe  umfasst  die  Ruhegenüsse  der  Beamten  im  Ressort  des  Mini- 
steriums des  Aeussern  und  der  gemeinsamen  Finanzbehörden,  sowie 
ihrer  Angehörigen,  sodann  die  Ruhegenüsse  ex  camerali  der  Militär- 
Wittwen  und  -Kinder. 

§  325. 

Die  Einnahmen  des  Oesammtstaates. 

I.  Die  Einnahmen  des  Gesammtstaates  scheiden  sich  in  zwei 
Kategorien:  1.  in  die  eigenen  Einnahmen,  und  2.  in  die  von  beiden 
Gliedstaaten  abgeleiteten  Einnahmen. 

II.  Die  eigenen  Einnahmen  des  Gesammtstaates  sind: 
a)  rein  privatwirthschaftliche  Einnahmen: 

«)  aus  bestehenden  Fonden,  wie  den  Fonden  für  Bildungszwecke, 


*)  Im  Budget  folgender  Weise  gegliedert:  1.  Gagen,  2.  Löhnungen  und 
Bekleidungs-Massagelder,  3.  Dienst  auf  dem  Lande,  4.  Dienst  zur  See,  5.  An- 
stalten (Hydrographisches  Amt,  Marine-Akademie,  Realschule  und  Volks- 
schule, Marine-Spitaler),  6.  Instandhaltung,  Ersatz  und  Betrieb  des  Flotten- 
Materiales,  7.  Artillerie  und  Seeminen,  8.  Land-  und  Wasserbauten,  9. 
Versorgungsauslagen,  10.  Verschiedene  (besondere)  Marine-Auslagen. 
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dann  dem  Militärtaxfond,  dem  Militärapitalfond  und  Militärinvaliden- 
fond;  ferner 

ß)  Mietb-  und  Pachtzinse  für  Grundstücke  und  Gebäude; 
y)  Erlös  für  verkaufte  Materialien,   Geräthe,   Pferde   und  der- 
gleichen ; 

Be  k  öst  igungssnmmen  der  Zöglinge  der  orientalischen  Aka- 
demie, der  Militärbildungsanstalten  und  der  Marineakademie; 

e)  Erträgnisse  des  für  Rechnung  dos  Gesammtstaates  betriebenen 
monopolisirten  Gewerbes  der  Pulvererzougung. 

b)  Gebühren  der  Konsulate  für  die  denselben  delegirten  obrig- 
keitlichen, im  Interesse  der  im  Auslande  befindlichen  österreichischen 
oder  ungarischen  Unterthanen  ausgeübten  Funktionen. 

III.  Die  abgeleiteten  Einnahmen  des  Gesammtstaates  entstehen: 

a)  Aus  den  Diensttaxen  der  gemeinsamen  Beamten  und  den 
Einkommensteuern  ihrer  Bezüge. 

Diese  Gebühren  und  Steuern  würden  mit  Rücksicht  auf  den  that- 
8ächlichen  oder  fingirten  Wohnsitz1)  der  gemeinsamen  Beamten  im 
österreichischen  Staatsgebiete  dem  österreichischen  Fiscus  zufallen, 
sind  aber  dem  gemeinsamen  Finanzwesen  überwiesen.2) 

b)  Aus  den  Reinerträgnissen  des  als  gemeinsame  Einnahme  er- 
klärten Zollgefälles.  Unter  Reinerträgniss  versteht  man  aber  den 
Ertrag  des  Gefälles  nach  Abzug  der  Gefällsrückgaben  und  Rückgaben 
der  Zollgefällssicherstellungen  und  der  Regiepauschalien.3) 

Von  diesem  Reinertragnisse  sind  die  Steuerrestitutionen  für  Bier, 
Branntwein  und  Zucker,  die  über  die  gemeinsame  Grenze  ausgeführt  werden, 
in  der  Art  zu  bestreiten,  dass  jeden  der  beiden  Staaten  die  nach  dem  Brutto- 
erträgnisse dieser  Verbrauchsabgaben  ermittelte  percentuale  Quote  trifft 

c)  Aus  den  Matrikularbei trägen  beider  Staaten.  Dieselben  siod 
in  folgender  Weise  zu  ermitteln:   Von  dem  Gesammtbedarfe  sind 

«)  2  °/0  zu  Lasten  des  ungarischen  Staates  zu  schreiben; 

ß)  von  dem  Reste  sind  die  eigenen  Einnahmen  des  Gesammt- 
staates und  das  nach  Abzug  der  Steuerrestitutionen  erübrigende  Zoll- 
gefalle  abzuziehen; 

/)  der  Rest  ist  auf  Oesterreich  mit  70  °/0,  auf  Ungarn  mit  30  \ 
zu  vertheilen. 

J)  §  27  Jurisdiktionsnorm  vgl.  S.  234. 

2)  Erlass  des  Reichsfinanzininisteriums  vom  18.  Dez.  1869  Z.  8862. 

3)  1.400.000  Oesterreich;  450.000  Ungarn  (Ges.  27.  Marz  1869 
R.  117);  600.000  Bosnien  (Ges.  20.  December  1879  R.  136). 
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II.  Das  Heerwesen.1) 

A.  Die  Gliederung  und  Verwaltung  des 

Heerwesens. 

§  326. 

Verfassungsrechtliche  Grundlagen. 

I.  Unter  Militärhoheit  versteht  man  das  Becht  des  Monarchon, 
zur  Verteidigung  der  Gesammtmonarchie  gegen  äussere  Feinde  und 
zur  Aurrechthaltung  der  Ordnung  und  Sicherheit  im  Innern  eine  be- 
waffnete Macht,  sammt  den  dazugehörigen  Anstalten,  zu  bilden,  zu 
unterhalten  und  zu  leiten. 

In  der  Militärhoheit  liegen  wie  in  jedem  materiellen  Hoheitsrechte 
zunächst  die  Funktionen  der  Gesetzgebung  und  der  Vollziehung. 

II.  Die  Militärgesetzgebung  umfasst  die  prinzipielle  Ordnung 
des  Heerwesens,  also  insbesondere  das  Wehrsystem  und  die  Bestim- 
mung der  persönlichen  Leistungen  der  Unterthanen  für  Heereszwecke 
und  der  Militärlasten  (Sachleistungen).  Die  Militärgesetzgebung  übt 
der  Monarch  mit  Zustimmung  des  Beichsrathes  und  des  ungarischen 
Reichstages  aus,  die  auf  diese  Weise  entstehenden  Doppelgesetze 
müssen  rücksichtlich  des  Wehrsysteras  und  der  Wehrpflicht  materiell 
übereinstimmen. 

III.  Die  Vollziehung  im  Gebiete  des  Heerwesens  hingegen  erlangt 
ihren  besonderen  Charakter  aus  dem  Begriffe  der  bewaffneten  Macht 
als  der  organisirten,  von  einem  einheitlichen  Willen  gelenkten,  diesem 
unbedingt  gehorchenden  physischen  Gewalt  des  Staates.  Sie  umfasst 
zwei  Gebiete: 

a)  die  Heeresverwaltung,  und 

b)  den  militärischen  Oberbefehl. 


l)  Litteratur:  a)  Allgemeines.  Stein,  Die  Lehre  vom  Heer- 
wesen 1872,  Laband,  DI.  Bd.  Seydel,  in  Hirth's  Annalen  1874; 
b)  geschichtlich:  Krones  HI.  Bd.  (S.  42,  45,  140,  450)  und  IV. 
Bd.  (274;  324,  450).  Firnhaber  (Archiv  der  österr.  Geschichte  30.  Bd.). 
Oberlei  tn er  (19,  22,  30.  Bd.)  H.  Mcynert,  Geschichte  der  Heeres- 
verfassung 1854;  c)  systematisch:  Die  Kriegsmacht  Oesterreichs  1876. 
Bauer  und  Görgey,  Militäradministration  1878.  Hilleprandt,  Orga- 
nische Bestimmungen  über  das  Heerwesen,  2  Bände.  Seling,  Leitfaden 
zum  Unterrichte  in  der  Heeresorganisation  1881.  5.  Auflage. 
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IV.  Die  Heeresverwaltung  zeigt  wieder  zwei  gesonderte  Gebiete: 

a)  Das  Gebiet  der  Geltendmachung  der  Unterthanspfl  ich- 
ten  zur  Ergänzung  der  bewaffneten  Macht  (Wehrpflicht)  und  zur  Be- 
schaffung des  Sacbbedarfes  (Vorspann,  Einquartierung,  Naturalverpflegung, 
Leistung  von  Pferden).  Diese  Unterthanspfl ichten  werden  über  Re- 
quisition der  Militärbehörden  von  den  Organen  des  österreichischen 
Staatskörpers  in  dessen  Namen  geltend  gemacht. 

b)  Das  Gebiet  der  eigentlichen  Militärverwaltung  umfasst  die 
Geschäfte,  welche  sich  auf  die  Ausbildung,  Ausrüstung,  die  Unterkunft* 
den  Transport  und  Verpflegung  der  Glieder  der  bewaffneten  Macht, 
dann  auf  das  Sanitätswesen,  die  Seelsorge,  den  Unterricht  und  die  Justiz 
beziehen.  Diese  Geschäfte  sind  zumeist  rein  technischer  Natur;  sie 
vollziehen  sich  innerhalb  des  Dienstverbandes  des  Heeres  und  seiner 
Anstalten  und  werden  durch  Dienstbefehle  und  Verwaltungs- 
verordnungen regulirt 

Soweit  die  Militärverwaltung  für  die  Militärökonomie  Sach- 
güter und  Dienstleistungen  bedarf,  die  sie  nicht  selbst  producirt  und 
auch  nicht  kraft  der  Unterthanspflichton  sich  verschaffen  will,  muss 
der  Militärfiscus  als  Subjekt  des  Privatrechtes  sich  diese  Güter  und 
Leistungen  durch  Rechtsgeschäfte  beschaffen. 

Es  vollzieht  sich  somit  ein  weiterer  Theil  der  Verwaltungsgeschäfte 
in  der  Form  von  Rechtsgeschäften  (Kauf-,  Lieferungs-,  Pacht-,  Mieth-, 
Lohnvertrag  u.  s.  w.). 

Die  Leitung  dieser  technischen  und  ökonomischen  Geschäfte  der 
Militärverwaltung  koncentrirt  sich  rücksichtlich  des  stehenden  Heeres 
und  der  Kriegsmarine  im  Reichskriegsministerium,  rücksichtlich  der 
Landwehr  im  Landesvertheidigungsministerium. 

V.  Die  Organisation,  Führung  und  Leitung  des  Hoeres  ist  eine 
Prärogative  des  Monarchen,  der  dieses  Recht  ohne  rechtlich  nothwendige 
Mitwirkung  eines  andern  Organes  ausübt.  Den  Inbegriff  dieser  Befugnisse 
bezeichnet  man  mit  dem  Ausdrucke  Oberbefehl.  In  Sachen  des  militä- 
rischen Oberbefehles  findet  eine  Kontrasignatur  des  Kriegsministers  nicht 
statt  Wenn  der  Monarch  durch  den  Kriegsminister  Geschäfte  bearbeiten 
lässt,  welche  begrifflich  aus  dem  Oberbefehl  entspringen,  so  ist  diesfalls 
die  Mitwirkung  des  Kriegsministers  eine  rein  thatsächliche,  keineswegs 
eine  rechtlich  noth wendige.  Zur  Bearbeitung  der  dem  Monarchen  vorbe- 
haltenen Militärgeschäfte  und  zur  Vermittlung  des  Geschäftsverkehres 
mit  dem  Reichskriegsministerium  dient  die  Militärkanzlei,  welche 
die  einlangenden  Vorträge  des  Ministers  entgegennimmt  und  die  aller- 
höchsten Resolutionen  expedirt. 
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Die  einzelnen  Aeusserungen  des  militärischen  Oberbefehles  sind: 

a)  Das  gesammte  Heer  und  dessen  einzelne  Abtheilungen  nnd 
Glieder  sind  zum  unbedingten  Gehorsam  gegen  den  Monarchen  ver- 
pflichtet. Es  wird  daher  von  den  Personen  der  bewaffneten  Macht  die 
Leistung  des  die  Gehorsams-  und  Treupflicht  bekräftigenden  Fahnen- 
eides verlangt. 

b)  Der  Kaiser  ernennt,  befördert,  pensionirt  und  entlässt  die 
Offiziere. 

Ebenso  erfolgt  die  Diensteintheilung  derselben  durch  Befehl  des 
Kaisers. 

c)  Die  Bestimmung  der  Friedens-  und  Kriegsformation  des  Heeres 
und  die  Zusammensetzung  der  Kriegsmarine  gehört  gleichfalls  zu  den 
Rechten  des  Oberbefehles.  Eine  Begrenzung  findet  dieses  Recht  da- 
durch, dass  das  zur  Erneuerung  des  Heeres  jährlich  auszuhebende  Re- 
krutenkontingent  sowie  der  Maximalbestand  des  Heeres  gesetzlich 
bestimmt  ist1)  Die  Organisation  der  Landwehr  ist  durch  Gesetz 
bestimmt.2) 

d)  Ferner  liegt  im  Oberbefehle  das  Dislokationsrecht,  d.  h. 
das  Recht,  .die  Garnisonen  der  einzelnen  Truppenkörper  zu  bestimmen. 

e)  Der  Monarch  hat  das  Recht,  sich  persönlich  oder  durch  Stell- 
vertreter von  der  Vollständigkeit  und  Kriegstüchtigkeit  aller  Truppen- 
körper des  Heeres  zu  überzeugen. 

Für  diesen  Zweck  ernennt  der  Monarch  den  ihm  allein  verant- 
wortlichen Generalins pektor  des  Heeres. 

f)  Der  Monarch  hat  das  Recht,  die  kriegsbereite  Aufstellung 
(M o bil isirung)  der  Kriegsmacht  anzuordnen  und  zu  diesem  Zwecke 
die  Reserven  und  die  Landwehr  einzuberufen.  Rücksichtlich  der  Land- 
wehr ist  aber  dieser  Befehl  von  dem  Landesvertheidigungsminister  zu 
kontrasigniren,  und  zur  Verwendung  der  Landwehren  ausserhalb  des 
betreffenden  österreichischen  oder  ungarischen  Staatsgebietes  bedarf  es 
eines  Gesetzes  oder  einer  Notverordnung.3) 

g)  Endlich  gehört  die  Regelung  des  Pflichtenkreises  der  Militär- 
personen und  der  Disciplin  in  der  Armee  zu  den  Rechten  des  höchsten 
Kriegsherrn. 


*)  §  11  und  13  Wehrges.  5.  Dezember  1868  und  Ges.  20.  Dezem- 
ber 1879  R.  40. 

2)  Ges.  13.  Mai  1869  R.  68  und  1.  Juli'  1872  R.  93.  XLI.  ung. 
Ges.  Art.  1868. 

3)  §  10  Wehrges.,  §  2  Ges.  13.  Mai  1869  R.  68,  §  2  und  3  XLI. 
G.  A.  1868. 
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VI.  Im  Heerwesen  erscheinen  daher  Verwaltungsverordnungen  und 
Verfügungen,  die  dem  Oberbefehle,  und  Verwaltungsverordnungen  und 
Verfugungen,  die  der  Militärverwaltung  angehören.  Beiderlei  Willens- 
akte  kommen  darin  überein,  dass  sie  sich  an  die  durch  ihre  Dienst- 
pflicht gebundenen  Personen  wenden;  sie  unterscheiden  sich  aber  da- 
durch, dass  für  Akte  der  Militärverwaltung  der  Kriegsminister  die  Ver- 
antwortlichkeit gegenüber  den  Delegationen  trägt. 

§  327. 

Die  Organisation  der  bewaffneten  Macht 

I.  Die  bewaffnete  Macht  gliedert  sich  in  das  stehende  Heer  und 
die  Kriegsmarine,  die  Ersatzreserve  und  die*  Landwehr. 

II.  Das  stehende  Heer  und  die  Kriegsmarine  sind  eine  beiden 
Staatskörpern  gemeinsame  Einrichtung  und  haben  die  Bestimmung,  zur 
Verteidigung  der  Gesammtmonarchie  gegen  äussere  Feinde  und  zur 
Aufrechthaltung  der  Ordnung  und  Sicherheit  im  Innern  zu  dienen. ') 

Da  der  Armee  im  Felde  verschiedene  Aufgaben  zufallen,  so  ergiebt 
sich  daraus  die  Scheidung  des  Heeres  nach  Waffengattungen:  Infan- 
terie (sammt  Jägertruppe J,  Kavallerie  (Dragoner,  Husaren,  Uhlanen), 
Artillerie  (Feld-  und  Festungs-Artillerie),  technische  Truppen 
(Genie-  und  Pionier-Truppen).  An  diese  für  den  Kampf  bestimmten 
Truppengattungen  reihen  sich  als  unentbehrliche  Bestandteile  der 
Armee  die  Traintruppen  und  die  Sanitätstruppen. 

Die  einzelnen  Waffengattungen  zerfallen  in  taktische  und  admini- 
strative Einheiten  niederer  Ordnung.  Darunter  versteht  man  jene  Ab- 
theilungen einer  Waffengattung,  welche  ein  in  sich  abgeschlossenes 
Ganzes  bilden,  das  von  einem  Befehlshaber  leicht  übersehen,  geleitet 
und  befehligt  werden  kann. 

Solche  Einheiten  niederer  Ordnung  sind: 

a)  Bei  der  Infanterie,  den  Jägern,  den  technischen  Truppen,  das 
Bataillon,  welches  sich  wieder  in  Unterabtheilungen:  Kompagnien 
gliedert. 

ß)  Boi  der  Kavallerie:  die  Eskadron. 
>)  Bei  der  Feld-Artillerie:  die  Batterie. 

Die  Kompagnie,  dio  Eskadron  und  die  Batterie  bilden  gleichzeitig 
auch  administrative  Einheiten. 

Zur  besseren  Lenksamkeit  und  leichteren  taktischen  Führung,  sowie 


»)  §  7  Wehrges.  5.  Dez.  1868. 
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auch  ans  administrativen  Bücksichten,  werden  mehrere  Einheiten  niede- 
rer Ordnung  verbunden.    Dadurch  entstehen: 

Bei  der  Infanterie:  Regimenter,  Brigaden;  bei  der  Kavallerie:  Di- 
visionen, Regimenter  und  Brigaden;  bei  der  Artillerie:  Batterie-Divisio- 
nen und  Regimenter;  bei  den  technischen  Truppen:  Regimenter. 

Taktische  Einheiten  höherer  Ordnung  sind  Heereskörper, 
welche  aus  mehreren  Waffengattungen  zusammengesetzt  sind,  denen  die 
nöthigen  Anstalten  und  der  zur  Leistung  erforderliche  militärische  und 
administrative  Apparat  beigegeben  ist. 

Die  an  der  Spitze  einer  Truppen- Abtheilung  stehende  Person  sammt 
dem  Hilfs-Personale,  mit  der  vorwiegenden  Bestimmung,  die  Truppen 
in  den  Kampf  zu  führen  und  den  innern  und  äussern  Dienstbetrieb  zu 
leiten  und  zu  überwachen,  heisst  „Kommando". 

Das  Regiment  (selbständige  Bataillon)  bildet  sowohl  in  taktischer 
als  auch  in  administrativer  Beziehung  einen  abgeschlossenen  Körper, 
und  es  obliegt  daher  dem  Regiments-  (Bataillons-)  Kommando  die 
Aufrechthaltung  der  Disciplin  und  der  vollen  Kriegstüchtigkeit  aller 
Theile,  sowie  die  ganze  innere  Verwaltung  (Seling,  Leitfaden  der 
Heeresorganisation). 

Die  Organisation  des  stehenden  Heeres  beruht  auf  dem  Kadre- 
systera.  Die  im  Kriege  zur  Verwendung  gelangende  Heeresmacht 
wird  im  Frieden  nur  zum  Theile  präsent  gehalten.  Erst  im  Bedarfs- 
falle werden  diese  Friedensformationen  durch  die  eingezogenen  Mann- 
schaften und  Offiziere  vollständig  ausgefüllt  Das  Wehrgesetz  bestimmt 
den  kompleten  Kriegszustand  des  stehenden  Heeres  mit  Einschluss  der 
Kriegsmarine  auf  800,000  Mann.  Von  diesem  festgestellten  Kriegs- 
stande haben  470,368  Mann  auf  die  Reichsrathsländer  und  329,632 
Mann  auf  die  Länder  der  ungarischen  Krone  zu  entfallen.  Mit  Rück- 
sicht auf  diese  Kriegspräsenzstärke  des  stehenden  Heeres  und  der 
Kriegsmarine  ist  das  erforderliche  Rekrutenkontingent  auf  beide  Reichs- 
hälften zu  repartiren.  Durch  die  Feststellung  dieser  Kriegspräsenzstärke 
ist  mit  Rücksicht  auf  die  Dauer  der  Wehrpflicht,  das  Kadre-  und  Aus- 
bildungssystem dieses  Rekrutenkontingent  (54,591  Mann  der  Reichs- 
rathsländer) indirekt  bestimmt;  eine  Verminderung  oder  Vennehrung 
dieses  Kontingentes  kann  innerhalb  des  zehnjährigen  Zeitraumes  (gegen- 
wärtig bis  Ende  1889)  nur  insoweit  in  Frage  kommen,  als  der  Kaiser  dies 
für  nothwendig  findet  Dadurch  ist  dem  Rechte  der  jährlichen  Rekruten- 
bewilligung, das  dem  Reichsrathe  und  dem  ungarischen  Reichstage  zu- 
kommt, eine  objektive  Schranke  gezogen.   Die  sich  alljährlich  wieder- 
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holende  Feststellung  des  Eekrutenkontingentes  ist  somit  ein  rein  kal- 
kulatorisches Geschäft.1) 

EU.  Die  Kriegsmarine  insbesondere  besteht: 

a)  Aus  den  Marinetruppen  (Matrosenkorps),  welche  auf  den 
Kriegsschiffen  als  Mannschaft  dienen.  Diese  Mannschaft  besorgt  den 
Deckdienst,  Steuerdienst,  Maschinendienst,  Waffendienst  und  Sanitäts- 
dienst. 2) 

b)  Aus  dem  Seeoffizierskorps,  welches  den  militärischen  und 
maritimen  Dienst  versieht  und  die  wissenschaftlichen,  technischen  und 
administrativen  Marineanstalten  leitet.3) 

c)  Aus  dem  schwimmenden  Flottenmaterial,  das  sich  in 
drei  Kategorien  gliedert:  Schiffe  der  Flotte,  Schulschiffe  und  Hulks, 
Tender. 

IV.  Unter  Ersatzreserve  versteht  man  einen  Reservefond  von  wehr- 
pflichtiger  Mannschaft,  auf  welchen  bei  ausbrechendem  Kriege  im  Falle 
eines  ausserordentlichen  Bedarfes  zurückgegriffen  wird.  Die  zur  Ersatz- 
reserve Eingetheilten  werden  von  der  Eintheilung  in  das  stehende  Heer 
und  von  der  militärischen  Ausbildung  befreit,  können  aber  im  Kriegs- 
falle auf  Befehl  des  Kaisers  einberufen  werden.  Sie  werden  dann  auf 
Kriegsdauer  assentirt,  bei  den  Ergänzungskörpern  militärisch  ausgebil- 
det und  als  Ersatz  der  sich  ergebenden  Abgänge  verwendet 

Nach  Beendigung  des  Krieges  werden  die  beigezogenen  Ersatz- 
reservemänner  aus  dem  Heeres-  oder  Kriegs-Marine-Verbande  wieder  in 
ihr  früheres  Verhältniss  entlassen. 

Nach  vollendetem  30.  Lebensjahre  treten  die  Ersatzreservemänner 
mit  einer  zweijährigen  Dienstpflicht  in  den  Stand  (Evidenz)  der  Landwehr. 

Die  zehnjährige  Gesammt-Ersatzreserve  soll  nicht  grösser  sein,  als 
ein  Jahres-Rekruten-Kontingent,  demnach  dio  Stärke  von  95,474  Mann 
nicht  überschreiten.  Das  Ersatzreserve-Kontingent  wird  demgemäss  all- 
jährlich festgestellt. 

Die  Eintheilung  der  Ersatzreservemänner  erfolgt  nur  in  die  In- 
fanterie, die  Jäger-Truppe  und  die  Kriegsmarine. 

V.  Die  Landwehr  ist  im  Kriege  zur  Unterstützung  des  stehenden 
Heeres  und  zur  innern  Vertheidigung,  im  Frieden  ausnahmsweise  auch 


1)  Die  im  §  13  W.  G.  festgestellte  Kriegspräsenzstärke  von  800.000 
Mann  sollte  bis  Ende  1879  gelten  und  ist  durch  Gesetz  vom  20.  Dez. 
1879  R.  145  bis  Ende  1889  verlängert  worden. 

2)  Friedensstand:  5836  Mann,  Kriegsstand:  11.532  Mann. 

3)  Friedensstand:  370  Offiziere  nnd  163  Seekadetten.  Kriegs- 
stand: 513  Officiere,  244  Seekadetten  und  47  Officiere  in  Lokalan- 
Stellungen. 
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zur  Aufrechthaltang  der  innera  Ordnung  und  Sicherheit  berufen  (§  8 
W.  G.).  —  Die  Landwehren  sind  keine  gemeinsame,  sondern  eine  be- 
sondere Einrichtung  eines  jeden  Staatskörpers,  deren  Kosten  von  jedem 
besonders  getragen  werden. 

In  Oesterreich  bilden  die  Landwehr-Fusstruppen  81 
Landwehr- Bataillone  (hiervon  sind  62  Landwehr-Infanterie-  und  19 
Landwehr- Schützen -Bataillone)  und  10  Landesschützen-Bataillone  in 
Tirol  und  Vorarlberg. 

Die  Landwehr-Kavallerie  besteht  ans:  12  Dragoner-Eska- 
dronen; 13  Uhlanen-Eskadronen;  2  Eskadronen  Landesschützen  zu 
Pferd  in  Tirol  und  Vorarlberg;  und  einer  Abtheilung  berittener 
Schützen  in  Dalmatien. 

Im  Frieden  besteht  jedes  Landwehr-Infanterie-  und  Landwehr- 
Schützen-Bataillon,  sowie  auch  jedes  Landesschützen-Bataillon  nur  als 
Kadre.  — 

Auch  die  königlich  ungarischen  Landwehrtruppen  bilden  theils 
Infanterie-Bataillone,  theils  Kavallerie-Regimenter. 

Dio  königlich  ungarische  Landwehr-Infanterie  bildet  92  Bataillone 
(Nr.  1—92)  zu  je  4  Feldkompagnien,  welche  im  Frieden  nur  als  Kadres 
bestehen. 

Die  Landwehr-Kavallerie  dagegen  formirt  10  Regimenter. 

VI.  Der  Landsturm  hat  die  Bestimmung,  zur  Unterstützung  des 
stehenden  Heeres  und  der  Landwehr  in  der  Abwehr  des  Feindes,  wenn 
er  in  das  Land  einzudringen  versucht,  und  in  der  Bekämpfung  dessel- 
ben, wenn  er  bereits  eingedrungen  ist,  zu  dienen. 

Der  Landsturm  wird  daher,  als  integrirender  Theil  der  Wehrkraft 
unter  völkerrechtlichen  Schntz  gestellt  Derselbe  besteht  in  Tirol  und 
Vorarlberg  und  in  den  Ländern  der  ungarischen  Krone. 

Zum  Landsturm  in  Tirol  und  Vorarlberg  sind  alle  Wehrfähigen, 
welche  nach  Tirol  und  Vorarlberg  zuständig  sind  und  weder  im  stehen- 
den Heere,  noch  bei  den  Landesschützen  dienen,  oder  zur  Besorgung 
der  öffentlichen  Angelegenheiten  oder,  nach  dem  Ermessen  der  Gemeinde- 
Vorstehung,  zur  Besorgung  dringender  Familien-Angelegenheiten  unum- 
gänglich nothwendip  sind,  vom  vollendeten  18.  bis  zum  vollstreckten 
45.  Lebensjahre  verpflichtet. 

Die  Landsturrapflicht  wird  in  zwei  Auszügen  geleistet.  Der  erste 
Auszug  umfasst  die  Altersklassen  vom  vollendeten  18.  bis  zum  voll- 
streckten 39.  Lebensjahre;  der  zweite  Auszug  die  Altersklassen  vom 
begonnenen  40.  bis  zum  vollendeten  45.  Lebensjahre. 

Der  erste  Auszug  ist  verpflichtet,  in  dem  eigenen  und  in  den  an- 
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grenzenden  Vertheidigungs-Distrikten,  der  zweite  Auszog  aber  nur  im 
heimathlichen  Gerichtsbezirke  Dienste  zu  leisten. 

Die  ununterbrochene  Dienstzeit  des  Landsturmes  soll  sich  jedesmal 
nicht  über  14  Tage  erstrecken. 

Der  Landsturm  in  den  Ländern  der  ungarischen  Krone 
unterscheidet  sich  von  jenem  in  Tirol  und  Vorarlberg  dadurch,  dass 
derselbe  nur  aus  Freiwilligen,  welche  weder  dem  Heere  (Kriegs- 
Marine)  noch  der  Landwehr  angehören,  gebildet  wird. 

Nur  die  Finanzwache  und  die  bewaffneten  Sicherheitsorgane  sind 
verpflichtet,  wenn  es  die  Kriegsverhältnisse  erheischen,  bei  Einstellung 
ihres  speziellen  Dienstes,  sich  dem  Landsturme  anzuschliessen. 

§  328. 

Die  besonderen  Geschäftszweige  im  stehenden  Heere. 

I.  Die  besonderen  auf  das  Heerwesen  sich  beziehenden  Geschäfte 
betreffen  theils  Verwaltungssachen,  theils  die  Justiz.  Die  besondern 
Verwaltungszweige  des  Heerwesens  umfassen  die  wirth schaftliche 
Verwaltung,  d.h.  die  Deckung  des  Geld-  und  Sachbedarfes  der 
Heereskörper  und  Heeresanstalten;  die  Militär-Industrie  zur  Er- 
zeugung von  Gebrauchs-  und  Verbrauchsgegenständen  für  den  Heeres- 
bedarf; das  Militärbau-  und  Transportwesen;  das  Veterinär- 
wesen; die  Militär  sanitätsverwaltung;  das  Militärbildungs- 
wesen, d.  h.  die  technische  Ausbildung  für  den  höhern  Militärdienst; 
die  Militärseelsorge,  d.h.  die  Fürsorge  für  die  religiösen  Bedürf- 
nisse der  Angehörigen  des  Heeres. 

II.  Die  Militärökonomie  umfasst: 

a)  Die  Zahlungsgeschäfte.  Im  Kriege  erhält  das  Armee- 
oberkommando eine  Intendanzkasse;  die  selbständig  detachirten 
Truppenkörper  erhalten  Operationskassen.  Die  Intendanzkasse 
deckt  zunächst  den  Bedarf  der  dem  Armee-Oberkommando  direkt  unter- 
stehenden Truppen  und  Anstalten  und  ergänzt  die  Operationskassen  der 
Armeen. 

Zu  den  Militärkassen  im  Frieden  gehören: 

Das  Universal-Militär-Depositen-Amt  in  Wien; 

das  Universal-Militär-Zahlamt  in  Wien; 

femer  die  Militär-Kassen  zu  Wien  und  Ofen.  Für  den  Bereich 
jener  Territorial-Kommanden,  in  deren  Amtsbereiche  keine  Militär-Kassen 
aufgestellt  sind,  werden  die  militärischen  Kassengeschäfte  von  den 
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dortigen  Civil-Kassen  (Steuerämtern  oder  Landes-Kassen)  ganz  in  der- 
selben Weise  wie  bei  den  Militär-Kassen,  mitbesorgt. 

Das  Universal-Militär-Depositen-Amt  untersteht  direkt 
dem  Reichs-Kriegsministerium  nnd  besorgt  die  Verwahrung  und  Verrech- 
nung der  Militär-Stiftungsfonds-Kapitalien,  der  Heiraths-  und  Dienstes- 
Kautionen  und  sonstigen,  vom  Beichs-Kriegsministerium  oder  dem 
Militär-Justizsenat  zur  Depositirung  zugewiesenen  Gelder  und  Effekten. 

Das  Universal-Militär-Zahlamt,  welches  dem  Reichs-Kriegs- 
ministerium,  und 

die  Militär-Kassen,  welche  den  in  ihren  Amtsorten  befindlichen 
Militär-Intendanzen  direkt  unterstehen,  nehmen  die  ihnen  aus  den 
Staatskassen  zufliessenden  Gelder  auf,  erfolgen  sie  auf  Grund  der  schrift- 
lichen Anweisungen  ihrer  vorgesetzten  anweisenden  Behörden  an  die 
Bezugsberechtigten  und  legen  darüber  Rechnung.  Das  Universal-Militär- 
Zahlamt  erfolgt  überdies  auch  Zahlungen,  welche  auf  Grund  der  von 
der  Depositen-Administration  verwalteten  Fonds  zu  leisten  sind.  An- 
weisende ,  beziehungsweise  liquidirende  Behörde  für  das  Universal- 
Militär-Zahlamt  ist  die  15.  Abtheilung  des  Reichs-Kriegsnüiüsteriums ; 
für  die  übrigen  Militär-Kassen  und  die  als  Militär-Kassen  fungirenden 
Civil-Kassen  die  betreffende  Intendanz-Behörde.  Die  Truppen,  Behörden 
Anstalten  und  Parteien  wenden  sich  daher  in  allen  Kassen-Angelegen- 
heiten nicht  direkt  an  die  Kasse,  sondern  an  die  anweisende  Behörde. 

Aus  diesen  Militär-Kassen  werden  die  ökonomisch  selbständigen 
Truppen  und  Anstalten  mit  Geldverlägen  versehen  und  haben  für 
diese  eine  eigene  Kasse,  welche  von  einer  Kassa-Kommission  verwaltet 
wird. 

b)  Die  Militär-Verpflegs-Anstalten  dienen  als  Verlags-  und 
Erzeugungs-Anstalten  für  den  Bedarf  des  k.  k.  Heeres  an  Natural-Ver- 
pflegs-  und  Service-Artikeln,  —  und  haben  auch  bei  der  Approvisioni- 
rung  der  in  Kriegs-Ausrüstung  gesetzten  festen  Plätze  mitzuwirken. 

Sie  besorgen  die  Abgabe  der  Verpflegs-Gegenstände  an  die  Truppen, 
Anstalten  und  isolirten  Personen. 

Die  Militär-Verpflegs-Anstalten  gliedern  sich: 

In  stabile  Militär-Verpflegs-Anstalten,  und  in  Feld-Verpflegs- 
Anstalten,  welche  erst  bei  der  Mobilisirung  zur  Errichtung  gelangen.  *) 

Theils  in  Verbindung  mit  den  Verpflegsanstalten,  theils  als  selbst- 
ständige Heeresanstalten2)  bestehen  die  Betten- Magazine. 

!)  Man  unterscheidet  die  Feldverpflegsanstalten  in  Anstalten  erster 
Linie,  welche  stets  in  unmittelbarer  Verbindung  sind  mit  dem  Armeekörper, 
welchem  sie  zugewiesen  sind,  und  in  Verpflegsanstalten  zweiter  Linie  für  den 
Nachschub. 

2)  In  Wien,  Prag,  Lemberg,  Krakau,  Budapest. 
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c)  Die  Monturverwaltungsanstalten  dienen  als  Verlags- 
Anstalten  der  für  den  Heeresbedarf  regelmassig  anf  dem  Wege  der 
Privatindustrie  beschafften  Monturs  -  Gegenstande,  des  Kavallerie  -  Reit- 
zeuges, der  Feldgeräthe,  des  Sanitäts-Materials;  im  Bedarfsfalle  kommt 
ihnen  auch  zu  die  Anfertigung,  Umgestaltung  und  Reparatur  dieser 
Gegenstände. 

d)  Zur  Besorgung  der  Bechn ungsgeschäfte  bestehen  bei  den 
Truppenkörpern  und  Heeresanstalten  Rechnungskanzleien.  Die  systema- 
tische Verrechnung  und  die  Kontrolle  der  Rechnungen  erfolgt  durch 
die  Rechnungsabtheilung  der  Militärintendanzen  Im  Reichs-Kriegsmini- 
sterium  besteht  zur  Verbuchung  der  vom  Kriegsministerium  ausgehenden 
Geldanweisungen  eine allgemeineBechnungsabtheilung und  über- 
dies eine  besondere  FachrechnungBabtheilung  für  die  Fachcensur 
der  auf  Material-Beschaffung  und  Verwendung  sich  beziehenden  Rech- 
nungen der  Heeresanstalten,  dann  der  Artillerie  und  der  technischen 
Truppen. 

e)  Die  gesammte  ökonomische  Verwaltung  konzentrirt  sich  in  den 
Militär-Intendanzen,  welche  bei  den  Militärterritorialbehörden  be- 
stehen. Der  Vorsteher  dieser  Behörden  (der  Militär-Intendant)  hat  eine 
doppelte  Funktion.   Er  ist: 

«)  als  selbständiger  Chef  dieser  Behörde  ein  delegirtes  Organ  des 
Kriegsministeriums,  welches  die  Deckung  aller  ökonomischen  Bedürfnisse 
der  in  dem  Territorialbezirk  dislocirten  Truppen  besorgt,  die  Lieferungs- 
kontrakte abschliesst,  das  Kassawosen  leitet,  und  durch  die  Rechnungs- 
abtheilnng  die  Kontrolle  bei  allen  Behörden,  Truppen  und  Anstalten 
des  Bezirkes  besorgen  lässt; 

ß)  er  ist  Referent  in  allen  dem  General-(Militär-)Kommando  vor- 
behaltenen ökonomischen  Angelegenheiten.1) 

III.  Zur  Militärindustrie  gehört  das  Artillerie-,  Train- 
und  Pionier-Zeugswesen. 

a)  Das  Artillerie-Zeugswesen  besorgt  im  Allgemeinen 
die  Erzeugung  und  Beschaffung  des  gesammten  für  die  Ausrüstung  des 
Heeres  und  der  festen  Plätze  nöthigen  Artillerie-Materiales,  der  Hand- 
feuerwaffen sammt  der  zugehörigen  Munition,  dann  der  blanken  Waffen; 
ferner  die  Verwahrung  und  Instandhaltung  aller  dieser  Sorten. 

Zu  den  Anstalten  des  Artillerie-Zeugswesens  gehören: 
.Die  Artillerie-Zeugs-Fabrik  und  das  Artillerie-Zeugs-Depot  im  Ar- 


*)  Der  Militärintendant  bearbeitet  z.  B.  die  Entwürfe  zu  Verordnungen 
au  die  Truppenkörper  in  oeconomicis. 
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tillerie-Arsenale  zu  Wien;  die  Pulverfabrik  zu  Stein  nächst  Laibach; 
die  Artillerie-Zeugs-Depots,  und  die  Artillerie-Laboratorien. 

b)  Das  Train-Zeugswesen  umfasst  die  Beschaffung  des 
gesammten  für  die  Ausrüstung  des  Heeres  und  der  festen  Plätze  nöthi- 
gen  Train-Materials  (mit  Ausnahme  des  Artillerie-  und  Kriegsbrücken- 
Trains,  dann  der  Bataillons -Munitionswagen),  ferner  die  Verwahrung  und 
Instandhaltung  dieses  Materials. 

Die  Anstalten  des  Train-Zeugswesens  sind:  das  Train-Zeugs-Depot 
in  Klosterneuburg,  und  das  Train-Zeugs-Filial-Depot  in  Budapest. 

c)  Das  Pionier-Zeugs-Depot,  stabil  zu  Klosterneuburg,  ist  so- 
wohl im  Frieden  als  im  Kriege  zur  Erzeugung  und  Nachschaffung  der 
gesammten  Kriegs-Ausrüstung  des  Pionier-Regiments  mit  Kriegsbrücken- 
Material  und  den  besonderen  Pionier-Ausrüstungs-Erfordernissen  bestimmt. 

IV.  Bauwesen. 

Für  jeden  wichtigen  festen  Platz  und  den  zugehörigen  Militär-Bau- 
Bezirk  ist  zur  Besorgung  des  fortiftkatorischen ,  technisch-  und  ökono- 
misch-administrativen Baudienstes  eine  Genie-Direktion  aufgestellt, 
welche  für  die  volle  Verteidigungsfähigkeit  der  betreffenden  Plätze  zu 
sorgen  hat  Zur  Besorgung  des  technisch-  und  ökonomisch-administrativen 
Baudienstes,  insoweit  derselbe  nicht  den  Genie-Direktionen  zufallt, 
sind  die  Militär -Bau -Direktionen  bestimmt. 

V.  Transportwesen.    Diesen  Zwecken  dienen: 

a)  die  Militärtransporthäuser.  Dieselben  vermitteln  die  Ab- 
sendung,  beziehungsweise  Weiterbeförderung  der  Mannschaft  von  und 
zu  den  Truppen  und  Anstalten;  sie  sorgen  für  die  Bequartierung  und 
Verpflegung  der  durchziehenden  Mannschaft,  dann  für  deren  all  fallige 
Betheiligung  mit  unumgänglich  nöthigen  Monturs-Sorten. 

b)  Die  bei  der  Mobilisirung  zur  Aufstellung  gelangenden  Trans- 
portanstalten sind  die  Feldpost  und  der  Feldtelegraph. 

VI.  Veterinärwesen.  Der  militär- thierärztliche  Dienst  und  die 
Ueberwachung  des  Hufbeschlages  wird  durch  Militär-Thierärzte,  thier- 
ärztliche Assistenten  und  Militär- Kurschmiede  besorgt  Jene  sind 
Militärbeamte. 

Die  Militär-Kurschmiede  sind  den  thierärztlichen  Beamten  als  Ge- 
hilfen beigegeben  und  vorzugsweise  für  die  Ausübung  des  Hufbeschlags 
bestimmt 

VII.  Die  Militärsanitäts-Verwaltung  wird: 

a)  geleitet  von  der  XIV.  Abtheilung  des  Kriegsministeriums,  wäh- 
rend bei  den  Militärterritorialbehörden  Sanitäts-Chefs  bestehen. 

b)  Für  den  ausübenden  Dienst  besteht  das  militär-ärztliche 
OfficierkorpB. 
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Seine  Aufgabe  ist  die  Gesundheitspflege,  das  Heilgeschäft,  die  ge- 
richtliche Medicin,  die  Verfassung  ärztlicher  Gutachten  und  die  Aus- 
bildung und  Verwendung  der  Personales. 

In  der  Ausübung  des  Heilgeschäftes  wird  das  militär-ärztliche 
Officierskorps  von  den  Unterärzten  und  den  militär-ärztlichen  Eleven, 
von  der  Sanitäts  -  Truppe  und  dem  Militär-Medikamenten-Personale 
unterstützt 

c)  Die  Sanitätstruppe. 

Dieselbe  ist  im  Frieden  wie  im  Kriege  zum  Sanitäts-Hilfsdienste 
in  den  Militär-Sanitäts-Anstalten,  insbesondere  zur  Pflege  der  Kranken 
und  Verwundeten  bestimmt  und  dementsprechend  geschult  und  ausge- 
rüstet 

d)  Die  Militär-Sanitäts-Anstalten. 
Dieselben  gliedern  sich: 

a)  in  die  stabilen  Sanitäts- Anstalten  (Garnisons-Spitäler,  Trap- 
pen-Spitäler, Marodenhäuser,  Festungsspitäler,  Miiitärheüanstalten  der 
Kurorte) ; 

ß)  in  die  Feldsanitäts-Anstalten  (der  ersten  und  zweiten 
Linie  sammt  den  Ambulanzen)  und 

y)  in  die  Reserveanstalten  im  Kriege. 

e)  Die  Militär-Medikamenten-Anstalten  haben  die  für  den 
Gebrauch  der  Truppen  und  der  Militär-Sanitäts-Anstalten  erforderlichen 
Arzneikörper,  Arznei  -  Gefässe  und  Apotheken  -  Geräthe  sowohl  im 
Frieden  als  auch  im  Kriege  vorräthig  zu  halten ;  Medikamente  zu  bereiten 
und  nach  ärztlicher  Anordnung  an  die  Truppen,  Anstalten  oder 
an  einzelne  Kranke  abzugeben. 

VIII.  Das  Bildungswesen.   Die  Bildungsanstalten  zerfallen: 

a)  in  die  Kadettenschulen  und 

b)  in  die  Militärakademien  (Militärakademie  in  Wiener  Neu- 
stadt und  die  technische  Militär-Akademie  in  Wien)  zur  Heranbildung 
von  Officiereu; 

c)  in  die  höheren  Fachbildungsanstalten  (sämmtlich  in 
Wien).    Hierher  gehört: 

a)  Der  höhere  Artillerie-Kurs  und  der  höhere  Genie-Kurs; 
ß)  der  Inte ndanz-Kurs; 

y)  die  Kriegsschule  mit  der  Bestimmung,  Officiere  in  Kenntnissen 
und  Kriegs  Wissenschaften  auszubilden,  welche  ihnen  als  Grundlage  für 
die  höhere  Truppenführung  und  für  höhere  militärische  Stellen  unent- 
behrlich sind.  Sie  ist  daher  gleichzeitig  die  specielle  Vorbereitungs- 
schule  für  den  Generalstab. 
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IX.  Für  katholische  Angehörige  des  Heeres  ist  die  oberste 
geistliche  Behörde  das  apostolische  Feldvikariat  in  Wien.  Das- 
selbe ertheilt  allen  katholischen  Priestern  die  kirchliche  Jurisdiktion, 
untersteht  in  nicht  rein  geistlichen  Angelegenheiten  dem  Reichs-Kriegs- 
ministerium  als  Beirath,  mnss  diesem  aber  auch  in  Sachen  des  geist- 
lichen Amtes  seine  allgemeinen  Erlässe  mittheilen. 

Dem  apostolischen  Feldvikariate  unterstehen:  ♦ 

Die  Militär-Pfarrer  im  Sitze  der  Territorial-Behörden.  Sie  sind 
Hilfs-Organe  dieser  letzteren,  haben  die  Oberaufsicht  über  die  unter- 
stehende Geistlichkeit,  führen  die  Tauf-,  Trauungs-  und  Sterbematri- 
keln und  besorgen  die  urkundlichen  Ausfertigungen  aus  denselben. 

Für  die  Seelsorge  in  den  Garnisons-Spitälern,  den  Heeres-Anstalten 
und  den  bezüglichen  Garnisonen  sind  in  bestimmten  Stationen  Militär- 
En  raten  stabil  angestellt. 

Für  die  Seelsorge  bei  den  Truppen  sind  die  Militär-Kapläne 
bestimmt,  und  zwar  sowohl  römisch-  als  griechisch-katholische. 

Die  Militär-Geistlichkeit  ergänzt  sich  aus  dem  Civil-Klerus.  Für 
vakante  Kuraten-  und  Kaplansposten  holt  das  apostolische  Feldvikariat 
die  Vorschläge  der  bischöflichen  Ordinariate  ein,  begutachtet  und  über- 
giebt  dieselben  dem  Beichs-Kriegsministerium,  welches  die  Ernennung 
vollzieht.  Die  Militär-Pfarrstellen  werden  durch  die  Beförderung  von 
Kuraten  und  Kaplänen  besetzt 

Für  die  Heeres-Personen  evangelischen  Glaubens  sind  in 
den  Hauptstädten  der  Monarchie  evangelische  Militär-Prediger  angestellt, 
welche  in  Jeder  Beziehung  der  Militär-Behörde  unterstehen. 

X.  Die  Invalidenhäuser  sind  zur  Versorgung  invalider  Offiziere 
des  Soldatenstandes  vom  Hauptmanne  oder  Rittmeister  abwärts,  welche 
sich  im  bleibenden  Ruhestande  befinden,  dann  solcher  invalider  Unter- 
offiziere, Gefreiten  und  Soldaten  bestimmt,  welche  auf  die  Invaliden- 
Versorgung  gesetzlich  Anspruch  haben. 

Militär-Invalidenhäuser  bestehen:  in  Wien,  mit  der  ausschliesslich 
zur  Unterbringung  von  Offizieren  und  ihnen  gleichgestellten  Personen 
bestimmten  Filiale  in  Neulerchenfeld;  dann  in  Prag,  in  Tyrnau  und 
in  Lemberg. 

Mit  jedem  Invalidenhause  (mit  Ausnahme  Lembergs)  ist  ein  Spital 
verbunden.  Mit  dem  Tyrnauer  Spital  ist  eine  Militär-Irrenan- 
stalt vereinigt. 

XI.  Die  Militär- Justiz.  Der  auf  Strafsachen  beschränkten 
Militär-Gerichtsbarkeit  unterliegen: 
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a)  Die  in  aktiver  Dienstleistung  stehenden  Personen  des  stehenden 
Heeres  nnd  der  Kriegs-Marine,  dann  die  bei  besonderen  Verwaltungs- 
Branchen  aktiv  angestellten  Organe. 

b)  Alle  Personen,  welche  sich  im  Gefolge  einer  auf  den  Kriegsfuss 
gesetzten  oder  ausserhalb  der  Grenzen  der  Monarchie  stehenden  Heeres- 
Abtheilung  befinden,  oder  zum  Bemannungsstande  eines  Kriegsfahrzeuges 
gehören. 

c)  Die  Kriegsgefangenen  und  die  unter  militärischer  Obhut  stehen- 
den Geissein. 

d)  Die  von  der  Kriegs-Marine  eingebrachten  Seeräuber. 

Die  ausser  der  aktiven  Dienstleistung  stehenden  Offiziere  der  Re- 
serve, die  Offiziere  des  Buhestandes,  sowie  jene  im  Verhältnisse  „ausser 
Dienst"  bleiben  in  Ansehung  der  Militär-Verbrechen  und  Vergehen, 
falls  sie  bei  der  VerÜbung  einer  derartigen  strafbaren  Handlung  eine 
militärische  Uniform  getragen  haben,  unter  der  Militär-Gerichtsbarkeit 

Ebenso  sind  sie  zur  Zeit,  wo  sie  die  militärische  Uniform  tragen 
den  militärischen  Disciplinar-Vorschriften  unterworfen. 

Die  Militär-Gerichts-Behörden  gliedern  sich  in  drei  Instanzen. 

Zu  jenen  erster  Instanz  gehören: 

Die  Garnisons-Gerichte  in  den  grösseren  Garnisonen  und 
Festungen,  die  Ga rde-Gerichte  und  die  Akademie-Gerichte  (der 
Militär-Akademie  zu  Wr.-Neustadt  und  der  technischen  Militär-Akademie 
zu  Wien). 

In  zweiter  Instanz  fungirt  im  Frieden  und  im  Kriege  das  Militär- 
Appellationsgericht1)  in  "Wien  und  in  der  dritten  der  oberste 
Militär- Justiz-Senat,  welcher  dem  Äeichs-Kriegsministerium  einverleibt  ist. 

Im  Kriege  bestehen  als  Militärgerichte  erster  Instanz: 

a)  die  Militär-Gerichte  bei  den  Infanterie-  und  Kavallerie-Truppen- 
Divisionen  ; 

b)  die  Militärgerichte  bei  den  Armee-General-Kommanden. 

Zur  Besorgung  der  Justiz-Geschäfte  im  Heere  ist  das  Offiziers- 
Korps  der  Auditore  bestimmt. 

§  329. 

Die  Marineyerwaltung. 

I.  Die  Marineverwaltung  koncentrirt  sich  in  der  Marinesektion  des 
Eeichskriegsministeriums.  Derselben  sind  subordinirt  das  Hafen  - 
admiralat  in  Pola  und  das  Seebezirkskommando  in  Triest. 

»)  Auch  „Mffitar-Ober-Gericht"  genannt 
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II.  Für  die  Oekonomie  bestehen: 

a)  die  Marinekassen;1) 

b)  das  Monturs-Hauptmagazin  in  Pola; 

c)  das  Material-Kontrollamt  in  Triest  zur  Prüfung  der  Rech- 
nungen über  Materialaufwand  und  Arbeitskräfte. 

IQ.  Als  besondere  technische  Anstalt  besteht  das  Seearsenal  in 
Pola  mit  der  Bestimmung,  die  Instandhai tungs-,  Reparaturs-  und  Zu- 
rustungsarbeiten  für  das  schwimmende  Flottenmaterial  zu  besorgen, 
und  unter  Umständen  auch  Neu-  und  Umbauten  von  Schiffen  auszuführen. 

IV.  Als  Marinesanitätsanstalten  bestehen  das  Marine- 
Spital  in  Pola,  welches  zugleich  als  Depot  für  die  Sanitäts-Aus  - 
rüstungsgegenstände  und  als  Medikamenten-Depot  fungirt; 
dann  das  Marine-Spital  in  Dignana.  Die  Marin e-Aerzte  bilden  ein 
besonderes  Offizierskorps  für  Sanitatsdienst  zu  Lande  und  an  Bord  der 
Kriegsschiffe. 

V.  Dem  Marinebildungswesen  dienen: 

a)  die  Marine-Akademie  in  Pola; 

b)  die  Schiffsjungen-  und  die  Maschinenjungenschule; 

c)  das  hydrographische  Amt  in  Pola  als  Sammelpunkt  aller 
zur  Ausrüstung  der  Flotte  erforderlichen  Instrumente,  Seekarten,  nauti- 
schen Hilfsbücher  und  der  fachwissenschaftlichen  Literatur  überhaupt; 

d)  die  marinetechnischen  Kommissionen  zur  Verwerthung 
aller  Erfindungen  und  Fortschritte  der  Technik  und  zwar: 

a)  die  permanente  Schiffbaukommission  für  Angelegenheiten  des 
Schiffbau-  und  Maschinenwesens  (in  Triest),  und 

ß)  die  permanente  Artilleriekommission  für  Angelegenheiten  des 
Artillerie-,  See-Minen-  und  Torpedowesens  (in  Pola). 

VI.  Die  Marinegeistlichkeit  bildet  einen  besondern,  von  der 
übrigen  Militärgeistlichkeit  gesonderten  Körper.2) 

VII.  Die  Justiz  wird  durch  zugetheilte  Auditore  besorgt 

*)  Eine  bei  der  Marinesektion  in  Wien  und  eine  beim  Admiralat  Pola. 
Den  Kassendienst  füt  die  Marinesektion  Triest  versieht  die  dortige  Finanz- 
landeskasse. 

2)  Die  kirchliche  Jurisdiktion  über  sämmtliche  im  aktiven  Dienste  der 
Kriegsmarine  befindlichen  katholischen  Seelsorger  übt  das  apostolische  Feld- 
Vikariat  aus.  Der  Marine-Pfarrer  befindet  sich  beim  Hafen-Admiralate  zu 
Pola.  Im  Frieden  wird  in  der  Regel  nur  auf  das  Flaggenschiff  der  Eskadre 
ein  Kaplan  eingeschifft. 
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B.  Der  Militärdienst. 
§  330. 

Die  gesetzliche  Wehrpflicht. 

Wehrpflicht  ist  die  auf  dem  staatsbürgerlichen  Subjektionsverhält- 
nisse beruhende  Verpflichtung  der  Staatsbürger,  innerhalb  bestimmter 
Altersgrenzen  über  unmittelbaren  oder  mittelbaren  Befehl  des  Staats- 
oberhauptes Militärdienste  zu  leisten.  Als  staatsbürgerliche  Last  kann 
die  Wehrpflicht  nur  die  Staatsangehörigen  treffen;  diese  Pflicht  ist  eine 
allgemeine,  d.  h.  sie  trifft  jeden  männlichen  Staatsbürger,  ohne  dass 
zu  Gunsten  einzelner  Personen  eine  Exemtion  von  dieser  Eechtsverbind- 
lichkeit  oder  überhaupt  eine  Stellvertretung  bei  Erfüllung  dieser  Pflicht 
stattfinden  würde. 

Die  Wehrpflicht  umfasst  verschiedene  Stadien  und  Erscheinungs- 
formen. 

Zunächst  erscheint  dieselbe: 

I.  Als  Meldepflicht  d.  h.  jeder  Staatsbürger  hat  sich  im  Monate 
Dezember  vor  Vollendung  seines  zwanzigsten  Lebensjahres  dem  Gemeinde- 
vorsteher seines  Aufenthaltsortes,  auch  wenn  der  Aufenthaltsort  nicht 
zugleich  sein  Heimathsort  sein  sollte,  mündlich  oder  schriftlich  zur 
Verzeichnung  zu  melden. 

Insofern  diese  Meldung  nicht  bei  dem  Gemeindevorsteher  des 
Heimathsortes  erfolgt,  ist  die  Legitiraations-  oder  Beiseurkunde  beizu- 
bringen. Die  Nichtachtung  dieser  Pflicht  wird  mit  Geldstrafe  bis  200 
Gulden  eventuell  mit  Arrest  bis  26  Tagen  geahndet  (§  42  W.  G.). 

Sind  Stellungspflichtige  aus  ihrem  Heimaths-  oder  Aufenthaltsorte 
zeitlich  abwesend  und  hierdurch,  oder  durch  Krankheit  nicht  in  der 
Lage,  sich  mündlich  oder  schriftlich  anzumelden,  so  kann  dies  durch 
ihre  Eltern,  Vormünder  oder  sonst  einen  Bevollmächtigten  geschehen. 

Die  Meldung  von  Zöglingen  der  Militärbildungsanstalten  erfolgt 
durch  die  Kommanden  der  betreffeden  Anstalten. 

Ebenso  werden  die  in  Straf-,  Untersuchungs-  oder  Korrektionshaft 
befindlichen  Stellungspflichtigen  durch  die  Vorstände  der  betreffenden 
Haftanstalten  dem  Gemeindevorsteher  des  Aufenthaltsortes  unter  Angabe 
der  zur  Verzeichnung  erforderlichen  Daten  namhaft  gemacht 

Der  Gemeindevorsteher  hat  auf  Grund  der  ihm  von  den  Matriken- 
führem  übermittelten  Verzeichnisse  über  alle  in  das  stellungspflichtige 
Alter  tretenden  Personen,  dann  auf  Grund  der  Meldungen  der  Stellungs- 
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Pflichtigen  und  seiner  eigenen  Nachforschungen,  ein  Verzeichniss  über 
die  in  der  Gemeinde  heimathsberechtigten  und  ein  zweites  über  die 
sich  daselbst  aufhaltenden  nicht  heimathsberechtigten  Stellungspflich- 
tigen zu  verfassen  und  der  Bezirkshauptmannschaft  zu  überreichen,  die 
diese  Verzeichnisse  richtig  stellt  (§  12 — 22  der  Inst  z.  W.  G.). 

II.  Die  Stellungspfl  icht  ist  die  Verpflichtung  an  dem  be- 
stimmten Tage  und  zwar  regelmässig  im  Stellungsbezirke  der  Heimaths- 
gemeinde  vor  der  Stellungskommission  behufs  Entscheidung  über  die 
Dienstpflicht  persönlich  zu  erscheinen. 

Die  Stellungskommissionen  sind  aus  Civil-  und  Militärorganen  ge- 
mischte Behörden. 

Die  Stellungspflicht  tritt  mit  dem  ersten  Jänner  desjenigen  Kalen- 
derjahres ein,  in  welchem  der  Wehrpflichtige  sein  20.  Lebensjahr  vollen- 
det (§  3  W.  G.). 

Zu  jeder  Stellung  werden  drei  Altersklassen  aufgerufen.  Die 
Reihenfolge  der  Stellung  in  jedem  Stellungsbezirke  wird  durch  die  Reihe 
der  Altersklassen  und  innerhalb  dieser  durch  die  Loosreihe  bestimmt 
Ueber  jeden  Stellungspflichtigen  wird  in  Betreff  seiner  Dienstpflicht  eine 
konkrete  Entscheidung  getroffen. 

Die  Entscheidung  kann  eine  provisorische  oder  eine  defini- 
tive sein. 

Provisorische  Entscheidungen  sind: 

a)  Die  Zurückstellung  wegen  zeitlicher  Untauglichkeit. 

b)  Die  zeitliche  Befreiung  von  der  Dienstpflicht  wegen  per- 
sönlicher oder  Familienverhältnisse,  welche  im  Frieden  und  im  Kriege 
zulässig  ist,  und  über  die  dokumentirte  Reklamation  der  Betheiligten 
von  der  Stellungskommission  desjenigen  Bezirkes,  in  welchem  der 
Betreffende  stellungszustandig  ist,  auf  Grund  specieller  Prüfung  des  ein- 
zelnen Falles  ertheilt  wird. 

Die  zeitliche  Befreiung  kommt  zu: 

a)  dem  einzigen  Sohne  eines  erwerbsunfähigen  Vaters  oder  einer 
verwittweten  Mutter. 

ß)  Dem  einzigen  Enkel  eines  erwerbsunfähigen  Grossvaters  oder 
einer  verwittweten  Grossmutter. 

y)  Dem  Bruder  ganz  verwaister  Geschwister. 

Das  Verwandtschaft8verhältniss  muss  aber  ein  eheliches  und  leib- 
liches sein. 

Einem  unehelichen  Sohne  kommt  die  zeitliche  Befreiung  zu,  wenn 
von  seiner  Befreiung  die  Erhaltung  der  unehelichen  Mutter  abhängt  und 
er  diese  Verbindlichkeit  erfüllt 
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Die  gleiche  Rücksicht  kann  in  Ansehung  erwerbsunfähiger  Eltern 
oder  Grosseltern  auch  bei  Vorhandensein  mehrerer  Söhne  oder  Enkel 
obwalten,  wenn  die  Erhaltung  der  Eltern  oder  Grosseltern  von  dem 
Wehrpflichtigen  allein  abhängt,  weil  die  übrigen  Geschwister  entweder 
selbst  erwerbsunfähig  sind,  oder  sich  in  der  Linie  befinden. 

Die  Gültigkeit  der  erlangten  zeitlichen  Befreiung  beschränkt  sich 
auf  jene  regelmässige  Stellung,  für  welche  sie  ertheilt  worden  ist;  die 
Begünstigung  der  zeitlichen  Befreiung  kann  daher  bei  einer  späteren 
Stellung,  sofern  der  Betreffende  noch  in  einer  Stellungspflichtigen 
Altersklasse  steht,  nur  über  erneuerte  Reklamation  und  Nachweisung 
des  Bestandes  der  gesetzlichen  Begründung  wieder  zuerkannt  werden. 

Wenn  es  sich  darum  handelt,  festzustellen,  ob  die  Person,  zu  deren 
Gunsten  der  Befreiungsanspruch  eines  Stellungspflichtigen  erhoben  wor- 
den ist,  noch  erwerbsfähig  ist  oder  nicht,  so  entscheidet  hierüber 
gleichfalls  die  Stellungskommission. 

Die  Erwerbsunfähigkeit  soll  nur  bei  unheilbaren  geistigen  oder 
körperlichen  Gebrechen,  keineswegs  aber  bei  heilbaren  oder  nur  zeit- 
weise wiederkehrenden  Krankheiten  als  vorhanden  angenommen  werden. 

c)  üeberzählige,  d.  h.  jene  Wehrpflichtige,  welche  bei  der 
Losung  eine  so  hohe  Nummer  gezogen  haben,  dass  sie  zur  Deckung 
des  Rekrutenkontingents  nicht  mehr  in  das  Heer  einzureihen  sind, 
werden  nicht  sogleich  vom  Dienste  der  Linie  definitiv  befreit;  es  kann 
vielmehr  in  den  beiden  nächstfolgenden  Jahren  auf  diese  Wehrpflich- 
tigen zurückgegriffen  werden,  wenn  in  dem  Aushebungsbezirke  der  Re- 
krutenbedarf in  anderer  Weise  nicht  gedeckt  werden  kann. 

Das  definitive  Urtheil  dagegen  kann  lauten: 

a)  auf  definitive  Löschung  des  Wehrpflichtigen  wegen  körper- 
licher oder  geistlicher  üntauglichkeit; 

b)  auf  Einreihung  in  das  Heer  (Marine)  entweder  mit  Bezeichnung 
einer  Spezialwaffe  oder  in  das  Infanterieregiment  des  Ergänzungsbe- 
zirkes ; 

c)  auf  definitive  Einstellung  in  die  Ersatzreserve  oder 
Landwehr ; 

d)  auf  eventuellen  Dienst  ohne  Waffen  für  den  Kriegsfall 
in  Ansehung  solcher  Wehrpflichtigen,  die  zwar  nicht  zum  eigentlichen 
Kriegsdienste,  wohl  aber  zu  solchen  ihrem  bürgerlichen  Berufe  ent- 
sprechenden Diensten  tauglich  sind  C§  18  W.  G.). 

III.  Die  Dienstpflicht  dauert: 

a)  Im  stehenden  Heere  und  in  der  Kriegsmarine  drei  Jahre  in 
der  Linie  und  sieben  Jahre  in  der  Reserve. 

b)  In  der  Landwehr  zwei  Jahre  für  jene,  welche  nach  vollstreckter 
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Dienstpflicht  im  stehenden  Heere  oder  ans  der  Ersatzreserve  in  dieselbe 
versetzt  werden,  nnd  zwölf  Jahre  für  jene,  welche  unmittelbar  in  die 
Landwehr  eingereiht  werden. 

c)  Die  zur  Ersatzreserve  Eingereihten  bleiben  bis  zum  vollendeten 
30.  Lebensjahre  für  den  Dienst  im  stehenden  Heere  gewidmet 

Diese  Dienstpflicht  ist  qualitativ  und  quantitativ  verschieden. 

In  der  Linie  ist  dieselbe  aktive  Präsenzpflicht,  soweit  nicht 
Beurlaubung  eintritt. 

Dagegen  kommt  die  Dienstpflicht  in  der  Reserve  und  Landwehr 
darin  überein,  dass  in  beiden  regelmässig  die  aktive  Dienstpflicht  (in 
•  Friedenszeiten)  suspendirt  ist.  Die  Dienstpflicht  beschränkt  sich: 

a)  Auf  die  Theilnahme  an  den  Waffenübungen. 

Die  Reservemannschaft  ist  während  ihrer  Reservepflicht  zu 
drei  Waffenübungen  in  der  jedesmaligen  Dauer  von  längstens  vier 
Wochen  verpflichtet.  Jede  Einberufung  zur  aktiven  Dienstleistung  zählt 
eine  Uebung  (§  36  W.  G.). 

Die  Waffenübungen  der  Landwehr-Fusstruppen  finden  nach 
der  Ernte  statt  und  bestehen: 

«)  jedes  zwoite  Jahr  in  Bataillons-Uebungen  in  der  Dauer  von 
drei  Wochen,  während  welcher  die  Bataillone  abwechselnd  an  den 
grösseren  Waffenübungen  der  Heereskörper  theilnehmen; 

3)  in  jenen  Jahren,  in  welchen  die  Bataillonsübungen  entfallen, 
in  Uebungen  der  Kompagnien  in  der  Dauer  von  14  Tagen. 

Die  zu  den  berittenen  Schützen  unmittelbar  Eingereihten 
können  gleichfalls  während  der  ersten  sechs  Jahre  ihrer  Dienstzeit  zu 
Waffenübungen  bis  zur  Dauer  von  3  Wochen  einberufen  werden. 

Desgleichen  kann  die  Heranziehung  der  Landwehr-Kavallerie-Offi- 
ziere zur  Waffenübung  in  der  Dauer  von  drei  Wochen  jedes  zweite  Jahr 
stattfinden  (§  15  Ges.  13.  Mai  1869  N.  68  bez.  1.  Juli  1872  N.  93J. 

b)  Auf  die  Theilnahme  an  der  alljährlich  nach  der  Ernte  stattfin- 
denden Kontrollsversammlnng,  die  aber  nicht  mehr  als  einen 
Tag  in  Anspruch  nehmen  darf  (§  36  W.  G.  §  164  W.  G.). 

IV.  Eine  besondere  Modifikation  der  Erfüllung  der  gesetzlichen 
Wehrpflicht  ist  der  Dienst  als  Einjährig-Freiwilliger. 
Voraussetzungen  sind : 

a)  Der  Nachweis  einer  wissenschaftlichen  Befähigung,  welche  ent- 
weder durch  Ablegung  einer  Prüfung,  oder  durch  Schulzeugnisse  der 
betreffenden  Lehranstalten  geführt  werden  kann. 

b)  Uebernahme  der  Verpflichtung  zur  Bekleidung,  Ausrüstung  und 
Verpflegung  auf  eigene  Kosten.    Dies  geschieht  durch  einen  Revers 
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des  Vaters  oder  Vormundes,  in  welchem  er  seine  Bereitwilligkeit  und 
Fähigkeit  bekundet,  diese  Kosten  zu  tragen. 

Die  aktive  Dienstpflicht  der  einjährig  Freiwilligen  ist  in  drei  Be- 
ziehungen von  der  Dienstpflicht  der  gemeinen  Soldaten  verschieden: 

a)  Denselben  steht  die  Wahl  des  Truppentheiles  frei; 

b)  die  Dauer  der  aktiven  Dienstzeit  betragt  ein  Jahr  vom  Tage 
des  Diensteintrittes; 

c)  die  militärische  Ausbildung  der  Freiwilligen  ist  eine  andere 
als  wie  bei  den  gewöhnlichen  Soldaten. 

§  331. 

Die  militärische  Dienstpflicht. 

I.  Die  militärische  Dienstpflicht  ist  eine  Potenzirung  der  Unter- 
thanspflichten  und  umfasst,  wie  diese,  die  Gehorsams-  und  Treupflicht 
in  besonderer  Anwendung  und  Verstärkung.  Eine  nähere  Determination 
erhalten  diese  Pflichten,  deren  Erfüllung  durch  den  Fahneneid  über- 
nommen wird,  theils  durch  das  Militärstrafgesetzbuch,  das  im 
zweiten  Theile  die  gröberen  Pflichtverletzungen  mit  Kriminalstrafen 
ahndet,  theils  durch  die  Dienstreglements  und  Disciplinarordnungen. 

IL  Die  Pflicht  des  Gehorsams  umfasst  die  Verbindlichkeit,  den 
dienstlichen  Befehlen  der  Vorgesetzten  unbedingten  Gehorsam  zu  leisten. 
Der  Inhalt  militärischer  Befehle  ergibt  sich  aus  den  tatsächlichen 
Verhältnissen  und  wird  durch  technische  Rücksichten  bestimmt  Es 
können  auch  solche  Handlungen  gefordert  werden,  die  zwar  keinen 
eigentlichen  Militärdienst,  aber  eine  andere  zum  Vortheile  des  Staates, 
der  Land-  und  Seearmee,  oder  zum  erlaubten  Nutzen  einer  Abtheilung 
derselben  zu  leistende  Verrichtung  enthalten  (§  152  M.  St  G.).  Ge- 
walttätige Widersetzung  oder  achtungswidriges  und  ungestümes  Be- 
tragen gegen  die  Vorgesetzten  bildet  unter  allen  Umständen  ein  Mili- 
tärdelikt (§  146  a  und  b  M.  St  G.).  Ebenso  wird  in  der  Begel 
die  absichtliche  oder  kulpose  Nichtvollziehung  eines  Dienstbefehles  als 
Subordinationsverletzung  zu  bestrafen  sein  (§  149,  151,  156  M.  St  G.). 

HL  Die  militärische  Treupflicht  ist  nicht  bloss  eine  nega- 
tive, d.  h.  sie  enthält  nicht  nur  die  Verpflichtung,  die  gegen  die  Exi- 
stenz des  Staates  oder  gegen  das  Staatsoberhaupt  gerichteten  Handlun- 
gen zu  unterlassen,  sondern  umfasst  die  Verpflichtung,  znr  positiven 
Förderung  des  Staatswohles,  selbst  mit  Aufopferung  der  höchsten  per- 
sönlichen Interessen  (der  Gesundheit,  der  Freiheit  und  des  Lebens), 
thätig  zu  werden. 
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Durch  eine  die  Sicherheit  der  Armee  gefährdende  Verletzung  der 
Dienstpflichten,  durch  Desertion  und  eigenmächtige  Entfernung  (§  183 
bis  215  M.  St.  G.),  durch  Pflichtverletzungen  im  Wachedienste  (§  230 
bis  242),  durch  Feigheit  (§  243—260  M.  St  G.)  werden  besondere 
Militärdelikte  begangen,  die  gegen  die  Treupflicht  gerichtet  sind. 

§  332. 

Die  freiwillig  übernommene  Wehrpflicht, 

I.  Die  gesetzliche  Wehrpflicht  als  allgemeine  Unterthanenpflicht  ist 
zeitlich  begrenzt  und  soll  die  Erreichung  eines  bürgerlichen  Lebens- 
berufes nicht  unmöglich  machen.  Der  Staat  benöthigt  aber  neben  den 
durch  die  allgemeine  Wehrpflicht  gewonnenen  Kräften  auch  Berufs- 
soldaten, welche  in  der  Leistung  von  Militärdiensten  höherer  Art 
eine  Lebensaufgabe  suchen  und  sich  für  diese  besonders  ausbilden. 
Diese  Kräfte  kann  der  Staat  nur  durch  freiwilligen  Eintritt  gewinnen. 
Es  besteht  daher  neben  der  allgemeinen  Wehrpflicht  auch  eine  beson- 
dere, auf  freiwilliger  Uebernahme  beruhende. 

Der  freiwillige  Eintritt  eines  Wehrpflichtigen  in  den  berufsmässigen 
Militärdienst  ist  zugleich  die  Erfüllung  der  allgemeinen  Wehrpflicht,  die 
zwar  durch  den  Kechtsgrund  des  freiwilligen  Eintritts  verdeckt  wird, 
aber  bei  Bücktritt  oder  Entfernung  aus  dem  berufsmässigen  Militär- 
dienst sofort  wieder  ihre  Wirksamkeit  äussert. 

Zu  den  berufsmässige  Militärdienste  leistenden  Personen  gehören  die 
Offiziere,  Unteroffiziere,  Militärboamten  und  sogenannten  Militärparteien. 

II.  Die  Offiziere  sind  Beamte,  deren  Amt  in  der  Führung  eines 
Kommandos  besteht.  Offiziere  haben  daher  gleich  Civilbeamten  die 
Pflicht  zur  Führung  des  übertragenen  Amtes,  zur  Treue  gegen  den 
Staat  und  das  Staatsoberhaupt,  zum  Gehorsam  gegen  die  Befehle  der 
Vorgesetzten,  zu  einem  achtungswürdigen  Verhalten.  Allein  sowohl  die 
Dienst-  als  die  Standespflichten  der  Offiziere  gewinnen  vermöge  der 
besonderen  Natur  des  militärischen  Verhältnisses  einen  besonderen 
Gehalt  und  eine  besondere  Steigerung,  daher  auch  die  Rechtsfolgen 
ihrer  Verletzung  schwerer  sind,  als  im  Civilstaatsdienste.  Namentlich 
ist  die  Pflicht  des  Gehorsams  und  der  Treue  als  allgemeiner  Bestand- 
teil der  militärischen  Dienstpflicht  auch  im  Offiziersdienste  im  gleichen 
Maasse  vorhanden;  es  werden  daher  Subordinations-  und  Treuverletzun- 
gen bei  Offizieren  durch  dieselben  Strafmittel  geahndet  wie  bei  Soldaten. 

Die  Verpflichtung  eines  achtungswürdigen  Verhaltens  ist  bei  Offi- 
zieren in  besonders  scharfer  Weise  ausgeprägt,  indem  1.  eine  Anzahl 
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von  Handlungen,  die  sonst  bloss  dem  sittlichen  Tadel  unterliegen, 
als  besondere  Militärdelikte  an  Offizieren  kriminell  geahndet  werden, 
weil  dadurch  der  Anspruch  auf  die  Achtung  Anderer,  insbesondere  der 
Standesgenossen  verwirkt  wird  (§  290—303  M.  St.  G.).1)  2.  Die 
Offiziere  sollen  sich  in  ihrem  gesammten  Verhalten  mit  den  Anschauun- 
gen der  Standesgenossen  im  Einklänge  befinden;  sie  unterliegen  daher 
dem  Wahrspruche  des  aus  Standesgenossen  gebildeten  Ehren rath  es. *i 

§  333. 

Rückwirkung  des  MilitärdienstYerhältnisses. 

Das  Militärdienstverhältniss  beeinflusst  in  analoger  Weise  wie  das 
Beamtenverhältniss  (S.  233)  die  Rechtsstellung  der  Militärpersonen  im 
bürgerlichen  und  öffentichcn  Leben.  Es  bestehen  rücksichtlich  der 
Militärpersonen  Exemtionen  von  allgemeinen  Rechtssätzen,  die  theils 
als  Beschränkungen,  theils  als  Begünstigungen  der  Militärpersonen 
durch  die  Gesetzgebung  der  Theilstaaten  festgestellt  werden.3)  Die 
Militärpersonen  sind: 

1.  Von  der  Strafgewalt  der  Civilgerichte  eximirt  und  unterliegen 
der  besonderen  Militärstrafgewalt.  Die  Militärgerichtsbarkeit  umfasst 
nicht  nur  die  specifisch  militärischen  Delikte,  sondern  alle  Strafsachen. 
Es  sind  daher  auch  die  nicht  vom  Militärstrafgesetzbuch4)  betroffenen 
Gesetzübertretungen  nicht  von  den  Polizei-  und  Gemeindebehörden, 
sondern  von  den  dazu  bestimmten  vorgesetzten  Militärbehörden  zu 
ahnden.5) 

*)  Als:  a)  Wenn  ein  in  feindliche  Kriegsgefangenschaft  gefallener 
Offizier  mit  Verletzung  des  mündlich  oder  schriftlich  gegebenen  Ehrenwortes 
aus  der  Gefangenschaft  entweicht,  und  dadurch  den  Ruf  des  Österreich. 
Heeres  verunehrt ;  oder  b)  wenn  bei  anderen  ernsten  Anlässen  ein  Offizier 
ein  mit  seinem  Ehrenworte  bekräftigtes  Versprechen  nicht  einhält,  wissent- 
lich eine  unwahre  Thatsache  mit  seinem  Ehrenworte  verbürgt,  oder  sein 
Ehrenwort  gebotener  Zusicherung  missbraucht;  dann  c)  wenn  ein  Offizier 
durch  öffentliches  unanständiges  Benehmen  seine  Standes-Ehre  befleckt, 
oder  andere  Personen  beleidigt,  oder  durch  ein  solches  beleidigendes  Be- 
nehmen sich  eine  seinen  Stand  herabwürdigende  Beschimpfung  oder  Miss- 
handlung zugezogen  hat. 

2)  Vdg.  des  Reichskriegsministeriums  vom   13.  April    1871  N.  974. 

3)  §  l  litt,  b  Ges.  21.  Dez.  1867  R.  146:  §  14  XII.  G.  A.  1867. 

4)  Ges.  20.  Mai  1869  R.  78. 

b)  Ges.  15.  Jänner  1855  R.  19. 

6)  Art.  VIII.  M.  St.  G.  —  Vdg.  M.  I.  23.  März  1873,  Mayerhof  er 
I.  S.  347.    Kontraventionen  gegen  die  Finanzgesetze  unterliegen  dagegen 
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2.  In  Ansehung  des  bürgerlichen  Rechtes  unterliegen  Militär- 
personen Beschränkungen  in  der  Eheschliessung. 

Wer  von  der  Stellungskommission  als  für  den  Kriegsdienst  nicht 
für  immer  untauglich  erkannt  oder  in  der  dritten  Altersklasse  yon 
der  Stellungspflicht  nicht  befreit  worden  ist,  darf  sich  vor  dem  Austritte 
aus  der  dritten  Alterklasse  nicht  verehelichen. 

Eine  ausnahmsweise  Ehebewilligung  im  Falle  vorhandener  beson- 
ders rücksichtswürdiger  Umstände  an  Stellungspflichtige  zu  ertheilen, 
ist  das  Landesvertheidigungsministerium  ermächtigt,  welches  hiezu  auch 
die  betreffende  Landesstelle  delegiren  kann  (§  44  Wehrgesetz). 

3.  Rücksichtlich  des  Processrechtes  ist  zu  bemerken,  dass: 

a)  Militärpersonen  den  Gerichtsstand  des  Garnisonsortes  erhalten, 
der  im  Falle  eines  Aufenthaltewechsels  bis  zum  Eintreffen  in  eine  neue 
Garnison  fortzudauern  hat.1)  Dagegen  hat  die  Bestimmung  des  zur 
Verlassenschaftsabhandlung,  zur  Vormundschafts-  oder  Kuratelspflege, 
zur  Amtshandlung  über  ein  Gesuch  um  Adoption,  Legitimation  oder 
Entlassung  aus  der  väterlichen  Gewalt  zuständigen  Gerichtes  so  zu 
erfolgen,  als  wenn  der  Wohnsitz  der  Militärpersonen  in  deren  Heimaths- 
geraeinde  wäre.2) 

Die  Vornahme  von  Zustellungen  und  anderen  gerichtlichen  Hand- 
lungen in  militärischen  oder  von  Militär  besetzten  Gebäuden  hat  nach 
vorläufiger  Anzeige  an  den  Kommandanten  des  Gebäudes  und  unter 
Zuziehung  einer  von  diesem  beigegebenen  Militärperson  zu  erfolgen.3) 

Von  ständigen  Dienstesbezügen  der  Militärpersonen  unterliegt  nur 
ein  Drittel  der  Exekution  mit  der  Beschränkung,  dass  von  der  Gesammt- 
8umme  dieser  Bezüge  ein  Jahresbetrag  von  800  Gulden  von  der  Exe- 
kution frei  bleiben  muss  (Ges.  21.  April  1882  B.  123). 

4.  In  Ansehung  der  Ausübung  politischer  Bechte  gilt  als 
Grundsatz : 

a)  dass  aktiv  dienende  Offiziere,  Militärparteien  und  Beamte  von 
der  Wählbarkeit  ausgenommen  sind; 

b)  dass  diese  Personen,  insoferne  sie  einen  das  Wahlrecht  begrün- 
denden Grund-  oder  Hausbesitz  haben,  letzteres  nur  durch  Bevollmäch- 
tigte ausüben  können; 

der  Gef&llsstrafgerichtsbarkeit  mit  den  in  der  Vdg.  vom  18.  August  1849 
B.  368  bekannt  gegebenen  Modifikationen. 

1)  §  10  Ges.  20.  Mai  1869. 

2)  §  11  dieses  Gesetzes. 

3)  Da  die  administrative  Exekution  nach  Analogie  der  gerichtlichen 
vorzunehmen  ist,  so  gilt  dieser  Satz  (§12  Ges.  20.  Mai  1869)  in  Ansehung 
der  ersteren. 

*)  Vdg.  14.  Marz  1861  R.  30. 

U 1  b  r  i  c  h ,  Oesterreich.  Staatsrecht  50 


Digitized  by  Google 


780       Drittes  Buch.    Der  österreichisch-ungarische  Gesainmtstaat, 


Die  Mannschaft  vom  Feldwebel  oder  Wachtmeister  abwärts  ist  von 
jedem  sowohl  aktiven  als  passiven  Wahlrecht  ausgeschlossen. 

§  334. 

Versorgungsausprüche  der  Militärpersonen.1) 

I.  Es  ist  zu  unterscheiden  zwischen  den  Versorgungsansprüchen: 

a)  der  Officicre,  Militärgeistlichen,  Militärbeamten  und  sonstigen 
im  Gagenbezug*'  stehenden  Personen  des  Heeres  und  der  Kriegsmarine: 

b)  der  Unte:  officiere,  Soldaten  und  Matrosen  der  Armee  und  der 
Marine; 

c)  der  Landwehrpersonen. 

II.  Den  erstgenannten  Personen  gebühren  bei  ununterbroche- 
ner5) Dienstzeit  von  mindestens  zehn  Jahren3)  und  bei  durch  die 
Superarbitrirungskommis8ion  konstatirter  Dienstuntauglichkeit 
bleibende  Pensionen.4) 

Die  jährliche  Pension  wird  nach  der  anrechnungsfähigen  Dienstzeit 
derart  bemessen,  daas  dieselbe  nach  vollstreckten  zehn  Dienstjahren  ein 
Drittel,  nach  vollendeten  fünfzehn,  jedoch  nicht  vollstreckten  sechzehn 
Dienstjahren  drei  Achtel  der  zuletzt  bezogenen  Activitätsgage  beträgt 

Für  jedes  weitere  Dienstjahr  werden  zu  dieser  Quote  21 2  °/0  zuge- 
zählt, so  dass  sich  also  auf  vollendete  40  Dienstjahre  die  volle  Ak- 
tivitätsgage als  Pension  ergibt.  Als  in  allen  Fällen  gebührender  Mini- 
malbetrag der  Pension  ist  die  Summe  von  Dreihundert  Gulden 
festgestellt 

Bei  Nichtvollendung  einer  zehnjährigen  Dienstzeit  findet  nur  die 
Verleihung  einer  zeitlichen  Pension  statt  Anstatt  dauernder  oder 
zeitlicher  Pension  kann  Abfertigung  unter  Ablegung  des  Mili- 
tärcharakters gewährt  werden,  die  aber  den  Betrag  einer  zwei- 
jährigen Pension  nicht  übersteigen  darf. 

Neben  der  Pension  können  unabhängig  von  der  Charge  und 
Dienstzeit  Verwundnngszulagen  bewilligt  werden. 

!)  Laband,  m.  S.  274  ff.,  Zorn,  Deutsches  Reichsstaatsrecht  I.  S. 
392.  Art.  Invalidenwesen  in  Holtzcndorff,  Rechtslexikon  II.  S.  381 
Ges.  27.  Dezember  1875  R.  158. 

2)  Anrechenbar  ist  die  Dienstzeit  im  Militärdienste,  im  Thierarznei- 
institute und  im  Civilstaatsdienste. 

3)  Diese  Voraussetzung  kann  entfallen,  wenn  die  Dienstuntauglichkpit 
als  Folge  von  Verwundungen  vor  dem  Feinde,  Beschädigung  im  Dienste, 
oder  durch  Erblindung,  Fallsucht,  Geistesstörung  eintritt. 

4)  Vierjährige  Dienstzeit  oder  Ueberschreitung  des  60.  Lebensjahres 
enthebt  von  diesem  Nachweise. 
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Den  Familien  der  Militärpersonen  gebührt  ein  Konduktquartal. 
Auch  können  invalide,  im  Buhestande  befindliche  Officiere  vom  Haupt- 
mann abwärts  in  Invalidenhäusern  Versorgung  finden. 

II.  In  analoger  Weise  wird  für  invalide  Unterofficiere,  die  ohne 
Bücksicht  auf  ihre  körperliche  Erwerbsfahigkeit  zu  Militärdiensten  un- 
tauglich sind,  durch  Invalidenpensionen  unter  Voraussetzung 
zehnjähriger  Dienstzeit,  oder  durch  Aufnahme  in  den  Versorgungs- 
stand der  Invalid  enhäuser  gesorgt.  Auch  haben  dieselben  Anspruch 
auf  die  Betheil uu/r  mit  Verwundungszulagen. 

III.  Die  ffr.  die  Militärversorgung  der  Personen  des  Heeres  auf- 
gestellten Grundsätze  haben  auf  die  im  activen  Dienste  invalid  gewor- 
denen Officiere,  Geistlichen,  Beamten  oder  überhaupt  im  Gagebezuge 
stehenden  Personen,  dann  auf  die  Unterofficiere  und  sonstige  Mann- 
schaft der  Landwehr  volle  Anwendung. 

C.  Die  Militärlasten. 

§  335. 

Im  Allgemeinen. !) 

Militärlasten  nennt  man  im  Allgemeinen  die  auf  Grund  ge- 
setzlicher Bestimmung  als  öffentliche  Pflicht  von  den  Einzelnen  bean- 
spruchten Sachleistungen  für  Heereszwecke. 

Dieselben  unterscheiden  sich  somit  einerseits  als  Öffentliche 
Leistungen  von  kontraktlich  erworbenen  Ansprüchen  des  Staates,2)  an- 
dererseits als  Sachleistungen  mit  einem  bestimmten  Vermögens- 
werthe  von  der  streng  persönlichen  Wehrpflicht. 

Die  Militärlasten  ergreifen 

a)  nicht  wie  die  Wehrpflicht  die  Persönlichkeit  des  Staatsbürgers, 
sondern  die  der  Staatsgewalt  erreichbaren,  für  ihre  Zwecke  geeigneten 
Vermögensobjekte  ohne  Bücksicht  auf  die  Staatsangehörigkeit  des  Eigen- 
tümers. 

b)  Wegen  ihres  feststellbaren  ökonomischen  Werthes  und  als,  ein- 
zelnen Personen  nach  zufälligen  Umständen  auferlegte,  Vermögens- 
einbussen begründen  sie  in  der  Begel  einen  Entschädigungs- 
anspruch gegen  den  Fiscus. 


»)  Vgl.  Laband  IH.  §§  92—95. 

Vgl.  z.  B.  (Böhmen)  Statth.  Vdg.  vom  22.  Juli  1852  Z.  241 
über  die  Beistellung  stabiler  Waffen-  und  Beitübungsplätze. 

50» 
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c)  Dieselben  sind  daher  auch  regelmässig  subsidiäre  Leistungen, 
die  erst  dann  gefordert  werden  können,  wenn  der  Bedarf  auf  anderm 
Wege  nicht  gedeckt  werden  kann. 

Regelmässig  deckt  der  Staat  den  Sachbedarf  theils  dnrch  Eigen- 
produktion, theils  durch  Verkehrsgeschäfte.  Diese  Thätigkeiten  besorgt 
der  Staat  somit  als  privates  Wirthschaftssubjekt;  seine  Handlungen 
und  Geschäfte  fallen  daher  unter  das  Privatrecht.  So  lässt  sich 
beispielsweise 

a)  der  Staat  an  Grundstücken  zur  Benützung  als  Exercirplitze 
Servituten  bestellen  oder  nimmt  Grundstücke  für  diese  Zwecke  in  Be- 
stand. *) 

ß)  Naturalien  beschafft  sich  der  Staat  durch  die  sog.  Subarren- 
dirung,  d.  h.  durch  Lieferungsverträge,  welche  auf  Grund  der  bis  zu 
dem  bestimmten  Termine  einlangenden  Offerten  mit  den  leistungs- 
fähigsten und  den  günstigsten  Antrag  stellenden  Konkurrenten  ( sei  es 
mit  einem  Privatunternehmer  oder  einer  Gemeinde),  unter  Sicherstellung 
der  Vertragspflichten  durch  Caution,  abgeschlossen  werden.1) 

y)  Die  Anschaffung  von  Pferden  erfolgt  durch  die  Remonten- 
Assent-Kommissionen.  Diese  können  den  Bedarf  an  Remonten 
auf  dreierlei  Art  beschaffen:  durch  freie  Konkurrenz,  durch  Lieferanten 
und  durch  den  direkten  Ankauf  von  den  Pferdezüchtern. 

8)  Femer  kann  der  Sachbedarf  durch  sonstige  Verträge  mit 
privaten  Unternehmungen,  über  deren  Leistungsfähigkeit  die  Handels- 
und Gewerbekammern  Auskunft  zu  geben  haben,  beschafft  werden. 

c)  Arbeitsleistungen  werden  durch  Lohnverträge  beschafft 

Erst  bei  Nichteintritt  dieser  Voraussetzungen  zieht  der  Staat  die 
Staatsbürger  zur  Tragung  der  Militärlasten  heran.  Mit  Rücksicht  auf 
ihren  Charakter  als  öffentliche  Pflichten  geschieht  die  Forderung  dieser 
Sachleistungen  durch  Verfügungen  der  Verwaltungsbehörden,  die  mit 
Ausschluss  des  Rechtsweges  über  das  Vorhandensein,  den  Umfang  und 
Inhalt  dieser  Pflichten  sowie  die  Entschädigungspflicht  des  Fiscus  ent- 
scheiden. 

§  336. 

Die  einzelnen  Militärlasten. 

Zu  den  Militärlasten  gehört: 

I.   Die  Quartierlast.2)    Die  Einquartierung  ist: 

a)  nach  der  Dauer  entweder  eine  bleibende,  die  auf  Grund  der 

J)  Die  Leistungsfähigkeit  ist  durch  Certifikate  über  Vermögen  und 
Solidität,  die  bei  kleineren  Subarrendirungsgeschäften  noch  die  Stelle  der 
Caution  vertreten  können  (M.  E.  29.  Mai  1852  Z.  2976),  nachzuweisen. 

2)  Ges.  11.  Juni  1879  R.  93. 
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stabilen  Friedensdislokation  stattfindet,  oder  eine  vorübergehende, 
bei  Märschen,  Koncentrirungen,  Waffenübungen  nnd  dergleichen  An- 
lässen; und 

b)  nach  der  Art  der  Unterkunft  entweder  eine  gemeinsame 
oder  eine  Einzel -Einquartierung.  Bezüglich  der  Quartierlast  gelten 
folgende  Rechtssätze: 

1.  Quartierleistungspflichtig  sind  mit  Ausnahme  der  im  Gesetze 
legativ  aufgezählten  Räume  (§  10,  Abs.  1—9)  alle  zur  Unterkunft 
geeigneten  Baulichkeiten. 

2.  Die  Requisition  um  Beistellung  der  Quartiere  ergeht  an  den 
Gemeindevorsteher,  welcher  innerhalb  des  Gemeindegebietes  dieser  Re- 
quisition zu  genügen  hat 

3.  Bei  der  bleibenden  Einquartierung  werden: 

a)  den  Militärgagisten  Quartiergelder  zur  Selbstmiethung  ent- 
sprechender Wohnungsräume  angewiesen. 

Bei  der  Unmöglichkeit  zur  Erlangung  kompetenzmässiger  Unter- 
kunft hat  die  Gemeinde  entsprechende  Wohnungsräume  gegen  tarif- 
mäßige Vergütung  beizustellen. 

b)  Die  Unterkunft  der  Unterofficiere  mit  der  übrigen  Mannschaft 
erfolgt  in  den  eigenen  Kasernen,  und  erst  in  deren  Ermangelung 
in  den  beigestellten  Gemeinde-  oder  Nothkasernen  gegen  tarifinässige 
Vergütung  von  Seiten  des  Militärs. 

c)  In  Ermanglung  von  Kasernen  wird  die  Quartierlast  auf  die 
einzelnen  Hausbesitzer  durch  Einzeleinquartierung  vertheilt. 

4.  Bei  vorübergehender  Einquartierung  sind  von  der  Gemeinde 
des  engern  und  subsidiär  des  weitern  Bezirkes  die  erforderlichen  Räume 
für  die  Officiere  und  die  Mannschaft  gegen  Vergütung  beizustellen. 
Die  Quartierträger  können  überdiess  zur  Verabreichung  der  Mannschafts- 
kost gegen  Vergütung  verhalten  werden. 

II.  Die  Vorspan nleifctung,  <L  h.  die  Beistellung  von  Trans- 
portmitteln trifft  alle  Besitzer  von  Zug-  und  Lastthieren.  Die  den  Be- 
sitzern von  Dominikaigründen  zugestandene  Befreiung  von  der  Vor- 
spannslast ist  aufgehoben  (Vdg.  15.  Januar  1849  R.  48).  Die  Kron- 
länder zerfallen  in  Marschkonkurrenzbezirke,  deren  Einwohner 
die  Verpflichtung  des  Vorspanns  für  die  bestimmten  Marschstationen 
haben.  Der  Befehl  zur  Leistung  des  Vorspanns  ergeht  von  der  Be- 
zirkshauptmannschaft auf  Requisition  der  Militärbehörden  an  die  Ge- 
meindevorsteher, welche  die  Reparation  unter  die  einzelnen  Pflichtigen 
vornehmen.  Anstatt  der  Bepartition  unter  die  Verpflichteten  kann 
auch  die  jährliche  Verpachtung  des  Vorspanns  für  die  einzelnen  Sta- 
tionen stattfinden,  indem  sich  der  Pächter  verpflichtet,  über  jedes- 
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malige8  Verlangen  ein  bestimmtes  Maximum  von  bespannten  Wagen 
oder  angeschirrten  Pferden  bereit  zu  stellen.  Dabei  bleibt  jedoch  die 
Vorspannspflicht  der  einzelnen  Pferdebesitzer  aufrecht,  insofern  der 
Bedarf  das  vom  Pächter  beizustellende  Maximum  übersteigt.  Die  Höh« 
der  Entschädigung  ist  für  die  einzelnen  Länder  nach  den  Durchschnitts- 
preisen für  Fuhren  festgestellt. !)  Der  Entschädigungsbetrag  ist  in  der 
Regel  jederzeit  sofort  in  der  Station,  in  welcher  der  Vorspann  genommen 
wird,  baar  an  den  Vorspannskommissär  gegen  Empfangsbestätigung 
auszuzahlen,  der  die  einzelnen  Fuhrwerksbesitzer  zu  befriedigen  hat 
Die  Vergütung  des  Vorspanns  ist  zum  Theil  Landeslast;  es  erfolgt  da- 
her ein  Ersatz  der  das  Land  treffenden  Quoten  an  das  Militär 
aus  dem  Landesfonds.2)  Der  Fiscus  leistet  Entschädigung  für  Ver- 
luste oder  Beschädigung  an  Zugvieh,  wenn  dieselben  ohne  Verschulden 
des  Eigentümers  oder  Gespannführers  eingetreten  sind,  und  binnen 
zwei  Wochen  nach  Eintritt  angemeldet  werden. 

HI.  Zur  Deckung  des  Pferde  bedarf  es  im  Mobiiis  irungsfauV 
haben  die  Pferdebesitzer  ihre  kriegstauglichen  Pferde  dem  Staate  gegen 
administrativ  festzusetzende  Entschädigung  abzutreten. 

Der  Gesammtpferdebedarf  wird  auf  Oesterreich  und  Ungarn  nach 
der  gelegentlich  der  Volkszahlung  zu  ermittelnden  Gesammtzahl  der 
Pferde  vertheilt. 

Das  Oesterreich  treffende  Kontingent  wird  auf  die  Länder  und 
Aushebungsbezirke  nach  ihrer  Leistungsfähigkeit  repartirt.  Zu  diesem 
Zwecke  findet  alljährlich  eine  Vergleichung  und  Klassifikation  der 
kriegstüchtigen  Pferde  statt,  zu  der  die  Pferde  gemeindeweise  vorzu- 
führen sind.*) 

IV.  Grundeigenthumsbeschränkungen  im  Festungs- 
rayon.4) 

Das  Terrain  vor  einem  befestigten  Platze  (Festung,  Fort,  Citadelle, 
Küstenbatterie)  muss  bis  an  die  Grenze  dös  wirksamen  Kanonenschusses 
von  allen  Baulichkeiten  freigehalten  werden,  welche  die  Wirkung  der 
Festungsgeschütze  beeinträchtigen  könnten.  Dieses  Terrain  ist  im 
Allgemeinen  mit  Bauverbot  zu  belegen  und  wird  Bauverbots-Rayon  oder 
Rayon  des  Platzes,  Festungsrayon,  Bayon  der  Befestigung  genannt 
Bei  Plätzen,  welche  einem  belagerungsmässigen  Angriffe  ausgesetzt 

*)  Verordnung  31.  Dezember  1875  R.  4  (1876)  Mayerhoftr 
III.  927. 

2)  Vdg.  M.  J.  18.  April  1859  Z.  5574  Vdg.  Bl.  N.  13  Ztachft  ftr 
Verwaltung  von  Stubenrauch. 

3)  Ges.  16.  April  1873  R.  77. 

*)  Vdg.  21.  Dezember  1859  R.  10. 
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sind,  bildet  der  dem  Platze  unmittelbar  anliegende  Rayon  den  sog. 
engern  Rayon,  innerhalb  dessen  ein  absolutes  Bauverbot  eintritt  Im 
weitern  Festungsrayon  können  Neubauten  nur  gegen  Ausstellung  des 
sog.  Demolirungsreverses,  der  bücherlich  einzuverleiben  ist,  von  der 
Geniedirektion  bewilligt  werden. 

HL  Die  auswärtigen  Angelegenheiten. 

§  337. 

a)  Uebersicht  der  Geschäfte  der  äusseren  Verwaltung. 

I.  Die  Verwaltung  der  auswärtigen  Angelegenheiten  umfasst  die 
Gesammtheit  der  Geschäfte  zur  Wahrung  der  Rechte  und  Interessen 
der  Gesammtmonarchie,  ihrer  Glieder  und  Angehörigen  gegenüber  fremden 
Staaten.  Diese  Thätigkeit  ist  an  die  Normen  des  Völkerrechtes  inso- 
fern gebunden,  als  deren  Verletzung  die  Selbsthülfe  der  fremden  Staaten 
herausfordern  würde.  Da  durch  die  Verwaltung  der  auswärtigen  An- 
gelegenheiten gegenüber  den  in  keinem  Gewaltverhältnisse  stehenden 
koordinirten  Staaten  keine  Herrschaftsrechte  ausgeübt  werden  können, 
so  sind  die  Geschäfte  dieses  Verwaltungszweiges: 

a)  rein  that sächlicher  Natur,  wie  z.  B.  die  Beobachtung  aller 
das  Staatsinteresse  berührenden  Zustande  und  Vorgänge  in  fremden 
Staaten  durch  die  im  Völkerrechte  zulässigen  Mittel;1)  oder  sie 
bestehen : 

b)  in  der  Leitung  der  Thätigkeit  der  Dienstorgane  der  äusseren 
Verwaltung;  oder  sie  bestehen: 

c)  in  Verkehrsakten  mit  fremden  Staaten,  die  sich  entweder 
auf  that8ächliche  Mittheilungen  beschränken  können,  oder  als 
Erklärungen  und  Negoti  ationen  einen  auf  Rechtsschutz  oder  auf 
Begründung,  Befestigung,  Aenderung  von  Rechtsverhältnissen  gerich- 
teten juristischen  Inhalt  haben.2) 

II.  Auch  die  Konsulate  sind  im  Allgemeinen  auf  die  that- 
sächliche  Förderung  der  Interessen  der  im  Auslande  befindlichen  öster- 
reichischen oder  ungarischen  Staatsbürger  durch  Rath,  Hilfe,  Inter- 
vention bei  fremden  Behörden,  sowie  auf  Beobachtung  der  auf  Handel, 
Verkehr  und  Schifffahrt  sich  beziehenden  Vorgänge  und  Zustände 
beschränkt. 

*)  Heffter,  Völkerrecht  7.  Aufl.  S.  480. 

2)  Z.  B.  die  Geschäfte  der  Kündigung  oder  Ratifikation  eines  Ver- 
trages, die  Unterhandlungen  zum  Vertragsabschluss. 
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In  gewissen  Fällen,  auf  Grand  bestehender  Staatsverträge,  üben 
dieselben  in  Ansehung  der  in  ihrem  Amtsbezirke  sich  aufhaltenden 
österreichischen  und  ungarischen  Unterthanen  obrigkeitliche  Funktionen 
ans,  als: 

«)  die  Beurkundung  von  Rechtsgeschäften  und  Thatsachen; 

ß)  die  Sicherstellung  von  Verlassenschaften; 

y)  die  Eontrolle  der  heimathlichen  Schiffe; 

£)  die  Abhörung  von  Zeugen  und  Abnahme  von  Eiden; 

e)  im  osmanischen  Beiche  üben  die  Konsulate  die  Gerichts- 
barkeit in  bürgerlichen,  streitigen  und  nicht  streitigen  Rechtsange- 
legenheiten,  innerhalb  des  einem  jeden  derselben  zugewiesenen  Bezirkes, 
über  die  österreichischen  oder  ungarischen  Unterthanen  und  die  öster- 
reichischen Schutzgenossen,  d.  i.  über  diejenigen  nicht  osmanischen 
Unterthanen  aus,  welche,  im  Grunde  bestehender  Staatsverträge,  oder 
nach  der  bisherigen  Gepflogenheit,  den  Schutz  und  die  Vertretung 
durch  die  Konsulate  im  osmanischen  Reiche  gemessen. l) 

§  338. 

b)  Die  Verwaltung  der  okkapirten  Länder  Bosnien  und 

Herzegowina.2) 

Auf  Grund  des  Berliner  Vertrages  vom  13.  Juli  1878 s)  (Art 
XXV)  wurden  die  türkischen  Provinzen  Bosnien  und  Herzegowina  von 
Oesterreich-Ungarn  okkupirt  und  in  die  Verwaltung  übernommen. 

Diese  beiden  Provinzen  sind  aus  dem  staatsrechtlichen  Verbände 
mit  dem  osmanischen  Reiche  nicht  losgelöst;4)  allein  Oesterreich- 
Ungarn  übt  die  Staatsgewalt  in  diesen  Ländern  in  allen  ihren  Funk- 
tionen und  Richtungen,  also  die  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  richter- 
liche Gewalt  aus. 

Dieses  Okkupations-  und  Verwaltungsrecht  ist  an  keine  zeitliche 
Grenze  gebunden;  es  befriedigt  aber  nicht  allein  das  Interesse  der 


l)  Vgl.  die  Handbacher  über  Konsularwesen  von  Neumann  und 
Malfatti. 

*)  Jellinek,  Ueber  Staatenverbindungen  S.  115.  Dantscher,  a.  a. 
0.  S.  281.  L.  Neu  mann;  L'empire  Austriche-Hongrois  et  la  Bosnie 
et  l'Herzegowina.    Revue  de  Droit  International  XI.  p.  38. 

*)  Vgl.  N.  43  R.  G.  Bl.  1879. 

4)  Vgl.  Konvention  vom  21.  April  1879  (Schnittes,  Europäischer 
Geschichtakalender  1871  p.  321). 


Digitized  by  Google 


§  338.  Die  Verwaltung  der  okkuppirten  Länder  Bosnien  u.  Herzegowina.  793 


Monarchie,  sondern  auch  das  der  übrigen  Vertragsmächte  an  der  Her- 
stellung geordneter  Zustände  in  diesen  Ländern  zur  Abwendung  von 
Gefahren  für  den  Weltfrieden. 
Baraus  ergiebt  sich: 

a)  Die  okkupirten  Länder  sind  zu  Oesterreich-Ungarn  in  kein 
staatsrechtliches  Verhältniss  getreten.  Sie  stehen  weder  im  Verhältiii 88 
einer  Personal-  noch  einer  Realunion. 

b)  Dieselben  sind  vielmehr  vom  Gesammtstaate  als  völkerrechtlichem 
Bechtssubjekte  bloss  in  Verwaltung  übernommen.  Der  Gesammtstaat 
übt  vertrag8mä8sig  in  diesen  Ländern  die  Staatsgewalt  aus. 

c)  Das  Organ,  dessen  sich  die  Gesammtmonarchie  bei  Ausübung 
dieser  Staatsgewalt  bedient,  ist  durch  die  Verfassung  derselben  gegeben. 
Es  ist  der  gemeinsame  Monarch  als  Repräsentativ-  und  Willensorgan 
des  Staates.  Somit  übt  der  Kaiser  und  König  im  Namen  des  Ge- 
sammtstaates  die  Staatsgewalt  in  den  okkupirten  Ländern  aus. 

d)  Bei  der  Ausübung  dieser  völkerrechtlichen  Funktion  ist  aber 
der  gemeinsame  Monarch  durch  die  verfassungsmässigen  Organe  des 
Gesammtßtaates  und  der  Einzelstaaten  (Delegationen,  Beichsrath, 
Reichstag)  in  keiner  andern  Weise  beschränkt,  als  überhaupt  bei  der 
Verwaltung  auswärtiger  Angelegenheiten. 

Insofern : 

«)  die  Kosten  der  Okkupation  und  Verwaltung  dieser  Länder 
nicht  aus  den  eigenen  Einnahmen  derselben  gedeckt  werden  können 
und  die  ökonomischen  Mittel  des  Gesammtstaates  aufzuwenden  sind, 
bedarf  es  der  Zustimmung  der  Delegationen  für  die  laufenden  Admini- 
strationskosten, und  bei  bleibenden  Investitionen  (z.  B.  für  Eisenbahnen, 
öffentliche  Bauten)  der  Zustimmung  des  Reichrathes  und  des  ungarischen 
Reichstages.  *) 

/?)  Ebenso  bedürfen  Anordnungen  innerhalb  der  bosnischen  Ver- 
waltung, die  zugleich  eine  Rückwirkung  auf  die  Rechtsordnung  des 
österreichischen  oder  ungarischen  Staatsbürgers  ausüben,  der  Zustimmung 
des  österreichischen  Reichsrathes  und  des  ungarischen  Reichstages.2) 

y)  Bei  der  Geschäftsführung  in  Ansehung  der  okkupirten  Länder 
bedient  sich  der  gemeinsame  Monarch  der  gemeinsamen  Minister; 
er  bestellt  zur  Besorgung  der  Verwaltung*-  und  Justizgeschäfte  daselbst 
Beamte,  die  als  Diener  des  Gesammtstaates  erscheinen. 


')  Ges.  22.  Februar  1880  R.  18. 

*)  Vgl.  Ges.  20.  Dezember  1879  R.  136  Ober  die  Herstellung  des 
Zollverbandes  mit  Bosnien  und  der  Herzegowina. 
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Die  Repräsentation  des  die  Geschäfte  führenden  Gesammtstaat«, 
beziehungsweise  des  Kaisers  und  Königs  als  Willensorgan  des  G*- 
sammtstaates,'  ist  in  den  okkupirten  Ländern  dem  Chef  der  daselbst 
bestellten  Landesregierung  übertragen. 

e)  An  und  für  sich  sind  die  beiden  Länder  Oesterreich-Ungarn 
gegenüber  Ausland.  Es  ist  jedoch: 

«)  die  Einverleibung  dieser  Länder  in  das  gemeinsame  Zollgebiet 
der  Monarchie  verfügt  worden  (Ges.  20.  Dezember  1879),  wodurch  die 
Gleichartigkeit  der  sonstigen  indirekten  Besteuerung  sich  als  not- 
wendige Folge  ergiebt; 

ß)  ebenso  soll  in  Ansehung  des  Gewerbebetriebes,  des  Hansir- 
handels, der  Erwerbsgesellschaften  gleichartige  reciproke  Behandlung 
stattfinden. 

y)  Da  österreichisch-ungarische  Behörden  in  den  okkupirten 
Ländern  wirksam  sind,  so  entfällt  daselbst  das  Bedürtniss  eines  be- 
sonderen Schutzes  der  österreichischen  oder  ungarischen  Staatebür- 
ger, z.  B  durch  Konsulate. 
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Nachträge 

(während  des  Druckes). 


I.  Zu  Seite  156.  Die  Vdgi  vom  26.  Februar  1882  R.  25  organisirt 
den  Staatsbetrieb  der  Eisenbahnen  durch  eine  dem  Handelsministerium 
subordinirte  Centralverwaltungsstelle  und  durch  eine  berathende 
Körperschaft  aus  26  Mitgliedern:  den  Staatseisenbahnrath. 

II.  Zu  S.  217.  Durch  das  Gesetz  vom  21.  April  1882  R.  123 
wird  die  Besoldung  der  Beamten  dem  Zugriffe  der  Privatgläubiger  mit 
einem  beneficium  corapetentiae  von  800  Gulden  unterworfen. 

III.  Zu  S.  303.  Die  Mitgliederzahl  des  böhmischen  Landtages  er- 
höht sich  in  Folge  des  Eintrittes  des  Rektors  der  mit  dem  Gesetze  vom 
28.  Febr.  1882  errichteten  böhmischen  Karl-Ferdinands-Universität 
auf  242. 

IV.  Zu  S.  347  ff.  Das  Gesetz  vom  4.  Oktober  1882  (Reichsraths 
Wahlreform)  verfügt: 

a)  dass  die  Abgeordneten  des  grossen  Grundbesitzes  in 
Böhmen  in  sechs  Wahlkörpern  zu  wählen  sind. 

Den  ersten  Wahlkörper  bilden  die  Wahlberechtigten  des  mit  dem 
Fideikommis8bande  behafteten  grossen  Grundbesitzes;  den  Wahlbezirk 
für  die  Wahl  in  diesem  Wahlkörper  bildet  das  ganze  Königreich  Böh- 
men. Die  Wahlberechtigten  des  nicht  mit  dem  Fideikommissbande  be- 
hafteten grossen  Grundbesitzes  wählen  in  fünf  Wahlbezirken.  Die 
Wähler  eines  jeden  dieser  Wahlbezirke  bilden  Einen  Wahlkörper. 

b)  (S.  347  und  349).  Insofern  das  Wahlrecht  in  der  Wähler- 
klasse  des  grossen  Grundbesitzes  nach  den  Bestimmungen  der  Landtags- 
wahlordnung von  einem  Mindestbetrage  der  Jahresschuldigkeit  an  Real- 
steuern abhängt,  ist  zur  Ausübung  des  Wahlrechtes  für  den  Reichsrath 
erforderlich,  dass  die  Jahresschuldigkeit  an  Grundsteuer  wenigstens  vier 
Fünftel  dieses  Mindestbetrages  ausmacht.  —  Bei  unter  Lebenden  statt- 
gefundenen Besitzveränderungen  darf  dort,  wo  Grundbücher  bestehen, 
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das  Wahlrecht  nur  dann  ausgeübt  werden,  wenn  der  Besitzer  sich  min- 
destens ein  Jahr  im  bücherlichen  Besitze  des  zur  Wahl  berechtigenden 
Gutes  befindet. 

c)  (S.  348  Abs.  4).  In  der  Wählerklasse  der  Städte  und  Land- 
gemeinden sind  auch  jene  Gemeindemitglieder  zur  Wahl  der  Abge- 
ordneten, beziehungsweise  der  Wahlmänner  berechtigt,  welche  ein« 
Jahresschuldigkeit  an  landesfürstlichen  direkten  Steuern  von  mindestens 
fünf  Gulden  zu  entrichten  haben  und  den  sonstigen  Bedingungen  des 
Wahlrechts  zum  Beichsrathe  entsprechen. 
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Länder  30_L 

Autoren,    Selbstverlagsrecht  4SQ. 
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Bänke  (bergrechtlich)  559. 
Bankgeschäfte  602. 
Bankgesetzgebung  337. 
Banknoten  600.  6D3. 
Bankozettel  597. 
Bankwesen  600. 
Bunnforste  545. 
Bataillon  ZfiL 

Baudenkmale,  Erhaltung  153. 
Baugewerbe  571. 
Bauplan  519. 
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Böhmen  19,  Gemeindegesetze  246, 
verneuerte  Landesordnung  24j  Land 
tag  302. 

Böhmische  Krone  ilL 

Bosnien  292, 

Botschaft  des  Kaisers  358. 
Branntweinsteuer  681. 
Brennhütten  560. 
Briefgeheiraniss  92, 
Briefpost  617. 
Brücken  529. 

Brüdergemeinde,  evangelische  648. 

Bruunenmeister  522. 

Buchführung  660. 

Budget  656,  geraeinsames  755. 
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Fürstbischöfe  342. 

Galizien,  Erwerb  37,  Gemeindege- 
setze 247,  Landtag  307. 

GanggeMer  2  15. 

Garnisonsgerichte  776. 

Gasmesser  595. 

Gebahrungsausweis  663. 

Gebäranstalten  506. 

Gebäudestcuer  686. 

Gebetbücher  d&L 

Gebete  4m 

Gebietshoheit  Iii 

Gebietsveränderungen  335. 

Gebrauchsabgaben  678. 

Gebühren  670.  unmittelbare  672,  in 
der  Gemeindeverwaltung  268. 

Gebührenäquivalent  678. 

Gebührenbemessungsämter  160. 

Geburtsmatrikel  466. 

Geburtsstände  108. 

Gefällsgerichte  174. 

Gefällsstrafrecht  669. 

Gefällsübertretungen  6(i9. 

Gefällsverkürzungen  669. 

Gefängnisse,  Generalinspektor  161. 

Gefängnisswesen  161. 

Gehalt  218. 

Gehaltsabzüge  203* 

Geheime  Räthe  127. 

Geheiraratha-Collegiura  22. 

Gehilfen  der  Gewerbsleute  580. 

Gehör,  wechselseitiges  437. 


Gehorsamspflicht  84,  der  Staatsdiener 

193. 

Geistige  Arbeit,  Schutz  582. 
Geistiges  Eigenthum,  Gesetzgebung 

338. 

Geistiges  Leben  102. 

Gelbes  Fieber  502. 

Gcldbus8en  als  Zwangsstrafe  444. 


44; 


Geldstrafen  654.  Exekution 
gen  Beamte  208. 

Geldwesen  596,  Gesetzgebung  337, 

Gelehrte  Schulen  624. 

Gemeinden  242,  Funktionen  2Ü 
254,  276.  Organe  269,  Pflichten 
267,  politische  Rechte  264.  Stamm- 
vermögen 284,  Trennung  283.  Vor- 
steher 271,  Wirkungskreis  276. 

Gemeindeangehörige 

Gemeindeausschuss  270. 

Gemeindegebiet  249. 

Gemeindegenossen  253. 

Gemeindegesetze  245. 

Gemeindegrenzen  251. 

Gemeindemitgliedschaft  2~»2. 

Gemeinderath  2JLL 

Gemeindesteuern  268. 

Gemeindestrassen  5_22± 

Gemeindeübersichten  bei  der  Volks- 
zählung 465. 

Gemeindeverwaltung, materielle  Rich- 
tungen 277. 

Gemeindewälder  54  i. 

Gemeinsame  Angelegenheiten,  Kom- 
petenz des  Reichsrathes  339. 

Gemeinsame  Behörden  745. 

Gemeinsame  Verwaltung  760. 

Gemeinsamer  Rechnungshof  752. 

Gemeinsames  Ministerium,  Verant- 
wortlichkeit 756. 

Genehmigung,  Begriff  32 1 . 

Generaldebatte  362. 

Generalien  376. 

Generalinspektor  des  Heeres  765. 
Generalkommanden  750. 
Generallandtage  17. 
Gener  alprobiramt  1 58. 
Generalrath  602. 
Generalstab,  Chef  7_49_ 
Genesis,  staatsrechtliche  iL 
Geniedirektionen  773. 
Genie-Inspektor  749. 
Genossenschaften,  gewerbliche 
Genossenschaftsregister  516. 
Gendarmerie  151,  456. 
Genussmittelpolizei  503. 
Geologische  Reichsanstalt  153. 
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Geometer  565. 

Gerichte  171. 

Gerichtshof,  oberster  171. 

Gerichtshöfe  erster  Instanz  173,  des 
öffentlichen  Rechtes  175. 

Gerichtssprengel  77. 

Gesammtgemeindc,  evangelische  648. 

Gesammtministerium  145. 

Gesammtstaat,  Kompetenz  735,  Ein- 
nahmen 761,  Organe  745. 

Gesammtstaatsidee  22* 

Gesandto  746. 

Geschäftsmechanismus  431 . 

Gesellschaftsbahnen,  Verhältnis»  zum 
Staat  6JÜ. 

Gesetz,  Begriff'  373,  Begriffsmomente 
374,  Entstehung  387,  Kundmachung 
379,  380,  Aenderung  400,  Aufhe- 
bung 400,  Kritik  402,  rückwir- 
kende Kraft  400,  Suspension  401, 
verbindliche  Kraft  399,  Wirksam- 
keitstermine 399. 

Gesetze,  allgemeine  383,  besondere 
383.  formelle  380.  materielle  379. 

Gesetzentwürfe,  Sanktion  388. 

Gesetzesbefehl  387. 

Gesetzcsinhalt  387. 

Gesetzestext,  deutsche  Sprache  390. 

Gesetzgebung,  Gang  387,  konfes- 
sionelle 33*,  volkswirtschaftliche 

Gesetzsammlungen  63j  politische  fLL 

Gesuche  431. 

Gesuchsrecht  1 15. 

Gesundheitswesen  499. 

Ge was ser,  Arten  525. 

Gewerbe,    freie    570,  koncessionirte 

570,  radicirte  566,  verkäufliche  560, 

Anmeldung  573. 
Gewerbefreiheit  QL 
Gewerbegerichte  173. 
Gewerbegesetzgebung  337. 
Gewerberechte,  Erlöschung  574. 
Gewerbeschulen  634. 
Gewerbewesen  563. 
Gewerbsinteressen,  Pflege  580. 
Gewerbtreibende,  Pflichten  u.  Rechte 

575. 

Gewerkschaften  515. 
Gewichte  593. 
Gewinnsteuer  677. 
Gewissensfreiheit  100. 
Gewohnheitsrecht   62,  beschränkte 

Geltung  324. 
Gifthandel  522. 
Giftpolizei  495. 


Girogeschäft  6H2. 
Glaubensbekenntnis»,  Wechsel  643. 
Glaubensfreiheit  100. 
Gleichheit  vor  dem  Gesetze  LLL 
Gnadenweg  gegen  Ersätze  663. 
Goldmünzen  596. 

Görz,  Erwerb  IT,  Gemeindegesetze 

249.  Landtag  305. 
Gräsereirecht  54fi. 
Grenzbezirk  684. 
Grenzmiliz  24. 

Grossgrundbesitz  in  Böhmen  309,  in 

der  Bukowina  309. 
Grubenmaass  558,  Entziehung  563, 

Erlöschung  5Ü2. 
Grüfte  503. 

Grundbesitz,  Gebundenheit  541. 
Grundbücher,  Gesetzgebung  338. 
Grundbuchwesen  699. 
Grundentlastung  536. 
Grundlastenablösungskommi88ion  164. 
Grundrechte  02*. 
Grundsteuer  685. 
Grundsteuer-Kommission  157. 
Gutsgebiete  250. 
Gymnasien  633. 

Habsburger  iL 
Uafenadmiralat  776. 
Haft  OL 
!  Halbweine,  Erzeugung  512. 
Halden  559. 

Handdienste  für  Gemeindezwecke  26JL 

Handelsangelegenheiten ,  Gesetz- 
gebung 337. 

Handelsbündniss  mit  Ungarn  740. 

Handelsgerichte  1 73. 

Handelskammern  590. 

Handelsmäkler  565. 

Handelsministerium  1 56. 

Handelsrecht,  Gesetzgebung  338,  der 
Gewerbsleute  577. 

Handelsschiffe,  Matrikenführung  469. 

Handelsverträge  334. 

Hauptbahnen  607. 

Hauptbücher  661. 

Hauptjournal  66 1. 

Hauptmünzamt  158. 

Hauptschulen  625. 

Haus  der  Abgeordneten  3±LL 

Hausandacht  101. 

Hausdurchsuchung  92a 

Häuser  des  Reichsrathea  340. 

Hausgesetze  60. 

Hausgewalt  128. 

Haushalt  der  Länder  319. 
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Haus-,  Hof-  und  Staatskanzlei  32, 

Hausirhandel  565,  mit  Druckschrif- 
ten 480* 

Hausklassenstcuer  687. 

Häusliche  Anordnungen  488. 

Häusliche  Nebenbeschäftigungen  565. 

Hausnummern  463. 

Hausrecht  9_L 

Hausunterricht  635. 

Hauszinssteuer  687. 

Hebammen  505. 

Hecresabtheilungen  766. 

Heeresverwaltung  763. 

Heerwesen  (historisch)  23*  763,  Kom- 
petenz des  Reichsrathes  336,  Rech- 
nungsgeschäfte 772. 

Heilanstalten  505. 

Heilberuf  SM. 

Heiligenbilder  480. 

Heilpersonal  504. 

Heilungskosten,  Ersatz  bei  Beamten 
21ß* 

Heimath  als  Zuständigkeitsgrund  4 36. 
Heimathsrecht  25L  Gesetzgebung  338. 
Hcimfälligkeiten  654. 
Heinrich  II.  (Jasomirgott)  8* 
Herabwürdigung  amtlicher  Erlasse 
484. 

Herausgabe  periodischer  Druckschrif- 
ten ML 

Herrenhaus  342,  Präsident  36D* 

Herrenhausmitglieder,  erbliche  342, 
lebenslängliche  343,  ftVcrfassungs- 
gelöbniss  344. 

Herzegowina  222. 

Hilfsbau  552* 

Hilfskassen  517. 

Hilfsthätigkeit  der  Gemeinden  28L 
Hilfswesen  5Q7. 

Höchstbesteuerte  in  Dalmatien  309. 
Hochschulen    634,    technische  635, 

wirthschaftliche  635. 
Hochverrath  484. 
Hofämter  127. 
Hofchargen  126. 
Hofdekrete  376. 
Hofkammer  17,  22,  33, 
Hofkammerdekrete  376. 
Hofkanzlei,  vereinigte,  3JL 
Hofkanzlei-Dekrete  376. 
Hofkanzleien  22* 
Hofkriegsrath  21* 
Hofrath  YL 
Hofrechenkammer  33* 
Hofstaat  12ü* 

Hofstaatsdotation  128,  £50, 


Hofstäbe  12fL 
Holzberechtigungen  546. 
Holztrift  548, 
Honorarkonsuln  747. 
Hufschmiedgewerbe  572. 
Humanitätsanstalten  457. 
Hundesteuer  679. 
Hüttenverwaltungen  155. 
Hydrographisches  Amt  777. 
Hypothekenbanken  605. 

Immobilienvcrkehr,  Besteuerung  677. 

Immunität  der  Landtagsmitglieder 
323,  der  Reichsrathsmitglieder  366. 

Inauguration  in  Ungarn  136.  333, 

Indemnitätserklärung  731». 

Individualrecht  723. 

Individualsuccession  133. 

Indorsatbescheide  432. 

Industrielle  Aulagen  529. 

Infanterie  766. 

Initiative  388. 

Innere  Verwaltung  413. 

Insektenschäden  549. 

Intendanzen  772. 

Interpellationen  332. 

Instruktionen  392,  42Ü 

Instruktions verfahren  436. 

Interimistische  Regelung  von  Pri- 
vatrechtsverhältnissen 447. 

Interkonfessionelle  Verhältnisse  642. 

Internationales  Maass-  und  Gewicht*» 
burcau  595. 

Invalidenhäuser  775. 

Irrenanstalten  506. 

Israeliten  649. 

Istrien,  Gemeindegesetz  249,  Landtag 
305. 

Jagdgenossenschaften  516,  5JiL 
.Tagdpolizei  554. 
.Tagdrecht.  550. 
.Jägerndorf,  Erwerb  2fL 
Joseph  II.  34* 

Jus  advocatiae  638,  cavendi  638. 
commune  379,  eminens  105,  sin- 
gulare 379. 

Juden  649. 

Judenehen  466. 

Justiz  69  >,  Fundamentalsätze  696. 

Justizbehörden  171,  Organisations- 
gesetze 339. 

Justizgesetzgebung  338. 

Justizhofdekrete  376. 

Justizministerium  161. 

Justizsachen  695,  Konnexität  mit 
Administrativsachen  447. 
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.Justizstelle,  oberste  32. 
Justizverwaltung  161,  703. 


Kabinetskanzlei  650. 
Kübotage  6.22* 
Kadettenschulen  774. 
Kadresystem  70  7. 

Kaiser  122,  Ehrenrechte  126.  Hei- 
ligkeit der  Person  125,  Präroga- 
tive 125,  Privatvcrniögen  128.  136, 
Titel  126.  Unverantwortlichkeit 
126,  Unverletzlichkeit  125. 

Kaiserkrönung  135. 

Kaisertitel,  Annahme  3iL 

Kalender  4*0. 

Kalendersteuer  675. 

Kammer  17. 

Kanalordnungen  620. 

Kanalräumer  571. 

Kanzlei  1_T,  433. 

Kanzleibeamte  182. 

Karlowitzer  Frieden  26. 

Kärnthen,  Erwerb  10j  Gemeindege- 
sotze 248,  Landtag  305. 

Kassation  von  Verfügungen  442. 

Kassationshof  171. 

Kassawesen  660. 

Kassenbehörden  66<>. 

Kassenbestände  655. 

Katholiken,  Matriken  467. 

Kautionen    periodischer  Schriften 

Kavallerie  766. 
Kavallerie- Inspektor  749. 
Kinderschulpflichtige  629. 
Kirche,  Vertretung  im  Herrenhaus^ 

342. 

Kirchen,    anerkannte  638.  evange- 
lische 648.  griechisch-orientalische  '< 
648,  katholische  644. 

Kirchenämter  645. 

Kirchenrecht  4. 

Kirchenvermögen  6  i  1 . 

Klöster  642. 

Kollcgialgerichtc  173. 

Kollegialsystem  140. 

Kommerzkollegium  32. 

Kommissionsgeschäft  602. 

Kommissionsweise  Zahlungen  660. 

Kommunalämter  169.  Pflicht  zur 
Uebernahme  268. 

Kommunalpolizei  453. 

Kommunal  verbände  2 12,  höherer  Ord- 
nung 223. 

Korapetenzkonflikte,  negative  und  po- 


sitive 719,  innerhalb  der  Verwal- 
^  tung  721. 
Koncessionen  429. 
Konduktquartal  22Ö. 
Konfiskation  1 05. 
Konkretalpensionen  231. 
Konkubinat  490. 
Konkurrenzbeiträge  671. 
Konkurrenzverbände  255. 
Konnexität  der  Administrativsachen 

mit  Justizsachen  447. 
Konscription   4Ji2  ,  schulpflichtiger 

Kinder  629. 
Konsulargerichtsbarkeit  792. 
Konsuln  747,  791. 
Kontokorrentjournale  661. 
Kontrabande  669. 
Kontradiktorisches  Verfahren  437. 
Kontraktbruch  581. 
Kontrollbehörden  169. 
Kontrolle  gefährlicher  Mittel  493, 

der  Gemeinden  284. 
Kontrolleinrichtungen  in  Steuersachen 

Kontrollrechte  des  Reichsrathes  332. 
665. 

Kontrollversammlungcn  781. 
Konvokate  254. 
Korrektionshäuscr  457. 
Kostenersätze  672. 
Krain,  Erwerb       Landtag  305^. 
Krakau,  Erwerb  31L 
Krankenhäuser  506. 
Kreditdeputation  33. 
Kreditgesetzgebung  337. 
Kreditwesen  600. 
Kreisämter  (historisch.)  33. 
Kreisgerichte  173. 
Kremsierer  Reichstag  A4. 
Kriegsarchiv  749. 
Kriegsmarine  768. 

Kriegsschiffe,  Matrikenführung  469. 
Kriegsschule  774. 
Kroatien  2L 
Kronländer  22fi. 
Krystallisationswerke  560. 
Kulturpolizei  414. 
Kultusgemeinden  255. 
Kultusministerium  1 5 1 . 
Kultusverwaltung  413.  637. 
Kunstwein-Erzeugung  572. 

Länder  296,  als  Finanzkörper  301. 
Länderautonomie  301. 
Landesausschuss  40,  324.  f 
Landesbehörden,  politische  164. 
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Landeschefs  iftL 

Landesfond  30 1 . 

Landesgerichte  173. 

Landesgesetze  384,  Publikation  3 9 1 . 

Landesgesetzgebung  319. 

Landeshauptkassen  1ÜLL 

Landeshauptmann  321  >. 

Landeshaushalt  3 1 9. 

Landeskommissionen  zur  Regelung 
der  Grundsteuer  Iii  i. 

Landeskultursachen  154. 

Landesordnung,  verneuerte  2L 

Landespolizei  453. 

Landespräsidenten  Iii'-*. 

Landesregierungen  104. 

Landessanitätsrath  H>6. 

Landesschulrath  153. 

Landessprachen  III. 

Landesstatute  (1860)  5L 

Landesstellen,  politische  1 i>  i. 

Landesstrassen  522. 

Landesübersicht  bei  der  Volkszäh- 
lung 465. 

Landesübliche  Sprachen  111. 

Landesumlagen  301,  319. 

Landesverfassungen  (1849)  IfL 

Landesvermögen,  Belastung  u.  Ver- 
äusserung  319. 

Landesvertheidigungsministerium  150 

Lande8zahliimter  1  HO. 

Landmarschall  320. 

Landstände  16. 

Landstandschaft  IL 

Landsturm  7C>9. 

Landtäflicher  Grossgrundbesitz  312. 

Landtage  (geschichtlich)  40j  302, 
Bildung  308.  Deputationen  322. 
Eröffnung  320,  Freiheit  der  Ab- 
stimmung 323,  Funktionen  319. 
Geschäftsformen  und  -Ordnung  320, 
Interessengruppen  308,  Organisa- 
tionsgewalt 31^  Präsident  320, 
Schliessung  322,  verwaltende  Thä- 
tigkeit  319.  Verzicht  auf  das  Ge- 
setzgebungsrecht 384. 

Landtagsmitglieder ,  Rechtsstellung 
322.  Unvcrlctzliebkcit  323. 

Landtagsprotokolle  321. 

Landwehr  151,  768. 

Landwirthschaft  535. 

Landwirtschaftliche  Vorschusskassen 

Lagergelder  H?  I. 
Lagerhäuser  592. 
Laugwerke  560. 
Lausitz,  Abtretung  2iL 


Lebensgefahren,  Abwendung  498. 

Lebensmittelpolizei  5Ü3. 

Legitimation,  Eintragung  in  die  Ma- 
triken 4fi9. 

Legitimationagebühren  073. 

Legitimationskarten  431. 

Legitimationsprüfung  durch  d.  Land- 
tag 320,  im  Abgeordnetenhaus  35**. 

Lehenallodialisirung  538. 

Lehen  - Allodialisirungs  •  Kommission 
164. 

Lehenrecht,  Gesetzgebung  338. 
Lehensachen  148. 

Lehentäflichcr  Grossgrundbesitz  312. 
Lehramt,  staatliches,  Berechnung  der 

Dienstzeit  224. 
Lehrerstand  OHL 
Lehrlinge  5B2. 

Lehrpersonal,  staatliches  182,  220. 
Leichentransport  503. 
Leihanstalten,  öffentliche   604.  für 

Presserzeugnisse  570. 
Leitende  Arbeit  412. 
Leopold  II.  35. 
Leopoldsorden  127. 
Lernfreiheit  635. 

Leuchtgas-Installation,  gewerbsmäs- 
sige 572. 

Libelle  12, 

Licenzen  429. 

Licenzgebühren  673. 

Licitationspercente  508. 

Linealsuccession  132. 

Linzer  Frieden  (1645)  25. 

Liquidationsbücher  661. 

Literarisches  Eigenthum,  Gesetzge- 
bung 338. 

Lloydgesellschaft  746. 

Lokalbahnen  607. 

Lokalpolizei  453. 

Lombardgeschäft  602. 

Longobarden  L 

Lottogefälle  652. 

Lottogefällsdirektion  157. 

Lustdirnen  490. 

Jfaass  und  Gewicht.  Gesetzgebung 

337. 
Maa8se  593. 
Maassengebühren  688. 
Magistrat  2iLL 
Mahnung  205. 

Mähren,  Gemeindegesetze  248.  Lan- 
desordnung 25j  Landtag  306. 
Majestätsrechte  125. 
Mandatsverlust  324.  370. 
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Manipulationsbeamte  182. 
Männerstrafanstalten  703. 
Mannschaft,  Bestimmung  des  Kon- 
tingentes 336^  767. 
Maria  Theresia  32. 
Maria-Theresia-Örden  127. 
Marine  768. 
Marineamt  777. 
Marinekassen  777. 
Marinesektion  748. 
Marinetruppen  768. 
Marineverwaltung  777. 
Markenschutz  337,  577. 
Markgrafen  12, 
Märkte  591. 

Märzverfassung  (1849)  45^  Aufhebung 

Matrikeltaxen  671. 

Matriken  465,  Aenderungen  469,  Er- 
gänzung 469. 

Matrikularbeitrage  ?>■  J. 

Mauthbefreiung  671. 

3Iauthgebühren  5_25_. 

Medikamenten- Anstalten,  militärische 
2LL  . 

Medizinalgesetzgcbung  337. 
Medizinalkräuter,  Handel  damit  572. 
Medizinalwesen  149.  504. 
Meinungsäusserung  102. 
Meldepflicht  der  Wehrpflichtigen I2& 
Meldewesen  472. 
Messanstalten  572. 
Messapparate  594. 
Metermaass  593. 
Metrisches  System  593. 
Micthzinsumlagen  679 
Milderungsrecht  701. 
Militärakademie  774. 
Militärangelegenheiten ,  Kompetenz 

des  Reichsrathes  336. 
Militärappellationsgericht  776. 
Militärärzte  773. 
Militärassistenz  445,  485. 
Militär-Baudirektion  773. 
Militärdienst  778. 
Militärgeographisches  Institut  74'. >. 
MilitärgeBetzgebung  336.  763. 
3Iilitärhoheit  763, 
Militärindustrie  772. 
Militärintendanzen  7  72. 
Militärjustiz  775. 

Militärjustizsenat,  oberster  748,  776. 
Militärkassen  771. 
Militärkomitee,  administratives  74 ,s. 
Militär-Kommanden  750. 
Militärlasten  787. 


Militärlokalbehörden  751 . 

Militärökonomie  77U. 

Militärpensionen  786. 

Militärpersonen,  bürgerliche  Verhält- 
nisse 785,  politische  Rechte  785, 
Versorgungsansprüche  786. 

Militärpersonen-Matriken  469. 

Militärpfarrer  775. 

Militärsanitätsanstalten  774. 

Militärsanitätskomitee  748. 

Militärstaatsdienst  181. 

Militärtaxe  674. 

Militärverbrechen  782. 

Militärverwaltung  764. 

Mineralien,  freie  556,  vorbehaltene 
55JL 

Mineralöl,  Besteuerung  683.  Detail- 
handel 572. 
Minister  1>1. 
Ministeranklage  731. 
Ministerialdekrete  376. 
Ministerialerlässe  376. 
Ministerialzahlamt  160. 
Ministerium  des  Aeussern  746. 
Ministerium  des  Innern  147. 
Ministerpräsident  145. 
Ministerrath  145. 
Ministerverantwortlichkeit  727. 
Mittelschulen  633. 

Mittheilung    der  Sitzungsvorgänge 

durch  die  Presse  360. 
Möbelentschädigung  216. 
Mobilienexekution  441. 
Mobilisirung  765. 

Mobilisirungs-Begünstigung  d.  Staats- 
diener 190. 

Modelle,  Begriff  583. 

Monitorische  Bescheide  431. 

Monturverwaltungsanstalten  772. 

Munitions-Gegenstände ,  Erzeugung 
5_7_L 

Münzamt  1 58. 

Münzdirektoriura  ßß, 

Münzhoheit  596. 

Münzmeister  liL 

Münzprägung  596. 

Münzwesen  158.  [>96.  Gesetzgebung 

337. 

Musikimpost  673. 
Muster,  Begriff 
Musterschutz  337,  582. 

Nachaicbung  595. 
Namensänderungen  471- 
Nationalbank  6J1L 
Nationalgarde  43.  27JL 
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Nationalitäten  110. 

Naturalleistungen,  Exekution  44  t. 

Nebenbeschäftigungen  der  Staats- 
diener 196- 

Nebenländer  Ungarns  2_L 

Neubauten  f>10. 

Nexu8  subditelae  88. 

Niederösterreich     (historisch)  18, 
Gemeindegesetz  247,  Landtag  3u  1. 

Normalaichungskommis8ion  156. 

Normalschulfonds  63  L 

Notarenkollegium  705. 

Notariat  699,  ZILL 

Notariatskammer  705. 

Noten 

Notenprivilegium  603. 

Nothfristen  zum  Rekurse  441. 

Nothstandspolizei  508, 

Nothverordnungen  ÜÜ2,  305,  Geneh- 
migung 308,  Prüfung  durch  die 
Richter  MlL 

Notifikationsbescheide  43 1 . 

Nützliche  Thicrarteu,  Schonung  Ü5JL 


Oberaufsicht  425. 

Oberbefehl  125,  763,  764. 

Oberhofmeister  126. 

Oberlandesgerichte  172. 

Oberösterreich  (historisch)  18,  Ge- 
meindegesetze 247,  Landtag  304. 

Oberster  Gerichtshof  171. 

Oberster  Sanitätsrath  140. 

Oberstes  Gefällsgericht  175. 

Obersthofmarschallsgericht  174. 

Oberstlandmarschall  320. 

Objektives  Recht  376. 

Obrigkeitliche  Verwaltungsfunktion 
4ÜL 

Oeffentliche  Abgaben  665. 
Oeffentliche  Bauten  141L 
Oeffentliche  Berufsstände  1 00. 
Oeffentliche  Bücher,  Gesetzgebung  338. 
Oeffentliche  Eisenbahnen  606. 
Oeffentliche  Gewässer  525. 
Oeffentliche  Leihanstalten  604. 
Oeffentliche  Leistungen  8_L 
Oeffentliche  Rechte  82. 
Oeffentliche  Volksschulen  627. 
Üeffentliches  Gut  412,  in  der  Gemeinde 
2ZL 

Oeffentliches  Recht  L 
Oeffentlichkeit  der  Sitzungen,  Bedeu- 
tung 360. 
Officialprincip  433. 
Officiere  783. 


Oekonomische  Thätigkeit  der  Ver- 
waltung 313. 

Oktoberdiplom  41L 

Onerose  Bezüge  213. 

Orden  127,  kirchliche  Ü1L 

Ordnungspolizei  AhA>  4Ü2- 

Ordnungsstörungen  488. 

Organisation  der  bewaffneten  Macht 
766,  der  Polizei  455. 

Organisationsgesetze  420. 

Organisationsverordnungen  302. 

Orientalische  Akademie  747. 

Orientalische  Post  502. 

Ortschaften  254. 

Ortsgemeinden  242. 

Ortspolizei  453. 

Ortsschulaufseher  154. 

Ortsschulrath  154. 

Ortstafeln  46JL 

Ortstheile  254. 

Ortsübersichten  bei  der  Volkszählung 

Ml 

Oesterreich  als  Territorialstaat  1 1. 
Oesterreichisch-ungariRche  Bank  601. 
Oesterreichisch-ungarischer  Gesammt- 

staat  735. 
Ostmark  L 


Pactum  mutuae  successionis  2jL 
Papiergeld  597. 
Parität  der  Kirchen  640. 
Parteiverfahren  436. 
Partikulares  Recht  384. 
Passarowitzer  Frieden  26. 
Passkarten  473. 

Passwesen  473,  Gesetzgebung  33 S 
Patente  376,  für  Erfindungen  5£j 


Pauschalsumme  für  Bureaubedürfnisse 

213. 

Pensionsetat  65 1 . 
Pensionsfond  für  Lehrer  632. 
Permissivgesetze  378. 
Personalgewcrbe  563. 
Personennamen  470. 
Personenpost  617. 

Personentransport,  gewerbsmässiger 

5ja 

Petitionen  431,  im  Reichsrathe  332. 

Beschränkung  der  Zahl  der  (Jeber- 

bringer  470. 
Petitionsrecht  116,  der  Landtage  310. 
Pfandleihergewerbe  572. 
Pfand  leihgeschält  604. 
Pfandprivilegien  603. 
Pfandrecht  für  Abgaben  668. 
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Pfarrgeiatlichkeit,  Matrikenfuhrung 

4iiL 

Pfarrgemeinden  255,  evangelische  648. 

Pferdebedarf  790. 

Pferdezuchtkommission  154. 

Pflichtexemplare  481. 

Pfründen  645. 

Pionier-Zeugwesen  773. 

Politische  (Gesetzsammlung  fLL 

Polizei  413,  administrative  45-1,  ge- 
richtliche 454,  reparative  453,  re- 
pressive 453,  Funktionen  457,  in 
der  Gemeinde  277. 

Polizeianzeiger  458. 

Polizeibehörden  455. 

Polizeidiener  456. 

Polizeidirektionen  150. 

Polizeistrafgesetze  338,  458. 

Polizeistrafrecht  449. 

Polizeistrafsachen  149. 

Polizeiverfügung  459. 

Polizeiverwaltungsgesetze  458. 

Portofreiheiten  Hl  8. 

Postanstalt  H 16. 

Postdirektionen  156. 

Postgefälle  ÜLL 

Postmonopol  617. 

Postwesen  156. 

Präceptivgesetze  378. 

Prag,  Gemeindeverfassung  292. 

Prager  Frieden  (1635)  2tL 

Pragmatikale  376. 

Pragmatische  Sanktion  2L 

Präsentation  zu  Lehrerstellen  632. 

Präventivjustiz  698. 

Präventivpolizei  452. 

Preissatzungen  578. 

Pressburger  Frieden  3iL 

Pressburger  Geaetzartikel  (1687)  2fi, 

Pressfreiheit 

Pressgesetzgebung  338. 

Pressgewerbe  570. 

Pressgewerbepolizei  4  SO. 

Presspolizei  480. 

Primogenitur  13JL 

Prinzen,  kaiserliche,  als  Herrenhaus- 
mitglieder 342. 
Privateisenbahnen  606. 
Privatflüsse  525. 
Privatgesetzsammlungen  Q4± 
Privatgewässer  525. 
Privatirrenanstalten  506. 
Privatlehranstalten  636. 
Privatrecht  L.  ii  6-* 
Privattechniker  565. 
Privatunterricht  635. 


Privatvolksschulen  627. 
Privatwälder  544. 
Privilegien  420. 
Privilegiengesetzgebung  337. 
Privilegientaxen  675. 
Privilegium  maius  et  minus  13. 
Professoren,  Pensionirung  222* 
Professorenkollegien  634. 
Propädeutik,  geschichtliche  Q, 
Propinationsrecht  337,  569. 
Protokolle  431,  der  Landtage  32L 
Protokollstempel  676. 
Provinzen,  altkonscribirte  463. 
Provinzialgeactzsammlungen  6jL 
Provinzialstände  (geschichtlich)  40, 
Provinzialsystem  139. 
Provisionen  der  Diener  22L 
Provisorische  Heimath  261. 
Prüfungsrecht  der  Verordnungen  403. 
Prüfungstaxen  673. 
Prüfungsvorsehriften  184. 
PruthschiffTahrt  62L 
Publikation  der  Verordnungen  3!<4. 
Pulvermonopol  762. 
Pumpwerke  529. 
Punzirungsämter  158. 
Punzirungsgefdlle  673. 
Pyrotechnik  571. 

Qualifikation  zum  Staatsdienst  im 
Allgemeinen  183,  zu  besonderen 
Zweigen  184. 

Quartierlast  28A 

Quellen  des  Gemeinderechts  245,  des 

Staatsrechts  h& 
Quellwasser  526. 
Quickmühlen  560. 
Quiescentengehalt  221. 

Radfelgen  524. 
Raitkammer  17. 
Käthe  des  Kaisers  144. 
Rauchfangkehrer  57 1 . 
ftealexecution  444. 
Realgemeinde  255. 
Realgewerbe  566. 
Realkautionen  202, 
Realschulen  633. 
Kealsteuern,  Pfandrecht  668. 
Realsystem  139. 
Realunion  3lL 
Reblaus,  Abwehr  542. 
Rechenschaftsberichte    der  Vereine 
4IL 

Rechnungsabschluss  663. 
Rechnungsdeparteraents  169. 
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Rechnungsersätze  663. 
Rechnungshof  170,  gemeinsamer  252. 
Rechnungskammer  17. 
Rechnungswesen  660. 
Recht,  ungeschriebenes  62* 
Rechte,  politische  86,  wohlerworbene 
103. 

Rechtsbeschwerden  115,  4  12. 
Rechtsgeschäfte  der  Verwaltung  428. 
Rechtsgleichheit  114. 
Rechtskontrolle  der  Verwaltung  i2£. 
Rechtsmittelverfahren  440. 
Rechtsschutz  im  Staatsrecht  709. 
Rechtssubjektivität    des  Gesammt- 

staates  741. 
Rechtsverordnungen  392. 
Redefreiheit  in  den  Landtagen  323, 

im  Reichsrathe  366. 
Reformationen  von  Verfügungen  442. 
Reforraation8mandat  638. 
Regalien  2D. 
Regentschaft  138. 
Regent,  Verfassungsgelöbniss  333. 
Regierung  2. 
Regierungsantritt  134. 
Regierungsgewalt  122,  124. 
Regierungsrecht  37 2. 
Regierungsvertreter  im  Reichsrathe 

364. 

Regierungsvorlagen    in    den  Land- 
tagen 320.  im  Reichsrathe  3fi2» 
Regiment  766. 
Regiminalthätigkeit  413. 
Registergebühren  673. 
Registratur  433. 
Regredienterbinnen  J  34 
Regulative  der  Gemeindeverwaltung 

229. 

Regulirung  der  Einforstungen  547, 
der  Gewässer  530. 

Reichsfinanzministerium  752. 

Reichsfinanzwesen  760. 

Reichsforste  543. 

Reichsgericht  176.  719. 

Reichsgesetzblatt  390. 

Reichsgesetze  383. 

Reichshofrath  IB. 

Reichskriegsministerium  747. 

Reichsrath  1123  ff.,  Beschlussfassung 
361.  Bildung  4^  Einberufung  358, 
Eröffnung  358,  Funktionen  333, 
Geschäfts  formen  358,  Geschäfts- 
ordnung 360T  äussere  Gestaltung 
340,  kollegiale  Befugnisse  359. 
Kommissionen  363,  Kompetenz 
333.  Konstituirung  301,  Mitglied- 


schaftsrechte 366.  Endignng  der- 
selben 367.  Mitwirkung  bei  Staats- 
geschäften 331,  politische  Rechte 
330,  Präsidenten  360,  Rechtsstellung 
der  Mitglieder  759.  Schliessung 
359,  Sitzungsprotokolle  363t  Ver- 
tagung 358.  Zusammensetzung  340. 
Zuständigkeit  333. 

Reichsrathssessionen,  ordentliche  und 
ausserordentliche  358. 

Reichsrathswahlen,  direkte  5_L. 

Reichsrathswahl-Ordnung  52,  795. 

Reichsrathswahlrecht,  allgemeine  Vor- 
aussetzungen 349,  besondere  Vor- 
aussetzungen 350. 

Reichsstrassen  52 1 . 

Reisekosten  der  Abgeordneten  367, 
der  Landtagsmitglieder  324. 

Reisepartikulare  215. 

Reiseurkunden  474. 

Reklamationen  in  Abgabensachen 
666. 

Rekruten-Kontingent  33^  76^  Vor- 
lage 341. 

Rekurse  440. 

Rekursfristen  441. 

Relationen  432. 

Religion  1Ü& 

Religionsfond  647,  652. 

Religionsgesellschaften  ,  anerkannte 
638,  Anerkennung  neuer  641. 

Religionsübung,  öffentliche 

Religionsunterricht  an  Volksschulen 
Q2L 

Religionswechsel  101. 
Religiöses  Leben  100. 
Rcmontirung  788. 
Remontirungs-Inspector 
Remunerationen  21iL 
Repertorien  GG. 
Rcpräsentationsgelder  213. 
Repräsentativgewalt  122. 
Rescripte,  kaiserliche  376. 
Resignation  24 1 . 

Resolutionen,   allerhöchste  376.  des 

Reichsrathes  332. 
Ressortminister  144. 
Restitution  7ol . 
Retorsionszölle  684. 
Revierämter  155. 
Revierstollen  557. 
Revierverbände  517. 
Revision  668. 

Richterliche  Beamte,  Disciplinaxver- 

fahren  205. 
Richterliche  Behörden  140.  171. 
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Richterliche  Thätigkeit  69_L  der  Ver- 1 

waltungsbehörden  448. 
Kichterliches  Prüfangsrecht  403. 
Ritterorden  12L 
Rodung  545. 

Römisch-katholische  Religion  132, 
Rudolph  von  Habsburg  9L, 
Rüge  2DA 

Runegebühren,  Ausmaass  22Ü. 

Sacharometer  594. 
Salinendirektionen  157. 
Salzämter  160. 

Salzburg,  Gemeindegesetze  247,  Land- 
tag 304. 

Salzmonopol  683. 

Sammlungen  üQiL 

Sanitätsanstalten  457. 

Sanitätsdienst,  Organisation  500. 

Sanitätspolizei  50 1 . 

Sanitätsrath,  oberster  140. 

Sanitätsreferent  149. 

Sanitätstruppen  766,  774^  Komman- 
dant IAH 

Sanitätswesen,  militärisches  773. 

Schenkungen,  Besteuerung  677. 

Schiflergewerbe  571. 

Schifffahrt  in  die  weite  See  622. 

Schifffahrts-Akte  62CL 

Schlagschatz  671. 

Schlesien,  Abtretung  37j  Gemeinde- 
gesetze 248,  Landtag  3DJL 
Schmelzöfen  560. 

Schneeabräumung  auf  Reichsstrassen 

522. 

Schonung  nützlicher  Thiere  552. 

Schonzeit  des  Wildes  552. 

Schöpfwerke  529. 

Schranken  der  Gesetzgebung  381. 

Schreibweise,  beleidigende  484. 

Schubkosten  622, 

Schubwesen  491. 

Schulbehörden  153. 

Schulbücher  4£& 

Schullast  Ü3IL 

Schulpflicht  62S. 

Schulpflichtige  Kinder,  Konscription 

Schulversäumnisse  G21L 

Schürfarbeiten  557. 

Schurfberechtigungen,  Erlöschen  562. 

Schutz  des  Feldgutes  542,  des  G rund- 
eige nthums  durch  Wassergenossen- 
schaften 530,  geistiger  Arbeit  582, 
politischer  Rechte  722. 

Schutzobrigkeitliches  Verhältniss  8JL 


Schutzwälder  545. 

Schwurgerichte  701. 

Seebezirkskommando  776. 

Seefischerei  5_5Jl 

Seeofficiere  768. 

Seepolizei  622» 

Seerecht,  Gesetzgebung  33iL 

Seeschiflfahrt  622. 

Seifen  5iiiL 

Sekundärbahnen  607. 

Selbstverlagsrecht  der  Autoren  480. 

Selbstverwaltung  414.  der  Gemeinde 
279.  der  Länder  302, 

Selbstverwaltungskörper  242.  genos- 
senschaftliche 415,  politische  415. 

Seniorat  648. 

Seuchenpolizei  ÜQ2» 

Sicherheitspolizei  414^  allgemeine  451, 
besondere  453,  höhere  453.  niedere 
453,  der  Landwirtschaft  541. 

Sicherheitswachen  150,  456. 

Siebenbürgen  21j  2JL 

Siegelgeld  673. 

Silberscheidemünze  597. 

Silberwährung  59JL 

Sittenpolizei  487. 

Sittenstrafrecht  487. 

Sitzungen,  gemeinschaftliche  341. 

Slavonien  2JL 

Slovenen  2. 

Sociale  Zustände  108. 

SonntagBfeier  643. 

Sparkassen  604. 

Specialdebatte  362. 

Spccialgesetze  379. 

Specialkartensteuer  679. 

Spielpolizei  488. 

Sprachen,  landesübliche  III. 

Sprengmittel,  Erzeugung  572. 

Staat,  Begriff  L 

Staatsämter  139. 

Staatsanwaltschaften  161. 

Staatsaufsicht  über  Gemeinden  286. 

Staatsausgaben  649. 

Staatsbürger  78j  Pflichten  83* 

Staatsbürgern  cht,  Gesetzgebung  338. 

Staatsbürgerschaft,  Erwerb  79j  Ver- 
lust SL 

Staatsdiener  178.  Befreiungen  233. 
Beschränkungen  106,  Ernennung 
185.  Gehorsamspflicht  193,  Pflichten 
187.  Präsenzdienstptticht  191.  Pri- 
vatleben 195,  Privilegien  233, 
Rechte  209,  Rechtsschutz  231, 
Standespflichten  195,  Treupflicht 
192,  Urlaub  188,  Verantwortlich- 
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keit  197,  Verehelichung  197,  Ver- 
setzung 205,  Zeugenpflicht  2üiL  — 
S.  auch  unter  „Beamte1*. 

Staatsdienst,  Begriff*  178,  Arten  181, 
Eintritt  182. 

Staatsdruckerei  158. 

Staatseinnahmen  652. 

Staatsgebiet  73j  Eintheilung  76,  Un- 
veräusserlichkeit 74. 

Staatsgerichtshof  177,  Verfahren  vor 
demselben  731. 

Staatsgewalt  L 

Staatsgrundgesetze,Durehführung339. 

Staatskanzlei  32. 

Staatskassen  160. 

Staatskirchenrecht 

Staatsministeriura  1 13. 

Staatsnoten  600. 

Staatsnothrecht  105. 

Staatspolizei  453. 

Staatsprüfungen  1  i . 

Staatsrath  32j  33. 

Staatsrechnung  663. 

Staatsrecht      Fundamentalsätze  58, 

Quellen  5S. 
Staatsschulden,  337,  691,  Direktion 

158,  Konvertirung  337^  692j  693. 
Staatsscbuldenkasse  160. 
Staatsschuldenkontrolls  -  Kommission 

im 

Staatstelegraphen  619. 
Staatsverbrechen  484,  Abwehr  484. 
Staatsverträge  405,  belastende  334, 

Genehmigung   &y ,   Inhalt   408 , 

Kundmachung  407. 
Staatsverwaltung  414. 
Staatsvoranschlag  656,  Genehmigung  ; 

336,  668. 
Staatswille  L 
Städte  2KL 
Stadtrath 

Stadtverfassung,  Besonderheiten  290. 
Stände  10S, 

Ständische  Aerarialschulden  <>'.'  I  - 
Standrecht  486. 
Stationskommanden  75 1 . 
Statistik  A2Ih 

Statistische  Centraikommission  153. 
Statthalter  l&L 
Statthaltereien  164. 
Statuten  der  Städte  287,  der  Vereine 
421L 

Steiermark.  Erwerbung  8^  Gemeinde- 
gesetze 247,  Landtag  305. 
Stellungspflicht  21k 
Stellvertreter  der  Gewerbtreib.  575.  ] 


Stellvertretung  1^7. 
Stempelabgaben,  Pfandrecht  069. 
Stempelgebühren  675. 
Stempelverschleissämter  160. 
Stephansorden  12L 
Sterbequartal  228. 
Sterberegister  468. 
Sternkreuzorden  127. 
Steuern,  direkte  ßää±S.  a.  Abgaben." 
Steuerämter  160. 
Steueransage  668. 
Steuerbewilligung  337,  659,  668. 
Steuernachlass  667. 
Steuerprivilegien    der  Eisenbahnen 
615,  der  österr.-ungar.  Bank  603. 
Steuerzuschläge  690. 
Stiftungen  424^  kirchliche  646. 
Stolataxcn  647. 

Störung  der  öffentlichen  Ruhe  481. 
Strafanstalten  703. 
Strafgerichte  173. 
Strafgerichtsbarkeit  700. 
Strafjustiz,  Beziehung  zur  Verwal- 
tung 446. 
Strafprocess  3,  iL 
Strafrecht  3^  materielles  £l 
Strafrechtsgesetzgebung  338. 
Stra^ssenpolizei  524. 
Ströme  526. 

Strompolizeiordnungen  620. 
Studienfonds  652* 
Studierende  635. 
Subarrendirung  788. 
Subscribenten8ammlung  481. 
Substitutionsgebühren  216. 
Subventionen  651 . 
Successionsfähigkeit  1 3 1 . 
Successionsordnung 
Superintendenz  648. 
Suspension  der  Freiheitsrechte  485. 
Syndikatsbeschwerden  172. 


Tabakfabriken  l->7. 
Tabakmonopol  683. 
Tabakregie  157. 
Tabakverschleissämter  16'  > 
Tagespressc,    Kenntnissnahme  von 

derselben  458. 
Taggelder  214. 
Taggewässer  560. 
Tagmaass  558,  Erlöschung  562. 
Tanzmusiken  480. 
Taufmatriken  467. 
Taxen  674. 
Taxpatent  673. 
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Telegraphenanstalt    1  56,  Gebühren 

Telegraphenwe8en,  Gesetzgebung  337. 
Telegraphie  618. 
Teraperanzpunkte  639. 
Territorialhoheit  7JL 
Territorialprincip  435. 
Theaterpolizei  483. 
Theuerungspolizei  5D1L 
Thierkrankheiten,  Abwehr  f)42. 
Thierquälerei  490. 
Thronfolge  12Ü. 
Thronrede  des  Kaisers  358. 
Tilgungsfond  ÜliZ. 

Tirol,  Erwerb  10,  Gemeindegesetze 
24**,  Landtag  306,  Wahlrecht  geist- 
licher Personen  310. 

Toleranzpatent  839. 

Traintruppen  766. 

Trainzeugwesen  773. 

Transportwesen,  militärisches  773. 

Trauungsbuch  488. 

Treupflicht  OL 

Triebwerke  5_2iL 

•Triest,  Erwerb  10,  Gemeindeverfas- 
sung 292,  Landtag  30& 
Trivialschulen  625. 
Trödlergewerbe  5J2. 
Trunkenheit  4Ü9. 

Ileberfuhrsanstalten  822. 

Ucbersetzungen  der  Gesetze  390. 

Uebersiedlungskosten  215. 

I Übertretungen,  polizeiliche  449. 

Ueberwachung  der  Gemeinden  284, 

Umbauten  519. 

Umzugskosten 

Uufallspolizei  495,  Anwendungsfälle 

Ungarn,  Erwerb  18,  Xebenländer  21, 

Verfassung  (historisch)  2L 
Ungarische  Staatsbürger  119. 
Ungarischer  Verfassungstreu  53, 
Ungarisches  Staatsrecht  6JL 
Ungiltigkeitserklärung     der  Wahl 
324,  dllL 

Universitäten  634,  Theilnahme  an  den 

Landtagen  488. 
Unordnungen,  häusliche  488. 
Unteroffiziere,  Civilversorgung  184. 
Unterricht,  Gliederung  624. 
Unterrichtsministerium  151. 
Unterrichtswesen  623. 
Unterthanen  7& 
Unterthänigkeit  Hg, 
Untheilbarkeit  des  Staatsgebietes  TjL 


Urheberrechte,  Gesetzgebung  338. 
Urkundenstempel  678. 
Urproduktion  564. 
Urwahl  311. 


Veräusserungsgcschäfte ,  Genehmi- 
gung 33L 

Verbände  in  der  Gemeinde  253, 
wirtschaftliche  516. 

Verbote,  Exekution  derselben  447). 

Verbrauchsabgaben  679. 

Verfahren  in  Gefällssachen  669,  in 
VerwaltungsBachen  443,  in  Wässer- 
sachen 532,  vor  dem  Reichsgerichte 
725,  vor  dem  Verwaltungsgerichts - 

hofe  m 

Verfassungsänderungen  362,  aus- 
drückliche und  stillschweigende 382, 

Verfassungsgelöbniss  135. 

Verfassungsgeschichte,  neuere  3JL 

Verfassungsgesetze  55,  59. 

Verfassungsrecht  2, 

Verfügungen  429.  Abänderung  442. 

Verdienstkreuz  128, 

Vereinbarungen  mit  Ungarn  1 1 0. 

Vereine,  politische  477. 

Vereinigung  der  Gemeinden  283, 

Vereinsabzeichen,  Verbot  477. 

Vereinspolizei  475. 

Vereinsrecht  98,  Gesetzgebung  338. 

Vergnügungen,  öffentliche  488. 

Verjährung  der  Abgaben  667. 

VerkehrbeiderReichsrathshäuser  36.*». 

Verkehrssteuern  677. 

Verläge  der  Kassen  660. 

Verleihungstaxen  674. 

Vermögensübertragungagebühren, 
Pfandrecht  668. 

Verordnetenstelle  16. 

Verordnungen  391,  kaiserliche  3?.r> 

Verordnungsblätter  66. 

Verordnungsrecht  der  Polizeibehör- 
den 459. 

Verpflcgungsanstalten  im  Heere  771 . 
Verrechnung,  systematische  661. 
Versammlungen  unter  freiem  Himmel 
418, 

Versammlungspolizei  478. 
Versammlungsrecht  98,  Gesetzgebung 

m 

Versatzämter  604. 

Versicherungsanstalten  605. 

Verträge,  Erfüllung  406,  als  Rechts- 
quelle 6_1_,  in  der  Verwaltung  428, 
mit  fremden  Staaten  405. 
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Alphabetisches  Sachregister. 


Vertretungskörper 

Verwahrung,  vorläufige  9J_ 

Verwaltung,  Begriff  411,  gemeinsame 
700,  Kontrolle  420,  politische  148, 
Schranken  422, 

Verwaltungsaufwand  650. 

Verwaltungsbehörden  140,  Kompe- 
tenz 435,  richterliche  Thätigkeit 
448. 

Verwaltungsbeschwerde  115,  442. 
Verwaltungsbündnisse  409. 
Verwaltungsdecernat  426. 
Verwaltungsexekution  431,  443. 
Verwaltungsgebühren  673.  6?  5. 
Verwaltungsgemeinden 


Verwaltungsgerichtsbarkeit  711. 
Verwaltungsgerichtshof  175,  Zustän- 
digkeit 71 3. 
Verwaltungsgeschäfte  425. 
Vcrwaltungsgesetze,  Inhalt  420. 
Verwaltungspolizei  4 14. 
Verwaltungsrecht,  Kodifikation  42 1 . 
Verwaltungsstrafjustiz  440. 
Verwaltungsverbände  4T6. 
Verwaltungsvereine  409,  423. 
Verwaltungsverfahren  433. 
VerwaltungBvermÖgcn  412,  655,  der 

Gemeinde  277. 
Verwaltungsverordnungen  391,  428. 
Verwaltungszweigc  413 
Verwendungen  für  den  Staat  213. 
Verweis  205,  208. 
Verzehrungssteuer  (>s0. 
Verzeichnung  der  Wühler  272. 
Veterinärgesetzgebung  337. 
VeterinärweBen  773. 
Vicedomini  18, 

Viceprüsidcnten  der  Reichsrathshäu- 
ser ML 

Vicinalbahncn  607. 

Viehseuchengesetzgebung  337. 

Virilstimmrecht  in  der  Gemeinde  267, 
in  den  Landtagen  308. 

Vliess,  goldenes  1 27. 

Voie  gracieuse  422» 

Volk  7SL 

Völkerrecht  iL 

Volksschule  625. 

Volksschullehrer  631. 

Volksstimmung,  Beachtung  458. 

Volksvertretung  321L 

Volksversammlungen  478. 

Volkswirthschaftliche  Gesetzgebung 

Volkswirthschaft8pflege  413. 
Volkszählung  462. 


Vollziehung  3,  innerhalb  d.  Verwal- 
tung 422,  430. 

Vollzugsgewalt  124. 

Vorarlberg ,  Gemeindegesetze  24^. 
Landtag  3ÜÜ 

Vorberathung  der  Anträge  363. 

Vorderösterreich  1Ü. 

Vorschusskassen,  land  wirthschaftliche 
(»05. 

Vorspannleistung  789. 
Vorstellungen  440. 

Waffen,  verbotene  493. 
Waffenerzeugung  571. 
Waffengebrauch   der  Gensdanneric 

456,  des  Militärs  485. 
Waffenpass  493. 
Waffenpolizei  493. 
Waffenübungen  781. 
Wägeanstalteu  572. 
Waggeld  tili 

Wahl  der  Vorsitzenden  im  Abgeord- 
netenhause 360. 

Wählbarkeit  in  der  Gemeinde  265. 
zum  Landtage  316,  für  den  Reichs- 
rath 352. 

Wahlbezirk  308,  städtische  3JiL 

Wählerlisten  273. 

Wählerversammlungen  479. 

Wählerverzeichniss  272. 

Wahlgeschäft  für  den  Landtag  317. 

Wahlkörper  272,  3ÜÜ. 
;  Wahlperiode  der  Landtage,  Ablaut 
•v>> 

j  Wahlprüfungen  im  Abgeordneten- 
hause 359. 

Wahlrecht  in  der  Gemeinde  26.5.  für 
die  Landtage  312,  für  den  Reichs- 
rath 349,  im  Grossgrundbesitze 
3 1 2,  juristischer  Personen  3 1 3. 
persönliche  Ausübung  310,  Aus- 
schliessungsgründe 350. 

Wahlspruch,  kaiserlicher  135. 

Wahl  verfahren  in  der  Gemeinde  274. 
für  den  Reichsrath  353. 

Wahrheit,  Erforschung  der  materiel- 
len 433. 

Wahrnehmung  als  Element  der  Ver- 
waltung 412. 

Waisenpensionen  23_L 
.  Waldgenossenschaften  516,  546. 
1  Waldprodukte,  Transport  547. 

Waldrodung  545. 

Waldschutz  549. 

Wald  Verwüstung  545. 

Wasser,  wildes  525. 


Alphabetisches  Sachregister. 
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Wasserbauten ,  Koncessionsurkunde, 

529. 

Wasserfrevel  335. 

Wassergenossenschaften  516  ,  530, 
Kostenrepartition  531,  Ausscheiden 

Wasserlauf  525. 
Wasserleitungen  529. 
Wassermauth  H?l. 
Wasserpolizei-Uebertretungen  535. 
Wasserrecht  520» 

Wasserrechtliche  Enteignungs-Fälle 

iüjl 

Wassersachen  532.  Ediktalverfahren 

in  denselben  534. 
Wassertransport  020. 
Wasserwerke  528. 
Wechselrecht,  Gesetzgebung  33  S. 
Wechselseitiges  Gehör  137. 
Wege,  Eintheilung  521. 
Wegerecht  I>2L 
Wegeraauth  67t '. 

Wehrpflicht,  freiwillige  783,  gesetz- 
liche 77*.  Löschung  Wehrpflichti- 
ger 780. 

Wehrtaxe  674. 

Weiberstrafanstalten  703. 

Weinsteuer  K80. 

Weltpostverein  410. 

Wenzelvertrag  62. 

Widerspruch  von  Reichs-  u.  Landes- 
gesetzen 386. 

Wiener  Frieden  (1606)  25,  38. 

Wirkungskreis,  übertragener  281. 

Wirthschaftliche  Association  512. 

Wirthschaftliche  Schulen  ü2jL 

Wirthschaftliche  Stände  ML 

Wirthschaftliche  Verbände  516, 

Wirthschaftsgenossenschaften  515. 

Wirthschaftspflcge  509. 

WirthschaftspoHzei  509. 

Wittwenpensionen  229,  ausserordent- 
liche 230,  charaktermässige  23iL 


[  Wohlfahrtspflege,  kommunale  278. 
Wohlfahrtspolizei  414. 
Wohlthätigkeitsanstalten  457. 
Wohnsitz  435. 
Wundärzte  504. 


Zahlung  der  Abgaben  666. 
Zahlungsaufträge  432. 
Zählungsbuch  465. 
Zahlungsgeschäft  660. 
Zeitungssteuer  679. 
Zettelbanken,  Gesetzgebung  337. 
Zollabgaben,  Pfandrecht  6f*8. 
Zollämter  1Ü0_ 

Zollangelegenheitcn ,  Gesetzgebung 
33L 

Zollbündniss  mit  Ungarn  740. 
Zölle  fi£L 
Zollgefälle  702, 
Zollordnung  684. 
Zolltarif  683. 
Zubauten  519. 
Zuckersteucr  682. 

Zugdienste  für  Gemeindeerfordernisse 

268. 

Zurücklegung    von  Schurfberechti- 

gungen  562. 
Zurückstellung  779. 
Zusammenlegung  von  Grundstücken 

541. 

Zuschläge  zu  den  Steuern  61)0. 
Zuschritten  432. 

Zuständigkeit  der  Verwaltungsbehör- 
den 435. 
Zustellungsgebühren  675. 
Zustimmung  zu  Gesetzen  33_L 
Zwangsarbeitshäuser  457. 
Zwangsstrafen  444. 
Zweckmässigkeitsfragen  713. 
Zweigniederlassung  577. 
Zweikammersystem  340. 


Berichtigungen. 


S.  7,  S  r>>  Z.  1  v.  o.  lies  „Don"  statt  „Der". 
S.  64,  Z.  10  v.  u.  lies  „17  80"  statt  „1730". 

S.  70,  Z.  2  v.  o.  lies  „Vormundschaft"  statt  „Verwandtschaft-. 
S.  97,  Z.  4  v.  o.  lies  „versteuert"  statt  „besteuert". 
S.  100,  Anra.  2,  Z.  4  schalte  ein  nach  „sucht":  „wegen  Religions- 
störung mit  Strafe  bedroht  ist". 
S.  112,  Z.  12  v.  o.  lies  „1869"  statt  „1868". 

S.  153,  Z.  22  v.  o.  lies  „öffentliche  und  Privatschulen"  statt  „öffentlich* 

Privatschulen". 
S.  158,  Z.  4  v.  o.  lies  „untersteht"  statt  „übersteht". 
S.  158,  Z.  19  v.  o.  lies  „Silbereinlösung"  statt  „Silberlösung". 
S.  158,  Anm.  4  lies  „10.  Juni"  statt  „16.  Juni." 
S.  179,  Z.  14  v.  o.  lies  „1867"  statt  „1877". 
S.  181,  Z.  16  v.  o.  lies  „Anwendung"  statt  „statt". 
S.  185,  Z.  7  v.  o.  schalte  ein  nach  „Finanzwache" :  „der  Vorzug". 
S.  188,  Z.  11  v.  o.  lies  „ihnen"  statt  „ihm". 
S.  218,  Anm.  5  und  6  lies  „15.  April"  statt  „12.,  bez.  13.  April". 
S.  360,  Z.  14  v.  o.  lies  „die"  statt  „den". 
S.  593,  S  326?  Z.  10  v.  o.  lies  „18  71"  statt  „1872". 
S.  635,  Z.  19  v.  o.  lies  „Hochschule"  statt  „Hochschulen". 
S.  650,  Z.  13  v.  o.  lies  „Letzterer"  statt  „Letztere". 
S.  653,  Z.  19  v.  u.  lies  „Kostenersätze"  statt  „Kostensätze". 
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